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Zusammenfassung 
 

 

Verfügen die USA über eine Sicherheitsstrategie für Südostasien? Die große Mehrheit der Experten 
vertritt die Auffassung, daß sich die Politik Washingtons vor allem an tagespolitischen Erfordernissen 
orientiert. Entscheidungen werden demnach ad hoc gefällt. Unklar ist dabei, von welchen Kriterien 
solche Bewertungen abhängig gemacht werden: Was ist eine „Strategie“? 
  Zur Beantwortung dieser Frage wird in der vorliegenden Dissertation ein strategischer Idealtypus 
entworfen. Dieser setzt sich aus strategischen Segmenten zusammen, zu denen jeweils aus dem syste-
mischen Realismus abgeleitete Verhaltenserwartungen formuliert werden. Grundlage der theoreti-
schen Überlegungen ist ein Modell, das von einem Dualismus saturierter und revisionistischer Staaten 
ausgeht, in dessen Mittelpunkt die Konkurrenz zwischen Hegemon und Herausforderer steht. Gemes-
sen wird strategisches Verhalten über die „Impulsverarbeitung“ und die „Impulsumsetzung“. Dabei ist 
herauszufinden, ob Entscheidungsträger im Sinne der theoretischen Erwartungshaltung systemische 
Anreize und Beschränkungen (Impulse) angemessen wahrnehmen (Meßbereich: offizielle Strategiebe-
richte, Reden) und ebenso angemessen umsetzen (Meßbereich: beobachtbares Verhalten). Dazu wer-
den fünf strategische Segmente ausgewertet, die zugleich die empirischen Hauptkapitel der Arbeit bil-
den. Dies sind „Interessen“, „Herausforderungen und Bedrohungen“, die „Ordnungspräferenz“, „Mit-
tel und Instrumente“ sowie „Vorgehensweisen“. Wird ein Staat den in der Operationalisierung darge-
legten systemischen Erwartungshaltungen in der empirischen Überprüfung gerecht, so agiert er strate-
gisch. Ein solches Verhaltensmuster ist in der Tagespolitik, in politischen Krisen und in der politi-
schen Planung festzustellen. 
  Die Analyse wird aus der Perspektive der USA vorgenommen. Der zeitliche Horizont erstreckt 
sich auf die zweite Amtszeit der Administration von Präsident Bill Clinton sowie auf die erste und lau-
fende zweite Amtsperiode von Präsident George W. Bush; insgesamt werden Entwicklungen bis zum 
September 2007 berücksichtigt. Dabei werden sämtliche Ausführungen historisch eingeordnet. Eine 
weitere Eingrenzung des Gegenstandes erfolgt in geographischer Hinsicht. Der Forschungsschwer-
punkt liegt auf der Betrachtung der amerikanischen Sicherheitspolitik in Südostasien. Da diese umfas-
send nur im Kontext der Asien-Pazifik-Politik der USA zu verstehen ist, werden Ausführungen zur 
Positionierung Washingtons in Nordostasien, Südasien und Australasien an geeigneter Stelle einge-
flochten. Theoretisch setzt die Arbeit im realistischen Paradigma an, was Konsequenzen für den Ar-
beitsaufbau hat. Es werden zuvörderst zwischenstaatliche Beziehungen betrachtet. Aus realistischer 
Sicht sind es zudem nicht terroristische Gruppierungen wie die Jemaah Islamiyah, die vitale amerika-
nische Interessen in Südostasien bedrohen, sondern Machtambitionen von Großmächten. Diesbezüg-
lich wird untersucht, ob und – wenn ja – in welcher Hinsicht China als peer competitor der USA zu 
bezeichnen ist. Daraus ergibt sich folgende zentrale Forschungsfrage: Kann die sicherheitspolitische 
Reaktion der USA auf den machtpolitischen Aufstieg Chinas in Südostasien als strategisch bezeichnet 
werden? 
  Die Dissertation gelangt zu folgenden Ergebnissen: Die USA verfügen über eine Sicherheitsstrate-
gie für Südostasien. Die relevanten offiziellen Dokumente lassen ein deutliches Verständnis für die vi-
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talen Interessen des Landes in der Region (ökonomischer Zugang, freie Seewege) erkennen. China 
wird, wie dies Realisten erwarten, als größte langfristige Herausforderung amerikanischer Asien-
Pazifik-Politik betrachtet. Dabei unterscheiden die USA sehr differenziert zwischen gegenwärtig be-
grenzten Machtprojektionsfähigkeiten der Volksbefreiungsarmee und den langfristigen Absichten des 
Reiches der Mitte. Washington hält zur Absicherung seiner Interessen im asiatisch-pazifischen Raum 
am Instrumentarium der Vornepräsenz fest. In Japan, Südkorea sowie auf Guam sind größere ameri-
kanische Truppenkontingente stationiert. In Südostasien bestehen militärische Zugangsvereinbarungen 
mit Singapur, den Philippinen, Thailand, Malaysia, Indonesien und Brunei. Hinzu kommen enge Be-
ziehungen zu Australien. Die USA tragen durch ihr Verhalten dazu bei, die Anlehnungspolitik der ge-
nannten Akteure gegenüber dem Hegemon positiv – und damit idealtypisch „strategisch“ – zu beein-
flussen. Washington übt auf diese Weise systematisch auf die pazifische Gegenküste zum eigenen 
Nutzen Einfluß aus. Durch die Modernisierung der Bündnis- und Sicherheitsstrukturen („System von 
San Francisco“) bereitet es sich darauf vor, nicht nur dauerhaft vor Ort präsent zu bleiben, sondern 
auch in Krisenzeiten über hinreichenden operativen Spielraum zu verfügen. Gegenüber China verhal-
ten sich die USA durch eine Politik der „Abstandwahrung durch Einbindung“ ebenfalls strategisch. 
Selbige Bewertung trifft im Segment der Ordnungspräferenz zu. Der Realismus geht davon aus, daß 
zunehmende Machtressourcen einen Staat dazu verleiten, seine positionale Stellung im internationalen 
System auszubauen. Konsequenterweise sehen sich die USA als mit Abstand mächtigster militärischer 
und ökonomischer Akteur des Fernen Ostens in der Rolle des Hegemons. 
  Obwohl Washington im Sinne dieser Arbeit zugesprochen werden kann, über eine Sicherheitsstra-
tegie für Südostasien zu verfügen, hätten die Clinton- und die Bush-Administration in einzelnen Seg-
menten strategischer agieren können. So werden z.B. terroristische Gruppierungen als Herausforde-
rung überbewertet. Im Bereich der Menschenrechtspolitik blockieren normative Zielvorstellungen eine 
strategische Vorgehensweise. Aus realistischer Sicht müßten die USA z.B. versuchen, die Umklam-
merung Burmas durch China, das dadurch Zugang zum Golf von Bengalen erhält, durch kooperative 
Angebote zu lockern. Statt dessen betreibt Washington gegenüber Rangun eine ebenso klare wie un-
strategische Sanktionspolitik. 
  Die vorliegende Dissertation soll in drei Gebieten einen Beitrag zum Forschungstand der politik-
wissenschaftlichen Teildisziplin der Internationalen Beziehungen leisten: Für den Begriff der „Strate-
gie“ werden, erstens, konkrete Meßkriterien entwickelt. Innerhalb des realistischen Paradigmas wird, 
zweitens, der Forschungsstrang des „funktionalen offensiven Realismus“ herausgearbeitet. Gezeigt 
wird, daß eine Akteursöffnung auch unter systemischen Bedingungen möglich ist, wozu methodisch 
die Instrumente der „Impulsverarbeitung“ und „Impulsumsetzung“ entwickelt werden. Der dabei ent-
standene idealtypische, theoretisch aufgeladene Strategiebegriff wird so formuliert, daß er für weitere 
Arbeiten, die sich mit staatlicher Sicherheitspolitik befassen, verwendbar ist. Empirisch trägt die Dis-
sertation, drittens, zur Aufarbeitung des amerikanisch-chinesischen Wettbewerbs um Macht und Ein-
fluß in Südostasien bei. Zu diesem Thema gibt es zahlreiche Aufsätze. Es fehlen jedoch Arbeiten, die 
sämtliche bilateralen Beziehungen der USA und Chinas in Südostasien ausführlich untersuchen und 
unter strategischen Gesichtspunkten aufeinander beziehen. 
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Einführung 
 
 

 

Unter Asienexperten ist umstritten, wie sich die sicherheitspolitischen Strukturen des Fernen 

Ostens in den nächsten Jahren entwickeln werden. Folgende Annahmen treffen jedoch bei den 

meisten Beobachtern auf Zustimmung: Das machtpolitische Gefüge des asiatisch-pazifischen 

Raums wird ganz maßgeblich von der weiteren Entwicklung Chinas abhängen. Sollte es er-

neut zu einer Großmachtkonfrontation kommen, dann werden sich vermutlich Peking und 

Washington als Kontrahenten gegenüberstehen. Beide Staaten verfolgen bereits jetzt in ver-

schiedenen Fragen der internationalen Politik gegensätzliche Interessen, wobei insbesondere 

ihre konträre Positionierung im Taiwan-Konflikt ein erhebliches Eskalationspotential hat. 

Während die Gegensätze Chinas und der USA in jenem hot spot ganz augenscheinlich aufein-

anderprallen, gibt es verschiedene geographische Zonen, in denen die machtpolitische Kon-

kurrenz weniger sichtbar ist. Zu ihnen gehört Südostasien. 

  Nach dem Ende des Ost-West-Konflikts hat sich das Verhältnis Pekings und Washingtons 

zu den Staaten der Association of Southeast Asian Nations (ASEAN) unterschiedlich entwik-

kelt. War China noch Mitte der 90er Jahre wegen seines aggressiven Vorgehens in der Sprat-

ly-Frage als Bedrohung wahrgenommen worden, konnte es sein Image in der Folgezeit nach-

haltig verbessern. Die Beziehungen zu den Staaten Südostasiens wurden nicht nur durchweg 

ausgebaut. Es kam auch zu Vereinbarungen über die Schaffung einer Freihandelszone, zur 

Unterzeichnung einer Erklärung über Verhaltensregeln für die Südchinesische See sowie zur 

Einrichtung regelmäßiger Gipfeltreffen im Rahmen der ASEAN Plus Three (APT) und des 

erstmals im Dezember 2005 abgehaltenen East Asia Summit (EAS). Die USA haben dagegen 

den Höhepunkt ihrer Macht in dieser Region überschritten, nachdem sie 1992 ihre Truppen 

von den Philippinen zurückziehen mußten. In den folgenden Jahren wurde die amerikanische 

Südostasienpolitik ironisch als benign neglect beschrieben. Das Interesse Washingtons nahm 

nach den Anschlägen vom 11. September 2001 in New York und Washington D.C. zwar wie-

der zu. Die meisten ASEAN-Staaten haben dabei jedoch den Eindruck gewonnen, daß die 

Regierung von US-Präsident George W. Bush die Probleme Südostasiens einseitig aus der 

Perspektive des Kampfes gegen den Terrorismus beurteilt und an den sozialen sowie ökono-

mischen Problemen vor Ort nur begrenzt interessiert ist.  
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  Diese Beobachtungen lassen zwei an dieser Stelle noch sehr oberflächliche Vermutungen 

zu: Während sich China in Südostasien in einer Vorwärtsbewegung befindet, scheinen die 

USA den Rückwärtsgang eingelegt zu haben. Hält dieser Trend an, dann wäre mittel- bis 

langfristig ein hegemonialer Wandel zu erwarten. Südostasien würde von der Pax Americana 

in die Pax Sinica übergehen. Die hier vorliegende Arbeit soll nach diesem flüchtigen ersten 

einen ausführlichen zweiten Blick auf die Entwicklungen in der Region werfen und erörtern, 

ob ein möglicher chinesischer Aufstieg automatisch einen amerikanischen Niedergang im 

ASEAN-Raum zur Folge hat. Dabei ist herauszufinden, wie die USA auf die hier skizzierte 

Entwicklung reagieren. 

 

 

 

I.                  Untersuchungsgegenstand 
 

 

Abhandlungen zur amerikanischen Asien-Pazifik-Politik ist immer wieder eine Klage zu ent-

nehmen: Washington verfüge weder in Nord- und Südostasien noch in Südasien über eine ko-

härente Sicherheitsstrategie. Autoren unterschiedlichster Provenienz haben diese Bewertung 

nicht nur während des Ost-West-Konfliktes vorgenommen, sondern halten an ihr auch in der 

Gegenwart fest. Der Südostasien-Experte der National Defense University in Washington, 

Marvin C. Ott, dürfte daher für viele seiner Kollegen gesprochen haben, als er 1999 ein Essay 

mit den schlichten Worten „Southeast Asia and the United States. Policy Without Strategy“ 

betitelte.1 Auch die seit den Anschlägen vom 11. September 2001 vorgenommene Konzentra-

tion der USA auf den Kampf gegen den Terrorismus in Südostasien wirkt auf viele Beobach-

ter eher hysterisch als vor dem Hintergrund der ökonomischen und politischen Probleme der 

Region strategisch durchdacht.  

  Worauf gründen diese Einschätzungen? Drei Erklärungen bieten sich an: Die Sicherheits-

politik der USA in Südostasien könnte, erstens, tatsächlich in sich widersprüchlich sein, was 

für Vergangenheit und Gegenwart gelten würde. Sie hätte sich dann nicht an strategischen, 

sondern eher an tagespolitisch ausgerichteten Verhaltensmustern orientiert. Aus den Ereignis-

sen der letzten Jahrzehnte könnte, zweitens, aber auch eine ganz andere Frage resultieren: Ist 

strategisches Handeln überhaupt möglich? Jede von einer Regierung vorgestellte Sicherheits-

strategie durchläuft eine Fülle von innenpolitischen Abstimmungsprozessen, die zur Verwäs-

                                                 
1  Vgl. Marvin C. Ott, Southeast Asia and the United States. Policy Without Strategy, PacNet, Nr. 21, Hono-

lulu, 28. Mai 1999. 
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serung theoretischer Konstrukte in der Praxis führen. Ein muddling through wäre dann nicht 

die Ausnahme, sondern der Regelfall in einem immer komplexer werdenden und in seinen 

Zusammenhängen schwerer zu verstehenden internationalen Umfeld.  

  Der Verfasser hat in mehr als 90 Forschungsinterviews mit Amerika- und Asien-Experten 

in London, Washington, Honolulu, Singapur und Kuala Lumpur eine weitere, dritte mögliche 

Erklärung gefunden. Auf die Frage, ob die USA über eine Sicherheitsstrategie im asiatisch-

pazifischen Raum verfügen, antworteten fast alle Interview-Teilnehmer mit nein. Die Be-

gründungen für diese Einschätzung fielen inhaltlich divers aus. Interessant war dabei folgende 

Beobachtung: Die Befragten hatten ganz unterschiedliche Vorstellungen davon, was eine 

Strategie ausmacht. Oftmals war mit dem Urteil „nicht strategisch“ lediglich ein „nicht frei 

von Widersprüchen“ gemeint. Zu fragen ist also: Wenn der Begriff der „Strategie“ derart      

oberflächlich verwendet wird, wie sind dann Bewertungen mit dem Attribut „strategisch“     

überhaupt möglich – und welchen Gehalt haben sie? 

 

1.  Erkenntnisinteresse und Fragestellung 

An diesem Punkt setzt das Erkenntnisinteresse der Doktorarbeit an. Unter Verwendung wel-

cher Kriterien kann einem Staat in welcher Situation zugesprochen werden, sicherheitspoli-

tisch strategisch zu agieren? Gegenstand der Untersuchung ist die amerikanische Asien-

Pazifik-Politik, wobei sich der Fokus auf das Verhalten Washingtons in Südostasien richtet. 

Dieser ersten folgt eine zweite Eingrenzung. Herauszufinden ist, wie die USA auf die Erwei-

terung der militärischen, ökonomischen und diplomatischen Einflußmöglichkeiten Chinas im 

ASEAN-Raum reagieren. Dabei soll Südostasien nicht isoliert betrachtet werden. Relevante 

Entwicklungen Nordostasiens, Südasiens und Australasiens kommen dort zur Sprache, wo sie 

die zentrale Forschungsfrage berühren. Der zeitliche Rahmen der Arbeit beschränkt sich im 

Schwerpunkt auf die Jahre nach dem Ende des Ost-West-Konflikts, insbesondere die zweite 

Amtszeit von US-Präsident Bill Clinton (1997-2001) und die erste sowie die laufende zweite 

Amtszeit von US-Präsident George W. Bush (2001-2007); insgesamt werden Entwicklungen 

bis zum September 2007 berücksichtigt. Um Ereignisse der jüngsten Vergangenheit besser 

nachvollziehen zu können, werden die meisten Ausführungen kurz historisch eingeleitet.  

  Die zentrale Forschungsfrage lautet somit: Kann die sicherheitspolitische Reaktion der 

USA auf den machtpolitischen Aufstieg Chinas in Südostasien als strategisch bezeichnet wer-

den? Antworten werden zwar nicht den generalisierenden Schluß zulassen, daß Washington 

für den gesamten asiatisch-pazifischen Raum über eine Sicherheitsstrategie, die diesen Namen 

auch verdient, verfügt oder nicht. Das Ergebnis wird sich aber dennoch bis zu einem gewissen 

Grade generalisieren lassen. Dem liegen folgende Annahmen zugrunde: China ist für die USA 
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der kommende peer competitor des Fernen Ostens. Soweit Peking gegenwärtig versucht, sei-

nen Einfluß auszudehnen, stößt es sowohl in Nordostasien als auch in Südasien schnell an na-

türliche Grenzen, die durch die Großmächte Tokyo und Neu-Delhi sowie die amerikanische 

Militärpräsenz in Südkorea und Japan gesetzt werden. In Südostasien steht China dagegen 

keiner konkurrierenden Großmacht direkt gegenüber, weshalb es in dieser Region seinen Ein-

fluß in den vergangenen Jahren weitaus einfacher ausdehnen konnte.2 Der machtpolitische 

Aufstieg Pekings könnte daher zunächst vor allem im ASEAN-Raum auf Kosten Washing-

tons gehen. Wenn die USA eine solche Entwicklung und damit einen hegemonialen Wandel 

in diesem Teil Asiens abwenden wollen, sind sie zu einer strategischen Antwort, die auf die 

Absicherung der eigenen Position ausgerichtet ist, geradezu gezwungen. Dies wird – und ge-

nau an dieser Stelle scheinen generalisierende Schlüsse möglich – aufgrund der geostrategi-

schen Schnittstellenfunktion Südostasiens nur gelingen, wenn sich Washington auch im übri-

gen asiatisch-pazifischen Raum strategisch verhält. 

 

2.  Relevanz und Forschungsstand 

Damit ist grundsätzlich geklärt, warum die gewählte Fragestellung von Bedeutung ist. Bettet 

man den spezifischen Forschungsfokus zusätzlich in das weite Feld der Beziehungen der USA 

zu Südostasien ein, dann lassen sich für die Relevanz des Themas weitere Argumente finden. 

Ihnen allen ist gemein, daß der ASEAN-Raum in den vergangenen Jahren an sicherheitspoli-

tischer Bedeutung gewonnen hat. Nach dem Ende des Vietnamkrieges waren die USA dazu 

übergegangen, sich den Konflikten in Nordostasien weitaus stärker zu widmen als jenen in 

Südostasien. Daran hat sich auch nach dem Ende des Ost-West-Konflikts grundsätzlich nichts 

geändert. Stanley O. Roth, Asienbeauftragter im Außenministerium der Clinton-Administra-

tion, stellte daher kurz vor dem Ablauf seiner Amtszeit selbstkritisch fest: „[...] I felt that not 

enough attention had been given to Southeast Asia, despite the fact that the United States had 

enormous interests and several treaty relationships in that region of the world.“3 Die Gründe 

für diese Vernachlässigung liegen auf der Hand: Sowohl auf der koreanischen Halbinsel als 

auch in der Taiwanstraße drohen nach wie vor kriegerische Auseinandersetzungen. In keiner 

anderen Region der Welt stehen sich derart viele reale (Rußland, China, USA, Nordkorea) 

und virtuelle (Südkorea, Japan, Taiwan) Nuklearmächte gegenüber. Im Vergleich dazu 

verblassen die Inselstreitigkeiten in der Südchinesischen See geradezu. 

                                                 
2   So auch Martin Stuart-Fox, Southeast Asia and China: The Role of History and Culture in Shaping Future 

Relations, in: Contemporary Southeast Asia, Nr. 1/2004, S. 116 – 139. Südostasien „provides potentially 
the most fruitful and receptive region for the projection of Chinese influence.“ Ebd., S. 117. 

3  Stanley O. Roth, U.S. Policy Toward Asia: Where We’ve Been, Where We Need to Go (Remarks to the 
Asia Society), Washington D.C., 11. Januar 2001.  
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  Südostasien ist aber dennoch immer wieder in den Fokus der amerikanischen Sicherheits-

politik geraten. China zeigte 1995 mit der Besetzung des Mischief Reef, erstens, daß es sei-

nem theoretischen Anspruch auf die Spratly-Inseln auch Taten folgen läßt. Dadurch stellte 

sich für Washington die Frage, ob Peking langfristig in eine Position geraten könnte, in der es 

über den Zugang zu den südostasiatischen Seewegen entscheidet. Die Asienkrise von 1997 

hatte, zweitens, nicht nur mit den Philippinen und Thailand zwei Verbündete der USA in Be-

drängnis gebracht. In Indonesien begünstigte sie den Sturz Suhartos und einen ökonomischen 

Einbruch des Landes, der zu Debatten über einen möglichen territorialen Zerfall des Archipels 

führte. In Washington wurde deshalb befürchtet, daß dadurch die von amerikanischen mariti-

men Einheiten genutzten regionalen Seewege beeinträchtigt werden könnten. Drittens ist fest-

zustellen, daß Indien und Japan – zwei gegenwärtig mit den USA befreundete Großmächte – 

ihre sicherheitspolitischen Kontakte zu den Akteuren Südostasiens vertieft haben, was u.a. 

Manöver in regionalen Gewässern andeuten. Die amerikanische Regierung zeigt zudem, vier-

tens, seit dem 11. September 2001 wieder mehr Interesse an Südostasien, weil sie im Zuge 

des Kampfes gegen den Terrorismus feststellen mußte, daß die Al Qaida und ähnliche Grup-

pierungen u.a. auf den Philippinen, in Indonesien, in Singapur sowie in Malaysia präsent sind. 

Nach dem Tsunami vom 26. Dezember 2004, der u.a. erhebliche Verwüstungen in Aceh an-

richtete, waren es, fünftens, die USA, die einen erheblichen Beitrag zur Koordination regiona-

ler Hilfsmaßnahmen leisteten. Perspektivisch könnte Südostasien, sechstens, zudem deshalb 

für das Pentagon interessant werden, weil es als Auffangbecken für mögliche Truppenreduk-

tionen in Nordostasien dient.  

  Zum Thema sind zahlreiche Publikationen erschienen, wobei es weitaus mehr Abhandlun-

gen gibt, die sich mit der Sicherheitspolitik der USA gegenüber Nordost- als mit jener gegen-

über Südostasien beschäftigen. Nachfolgend sollen ausschließlich relevante Einzelstudien 

kurz vorgestellt werden, die nach dem Ende des Ost-West-Konflikts erschienen sind. Douglas 

T. Stuart und William T. Tow publizierten 1995 ein Adelphi Paper, in dem sie die amerikani-

sche Politik in unterschiedlichen Konflikten des Fernen Ostens beschrieben.4 Martin L. Lasa-

ter legte 1996 eine Arbeit vor, in der die amerikanischen Strategieberichte von 1990, 1992 

und 1995 für den asiatisch-pazifischen Raum skizziert werden, um darauf aufbauend die ame-

rikanische Position zu erläutern.5 Zalmay Khalilzad und weitere für Research And Develop-

ment (RAND) schreibende Autoren haben 2001 Ratschläge für das United States Pacific 

                                                 
4  Vgl. Douglas T. Stuart, William T. Tow, A US Strategy for the Asia-Pacific, Adelphi Paper, Nr. 299, Lon-

don 1995. Beide Autoren haben kurz darauf eine ähnliche Abhandlung veröffentlicht: Douglas T. Stuart, 
William T. Tow, Security Policy in the Asia-Pacific: A US Strategy for a New Century, Australia-Asia Pa-
pers, Nr. 76, Queensland, August 1996. 

5  Vgl. Martin L. Lasater, The New Pacific Community. U.S. Strategic Options in Asia, Boulder – Oxford 
1996. 
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Command (USPACOM), insbesondere die United States Air Force, erarbeitet.6 RAND hatte 

auch zuvor immer wieder perspektivisch ausgerichtete, oft nur sehr kurze Studien veröffent-

licht. Zu diesen zählt ein 1995 von Charles Wolf und weiteren Autoren publizierter Bericht zu 

den langfristigen ökonomischen und militärischen Trends in den amerikanisch-asiatischen 

Beziehungen.7 Ebenfalls beratenden Charakter hat ein Task Force Report des Council on Fo-

reign Relations, den J. Robert Kerrey und Robert A. Manning 2001 an die neue Administrati-

on unter Führung von US-Präsident George W. Bush richteten.8 Zu den jüngeren Studien 

zählt eine 2003 vorgelegte Arbeit von Robert G. Sutter, in der ein Abgleich amerikanischer 

und asiatischer Handlungsdeterminanten vorgenommen wird.9 Etwas aus der Reihe fallen vor 

diesem Hintergrund zwei weitere Untersuchungen. 1999 veröffentlichten Stanley B. Weeks 

und Charles A. Meconis die bislang einzige größere Monographie, die sich ausschließlich mit 

dem USPACOM befaßt.10 Roger Buckley hat wiederum 2002 den Gegenstand aus einer histo-

rischen Perspektive vertieft, wobei er den Bogen bis in die Gegenwart spannt.11 

  In Deutschland sind von Susanne Nicolette Strauß (1995)12, Günter Kast (1998)13, Susan-

ne Luther (2000)14 und Kai Dreisbach (2004)15 Doktorarbeiten sowie von Jörn Dosch (2002)16 

eine Habilitationsschrift zur amerikanischen Asien-Pazifik-Politik vorgelegt worden. Wäh-

rend Luther die bilateralen Beziehungen der USA zu Japan, China und Korea erörtert, be-

trachtet Dosch die institutionelle Einbindung der letzten Supermacht im Fernen Osten. Kast 

wiederum entwickelt ein alternatives Konzept zur gegenwärtigen Sicherheitsstrategie der 

USA, in dem er die Option eines „distanzierten Gleichgewichtsherstellers“ vorstellt. Strauß 

hat die sicherheitspolitischen Beziehungen Washingtons in Südostasien analysiert. Erst fast 

zehn Jahre später ist von Kai Dreisbach wieder eine Arbeit zu diesem Gegenstand erschienen, 

in der er die Beziehungen der USA zur südostasiatischen Staatengemeinschaft von 1975 bis 
                                                 
6  Vgl. Zalmay Khalilzad u.a., The United States and Asia: Toward a New U.S. Strategy and Force Posture, 

Santa Monica 2001. 
7  Vgl. Charles Wolf u.a., Long-Term Economic and Military Trends 1994 – 2015, Santa Monica 1995. 
8  Vgl. J. Robert Kerrey, Robert A. Manning, The United States and Southeast Asia. A Policy Agenda for the 

New Administration, New York 2001. 
9  Vgl. Robert G. Sutter, The United States and East Asia. Dynamics and Implications, Lanham – Oxford 

2003. 
10  Vgl. Stanley B. Weeks, Charles A. Meconis, The Armed Forces of the USA in the Asia-Pacific Region, 

London – New York 1999. 
11  Vgl. Roger Buckley, The United States in the Asia-Pacific since 1945, Singapur 2002. 
12  Vgl. Susanne Nicolette Strauß, Regionale militär-strategische Sicherheit im asiatisch-pazifischen Raum 

nach dem Ende des Kalten Krieges. Kontext, Konzepte und Instrumente der Sicherheit bei den USA und 
der Assoziation Südostasiatischer Staaten (ASEAN), Münster – Hamburg 1995. 

13  Vgl. Günter Kast, Der schwierige Abschied von der Vorherrschaft. Die Vereinigten Staaten von Amerika 
und die neue internationale Ordnung im asiatisch-pazifischen Raum, Münster 1998. 

14  Vgl. Susanne Luther, Die Nordostasienpolitik der Vereinigten Staaten von Amerika nach dem Ende des 
Kalten Krieges, Hamburg 2000. 

15  Vgl. Kai Dreisbach, USA und ASEAN. Amerikanische Außenpolitik und regionale Kooperation in Südost-
asien vom Vietnamkrieg bis zur Asienkrise, Trier 2004. 

16  Vgl. Jörn Dosch, Die Herausforderung des Multilateralismus. Amerikanische Asien-Pazifik Politik nach 
dem Kalten Krieg, Baden-Baden 2002. 
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1997 in chronologischer Form betrachtet. Ältere deutschsprachige Monographien sind an die-

ser Stelle nicht aufgeführt, wenngleich sie natürlich in der Untersuchung berücksichtigt wer-

den. Zu nennen wäre beispielhaft eine 1986 von Eva-Maria Masyk veröffentlichte Abhand-

lung zur ASEAN-Politik der Reagan-Administration.17 

  Somit ist in Deutschland bislang keine Arbeit zur amerikanischen Sicherheitspolitik in 

Südostasien erschienen, die den gewählten zeitlichen Rahmen von 1997 bis 2007 abdeckt. Es 

gibt jedoch auf dem englischsprachigen Markt einige Abhandlungen, die eine große inhaltli-

che Nähe zum Untersuchungsgegenstand aufweisen. Dies gilt für eine 2000 von Richard So-

kolsky, Angel Rabasa und C. R. Neu veröffentlichte RAND-Studie,18 eine Publikation Wayne 

Berts aus dem Jahr 200319 und eine 2005 abgeschlossene Betrachtung aus der Feder von Eve-

lyn Goh20. Der Verfasser hat von allen drei Veröffentlichungen nicht nur sehr profitiert, son-

dern bei deren Studium auch entdeckt, wo die eigene Arbeit zu einer Schließung von For-

schungslücken beitragen kann. Bert hat z.B. darauf verzichtet, die im Titel seiner Untersu-

chung erhobene Frage nach einem „Wachwechsel“ in Südostasien systematisch abzuarbeiten. 

Die Studien von RAND und Goh bleiben jeweils unter 100 Seiten und mußten deshalb zahl-

reiche Betrachtungen sehr kurz fassen. So konnten sie schon aus Platzgründen nicht leisten, 

was sich diese Arbeit vornimmt: Eine detaillierte Betrachtung der sicherheitspolitischen As-

pekte sämtlicher bilateraler Beziehungen der USA in Südostasien, nachdem zuvor die bilate-

ralen Beziehungen Chinas zu den Akteuren der ASEAN ebenfalls im Detail gewürdigt wor-

den sind. Dies hat zur Folge, daß die empirischen Ausführungen länger werden, als es für ei-

nen Theorietest erforderlich wäre. RAND, Goh und Bert haben des weiteren nicht versucht, 

den Begriff der Sicherheitsstrategie zu definieren und zu operationalisieren, um ihn unter 

Verwendung konkreter Testkriterien an der amerikanischen Sicherheitspolitik in Südostasien 

zu überprüfen. Auch hier kann die vorliegende Abhandlung zum Abbau eines Desiderats bei-

tragen, was nicht nur für den Untersuchungsgegenstand gilt. Dem Verfasser ist keine Studie 

bekannt, in der eine inhaltliche Segmentierung des Begriffs der Strategie mit anschließender 

theoretischer Verknüpfung zwecks Generierung testbarer systemischer Verhaltenserwartun-

gen vorgenommen wird. Die dabei erzielten Ergebnisse lassen sich für die Untersuchung wei-

terer realistischer Arbeiten zur Sicherheitspolitik in und außerhalb Asiens verwenden. 

 

                                                 
17  Vgl. Eva-Maria Masyk, Die Außenpolitik der Vereinigten Staaten von Amerika gegenüber der ASEAN un-

ter der Reagan-Administration, München 1986. 
18  Vgl. Richard Sokolsky, Angel Rabasa, C. R. Neu, The Role of Southeast Asia in U.S. Strategy Toward 

China, Santa Monica 2000. 
19  Vgl. Wayne Bert, The United States, China and Southeast Asian Security. A Changing of the Guard?, Bas-

ingstoke – New York 2003. 
20  Vgl. Evelyn Goh, Meeting the China Challenge: The U.S. in Southeast Asian Regional Security Strategies, 

East-West Center, Policy Studies 16, Washington D.C. 2005a. 
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  Neben den üblichen Monographien, Sammelbänden, Aufsätzen und Nachrichtenmeldun-

gen werden in dieser Arbeit ausführlich Primärquellen zur Erfassung des sicherheitsstrategi-

schen Ansatzes der USA herangezogen. Des weiteren werden zahlreiche Forschungsinter-

views in die Untersuchung eingearbeitet. Neben Entscheidungsträgern wurden vor allem Per-

sonen des akademischen Bereichs, die in der Regel über eine gewisse Nähe und damit über 

besondere Einblicke in die Sicherheitspolitik der USA im asiatisch-pazifischen Raum verfü-

gen, befragt. Die Verarbeitung des empirischen Materials stellt eine Herausforderung in den 

Bereichen Selektion, Einordnung und Bewertung dar. Dieses Problem dürfte im Zeitalter des 

Internets und der Globalisierung von Informationen zunehmen, da immer mehr Anbieter den 

Markt bedienen und dabei oftmals ohne sorgfältige Überprüfung des Datenursprungs falsche 

Angaben reproduzieren. Diese Fehler immer korrekt zu erkennen, dürfte auch dem Verfasser 

nicht durchgängig gelungen sein. 

 

3.  Geographische Abgrenzungen 

In geographischer Hinsicht werden in dieser Arbeit fünf Zonen unterschieden. Der „Globalbe-

reich“ ist identisch mit der Erdfläche. Der asiatisch-pazifische „Raum“ meint im weiteren 

Sinne den Verantwortungsbereich des USPACOM, der sich von der amerikanischen Westkü-

ste in die Richtungen pazifische Gegenküste, Neuseeland und Madagaskar erstreckt.21 Im Au-

ßenministerium der USA werden, wie auch im allgemeinen wissenschaftlichen Sprachge-

brauch, zum asiatisch-pazifischen Raum im engeren Sinne vor allem Nord- und Südostasien 

gezählt, was englischsprachig als „East Asia“ bezeichnet wird.22 Südasien fällt in eine Son-

derkategorie, was sich im State Department an der Einrichtung einer eigenen Abteilung für 

diese geographische Zone zeigt. Zum Verantwortungsbereich des zuständigen Büros gehört 

zudem Zentralasien.23 Unter „Regionen“ versteht der Verfasser demnach räumliche Unter-

gliederungen, namentlich Nordostasien, Südostasien, Australasien, Ozeanien, Südasien und 

Zentralasien. Eine „Subregion“ wiederum ist als Teilbereich einer Region zu sehen. In Süd-

ostasien trifft dies z.B. auf Begriffe wie „Indochina“ (Vietnam, Laos, Kambodscha) oder 

„Festlandsüdostasien“ (Indochina, Thailand, Burma) zu, die dadurch geographisch vom übri-

gen Teil der Region unterschieden werden können. Am Ende dieser Aufzählung steht der 

„Staat“.  

 

                                                 
21  Vgl. dazu die offizielle Karte der amerikanischen Streitkräfte zum Verantwortungsbereich des United States 

Pacific Command, Stand vom 3. April 2006. 
22  Vgl. Department of State, Bureau of East Asian and Pacific Affairs, Washington D.C., Stand vom April 

2006. 
23  Vgl. Department of State, Bureau of South and Central Asian Affairs, Washington D.C., Stand vom April 

2006. 
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Den einzelnen Regionen werden in dieser Arbeit folgende Staaten zugeordnet: 
 

Nordostasien:  China, Japan, Mongolei, Nordkorea, Rußland, Südkorea, Taiwan. 

Südostasien:   Brunei, Burma (Myanmar), Indonesien, Kambodscha, Laos, Malaysia, 

         Philippinen, Singapur, Thailand, Vietnam, Ost-Timor (Timor-Leste). 

Australasien:  Australien, Neuseeland, Papua-Neuguinea. 

Ozeanien:    Fidschi, Mikronesien, Kiribati, Marshallinseln, Nauru, Palau, Salomonen,   

         Samoa, Tonga, Tuvalu, Vanuatu. 

Südasien:     Bangladesch, Bhutan, Indien, Malediven, Nepal, Pakistan, Sri Lanka. 

Zentralasien:   Afghanistan, Kasachstan, Kirgistan, Tadschikistan, Turkmenistan,        

         Usbekistan. 
 

Diese geographischen Zuordnungen spiegeln zwar den mehrheitlichen Sprachgebrauch wider, 

können jedoch nicht als allgemeinverbindlich angesehen werden. Eine derart anerkannte Auf-

teilung existiert nicht. Für unterschiedliche Definitionen regionaler Zonen sind uneinheitlich 

angewandte Zuordnungskriterien verantwortlich. Einzelne Staaten können z.B. verschiedenen 

Regionen zugerechnet werden. Dies gilt für Rußland mit Blick auf Europa sowie Zentral- und 

Nordostasien. China ist Grenznachbar Zentralasiens, Südasiens sowie Nordost- und Südost-

asiens. Andere Staaten werden zwar einer geographischen Zone zugeordnet, spielen jedoch in 

der Analyse dieser Region nur eine marginale Rolle. Dies gilt für die Mongolei, die regelmä-

ßig nicht zu Nordostasien gezählt wird. Hinzu kommen Staaten, die zwischen zwei Regionen 

stehen. Afghanistan könnte z.B. ebenso zu Südasien oder Vorderasien, also dem Nahen      

Osten, gerechnet werden. Es ist der auffälligste geographische Sonderfall, da es einerseits 

nicht zu den klassischen fünf zentralasiatischen Staaten gezählt wird, andererseits mit diesen 

aber mehr gemein hat als mit Vorder- und Südasien. Zu Australasien werden dagegen teilwei-

se die Akteure Ozeaniens gerechnet. Einzelne Zonen werden wiederum nicht immer einheit-

lich benannt. So ist Zentralasien auch unter dem Begriff „Mittelasien“ bekannt.24 In Ozeanien 

wiederum ist zwischen den oben genannten Staaten und weiteren Gebieten zu unterscheiden, 

die der Hoheit externer Mächte unterstehen: Amerikanisch-Samoa (USA), Cook-Inseln (Neu-

seeland), Französisch-Polynesien (Frankreich), Guam (USA), Neukaledonien (Frankreich), 

Niue (Neuseeland), Nördliche Marianen (USA), Pitcairn (Großbritannien), Tokelau (Neusee-

land) sowie Wallis und Futuna (Frankreich).  

  Südostasien war als geographischer Begriff noch zu Beginn des 20. Jahrhunderts nicht be-

kannt. Seine Ursprünge liegen in der Formierung des im August 1943 gegründeten South-East 

                                                 
24 Vgl. dazu die gelungene geographische Globalaufteilung im vorderen Einband von Lennart Souchon, Die 

Renaissance Europas. Europäische Sicherheitspolitik – Ein internationales Modell, 2. überarbeitete Auflage, 
Berlin – Bonn – Herford 1994. 
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Asia Command (SEAC), das von Admiral Lord Louis Mountbatten als Supreme Allied 

Commander geführt wurde. US-Präsident Franklin D. Roosevelt und der britische Premiermi-

nister Winston Churchill verfolgten das Ziel, ihre Kräfte zur Bekämpfung der japanischen In-

vasionstruppen in der Region zu bündeln. Das SEAC war zunächst nur für Burma, Thailand, 

Malaya, Singapur und Sumatra zuständig. Nach der Konferenz von Potsdam im Juli 1945 

kamen das nördliche Borneo, Niederländisch Ostindien (ohne Timor) und Indochina südlich 

des 16. Breitengrades hinzu. Im November 1946 wurde das SEAC aufgelöst.25 Die genannten 

Staaten fanden sich deshalb nach dem Zweiten Weltkrieg regelmäßig dem Terminus „Südost-

asien“ zugeordnet, der allerdings über keine historisch gewachsenen Wurzeln verfügte. Im 

Zuge der Erweiterung der ASEAN, die seit 1999 alle Akteure der Region (außer Ost-Timor) 

umfaßt, ist es zu einer institutionell begründeten Festigung Südostasiens als geographischem 

Begriff gekommen. 

  Die USA selbst sind zwar keine asiatische Landmacht, aber aus zwei Gründen eine pazifi-

sche Macht. Zum einen grenzen die amerikanischen Bundesstaaten Oregon, Washington Sta-

te, Kalifornien und Alaska an den Pazifik. Zum anderen liegt amerikanisches Staatsterritori-

um im Pazifik. Dazu zählen der Bundesstaat Hawaii, das US-Commonwealth Territory Nörd-

liche Marianen, die Außengebiete Amerikanisch-Samoa und Guam sowie die Bakerinsel, die 

Howlandinsel, die Jarvisinsel, das Johnston Atoll, das Kingmanriff, die Midway-Inseln, das 

Palmyra Atoll und die Insel Wake. Ein besonderes Verhältnis besteht zudem zu den Freely 

Associated States, zu denen die Föderierten Staaten von Mikronesien, die Republik Marshall-

inseln sowie die Republik Palau gehören. Die USA haben für diese Akteure die Gewährlei-

stung ihrer äußeren Sicherheit übernommen. 

                                                 
25  Vgl. Michael Leifer, Southeast Asia, in: Michael Leifer, Selected Works on Southeast Asia, zusammenge-

stellt und herausgegeben von Chin Kin Wah und Leo Suryadinata, Singapur 2005, S. 3 f. 
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II.                         Methode 
 

 

Unter Bezugnahme auf seinen etymologischen Ursprung, dem lateinischen „methodus“ und 

dem griechischen „méthodos“, kann „Methode“ mit „Weg oder Gang einer Untersuchung“ 

übersetzt werden.26 Der Duden versteht darunter ein „auf einem Regelsystem aufbauendes 

Verfahren zur Erlangung von [wissenschaftlichen] Erkenntnissen oder praktischen Ergebnis-

sen“27. In concreto geht es dabei im vorliegenden Fall um die Art und Weise der Bearbeitung 

der zentralen Forschungsfrage. Sie legt die Vorgehensweise fest, die den Weg zum Erkennt-

nisgewinn beschreibt. Der Begriff „Methode“ läßt sich demnach inhaltlich auch als For-

schungsstrategie begreifen. Zur Festlegung der in dieser Arbeit eingesetzten Methode werden 

zwei Arbeitsschritte vollzogen. Im ersten Schritt erfolgt eine metatheoretische Einordnung 

des methodischen Instrumentariums.28 Da diese Arbeit keinen Grundlagenbeitrag zur Wissen-

schaftstheorie anstrebt, wurde auf eine zu breite Ausdifferenzierung verzichtet und statt des-

sen auf die klassische Dreiteilung in die Ansätze normativ-ontologisch, empirisch-analytisch 

und kritisch-dialektisch Bezug genommen.29 Im zweiten Schritt werden dann der „rote Faden“ 

der Analyse sowie der Arbeitsaufbau erläutert.  

 

                                                 
26  Vgl. Wissenschaftlicher Rat der Dudenredaktion, Duden. Deutsches Universalwörterbuch, 5. überarbeitete 

Auflage, Mannheim – Leipzig – Wien – Zürich 2003, S. 1075. Das Nachschlagewerk wird im folgenden zi-
tiert als Duden (2003). 

27  Ebd. Die Zitate sind im Original z.T. kursiv und unter Verwendung von Abkürzungen gesetzt. Vgl. auch N. 
Konegen, K. Sondergeld, Was ist eine Methode?, in: Jürgen Bellers, Wichard Woyke (Hrsg.), Analyse in-
ternationaler Beziehungen. Methoden – Instrumente – Darstellungen, Opladen 1989, S. 11 – 15. 

28  „Im Unterschied zu Erfahrungstheorien stellen Metatheorien kein Ergebnis, sondern das Fundament der 
Wissenschaft dar, indem sie deren Erkenntnisprämissen und Leitbilder begründen.“ Wilhelm Bürklin, Chri-
stian Welzel, Theoretische und methodische Grundlagen der Politikwissenschaft, in: Hans-Joachim Lauth, 
Manfred Mols, Christian Wagner (Hrsg.), Politikwissenschaft: Eine Einführung, München – Paderborn – 
Wien – Zürich 1994, S. 309. 

29  Vgl. zu einem Vergleich der drei Ansätze Karl Otto Hondrich, Demokratisierung und Leistungsgesellschaft. 
Macht- und Herrschaftswandel als sozio-ökonomischer Prozeß, Stuttgart – Berlin – Köln – Mainz 1972, S. 
129 – 144. Die Drei-Schulen-Gliederung ist immer wieder kritisiert worden. Die Aufteilung weise z.B. kei-
ne Geschlossenheit auf, und die Unterscheidungskriterien der Schulen seien nicht trennscharf. Die normati-
ve Orientierung sei sowohl beim normativ-ontologischen als auch beim historisch-dialektischen Ansatz zu 
verorten. Um eine deutlichere Zuordnung zu ermöglichen, greifen diverse Autoren auf die Zweiteilung des 
Gegensatzpaares „Verstehen“ versus „Erklären“ zurück. Demnach könnten die normativ-ontologische und 
die historisch-dialektische Denkschule dem verstehenden Paradigma, die empirisch-analytische Denkschule 
dem erklärenden Paradigma zugeordnet werden. Vgl. Bürklin/Welzel (1994): S. 310 f. Vgl. dazu auch Mar-
tin Hollis, Steve Smith, Explaining and Understanding International Relations, Oxford 1990. Die Autoren 
betonen, daß eine Kombination beider Ansätze keinen Erkenntnisgewinn verspreche: „Although it is ap-
pealing to believe that bits of the two stories can be added together, we maintain that there are always two 
stories to tell and that combinations do not solve the problem.“ Ebd., S. 7. 
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1.  Metatheoretische Einordnung 

Methodische Grundlage dieser Arbeit ist ein empirisch-analytisches Wissenschaftsverständ-

nis, in dessen Vordergrund die Suche nach Erklärungen steht.30 Es hat seine Wurzeln in der 

frühen Neuzeit und ist eng mit der Entwicklung der Naturwissenschaften verbunden. Im Be-

reich der Sozialwissenschaften, die damals noch eine Untergliederung der Philosophie waren, 

gehören zu seinen Vertretern Namen wie Niccolò Machiavelli (1469-1527), Thomas Hobbes 

(1588-1679), John Locke (1632-1704), Auguste Comte (1798-1857), Max Weber (1864-

1920) und Karl R. Popper (1902-1994). Der empirisch-analytische Ansatz läßt sich grob in 

zwei Punkten zusammenfassen. Erstens hat er zum Ziel, die Realität wertfrei zu beschreiben, 

zu erklären und hinsichtlich ihrer künftigen Entwicklung zu prognostizieren.31 Zweitens wird 

der Wahrheitsbegriff von der greifbaren und überprüfbaren Realität abhängig gemacht. Dem-

nach sind empirische Sätze nur dann wahr, wenn sie mit der Realität korrespondieren – ande-

renfalls falsch. Gemäß Popper kann es dabei keine Wahrheiten geben, sondern nur eine An-

näherung durch Falsifikation von Thesen, was als eigentlicher Erkenntnisgewinn betrachtet 

wird. Analytische Sätze wiederum sind gültig, wenn sie sich logisch aus anderen analytischen 

Sätzen ableiten lassen, mit diesen also kohärent sind – anderenfalls kontradiktorisch. Bei der 

Erkenntnisgewinnung geht der empirisch-analytische Ansatz sowohl induktiv als auch deduk-

tiv vor. 

  Die Entscheidung für die ausgewählte Metatheorie wie auch für die vorzunehmende Ver-

ortung in den Theorien der Internationalen Beziehungen (IB) gründet gleichwohl in nichtwis-

senschaftlichen Kriterien.32 Grundlage sind persönliche Präferenzen des Verfassers, weshalb 

gerade an diesem Punkt deutlich wird, daß jedem Ergebnis wissenschaftlicher Forschung et-

was Relatives anhaftet. Für die konkrete Aufgabenstellung dieser Arbeit folgt daraus, daß die 

betrachtete und angewendete Theorie der IB zwar als ein sehr sinnvolles Hilfsmittel zum Ver-

ständnis amerikanischer Sicherheitspolitik in Südostasien erachtet wird. Gleichwohl ist im 

Fazit herauszuarbeiten, wie sehr dieses Hilfsmittel tatsächlich zum Erkenntnisgewinn beitra-

gen kann. Damit stellt der Verfasser weder das Forschungsinteresse noch den Aufbau seiner 

                                                 
30  Vgl. zum empirisch-analytischen Ansatz Kurt Lenk, Methodenfragen der politischen Theorie, in: Hans-

Joachim Lieber (Hrsg.), Politische Theorien von der Antike bis zur Gegenwart, Bonn 1991, S. 1001 – 1006. 
Ulrich von Alemann, Erhard Forndran, Methodik der Politikwissenschaft. Eine Einführung in Arbeitstech-
niken und Forschungspraxis, 4. überarbeitete und erweiterte Auflage, Stuttgart – Berlin – Köln 1990, S. 50 
– 53. Axel Görlitz, Politikwissenschaftliche Propädeutik, Opladen 1983, S. 60 – 72. Dirk Berg-Schlosser, 
Herbert Maier, Theo Stammen, Einführung in die Politikwissenschaft, 2. neu bearbeitete Auflage, München 
1977, S. 56 – 62. 

31  Karl Otto Hondrich sieht den Prognoseanspruch des empirisch-analytischen Ansatzes kritisch: „Der logi-
sche Empirismus [...] gibt damit seine Stringenz als Gegenwartswissenschaft auf, denn fast alle Spekulatio-
nen sind durch eine Reihe von Bedingungen logisch so formulierbar, daß sie in irgendeiner Zukunft – bei 
Eintritt der Bedingungen – empirisch überprüfbar werden.“ Hondrich (1972): S. 132. 

32  Die Entscheidung falle, so Karl Otto Hondrich, auf Grundlage einer „außerwissenschaftlichen Wertung des 
Forschers darüber, was er als wissenschaftlich relevant ansieht.“ Ebd., S. 143. 
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Analyse in Frage, sondern nimmt eine Einordnung der Ergebnisse im Sinne Poppers vor: Die 

Dissertation soll einen Beitrag zum Erkenntnisprozeß liefern. Sie erhebt nicht den Anspruch, 

das Wahre an sich – das es im Sinne des Kritischen Rationalismus gar nicht geben kann – 

aufgedeckt zu haben. Sie ist daher als Annäherung an die Realität zu verstehen.33  

  Der normativ-ontologische Ansatz34 stellt das älteste Wissenschaftskonzept dar und geht 

auf die griechische Philosophie eines Platon (427-347 v. Chr.) und Aristoteles (384-322 v. 

Chr.) zurück. In jüngerer Zeit haben vor allem Arnold Bergstraesser (1896-1964), Eric Voe-

gelin (1901-1985) und Dolf Sternberger (1907-1989) den normativ-ontologischen Ansatz in 

der deutschen Politikwissenschaft beeinflußt, der als Gegenbewegung zum insbesondere in 

den USA verbreiteten Szientismus (Übertragung naturwissenschaftlicher auf u.a. politikwis-

senschaftliche Methoden) entstanden ist. Er versucht, wertende Aussagen mit solchen über 

das Sein an sich, das absolut gesetzt wird, zu verbinden. Demnach gibt es eine Realität, eine 

objektive Wahrheit, die in der Wirklichkeit enthalten ist und die das Gute verkörpert. Vertre-

ter dieses Ansatzes versuchen, sich mit normativ-ontologischen Methoden diesen Seinswahr-

heiten anzunähern. Dabei geht es ihnen weniger um die Beantwortung der Frage, wie die Welt 

ist, sondern vielmehr darum, wie sie sein könnte oder sollte. Gegenstand des Ansatzes sind 

damit immer auch Überlegungen zur „guten Ordnung“ in der Politik.  

  Die vorliegende Arbeit schließt sich im Bereich der Metatheorien zwar einem empirisch-

analytischen Wissenschaftsverständnis an. Gleichzeitig ist jedoch zu konzedieren, daß in den 

Gang der Untersuchung auch normativ-ontologische Anleihen eingeflossen sind.35 Hinter-

grund ist die Überlegung, daß einerseits die Gewinnung von Erkenntnissen und Erklärungen 

nur auf einer um Wertfreiheit bemühten Basis möglich ist. Wissenschaft muß in ihrem Kern 

eine Aufklärungsfunktion haben. Andererseits teilt der Verfasser das letztlich dogmatische 

Wissenschaftsverständnis des Positivismus36 aus zwei Gründen nicht: Erstens erscheint der 

Anspruch eines Forschers, völlig wertfreie Untersuchungen durchführen zu wollen, unmög-

                                                 
33  „Eine wissenschaftliche Erkenntnis begreift sich nach dem Selbstverständnis des Kritischen Realismus nur 

als ein Lösungsvorschlag für eine bestimmte Fragestellung, für den sie eine rationale, das heißt überprüfba-
re Begründung liefert. Als vorläufig gültige Erklärung eines bestimmten Zusammenhangs in der politischen 
Realität steht sie anderen, konkurrierenden Erklärungsversuchen gegenüber.“ Lenk (1991): S. 1005. 

34  Vgl. zum normativ-ontologischen Ansatz ebd., S. 998 – 1001. Von Alemann/Forndran (1990): S. 48 – 50. 
Görlitz (1983): S. 32 – 37. Axel Görlitz faßt die Stoßrichtung dieser Schule wie folgt zusammen: „Das Ziel 
normativer Theorien sind Handlungsanweisungen zur Verwirklichung ihrer Werte.“ Ebd., S. 34. Vgl. Berg-
Schlosser/Maier/Stammen (1977): S. 45 – 56. 

35  Der Verfasser verortet sich gleichwohl nicht zwischen diesen beiden Metatheorien, auch wenn Autoren wie 
Hans-Georg Heinrich eine solche Positionierung für möglich halten: „Dabei gibt es durchaus vermittelnde 
Zwischenpositionen, man kann auch als Positivist die Wichtigkeit des gemeinten Sinns anerkennen oder 
auch als Antipositivist versuchen, allgemein gültige Aussagen zu treffen. Der Begründer der verstehenden 
Soziologie, Max Weber, verstand seine Position als eine solche Mittelposition.“ Hans-Georg Heinrich, Ein-
führung in die Politikwissenschaft, Köln – Wien 1989, S. 27. 

36  Der Positivismus in seiner reinen Form versucht, das „Gegebene“ (Übersetzung der französischen Formu-
lierung „le positif“) deutungsfrei zu erfassen, wobei er vor allem auf subjektiv bedingte Erklärungsversuche 
verzichtet. 
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lich. Warum welches Thema wie bearbeitet wird, dürfte immer auch auf die Sozialisierung 

des jeweiligen Betrachters zurückzuführen sein.37 Wo Bewertungen erfolgen, Kritik geübt 

wird oder Handlungsempfehlungen formuliert werden, wo es also um Urteilsfähigkeit geht, 

fließen persönliche Vorprägungen und Neigungen in den Arbeitsprozeß mit ein, die sich z.B. 

an eigenen Vorstellungen zur „guten Politik“ oder auch „angemessenen Politik“ eines Staates 

orientieren können. Um es zuzuspitzen: Uneingeschränkt objektive Untersuchungen mögen in 

der Naturwissenschaft, vermutlich aber nicht in der Politikwissenschaft möglich sein. Zwei-

tens ist Wissenschaft mehr als Methode. Ihre Ergebnisse müssen Einfluß auf zwischen-

menschliche Lebensformen haben, wohingegen sie im Falle eines Wertenihilismus ihren 

Sinnbezug verlieren würden. Die vorliegende Arbeit schließt sich hier dem Wissenschaftsver-

ständnis von Max Weber an: Dieser lehnte zwar Wertsetzungen in Begründungszusammen-

hängen ab und forderte beim Prozeß der Analyse eine strikte Trennung von Sollen und Sein. 

Weber sprach sich aber gegen eine sinnentleerte Politik aus, weshalb er Wertsetzungen jen-

seits des Begründungszusammenhangs durchaus für legitim hielt.38 

  Nicht zur Anwendung kommt der „kritisch-dialektische Ansatz“.39 Er geht auf die ideali-

stische Philosophie eines Georg Wilhelm Friedrich Hegel (1770-1831) sowie die materialisti-

sche Philosophie von Karl Marx (1818-1883) und Friedrich Engels (1820-1895) zurück. In 

jüngerer Zeit wurde er von den Vertretern der „Frankfurter Schule“ – u.a. Theodor W. Adorno 

(1903-1969), Max Horkheimer (1895-1973) und Jürgen Habermas (1929) – vertreten. Wis-

senschaftler, die sich diesem Ansatz anschließen, gehen davon aus, daß historische Entwick-

lungen Gesetzmäßigkeiten unterliegen. Diese würden auf eine unausweichliche geschichtliche 

Endstufe hinauslaufen, die je nach Theoretiker in der „klassenlosen Gesellschaft“ (Kommu-

nismus) oder dem „emanzipierten Menschen“ (Kritische Theorie) zu sehen sei. Internationale 

Politik wird aus der Sicht der marxistischen Dialektik als internationaler Klassenkampf inter-

pretiert; das internationale System soll durch Aufdeckung seiner Widersprüche und mittels 

der Forderung nach Revolution transformiert werden. Die Dialektik wird hier nicht nur zum 

Strukturprinzip aller weltlichen Dinge, sondern auch zur wissenschaftlichen Methode. Fort-

schritt wird erzielt, indem sich aus den Widersprüchen, aus These und Antithese, eine Synthe-

se ergibt – ein Prozeß, der vom Forscher dann nur noch aufzudecken sei. Zwar benutzen An-

hänger dieser Denkrichtung auch empirische oder analytische Methoden. Sie ergänzen diese 

                                                 
37  So auch Görlitz (1983): S. 45 f. 
38  Vgl. Lenk (1991): S. 991 – 997. „Das Wertfreiheitspostulat Webers ist somit eine Norm wissenschaftlich-

methodischen Vorgehens, nicht aber eine Richtlinie für praktisch-politisches Verhalten.“ Ebd., S. 993. 
„Wissenschaftlich erfaßbar ist nur die Zweck/Mittel-Relation, während die Entscheidung für einen Zweck 
vorwissenschaftlich bleibt, weil sie vom eigenen Gewissen und von der persönlichen Weltanschaung be-
stimmt wird.“ Görlitz (1983): S. 22. 

39  Vgl. zum kritisch-dialektischen Ansatz Lenk (1991): S. 1009 – 1015. Von Alemann/Forndran (1990): S. 53 
– 56. Görlitz (1983): S. 47 – 60. Berg-Schlosser/Maier/Stammen (1977): S. 62 – 86. 
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jedoch stets normativ, also durch marxistische, emanzipatorische oder „kritische“ Faktoren. 

Der kritisch-dialektische Ansatz unterscheidet sich insofern vom empirisch-analytischen An-

satz, als er mehrheitlich als Anleitung zur politischen Veränderung verstanden werden kann. 

Es geht ihm um die Kritik bürgerlicher Gesellschaften und Wissenschaften. Ein Bemühen um 

möglichst wertfreie Analysen, eine Trennung der Welten des Sollens und Seins, wird nicht 

nur vernachlässigt, sondern explizit abgelehnt. 

 

2.  Arbeitsaufbau 

Die zentrale Forschungsfrage wird in sieben Schritten beantwortet. Dazu werden sicherheits-

strategische Segmente generiert (Kapitel 2), empirisch überprüft (Kapitel 3 – 7) sowie evalu-

iert (Kapitel 8). Kernidee des Grundlagenkapitels ist, auf der Basis etymologischer, histori-

scher und zeitgenössischer Betrachtungen einen strategischen Idealtypus zu formulieren und 

diesen über eine Variante des systemischen (auch: strukturellen) Realismus mit Verhaltens-

erwartungen theoretisch aufzuladen. Auf diese Weise werden testbare Kriterien für eine als 

strategisch zu bezeichnende Sicherheitspolitik geschaffen.  

  Kapitel 2 beginnt mit einer Überblicksdarstellung unterschiedlicher Ausprägungen des re-

alistischen Paradigmas. Darauf aufbauend wird ein dualistisches Modell saturierter und revi-

sionistischer Mächte entworfen. Der Verfasser verortet sich als „funktionaler offensiver Rea-

list“, was grundsätzlich zweierlei bedeutet: Der Staat wird als Macht- und nicht nur als Si-

cherheitsmaximierer begriffen. Im Gegensatz zur klassischen Vorstellung von Kenneth N. 

Waltz, der vom geschlossenen Akteur ausgeht, wird gezeigt, daß es durchaus möglich ist, ei-

nen Kausalpfad im third image zu entwerfen, der die Öffnung der black box zuläßt. Ziel ist 

dabei, die systemische Impulsverarbeitung im second image nachzuvollziehen, ohne diesem 

eine eigenständige Erklärungskraft zuzusprechen. In der Operationalisierung werden dann 

fünf sicherheitsstrategische Segmente unterschieden: Interessen, Herausforderungen und Be-

drohungen, Ordnungspräferenzen, Mittel und Instrumente sowie Vorgehensweisen. Die Ver-

wendung theoretischer Annahmen erfolgt pragmatisch. Der Verfasser sieht in ihnen ein In-

strument zum Verständnis der Gegenwart – und nur aus dieser Sicht soll die Arbeit auch ei-

nen Beitrag dazu leisten, ob mit einer realistischen Forschungsperspektive die Sicherheitspoli-

tik der USA in Südostasien erklärt und prognostiziert werden kann. 

  Kapitel 3 ist den amerikanischen Interessen gewidmet. Ob diese als strategisch zu be-

zeichnen sind, wird wie folgt herausgearbeitet: Zunächst werden unter Anwendung des sy-

stemischen Realismus aus der Perspektive des Verfassers die sicherheitspolitischen Interessen 

Washingtons skizziert. Zu nennen sind insbesondere der ökonomische Zugang zur Region 

sowie die Offenhaltung der Seewege, um die wirtschaftliche und militärische Mobilität ame-
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rikanischer Handels- und Kriegsschiffe zwischen dem Pazifischen und dem Indischen Ozean 

zu gewährleisten. Diese vitalen Interessen der USA sind abgestuft von weiteren nationalen In-

teressen zu unterscheiden. Parallel dazu werden am Ende der jeweiligen Abschnitte offizielle 

Dokumente und Reden amerikanischer Entscheidungsträger ausgewertet, um herauszufinden, 

welchen Stellenwert diese den zuvor auf der Basis realistischer Annahmen formulierten vita-

len Interessen beimessen. Soweit dabei eine Koinzidenz festzustellen ist, systemisch induzier-

te Verhaltenserwartungen also korrekt im Rahmen der Impulsverarbeitung nachweisbar sind, 

kann von einem strategischen Interessenverständnis der USA in Südostasien gesprochen wer-

den. 

  In gleicher Weise wird methodisch in Kapitel 4 vorgegangen. Der systemische Realismus 

läßt erwarten, daß für eine Großmacht wie die USA nur eine weitere, über umfangreiche ca-

pabilities verfügende Großmacht zu einer Herausforderung resp. Bedrohung werden kann. 

Dies ist in Südostasien eindeutig China. Das Kapitel wird zeigen, warum Peking als revisioni-

stische Macht zu begreifen ist, die den Status quo zuungunsten der USA zu verändern ver-

sucht. Dabei werden militärische von diplomatischen Formen der Gegenmachtbildung unter-

schieden. Abzuwägen ist, ob die USA mehr durch chinesische soft power oder hard power 

herausgefordert bzw. bedroht werden. Das Ergebnis steht im Widerspruch zu zahlreichen Ab-

handlungen, die von einer China threat ausgehen. Das Reich der Mitte ist, obwohl es kontinu-

ierlich aufrüstet, derzeit keine substantielle militärische Bedrohung für die USA. Seine nu-

kleare Zweitschlagfähigkeit ist begrenzt. Sollte die Volksbefreiungsarmee versuchen, die See-

wege in Südostasien zu blockieren, könnte sie der zu erwartenden Antwort des USPACOM 

nur kurze Zeit Widerstand leisten. Peking ist sich seiner militärischen Unterlegenheit bewußt 

und wird diese Situation nur langfristig ändern können – immer vorausgesetzt, die wirtschaft-

liche Modernisierung des Landes bleibt erfolgreich. Militärische Gegenmachtbildung wäre für 

China gegenwärtig kontraproduktiv, und da ein solches hard balancing Ergebnis rationaler 

Überlegungen sein müßte, entfällt es weitgehend. Peking hat sich daher spätestens seit Mitte 

der 90er Jahre darauf konzentriert, seine bilateralen Beziehungen zu sämtlichen südostasiati-

schen Staaten zu verbessern und auch das Verhältnis zur ASEAN auszubauen. Diese „diplo-

matische Offensive“, in der Theorie von diversen Realisten auch als soft balancing bezeich-

net, könnte dazu führen, daß die USA gegenüber China in Südostasien positionale Verluste 

erleiden (z.B. Wegfall von Märkten, Verweigerungshaltung von Sicherheits- und Bündnis-

partnern). Soweit Washington terroristische Gruppierungen als zentrale Bedrohung in Südost-

asien begreift, liegt in diesem Segment kein sicherheitsstrategisches Verständnis vor. Denn 

substaatliche Handlungseinheiten besitzen im systemischen Realismus keine Akteursqualität. 

Allen Schrecken zum Trotz, den diese – wie etwa die Jemaah Islamiyah (JI) – in der Region 
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verbreiten, sind sie nicht fähig, die vitalen Interessen der USA zu gefährden. Washington hat 

nur dann ein strategisches Verständnis sicherheitspolitischer Herausforderungen, wenn es die 

von China ausgehenden Formen der Gegenmachtbildung adäquat bewertet. 

  Im systemischen Realismus ist die Ordnungspräferenz eines Staates ganz maßgeblich an 

dessen capabilities gebunden. Kapitel 5 beginnt daher mit einer kurzen Analyse der Machtfä-

higkeiten der USA, die sowohl militärischen als auch ökonomischen Ressourcen gewidmet 

ist. Die Ergebnisse werden nahelegen, daß Washington über die geeigneten materiellen Vor-

aussetzungen für eine Politik der Dominanz verfügt. Zu fragen ist darauf, welchen Weg die 

USA beschreiten müßten, um eine Pax Americana, die den strategischen Kriterien dieser Ar-

beit gerecht wird, in und um Südostasien zu errichten bzw. zu erhalten. Die aktuelle Debatte 

zur amerikanischen Position als Weltmacht läßt zwei Antworten zu: Die USA könnten eine 

Pax Americana sowohl durch den Aufbau eines Imperiums (empire) als auch durch eine Poli-

tik der Hegemonie (hegemony) errichten. Für den Machteinsatz stehen ihnen dabei zwei Op-

tionen zur Verfügung, die ebenfalls diskutiert werden sollen: Entweder versuchen die USA, 

durch eine Politik der distanzierten Gleichgewichtsherstellung (offshore balancing) das 

Machtgefüge zu ihren Gunsten zu beeinflussen. Oder aber sie betreiben inshore balancing. 

Dieser Begriff soll neu in die Debatte eingeführt und frei mit „Gleichgewichtsherstellung vor 

Ort“ übersetzt werden. Von einer strategischen Ordnungspräferenz ist dann zu sprechen, wenn 

Washington versucht, seine Beziehungen zu befreundeten und konkurrierenden Akteuren im 

asiatisch-pazifischen Raum so zu ordnen – heißt: zu beeinflussen –, daß sie der Umsetzung 

amerikanischer Interessen nicht entgegenstehen, sondern sie im Idealfall sogar unterstützen. 

Die Arbeit wird zeigen, warum die USA dazu als inshore balancer eine hegemoniale und 

nicht eine imperiale Position anstreben müssen. 

  Kapitel 6 befaßt sich mit den Instrumenten amerikanischer Sicherheitspolitik in Südostasi-

en. Da im systemischen Realismus die Auswertung zwischenstaatlicher Machtkonstellationen 

ausschlaggebend ist, um die positionale Stellung eines Akteurs zu bestimmen, werden an die-

ser Stelle alle relevanten bilateralen Beziehungen der USA zu ihren Sicherheits- und Bünd-

nispartnern in Ostasien untersucht. Dabei wird die Klassifizierung militärischer Einrichtungen 

im Ausland durch den Global Defense Posture Review genutzt, um die Modernisierung des 

Systems der hub and spokes nachzuvollziehen und zu bewerten. Zu den Main Operating Ba-

ses (MOB) zählen Japan, Südkorea und das amerikanische Außenterritorium Guam. Da die 

USA in Südostasien seit der Aufgabe der Basen auf den Philippinen 1992 über keine ver-

gleichbare militärische Infrastruktur verfügen, haben diese Einrichtungen für die amerikani-

sche Machtprojektionsfähigkeit im ASEAN-Raum besondere Bedeutung. Zu den Forward 

Operating Sites (FOS) wird Singapur gerechnet. Der Stadtstaat ist der mit Abstand wichtigste 
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Sicherheitspartner der USA in Südostasien, da er die zentrale logistische Drehscheibe im 

Konzept der places, not bases darstellt. In die Kategorie der Cooperative Security Locations 

(CSL) fallen die Philippinen, Thailand, Malaysia, Indonesien, Brunei und Australien, Nachbar 

der ASEAN und enger Verbündeter der USA. Washington hat mit diesen Staaten Zugangs-

vereinbarungen zur Nutzung von Hafenanlagen und Flugplätzen geschlossen. Zu den sicher-

heitspolitischen Instrumenten zählen des weiteren verschiedene bi- und multilaterale Militär-

projekte, die u.a. darauf ausgerichtet sind, durch gemeinsame Manöver und weitere Maßnah-

men die Interoperabilität der Streitkräfte zu gewährleisten. Herauszufinden ist in diesem Ka-

pitel, ob die USA die Beziehungen zu ihren sicherheitspolitischen Partnern und Verbündeten 

so ausbauen, daß sie deren Streben nach kontrollierendem Einfluß auf die pazifische Gegen-

küste unterstützen. Ist dies der Fall, dann sind die Instrumente strategisch angeordnet. Das 

Engagement der USA in und gegenüber multilateralen Abmachungen der Region ist wieder-

um als strategisch zu bezeichnen, wenn es mehrheitlich utilitaristischen Motiven folgt. Solan-

ge Washington versucht, Institutionen zur nationalen Interessenverfolgung zu nutzen, ent-

spricht die Sicherheitsstrategie den Verhaltenserwartungen des systemischen Realismus. 

  Während sich Kapitel 6 mit der Frage beschäftigt, ob und wie die USA zwischenstaatliche 

Beziehungen nutzen, wird in Kapitel 7 erörtert, in welcher Weise die amerikanische Regie-

rung mit der chinesischen Führung und mit den südostasiatischen Regierungen umgeht. Da 

Nordostasien nicht im Fokus der Arbeit steht, sind diese Aspekte bereits in den Ausführungen 

zu Japan und Südkorea in Kapitel 6 eingeflochten worden. Gleiches gilt für das amerikanische 

Verhältnis zu Australien. Mit Blick auf China steht der Realismus insofern vor einem Rätsel, 

als auf den ersten Blick nicht nachzuvollziehen ist, warum die USA – je nach Maßstab – mit 

ihrem aktuellen bzw. kommenden peer competitor äußerst enge wirtschaftliche Beziehungen 

pflegen, zumal Peking im Handel die relativen Gewinne auf seiner Seite verbuchen kann. Ob 

diese Vorgehensweise noch als strategisch zu bezeichnen ist, wird von der Gewichtung fol-

gender Fragen abhängen: Trägt das amerikanische Verhalten gegenüber China praktisch dazu 

bei, den eigenen Herausforderer aufzubauen? Oder fallen die engen wirtschaftlichen Verflech-

tungen weniger ins Gewicht, solange Washington seinen militärischen Vorsprung gegenüber 

Peking halten kann? Anschließend wird untersucht, ob das Vorgehen der USA gegenüber den 

südostasiatischen Staaten strategischen Kriterien gerecht wird. Dies ist dann der Fall, wenn 

Washington durch sein Verhalten versucht, bei den ASEAN-Akteuren eine Politik des band-

wagoning, nicht jedoch des balancing auszulösen.  

  Wie sich ein Staat verhalten muß, damit seine Sicherheitspolitik als strategisch fundiert 

bezeichnet werden kann, wird im abschließenden Kapitel 8 zweiteilig beantwortet: Er muß 

einerseits den Verhaltenserwartungen der sicherheitsstrategischen Segmente im Kern gerecht 
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werden und diese harmonisch miteinander verbinden. Andererseits müssen drei Bedingungen 

erfüllt sein, die Voraussetzung für die Existenz einer Sicherheitsstrategie sind: Erstens muß in 

der Tagespolitik ein wiederkehrendes Verhaltensmuster erkennbar sein, das den Schluß zu-

läßt, daß der Akteur mit dem Ziel der Maximierung des eigenen Nutzens konsequent handelt. 

Zweitens muß der Staat in Krisensituationen unter Beweis stellen, daß er imstande ist, diese 

vor dem Hintergrund eines vorher festgelegten Gesamtkonzepts zu lösen. Und drittens muß 

eine Sicherheitsstrategie auf die Unwägbarkeiten der Zukunft vorbereitet sein, also Optionen 

bereithalten, die dann zum Tragen kommen, wenn sich die Rahmenbedingungen der interna-

tionalen Einbettung des Akteurs ändern.40 Zu den Schlußfolgerungen gehört auch eine kriti-

sche Bewertung der Anwendbarkeit der gewählten Segmente. Wie sinnvoll ist z.B. eine Auf-

ladung von sicherheitsstrategischen Testkriterien über den funktionalen offensiven Realis-

mus? Was kann diese Herangehensweise leisten, wo liegen ihre Grenzen? Die Arbeit wird 

durch einen Ausblick in die Zukunft abgeschlossen. Wovon hängt die Konkurrenz zwischen 

Pax Americana und Pax Sinica ab? 

 

 

                                                 
40  Diese Kriterien sind angelehnt an Helga Haftendorn, Zur Theorie außenpolitischer Entscheidungsprozesse, 

in: Politische Vierteljahresschrift, Sonderheft „Theorien der Internationalen Beziehungen: Bestandsaufnah-
me und Forschungsperspektiven“, herausgegeben von Volker Rittberger, Nr. 21/1990, S. 403 f.  
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KAPITEL  2 
 

Segmente einer Sicherheitsstrategie 
 
 

 

I.                  Theoretische Verortung 
 

 

Die theoretische Verortung der Arbeit erfolgt in drei Schritten. Zunächst wird das Theoriever-

ständnis des Verfassers dargelegt, um den Argumentationsgang so transparent als möglich zu 

machen. Da es in der Wissenschaft sowohl hinsichtlich der Art, wie Erkenntnisse gewonnen 

werden (Methode), als auch mit Blick auf die Interpretationsform dieser Erkenntnisse (Theo-

rie) ganz unterschiedliche Auffassungen gibt, ist ein solcher Arbeitsschritt Voraussetzung 

weiterer Überlegungen. Anschließend wird versucht, einen „realistischen Kern“ herauszuar-

beiten, der Ausgangspunkt der Vorstellung aller wesentlichen konkurrierenden Realismen ist. 

Abschließend erfolgt die Positionierung des Verfassers als funktionaler offensiver Realist, 

wozu das Modell eines „Dualismus saturierter und revisionistischer Mächte“ entworfen wird. 

Ziel dieser Verortung ist, Grundlagen für die theoretische Aufladung idealtypischer sicher-

heitsstrategischer Segmente zu schaffen, um dadurch testbare Verhaltenserwartungen ableiten 

zu können. 

 

1.  Annahmen zur Theoriebildung     

Vier Fragen sollen in diesem Abschnitt skizzenhaft geklärt werden: Was ist der Kern einer 

Theorie? Welche primäre Funktion hat eine Theorie? Was zeichnet eine gute Theorie aus? 

Welche Reichweite hat eine Theorie? 

 

a)  Inhaltlicher Kern 

Eine Theorie versucht, wissenschaftlich begründete Aussagen über Wenn-Dann-Wirkungen 

zwischen Ereignissen aufzudecken (Kausalbeziehung), diese zu Gesetzmäßigkeiten unter Be-

dingungen ceteris paribus zu systematisieren (Erklärung) und damit Grundlagen zur voraus-

schauenden Bewertung vergleichbarer Zusammenhänge zu erstellen (Prognose).41 Eine Kau-

                                                 
41  Der Duden versteht unter Theorie ein „System wissenschaftlich begründeter Aussagen zur Erklärung be-

stimmter Tatsachen oder Erscheinungen und der ihnen zugrunde liegenden Gesetzlichkeiten“. Duden 
(2003): S. 1577. Das Zitat ist im Original kursiv und unter Verwendungen von Abkürzungen gesetzt. Ste-
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salbeziehung wird zwischen zwei beobachtbaren Phänomenen hergestellt, indem z.B. das 

Auftreten von Ereignis A als wahrscheinlicher Auslöser des Ereignisses B bezeichnet wird. 

Von einer Gesetzmäßigkeit kann aber nur dann gesprochen werden, wenn das Verhältnis von 

A zu B regelmäßig konstatierbar ist. Die Suche nach derartigen Kausalbeziehungen steht im 

Zentrum der Theoriebildung. Dazu gehört, logische Erklärungen für die beobachteten Wenn-

Dann-Wirkungen zu formulieren, also: A löst B aus, weil sich aus A grundsätzlich M ergibt, 

das Z zur Folge hat, was stets B bedeutet. Unter Berücksichtigung der so festgestellten und 

erklärten Gesetzmäßigkeiten sind schließlich Voraussagen möglich, etwa: Die Veränderung 

von A um den Faktor Q löst wahrscheinlich eine entsprechende Veränderung von B um den 

Faktor Q aus. Dabei ist festzuhalten, daß A, M, Z, B und Q als These formuliert werden, wo-

bei sich Kausalbeziehungen bzw. Gesetzmäßigkeiten durch die Form der sprachlichen An-

ordnung der Einzelthesen ergeben. Sie werden in der Politikwissenschaft zudem im wahr-

scheinlichen und nicht, wie in der Naturwissenschaft, im deterministischen Sinne aufgestellt. 

Stephen Van Evera faßt diese Zusammenhänge präzise zusammen: „[…] a theory, then, is 

nothing more than a set of connected causal laws or hypotheses.“42 

  Startpunkt der Bildung einer Theorie der IB ist somit die Formulierung von Annahmen 

über grundlegende Wirkungsmechanismen innerhalb der Staatenwelt bzw. Staatengemein-

schaft. Dabei ist zunächst die unabhängige Variable zu identifizieren, die als Ausgangspunkt 

der Untersuchung gewählt wird. Sie erklärt die abhängige Variable. Zwischengelagert sind 

die intervenierenden Variablen, die von der unabhängigen Variable ausgelöst werden und sich 

direkt auf die inhaltliche Ausgestaltung der abhängigen Variable auswirken. Darüber hinaus 

können konditionierende Variablen in den Kausalpfad integriert werden. Sie wirken sich inso-

fern auf die intervenierenden Variablen aus, als sie deren Durchschlagskraft mindern oder in-

tensivieren können. Beispielhaft läßt sich dies an folgendem Zusammenhang erklären: Die 

konstant fortschreitende Entwicklung der Militärtechnologie (unabhängige Variable) wirkt 

sich ebenso konstant auf neue Optionen der Kriegführung aus (abhängige Variable). Die ge-

naue Form der Beeinflussung der militärischen Angriffs- oder Verteidigungsmöglichkeiten 

eines Staates hängt jedoch u.a. von den Fähigkeiten des Generalstabs ab, der das Waffenpro-

dukt zum effektiven Einsatz bringen muß (intervenierende Variable). Wie effektiv dieser Ein-

                                                                                                                                                         
phen Van Evera beschreibt den Inhalt einer Theorie wie folgt: „Theories are general statements that descri-
be and explain the causes or effects of classes of phenomena. They are composed of causal laws or hy-
potheses, explanations, and antecedent conditions. Explanations are also composed of causal laws or hy-
potheses, which are in turn composed of dependent and independent variables.“ Stephen Van Evera, Guide 
to Methods for Students of Political Science, New York 1997, S. 7 f. 

42   Ebd., S. 12. 
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satz dann schließlich ist, wird vom Ausbildungsstand der Soldaten reguliert (konditionierende 

Variable). 

  Der Begriff der „Theorie“ ist vom Begriff des „Paradigmas“ abzugrenzen, das vom 

Brockhaus als „Beispiel“ oder „Muster“43 übersetzt wird. Zum Verständnis des Gegenstandes 

dieser Arbeit erscheint die Definition des Dudens am angebrachtesten, der unter Paradigma 

ein „Denkmuster, das das wissenschaftliche Weltbild einer Zeit prägt“44, versteht. In der mo-

dernen Wissenschaftstheorie wird der Begriff vor allem mit Thomas S. Kuhn in Zusammen-

hang gebracht: „Ein Paradigma ist das, was den Mitgliedern einer wissenschaftlichen Ge-

meinschaft, und nur ihnen, gemeinsam ist.“45 In sehr grundsätzlicher Weise definiert Kuhn: 

„Die Mitglieder einer gegebenen Gemeinschaft haben in auffälligem Maße die gleiche Litera-

tur gelesen und die gleichen Lehren aus ihr gezogen.“46 In der Diskussion werden Theorie 

und Paradigma regelmäßig synonym verwendet. Soweit beide Begriffe getrennt werden, kann 

Paradigma als die umfassendere Bezeichnung verstanden werden, die mehrere Theoriegebäu-

de, die von ähnlichen Prämissen ausgehen, subsumiert.47  

 

b)  Funktionen und Qualitätsmaßstäbe 

Theorien sind Diener des Wissenschaftlers, womit ihre oberste und gleichzeitig inhaltlich 

neutralste Funktion in der des Hilfsmittels zur Verarbeitung der Empirie zu sehen ist. Sie sind 

damit kein Selbstzweck und bedürfen der praktischen Rückbindung. Theorien sind gleichfalls 

nicht mit religiösen Glaubensbekenntnissen zu verwechseln – ein Eindruck, der in so mancher 

dogmatisch geführten Debatte zwischen Realisten, Institutionalisten, Liberalisten und Kon-

struktivisten schnell entsteht. Insgesamt können mindestens sechs Funktionen einer Theorie 

unterschieden werden, die sich z.T. inhaltlich überschneiden: (1) Orientierungsfunktion: 

Theorien dienen dem Wissenschaftler als Navigationsmittel in einer zunehmenden Flut von 

Einzelinformationen. (2) Selektionsfunktion: Theorien schärfen den Fokus für die Auswahl 

des relevanten empirischen Datenmaterials. Ziel ist, eine äußerst komplexe Realität auf das 

Wesentliche zu reduzieren. (3) Ordnungsfunktion: Die ausgewählten Daten können an Hand 

zuvor festgelegter Kriterien geordnet und systematisiert werden. (4) Erklärungsfunktion: Die 

                                                 
43  Brockhaus Enzyklopädie, Band 16, 19. neu bearbeitete Auflage, Mannheim 1991, S. 517. 
44  Duden, Das Fremdwörterbuch, Band 5, 5. neu bearbeitete und erweiterte Auflage, Mannheim – Leipzig – 

Wien – Zürich 1990, S. 571. 
45  Thomas S. Kuhn, Neue Überlegungen zum Begriff des Paradigma, in: Thomas S. Kuhn, Die Entstehung 

des Neuen. Studien zur Struktur der Wissenschaftsgeschichte, herausgegeben von Lorenz Krüger, Frankfurt 
am Main 1977, S. 390. 

46  Ebd., S. 391. 
47      Jeffrey W. Legro und Andrew Moravcsik definieren Paradigma als „family of theories“ und nennen als 

weitere Bezeichnungen neben „research program“ „basic theory“, „school“ und „approach“. Jeffrey W. 
Legro, Andrew Moravcsik, Is Anybody Still a Realist?, in: International Security, Nr. 2, Herbst 1999, S. 9. 
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theoretisch fundierten Kausalbeziehungen können auf das identifizierte und systematisierte 

Datenmaterial angewandt werden, um es mit Blick auf Sinnzusammenhänge interpretieren zu 

können. (5) Zielbeschreibungsfunktion: Theorien können Handlungsempfehlungen für die Po-

litik formulieren. (6) Handlungslegitimationsfunktion: Theorien können Handlungen von Po-

litikern legitimieren.48 Der Verfasser schließt sich der Auffassung Daniel Freis an, nach der 

die Erklärungsfunktion im Zentrum einer Theorie steht. 

  Die Funktionen einer Theorie sagen gleichzeitig etwas über ihre Qualität aus: Je stärker 

eine Theorie die genannten Bereiche in zufriedenstellender Weise bedienen kann, desto grö-

ßer ist ihre Qualität. Darüber hinaus sind sieben Kriterien zu nennen, die eine gute Theorie 

ausmachen: (1) Sie hat zunächst große Erklärungskraft zu besitzen, d.h. die unabhängige Va-

riable wirkt sich in erheblichem Maße auf die abhängige Variable aus. (2) Theorien erklären 

durch Vereinfachung, wozu die Konzentration auf wenige wirklich relevante Variablen ge-

hört. (3) Die Neugier des Betrachters wird aufgelöst, weil sich das Explanandum aus dem Ex-

planans ergibt. (4) Eine klare Gliederung ist vorhanden. (5) Eine Theorie ist in ihren Aussa-

gen widerlegbar, was z.B. dann nicht mehr der Fall ist, wenn sie versucht, alles mit allem zu 

erklären. (6) Vor allem besonders wichtige Erscheinungen werden erklärt. (7) Die Theorie 

ermöglicht Empfehlungen für die praktische Politik.49 

  Eine gute Theorie versucht, mit einem Minimum an Variablen ein Maximum an Realität 

zu erklären. Der Verfasser folgt dabei jenen Autoren, die sich für die Wahl einer klaren unab-

hängigen Variable aussprechen. Eine eklektizistische Forschungsperspektive in Form eines 

Theorienmixes ist zwar reizvoll und scheint auf den ersten Blick auch die logische Antwort 

auf eine unendlich komplexe Welt zu sein. Stephen M. Walt merkt dazu an: „No single ap-

proach can capture all the complexity of contemporary world politics. Therefore, we are bet-

ter off with a diverse array of competing ideas rather than a single theoretical orthodoxy.“50 

Geht man davon aus, daß es gerade in der politischen Praxis um eine umfassende und nicht 

dogmatische Erklärung von Zusammenhängen geht, so erscheint der Hinweis von Walt für 

einen guten Diplomaten sehr nachvollziehbar: „The ‘compleat diplomat’ of the future should 

remain cognizant of realism’s emphasis on the inescapable role of power, keep liberalism’s 

                                                 
48   Vgl. Reinhard Meyers, Theorien der internationalen Beziehungen, in: Wichard Woyke (Hrsg.), Handwör-

terbuch Internationale Politik, 9. völlig neu überarbeitete Auflage, Bonn 2004, S. 456 – 458. Helga Haften-
dorn, Die Sehnsucht nach der Kristallkugel. Über Leistungsfähigkeit und Versagen der Theorie der interna-
tionalen Politik, in: Internationale Politik, Nr. 8. August 1996, S. 6 f. Daniel Frei, Einführung: Wozu Theo-
rien der internationalen Politik?, in: Daniel Frei (Hrsg.), Theorien der internationalen Beziehungen, 2. Auf-
lage, München 1973, S. 13 – 15. 

49  Vgl. Van Evera (1997): S. 17 – 21. 
50  Stephen M. Walt, International Relations: One World, Many Theories, in: Foreign Policy, Nr. 110, Früh-

jahr 1998, S. 30. 
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awareness of domestic forces in mind, and occasionally reflect on constructivism’s vision of 

change.“51 Der Nachteil einer solchen Vorgehensweise ist aber, daß die Zahl der unabhängi-

gen und intervenierenden Variablen beliebig wird. Wovon staatliches Verhalten in der inter-

nationalen Politik letztlich – also hauptsächlich – abhängt, kann dann nicht mehr beantwortet 

werden. 

 

c)  Reichweite und Anwendbarkeit 

Wie sehr ist eine Theorie auf die Praxis anwendbar – und was kann sie dabei leisten? Diese 

Frage soll zunächst mit einer Auflistung dessen beantwortet werden, was eine Theorie nicht 

leisten kann. Nach Karl R. Popper sind Theorien Netze, die ausgeworfen werden, um die Welt 

zu verstehen.52 Je nach Beschaffenheit des Netzes und Ort des Fischzuges können damit ganz 

unterschiedliche Welten eingefangen werden. Legt man dieses Bild der Geltungskraft von 

Theorien zugrunde, dann ist letztlich keine der wesentlichen Perspektiven der Theorien der IB 

in der Lage, weltpolitische Zusammenhänge umfassend und abschließend erklären zu können 

– wohl aber einen Wirklichkeitsausschnitt. Keiner der vier großen theoretischen Perspektiven 

des Realismus, Institutionalismus, Liberalismus und Konstruktivismus kann zugesprochen 

werden, Kriterien eines objektiven Wahrheitsbegriffs, den es nach Popper ohnehin nicht gibt, 

aufgestellt zu haben. Hintergrund dieses Wissenschaftsverständnisses ist die Annahme, daß 

ein einzelner Mensch schlicht überfordert ist, im Rahmen seiner begrenzten intellektuellen 

Fähigkeiten eine unendlich komplexe Welt vollständig verstehen zu können. Von daher er-

scheinen die wechselseitigen Generalvorwürfe unter Anhängern verschiedener Paradigmen 

völlig unangemessen, wie auch Robert Jervis anmerkt: „Determining which research pro-

grams are ‘progressive’ and which are ‘degenerating’ is difficult because the relevant judg-

ments are influenced by our perspectives and interests (in both senses of the term) and be-

cause all theories undergo change in light of empirical investigations.“53  

  Eine Theorie der IB, wie sie in dieser Arbeit beschrieben wird, soll die Sicherheitspolitik 

eines Staates, hier einer Groß- bzw. Supermacht, in ihren „großen Linien“ erklärbar und we-

nigstens mittelfristig voraussagbar machen. Vertreter des realistischen Paradigmas weisen 

diesbezüglich darauf hin, daß ihre theoretischen Ansätze nicht in der Lage sind, punktuelle 

Ereignisse zu erklären, denn „international relations theories are capable only of predicting 

                                                 
51  Ebd., S. 44. 
52  Vgl. Karl R. Popper, Logik der Forschung, 6. Auflage, Tübingen 1976, S. 31. 
53  Robert Jervis, Realism in the Study of World Politics, in: International Organization, Nr. 4, Herbst 1998, S. 

972. 
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patterns of behavior; they cannot make point predictions.“54 So schreibt Kenneth N. Waltz für 

den strukturellen Realismus: „Realist theory predicts that balances disrupted will one day be 

restored. A limitation of the theory, a limitation common to social science theories, is that it 

cannot say when. […] Of necessity, realist theory is better at saying what will happen than in 

saying when it will happen.“55  

  Die Gültigkeit der Theorie kann erst dann als widerlegt betrachtet werden, wenn das Ver-

hältnis zwischen unabhängiger, intervenierender, konditionierender und abhängiger Variable 

als logisch inkonsistent anzusehen ist. Von einer Theorie muß verlangt werden, daß sie zur 

Erklärung von Phänomenen wichtige von unwichtigen Auslösern staatlichen Handelns unter-

scheidet. Solange dies der Fall ist, können weniger wichtige Auslöser durchaus zur ergänzen-

den Erklärung des Phänomens herangezogen werden, soweit sie sich in den Kausalpfad inte-

grieren lassen. Jüngere Realisten wie William C. Wohlforth beschreiben dies wie folgt: „In-

ternational relations theories are almost never monocausal. The claim is rarely ‘A, not B, 

caused E,’ but rather ‘both A and B caused E but A was more important.’“56 Dies, so Wohl-

forth, gelte für alle Theorien: „I am not aware of any international relations theory, realist or 

not, that makes deterministic predictions about state behavior based on a single variable.“57 

Entscheidend ist die richtige Einschätzung von Tendenzen. Vereinzelte Unstimmigkeiten oder 

falsche Voraussagen müssen daher, wie Ethan B. Kapstein behauptet, nicht zwangsläufig das 

Ende einer Theorie nach sich ziehen: „Anomalies occur all the time in nature that existing 

theories have difficulty explaining. In order to overturn a theory, one needs a new theory that 

does a better job of explaining both the old observations and the new observations.“58 

  Für die Anwendung des systemischen Realismus bedeutet dies, daß er es dann schwer hat, 

als plausibles Erklärungsmuster internationaler Beziehungen zu gelten, wenn die Meßlatte für 

die Qualität eines Paradigmas in Form von sehr engen Kriterien besonders hoch gelegt wird. 

Genau dies ist der Ausgangspunkt der Fundamentalkritik Jeffrey W. Legros und Andrew Mo-

ravcsiks an der materiellen Orientierung des Realismus. Die Vorwürfe gehen mit dem Ver-

such einher, zentrale unabhängige Variablen zu identifizieren und sie jeweils einem Paradig-

ma zuzuordnen. „Debates among realists, liberals, epistemic theorists, and institutionalists 

                                                 
54  William C. Wohlforth, Realism and the End of the Cold War, in: International Security, Nr. 3, Winter 

1994/1995, S. 92. 
55  Kenneth N. Waltz, Structural Realism after the Cold War, in: International Security, Nr. 1, Sommer 2000, 

S. 27. 
56  Wohlforth (1994/1995): S. 94. 
57  William C. Wohlforth, Correspondence. Realism and the End of the Cold War, in: International Security, 

Nr. 2, Herbst 1995, S. 187. 
58  Ethan B. Kapstein, Is realism dead? The domestic sources of international politics, in: International Organi-

zation, Nr. 4, Herbst 1995, S. 758. 
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have traditionally centered around the scope, power, and interrelationship of variation in ma-

terial capabilities (realism), national preferences (liberalism), beliefs (epistemic theory), and 

international institutions (institutionalism) on state behavior.“59 Fundamentalistisch ist dieses 

Vorgehen insofern, als die beiden Autoren Anleihen eines Paradigmas bei der zentralen unab-

hängigen Variable des anderen für unzulässig halten.60 Ihrer Auffassung nach sei ein Para-

digma nur dann konzeptionell produktiv, wenn es Kohärenz (coherence) und Unterscheidbar-

keit (distinctiveness) aufweise. Kohärenz bedeute, daß es in einem Paradigma keine größeren 

inneren logischen Widersprüche geben dürfe. Zentrale und begleitende Annahmen müßten 

miteinander verknüpft sein und dürften sich nicht widersprechen. Unterscheidbarkeit bedeute, 

daß sich die Annahmen eines Paradigmas eindeutig von denen eines anderen abheben. Dieses 

Theorieverständnis schließt aus, daß die unabhängigen Variablen des Institutionalismus, des 

Liberalismus und des Konstruktivismus als intervenierende Variablen in einen realistischen 

Kausalpfad integriert werden dürfen. 

 

2.  Konkurrierende Realismen 

Wer Hypothesen testen möchte, die von einer Theorie innerhalb des realistischen Paradigmas 

abgeleitet werden, steht vor dem Problem, daß es „den“ Realismus, der empirisch überprüfbar 

wäre, nicht gibt. Vielmehr kann von einem realistischen Forschungsprogramm oder Paradig-

ma gesprochen werden, dem Annahmen zugrunde liegen, die von den meisten Realisten ge-

teilt werden.61 Verschiedene Autoren haben versucht, einen solchen kleinsten gemeinsamen 

Nenner zu finden.62 Die nachfolgenden acht Aussagen werden von den meisten Realisten ge-

teilt: 

                                                 
59  Legro/Moravcsik (1999): S. 11.  
60  Bernard I. Finel wirft beiden Autoren vor, „an overly rigid definition of realism“ entworfen zu haben. Ber-

nard I. Finel, Black Box or Pandora’s Box: State Level Variables and Progressivity in Realist Research Pro-
grams, in: Security Studies, Nr. 2, Winter 2001/2002, S. 191. 

61  Ethan B. Kapstein und Michael Mastanduno bezeichnen den Realismus als „research program, bound by a 
core set of shared assumptions, rather than a single theory.“ Ethan B. Kapstein, Michael Mastanduno, Real-
ism and State Strategies After the Cold War, in: Ethan B. Kapstein, Michael Mastanduno, Unipolar Politics. 
Realism and State Strategies After the Cold War, New York 1999, S. 4. Andreas Hasenclever weist darauf 
hin, daß „Forschungsprogramme keine inhaltliche Einheit [bilden]. Vielmehr setzen sie sich aus einer Viel-
zahl teilweise komplementärer und teilweise konkurrierender Theorien und Hypothesen zusammen, die 
zwar alle auf gemeinsame Grundannahmen, Anwendungsbedingungen und Vorgehensweisen zurückge-
führt werden können, die aber nicht bruchlos zusammenpassen.“ Andreas Hasenclever, Die Macht der Mo-
ral in der internationalen Politik. Militärische Interventionen westlicher Staaten in Somalia, Ruanda und 
Bosnien-Herzegowina, Frankfurt am Main – New York 2001, S. 46 f. 

62  Versuche, diesen „kleinsten gemeinsamen Nenner“ des Realismus zu markieren, finden sich sowohl bei 
Anhängern als auch Gegnern des Paradigmas. Vgl. Joseph M. Grieco, Anarchy and the limits of coopera-
tion: a realist critique of the newests liberal institutionalism, in: International Organization, Nr. 3, Sommer 
1988, S. 488. John J. Mearsheimer, The False Promise of International Institutions, in: International Secu-
rity, Nr. 3, Winter 1994/1995, S. 10 f. Alexander Wendt, Constructing International Politics, in: Interna-
tional Security, Nr. 1, Sommer 1995, S. 72. Alexander Siedschlag, Neorealismus, Neoliberalismus und 
postinternationale Politik. Beispiel internationale Sicherheit – Theoretische Bestandsaufnahme und Evalua-
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(1)   Staaten sind die zentralen Akteure der Weltpolitik. 

(2)   Sie handeln rational unter Abwägung von Kosten-Nutzen-Kalkülen. 

(3)   Staaten agieren in einer objektiv gegebenen, materiell geprägten Umwelt. 

(4)  Das Sicherheitsdilemma in einer anarchischen Staatenwelt und der damit verbundene 

Zwang zur autonomen Absicherung (Selbsthilfe) des eigenen Überlebens sind die 

wichtigsten Antriebsmotoren staatlichen Handelns. 

(5)   Staaten streben unter kompetitiven Bedingungen nach Macht. 

(6)  Je größer die Macht eines Staates ist, desto stärker ist seine Stellung im internationalen 

System und desto effektiver ist er in der Lage, das eigene Überleben abzusichern. 

(7)   Gegenseitiges Mißtrauen erschwert Kooperation. 

(8)   Der Einfluß von Institutionen und Ideen auf die Weltpolitik hat sekundäre Bedeutung. 
 

In diesem Abschnitt sollen zunächst die zentralen konkurrierenden Realismen vorgestellt 

werden, um dann anschließend eine präzise Einordnung der Positionierung des Verfassers 

durchführen zu können. In der Überblicksdarstellung werden nur die wesentlichen divergie-

renden Annahmen der einzelnen Realismustypen betrachtet, die dann in der Begründung des 

für die Arbeit gewählten Ansatzes eines „Dualismus saturierter und revisionistischer Mächte“ 

weiter ausgeführt werden, wenn sie in die Positionierung passen. Insgesamt können sechs 

Ausprägungen unterschieden werden:63 (1) Der klassische Realismus, der anthropologisch im 

first image argumentiert.64 (2) Der neorealistische bzw. strukturelle Realismus, der syste-

misch im third image angelegt ist. (3) Der neoklassische Realismus, der ebenfalls im third 

image ansetzt, jedoch konstruktivistische und subsystemische Einflüsse des second image als 

unabhängige Variablen zweiter Ordnung zu integrieren versucht. (4) Der funktionale Realis-

mus, der innenpolitische Entwicklungen als Transmissionsriemen systemischer Impulse be-

greift und damit Ereignisse des second image auf die Funktion einer intervenierenden Varia-

                                                                                                                                                         
tion, Opladen 1997, S. 141 – 150. Colin Elman, Miriam Fendius Elman, Lakatos and Neorealism: A Reply 
to Vasquez, in: American Political Science Review, Nr. 4, Dezember 1997, S. 924. Randall L. Schweller, 
New Realist Research on Alliances: Refining, Not Refuting, Waltz’s Balancing Proposition, in: American 
Political Science Review, Nr. 4, Dezember 1997, S. 927. Kapstein/Mastanduno (1999): S. 7 f. Randall L. 
Schweller, William C. Wohlforth, Power Test: Evaluating Realism in Response to the End of the Cold War, 
in: Security Studies, Nr. 3, Frühjahr 2000, S. 68 – 73. Hasenclever (2001): S. 47 – 52. Im Sinne von Imre 
Lakatos stellt dieser „kleinste gemeinsame Nenner“ den hard core des realistischen Forschungsprogramms 
dar. Vgl. dazu die Ausführungen in Kapitel 8/I. 

63  Vgl. zu Klassifizierungsversuchen Jeffrey W. Taliaferro, Security Seeking under Anarchy. Defensive Real-
ism Revisited, in: International Security, Nr. 3, Winter 2000/2001, S. 132. Glenn H. Snyder, Mearsheimer’s 
World – Offensive Realism and the Struggle for Security. A Review Essay, in: International Security, Nr. 
1, Sommer 2002, S. 149 f. 

64  Kenneth N. Waltz unterscheidet drei Ebenen, auf denen er die Ursachen von Kriegen verortet. Sie können 
jedoch auch ganz allgemein herangezogen werden, um das Außenverhalten von Staaten aus drei grundsätz-
lich verschiedenen Perspektiven zu beleuchten. Zu ihnen gehören der Mensch (first image), die Gesell-
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ble reduziert. (5) Der defensive Realismus, der die Folgewirkungen der Anarchie dahinge-

hend interpretiert, daß sie erheblichen Spielraum für Kooperation lassen. (6) Der offensive 

Realismus, der einen Staat unter Bedingungen der Anarchie zur machtpolitischen Expansion 

geradezu getrieben sieht. 

  Diese Ansätze zeigen, daß es mindestens drei unterschiedliche Forschungsrichtungen in-

nerhalb des realistischen Paradigmas gibt: Soll staatliches Verhalten, erstens, über anthropo-

logische oder systemische Impulse erklärt werden? Wenn subsystemische Faktoren in die Ar-

gumentation integriert werden, haben diese dann, zweitens, den Stellenwert einer intervenie-

renden oder faktisch einer weiteren unabhängigen Variable? Wie verteilen sich schließlich, 

drittens, die Anreize von Kooperation und Konfrontation unter Bedingungen zwischenstaatli-

cher Anarchie? Die diskutierten Autoren werden den nachfolgend aufgeführten sechs Aus-

prägungen entsprechend den hier aufgestellten Kriterien zugeordnet. Jeder Theoretiker könnte 

in bis zu drei Kategorien erwähnt werden, was jedoch aus Gründen der Zweckmäßigkeit nicht 

durchgängig vorgenommen wird. Die einzelnen Schulen speisen sich personell aus mehreren 

Quellen: Viele Theoretiker wurden erst aus der Retrospektive entsprechend eingeordnet, ohne 

daß diese sich zuvor selbst etwa als defensiver oder offensiver Realist verortet hätten. Dem-

entsprechend wird praktisch jeder aktuellen Analyse zum Realismus von Anhängern dieser 

Dichotomie unterstellt, daß sie zumindest implizit von Annahmen des defensiven bzw. offen-

siven Realismus ausgeht. Schließlich ordnen sich diverse Autoren direkt einer Schule zu. 

 

a)  Klassischer Realismus 

Der Begriff des „Realismus“ bezieht sich heute entweder auf das Paradigma an sich oder aber 

auf jene Autoren der „ersten Debatte“, die in den 30er Jahren des 20. Jahrhunderts begann. 

Soweit dieser Ansatz von jüngeren Forschungsbeiträgen abgegrenzt werden soll, wird in der 

Literatur der Terminus „klassischer Realismus“ verwendet. Je nach Ansatzpunkt kann der 

Realismus auf eine lange Vorgeschichte blicken. Dabei wird regelmäßig auf den griechischen 

Historiker Thukydides (ca. 455-396 v. Chr.) zurückgegriffen, dessen Schriften zum Pelopon-

nesischen Krieg (431-404 v. Chr.) realistische Gedankengänge erkennen lassen: Als Ursache 

des Krieges der Stadtstaaten um die Vorherrschaft in Griechenland wird der Machtzuwachs 

Athens gesehen, den Sparta nicht hinnehmen konnte.65 Dem Faktor der „Macht“ wird damit 

nicht nur konstitutive, sondern auch Politik auslösende Bedeutung zugeschrieben. Zu den 

grundlegenden Schriften des klassischen Realismus gehört u.a. das von Edward Hallet Carr 

                                                                                                                                                         
schaft (second image) und das internationale System (third image). Vgl. Kenneth N. Waltz, Man, the State 
and War. A Theoretical Analysis (mit einem neuen Vorwort), New York 2001 [1959]. 

65  Vgl. W. Robert Connor, Thucydides, Princeton 1984, S. 52 – 78. 
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(1892-1982) kurz vor dem Angriff Deutschlands auf Polen 1939 abgeschlossene Buch „The 

Twenty Years’ Crisis 1919 – 1939“. Der unumstritten wichtigste Vertreter dieser Theorie ist 

Hans J. Morgenthau (1904-1980), der 1948 sein Hauptwerk „Politics among Nations“ vorleg-

te.66 
 

Antithese zu idealistischen Weltbildern 

Historische Ausgangspunkte des klassischen Realismus sind zwischenstaatliche Konflikte 

nach dem Ende des Ersten sowie die Ursachen des Zweiten Weltkrieges. Sie werden zum An-

laß genommen, um fundamentale Kritik an der Theorie des Idealismus zu üben, deren Vertre-

ter an die Vernunft des Menschen und harmonische Interessen zwischen den Staaten glau-

ben.67 Idealisten sahen in der Gründung des Völkerbundes 1919 die Chance, dauerhaften Frie-

den durch ein System kollektiver Sicherheit zu erreichen. Klassische Realisten betrachteten 

dieses Projekt a priori als zum Scheitern verurteilt, da es zwischenstaatliche Interessendiver-

genzen und den Expansionsdrang zahlreicher Großmächte ignoriere. Auch habe der Völker-

bund nicht über effektive Sanktionsmittel verfügt, weshalb er keine Gegenmaßnahmen einlei-

ten konnte, als Japan 1931 in der Mandschurei intervenierte und Italien 1935 mit der Erobe-

rung Äthiopiens begann. Als Inbegriff idealistischer Vorstellungen über die Gesetze der Welt-

politik wird das Münchner Abkommen von 1938 betrachtet, durch das die Tschechoslowakei 

zur Abtretung des Sudentenlandes an Deutschland gezwungen wurde. Während der britische 

Premierminister, Arthur Neville Chamberlain, in diesem Schriftstück eine erfolgreiche Politik 

des appeasement erblickte, sah Adolf Hitler in ihm einen Zeitgewinn zur Kriegsvorbereitung. 

Aus dieser Sicht ist der Zweite Weltkrieg entstanden, weil die Gegner des Deutschen Reiches 

stärker auf die Münze des Wortes als auf jene der Macht setzten. 
 

Geschichte als Abfolge von Kausalitäten 

Klassische Realisten lehnen deshalb eine vorgegebene Ordnung wie jene des Völkerbundes, 

auf deren Erreichen staatliches Handeln ausgerichtet werden soll, ab. Außenpolitik habe viel-

mehr von beobachtbaren Fakten auszugehen. Wissenschaft solle dementsprechend nicht der 

Teleologie, sondern der Analyse dienen. Während Marxisten an einen geschichtlichen Endzu-

stand glauben, der auf dem Wege der Dialektik zu erreichen ist, sind klassische Realisten be-

strebt, historische Kausalitäten aufzudecken, um diese für die Untersuchung des Ist-Zustandes 

                                                 
66  Vgl. zur Bandbreite des klassischen Realismus Andreas Jacobs, Realismus, in: Siegfried Schieder, Manuela 

Spindler (Hrsg.), Theorien der Internationalen Beziehungen, Opladen 2003, S. 35 – 59. Vgl. zu einer aktu-
ellen Aufarbeitung des Werkes von Hans J. Morgenthau Christoph Rohde, Hans J. Morgenthau und der 
weltpolitische Realismus, Wiesbaden 2004. Christian Hacke, Gottfried-Karl Kindermann, Kai M. Schell-
horn (Hrsg.), The Heritage, Challenge, and Future of Realism. In Memoriam Hans J. Morgenthau (1904-
1980), Bonn 2005. 
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und die Erstellung von Prognosen verwenden zu können. Dem Theorieverständnis dieses An-

satzes liegt gemäß Carr die Annahme zugrunde, daß „theory does not (as the utopians assu-

me) create practice, but practice theory.“68   
 

Anthropologischer Skeptizismus 

Morgenthau geht davon aus, „daß die Politik, so wie die Gesellschaft im allgemeinen, von ob-

jektiven Gesetzen beherrscht wird, deren Ursprung in der menschlichen Natur liegt.“69 Unter-

suchungen zur Sicherheitspolitik erfolgen daher bei zahlreichen klassischen Realisten bottom 

up, also im first image, wobei von der Natur des Menschen auf die Natur des Staates ge-

schlossen wird. Dabei wird die negative Seite eines dualen Menschenbildes betont, die sich 

durch einen manifesten anthropologischen Skeptizismus auszeichnet.70 Drei Erklärungsansät-

ze lassen sich dazu finden: Dem Menschen wird, erstens, ein Defekt in seiner Persönlichkeit, 

ein nicht heilbares Fehlverhalten, unterstellt. Reinhold Niebuhr sieht die Ursachen entspre-

chend seinem theologischen Verständnis im Bösen, das auf die biblische Sünde zurückgehe.71 

Die Natur des Menschen wird, zweitens, unter Hinweis auf die Zwänge des sozialen Umfel-

des erklärt. Thomas Hobbes (1588-1679) beschreibt den Menschen als animal rationale, das 

aus Leidenschaft und Vernunft besteht.72 Zu den Leidenschaften zählt er menschliche Begier-

den wie den Drang, zu überleben und sich zu steigern, wodurch die Menschen füreinander zur 

Bedrohung werden (homo homini lupus). Morgenthau sprach in diesem Sinne vom Menschen 

als animus dominandi, von dessen Triebkräften Gesellschaften abhingen: „Der Trieb zu leben, 

sich fortzupflanzen und zu herrschen, ist allen Menschen gemeinsam.“73 Ein dritter Erklä-

rungsstrang versucht, sich dem Wesen des Menschen mittels der Evolutionstheorie zu nähern. 

Bradley A. Thayer behauptet, daß sich der Egoismus der Menschen insbesondere in jenen Si-

tuationen zeige, wo sie nicht über ausreichend Nahrungsmittel verfügten und nur diejenigen 

überlebten, die zunächst an sich selbst dächten (Selektion). Hinzu komme eine genetische 

Veranlagung. Das Charakteristikum des Dominanzstrebens wird dagegen darauf zurückge-

führt, daß menschliche Gesellschaften stets hierarchisch organisiert seien. Zur Hierarchie ge-

                                                                                                                                                         
67   Vgl. die Überblicksdarstellung bei Meyers (2004): S. 470 f. 
68  Edward Hallett Carr, The Twenty Years’ Crisis 1919 – 1939. An Introduction to the Study of International 

Relations, London 1939, S. 63. 
69  Hans J. Morgenthau, Macht und Frieden. Grundlegung einer Theorie der internationalen Politik, Gütersloh 

1963 [1948], S. 47. 
70  Vgl. Frank R. Pfetsch, Internationale Politik, Berlin – Köln – Stuttgart 1994, S. 20 f. 
71  Vgl. Reinhold Niebuhr, The Nature and Destiny of Man. A Christian Interpretation, Band 1 und 2, New 

York 1949 [1941], S. 178 f. 
72  Vgl. Wolfgang Kersting, Thomas Hobbes zur Einführung, Hamburg 2002. Alexander Schwan, Politische 

Theorien des Rationalismus und der Aufklärung, in: Lieber (1991): S. 181 – 184. 
73  Morgenthau (1948): S. 76. 
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hörten naturgemäß dominierende und dominierte Personen. Dabei habe der Mensch gelernt, 

in der Stellung des Beherrschenden höhere Überlebenschancen zu haben.74   
 

Moral durch Macht 

Klassische Realisten sprechen sich nicht gegen Moralvorstellungen an sich aus. Sie sind viel-

mehr der Ansicht, daß diese in einer Welt entgegengesetzter Interessen nicht vollständig ver-

wirklicht werden können. Eine gute Außenpolitik arbeite daher mit und nicht gegen diese 

Kräfte, und nur so könne Moral überhaupt umgesetzt werden. Carr verweist dabei in Anleh-

nung an Niccolò Machiavelli darauf, daß Moral das Produkt von Macht sei – und nicht umge-

kehrt.75 Macht wird damit nicht nur zu einem Mittel, sondern auch zum Ziel staatlicher Poli-

tik. Für die Außenpolitik bedeutet dies, daß Frieden durch die Herstellung von Machtgleich-

gewichten erreichbar ist.76 
 

Rationale Interessenpolitik 

Gemäß Morgenthau ist es die Aufgabe einer Theorie, „Tatsachen festzustellen und ihnen 

durch Vernunft Sinn zu verleihen.“77 Für den Beobachter bedeute dies, die Interessenlage ei-

nes Staates auszuloten und sich in die Lage des Staatsmannes zu versetzen, um dann Ent-

scheidungen unter Berücksichtigung von Kosten-Nutzen-Kalkülen abzuwägen. „Legen wir 

also den Begriff des Interesses, verstanden im Sinne von Macht, unseren Gedankengängen 

zugrunde, dann denken wir so wie sie und verstehen ihre Überlegungen und Handlungen als 

unbeteiligte Beobachter vielleicht besser als sie selbst.“78 Die meisten klassischen Realisten 

versuchen daher, Außenpolitik durch die Schablone rationaler Interessenpolitik zu erklären 

und zu prognostizieren. 
 

Kritikpunkte 

Der Machttrieb des Individuums wird im klassischen Realismus zum Machttrieb des Staates, 

der sich sowohl friedlich als auch gewaltsam äußern kann. Ein solcher Analogieschluß ist je-

doch irreführend, weil sich die Entscheidungsprozesse fundamental unterscheiden: Während 

ein einzelner Mensch negative Veranlagungen aus sich heraus und ohne Beschränkung in ver-

brecherisches Handeln umsetzen kann, wäre dies im Falle des staatlichen Akteurs nur bei dik-

                                                 
74  Vgl. Bradley A. Thayer, Bringing in Darwin. Evolutionary Theory, Realism, and International Politics, in: 

International Security, Nr. 2, Herbst 2000, S. 130 – 137. 
75  Vgl. Carr (1939): S. 64. 
76  In den Schriften Morgenthaus wird deshalb der Versuch gesehen, „to revive the practical knowledge of 

nineteenth century (European) diplomacy, and to turn it into an explanatory theory of International Rela-
tions.“ Stefano Guzzini, Realism in International Relations and International Political Economy. The con-
tinuing story of a death foretold, London – New York 1998, S. 16. 

77  Morgenthau (1948): S. 50. 
78  Ebd., S. 51. 
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tatorischen Strukturen möglich, wie sie z.B. unter Adolf Hitler und Josef Stalin vorherrschten. 

Ansonsten wirken demokratische checks and balances Entscheidungen einzelner entgegen. 

Gruppensoziologische Ansätze scheitern entsprechend. Reinhold Niebuhr geht in seinem 

1932 veröffentlichten Hauptwerk „Moral Man and Immoral Society“ davon aus, daß es gera-

de die Zusammenfügung von Menschen zu sozialen Gruppen sei, die ein egoistisches Gebil-

de, den Staat, entstehen ließen. Dabei sei es der „collective egoism, compounded of the egois-

tic impulses of individuals, which achieve a more vivid expression and a more cumulative ef-

fect when they are united in a common impulse than when they express themselves separately 

and discreetly.“79 Ein Analogieschluß würde in diesem Fall eine völlig homogene Gruppe 

voraussetzen. 

 

b)  Neorealismus 

Seit der Veröffentlichung von „Theory of International Politics“ 1979 gilt Kenneth N. Waltz 

als Begründer der Theorie des Neorealismus, die auch unter der Bezeichnung „struktureller 

Realismus“ firmiert. Für die nachfolgenden Ausführungen wird er daher als Referenztheoreti-

ker gewählt.80  
 

Systemischer Erklärungsansatz 

Waltz geht der Frage nach, warum Staaten sich in der internationalen Politik unter Bedingun-

gen ceteris paribus ähnlich verhalten, obwohl sie in ihrem Innern teilweise von vollkommen 

unterschiedlichen Voraussetzungen, etwa hinsichtlich des politischen Systems, auszugehen 

haben. Um Antworten zu finden, klammert er Wirkkräfte des first image und des second 

image bewußt aus und betrachtet ausschließlich Kausalbeziehungen des third image. Die 

Analyse erfolgt damit top down und erhebt den Anspruch, die vor allem auf subsystemischer 

Ebene entdeckten weniger wichtigen Entwicklungen von den wesentlichen Impulsen der sy-

stemischen Ebene, die staatliches Verhalten maßgeblich beeinflussen, zu trennen. Insgesamt 

legt Waltz eine äußerst abstrakte Theorie vor, die nicht den Anspruch erhebt, punktuelle Er-

eignisse erklären zu können. Vielmehr sollen die groben Stoßrichtungen staatlichen Verhal-

tens herausgefunden werden, was an das Modell der Billardkugeln erinnert. Systematisch 

wird dabei vom Mittel der Vereinfachung Gebrauch gemacht, um mit einem Minimum an 

Kernannahmen eine maximale Erklärungskraft zu erreichen. 
 

                                                 
79  Reinhold Niebuhr, Moral Man and Immoral Society, London – New York 1932, S. xii. 
80  Vgl. Kenneth N. Waltz, Theory of International Politics, Amsterdam – Don Mills – London – Menlo Park – 

Reading – Sydney 1979. Vgl. zur Bandbreite des Neorealismus die Zusammenfassung von Niklas Schör-
nig, Neorealismus, in: Schieder/Spindler (2003): S. 61 – 87. 
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Unit, structure und capabilities 

Für die Analyse legt Waltz folgende Begrifflichkeiten fest: Das internationale System (sy-

stem) besteht aus Staaten (units), die simplifizierend als einheitliche und rationale Akteure 

konstruiert werden. Sie agieren in einer anarchischen internationalen Umwelt (structure), in 

der es keine übergeordnete Regelungsinstanz gibt, die für Ordnung sorgen könnte.81 Das 

wichtigste Ziel eines Staates ist daher, sein Überleben zu sichern, wozu er auf das Prinzip der 

Selbsthilfe zurückgreifen muß. Nachhaltige Kooperation scheitert damit am Mißtrauen der 

Akteure untereinander. Sowohl die units als auch die structure werden im Neorealismus ge-

trennt voneinander betrachtet, um Wirkungen der jeweiligen Ebene präziser feststellen und 

dann aufeinander beziehen zu können. Das Innenleben der Staaten ist irrelevant, weil Waltz 

nicht den Anspruch erhebt, eine Theorie der Außenpolitik zu formulieren. Ihm geht es darum, 

systemische Zwänge zu identifizieren, die unabhängig vom Verhalten der Staaten auf diese 

wirken und die den Kern einer Theorie der internationalen Politik ausmachen. Die Akteure 

sind damit funktional gleichartig, aber nicht gleichwertig, da sie über unterschiedliche Macht-

fähigkeiten (capabilities) verfügen. Diese sind für Waltz der zentrale Anker, um Staaten und 

ihre Position innerhalb des Systems voneinander unterscheiden zu können. 
 

Balancing als Handlungsimperativ 

Die Verteilung der capabilities kann entweder eine unipolare (Hegemon), eine bipolare (zwei 

dominierende Großmächte) oder eine multipolare (mehrere Großmächte) Machtkonfiguration 

entstehen lassen. Waltz geht davon aus, daß sich früher oder später immer wieder ein Macht-

gleichgewicht einstellen wird, weil – abgesehen von einem Hegemon – alle übrigen Staaten 

nur unter diesen Bedingungen ihr Überleben garantiert sehen. Demnach ist es die Struktur des 

internationalen Systems, aus der sich für die Akteure der Handlungsimperativ ergibt, Macht-

ungleichgewichte auszubalancieren. Waltz behauptet dabei jedoch nicht, daß Staaten zwangs-

läufig Gegenmacht bilden. Dies sei lediglich die wahrscheinlichste Handlungswahl, weil die 

Akteure für ein solches Verhalten vom System belohnt würden, was sich praktisch in einer 

Überlebensabsicherung äußere. Aus rationaler Sicht würden sie deshalb immer wieder zum 

Instrument des balancing greifen: „A self-help system is one in which those who do not help 

themselves, or who do so less effectively than others, will fail to prosper, will lay themselves 

open to dangers, will suffer. Fear of such unwanted consequences stimulates states to behave 

in ways that tend toward the creation of balances of power.“82 
 

                                                 
81   Vgl. Waltz (1979): S. 79. 
82  Ebd., S. 118. 
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Balance of power als stabilste Machtkonfiguration 

Aus diesen Annahmen folgt, daß ein unipolares System die geringste Lebensdauer habe. Ei-

nerseits würden dominierende Staaten dazu tendieren, ihre Kräfte zu überdehnen und sich da-

durch selbst zu schwächen. Andererseits könnten Akteure mit geringeren Machtfähigkeiten 

selbst im Falle des wohlwollenden Hegemons nicht davon ausgehen, daß dessen moderates 

Auftreten von Dauer ist. Dominierende Staaten würden Prozesse der Gegenmachtbildung pro-

vozieren: „Unbalanced power, whoever wields it, is a potential danger to others. […] In inter-

national politics, overwhelming power repels and leads others to try to balance against it.“83 

Bipolare Systeme werden dagegen als besonders stabil betrachtet. Auch wenn der Staatenwelt 

während des Kalten Krieges der nukleare Schlagabtausch drohte, so war die Struktur gerade 

dadurch besonders kalkulierbar geworden, daß sich das Gros der weltweit verfügbaren 

Machtpotentiale um zwei konkurrierende „Teilhegemone“ geschart hatte. Sie dominierten in 

ihren Einflußsphären, konnten diese aber nicht weltweit ausdehnen. Der große Vorteil einer 

derartigen Konfiguration ist aus neorealistischer Sicht, daß jede Seite über genügend Defen-

sivpotentiale verfügt, um Angriffe unattraktiv erscheinen zu lassen. Besonders konfliktanfäl-

lig ist dagegen gemäß Walz eine multipolare Machtkonfiguration: „Competition in multipolar 

systems is more complicated than competition in bipolar ones because uncertainties about the 

comparative capabilities of states multiply as numbers grow, and because estimates of the co-

hesiveness and strength of coalitions are hard to make.“84 Hinzu kommt, daß es jedem Akteur 

aufgrund der breiten Machtstreuung relativ einfach fallen wird, durch bereits geringe Aufrü-

stungen das äußerst fragile Machtgleichgewicht zu verlassen. Revisionistische Positionierun-

gen fallen dadurch wesentlich einfacher. Ergebnis sind unkontrollierbare Folgehandlungen 

weiterer Staaten, die erst dann abnehmen, wenn sich erneut ein Machtgleichgewicht bildet. 
 

Kritikpunkte85 

Nichtrealisten werfen Kenneth N. Waltz vor allem vor, daß seine Theorie lediglich begrenzt 

auf die Wirklichkeit anzuwenden ist, weil die entscheidenden Auslöser staatlichen Verhaltens 

nur durch eine Öffnung der black box festzustellen seien. Wirkungsmechanismen, wie sie et-

wa im Theorem des „demokratischen Friedens“ dargelegt werden, würden unterschätzt.86 Of-

                                                 
83  Waltz (2000): S. 28. 
84  Ebd., S. 5 f. 
85   Vgl. hierzu Carlo Masala, Kenneth N. Waltz. Einführung in seine Theorie und Auseinandersetzung mit sei-

nen Kritikern, Baden-Baden 2005. 
86  Das Theorem des demokratischen Friedens, das der Theorie des Liberalismus zuzurechnen ist, beruht auf 

der Annahme, daß es eine direkte Wechselwirkung zwischen innenpolitisch verwirklichten, demokratischen 
Normen und dem friedlichen Verhalten eines Staates gegenüber anderen Akteuren gibt. Als Kausalmecha-
nismen zur Begründung der Gültigkeit des democratic peace werden die Komplexitätsannahme (demokra-
tische Institutionen erschweren Entscheidungen für einen Krieg), die normativ-kulturelle Erklärung (innen-
politische Verhaltensregeln wie friedliche Konfliktregelung werden in der Außenpolitik externalisiert) und 
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fensive Realisten bemängeln dagegen, daß Staaten nicht primär nach Sicherheit, sondern vor 

allem nach Macht streben. Deshalb treffe auch die Annahme nicht zu, daß die Akteure in ei-

nem Zustand des Machtgleichgewichts saturiert seien.87 Des weiteren wird darauf verwiesen, 

daß schwächere Staaten nicht immer dazu tendieren, gegenüber Großmächten eine Politik des 

balancing zu betreiben. Sie würden wesentlich häufiger als von Waltz vermutet zur Option 

des bandwagoning greifen, sich also an den Mächtigeren anlehnen, um an dessen Seite Ge-

winne einzufahren.88 

 

c)  Neoklassischer Realismus 

Die Kritik am geschlossenen Akteur des Neorealismus hat dazu geführt, daß Anhänger des 

realistischen Paradigmas seit einigen Jahren versuchen, die Öffnung der black box systema-

tisch in ihren Kausalpfad zu integrieren.89 Gideon Rose hat dazu den Begriff des „neoklas-

sischen Realismus“ geprägt, den er wie folgt definiert: „Its adherents argue that the scope and 

ambition of a country’s foreign policy is driven first and foremost by its place in the interna-

tional system and specifically by its relative material power capabilities. This is why they are 

realist. They argue further, however, that the impact of such power capabilities on foreign 

policy is indirect and complex, because systemic pressures must be translated through inter-

vening variables at the unit level. This is why they are neoclassical.“90 Neoklassische Reali-

sten knüpfen zwar an die unabhängige Variable des Neorealismus (Machtverteilung) an. Sie 

versuchen dann jedoch, eine Theorie der Außenpolitik zu formulieren, dessen abhängige Va-

                                                                                                                                                         
die Perzeptions- und Identitätshypothese (demokratische Staaten nehmen einander als ihresgleichen wahr 
und entwickeln dabei gegenseitiges Vertrauen) angeführt. Ohne eine Öffnung der black box wäre Außenpo-
litik aus dieser Sicht nicht nachvollziehbar. Vgl. Thomas Risse, Theorien der internationalen Politik und 
der Praxis der Kriegsverhütung und Friedensförderung, in: Siegfried Frech, Wolfgang Hesse, Thomas 
Schinkel (Hrsg.), Internationale Beziehungen in der politischen Bildung, Schwalbach/Ts. 2000, S. 52 – 54. 
Vgl. zur Kritik am democratic peace Christopher Layne, Kant or Cant. The Myth of the Democratic Peace, 
in: International Security, Nr. 2, Herbst 1994, S. 5 – 49. Werner Link, Die Neuordnung der Weltpolitik. 
Grundprobleme globaler Politik an der Schwelle zum 21. Jahrhundert, München 1998, S. 22 – 29. 

87   „Great powers […] are always searching for opportunities to gain power over their rivals, with hegemony 
as their final goal. This perspective does not allow for status quo powers, except for the unusual state that 
achieves preponderance.“ John J. Mearsheimer, The Tragedy of Great Power Politics, London – New York 
2001, S. 29. 

88  Vgl. Randall L. Schweller, Bandwagoning for Profit. Bringing the Revisionist State Back In, in: Interna-
tional Security, Nr. 1, Sommer 1994, S. 93. 

89   Wenngleich Realisten wie Robert G. Gilpin den Akteur auch ohne eine derartige Intention öffnen, womit 
sie auf eine geschlossene Kausalität verzichten. So schreibt er z.B. zur Entstehung des nationalen Inter-
esses: „States (or, more generally, conflict groups) are motivated primarily by their national (or group) in-
terests which may be economic, ethnic, or territorial.“ Robert G. Gilpin, No One Loves A Political Realist, 
in: Security Studies, Nr. 3, Frühjahr 1996, S. 7.  

90  Gideon Rose, Neoclassical Realism and Theories of Foreign Policy (Review Article), in: World Politics, 
Oktober 1998, S. 146. Stephen G. Brooks spricht hingegen vom „postklassischen Realismus“. In der Kom-
bination systemischer und subsystemischer Fragen geht er pragmatisch vor: „For postclassical realism, ana-
lyses should be undertaken in stages: first, at the systemic level, and then, if necessary, complemented and 
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riable nicht auf ein ausschließlich systemisch induziertes Verhalten des Staates reduziert 

wird.91 
 

Integration des Entscheidungsprozesses durch Öffnung der black box 

Die meisten neoklassischen Realisten knüpfen an die Grundannahmen von Kenneth N. Waltz 

an, erweitern diese dann jedoch durch konstruktivistische und subsystemische Faktoren, um 

nicht nur grobe Tendenzen staatlichen Verhaltens, sondern auch singuläre Entwicklungen er-

klären zu können. Der Kausalpfad wird damit um intervenierende Variablen ergänzt, die un-

abhängig von systemischen Anreizen im first image sowie im second image wirken.92 Eine 

solche Ergänzung wird für notwendig gehalten, weil es „no immediate or perfect transmission 

belt linking material capabilities to foreign policy behavior“93 gibt. Es wird anerkannt, daß es 

Entscheidungsträger sind, die Außenpolitik machen. Dies bedeutet für die weitere Untersu-

chung, daß die Perzeptionen, Fähigkeiten und außenpolitischen Präferenzen der Regierenden 

maßgeblich bestimmen, in welcher Intensität Machtverteilungen staatliche Aktivitäten beein-

flussen. Neoklassische Realisten sehen den Entscheidungsträger nicht nur, wie dies im Neo-

realismus der Fall ist, systemischen, sondern auch innenpolitischen Imperativen ausgesetzt.94 

  Außenpolitik kann demnach vor allem über die Auswertung von Wahrnehmungen führen-

der Politiker erklärt werden.95 Ende der 80er Jahre formulierte Stephen M. Walt die Theorie 

der balance of threat, die er als Präzisierung der Theorie der balance of power versteht. Ge-

genmachtbildung wird demnach nicht primär durch die ungleiche Verteilung von Machtpo-

tentialen, sondern durch Bedrohungsperzeptionen ausgelöst. Diese Differenzierung hat weit-

reichende Konsequenzen, da capabilities allein nicht mehr ausreichen, um staatliches Verhal-

ten abzuleiten: „Although power can pose a threat, it can also be prized. States with great 

                                                                                                                                                         
extended at the domestic level.“ Stephen G. Brooks, Dueling Realisms, in: International Organization, Nr. 
3, Sommer 1997, S. 471 f. 

91  Randall L. Schweller definiert die Motivlage neoklassischer Realisten wie folgt: „There are several reasons 
for neoclassical realism’s emergence, but the primary one is that structural realism (Waltzian neorealism) is 
strictly a theory of international politics, which, accordingly, makes no claim to explain foreign policy or 
specific historical events. Recognizing this limitation, a new breed of realist scholars has embraced the 
richer formulations of traditional, pre-Waltzian realists, who focused more on foreign policy than systemic-
level phenomena.“ Randall L. Schweller, The Progressiveness of Neoclassical Realism, in: Colin Elman, 
Miriam Fendius Elman (Hrsg.), Progress in International Relations Theory. Appraising the Field, Cam-
bridge – London 2003, S. 316 f. In „Unanswered Threats“ hat Schweller systematisch versucht, eine Politik 
der (ausbleibenden) Gegenmachtbildung über die Auswertung innerer und äußerer Einflüsse auf den Staat 
zu erklären. Vgl. Randall L. Schweller, Unanswered Threats. Political Constraints on the Balance of Power, 
Princeton – Oxford 2006. 

92  Wenn das Verhalten eines Staates von den Erwartungen systemischer Theorien abweiche, so Randall L. 
Schweller, dann müßten „unit-level variables associated with neoclassical realism be added to these theo-
ries to explain why.“ Schweller (2003): S. 346. 

93  Rose (1998): S. 146 f. 
94  „In the neoclassical realist world leaders can be constrained by both international and domestic politics.“ 

Ebd., S. 152. 
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power have the capacity to either punish enemies or reward friends. By itself, therefore, a 

state’s aggregate power may provide a motive for balancing or bandwagoning.“96 Die Bedro-

hung selbst folge aus der Kombination von vier Faktoren: Dem Machtpotential (Bevölkerung, 

industrielle, militärische und technologische Fähigkeiten), der geographischen Nähe (nachlas-

sende Fähigkeit zur Machtprojektion bei zunehmender Distanz), den militärischen Offensiv-

fähigkeiten (große und mobile Armeen) und den wahrgenommenen Absichten.97 Folglich 

muß der stärkste Staat nicht zwangsläufig der bedrohlichste sein.98 Demnach ist es möglich, 

daß ein wohlwollender Hegemon, der auf seine Nachbarn nicht bedrohlich wirkt, keine Poli-

tik der Gegenmachtbildung auslöst. 

  Auch die in den vergangenen Jahren vor allem von Stephan Van Evera ausdifferenzierte 

Offense-Defense-Theorie folgt dem Verständnis, wonach sich erst aus der Art der Wahrneh-

mung von Machtverteilungen außenpolitische Handlungen ergeben. Ihr liegt die These 

zugrunde, daß Kriege dann wahrscheinlich werden, wenn der jeweilige Aggressor über hohe 

Angriffspotentiale verfügt und einem Gegner gegenübersteht, der sich nur begrenzt verteidi-

gen kann. Je einfacher Angriffe werden, desto wahrscheinlicher sind demnach Kriege. Um die 

Offense-Defense-Balance bewerten zu können, werden vier Faktoren betrachtet: Militär 

(Technologie, Doktrin, Streitkräfteumfang, Dislozierung), Geographie (Lage, Grenzbeschaf-

fenheit), Innenpolitik (Qualität der Regierung, soziale Bedingungen) und Diplomatie (kollek-

tive Sicherheitssysteme, Verteidigungsbündnisse, Gegenmachtbildung).99 Van Evera unter-

scheidet zwischen einer realen und einer wahrgenommenen Offense-Defense-Balance, wobei 

er letzterer eine höhere Einflußkraft zuspricht.100 

  Soweit Verhaltensauslöser des second image herangezogen werden, konzentrieren sich die 

meisten Autoren auf zwei Themen. Zum einen untersuchen sie Wechselwirkungen zwischen 

Machtverteilungen und innenpolitisch ableitbaren Interessenpräferenzen eines Akteurs. Zum 

anderen versuchen sie herauszufinden, in welcher Weise sich die begrenzte Fähigkeit der Ent-

scheidungsträger, vorhandene Ressourcen in einsetzbare Macht umzuwandeln, auf die Au-

ßenpolitik eines Staates auswirkt.101 Fareed Zakaria behauptet, daß nicht eine Nation als gan-

                                                                                                                                                         
95  „The first intervening variable they introduce is decision-makers’ perceptions, through which systemic 

pressures must be filtered.“ Ebd., S. 157. 
96  Stephen M. Walt, The Origins of Alliances, Ithaca – London 1987, S. 23. 
97  Vgl. ebd., S. 22 – 28. 
98  Vgl. ebd., S. 263. 
99  Vgl. Stephen Van Evera, Causes of War. Power and the Roots of Conflict, Ithaca – London 1999, S. 160 – 

166. 
100  Vgl. Stephen Van Evera, Offense, Defense, and the Causes of War, in: International Security, Nr. 4, Früh-

jahr 1998, S. 6. 
101  „The second intervening variable emphasized by neoclassical realists [...] is the strength of a country’s state 

apparatus and its relation to the surrounding society. Gross assessments of the international distribution of 
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ze – also ein geschlossener Akteur – außenpolitische Entscheidungen treffe, sondern stets ei-

ne Regierung, die nur einen begrenzten Teil der vorhandenen national power in state power 

umwandeln könne.102 Er bezweifelt dabei nicht den Zusammenhang zwischen Macht und Au-

ßenpolitik, fügt zwischen beiden Faktoren jedoch die intervenierende Variable „Fähigkeiten 

der Staatsführung“ ein. In ähnlicher Weise argumentiert Thomas J. Christensen mit seinem 

Konzept der national political power, verstanden als „the ability of state leaders to mobilize 

their nation’s human and material resources behind security policy initiatives.“103 Zur Erklä-

rung von Außenpolitik ist damit sowohl der Verwaltungsapparat eines Staates und dessen Ef-

fizienz als auch das innenpolitische Organisationsgeschick der politischen Führung von be-

sonderer Relevanz.104 Zakaria und Christensen widersprechen damit der Auffassung, daß sich 

bereits aus einer bloßen Auflistung der capabilities eines Akteurs Schlußfolgerungen für des-

sen Außenverhalten ableiten lassen.  

  Randall L. Schweller kritisiert an der Theorie der balance of power von Kenneth N. 

Waltz, daß diese nur wenig erklären könne, wenn lediglich die Struktur eines Systems be-

kannt ist: „The effects of structure cannot be known, however, unless we first posit what it is 

that states desire.“105 Er hat deshalb alternativ eine Theorie des Interessengleichgewichts for-

muliert, um unterschiedliche Strategien bei der Reaktion auf Bedrohungen und Gelegenheiten 

erklären zu können: „The concept of balance of interests has a dual meaning, one at the unit 

level, the other at the systemic level. At the unit level, it refers to the costs a state is willing to 

pay to defend the status quo relative to the costs it is willing to pay to modify it. At the sys-

                                                                                                                                                         
power are inadequate, they contend, because national leaders may not have easy access to a country’s total 
material resources.“ Rose (1998): S. 161. 

102  „State power is that portion of national power the government can extract for its purposes and reflects the 
ease with which central decision-makers can achieve their ends.“ Fareed Zakaria, From Wealth to Power. 
The Unusual Origins of America’s World Role, Princeton 1998, S. 9 

103  Dies sei „a key intervening variable between the international challenges facing the nation and the strate-
gies adopted by the state to meet those challenges“. Thomas J. Christensen, Useful Adversaries. Grand 
Strategy, Domestic Mobilization, and Sino-American Conflict, 1947 – 1958, Princeton 1996, S. 11, 13. 

104  Diese Überlegungen schließen an organisatorische und bürokratische Modelle zur Erklärung staatlicher 
Außenpolitik an. Graham T. Allison sieht z.B. drei Möglichkeiten, um das Handeln eines Staates zu erklä-
ren. Das erste Modell ist das der „Rationalen Politik“, deren Grundlage weiterhin der geschlossene Akteur 
sei. Die beiden anderen Varianten dringen hingegen in die black box ein. Im Modell des „Organisatorischen 
Prozesses“ seien Organisationen, an deren Spitze eine Regierung steht, die zentralen Akteure. Sie würden 
gemäß Routineverfahren outputs erzeugen, die das Handeln der Regierung darstellten. Im Modell der „Bü-
rokratischen Politik seien hingegen Spieler, verstanden als Personen in Ämtern, die relevanten Akteure. 
Verhandlungsprozesse zwischen ihnen würden outcomes erzeugen und das Außenverhalten des Staates be-
gründen. Sowohl die Erzeugung von outputs als auch die von outcomes zeigen, daß es in diesen Modellen 
aufgrund der Form der Entscheidungsverfahren gemäß Allison kein systemisch abgeleitetes nationales 
Staatsinteresse geben kann. Vgl. Graham T. Allison, Begriffliche Modelle und das Wesen der Entschei-
dung, in: Helga Haftendorn (Hrsg.), Theorie der Internationalen Politik. Gegenstand und Methoden der In-
ternationalen Beziehungen, Hamburg 1975, S. 255 – 274. 

105  Randall L. Schweller, Deadly Imbalances. Tripolarity and Hitler’s Strategy of World Conquest, New York 
1998, S. 189. 
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temic level, it refers to the relative strengths of status-quo and revisionist states.“106 Der Frie-

de hänge damit von einer balance of interests zwischen Status-quo-Mächten und revisionisti-

schen Staaten ab – und nicht von einer balance of power. „This means that changes in unit in-

terests alone can drastically alter system dynamics and stability.“107  
 

Zwischen Präzisierung und Aussagelosigkeit 

Durch die Öffnung des Akteurs kann das Zustandekommen außenpolitischer Handlungen 

zwar wesentlich besser beschrieben und nachvollzogen werden. Gideon Rose gesteht aber 

gleichzeitig „neoclassical realism’s relative modesty about its ability to provide tidy answers 

or precise predictions“108 ein. Dies hängt damit zusammen, daß der Terminus „neoklassisch“ 

letztlich eher eine methodische als eine theoretische Aussage ist. Er signalisiert, daß der Ana-

lytiker zum Verständnis von Außenpolitik in die black box hineinschaut, bestimmt angesichts 

der Fülle neoklassischer Untersuchungen aber nicht a priori, in welcher Weise dies getan 

wird. Spezifische theoretische Aussagen sind mit diesem Ansatz nicht zu verbinden.109 „Neo-

klassisch“ bedeutet folglich „nicht ausschließlich systemisch“. Die Auseinandersetzung zwi-

schen neoklassischen, strukturellen und den nachfolgend beschriebenen funktionalen Reali-

sten wird demnach darüber geführt, ob und wie nichtsystemische Faktoren in einen realisti-

schen, mehrheitlich systemisch angelegten Kausalpfad integriert werden dürfen bzw. können. 

Um zu konkreten inhaltlichen Aussagen zu gelangen, müssen diese drei Ausprägungen mit 

dem defensiven oder offensiven Realismus zu einer weiteren Variante des realistischen Para-

digmas verbunden werden. 
 

Der Sonderfall: Die „Münchner Schule des Neorealismus“ 

Die von Gottfried-Karl Kindermann begründete „Münchner Schule des Neorealismus“ läßt 

sich grundsätzlich ebenfalls in die Kategorie des neoklassischen Realismus einordnen, wenn-

gleich ihre Vertreter dies bislang nicht getan haben.110 Der Ansatz kann grob zwischen den 

Theorien von Hans J. Morgenthau und Kenneth N. Waltz verortet werden, wobei er mehrere 

                                                 
106   Ebd., S. 83 f. 
107  Ebd., S. 20. 
108  Rose (1998): S. 172. 
109   Rose widerspricht dieser Auffassung und behauptet, daß der neoklassische Realismus durchaus zu eigenen 

Aussagen fähig sei: „The central empirical prediction of neoclassical realism is thus that over the long term 
the relative amount of material power resources countries possess will shape the magnitude and ambition – 
the envelope, as it were – of their foreign policies: as their relative power rises states will seek more influ-
ence abroad, and as it falls their actions and ambitions will be scaled back accordingly.“ Ebd., S. 152. Diese 
Konkretisierung geht jedoch nicht über das hinaus, was strukturelle offensive Realisten behaupten. Rose 
versteht hingegen sowohl den neoklassischen als auch den offensiven Realismus als eigenständige und un-
abhängige Theorien. Vgl. ebd., S. 154. 

110  Vgl. Gottfried-Karl Kindermann, Zur Methodik der Internationalen Konstellationsanalyse, in: Gottfried-
Karl Kindermann (Hrsg.), Grundelemente der Weltpolitik. Eine Einführung (Geleitwort Hans J. Mor-
genthau), 4. Auflage, München – Zürich 1991, S. 106 – 144. 
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Besonderheiten aufweist: (1) Seine Rezeption beschränkt sich weitgehend auf den deutsch-

sprachigen Raum. In den üblichen Auseinandersetzungen in internationalen Fachzeitschriften, 

die sich mit dem realistischen Paradigma beschäftigen, spielt er keine Rolle. (2) Die „Münch-

ner Schule des Neorealismus“ ist weniger eine Theorie als vielmehr ein Analyseraster, von 

Vertretern des Ansatzes „Konstellationsanalyse“ genannt, das darauf gerichtet ist, außenpoli-

tische Entscheidungsgrundlagen umfassend zu verstehen. Dazu werden sechs Analysekatego-

rien herangezogen und im Ergebnis synoptisch zusammengeführt: System und Entscheidung, 

Wahrnehmung und Wirklichkeit, Interesse und Macht, Norm und Nutzen, Struktur und Ver-

netzung sowie Kooperation und Konflikt.111 Der Vorteil einer solchen Herangehensweise ist, 

außenpolitische Entscheidungen im Detail nachvollziehen zu können. Da der Ansatz aber bei 

sämtlichen Theorien der IB Anleihen nimmt und sie als mehr oder weniger gleichberechtigte 

unabhängige Variablen operationalisiert, ist kein klarer Kausalpfad mehr erkennbar. Kinder-

mann selbst erhebt den Anspruch, einen „integrierbaren Methodenpluralismus“112 entwickelt 

zu haben. (3) Die „Münchner Schule des Neorealismus“ hat nichts mit dem strukturellen Rea-

lismus von Kenneth N. Waltz zu tun: Kindermann betrachtet Wirkungen der Innenpolitik (se-

cond image) als „Ausgangspunkt“113 seiner Argumentation, die sich zudem stark an anthropo-

logische Kategorien (first image) anlehnt. Waltz hingegen hat ausschließlich systemisch 

(third image) argumentiert. Vor dem Hintergrund der internationalen Debatte des strukturel-

len Realismus ist der Terminus „Neorealismus“ daher im Ansatz Kindermanns irreführend.114 

                                                 
111  Reinhard C. Meier-Walser, ein Schüler Kindermanns, hat die Systematik der Konstellationsanalyse ergänzt 

und unterscheidet folgende Analyseebenen: Systemanalyse, Perzeptionsanalyse, Interessenanalyse, Macht-
analyse, Normenanalyse, Strukturanalyse und die Verhaltensanalyse. Vgl. Reinhard C. Meier-Walser, Die 
wissenschaftliche Untersuchung Internationaler Politik. Struktureller Neorealismus, die „Münchner Schule“ 
und das Verfahren der „Internationalen Konstellationsanalyse“, Nr. 35 der „aktuellen analysen“ der Hanns-
Seidel-Stiftung e.V., München 2004, S. 17. 

112  Gottfried-Karl Kindermann, Neorealismus und Analyse. Zum Ansatz der Münchner Schule, in: Internatio-
nale Politik, Nr. 8, August 1996, S. 28. 

113  Ebd., S. 22. 
114  Reinhard C. Meier-Walser hat allerdings auch ausdrücklich darauf hingewiesen, daß sich der „Münchner 

Ansatz des Neorealismus“ und der Neorealismus von Kenneth N. Waltz in wesentlichen Annahmen unter-
scheiden. Vgl. Meier-Walser (2004): S. 22 – 26. Des weiteren betont er: „Der Terminus ‘Neorealismus’ 
bedeutet zunächst nicht mehr und nicht weniger, als daß die sich einer mit diesem Terminus zu bezeichnen-
den Richtung zugehörig fühlenden Forscherinnen und Forscher sich nicht vollständig mit der Tradition des 
‘klassischen’ Realismus (‘Political Realism’) Hans Morgenthaus identifizieren, sondern aufgrund anderer 
Einflüsse und (neuerer) Erkenntnisse teilweise von der älteren Schule abweichen.“ Reinhard Meier-Walser, 
Neorealismus ist mehr als Waltz. Der Synoptische Realismus des Münchner Ansatzes, in: Zeitschrift für In-
ternationale Beziehungen, Nr. 1/1994, S. 115 f. 
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Kritikpunkte 

Die Integration subsystemischer und konstruktivistischer Elemente in einen realistischen 

Kausalpfad ist insofern problematisch, als sie dem Eklektizismus Tür und Tor öffnet. Je nach 

Verortung werden durch den Blick in den Akteur weitere unabhängige Variablen integriert, 

die den ursprünglichen Kausalpfad und damit das realistische Paradigma an sich verwässern. 

Jeffrey W. Legro und Andrew Moravcsik haben diese Vorgehensweise dahingehend kritisiert, 

daß sich neoklassische Realisten auf die Position eines „minimal realism“115 zurückziehen 

würden, zu dem lediglich die Annahmen der Anarchie und der Rationalität gehörten. Dadurch 

sei der Realismus soweit ausgedehnt worden, „that it is now consistent with any influence on 

rational state behavior, including those once uniformly disparaged by realists as ‘legalist,’ 

‘liberal,’ ‘moralist,’ or ‘idealist.’“116 Eine solche Proliferation unabhängiger Variablen liegt in 

der Tat bei vielen neoklassischen Realisten vor. So sieht Gideon Rose „internal factors“117 als 

intervenierende Variable an, was nach den Maßstäben von Stephen Van Evera eine falsche   

Etikettierung ist: Die unabhängige Variable löst die intervenierende Variable aus, die dann 

wiederum auf die abhängige Variable wirkt.118 Ein Kausalpfad liegt folglich nur im Falle ei-

ner „verbundenen Kausalität“ vor. Die von Rose beschriebenen „internal factors“ stehen da-

gegen de facto auf einer Stufe mit der unabhängigen Variable. Desgleichen erscheint die Ein-

ordnung des neoklassischen Realismus als „middle ground between pure structural theorists 

and constructivists“119 unbefriedigend: Wenn der Ansatz zur Hälfte konstruktivistisch ist, 

warum nennt Rose ihn dann dennoch realistisch? 

  Der systemische Erklärungspfad wird von neoklassischen Realisten immer wieder zugun-

sten subsystemischer Argumentationen verlassen. So deutet Randall L. Schweller einerseits 

an, daß Prozesse im second image die Funktion eines Transmissionsriemens zur Umsetzung 

systemischer Impulse haben: „[...] complex domestic political processes act as transmission 

belts that channel, mediate, and (re)direct policy outputs in response to external forces (pri-

marily changes in relative power).“120 Andererseits sieht er Entscheidungsträger gleichge-

wichtig sowohl von internen wie externen Faktoren beeinflußt: „[...] states respond (or not) to 

threats and opportunities in ways determined by both internal and external considerations of 

policy elites“121. Stephen M. Walt behauptet wiederum in seiner Theorie der balance of 

                                                 
115  Legro/Moravcsik (1999): S. 6. 
116  Ebd., S. 6 f. 
117  Rose (1998): S. 154. 
118  Vgl. Van Evera (1997): S. 11. 
119   Rose (1998): S. 152. 
120  Randall L. Schweller, Unanswered Threats. A Neoclassical Realist Theory of Underbalancing, in: Interna-

tional Security, Nr. 2, Herbst 2004, S. 164.  
121  Ebd. 
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threat, daß Staaten sowohl gegen äußere als auch gegen innere Konkurrenten Allianzpartner 

suchen: „[...] balance-of-power theory overlooks the fact that domestic threats may provide an 

important motive for alignment. [...] states seek allies to balance both internal or external 

threats, whichever is most imminent“122. Ähnliche Vorgehensweisen lassen sich bei der von 

Stephen Van Evera gewählten Variante der Offense-Defense-Theorie finden. Ein Verstoß ge-

gen realistische Kernannahmen liegt z.B. dann vor, wenn die Qualität des politischen Systems 

zur unabhängigen Variable wird. Van Evera behauptet, daß populäre Regime sowohl im An-

griff als auch in der Verteidigung effektiver seien als unpopuläre Führungen.123 Klar kon-

struktivistische Züge bekommt die Offense-Defense-Theorie zudem dort, wo beispielsweise 

von einem „cult of the offense“124 gesprochen oder ganz im Sinne Alexander Wendts behaup-

tet wird, daß „the prime threat to the security of modern great powers is ... themselves. Their 

greatest menace lies in their own tendency to exaggerate the dangers they face, and to respond 

with counterproductive belligerence.“125 Keir A. Lieber kritisierte deshalb: „[…] because the 

broad offense-defense balance incorporates factors unique to particular states (such as geog-

raphy, nationalism, and regime popularity), it is not a systemic variable, and the resulting the-

ory is no longer structural.“126 

 

d)  Funktionaler Realismus 

Der Terminus „neoklassischer Realismus“ hat sich in den vergangenen Jahren zunehmend im 

wissenschaftlichen Diskurs etabliert, wenngleich er nicht von allen Autoren einheitlich defi-

niert wird. Der Begriff des „funktionalen Realismus“ konnte sich dagegen bislang nicht 

durchsetzen, was vor allem daran liegen dürfte, daß der Urheber dieses Ansatzes, Bernard I. 

Finel, keine wirklich neue realistische Theorie formuliert hat. Vielmehr hat er eine Korrektur 

der markantesten Schwachstelle des neoklassischen Realismus, die im Verständnis der inter-

venierenden Variable zu sehen ist, vorgeschlagen. In beiden Varianten wird der Akteur geöff-

net, allerdings mit unterschiedlichen Konsequenzen für den Kausalpfad.  

                                                 
122   Stephen M. Walt, Testing theories of alliance formation: the case of Southwest Asia, in: International Or-

ganization, Nr. 2, Frühjahr 1988, S. 312. 
123  Vgl. Van Evera (1998): S. 19. 
124  Ebd., S. 30. Die Passage ist im Original in Anführungszeichen gesetzt. 
125   Ebd., S. 43. Dies ist de facto eine inhaltliche Wiedergabe des Ausspruchs „Anarchy is what states make of 

it.“ Vgl. Alexander Wendt, Anarchy is what states make of it: the social construction of power politics, in: 
International Organization, Nr. 2, Frühjahr 1992, S. 391 – 425. Auch bei Gideon Rose lassen sich entspre-
chende Interpretationen zum neoklassischen Realismus finden: „The world states end up inhabiting [...] is 
indeed partly of their own making.“ Rose (1998): S. 153. 

126  Keir A. Lieber, Grasping the Technological Peace. The Offense-Defense Balance and International Secu-
rity, in: International Security, Nr. 1, Sommer 2000, S. 76 f. 
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Transmissionsriemen zwischen System und Außenpolitik 

Bernard I. Finel wirft neoklassischen Realisten, die dem Verständnis von Gideon Rose folgen, 

vor, daß sie subsystemische Variablen nicht mit der unabhängigen Variable des Realismus, 

die er als materielle Macht und Anarchie bezeichnet, verknüpfen. Ihre Wirkung werde als von 

systemischen Voraussagen völlig abgekoppelt betrachtet. Finel fordert, „that identifying these 

domestic processes should form the first step in theorizing about how they are systematically 

affected by systemic factors.“127 Damit geht er davon aus, daß es einen Transmissionsriemen 

gibt, der systemische Impulse in Außenpolitik umsetzt. Aus diesem Zusammenhang leitet er 

den Begriff des „funktionalen Realismus“128 ab. Rose steht dieser Ansicht diametral entgegen 

und behauptet, „that the notion of a smoothly functioning mechanical transmission belt is in-

accurate and misleading.“129 Neoklassische und funktionale Realisten scheiden sich letztlich 

an der Definition des Begriffs der „intervenierenden Variable“. Aus der Sicht Finels ist diese 

zwischen systemischen Anreizen und Beschränkungen auf der einen und politischen Ergeb-

nissen auf der anderen Seite zu plazieren. Solche Modelle müßten dem Kanon des Realismus 

zugerechnet werden. Dies gelte jedoch nicht für den Fall, „that domestic politics provides in-

dependent rather than intervening variables“130 
 

Kausalitäten 

Der funktionale Realismus befindet sich in einer klaren Gründungssituation, da die kausalen 

Wirkungszusammenhänge des Transmissionsriemens bislang nur in skizzenhafter Form aus-

formuliert worden sind. Finel geht davon aus, daß es möglich ist, eine Theorie zu entwickeln, 

die Aussagen über die funktionalen Verbindungen zwischen systemischen Wirkungen und po-

litischen Entscheidungen trifft: „At a minimum, these functional processes must accomplish 

the following tasks: perceive the systemic incentives, affect domestic actors, and lead to poli-

cy changes.“131 Ziel ist dabei, „international changes with domestic changes in a causal pro-

cess“132 zu verbinden. Seine Aussagen beschränken sich auf Vorschläge für den weiteren For-

schungsprozeß. Zu diesen gehört die Grundannahme, daß „domestic variables are, in part, 

called into being by the systemic pressures – expansionist factions can arise in response to in-

creasing international opportunities“133. Finel hat dazu verschiedene Hypothesen entwickelt, 

                                                 
127  Finel (2001/2002): S. 215. 
128  „I refer to all of these approaches as emergent forms of functional realism. I use the term functional realism 

because I believe the central insight of this body of work is that there exist transmission belts domestically 
that translate system pressure into foreign policy choice.“ Ebd., S. 214 . 

129  Rose (1998): S. 158. 
130  Finel (2001/2002): S. 212. 
131  Ebd., S. 215. 
132  Ebd., S. 221. 
133  Ebd., S. 227. 
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denen in etwa folgende Logik zugrunde liegt:134 Wenn ein mächtiger Staat in seiner Außenpo-

litik zunehmend Gewinne erzielt, kommen diese auch der Führung des Akteurs zugute, z.B. in 

Form der Stabilisierung oder Ausdehnung der eigenen Herrschaft. Gleichzeitig werden da-

durch Begehrlichkeiten weiterer politischer Entscheidungsträger und Interessengruppen ge-

weckt, die von den außenpolitischen Gewinnen profitieren möchten. Ergebnis ist ein ver-

schärfter innenpolitischer Wettkampf der Eliten, der in zweifacher Form die Fortsetzung eines 

außenpolitischen Expansionismus begünstigt. Die Opposition kann, erstens, dadurch milde 

gestimmt werden, daß sich die Regierung auf Zugeständnisse einläßt, deren Kosten sie jedoch 

über weitere externe Gewinne eintreiben muß. Soweit es zu keiner Einigung kommt, hätte die 

Regierung, zweitens, ebenfalls einen Anreiz, weiterhin auf eine Verbesserung ihrer interna-

tionalen positionalen Stellung zu setzen. Denn zusätzliche Gewinne können helfen, ihre in-

nenpolitisch unter Druck geratene Herrschaft abzusichern. Finel sieht folgende verbundene 

Kausalität: Der relative Machtzuwachs eines Staates verschärft die innenpolitische Konkur-

renz zwischen Opposition und Regierung, die sich in einer expansionistischen Außenpolitik 

entlädt. Der Ansatz erinnert damit sehr stark an die Logik des klassischen Realismus, in der 

gemäß Morgenthau der Machttrieb des Menschen zum Machttrieb des Staates wird – mit dem 

Unterschied, daß der Anstoß im funktionalen Realismus nicht in der Natur des Menschen, 

sondern in der Natur des internationalen Systems gesehen wird und sich auf politische Grup-

pierungen bezieht. 
 

Kritikpunkte 

Im Gegensatz zu Kenneth N. Waltz kann Bernard I. Finel nicht vorgeworfen werden, die Be-

deutung innenpolitischer Entwicklungen zu ignorieren. Gegner des realistischen Paradigmas 

dürften aber kritisieren, daß er sich für eine sehr einseitige Betrachtung innenpolitischer Prä-

ferenzbildungsprozesse entschieden hat. Sie schließt aus, daß Individuen und Gruppen ohne 

die Reflektion systemischer Impulse außenpolitische Entscheidungen treffen können. Aus 

realistischer Sicht ist wiederum fraglich, welche Rolle die Rationalitätsannahme im funktio-

nalen Realismus spielt. In den meisten systemischen Argumentationen ist sie der imaginäre 

Transmissionsriemen: Entscheidungsträger verarbeiten die Anreize und Beschränkungen der 

Anarchie, indem sie Kosten und Nutzen einer Handlungswahl vor dem Hintergrund des 

Staatswohles abwägen. 

                                                 
134  Vgl. ebd., S. 220 – 227. Die folgenden Ausführungen basieren auf einer Interpretation und sinngemäßen 

Erweiterung durch den Verfasser.   
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e)  Defensiver Realismus 

Stritten sich strukturelle Realisten zunächst vornehmlich mit neoliberalen Institutionalisten,135 

so gibt es seit einigen Jahren eine intensive innerparadigmatische Auseinandersetzung zwi-

schen defensiven und offensiven Realisten. Beide Ausprägungen gehen zunächst von identi-

schen Grundannahmen aus: Der Staat ist der wichtigste Akteur der Weltpolitik; er handelt 

gemäß rationalen Gesichtspunkten; das internationale System ist anarchisch strukturiert; die 

Verteilung materieller Fähigkeiten bestimmt maßgeblich die Außenpolitik eines Akteurs; 

Macht ist ein wichtiges Mittel zur Erreichung staatspolitischer Interessen.136 Unterschiede er-

geben sich erst dort, wo versucht wird, die Konsequenzen dieser Annahmen für staatliches 

Verhalten zu bewerten und zu gewichten. Als einer der Auslöser der Debatte gilt Jack Snyder, 

der vermutlich als erster in seiner 1991 erschienenen Abhandlung „The Myths of Empire“ ex-

plizit abweichende Bewertungen systemischer Anreize unterschied: „One variant, which 

might be called ‘aggressive Realism,’ asserts that offensive action often contributes to securi-

ty; another ‘defensive Realism,’ contends that it does not.“137 Im Kern geht es dabei um die 

Frage, ob Staaten in einer anarchischen Umwelt Machtmaximierer (offensiver Realismus)     

oder Sicherheitsmaximierer (defensiver Realismus) sind. Anders gefragt: Entsteht Sicherheit 

durch ein Höchstmaß an Macht oder durch die Stabilisierung des Status quo? Die Auseinan-

dersetzung dieser beiden Ausprägungen ist insofern von besonderer Relevanz, als aus ihnen 

z.T. völlig gegensätzliche Politikempfehlungen folgen. Jeffrey W. Taliaferro weist darauf hin, 

daß „offensive realism and defensive realism generate radically different prescriptions for 

military doctrine, foreign economic policy, military intervention, and crisis management.“138 

Nachfolgend sollen zunächst die zentralen Merkmale des defensiven Realismus skizziert wer-

den. 
 

Streben nach Sicherheit 

Die Interessen eines Staates lassen sich mit einem Wort zusammenfassen: Überleben. Dazu 

ist es notwendig, nach einem Maximum an Sicherheit zu streben (security maximizer).139 So-

bald dieses Ziel erreicht ist, gilt ein Staat als sicherheitspolitisch saturiert. Fortan versucht er, 

den vorhandenen Status quo, der sein Überleben ermöglicht, zu verteidigen.140 In einem sol-

                                                 
135  Vgl. dazu Robert O. Keohane (Hrsg.), Neorealism and its Critics, New York 1986. 
136   Vgl. Eric J. Labs, Beyond Victory: Offensive Realism and the Expansion of War Aims, in: Security Stud-

ies, Nr. 4, Sommer 1997, S. 7. Hasenclever (2001): S. 52. 
137  Jack Snyder, Myths of Empire. Domestic Politics and International Ambition, Ithaca – London 1991, S. 12. 
138  Taliaferro (2000/2001): S. 130. 
139  „In anarchy, security is the highest end. […] The first concern of states is not to maximize power but to 

maintain their positions in the system.“ Waltz (1979): S. 126. 
140  „In contrast to offensive neorealists, defensive neorealists assert that the key to survival is defending the 

status quo.“ Colin Elman, Horses For Courses: Why Not Neorealist Theories of Foreign Policy?, in: Secu-
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chen Zustand machen aggressive, expansionistische Außenhandlungen keinen Sinn. Sie wä-

ren eher kontraproduktiv, da sie andere Staaten zu Gegenreaktionen provozieren, die dann zu 

einer Gefährdung des Status quo führen könnten. Macht ist für defensive Realisten dement-

sprechend kein Ziel an sich, sondern lediglich ein erstrebenswertes Mittel zur Sicherheitsma-

ximierung.141 Kenneth N. Waltz wird in dieser Debatte zu den defensiven Realisten gezählt. 

Er hält es zwar für möglich, daß die units weitere Interessen verfolgen: „Only if survival is 

assured can states safely seek such other goals as tranquility, profit, and power.“142 Zwingend 

ist für Waltz gleichwohl nur das Motiv des Überlebens. 
 

Kooperation als Selbsthilfe 

Defensive Realisten betrachten zwar das Prinzip der Selbsthilfe als logische Konsequenz ei-

ner anarchischen Staatenwelt. Sie sehen aber dennoch eine ganze Reihe von Kooperations-

möglichkeiten. Ein rational agierender Staat muß stets abwägen, welche Konsequenzen eine 

expansionistische Außenpolitik hat. Erzeugt diese Gegenreaktionen, die nicht zu bewältigen 

sind, könnte ein aggressives Verhalten zu einer Untergrabung der eigenen Sicherheit führen. 

Kooperation kann unter bestimmten Bedingungen daher wesentlich besser zur Aufrechterhal-

tung des Status quo beitragen und im Sinne Charles L. Glasers zu einem Ausdruck der Selbst-

hilfe werden, die damit nicht nur konfrontative Züge haben muß. Welche Form gewählt wird, 

hängt von Kosten-Nutzen-Kalkülen ab: „The benefits of competition, specifically gaining 

military advantages, must be weighed against the benefits of cooperation. This tradeoff lies at 

the core of the security dilemma, is a central component of structural realism, and cannot be 

generally resolved in favor of competition.“143 Glaser sieht drei Fälle, in denen die Anwen-

dung des Selbsthilfeprinzips mit dem Ziel der Überlebenssicherung erfolgt, im Ergebnis aber 

letztlich negative Konsequenzen für die eigene Sicherheit zeitigt. Erstens könnten durch die 

getroffenen Maßnahmen eigene militärische Fähigkeiten derart reduziert werden, daß der Ak-

teur zu bestimmten defensiven Operationen und damit zur eigenen Verteidigung nicht mehr 

fähig sei. Zweitens könnten offensive Akte der Selbsthilfe bei Gegnern den Wunsch auslösen, 

selbst stärkere Angriffspotentiale aufzubauen, wodurch das zuvor vorhandene Niveau eigener 

Abschreckungsmöglichkeiten eventuell nicht mehr ausreichend sei. Drittens könnte eine Poli-

tik der Aufrüstung und der Bildung neuer Allianzen die Perzeption des Gegners verändern 

und ihn zu Gegenmaßnahmen veranlassen. Defensive Realisten beschreiben auf diese Weise 

                                                                                                                                                         
rity Studies, Nr. 1, Herbst 1996a, S. 27. „In essence, defense realists argue that states maximize security by 
aiming to preserve the status quo in the international system.“ Labs (1997): S. 9. 

141  „States strive to maximize relative security, not relative power.“ Taliaferro (2000/2001): S. 159. 
142  Waltz (1979): S. 126. 
143  Charles L. Glaser, Realists as Optimists. Cooperation as Self-Help, in: International Security, Nr. 3, Winter 

1994/1995, S. 60. 
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die zweite Seite zwischenstaatlicher Unsicherheit: „Cooperation is risky, but so is competiti-

on.“144 

  Zusammenarbeit wird immer dann möglich, wenn es einem Staat gelingt, Signale der Zu-

rückhaltung zu senden. Defensive Realisten knüpfen dazu an die Theorie der balance of 

threat an, nach der Staaten nicht Machtfähigkeiten, sondern wahrgenommene Bedrohungen 

ausbalancieren. Ein Akteur ist demnach erst dann zur Gegenmachtbildung durch militärische 

Zwangsmaßnahmen gezwungen, wenn sich ein anderer Akteur offen feindlich verhält. In al-

len anderen Situationen entstehen natürliche Kooperationsspielräume. Um positive von nega-

tiven Signalen zu unterscheiden, werden die Wirkungen materieller Fähigkeiten abgewogen. 

Staaten, die ihren Verteidigungsetat mehrheitlich in defensive Militärgüter investieren, geben 

weitaus stärker zu erkennen, keine aggressive Politik betreiben zu wollen, als jene Akteure, 

die Interventionsarmeen aufbauen. Die Wirkung des Sicherheitsdilemmas wird folglich nicht 

einheitlich intensiv, sondern in Abhängigkeit von der Beschaffenheit der materiellen Fähig-

keiten unterschiedlich eingeschätzt. In der Diskussion ist dazu der Begriff der structural mo-

difiers eingeführt worden, die systemische Impulse in konkrete Verhaltenserwartungen um-

setzen sollen.145 So ist offen, was ein Staat mit der Summe X an capabilities bewirken kann, 

wenn nicht gleichzeitig geklärt wird, über welche militärtechnologischen Fähigkeiten er ver-

fügt und in welchem Abstand sich potentielle Gegner befinden. Defensive Realisten leugnen 

dabei nicht die Existenz des Sicherheitsdilemmas, sondern nehmen für sich in Anspruch, sei-

ne Wirkungen differenziert einzuschätzen: Zwar gebe es immer wieder Anreize für eine ex-

pansive Außenpolitik. Letztlich fördere das Sicherheitsdilemma aber nicht durchgängig die 

Verschärfung zwischenstaatlichen Wettbewerbs oder gar von Kriegen.146 
 

Stabilität durch Machtgleichgewicht 

Staaten greifen erst dann zu (militärischen) Maßnahmen, wenn sie ihr Überleben durch das 

Verhalten anderer Staaten bedroht sehen. Um den Status quo zu wahren oder wiederherzustel-

len, betreiben sie eine Politik der balance of power, was bedeutet, „daß ein Staat auf gar kei-

nen Fall schwächer und potentielle Gegner nicht stärker werden dürfen.“147 Dabei verfolgen 

die Akteure aus zwei Gründen keine über das Gleichgewicht hinausgehenden ordnungspoliti-

schen Ziele. Zum einen würden sie aus rationaler, vorausschauender Perspektive verstehen, 

                                                 
144  Taliaferro (2000/2001): S. 138. 
145  Vgl. Glenn D. Snyder, Process Variables in Neorealist Theory, in: Security Studies, Nr. 3, Frühjahr 1996, 

S. 168 – 171. Stephen Van Evera spricht von der „fine-grained structure of power“. Vgl. Van Evera (1999): 
S. 7 f. 

146  „The international system itself provides incentives for expansion and aggressive strategies only under very 
limited conditions. States often can achieve security by pursuing moderate foreign policies.“ Taliaferro 
(2000/2001): S. 159. 
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daß Hegemonie stets Gegenmachtbildungen auslöst, damit kostenintensiv und letztlich von 

begrenzter Dauer ist. Zum anderen wird eine verteidigungspolitische Defensive effektiver und 

kostengünstiger eingeschätzt als etwaige offensive Optionen. Systemische Impulse veranlas-

sen Staaten folglich nur zur Aufrechterhaltung des Machtgleichgewichts, nicht jedoch zu des-

sen Veränderung zu eigenen Gunsten. „The impulse for expansion, defensive realists argue, 

must come from the domestic level.“148 Aus dieser Sicht wird den USA vorgeschlagen, eine 

Sicherheitspolitik des selective engagement zu betreiben.149 

  Konsequent werden militärische Interventionen beim Vorliegen eines Machtgleichge-

wichts für unsinnig erachtet. Ein solcher Eingriff in die inneren Angelegenheiten eines Staa-

tes wäre lediglich unter folgenden Bedingungen mit dem Ziel der Sicherheitsmaximierung zu 

vereinbaren: Im Zielland lassen, erstens, innenpolitische Veränderungen einen außenpoliti-

schen Kurswechsel erwarten, der auf eine Änderung des Machtgleichgewichts gerichtet ist. 

Eine Großmacht verfügt, zweitens, über Truppenstützpunkte in einem entfernten Gastland. 

Soweit diesen eine nicht ersetzbare strategische Rolle zugesprochen wird, sind Interventionen 

möglich, wenn die Regierung des Ziellandes oder absehbar erfolgreiche Aufständische auf ei-

nen Abzug der Streitkräfte hinarbeiten. Drittens werden Eingriffe dann für denkbar gehalten, 

wenn ein Staat an der Beschaffung von Massenvernichtungsmitteln und weitreichenden Trä-

gersystemen arbeitet und zu erkennen gibt, mit diesen das Machtgleichgewicht zu seinen 

Gunsten zu verändern.150 
 

Kritikpunkte 

Defensiven Realisten wird vorgeworfen, daß sie keine Aussagen darüber machen, wie ein 

Staat in Erfahrung bringen kann, daß sein Überleben gesichert ist. Wieviel Macht benötigt er 

zur Durchsetzung dieses Ziels?151 In diesem Zusammenhang wird darauf verwiesen, daß 

Waltz auch für den offensiven Realismus herangezogen werden könnte. Denn falls das Über-

leben eines Staates nie sicher ist, wie dieser behauptet, dann müßte ein Staat ein Maximum an 

Macht anstreben.152 Wenn Staaten hingegen nicht nach Macht streben, seien Phänomene wie 

der Kolonialismus europäischer Staaten, der USA oder Japans nicht nachvollziehbar. Ebenso 

ist fraglich, warum Staaten in der Vergangenheit immer wieder Machtgleichgewichte gestört 

                                                                                                                                                         
147  Hasenclever (2001): S. 54. 
148  Labs (1997): S. 11. So wird es für denkbar gehalten, daß Entscheidungsträger aufgrund von Fehlperzeptio-

nen aggressive Maßnahmen für den einzigen Weg halten, die Sicherheit eines Staates zu gewährleisten. 
Vgl. Taliaferro (2000/2001): S. 129. 

149  Vgl. ebd., S. 160. 
150  Vgl. Hasenclever (2001): S. 65 f. 
151  Vgl. Labs (1997): S. 8 f. 
152  „Only if states seek to maximize their relative power in order to maximize their security can they hope to 

assure survival by self-help.“ Labs (1997): S. 14. 



 Theoretische Verortung 49  
 

 

haben. Desgleichen wird es als problematisch erachtet, daß teilweise dezidiert die black box 

geöffnet wird, wenn etwa Perzeptionen verarbeitet werden. Ontologische Züge lassen sich er-

kennen, wenn Autoren unter Rationalität nicht nur eine Kosten-Nutzen-Abwägung verstehen, 

sondern zwischen guter und schlechter Vernunft gemäß eigenen Kriterien unterscheiden. 

Schließlich wird der Terminus „defensiver Realismus“ in Frage gestellt, da er nicht mehr sei 

als eine um den Aspekt der Offense-Defense-Balance ergänzte Form des Neorealismus.153 

 

f)   Offensiver Realismus 

Der offensive Realismus ist insgesamt weitaus skeptischer angelegt als sein defensiver Ge-

genpart. Für beide Ausprägungen gilt, was bereits bezüglich des Paradigmas festgestellt wor-

den ist: Wie beim defensiven Realismus gibt es auch bei Ausarbeitungen offensiver Realisten 

eine große Spannbreite auseinandergehender Interpretationen. Nachfolgend sollen deshalb le-

diglich Kernannahmen dargelegt werden.154 
 

Streben nach Macht 

Staaten betrachten den Status quo grundsätzlich mit Skepsis. Letztlich wird es für unmöglich 

erachtet, daß alle Akteure saturiert sind, wenn sie ihre Sicherheit gewährleistet sehen. Es wird 

deshalb davon ausgegangen, daß nur jene Staaten, die über hinreichend Machtpotentiale ver-

fügen, wirklich in der Lage sind, ihr Überleben aus sich heraus zu garantieren.155 Ziel ist da-

her, ein Maximum an Macht anzuhäufen, um auf die Unwägbarkeiten der Zukunft vorbereitet 

zu sein und in möglichen Konflikten ausreichend Durchsetzungsfähigkeiten zu haben (power 

maximizer).156 Machtgleichgewichte der Gegenwart haben daher nur eine begrenzte Aussage-

kraft, wenn es um die Absicherung des eigenen Überlebens geht. Offensive Realisten gehen 

davon aus, daß Staaten immer dann ihre Macht zu erweitern versuchen, wenn die zu erwar-

tenden Kosten der notwendigen außenpolitischen Aktivitäten unterhalb des erhofften Ge-

winns liegen. Einige Autoren behaupten, daß sie dabei auch systematisch versuchen würden, 

potentielle Gegner zu schwächen.157 Die Machtausdehnung erfolgt stets unter Beachtung ra-

                                                 
153  Vgl. Schweller (2003): S. 345. 
154  Vgl. grundlegend zum offensiven Realismus Mearsheimer (2001), hier vor allem S. 29 – 54. 
155  „The reason is simple: the greater the military advantage one state has over other states, the more secure it 

is.“ Mearsheimer (1994/1995): S. 11 f. „States recognize that the more powerful they are, the more secure 
they will be.“ Labs (1997): S. 11. 

156  Dieses Motiv findet sich auch im klassischen Realismus: „Internationale Politik ist, wie alle Politik, ein 
Kampf um die Macht. Wo immer die letzten Ziele der internationalen Politik liegen mögen, das unmittelba-
re Ziel ist stets die Macht.“ Morgenthau (1948): S. 69. 

157  „Offensive realism predicts frequent internationally driven expansion and holds that all states strive to 
maximize relative power. Anarchy compels states to seek opportunities to weaken potential adversaries and 
improve their relative power positions.“ Taliaferro (2000/2001): S. 158 f. 
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tionaler Gesichtspunkte, denn „states are not mindless aggressors.“158 Macht ist dabei nicht 

nur ein Mittel, sondern ein Ziel der Außenpolitik. 
 

Enge Grenzen der Kooperation 

Im Gegensatz zum defensiven sieht der offensive Realismus weitaus weniger Kooperations-

möglichkeiten, da sowohl das zwischenstaatliche Mißtrauen als auch der Egoismus der Ak-

teure pessimistischer eingeschätzt werden. Staaten versuchen, selbst dann ihre Macht zu ma-

ximieren, wenn sie keine spezifische Bedrohung erkennen können, „because they cannot be 

sure when or where the next threat will arise.“159 In einer solchen Situation permanenter posi-

tionaler Konkurrenz gibt es weitaus mehr Situationen, in denen die Gesetze eines Nullsum-

menspiels wirken, wodurch Zusammenarbeit zusätzlich erschwert wird. Offensive Realisten 

kritisieren den Neorealismus dafür, die Staatenwelt zu einseitig zu betrachten: „At bottom, 

Waltzian neorealism suffers from a status-quo bias: that is, it views the world solely through 

the lens of a satisfied established state.“160 Staaten geben sich nicht mit der Sicherheit zufrie-

den, die ihnen der Status quo in Form eines Machtgleichgewichts anbietet. Vielmehr nutzen 

sie jede Gelegenheit,161 ihre Einflußmöglichkeiten auszudehnen, wenn die zu erwartenden 

Gewinne über den einzusetzenden Kosten liegen. Dies bedeutet auch, Kooperation immer 

dann abzulehnen, wenn dasselbe Ziel ohne Rücksicht auf andere mit einem vergleichbaren 

Aufwand autonom zu erreichen ist. Es sind daher vor allem revisionistische Mächte, die das 

internationale Machtgefüge dynamisch halten. 
 

                                                 
158  Labs (1997): S. 27. 
159  Ebd., S. 11. 
160  Schweller (1998): S. 20. 
161  Der offensive Realismus geht davon aus, daß unter Bedingungen der Anarchie nicht nur Beschränkungen 

entstehen, die sich aus dem Sicherheitsdilemma ergeben, sondern auch Gelegenheiten erwachsen. Randall 
L. Schweller bemängelt, daß „Waltzian neorealism ignores altogether state responses to opportunities in 
their environment.“ Schweller (1998): S. 190. „Specifically, states will take advantage of opportunities to 
expand their power, regardless of the status quo or whether they confront a specific threat.“ Labs (1997): S. 
5. 
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Sicherheit durch Überlegenheit 

In der Logik des Neorealismus liegt die Hegemonie am Ende des Spektrums staatlicher For-

men der Selbsthilfe: „They are unitary actors who, at a minimum, seek their own preservation 

and, at a maximum, drive for universal domination.“162 Während Waltz die Dominanz eines 

Staates jedoch letztlich für kontraproduktiv hält, da sie Gegenmacht provoziert, betrachten of-

fensive Realisten wie Mearsheimer diese Handlungsoption als staatspolitisches Ideal: „The 

aim is to acquire more military power at the expense of potential rivals. The ideal outcome 

would be to end up as the hegemon in the system. Survival would then be almost guaran-

teed.“163 Der unterstellte Gegenmachtdrang konkurrierender Akteure kann dabei zumindest 

zeitweise ausgesetzt werden. Ethan B. Kapstein und Michael Mastanduno argumentieren, daß 

ein Hegemon durchaus stabilisierend wirken kann, wenn sich nachgeordnete Staaten mit ihm 

arrangieren: „The unipolar distribution of power shapes state behavior, and in ways not anti-

cipated by Waltz’s balance-of-power theory. Instead of responding by balancing, states are 

adjusting in various ways to the reality of a U.S.-centered international system.“164 Insbeson-

dere ein in sich gefestigter Hegemon kann quasi als „Ersatz-Weltregierung“ auftreten. Wil-

liam C. Wohlforth sieht den besonders stabilisierenden Effekt einer unipolaren Welt darin, 

daß sie das Sicherheitsdilemma einzudämmen vermag: „Unipolarity favors the absence of war 

among the great powers and comparatively low levels of competition for prestige or security 

for two reasons: the leading state’s power advantage removes the problem of hegemonic ri-

valry from world politics, and it reduces the salience and stakes of balance-of-power politics 

among the major states.“165 Voraussetzung einer solchen „erzwungenen Toleranz“ eines He-

gemons ist, daß der militärische Abstand zwischen ihm und nachgeordneten Großmächten so 

groß ist, daß potentielle Herausforderer eine Politik des balancing als aussichtslos betrachten. 

  Aus der Sicht des offensiven Realismus streben Staaten nicht nur nach machtpolitischer 

Überlegenheit, sondern sie setzen diese auch zum Zwecke militärischer Interventionen ein. 

Dabei lassen sie sich nicht nur von dem Ziel der materiell gestützten Machterweiterung leiten. 

Sie greifen, erstens, auch aus Gründen der Reputation in die inneren Angelegenheiten anderer 

Akteure ein – also unter Umständen sogar dann, wenn sie dadurch weder einen direkten Si-

cherheits- noch Machtgewinn erzielen. Dieser stellt sich jedoch mittelbar ein, da sie durch die 

Demonstration von militärischer Stärke und Entschlossenheit potentiellen Herausforderern 

                                                 
162   Waltz (1979): S. 118. 
163   Mearsheimer (1994/1995): S. 12. 
164   Ethan B. Kapstein, Michael Mastanduno, Realism and State Strategies After the Cold War, in: Kap-

stein/Mastanduno (1999): S. 15. 
165  William C. Wohlforth, The Stability of a Unipolar World, in: International Security, Nr. 1, Sommer 1999, 

S. 23. 
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andeuten, zu einer Verteidigung des Status quo, der ihre Stellung sichert, bereit zu sein, wo-

durch diese von aggressiven Akten abgeschreckt werden sollen. Bündnispartnern wird da-

durch signalisiert, daß Kooperation an der Seite der Interventionsmacht weiterhin Sicherheit 

und Wohlstand verspricht. Zweitens ist es denkbar, daß eine Großmacht durch eine entspre-

chende Einmischung versucht, das Zielland zu einer ihr freundlich gesonnenen Außenpolitik 

zu bewegen (Zugang zu Ressourcen, Allianzverhalten). Schließlich wird es, drittens, für mög-

lich gehalten, daß Großmächte durch Interventionen in schwachen Staaten die Reaktionen 

konkurrierender Großmächte testen wollen.166 Aus Sicht des offensiven Realismus ergibt sich 

der Sinn präemptiver oder präventiver Akte stärkerer Mächte bereits dadurch, daß sie nach-

geordneten Mächten, die Anhänger des Status quo sind, die Aussichtslosigkeit revisionisti-

scher Ambitionen signalisieren. 

  Offensive Realisten schlußfolgern aus diesen Annahmen, daß die Anreize des internatio-

nalen Systems expansionistisch angelegte Sicherheitspolitiken fördern. Jeffrey W. Taliaferro 

beschreibt die instrumentellen Konsequenzen dieses Ansatzes wie folgt: „This compels states 

to improve their relative power positions through arms buildups, unilateral diplomacy, mer-

cantile (or even autarkic) foreign economic policies, and opportunistic expansion.“167 Die 

USA müßten demnach in ihrer Außenpolitik eine Strategie der Vorherrschaft verfolgen. 
 

Kritikpunkte 

Defensive Realisten werfen diesem Ansatz ein nahezu pathologisches Machtverständnis vor, 

das reelle Chancen auf Kooperation ignoriere. In einer Antwort auf „The Tragedy of Great 

Power Politics“ von John J. Mearsheimer schreibt Glenn H. Snyder: „The book’s principal 

weakness is its overemphasis on power and security maximization as motivations of states’ 

behavior.“168 Offensive Realisten könnten zudem nicht erklären, warum es in der Staatenwelt 

derart viele Status-quo-Mächte gibt. Des weiteren werde übersehen, daß symbolische Militär-

aktionen äußerst voraussetzungsreich seien, da sie nur in einem strategischen Kontext Sinn 

machen, „innerhalb dessen Glaubwürdigkeit überhaupt erst sicherheits- oder machtpolitische 

Bedeutung erlangen kann.“169 

                                                 
166  Vgl. Hasenclever (2001): S. 65, 68 – 70. 
167  Taliaferro (2000/2001): S. 128 f. 
168  Snyder (2002): S. 151. 
169  Hasenclever (2001): S. 73. 
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3.  Dualismus saturierter und revisionistischer Mächte 

Nach Vorstellung der wichtigsten konkurrierenden Realismen innerhalb des realistischen For-

schungsprogramms bzw. Paradigmas erfolgt an dieser Stelle die theoretische Verortung der 

vorliegenden Arbeit. Der Verfasser wird sich dabei als funktionaler offensiver Realist posi-

tionieren. Dazu werden zunächst konstante Wirkungen des anarchischen Staatensystems be-

schrieben, um diese zu Impulsen zu konkretisieren. Dem folgt die Festlegung variabler Wir-

kungen, die innerhalb eines verbundenen Kausalpfades verknüpft werden. Darauf aufbauend 

werden sicherheitspolitische Handlungsannahmen formuliert, die folgende Fragen beantwor-

ten sollen: Warum kooperieren Staaten? Warum gehen sie Formen der Konfrontation ein? Die 

theoretischen Darlegungen werden zwar auf das Staatensystem an sich bezogen. Die Ausfüh-

rungen zu einem angenommenen Dualismus saturierter und revisionistischer Mächte gelten 

aber vor allem für die Großmächte der internationalen Politik. Die Analyse erfolgt insgesamt 

im third image und wird Aussagen treffen, die Wahrscheinlichkeiten staatlichen Verhaltens 

zum Ziel haben. Präzisierungen erfolgen durch einen Blick in den Akteur, über den geklärt 

werden soll, wie systemische Impulse im second image verarbeitet werden. 

 

a)  Impulse 

Der Argumentationsweg unterscheidet zwischen Impulsen, von denen konstante Wirkungen 

ausgehen, und den Variablen des Kausalpfades. Impulsgeber ist die Anarchie mit ihren unter-

schiedlichen Folgewirkungen. Impulsempfänger ist die Staatenwelt – der Begriff der Staaten-

gemeinschaft wird aus dieser Sicht für unpassend gehalten.170 
 

(1)  Geber: Anarchie und Folgewirkungen 

Die Staaten sind in den internationalen Beziehungen die zentrale Quelle der Macht. Da es kei-

ne Institution gibt, die über ihnen steht und die notfalls in der Lage wäre, sie auch unter Ein-

beziehung militärischer Potentiale zu disziplinieren, stehen sie in einem anarchischen Ver-

hältnis zueinander. Die Anarchie ist das gegenwärtige Strukturprinzip des internationalen Sy-

stems und damit, wie Joseph M. Grieco es umschreibt, „the principal force shaping the moti-

ves and actions of states.“171 Sie würde sich erst dann verändern, wenn eine allseits respek-

tierte, übergeordnete Regelungsinstanz, etwa in Form einer Weltregierung, entstünde. Das 

                                                 
170  Vgl. Werner Link, Gegen die Rede von der internationalen Staatengemeinschaft, in: Frankfurter Allgemei-

ne Zeitung, Nr. 202, 31. August 2001, S. 12. Link hält es für „bloßes Wunschdenken oder pure Ideologie“, 
angesichts der politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Heterogenität von fast 200 Staaten von einer 
Gemeinschaft zu sprechen. Problematisch sei, daß einer „fiktiven Gemeinschaft sogar eine politische Ak-
teursqualität zugeschrieben wird“. Die Staaten würden sich auf sie berufen, um ihr Handeln zu begründen. 
Dadurch gehe jedoch der Blick für die wahren Interessen der Akteure verloren. 

171  Grieco (1988): S. 488. 
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System wäre dann hierarchisch strukturiert, womit der beschriebene Kausalpfad dieser Arbeit 

obsolet wäre. Unter anarchischen Bedingungen sind alle Staaten aufgrund unterschiedlicher 

capabilities zwar nicht gleichwertig, aber als Empfänger derselben Impulse gleichartig.172 

Waltz beschreibt diesbezüglich den Effekt der sameness: „Anarchy entails relations of coor-

dination among a system’s units, and that implies their sameness.“173 Nicht nur Realisten, 

sondern auch Institutionalisten174 und viele Konstruktivisten175 gehen von einem anarchischen 

Staatensystem aus. Unterschiede ergeben sich erst bei der Beurteilung der Folgewirkungen 

dieser Annahme. Institutionalisten behaupten, daß das Sicherheitsdilemma durch Kooperati-

on, Interdependenzen und dadurch ausgetauschte Informationen über die Absichten des ande-

ren abgebaut werden kann. Mißtrauen würde reduziert und durch Vertrauen ersetzt: „Even 

powerful states have an interest, most of the time, in following the rules of well established 

international institutions, since general conformity to rules makes the behavior of other states 

more predictable.“176 Konstruktivisten halten das Selbsthilfeprinzip für eine mögliche, jedoch 

nicht zwangsläufige Folge der Anarchie. Alexander Wendt formulierte dazu den bekannten 

Ausspruch, daß Anarchie das sei, was Staaten aus ihr machen: „I argue that self-help and 

power politics do not follow either logically or causally from anarchy and that if today we 

find ourselves in a self-help world, this is due to process, not structure.“177 

  Aus völkerrechtlicher Sicht kann einem kollektiven sozialen Gebilde dann Staatsqualität 

zugesprochen werden, wenn es über Staatsgebiet, Staatsvolk und Staatsgewalt verfügt. Die 

außenpolitische Existenz eines solchen Akteurs hängt jenseits formaler Kriterien davon ab, ob 

er in der Lage ist, jene Daseinsgrundvoraussetzungen zu sichern, die an seine Beziehungen 

zur staatlichen Außenwelt gebunden sind. Dazu muß er sich einerseits militärischer Bedro-

hungen erwehren können. Andererseits wird er, sollte er ökonomisch nicht vollständig autark 

sein, auf den externen Erwerb und Austausch materieller Güter angewiesen sein. In einer an-

                                                 
172  „The states that are the units of international-political systems are not formally differentiated by the func-

tions they perform.“ Waltz (1979): S. 93. 
173  Ebd. 
174   Vgl. Robert O. Keohane, International Institutions and State Power. Essays in International Relations The-

ory, Boulder – London 1989, S. 1. Robert O. Keohane und Lisa L. Martin stimmen John J. Mearsheimer in 
folgender Einschätzung zu: „He correctly asserts that liberal institutionalists treat states as rational egoists 
operating in a world in which agreements cannot be hierarchically enforced, and that institutionalists only 
expect interstate cooperation to occur if states have significant common interests. [...] Like realism, institu-
tionalist theory is utilitarian and rationalistic.“ Robert O. Keohane, Lisa L. Martin, The Promise of Institu-
tionalist Theory, in: International Security, Nr. 1, Sommer 1995, S. 39. 

175  „[…] that international politics is anarchic, and that states have offensive capabilities, cannot be 100 per-
cent certain about others’ intentions, wish to survive, and are rational. We even share two more: a commit-
ment to states as units of analysis, and to the importance of systemic or ‘third image’ theorizing.“ Wendt 
(1995): S. 72. Vgl. auch Alexander Wendt, Social Theory of International Politics, Cambridge 1999, S. 233 
– 238. 

176  Robert O. Keohane, International Institutions: Can Interdepence Work?, in: Foreign Policy, Nr. 110, Früh-
jahr 1998, S. 86. 
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archischen Staatenwelt ist das Erreichen dieser beiden Ziele unsicher. Der zentrale Impuls, 

der vom System ausgeht und sich in diesem Fall auf die Interessen- und Ordnungspräferenzen 

eines Staates auswirkt, kann damit wie folgt festgelegt werden: Das wichtigste Ziel und 

gleichzeitig zentrale Motiv staatlichen Handelns in einer Welt der Anarchie ist die Absiche-

rung des eigenen Überlebens.178 Diesem werden jedoch im Gegensatz zum Neorealismus, der 

den Begriff des „Überlebens“ de facto nur auf den Aspekt der „Souveränität“ bezieht,179 eine 

Außen- und eine Innenseite zugesprochen, die Sicherheitspolitik zu berücksichtigen hat. Die 

Fähigkeit zur Bewältigung militärischer Herausforderungen wird zum Garanten staatlicher 

Souveränität. Die Fähigkeit zur Organisation lebensnotwendiger Bedarfsgüter wird zum Ga-

ranten innerer Stabilität.180 Beide Aspekte sind eng miteinander verbunden. Nur ein souverä-

ner Staat kann auf weltwirtschaftliche Prozesse zum eigenen Nutzen Einfluß ausüben. Äußere 

Wehrhaftigkeit hängt wiederum von innerer Stabilität ab. Handelsbeziehungen haben zudem 

wenigstens drei sicherheitspolitische Facetten. Zu nennen sind der Schutzbedarf (z.B. offene 

Seewege), der Stabilitätsbedarf (z.B. stabile Exporträume) und der Rückversicherungsbedarf 

(z.B. Option militärischer Intervention des Heimatstaates im Falle der Blockade wichtiger 

Rohstoffzonen). 

  Die Impulse der Anarchie wirken aber nicht nur auf die Motive eines Staates (Was ist zu 

tun?), sondern geben auch zentrale Handlungsimperative vor (Wie ist es zu tun?). Diese resul-

tieren aus Zwangslagen, deren wichtigste das Sicherheitsdilemma ist. Wo es keine übergeord-

nete Regelungsinstanz gibt, müssen sich Staaten mit Blick auf ihre Souveränität folgende Fra-

ge stellen: Wer hilft im Falle äußerer, militärischer Bedrohung? Bei der Suche nach Antwor-

ten bleibt ihnen nur der Rückgriff auf das Prinzip der Selbsthilfe übrig.181 Dieses wiederum 

basiert auf unterschiedlich intensiven Graden des Mißtrauens, wobei vollständiges und nach-

haltiges Vertrauen zwischen den Akteuren aus realistischer Sicht nicht herstellbar ist. John J. 

Mearsheimer behauptet, Staaten würden einander fürchten und müßten immer davon ausge-

                                                                                                                                                         
177  Wendt (1992): S. 394. 
178  „In any self-help system, units worry about their survival, and the worry conditions their behavior.“ Waltz 

(1979): S. 105. So auch Mearsheimer: „[...] the most basic motive driving states is survival. States want to 
maintain their sovereignty.“ Mearsheimer (1994/1995): S. 10. 

179  Niklas Schörnig interpretiert den Begriff des „Überlebens“ im Neorealismus wie folgt: „Dies kann als das 
Streben nach Erhalt der staatlichen und geographischen Integrität verstanden werden.“ Schörnig (2003): S. 
67. 

180  Waltz sieht jedoch hinsichtlich der vom Staat einsetzbaren Mittel eine Innen- und Außenseite: „States, or 
those who act for them, try in more or less sensible ways to use the means available in order to achieve the 
ends in view. Those means fall into two categories: internal efforts (moves to increase economic capability, 
to increase military strength, to develop clever strategies) and external efforts (moves to strengthen and 
enlarge one’s own alliance or to weaken and shrink an opposing one).“ Waltz (1979): S. 118. Ohne internal 
efforts wäre ein Staat nicht zum internal balancing fähig. 

181  „Self-help is necessarily the principle action in an anarchic order.“ Ebd., S. 111. „The international impera-
tive is ‘take care of yourself’!“ Ebd., S. 107. 
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hen, daß sich gute Intentionen ihrer Nachbarn über Nacht ändern könnten. „There is little 

room for trust among states.“182 Da sich kein Staat dauerhaft defensiver Absichten seiner na-

hen und fernen Nachbarn gewiß sein kann, ist er im Sinne der Vorsorge dazu gezwungen, prä-

ventive (rüstungspolitische) Anstrengungen zur Gewährleistung seiner Sicherheit zu unter-

nehmen. Ergebnis ist ein umfassendes, mindestens aber rudimentäres Sicherheitsdilemma, das 

erstmals von John H. Herz formuliert worden ist. Er bezeichnet es als „diejenige Sozialkon-

stellation, die sich ergibt, wenn Machteinheiten (wie z.B. Staaten und Nationen in ihren au-

ßenpolitischen Beziehungen) nebeneinander bestehen, ohne Normen unterworfen zu sein, die 

von einer höheren Stelle gesetzt wären und sie hindern würden, sich gegenseitig anzugrei-

fen.“183 

  Die Ausführungen von Kenneth N. Waltz zum Motiv des Überlebens erfolgen ausschließ-

lich vor dem Hintergrund des Sicherheitsdilemmas. Damit stößt die ursprüngliche Form des 

Neorealismus an Grenzen, wenn sie kompetitive Situationen in einem militärischen Gleich-

gewicht erklären soll. Wonach streben Staaten in vorübergehender Abwesenheit äußerer Be-

drohungen?184 Der Verfasser schließt sich in dieser Frage der Position des offensiven Realis-

mus an und geht von einem „janusköpfigen Doppelimpuls“ aus, der sich aus der Anarchie er-

gibt. Wo eine übergeordnete Regelungsinstanz fehlt, entsteht nicht nur die Frage „Wer hilft?“, 

sondern auch die Überlegung „Wer bremst?“. Vor allem Akteure mit größeren Machtpoten-

tialen können unter anarchischen Bedingungen nicht daran gehindert werden, über das Inter-

esse der Souveränitätssicherung hinausgehende Ziele zu verfolgen. Anarchie begünstigt folg-

lich die Gier der Staaten, die immer dann ihre positionale Stellung ausbauen werden, wenn 

die dazu eingesetzten Kosten unterhalb des erzielbaren Gewinns liegen. Dabei gilt allerdings 

auch: Je größer der Mangel in einem spezifischen Sektor ist, desto größer sind in diesem Feld 

Gier und Konfliktbereitschaft. Sobald dabei zwei oder mehr Akteure gleichzeitig ein begrenzt 

vorhandenes Gut anstreben, entsteht zwischen ihnen ein Konflikt. Mit diesem Verhalten wer-

den die externen Aspekte der Wohlstandssicherung bedient. Des weiteren ergeben sich durch 

eine Stärkung der materiellen Grundlagen des Akteurs automatisch positive Rückwirkungen 

für die Abwehr äußerer Bedrohungen. Ein wichtiges Verhaltensmuster, das durch Gier begün-

stigt wird, soll im folgenden als „Vakuumdrang“, dem neben dem Selbsthilfeprinzip zweiten, 

von der Anarchie ausgelösten Handlungsimperativ, bezeichnet werden: Staaten versuchen, in 

jene Lücken vorzustoßen, die von ihren Konkurrenten nicht besetzt oder durch Rückzug ge-

                                                 
182  Mearsheimer (1994/1995): S. 11. 
183   John H. Herz, Weltpolitik im Atomzeitalter, Stuttgart 1961, S. 130 f. 
184  „Recognizing that survival is indeed, as Waltz claims, the sine qua non for the pursuit of other goals, the 

question arises: ‘When survival is assured, what does neorealism explain?’“ Randall L. Schweller, Realism 
and the Present Great Power System: Growth and Positional Conflict Over Scarce Resources, in: Kapstein/ 
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schaffen werden.185 Zu einem Konflikt kommt es dann, wenn wenigstens zwei Akteure 

gleichzeitig bestrebt sind, in das Vakuum vorzudringen. Da der Vakuumdrang davon ausgeht, 

daß vor allem Großmächte ganz natürlich auf solche Situationen zusteuern, da Gier sowohl in 

einer Position des Mangels als auch des Überflusses vorliegen kann, sind sie dem unterwor-

fen, was in dieser Arbeit „Aufstiegsdilemma“ genannt werden soll. Es liegt dann vor, wenn 

Staaten im Rahmen ihrer positionalen Konkurrenz nach begrenzt vorhandenen Gütern streben 

und keine übergeordnete Regelungsinstanz existiert, die eine gerechte Verteilung vornehmen 

könnte. Konfliktreich ist eine solche Situation deshalb, weil es für Staat A und Staat B zu-

nächst keinen Anlaß gibt, Gier in freiwilligen Verzicht umzuwandeln. Ist der Vakuumdrang 

auf beiden Seiten erst einmal ausgelöst, dann stehen die betroffenen Staaten vor dem Dilem-

ma, daß sie ihre Aufstiegsbemühungen nur selbst bremsen können. Verzicht ist wiederum nur 

als Ergebnis rationaler Kosten-Nutzen-Abwägungen im Zeichen zu erwartender Gegenmaß-

nahmen denkbar. Je nach bereits erfolgten Investitionen könnte die Wahrscheinlichkeit dann 

jedoch zunehmen, den Vakuumdrang auch mit militärischen Mitteln abzustützen. 

  Fraglich ist, ob sich die Aussagen zum „janusköpfigen Doppelimpuls“ nicht logisch wi-

dersprechen: Können von der Anarchieannahme sowohl das Selbsthilfeprinzip als auch der 

Vakuumdrang abgeleitet werden? Auf den ersten Blick ist der Gegensatz offensichtlich: 

Wenn ein Staat sich selbst erfolgreich geholfen hat (defensiver Realismus), warum sollte er 

dann noch in ein Vakuum streben (offensiver Realismus)? Dies wäre nur durch Darlegung 

zweier unterschiedlicher Ziele, die parallel verfolgt werden, erklärlich. Offensive Realisten 

wie Schweller unterscheiden sich insofern ganz erheblich von defensiven Realisten, als sie 

die ursprüngliche Definition des Sicherheitsdilemmas aufgebrochen haben: „In theory, and 

under most real-world conditions, security is a positive-sum value; it can be both commonly 

desired and commonly shared without diminishing its enjoyment for any individual actor.“186 

Demnach wäre Sicherheitskonkurrenz nicht zwangsläufig ein Nullsummenspiel – im Gegen-

satz zum Wettbewerb um positionale Güter. „The same cannot be said for positional goods, 

such as prestige, status, political influence, leadership, political leverage, or market shares. 

All states cannot simultaneously enjoy a positive trade balance; and if everyone has status, 

                                                                                                                                                         
Mastanduno (1999): S. 34. 

185  Diese Annahme läßt sich gemäß Eric J. Labs ebenfalls aus dem offensiven Realismus ableiten: „Another 
prediction of offensive realist theory is that states will tend to expand into areas where there is a power vac-
uum.“ Labs (1997): S. 16. Jeffrey W. Taliaferro schließt sich dem an: „[…] offensive realism suggests that 
great powers will actively seek opportunities to weaken potential adversaries and expand into power vac-
uums as a hedge against future aggression.“ Jeffrey W. Taliaferro, Realism, Power Shifts, and Major War, 
in: Security Studies, Nr. 4, Sommer 2001, S. 154. 

186  Schweller (1999): S. 29. 
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then no one does.“187 In dieser Darstellung dominiert der Vakuumdrang. Schweller sieht 

staatliches Verhalten im Gegensatz zu den sich aus dem Sicherheitsdilemma ergebenden 

Konsequenzen nur noch sekundär von Mißtrauen geleitet: „It is significant that status-

maximizing behavior of this sort is driven more by an opportunity for gain than it is by 

fear.“188 

  Die hier gewählte Variante des offensiven Realismus geht davon aus, daß sich sowohl das 

Selbsthilfeprinzip als auch der Vakuumdrang aus der Anarchie ableiten lassen. Das u.a. von 

Bernard I. Finel angesprochene Problem, wonach „systemic incentives tend to be indetermi-

nate a priori since incentives to expand must be weighed against incentives to remain static or 

at least feign satisfaction with the existing order“189, soll wie folgt gelöst werden: Primäre 

werden von sekundären Handlungsimperativen unterschieden, die sich an natürlichen Priori-

täten des Daseins orientieren. Das Sicherheitsdilemma wirkt fortwährend, allerdings in unter-

schiedlicher Intensität. Soweit ein Staat das eigene Überleben durch äußere militärische Be-

drohungen gefährdet sieht, überragen die Angst und der primäre Handlungsimperativ der 

Selbsthilfe jede Form der Gier. Erst wenn eine solche Notlage gemeistert ist, also Mißtrauen 

durch ausreichende Vorsorgemaßnahmen eingedämmt werden konnte, und noch Restenergien 

verfügbar sind, kann der zweite Handlungsimperativ, der Vakuumdrang, Raum greifen. Unter 

solchen Bedingungen wird Gier handlungsbestimmend. Der Verfasser positioniert sich damit 

in dieser Frage wie folgt: Im Gegensatz zu Waltz wird ein breiteres Verständnis des „Überle-

bens“ im Sinne der erläuterten Innen- und Außenseite gewählt. Dabei folgt er Schweller zwar 

insofern, als Staaten mit Blick auf ihre positionale Stellung agieren. Das Motiv der Gier wird 

dabei jedoch an die Frage des Überlebens rückgebunden.  

  An dieser Stelle wird zudem deutlich, warum der Verfasser in seinem Argumentationsweg 

zwischen konstanten Impulsen und den Variablen des Kausalpfades unterscheidet (siehe 

Schaubild 1): Während materielle Fähigkeiten und damit Interessenausprägungen sowie Ord-

nungspräferenzen veränderlich sind, wirken Sicherheits- und Aufstiegsdilemma konstant. Wie 

ein Staat auf diese Impulse in der „Konkurrenz der Mächte“ reagiert, hängt folglich nicht vom 

Impuls selbst ab, sondern von den Inhalten der genannten Variablen. Die Anarchie wirkt ohne 

Unterbrechung. Je nach Verteilung der capabilities und der polaren Ausrichtung des Systems 

führt dies zu Phasen der Kooperation oder Konfrontation. 
 

                                                 
187  Ebd. 
188  Ebd., S. 55. 
189  Finel (2001/2002): S. 221. 



 Theoretische Verortung 59  
 

 

(2)  Empfänger: Staaten als zentrale Akteure 

Die sich aus der Anarchie ergebenden systemischen Impulse wirken auf den Staat. Er ist der 

wichtigste Akteur der Weltpolitik, der im Vergleich zu anderen Akteuren weitaus umfangrei-

cher soziale Macht bündeln und einsetzen kann. Kein anderer Akteur hat innenpolitisch 

Zugriff auf freiwillig oder unfreiwillig loyale Bürger, die über Steuern und Wehrdienst dazu 

beitragen, Fähigkeiten militärischer Machtprojektion aufzubauen. Von besonderer Bedeutung 

sind Groß- und Supermächte, die über ungleich umfangreichere Möglichkeiten des Generie-

rens und der Verwertung von Ressourcen verfügen. Allen Einschätzungen über das Ende der 

Staaten als Organisationseinheiten zum Trotz hat ihre Zahl in den vergangenen Jahren deut-

lich zugenommen. 2006 gab es auf der Erde 194 Staaten;190 zuletzt war 2002 Ost-Timor hin-

zugekommen. Hansrudolf Kamer wies deshalb auf eine Konstante hin: „Auf den Nationalstaat 

ist schon so oft ein Requiem angestimmt worden, daß Vorsicht am Platz ist: er hat sich immer 

als zählebiger erwiesen.“191 

  Die Einschätzung von Vertretern des Institutionalismus, wonach der Staat zunehmend an 

Bedeutung einbüßt, da er im Vergleich zu konkurrierenden Akteuren und angesichts einer 

immer größer werdenden internationalen Agenda in einer immer vernetzteren Welt kontinu-

ierlich an Einfluß und Steuerungsfähigkeit verliert,192 ist darüber hinaus in ihrer Substanz le-

diglich eine Beschreibung der gewaltfreien Seite der internationalen Beziehungen. Internatio-

nal Governmental Organizations (IGOs), International Non-Governmental Organizations 

(INGOs) und Business International Non-Governmental Organizations (BINGOs) verfügen 

nur deshalb über Macht, weil sie diese vom Staat verliehen bekommen haben. Ihre Bewe-

gungsfreiheit basiert zudem fundamental auf staatlich abgesicherten Handlungsräumen. Re-

gierungen sind nur dort ohnmächtig, wo sie dies freiwillig hinnehmen oder gar selbst ausge-

löst haben, um vor allem nichtmilitärische internationale Probleme effektiveren Lösungen zu-

zuführen. Festzuhalten ist auch, daß der Staat verliehene Macht jederzeit wieder zurückneh-

men kann. Als sich die Niederlande und Großbritannien entschieden, 1795 bzw. 1858 ihre 

Ostindischen Kompanien aufzulösen, verloren wirtschaftliche Unternehmen, die einst auto-

nom über Streitkräfte geboten, ihre Akteursqualität. „Thus, as now, the state set the rules 

within which business functioned.“193  

                                                 
190  Vgl. zu dieser Zahl Der Fischer Weltalmanach 2007. Zahlen, Daten, Fakten, Frankfurt am Main 2006, S. 

522 – 525. 
191  Hansrudolf Kamer, Der Nationalstaat ist noch nicht am Ende, in: Internationale Politik, Nr. 7, Juli 2000, S. 

25. Vgl. zu diesem Thema auch Hanns W. Maull, Welche Akteure beeinflussen die Weltpolitik?, in: Karl 
Kaiser, Hans-Peter Schwarz (Hrsg.), Weltpolitik im neuen Jahrhundert, Bonn 2000, S. 369 – 382. 

192  Vgl. Robert O. Keohane, Joseph S. Nye, Power and Interdependence, 2. Auflage, Boston – Glenview – 
London 1989. 

193  Gilpin (1996): S. 25. 
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  So offensichtlich die zentrale Bedeutung des Staates in den internationalen Beziehungen 

ist, der systemische Realismus steht durch sein einseitiges Akteursverständnis vor einem be-

sonderen analytischen Problem: Seit den Anschlägen vom 11. September 2001 in New York 

und Washington D.C. ist es zu einem Allgemeinplatz transatlantischer wie auch asiatischer 

Sicherheitsinterpretationen geworden, nicht Staaten, sondern vor allem international operie-

rende Terroristen zur zentralen Herausforderung staatlicher Politik zu erklären. Da das reali-

stische Paradigma transnationalen Akteuren nur eine sekundäre Relevanz zubilligt, ist auf den 

ersten Blick nicht zu erklären, warum ausgerechnet der „Krieg gegen den Terrorismus“ zum 

wichtigsten außenpolitischen Thema der Bush-Administration geworden ist. Ein weiteres Pa-

radoxon liegt auf der Hand: Die USA werden heute verstärkt nicht von zunehmenden, son-

dern von schwindenden capabilities regionaler Akteure herausgefordert. Aus realistischer 

Sicht entstehen Bedrohungen für gewöhnlich durch ökonomische und dann auch militärische 

Machtmaximierung konkurrierender Staaten. Im Falle des Terrorismus sind es aber gerade die 

failing und failed states, von denen insofern sicherheitspolitische Gefahren ausgehen können, 

als Gruppierungen wie die Al Qaida Zonen zerfallender Staatlichkeit als Rückzugs- und Vor-

bereitungsräume für Operationen in theoretisch allen Teilen der Erde nutzen können. 

  Grundsätzlich ist der systemische Realismus nicht geeignet, die unterschiedlichen Facet-

ten staatlicher Anti-Terror-Politik zu erklären. Die Thematik läßt sich aber an drei Stellen 

wenigstens an den realistischen Argumentationspfad anschließen. Carlo Masala verweist, er-

stens, darauf, daß die Taten des 11. Septembers 2001 insofern als zwischenstaatliche Kon-

frontation verstanden werden könnten, als es zuvor zu einem Bündnis von Taliban und Al 

Qaida gekommen sei, ein staatlicher Akteur also einen transnationalen Akteur als Instrument 

eingesetzt habe. Ergebnis sei „eine spezielle Form der Gegenmachtbildung“194 gewesen: Ein 

radikal-muslimischer Staat habe ein Zeichen gegen die im Nahen und Mittleren Osten domi-

nierende USA setzen wollen. Donald K. Emmerson wiederum behauptet, zweitens, daß so-

wohl der Kampf gegen den Terrorismus als auch die Asienkrise in Südostasien die Erklä-

rungsmächtigkeit des Realismus verdeutlichen würden. Zwar hätten nichtstaatliche Akteure – 

das Netzwerk Osama Bin Ladens auf der einen, Spekulanten auf der anderen Seite – in beiden 

Konfliktfällen eine herausragende Rolle eingenommen. Dem stellt Emmerson jedoch folgen-

                                                 
194  Carlo Masala, Der Neorealismus und seine Kritiker: zum 25. Geburtstag von Kenneth Waltz’ „Theory of 

International Politics“, Vortrag auf dem Kolloquium zu Fragen der Internationalen Politik, Arbeitsstelle In-
ternationale Beziehungen, Universität Trier, 23. Mai 2005. Dieses Beispiel ist allerdings insofern problema-
tisch, als es sich nicht generalisieren läßt. Im Kampf gegen den Terrorismus stehen den USA fast aus-
schließlich transnationale Netzwerke gegenüber. Die Zusammenarbeit zwischen einem Staat und einer 
Gruppierung wie der Al Qaida war bislang die Ausnahme. 
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de Annahme entgegen: „Realism’s core theme, however, is insecurity not the state.“195 Multi-

laterale Abmachungen wie die ASEAN hätten als Krisenmanager versagt, wohingegen die 

USA mit ihrem „Kampf gegen den Terrorismus“ die Initiative übernahmen. Dies wiederum 

bestätige eine wichtige Position des Realismus: In Krisenzeiten sind es nicht Institutionen, 

sondern Staaten, die internationale Unsicherheiten in den Griff bekommen. Vorstellbar ist 

schließlich, drittens, daß die USA mit ihrem Kampf gegen den Terrorismus eine „versteckte 

Agenda“ verfolgen. Sie würden dann in der Auseinandersetzung mit einem transnationalen 

Akteur wie der Al Qaida Ergebnisse erzielen, die ihre positionale Stellung auf zwischenstaat-

licher Ebene verbessern (z.B. durch Ausbau und Festigung des amerikanischen Bündnissy-

stems in Zentral- und Südostasien).196 

 

b)  Kausalpfad 

Die Festlegung von Kausalbeziehungen hat regelmäßig idealtypischen Charakter, weil es im 

Rahmen einer umfassenden empirischen Analyse gerade bei äußerst verästelten Zusammen-

hängen schwer ist, sämtliche Beschreibungen, Erklärungen und Prognosen ausschließlich 

durch die Brille einer einmal aufgestellten Argumentationslogik zu betrachten. Wenn Theorie 

nur einen Wirklichkeitsausschnitt beschreiben kann, dann könnte eine sklavische Anwendung 

unabhängiger, intervenierender, konditionierender und abhängiger Variablen Zugänge zu je-

nen Erkenntnissen verschließen, die zwar außerhalb des gewählten Ansatzes liegen, letztlich 

für die Klärung der Forschungsfrage der Dissertation aber relevant sind. Der Sinn der aufge-

stellten Kausalbeziehungen besteht daher darin, eine Art Richtschnur zu fundieren, um die 

Argumentation dieser Arbeit von jener anderer unterscheidbar zu machen. Der Kern der Ana-

lyse wird um diese Variablen aufgebaut, die damit – um es in ein Bild zu fassen – den Cha-

rakter einer Hauptstraße haben, auf der sich der Verfasser mit seiner Forschungsfrage bewegt. 

Dabei ist es möglich, am Seitenrand zu parken oder vorübergehend auf Nebenstraßen auszu-

weichen, solange das Ziel grundsätzlich über die Hauptstraße angefahren wird. Folgende 

Festlegungen werden getroffen: 
 

                                                 
195  Donald K. Emmerson, What do the blind-sided see? Reapproaching regionalism in Southeast Asia, in: The 

Pacific Review, Nr. 1, März 2005, S. 8. 
196   Vgl. Peter Rudolf, George W. Bushs außenpolitische Strategie, SWP-Studie, Nr. 25, Berlin, September 

2005, S. 17. Martin Wagener, Second Front: Die USA, Südostasien und der Kampf gegen den Terrorismus, 
in: Werner Kremp, Jürgen Wilzewski (Hrsg.), Weltmacht vor neuer Bedrohung. Die Bush-Administration 
und die US-Außenpolitik nach dem Angriff auf Amerika, Trier 2003, S. 355 – 396. 
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(1)  Auslöser: Machtverteilung 

Wie in den meisten realistischen Ansätzen, die einem systemischen Verständnis folgen, ist 

auch in der hier gewählten Form des offensiven Realismus die Machtverteilung die unabhän-

gige Variable des Kausalpfades. Es sind demnach die objektiv gegebenen, materiellen Grund-

lagen, die das Verhalten eines Staates in zweifacher Weise prägen: Die nationalen capabili-

ties eröffnen Möglichkeiten, die capabilities der übrigen Akteure deuten Grenzen eigener 

Einflußnahme an. Die Variabilität folgt dabei aus dem Gesetz des ungleichen Wachstums, das 

dazu führt, daß der Status quo unter permanentem Veränderungsdruck steht, woraus sich das 

Konkurrenzverhalten der Staaten ergibt.197 Da die Wirtschaftsleistungen der Akteure weder 

einheitlich zu- noch abnehmen, kommt es zu dauerhaften Machtumverteilungen, woraus sich 

wiederum stets veränderliche Möglichkeiten und Grenzen der Einflußnahme ergeben. Unab-

hängig ist diese Variable deshalb, weil sie sicherheitspolitische Präferenzen der Staaten maß-

geblich prägt. Schweller und Wohlforth stellen hierzu fest: „Because interests and ideas are a 

function of relative power, changes in relative power produce changes in interest.“198 Der sy-

stemische Realismus erhebt dabei nicht den Anspruch, daß materielle Faktoren Einzelent-

scheidungen erklären können. Die Machtverteilung wird allerdings dahingehend bewertet, 

daß sie wie kein zweiter Umstand Entscheidungsgrundlagen einer Regierung beeinflußt. 

  Paul Kennedy hat diese Zusammenhänge in einer weithin beachteten, bereits 1987 veröf-

fentlichten Studie zum Thema „Aufstieg und Fall der großen Mächte“ über einen Zeitraum 

von ca. 500 Jahren untersucht. Dabei geht er davon aus, daß ein Staat dauerhaft keine domi-

nierende Position einnehmen kann: „Die relative Fähigkeit der führenden Nationen, die Welt-

politik zu bestimmen, bleibt nie konstant, hauptsächlich weil die ungleichmäßigen Wachs-

tumsraten verschiedener Gesellschaften und technologische und organisatorische Neuerungen 

einer Gesellschaft größere Vorteile bringen als einer anderen.“199 Da alle Staatswesen „uner-

bittlich dem Wandel unterworfen sind, kann die Waage der internationalen Macht nie stillste-

hen, und es ist eine politische Torheit, zu glauben, daß sie es je täte.“200 Kennedy folgert aus 

diesen Zusammenhängen die zentrale These des Buches, „daß der Prozeß von Aufstieg und 

Fall in Relation zueinander immer weitergeht.“201 

                                                 
197  „More generally, realists from Thucydides to Robert Gilpin have viewed uneven rates of economic growth, 

which continually redistribute power in the system and thereby undermine the international status quo, as a 
primary cause of interstate conflict and competition.“ Schweller (1999): S. 31. 

198  Schweller/Wohlforth (2000): S. 77.  
199  Paul Kennedy, Aufstieg und Fall der großen Mächte. Ökonomischer Wandel und militärischer Konflikt von 

1500 bis 2000, Frankfurt am Main 1991 [1987], S. 12. 
200  Ebd., S. 789 f. 
201  Ebd., S. 790. 
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  Robert Kagan hat die auseinandergehenden Bewertungen der Relevanz militärischer 

Macht zum zentralen Fokus seiner essayistischen Betrachtung zu den jüngsten Entwicklungen 

zwischen den USA und Europa gemacht. Er sieht in den während des Irak-Krieges 2003 offen 

zutage getretenen Streitigkeiten dies- und jenseits des Atlantiks weitaus tiefere Ursachen, als 

das oftmals auf deutscher oder französischer Seite zum Anlaß für Kritik genommene Auftre-

ten von George W. Bush vermuten läßt. In den letzten Jahrzehnten hätten sich zwischen Ame-

rika und Europa die „Gewichte der Macht dramatisch verschoben“202. Die USA würden sich 

heute so benehmen, wie dies für eine starke Macht üblich sei und wie es dereinst auch die eu-

ropäischen Großmächte getan hätten, als sie noch mächtig waren. Kagan schlußfolgert aus di-

vergierenden materiellen Voraussetzungen entgegengesetzte Verhaltensweisen: „Diese ganz 

unterschiedlichen Blickwinkel haben naturgemäß unterschiedliche strategische Einschätzun-

gen hervorgebracht, unterschiedliche Beurteilungen von Bedrohungen und den geeigneten 

Mitteln, diesen zu begegnen, unterschiedliche Interessenkalküle und schließlich unterschied-

liche Einschätzungen des Völkerrechts und internationaler Institutionen.“203 Der Linie des of-

fensiven Realismus folgend wird weiter argumentiert, daß sich nach dem Untergang der So-

wjetunion die Machtgewichte zugunsten der USA verschoben hätten. Kagan erblickt darin 

„eine ganz natürliche und vorhersehbare Konsequenz: Es erhöhte die Bereitschaft der Verei-

nigten Staaten, im Ausland militärische Macht einzusetzen.“204 Dagegen würden die Staaten 

des alten Kontinents die heutige Lage ganz anders bewerten: „Weil die Europäer relativ 

schwach sind, haben sie ein tiefes Interesse daran, die brutalen Gesetze einer anarchischen 

Hobbesschen Welt, in der letztlich die jeweilige Machtposition über Sicherheit und Erfolg der 

Staaten entscheidet, zu entwerten und schließlich abzuschaffen.“205 Diese sehr prononcierte 

Stellungnahme zum transatlantischen Konflikt dürfte in Europa vor allem deshalb strecken-

weise Empörung ausgelöst haben, weil Kagan den hiesigen Regierungen Naivität vorwirft. So 

würde gerne übersehen, daß es militärische Macht und nicht „ein Wandel des europäischen 

Denkens, des Geistes“206 gewesen war, auf dessen Grundlage Europa nach dem Zweiten 

Weltkrieg wiedererstehen konnte. Die Verärgerung des Amerikaners und vieler seiner Lands-

leute ist hingegen darauf zurückzuführen, daß sich Europa seine Machtvergessenheit nur im 

Windschatten amerikanischen Schutzes erlauben kann: „Dies bedeutet, daß die Vereinigten 

Staaten, obschon sie entscheidend dazu beitrugen, Europa in dieses kantische Paradies zu be-

fördern, und noch immer eine Schlüsselrolle bei seiner Erhaltung spielen, selbst nicht in die-

                                                 
202  Robert Kagan, Macht und Ohnmacht. Amerika und Europa in der neuen Weltordnung, Bonn 2003, S. 15. 
203  Ebd., S. 15. 
204  Ebd., S. 32. 
205  Ebd., S. 45. 
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ses Paradies eintreten können. Sie besetzen die Schutzmauern, können das Tor jedoch nicht 

selbst durchschreiten.“207 

  Systemische Realisten betonen in diesem Zusammenhang, daß materielle wesentlich stär-

ker als ideelle Faktoren sicherheitspolitische Entscheidungen beeinflussen. So waren z.B. Mi-

chail Gorbatschow und dessen Ideen von Glasnost und Perestroika zweifellos für die Auflö-

sung des Kalten Krieges ganz maßgeblich verantwortlich. Fraglich ist aber, welches der wich-

tigste Auslöser dafür war, daß sich der 1985 an die Macht gelangte sowjetische Staats- und 

Parteichef von einem konfrontativen Verhalten in der Sicherheitspolitik verabschiedete. Hier 

scheint der Hinweis, daß Moskau im Zuge des Wettrüstens immer weniger in der Lage war, 

die Aufrechterhaltung seines Herrschaftsbereichs zu finanzieren, plausibel, zumal Gorbat-

schow nicht mit dem Ziel angetreten war, die Sowjetunion und das sozialistische Staatssystem 

zu beseitigen. Es dürfte ihm vielmehr um eine Anpassung der Außenpolitik an die national 

verfügbaren Ressourcen gegangen sein, nachdem er bessere Informationen über die ökonomi-

sche Lage des Landes erhalten hatte. William C. Wohlforth widerspricht daher der Auffas-

sung, daß „Gorbachev’s reforms were a cause rather than a consequence of decline.“208 Mos-

kau ging es um die Reorganisation von Macht, wozu taktische Konzessionen an die sicher-

heitspolitische Konkurrenz notwendig waren. Das neue Denken der sowjetischen Führung 

fand dort seine Grenzen, wo die Sowjetunion an Atomwaffen als kostengünstiger Möglichkeit 

der Abschreckung sowie der Option des nuklearen Erstschlags festhielt.209 Der Gedanke eines 

von Moskau beherrschten, über die eigenen Grenzen hinausragenden Reiches erlebte zudem 

schnell seine Neuauflage, als die dann russische Führung ihre Doktrin des „Nahen Auslands“ 

verkündete.  

  In gleicher Weise kann der westliche Annäherungskurs des seit dem Jahr 2000 amtieren-

den russischen Präsidenten Vladimir Putin qualifiziert werden. Zu Beginn seiner Amtszeit 

zeigte er sich sowohl in der Frage der Raketenabwehr als auch der Osterweiterung der North 

Atlantic Treaty Organization (NATO) und noch viel mehr vor dem Hintergrund des Aufbaus 

amerikanischer Basen in Zentralasien gegenüber Washington entgegenkommend. Putin hatte 

die enorme militärische Überlegenheit der USA akzeptiert und deshalb Machtwettbewerbe 

dort als kontraproduktiv für die Stellung Rußlands erachtet, wo ein Gleichziehen vorläufig 

unmöglich erschien. Kooperation mit dem Westen ermöglichte Moskau dagegen eine Atem-

pause und Platz für eine weitere Reorganisation des machtpolitischen Potentials. Diese Inter-

                                                                                                                                                         
206  Ebd., S. 67. 
207  Ebd., S. 88. 
208  Wohlforth (1994/1995): S. 108. „A great state only advocates ‘new thinking’ in response to its own mate-

rial decline.“ Schweller/Wohlforth (2000): S. 92 
209  Vgl. Mearsheimer (1994/1995): S. 46. 
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pretation schließt an realistische Argumentationen an, wie sie u.a. abstrakt von Randall L. 

Schweller formuliert worden sind: „Sometimes, the weaker side capitulates rather than fights 

in order to conserve its strength for a future battle under more favorable conditions. By giving 

in without a fight, it gains a breathing spell, during which it expects the balance of power to 

shift against the more powerful aggressor.“210 Auch 2007 hatte sich nichts an dem Umstand 

geändert, daß zwischen den militärischen Möglichkeiten Rußlands und der USA eine große 

Lücke klafft. Je mehr sich jedoch Moskau der energiepolitischen Abhängigkeiten des We-

stens und eigener umfangreicher Ressourcen an Erdöl und Erdgas bewußt wird, desto stärker 

trägt dies auf der Seite der russischen Regierung dazu bei, in wichtigen außenpolitischen Fra-

gen weniger Entgegenkommen zu zeigen. Die harschen Reaktionen Putins auf Pläne der 

USA, in Polen und Tschechien Raketenabwehrvorrichtungen zu errichten, stehen Pate für die-

se aus realistischer Sicht absehbare Entwicklung.211 Zunehmende machtpolitische capabilities 

lassen die Bereitschaft zu taktischen Konzessionen sinken.212 

  Es geht an dieser Stelle nicht darum, die offensichtliche Bedeutung von Ideen und Nor-

men in der Weltpolitik widerlegen zu wollen. Der Rassenwahn eines Adolf Hitlers und die 

sich daraus ergebenden Konsequenzen für die Außenpolitik des Deutschen Reiches werden 

schwerlich befriedigend über systemische Faktoren zu erklären sein. Diskussionswürdig ist 

jedoch, in welcher Intensität Ideen und Normen weltpolitische Ereignisse beeinflussen. Dabei 

ist folgender Zusammenhang augenscheinlich: Ohne machtpolitische Fähigkeiten hätten sich 

weder im Kosovo 1999 noch in Afghanistan 2001 oder im Irak 2003 menschenrechtliche 

Normen durchsetzen lassen. Schweller und Wohlforth weisen deshalb darauf hin: „We do not 

say that power is a necessary condition for new thinking, but that it is a necessary condition of 

the new thinking seriously influencing policy. Neither did power create Western ideas of total 

victory in the cold war; rather, it gave those ideas strategic and political meaning.“213 Zur Er-

klärung der Ursachen des Zweiten Weltkrieges ist es daher völlig ungenügend, diese allein 

                                                 
210   Schweller (1998): S. 69. 
211  Zu den Reaktionen gehört u.a. die Drohung, wieder russische Nuklearraketen auf Europa zu richten, sollte 

es zu einer Umsetzung der amerikanischen Raketenabwehrpläne für Polen und Tschechien kommen. Kon-
kret wurde angedacht, Marschflugkörper in der russischen Exklave Kaliningrad zu stationieren. Vgl. Neil 
Buckley, Demetri Sevastopulo, Russians threaten to counter U.S. shield, in: Financial Times, 5. Juli 2007 
(online). Vgl. zur Problematik auch Hannes Adomeit, Alexander Bitter, Rußland und die Raketenabwehr. 
Wer spaltet wen?, SWP-Aktuell, Nr. 23, Berlin, April 2007. 

212  Der Ansatz für den russischen Verteidigungshaushalt nahm von 18,7 Mrd. US-Dollar in 2005 auf 24,9 
Mrd. US-Dollar in 2006 zu. Vgl. International Institute for Strategic Studies (IISS), The Military Balance 
2007, London 2007, S. 195. Ende Juni 2007 war den russischen Streitkräften der erfolgreiche Test der 
Submarine-Launched Ballistic Missile R-30 Bulava gelungen. Sie soll eine Reichweite von 8.000 km haben 
und über zehn nukleare Sprengköpfe, die auf voneinander unabhängige Ziele gerichtet werden können, ver-
fügen. Die Bulava wäre damit besonders geeignet, im Einsatz amerikanische Raketenabwehrvorrichtungen 
zu umgehen. Vgl. The Press Trust of India, Russia carries out successful missile test, 29. Juni 2007 
(online). 
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aus der Ideologie des Nationalsozialismus ableiten zu wollen. Ohne entsprechende Machtver-

schiebungen in Europa zugunsten Deutschlands hätte Hitler seine Ideen nicht in die Tat um-

setzen können.214 

  Zu klären ist nun, was genau unter capabilities zu verstehen ist. Realisten sind sich ledig-

lich darüber einig, daß dazu wenigstens die drei Vergleichsfaktoren Territorium/Bevölkerung, 

ökonomische Stärke und militärische Fähigkeiten gehören.215 Im folgenden sollen zu den si-

cherheitspolitisch relevanten capabilities eines Staates zählen: (1) Bevölkerungszahl und Zu-

sammensetzung, (2) Wirtschaftskraft, (3) Umfang und Lage des Territoriums, (4) Stand der 

technologischen Entwicklung, (5) verfügbare natürliche Ressourcen, (6) Stärke und Ausrü-

stung der Streitkräfte und (7) diplomatisches Geschick.216 Sämtliche Facetten sind eng mit-

einander verwoben. Je größer die Bevölkerung ist, desto mehr Steuerzahler können zur Wirt-

schaftskraft beitragen, die u.a. dem Verteidigungsetat zugute kommt. Je gebildeter eine Be-

völkerung ist, desto größer werden ihre technologischen Errungenschaften sein, die ebenfalls 

in die Armee investiert werden können. Je umfassender der Anteil national verfügbarer Res-

sourcen ist, desto geringer wird der Druck auf den Akteur sein, im Falle benötigter Güter der 

Daseinsgrundvoraussetzungen diese über Außenbeziehungen organisieren zu müssen. Je stra-

tegisch versierter wiederum der diplomatische Apparat ist, desto effektiver können capabili-

ties zum eigenen Nutzen eingesetzt werden. Gleichwohl ist diese soziale Kompetenz eines 

Staates nur dann von Bedeutung, wenn Regierungsmitglieder in den übrigen Fähigkeitskate-

gorien adäquat ausgestattet sind. Mit anderen Worten: Selbst wenn Luxemburg den talentier-

testen Außenminister der Europäischen Union (EU) hätte, wird sein sicherheitspolitischer 

Einfluß auf die Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik begrenzt bleiben. 

  Streitkräfte machen in dieser Rechnung zwar nur einen Teil aller capabilities aus. Armeen 

und ihrer Ausrüstung kommt aber eine besondere Bedeutung zu, da sie wie kein zweites Mit-

tel in der Lage sind, Spielregeln zwischen Staaten schlagartig zu verändern. Ein Verteidi-

gungsapparat kann daher in dreifacher Weise im Sinne der Selbsthilfe eingesetzt werden: Er 

dient, erstens, dazu, eine abschreckende Wirkung zu entfalten und damit präventive Sicher-

heitsvorsorge zu betreiben. Konflikte werden daran gehindert, die Schwelle zur offenen Ge-

                                                                                                                                                         
213  Schweller/Wohlforth (2000): S. 100. 
214  „If Hitler had been the leader of Equador rather than Germany, he could not have started the Second World 

War. If the United States had not disengaged from Europe and demobilized its armed forces, Hitler would 
have been denied his ‘window of opportunity’ to grab the Continent. In short, while Hitler may have been a 
necessary cause of World War II, he was certainly not an altogether sufficient one.“ Schweller (1998): S. 7. 

215  Vgl. Schweller (1999): S. 39. 
216  Waltz zählt zu den capabilities sieben Faktoren: die Größe der Bevölkerung, den Umfang des Territoriums, 

Ressourcen, ökonomische Fähigkeiten, militärische Stärke sowie politische Stabilität und Kompetenz. Die 
Macht eines Staates ergebe sich aus der Kombination dieser Fähigkeitsmerkmale. Vgl. Waltz (1979): S. 
131. 
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walt zu überschreiten. Potentielle Aggressoren bleiben aus Furcht vor den zu erwartenden 

Gegenmaßnahmen passiv. Der Militärapparat wird, zweitens, offensiv eingesetzt, um den 

Willen des politischen Gegners zu brechen. Drittens kann er, und dies ist in Zeiten des Frie-

dens die am meisten übersehene und doch gleichsam bedeutendste Wirkung, als As im Ärmel 

der Diplomaten eingesetzt werden. Henry A. Kissinger formulierte dazu einmal zynisch: „In 

der Welt der Diplomatie ist ein geladenes Gewehr oftmals wirkungsvoller als ein juristischer 

Schriftsatz“217. Damit ist nicht zwangsläufig eine moderne Form der Kanonenbootpolitik ge-

meint. Wer in der Weltwirtschaft Seewege offenhält oder bei der Lösung militärischer Krisen 

einen großen Verteidigungsapparat in der Hinterhand weiß, wird aber sowohl auf ökonomi-

schem als auch auf politischem Parkett ein stärkeres Gewicht in die Waagschale werfen kön-

nen. Dieses Machtverständnis geht von einer weitaus größeren Wirkungsmächtigkeit mate-

rieller als immaterieller Faktoren aus.  

  Joseph S. Nye Jr. unterscheidet dazu auf der einen Seite „command power that can be 

used to induce others to change their position“218, wofür er den Begriff hard power etablierte. 

Auf der anderen Seite steht die Fähigkeit eines Staates, andere durch Wirkung des eigenen 

Vorbildes zu beeinflussen. „This aspect of power – getting others to want what you want – I 

call soft power. It co-opts people rather than coerces them.“219 Für offensive Realisten ist 

hard power der Fokus der Analyse. Macht liegt dann vor, wenn diese Fähigkeiten geeignet 

sind, mit ihnen auf andere Staaten Druck auszuüben bzw. den Druck anderer Akteure abweh-

ren zu können. „Macht äußert sich im Realismus also in Durchsetzungsfähigkeit (control over 

outcomes) und sie beruht auf der Verfügungsgewalt über Zwangsmittel (control over resour-

ces).“220 Ein Staat ist folglich nicht nur mächtig, wenn er über ein Maximum an Atomwaffen 

verfügt, sondern vor allem dann, wenn er Prozesse beeinflussen kann.221 

  Damit wäre zwar geklärt, woraus sich die Machtfähigkeiten eines Staates zusammenset-

zen. Zu recht wird jedoch darauf verwiesen, daß „no realist author has yet indicated satisfac-

torily what exactly has to be regarded as a significant capability and how this is to be meas-

                                                 
217  Henry A. Kissinger, Die Vernunft der Nationen. Über das Wesen der Außenpolitik, Berlin 1994, S. 898 f. 
218  Joseph S. Nye Jr., The Paradox of American Power. Why the World’s only Superpower can’t go it alone, 

Oxford – New York 2002, S. 8. 
219  Ebd., S. 9. 
220  Hasenclever (2001): S. 51. 
221  Moderne Realismusentwürfe setzen regelmäßig am Machtverständnis an, um den eher statischen Entwurf 

von Waltz zu öffnen. Ethan B. Kapstein und Michael Mastanduno definieren entsprechend: „States seek 
power (defined both as relative material capabilities and relative influence over outcomes) in order to 
achieve their interests, and they calculate their interests in the context of the international environment they 
confront.“ Ethan B. Kapstein, Michael Mastanduno, Realism and State Strategies After the Cold War, in: 
Kapstein/Mastanduno (1999): S. 8. 



68 Segmente einer Sicherheitsstrategie    
 

ured.“222 Bereits Waltz hat völlig offen gelassen, wie Macht vergleichbar zu messen wäre. 

Hingegen hält er fest, welche durch capabilities geschaffenen Handlungsoptionen besonders 

wichtig sind: „States spend a lot of time estimating one another’s capabilities, especially their 

abilities to do harm.“223 Nähere Aussagen werden erst über eine genauere Betrachtung nicht 

nur quantitativer, sondern vor allem qualitativer Fähigkeitsmerkmale möglich. Daniel H. 

Deudney untersucht die violence interaction capacity, um Zusammenhänge zwischen Anar-

chie, Sicherheit und materiellem Kontext besser zu durchdringen. Dazu werden Zusammen-

setzung und Verteilung materieller Fähigkeiten in ein mathematisches Verhältnis gesetzt.224 

Wenn etwa zwei Staaten jeweils 20 Mrd. € für ihren Verteidigungshaushalt zur Verfügung 

stellen, folgt daraus nicht, daß beide auf diese Weise einen gleichen Zugewinn an Sicherheit 

erzielen. Eine Bewertung der zu erwartenden Wirkung wird über die Beantwortung u.a. fol-

gender Fragen möglich: Wie groß sind die zu verteidigenden Güter (Fläche des Territoriums, 

Umfang der Bevölkerung, Art sensibler Infrastruktur)? Je geringer die Angriffsfläche ist, de-

sto höher ist die Wirkung des Verteidigungsetats. In welcher Distanz werden mögliche Kon-

kurrenten lokalisiert? Je größer der Abstand ist, umso kostenintensiver werden Präemptiv- 

und Präventivschläge. In diesem Sinne versucht auch die Offense-Defense-Theorie, durch 

Auffächerung einzelner Fähigkeitsmerkmale und Zuordnung zu Angriffs- und Verteidi-

gungswahrscheinlichkeiten mögliche Handlungen eines Staates vorauszusagen. 

  Der von einigen defensiven Realisten an dieser Stelle eingeführte Blickwinkel der structu-

ral modifiers ist insofern einseitig, als er lediglich das Sicherheitsdilemma mildernde Fakto-

ren untersucht. An dieser Stelle soll hingegen eine handlungsneutrale Einschätzung vorge-

nommen werden.225 Es wird davon ausgegangen, daß aus dem Vorliegen materieller Fähig-

keiten erst dann Schlußfolgerungen für die Sicherheitspolitik eines Staates gezogen werden 

können, wenn ihre Zusammensetzung und die sich daraus ergebenden Handlungsmöglichkei-

ten betrachtet werden. Diese „materiellen Konfigurationsfaktoren“ werden als erste interve-

nierende Variable in den Kausalpfad eingebaut und in zwei Kategorien aufgeteilt: Erstens 

können vorhandene capabilities zueinander in Beziehung gesetzt werden, um Möglichkeiten 

                                                 
222  Rainer Baumann, Volker Rittberger, Wolfgang Wagner, Neorealist foreign policy theory, in: Volker Ritt-

berger (Hrsg.), German foreign policy since unification. Theories and case studies, Manchester – New 
York 2001, S. 43. 

223   Waltz (1979): S. 131.   
224  „Violence interaction capacity is an aggregate factor composed of violence density and violence proximity. 

Violence density is determined by dividing the volume of violence by habitable territory; violence prox-
imity is determined by dividing the velocity of violence by the size of the terrain. Variations in violence 
density and violence proximity can thus be combined to produce a rough spectrum of variation in violence 
interaction capability: absent, weak, strong, and intense.“ Daniel H. Deudney, Regrounding Realism: Anar-
chy, Security, and Changing Material Contexts, in: Security Studies, Nr. 1, Herbst 2000, S. 26. 

225  So geht auch Jeffrey W. Taliaferro davon aus, daß structural modifiers ergebnisoffen „may increase or de-
crease the likehood of conflict.“ Taliaferro (2000/2001): S. 137. 
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und Grenzen des Handelns zu präzisieren. Dazu zählen das militärische Gleichgewicht, dies-

bezüglich insbesondere die Offense-Defense-Balance im Bereich der Militärtechnologie, die 

geographische Nähe, der Zugang zu Rohstoffen sowie der internationale ökonomische 

Druck.226 Zweitens soll im Sinne Fareed Zakarias zwischen state power und national power 

unterschieden werden. Für den weiteren Verlauf des Kausalpfades ist nicht entscheidend, über 

welche capabilities ein Staat verfügt, sondern welche er sich organisatorisch zunutze machen 

kann.227 Ist ein Akteur im Besitz von 15 % der Welterdölreserven, so gehört er theoretisch zu 

den mächtigsten Staaten der Welt. Praktisch ist dies aber erst dann der Fall, wenn die Regie-

rung das Erdöl fördern, transportieren, angemessen verkaufen und die finanziellen Gewinne 

in Einfluß umsetzen kann. Entscheidend ist daher, welchen Teil der national power eine Re-

gierung in state power umzuwandeln weiß.228 Zur Klärung der materiellen Konfigurationsfak-

toren wird der Akteur im Falle der state power geöffnet. Um den systemischen Argumentati-

onsweg beizubehalten, ist dabei lediglich festzustellen, welche Machtmittel ein Staat bereits 

extrahieren kann bzw. künftig nutzbar machen könnte, wenn er wollte. Die materiellen Kon-

figurationsfaktoren sind insgesamt nicht mehr als ein Sieb, durch das die Summe aller vor-

handenen capabilities geschüttet wird, um die konkret einsetzbaren Machtpotentiale heraus-

zufiltern. Auf diese Weise wird der Versuchung vorgebeugt, weitere „versteckte“ unabhängi-

ge Variablen zu verwenden. 
 

(2)  Wegweiser: Interessenausprägungen und Ordnungspräferenzen 

Der systemische Realismus ist sehr klar in seiner Annahme, daß sich die Anordnung und Ver-

teilung der capabilities maßgeblich auf staatliches Verhalten auswirken. Was genau dies für 

die Sicherheitspolitik eines einzelnen Staates bedeutet, ist von Waltz jedoch nicht weiter aus-

geführt worden. Über das third image wird im Einzelfall nicht erkennbar, warum z.B. Groß-

britannien die Verankerung der USA als europäische Macht immer ohne Bedenken unterstützt 

hat, wohingegen Frankreich regelmäßig Grenzen aufzuzeigen versucht. Derartige Entschei-

dungen können nur über einen Blick in den Akteur nachvollzogen werden, um, so William C. 

Wohlforth, zu „specify the mechanism through which capabilities are translated into actions. 

That mechanism can only be the assessments of the people who act on behalf of states.“229 

                                                 
226  Vgl. ebd., S. 137. 
227  Damit wird auf ein Defizit des Neorealismus reagiert, das Randall L. Schweller wie folgt beschreibt: „The 

main problem with balance of power theory is that it assumes ‘constant mobilization capacity,’ that is, that 
all states have a similar ability to extract resources from their society, such that aggregate national resources 
may be equated with actual state power and global influence.“ Schweller (2004): S. 200. 

228  „This variation on classical realism, which I call state-centered realism, maintains the logic that capabilities 
shape intentions, but it recognizes that state structure limits the availability of national power.“ Zakaria 
(1998): S. 9. 

229  Wohlforth (1994/1995): S. 97. 
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Durch die Einbeziehung der subsystemischen Ebene ist festzustellen, wie der vom System 

ausgehende janusköpfige Doppelimpuls von der Regierung verarbeitet wird, genauer gesagt, 

ob sich der Akteur im Sinne Randall L. Schwellers mit den herrschenden Machtverhältnissen 

zu arrangieren oder sie zu verändern versucht.  

  Dieser Vorgehensweise liegt der Gedanke zugrunde, daß subsystemischen Faktoren die 

Rolle eines Transmissionsriemens zur Umsetzung systemischer Anreize und Beschränkungen 

zukommt. Im Detail ist nicht zu klären, wie dies geschieht. Der Verfasser hat mit Annahmen 

zu arbeiten, die Wahrscheinlichkeiten über die Impulsverarbeitung staatlicher Entscheidungs-

träger zulassen. Dazu gehören: (1) Regierungen verarbeiten systemische Anreize und Be-

schränkungen gemäß rationalen Kosten-Nutzen-Abwägungen. (2) Je stärker externe Faktoren 

die nationale Souveränität und den Wohlstand der Gesellschaft berühren (systemischer 

Druck), desto größer ist die Wahrscheinlichkeit, daß Regierungen als geschlossene Hand-

lungseinheiten (Elitenkonsens) auftreten und systemische Impulse so verarbeiten, daß die Si-

cherheitspolitik des Staates realistischen Verhaltenserwartungen entspricht.230 

  Der Verfasser folgt im weiteren Verlauf der Untersuchung der Theorie der balance of in-

terests, allerdings mit zwei Modifikationen: Da alle Staaten identische Kerninteressen (Über-

leben) haben, ist der Terminus des „Interessengleichgewichts“, erstens, unpräzise. Herauszu-

finden ist vielmehr, wie die einzelnen Akteure gemäß ihrer materiellen Lage den Begriff des 

„Überlebens“ in konkrete Nutzenvorgaben umsetzen. Staat A, der natürliche Ressourcen 

weitgehend über den Seeweg aus Staat B importieren muß, hat ein weitaus größeres Interesse 

an offenen Seewegen als Staat C, der über alle wesentlichen natürlichen Ressourcen auf eige-

nem Territorium verfügt. Da zwischen beiden Akteuren in dieser Frage kein Interessengegen-

satz besteht, bedarf es auch keines Interessengleichgewichts. Ist Staat A jedoch gezwungen, 

die Ressourcen durch die Gewässer von Staat C zu transportieren, könnte es schnell zu einem 

Interessengegensatz kommen. Dies wäre z.B. dann der Fall, wenn Staat C die Transitgewässer 

langfristig sperrt, weil er sie als Raketentestzone nutzt. Entscheidend für die balance of inter-

ests ist daher der Vergleich spezifisch-thematischer Ausprägungen der Kerninteressen.  

  Wie stabil der Status quo ist, hängt davon ab, auf welchem Weg ein Staat Interessenaus-

prägungen umzusetzen versucht. Es wird daher davon ausgegangen, daß er sich, zweitens, 

von einer Ordnungspräferenz leiten läßt, die in der englischsprachigen Literatur als „state ori-

entation“231 bezeichnet wird. Beides zusammen wird als zweite intervenierende Variable in 

                                                 
230  Randall L. Schweller sieht in einem Konsens der herrschenden Elite die Voraussetzung dafür, daß sich ein 

Staat gemäß den Erwartungen des systemischen Realismus verhält: „The closer the policymaking process 
and actual state-society relations approximate a unitary actor, the more accurate realism’s predictions.“ 
Schweller (2004): S. 161. Siehe dazu auch ausführlich Schweller (2006). 

231  Finel (2001/2002): S. 210. 
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den Kausalpfad eingebaut. Eine solche Ordnungspräferenz ist als Antwort des Staates auf sy-

stemische Impulse zu begreifen. Sie ist damit nicht Ergebnis eines subsystemischen Präfe-

renzbildungsprozesses, wie dies teilweise den Ausführungen Schwellers zu den Entschei-

dungsabläufen innerhalb der unit zu entnehmen ist.232 Vielmehr ist davon auszugehen, daß die 

materiellen Konfigurationsfaktoren der Entscheidung einer Regierung enge Grenzen setzen, 

machtpolitische Ambitionen also von Qualität und Quantität der capabilities beeinflußt wer-

den. Dabei gilt: Je umfangreicher die Machtfähigkeiten eines Staates sind, desto größer ist die 

Wahrscheinlichkeit, daß er sich für den offensichtlichsten Weg der Sicherheitsvorsorge ent-

scheidet, die Hegemonie. Denn nur ein dominierender Staat ist in der Lage, das eigene Über-

leben aus sich heraus zu garantieren. Daraus läßt sich ein grundsätzlicher Schluß ziehen: Je 

größer die capabilities eines Staates sind, desto intensiver wird er nach Einfluß streben, um so 

umfassend als möglich selbst über sein Schicksal entscheiden zu können. 

  Um mögliche Ordnungspräferenzen zu systematisieren, sollen zwei Kategorien von Staa-

ten unterschieden werden, namentlich Anhänger des Status quo und solche des Revisionis-

mus. Indifferent positionierte Akteure gelten als Unterstützer der herrschenden Machtkonstel-

lation. Ob sich ein Staat für oder gegen den Status quo entscheidet, hängt davon ab, wie dieser 

die Kerninteressen des Akteurs beeinflußt. Anders formuliert, und dies kann nur durch eine 

Auswertung der Regierungsmeinung ermittelt werden: Wie bewertet die Staatsführung die ei-

gene positionale Stellung? Welche Konsequenzen zieht sie daraus für ihr Handeln (Ord-

nungspräferenz)? Der Status quo zeichnet sich dabei durch zwei Merkmale aus: Er gilt im 

objektiven Sinne, erstens, als der Ist-Zustand der herrschenden Machtverteilung, der die Staa-

tenwelt in begünstigte und benachteiligte Akteure aufteilt (Über- und Unterordnungsverhält-

nisse). Ein Staat kann je nach Referenzpunkt sowohl begünstigt als auch benachteiligt sein: 

Vietnam ist gegenüber Laos eine Macht, nicht jedoch gegenüber China. Darüber hinaus sind, 

zweitens, Akzeptanzgrade der involvierten Akteure zu berücksichtigen. Benachteiligte Staa-

ten können den Status quo akzeptieren, wenn sie durch Anlehnung an den Hegemon oder 

Herausforderer ihre Kerninteressen befriedigt sehen. Anderenfalls werden sie versuchen, den 

Ist-Zustand zu ändern.  

                                                 
232  Gideon Rose beurteilt das Revisionismus-Verständnis Schwellers als widersprüchlich: „Sometimes he im-

plies that revisionism is a domestic pathology – that is, a purely unit-level variable. Yet at other times he 
implies that revisionism can emerge simply because changes in the systemic superstructure (the distribution 
of international spoils) do not keep pace with changes in the systemic base (the distribution of power capa-
bilities).“ Rose (1998): S. 165. 
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  Drei Idealtypen können aus diesem Verständnis abgeleitet werden:233 (1) Expansionist: 

Die führende Großmacht, in der Regel der Hegemon, versucht, ihre positionale Stellung we-

nigstens zu halten, nach Möglichkeit aber zu erweitern. Der Status quo ermöglicht ihr weitge-

hende Chancen, Souveränität und Wohlstand sowohl zu sichern als auch auszubauen, um den 

Abstand zu potentiellen peer competitor zu vergrößern. Gleichzeitig wird sie auf diese Weise 

attraktiv für Bündnispartner. (2) Herausforderer: Die konkurrierende Großmacht sieht in den 

herrschenden Verhältnissen eine Bedrohung der eigenen Souveränität und/oder eine Blockade 

von Chancen, den nationalen Wohlstand zu mehren. Sie hält sich grundsätzlich machtpoli-

tisch für fähig, den Status quo – ob in der Gegenwart oder in der Zukunft – zu ihren Gunsten 

zu verändern, um der führende Pol zu werden. Je näher sie diesem Ziel kommt, desto attrakti-

ver wird sie als Bündnispartner. (3) Nutznießer: Staaten, die weder über die Fähigkeiten noch 

die Ambitionen verfügen, zu einem Pol des Systems zu werden, lehnen sich entweder an den 

Expansionisten an oder sie schlagen sich auf die Seite des Herausforderers, um Gegenmacht 

zum führenden Pol aufzubauen. Ihre Entscheidung machen sie davon abhängig, wer langfri-

stig am ehesten verspricht, zur Garantie des eigenen Überlebens beizutragen bzw. 

Wohlstandsgewinne zu eröffnen. Diese drei Handlungslogiken gelten sowohl für die globale 

als auch für die regionale Ebene. 

  Materielle Konstellationen sind die erste Grundlage für die Wahl einer Ordnungspräfe-

renz. Hinzu kommen als zweite Grundlage Reflektionen über die polare Ausrichtung des in-

ternationalen Systems. Von einem „Pol“ ist dabei dann zu sprechen, wenn ein Staat über 

weitaus mehr capabilities verfügt als die meisten anderen Staaten. Die Struktur eines Systems 

ist unipolar, sobald die Fähigkeiten eines Staates zu groß sind, um von einer anderen Macht 

ausbalanciert zu werden. Im Gegensatz zur Figur des Weltreiches, in dem es neben einem 

übermächtigen Akteur keine weiteren machtvollen Staaten mehr gibt, besteht unter unipolaren 

Bedingungen zumindest die Möglichkeit, daß über kurz oder lang ein Herausforderer die 

Bühne betritt. Entsprechend gibt es in einer bipolaren Welt zwei Akteure, die mächtiger als 

alle übrigen sind. In einer multipolaren Ära sind hingegen mehr als drei große Staaten zuge-

gen,234 wobei es unter diesen Bedingungen aufgrund sich angleichender capabilities immer 

mehr gleichwertige Akteure gibt, der Begriff des „Pols“ also zunehmend unbedeutend wird. 

                                                 
233  Schweller unterscheidet dagegen weitaus mehr Idealtypen. Er kombiniert vier Fähigkeitskategorien (small 

states, mid powers, lesser greater powers, poles) mit fünf Interessenkategorien (unlimited-aims revisionists, 
limited-aims revisionists, indifference, support status quo/accepts limited revisionism, strongly support 
status quo). Ergebnis sind neun unterschiedliche Staatstypen, die er zur Unterscheidung mit Tiernamen be-
zeichnet. An den beiden Enden stehen die „Wölfe“ als Herausforderer und die „Löwen“ als Verteidiger des 
Status quo. Dazwischen siedelt Schweller „Füchse“, „Schakale“, „Straußen“, „Lämmer“, „Tauben“, „Eu-
len“ und „Falken“ an. Vgl. Schweller (1998): S. 85. 

234   Randall L. Schweller sieht ein tripolares System als eigenständigen Ansatz. Vgl. Schweller (1998). 
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Jeder Staat hat zu entscheiden, ob er mit der eigenen positionalen Stellung im Rahmen einer 

uni-, bi- oder multipolaren Ordnung zufrieden ist. Die polare Konfiguration der Staatenwelt 

beruht damit einerseits auf der von Waltz beschriebenen Verteilung der capabilities (Polfä-

higkeit). Andererseits müssen die in Frage kommenden Akteure eine polare Stellung aber 

auch insofern für sinnvoll erachten, als sie unter den gegebenen Bedingungen die besten Vor-

aussetzungen zur Umsetzung von Überleben und Wohlstand verspricht (Polambition).  

  Unabhängig davon, ob ein Staat saturiert ist oder revisionistisch agiert und welche polare 

Machtkonstellation er bevorzugt, sind sämtliche Ordnungspräferenzen Ergebnis von Kosten-

Nutzen-Erwägungen und setzen einen rationalen, geschlossen auftretenden Akteur voraus, der 

sowohl den Annahmen defensiver als auch offensiver Realisten zugrunde liegt. Staaten kön-

nen sich in einem kompetitiven, anarchischen Umfeld keine Fehler erlauben. Die Akkumula-

tion von Macht wird deshalb nicht auf dem Wege spontaner und eher zufälliger Entscheidun-

gen gelingen, sondern nur unter Auslotung zu erwartender Vor- und Nachteile einer beabsich-

tigten Handlung für die eigene Sicherheit. Staaten kann daher ein rationales Verhalten unter-

stellt werden. Für die Analyse einer konkreten Situation bedeutet dies, daß der Forscher im 

Verfahren der rationalen Konstruktion aus der Sicht des Akteurs abwägt, welches Verhalten 

für diesen das beste wäre. Es muß zweckorientierten und kostenbewußten Maßstäben gerecht 

werden und darf nicht außerhalb der materiellen Möglichkeiten des Akteurs liegen.  
 

(3)  Herausforderung: Konkurrenz um knappe Ressourcen 

Während defensive Realisten wie Kenneth N. Waltz einen Staat als saturiert betrachten, wenn 

er sein Überleben abgesichert hat, gehen offensive Realisten wie Randall L. Schweller davon 

aus, daß Staaten nach „security, prestige, and power and influence, viz., control over territory, 

scarce resources and the distribution of those resources, the behavior of other groups, and the 

world economy“235 streben. Der Staat soll auch in der hier gewählten Form des Realismus als 

power maximizer verortet werden, was für den weiteren Kausalpfad Konsequenzen hat. Da er 

nicht nur Sicherheit zu erreichen versucht, sondern im Sinne eines weiten Überlebensbegriffs 

eine wesentlich größere Bandbreite von Interessen verfolgen kann, nimmt unter den Bedin-

gungen knapper materieller und immaterieller Ressourcen der Umfang möglicher Interessen-

gegensätze zwischen den Akteuren automatisch zu. Der zwischenstaatliche Wettbewerb 

schließt damit alle nur denkbaren nichtmilitärischen Güter ein, wie auch Ethan B. Kapstein 

und Michael Mastanduno betonen: „For realists, positional competition is an enduring conse-

quence of an anarchical international system. Although major powers currently may not be 

competing militarily, positional conflicts over resources, markets, prestige, and political in-
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fluence are prevalent and will persist.“236 Schweller geht deshalb von einer „world of constant 

positional competition amoung groups under conditions of scarcity“ aus, wobei der Begriff 

des „Wettbewerbs“ wie folgt definiert wird: „By competition I mean that the primary goal of 

the players is to win or, at a minimum, to avoid relative losses.“237  

  Die Stellung eines Staates wird dabei nicht wie von Waltz in praktisch ausschließlicher 

Abhängigkeit von vorhandenen capabilities gesehen. Entscheidend ist vielmehr dessen posi-

tionale Stellung im System: „[...] what counts is not the players’ absolute skills or capabilities 

but how they perform relative to their opponents.“238 Dabei ist die Position des jeweiligen 

Staates im System zwar maßgeblich an seine militärischen Fähigkeiten gebunden. Aber auch 

ökonomischer Erfolg kann potentielle Gegner polarisieren und mögliche Partner magnetartig 

anziehen. Staaten streben daher nach jenen Machtressourcen, die sie in Einfluß umsetzen 

können, um in positionalen Auseinandersetzungen möglichst effektiv Souveränitäts- und 

Wohlstandsgewinne zu erzielen. Je besser ihnen dies gelingt, um so stärker können sie ihr ei-

genes Schicksal selbst bestimmen.239 Für den Kausalpfad soll nun folgendes weiter festgelegt 

werden: Die positionale Konkurrenz wird als dritte intervenierende Variable betrachtet. Die 

Annahme, daß derartige Auseinandersetzungen bei dualistischen Ordnungspräferenzen satu-

rierter und revisionistischer Staaten zunehmen, gilt als konditionierende Variable. 

  Der Staatenwelt ist es nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges im Bereich des Handels 

gelungen, kooperative Spielregeln zu etablieren, die Konkurrenz abfedern. Insbesondere die 

positional starken Akteure können so ohne größere Konflikte den systemisch begünstigten 

Impuls der Gier gemeinsam befriedigen. Ideen wie jene der weltweiten Wohlstandsförderung 

durch Freihandel oder normative Prozesse wie die Verrechtlichung von Wirtschaftsbeziehun-

gen, die etwa im Dispute Settlement Body der 1994 gegründeten World Trade Organization 

(WTO) ihren Ausdruck finden, gehören zu dieser Entwicklung. Zwei Faktoren sind jedoch zu 

                                                                                                                                                         
235  Schweller (1999): S. 28. 
236  Ethan B. Kapstein, Michael Mastanduno, Realism and State Strategies After the Cold War, in: Kap-

stein/Mastanduno (1999): S. 5. „While states compete most intensely in the realm of military security, they 
compete in other realms as well, particularly in economic relations.“ Ebd., S. 8. „If military competition is 
de-emphasized, states will compete for power and influence in other realms and over other values.“ Ebd., S. 
11. 

237  Schweller (1999): S. 28. Kapstein und Mastanduno definieren dies wie folgt: „To say that states ‘compete’ 
means that states care deeply about their status or power position relative to other states, and that this con-
cern guides state behavior. Competition is a consequence of anarchy, which forces states ultimately to rely 
on themselves to ensure their survival and autonomy.“ Ethan B. Kapstein, Michael Mastanduno, Realism 
and State Strategies After the Cold War, in: Kapstein/Mastanduno (1999): S. 8. 

238  Schweller (1999): S. 28. 
239  Auch dieser Punkt läßt sich bereits bei Waltz finden, ohne daß er allerdings in den Mittelpunkt seiner Un-

tersuchung gestellt worden wäre: „Like other organizations, states seek to control what they depend on or 
to lessen the extent of their dependency. This simple thought explains quite a bit of the behavior of states: 
their imperial thrusts to widen the scope of their control and their autarchic strivings toward greater self-
sufficiency.“ Waltz (1979): S. 106. 
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nennen, die darauf hindeuten, daß die Eindämmung des Aufstiegsdilemmas nicht von Dauer 

sein muß: Wirtschaftlicher Austausch ist, erstens, nicht als Ursache des Friedens, sondern 

eher als Effekt sicherheitspolitischer Stabilität zu begreifen. Insbesondere die Bündnispartner 

der USA haben nur deshalb ihre Verteidigungsbemühungen vernachlässigen können, weil sie 

wußten und wissen, daß der Hegemon im Hintergrund für die notwendige sicherheitspoliti-

sche Fundierung sorgt und in Krisen interventionsbereit ist.240 Selbst Richard Rosecrance, der 

die Idee des Handelsstaates entwickelt hat, billigt zu: „Ein einigermaßen erträgliches Gleich-

gewicht in der weltweiten Militärpolitik ist notwendig, um ein Handelssystem funktionieren 

zu lassen.“241  

  Zweitens ist eine funktionierende Weltwirtschaft an die Prämisse gebunden, daß es stets 

hinreichend Güter gibt, die durch ökonomischen Austausch friedlich verteilt werden können. 

Fraglich ist deshalb, wie sich die Staaten verhalten, wenn diese Voraussetzung wegfällt. Ro-

secrance weist dazu auf einen grundsätzlichen Zusammenhang hin: „Allgemein gesprochen 

entsteht Machtkonkurrenz in sozialen Beziehungen immer dann, wenn die Bedürfnisse in un-

abhängiger, nicht-reziproker Weise befriedigt werden und die Ressourcen begrenzt sind.“242 

In einer Welt knapper werdender Ressourcen könnte es folglich fraglich werden, ob sich die 

Staaten dann im Sinne der Völkersolidarität sowie unter Beachtung des Völkerrechts glei-

chermaßen in Zurückhaltung und dem Verzicht auf gewaltsame Lösungen üben werden. We-

sentlich wahrscheinlicher ist, daß zumindest die militärisch Stärksten wieder dazu übergehen 

werden, ihre Verteidigungsapparate offensiv zur Sicherung der Rohstoffversorgung einzuset-

zen. Denn auch „die beste und repräsentativste Regierung wird, wie Rousseau sagt, das Wohl 

ihrer eigenen Bürger auf Kosten jenes der Nachbarvölker fördern.“243 John Orme weist darauf 

hin, daß billige Energie, fruchtbares Land und frisches Wasser in den kommenden Dekaden 

nicht unbegrenzt zur Verfügung stünden. „When the empire of man over nature can no longer 

be easily extended, then the only way for one people to increase its standard of living is by 

redistributing the sources of fruits of industry from others to themselves. The surest way to do 

so is by extending man’s empire over man.“244 Dem stimmt Michael T. Klare zu: „But market 

forces will not be able to solve every resource problem, nor avert all future conflicts over 

scarce materials. Some commodities, such as water, cannot be replaced by other substances, 

                                                 
240  Vgl. Charles W. Kegley Jr., Eugene R. Wittkopf, World Politics. Trend and Transformation, 6. Auflage, 

New York 1997, S. 211 – 216. 
241  Richard Rosecrance, Der neue Handelsstaat. Herausforderungen für Politik und Wirtschaft, Frankfurt am 

Main 1987, S. 7. 
242  Ebd., S. 36. 
243  Ebd., S. 187. 
244  John Orme, The Utility of Force in a World of Scarcity, in: International Security, Nr. 3, Winter 1997/1998, 

S. 165. 
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and many poor societies cannot afford to pay higher prices for essential goods. In these cir-

cumstances, conflict may arise between states over access to vital sources of supply, and 

within states over the distribution of the limited materials available.“245 In der aktuellen De-

batte gibt es eine ganze Reihe von Publikationen, die Wirkungsmechanismen eines solchen 

„Ressourcenkrieges“246 gewidmet sind. Bislang hat sich dieser nach dem Ost-West-Konflikt 

auf bilaterale bzw. kleinere regionale Auseinandersetzungen beschränkt. Dagegen ist je nach 

Entwicklung der materiellen Konstellationen langfristig zu befürchten (biotechnologische und 

chemische Revolutionen könnten in einem solchen Szenario bremsend wirken), daß das Auf-

stiegsdilemma wieder eine militärische Komponente bekommt und damit auch neue Dynamik 

in das Sicherheitsdilemma bringt. 
 

(4)  Ergebnis: Sicherheitspolitik eines Staates 

Der Argumentationsweg hat mit der Verteilung materieller Fähigkeiten als Verhaltensauslöser 

begonnen. Er endet mit der Sicherheitspolitik eines Staates als abhängiger Variable. Es wurde 

bereits darauf verwiesen, daß ein solcher Kausalpfad idealtypischen Charakter haben muß. Er 

ist unmöglich in der Lage, alle Faktoren zu erfassen, die Entscheidungen von Regierungen 

ausmachen. Sein Erklärungsanspruch ist darauf begrenzt, einerseits den Rahmen für Aussa-

gen über möglichst wahrscheinliche staatliche Verhaltensauslöser zu setzen. Gleiches gilt an-

dererseits für Annahmen über kooperative und konfrontative Handlungen der Akteure, die im 

folgenden Abschnitt erläutert werden. Soweit dabei die grundsätzlichen Bahnen staatlichen 

Verhaltens zu analysieren sind, wird der Akteur aus methodischen Gründen bewußt geschlos-

sen gehalten. Der Wert einer strikt systemischen Vorgehensweise ist in diesem Zusammen-

hang jedoch begrenzt, wenn Erklärungen für spezifische sicherheitspolitische Entscheidungen 

eines Staates gesucht werden. Es ist diese Unzufriedenheit, die Realisten wie Schweller fest-

stellen läßt: „[…] system structure neither determines specific outcomes nor dictates actions, 

and so it cannot tell us why a particular event occurred at a particular time.“247 Die Untersu-

chung setzt damit zwar grundsätzlich bei einem rationalen, einheitlichen Akteur an, bezieht 

aber an zwei Stellen, namentlich bei der Unterscheidung zwischen state power und national 

                                                 
245  Michael T. Klare, Resource Wars. The New Landscape of Global Conflict, New York 2001, S. 20. An an-

derer Stelle heißt es noch deutlicher: „In some cases, the materials at stake will be viewed as so essential to 
national survival or economic well-being that compromise is unthinkable.“ Ebd., S. 23. 

246  Vgl. Klare (2001). Kent E. Calder, Asia’s Deadly Triangle. How Arms, Energy And Growth Threaten To 
Destabilize Asia-Pacific, London – Sonoma 1997. Heinz Brill, Wasser als strategische Ressource, in: 
Österreichische Militärische Zeitschrift, Nr. 6, November/Dezember 2001, S. 695 – 704. Karin Kneissl, Die 
Politik der Pipelines. Energieversorgung und Allianzen, in: Österreichische Militärische Zeitschrift, Nr. 3, 
Mai/Juni 2006, S. 295 – 306. 

247   Schweller (1998): S. 3. 
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power (materielle Konfigurationsfaktoren) sowie bei der Auslotung der Interessenausprägun-

gen und Ordnungspräferenzen, subsystemische Faktoren in den Kausalpfad ein.  

  Fraglich ist nun, ob eine solche Vorgehensweise, also der Versuch, systemische und sub-

systemische Phänomene argumentativ miteinander zu verbinden, einen kausalen Bruch in der 

Logik des systemischen Realismus darstellt. Antworten auf diese Frage hängen vom wissen-

schaftstheoretischen Standpunkt des Betrachters ab: Je enger das Verständnis des systemi-

schen Realismus ist, desto eher werden entsprechende Autoren eine Unterbrechung des Kau-

salpfades konstatieren. Zu erörtern ist daher einerseits, ob durch Betrachtungen im second 

image de facto neue unabhängige Variablen aufgebaut werden. Andererseits ist zu überlegen, 

nach welchen Maßstäben die Einbeziehung subsystemischer Faktoren als Verletzung einer 

systemischen Argumentationslogik betrachtet werden kann. Mit anderen Worten: Ab wann 

geht eine Analyse vom third image zum first image bzw. second image über? Dies ist abstrakt 

erst dann der Fall, wenn intervenierende Variablen unverbunden in den Kausalpfad integriert 

und gleichgewichtig zur unabhängigen Variable behandelt werden. Grundsätzlich hält es ein 

Teil der Realisten für möglich, bis zu einer – allerdings schwer definierbaren! – Grenze in-

nenpolitische Elemente in Erklärungen des systemischen Realismus einzubeziehen.248 Colin 

Elman schlägt als Gradmesser eine der Kernaussagen des Neorealismus vor, „namely that 

states weigh options and make decisions based primarily on their strategic situation and an 

assessment of the external environment.“249 Im Ergebnis würde dies bedeuten, daß ein Ver-

gleich von mehreren Fällen ergeben müßte, „daß Staaten mit ähnlichen Machtressourcen auf 

ähnliche Anreize ähnlich reagieren.“250 Eine genuin realistische Analyse liegt folglich solange 

im third image vor, wie durch die Öffnung des Akteurs lediglich herausgefunden werden soll, 

in welcher Weise die internationale Anarchie auf die Entscheidungsträger wirkt und im Sinne 

der Impulsweitergabe von diesen in außenpolitische Handlungen umgesetzt wird. Der Ver-

fasser geht davon aus, daß die Herrschenden in der Realität gezwungen sind, auf die Konse-

quenzen der internationalen Anarchie zu reagieren und den Staat entsprechend zu posi-

tionieren. Impulse des Systems werden innerhalb des Akteurs verarbeitet und dann durch sei-

ne Führung in Handlungen umgesetzt, wodurch wiederum Impulse an das System zurückge-

geben werden. Nach diesem Verständnis ist der Staat nicht Repräsentant einer innenpoli-

                                                 
248  Colin Elman schreibt dazu: „To be sure, it is difficult to judge a priori how much causal weight a theory 

must give to domestic-level variables before it ceases to be neorealist. It is clear, however, that not each and 
every addition of such unit level variables will be sufficient to remove the theory from the neorealist fold.“ 
Elman (1996a): S. 39. An anderer Stelle heißt es: „Inasmuch as the argument remains primarily systemic, 
the introduction of unit-level factors will not remove the theory from the neorealist research program.“ 
Ebd., S. 40. 

249  Ebd., S. 38 f. 
250  Hasenclever (2001): S. 60. 
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tischen Willensgemeinschaft, sondern einer systemisch determinierten Schicksalsgemein-

schaft. Die Regierung wird damit zum zentralen „Anarchie-Reaktor“: Das internationale Sy-

stem löst zunächst bei den Entscheidungsträgern einen Überlebensdrang sowie Mißtrauen und 

Gier aus. Den verantwortlichen Politikern kommt dann bei der Umsetzung dieser sy-

stemischen Impulse in Sicherheitspolitik die Funktion eines Transmissionsriemens zu. Erst 

wenn innenpolitische Präferenzbildungsprozesse, Wahrnehmungen oder persönliche Interes-

sen relevanter Regierungsmitglieder losgelöst von solchen systemischen Anreizen und Be-

schränkungen herangezogen werden, um Sicherheitspolitik zu erklären, erfolgen Untersu-

chungen außerhalb des third image.251 Es ist daher bei einer systemischen Analyse durchaus 

möglich, Entwicklungen des first image und des second image auszuwerten, solange diesen 

keine dominierende Wirkungsmächtigkeit zugeschrieben wird.   

  Der funktionale offensive Realismus hält nichtsystemische Faktoren also für nachrangige 

Handlungsauslöser. Es geht ihm nicht darum darzulegen, daß das first image und das second 

image irrelevant sind. Wenn es denn das Ziel einer Untersuchung ist, alle Auslöser staatlichen 

Verhaltens herauszufinden, dann erkennt auch Waltz die Notwendigkeit zur Öffnung des Ak-

teurs ohne Einschränkungen an: „We can freely admit that states are in fact not unitary, pur-

posive actors. States pursue many goals, which are often vaguely formulated and inconsistent. 

They fluctuate with the changing currents of domestic politics, are prey to the vagaries of a 

shifting cast of political leaders, and are influenced by the outcomes of bureaucratic strug-

gles.“252 Desgleichen dürfte unumstritten sein, daß für eine lückenlose Erklärung von Sicher-

heitspolitik alle drei Ebenen relevant sind, was Waltz ebenfalls nicht verneint.253 Aber er 

weist darauf hin: „But where one begins his explanation of events makes a difference.“254 

Dem third image wird damit dominierende, nicht jedoch allumfassende Bedeutung zugespro-

chen. Entscheidungsträger eines Staates sind systemischen Impulsen, die Möglichkeiten und 

Grenzen ihres Handelns determinieren, ausgeliefert.255 Sie können, erstens, die Gesetze der 

                                                 
251  „Theorizing about process and domestic variables may seem to move realism away from its hard core, but 

as long as the arguments are consistent, and do not privilege domestic politics over international impera-
tives, there is no inherent reason to exclude them from the realist school.“ Finel (2001/2002): S. 227. 

252  Waltz (1979): S. 119. 
253  Waltz weist auf folgenden Zusammenhang hin: „The third image describes the framework of world politics, 

but without the first and second images there can be no knowledge of the forces that determine policy; the 
first and second image describe the forces in world politics, but without the third image it is impossible to 
assess their importance or predict results.“ Waltz (1959): S. 238. 

254   Ebd., S. 5. 
255   Diese Zusammenhänge sind von Waltz mit der Planung eines Bankraubs verdeutlicht worden. Verfolgt ein 

Mensch ein derartiges Ziel, muß er dennoch nicht gleich zur Tat schreiten. Weil die äußeren Umstände 
(Bewachung der Bank, drohende Strafverfolgung etc.) besonders ungünstig sind, dürften sie dafür sorgen, 
daß die meisten potentiellen Bankräuber es bei der bloßen Absicht belassen. Sind die Umstände dagegen 
günstig (geringe Bewachung der Bank, überforderter Polizeiapparat etc.), wäre durchaus damit zu rechnen, 
daß mehr Banküberfälle stattfinden. An dieser Stelle soll kein Analogieschluß für staatliches Verhalten vor-
genommen, sondern verdeutlicht werden, daß Menschen wie Staaten nicht vollständig aus sich selbst her-
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Anarchie nicht außer Kraft setzen.256 Ob in den USA Republikaner oder Demokraten herr-

schen, ist weitgehend unerheblich, wenn es aus sicherheitspolitischer Sicht zu beurteilen gilt, 

welche Vorbereitungen für ein sich eines Tages möglicherweise aggressiv gebärdendes China 

zu treffen sind. Da sich Gesellschaften, zweitens, nicht vollständig von der internationalen 

Umwelt isolieren können, sind sie ihren Gesetzen ausgeliefert. Dort, wo Vertreter von Unter-

nehmen, Parteien oder anderen Lobby-Gruppen diesen Umständen Tribut zu zollen haben, 

endet ihr Einfluß auf die Sicherheitspolitik der Staatsführung. 

  Die folgenden zwei Beispiele zeigen, daß die Reichweite von Erklärungen im third image 

zwar begrenzt ist, aber dennoch wesentliche Bahnen vorzeichnet. Aus innenpolitischer Sicht 

gab es in Saudi-Arabien stets die Auffassung, daß amerikanische Truppen im Land der Heili-

gen Stätten des Islam nicht stationiert werden dürften. Wenn das second image hier von pri-

märer Bedeutung gewesen wäre, dann hätte Saudi-Arabien auch nach dem Überfall des Irak 

auf Kuwait 1990 an dieser religiös begründeten Einstellung festhalten müssen. Da jedoch 

König Fahd damit rechnen mußte, zum nächsten Opfer Saddam Husseins zu werden, unter-

stützte er die Präsenz amerikanischer Streitkräfte in seinem Land. Er reagierte damit auf Im-

pulse von außen und mußte sich dazu gegen erheblichen inneren Widerstand durchsetzen. 

Nach dem Sturz Saddam Husseins im Frühjahr 2003 war diese Bedrohung weggefallen, und 

spätestens seit diesem Zeitpunkt hatten die Kritiker der USA im Königreich der Wahhabiten 

ein Argument mehr, um ihre Forderung nach einem Rückzug der amerikanischen Truppen zu 

begründen. Dieser erfolgte in Teilen noch im selben Jahr. Bereits zuvor hatte Riad den Feld-

zug Washingtons gegen Bagdad nicht im gewünschten Umfang unterstützt, was ebenfalls dar-

auf zurückzuführen ist, daß das Regime Saddam Husseins zu jenem Zeitpunkt nur noch be-

grenzt als Gefahr für die eigene Sicherheit betrachtet wurde. Die Bedeutung der ameri-

kanischen Schutzgarantie hatte sich dadurch relativiert. Aus dieser Perspektive prägen äußere 

Faktoren das innenpolitische Stimmungsbild Saudi-Arabiens. Der Einfluß der Gegner der 

USA auf die Außenpolitik des Königreichs wird demnach durch externe Impulse reguliert.257 

                                                                                                                                                         
aus handeln, sondern die Umstände, die sie umgeben, berücksichtigen müssen. Vgl. ebd., S. 231 f. Der Ver-
fasser hat dieses Beispiel leicht modifiziert, um die Zusammenhänge stärker zu verdeutlichen. 

256  „Democracies may live at peace with democracies, but even if all states became democratic, the structure of 
international politics would remain anarchic. The structure of international politics is not transformed by 
changes internal to states, however widespread the changes may be. In the absence of an external authority, 
a state cannot be sure that today’s friend will not be tomorrow’s enemy.“ Waltz (2000): S. 10. 

257  In Riad gab es zum damaligen Zeitpunkt einen Lagerkampf zwischen dem eher prowestlichen Kronprinzen 
Abdullah und dem islamistischen Innenminister Prinz Nayef. Vgl. Michael Scott Doran, The Saudi Para-
dox, in: Foreign Affairs, Nr. 1, Januar/Februar 2004, S. 35 – 51. Singuläre außenpolitische Entscheidungen 
können nur unter Berücksichtigung religiöser und sozialer Fragen verstanden werden. Systemische Fakto-
ren zeichnen jedoch die groben Linien des saudiarabischen Außenverhaltens vor, indem sie die Wirkungs-
mächtigkeit der jeweiligen Gruppe sowie bestimmte Argumentationszwänge beeinflussen. 
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  In gleicher Weise ist die amerikanische Irak-Politik zu erklären. Sowohl republikanische 

Administrationen (George H. W. Bush und George W. Bush) als auch die letzte demokrati-

sche Administration (Bill Clinton) haben durchgehend in ihren Sicherheitsanalysen darauf 

hingewiesen, daß Saddam Hussein für die Interessen der USA am Persischen Golf eine Be-

drohung darstelle und daß er möglicherweise eines Tages amerikanisches Staatsterritorium 

mit Nuklearwaffen attackieren könnte.258 Die Antwort war eine Politik des containment, zu 

der Truppenstationierungen in den Nachbarländern des Irak sowie Flugverbotszonen nördlich 

und südlich von Bagdad zählten. Das second image hat bei der Festlegung der grundsätzli-

chen Richtung amerikanischer Irak-Politik keine Rolle gespielt. Dagegen kann es durchaus 

herangezogen werden, um Akzentverschiebungen zu verdeutlichen, etwa, ob ein Präsident 

stärker auf UN-Waffeninspektionen setzt oder zu Militärschlägen übergeht, wie dies dann un-

ter George W. Bush der Fall war. Meinungsänderungen im second image hatten aber keinen 

grundsätzlichen Einfluß auf die Stoßrichtung der Irak-Politik der USA, die konstant in einer 

Politik des containment bestand und von der Bedrohungssituation im third image festgelegt 

worden war. 

 

                                                 
258    In einem der letzten Berichte des Pentagons aus der Ära Clinton heißt es: „Depending on the success of ac-

quisition efforts and degree of foreign support, it is possible that Iraq could develop and test an ICBM ca-
pable of reaching the United States by 2015.“ Department of Defense, Proliferation: Threat and Response, 
Washington D.C., Januar 2001, S. 42. Saddam Hussein wurde zudem zugetraut, unter günstigen Bedingun-
gen innerhalb kürzester Zeit eine Atombombe herstellen zu können: „Iraq would need five or more years 
and key foreign assistance to rebuild the infrastructure to enrich enough material for a nuclear weapon.“ 
Ebd., S. 40. 
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Schaubild 1:  Argumentationsweg 
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  Der hier gewählte Kausalpfad ist nach Kenneth N. Waltz unzulässig, da sich aus einem 

systemischen Argumentationsverständnis keine Theorie der Außenpolitik ergebe.259 Die Si-

cherheitspolitik eines Staates könne, wie er mehrfach betont hat, nicht die abhängige Variable 

einer Theorie der IB sein. Diese wäre eher in einem angenommenen Machtgleichgewicht zu 

erblicken, das sich in Abhängigkeit von materiellen Veränderungen wandelt. Ob der Neorea-

lismus auch als Theorie der Außenpolitik taugt, hängt vor allem davon ab, wie spezifisch aus 

der Perspektive des jeweiligen Wissenschaftlers eine Aussage sein muß, damit ihr zugespro-

chen wird, Aussagen über das Verhalten von Staaten im Einzelfall zu treffen. Colin Elman 

weist darauf hin, daß „predictions of behavior such as ‘balancing’ may not be content spe-

cific, but they are certainly not content-free.“260 Da nicht voraussagbar ist, ob Staat A neue 

Kampfflugzeuge anschafft oder Nuklearwaffen baut, um Gegenmacht zu Staat B zu bilden, 

halten Kritiker des systemischen Realismus Aussagen zum balancing für zu abstrakt. Sie sind 

aber insofern konkret, als sie alle Maßnahmen ausschließen, die bandwagoning zugeschrieben 

werden würden. „Thus, some guidance as to expected unit behavior is explicitly provided.“261 

Dieser Position haben sich mittlerweile mehrere Autoren angeschlossen,262 wenngleich Waltz 

sie konsequent ablehnt: „[…] the fact that my Theory of International Politics does answer 

some questions about foreign policy with more or less precision – usually less – does not turn 

it into a dual theory.“263 Elman und Waltz stimmen überein, daß der Neorealismus Aussagen 

zur Außenpolitik eines Staates trifft. Sie widersprechen sich insofern, als sie unterschiedliche 

Vorstellungen von einer Theorie der Außenpolitik haben. Waltz geht dabei davon aus, daß 

sich eine Theorie des Marktes nicht mit den Charakteristika von Firmen beschäftigen könne. 

Entsprechend gelte: „International political theory does not include factors at the level of 

states.“264 In einer Erwiderung auf diese Kritik weist Elman dagegen darauf hin, daß es keine 

zwingende Notwendigkeit gebe, unabhängige und abhängige Variable auf derselben Ebene – 

                                                 
259  Dieser Position haben sich weitere Autoren angeschlossen: „Neorealism cannot make predictions about the 

foreign policy behavior of individual states.“ Taliaferro (2000/2001): S. 133.   
260  Elman (1996a): S. 46. 
261  Ebd. 
262  Vgl. Labs (1997): S. 5. Bernard I. Finel stimmt der Position von Colin Elman zu: „Indeed, this theorizing is 

simply a matter of making explicit what realists have long done implicitly. Despite the claim that theories 
of foreign policy are distinct from theories of international politics, virtually all realist scholars have some 
implicit notion of how these systemic imperatives affect decision making.“ Finel (2001/2002): S. 227. Er 
weist allerdings darauf hin, daß Neorealisten nur dann überzeugende empirische Unterstützung für ihre Ar-
gumente erhalten würden, wenn sie innenpolitische Faktoren als intervenierende Variablen in ihre Argu-
mentation einbauen würden. Vgl. ebd., S. 219. 

263  Kenneth N. Waltz, International Politics is Not Foreign Policy, in: Security Studies, Nr. 1, Herbst 1996, S. 
54. 

264  Ebd., S. 55. 
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third image oder second image – zu analysieren.265 Der Verfasser hält daher an der abhängi-

gen Variable „Sicherheitspolitik eines Staates“ fest: Systemische Ansätze erlauben zumindest 

begrenzte Aussagen über das Außenverhalten eines Einzelstaates. Das in dieser Hinsicht auch 

von Elman266 anerkannte Defizit des strukturellen Realismus wird insofern abgebaut, als der 

Akteur durch die zweite intervenierende Variable „Interessenausprägungen und Ordnungsprä-

ferenzen eines Staates“ unter systemischen Bedingungen geöffnet wird. 

 

c)  Sicherheitspolitische Handlungsannahmen 

Die Anarchie in der Staatenwelt führt dazu, daß das Überleben zum zentralen Interesse eines 

jeden Akteurs wird. Aus dieser Sicht sind alle Staaten gleichen Zwängen unterworfen. Sie 

können jedoch ganz unterschiedliche Wege beschreiten, um das eigene Überleben zu garan-

tieren. 
 

(1)  Kooperation 

Das Feld der Kooperation wird in zweifacher Weise beschrieben. Zunächst wird geklärt, war-

um sowohl Anhänger des Status quo als auch auf Veränderung dringende Staaten zusammen-

arbeiten oder sogar gemeinsam Institutionen beitreten bzw. gründen. Anschließend werden 

unter Berücksichtigung der Beziehungen innerhalb und zwischen den Lagern saturierter so-

wie revisionistischer Mächte die Optionen des balancing und bandwagoning erläutert. Die 

Ausführungen bewegen sich im Rahmen der üblichen Interpretationen systemischer Reali-

sten, die von begrenzten Chancen der Zusammenarbeit unter den Bedingungen der Anarchie 

ausgehen. Kooperation ist demnach unter vier Bedingungen möglich: (1) Staaten balancieren 

die positiven Ergebnisse der Zusammenarbeit aus, so daß keine Seite relativ betrachtet ihre 

Position durch übermäßige Gewinne verbessern kann (balanced relative gains). (2) Staaten 

kooperieren unter dem Schirm eines Hegemons (dominated hegemonic cooperation). (3) 

Staaten arbeiten zusammen, weil sich ihre Machtmöglichkeiten fundamental unterscheiden, 

der Schwächere also nie zu einer Gefahr des Stärkeren werden könnte, weshalb ersterer keine 

Alternativen besitzt und letzterer keinen Anlaß zum Mißtrauen hat (cooperation between 

grossly unequal states). (4) Staaten kooperieren, um Gegenmacht zu einem Hegemon aufzu-

bauen (external balancing).267 Dazu zählen nicht nur Allianzen. Auch die Zusammenarbeit in 

                                                 
265  Vgl. Colin Elman, Cause, Effect, and Consistency: A Response to Kenneth Waltz, in: Security Studies, Nr. 

1, Herbst 1996b, S. 59. 
266  Elman sieht in neorealistischen Ansätzen zwei Probleme, um einer Theorie der Außenpolitik zu genügen: 

Sie seien, erstens, unterspezifiziert und könnten das Verhalten eines Staates nicht präzise voraussagen. Je 
stärker sie jedoch präzisiert würden, desto größer werde, zweitens, der Grad logischer Widersprüche. Vgl. 
Elman (1996a): S. 30. 

267  Vgl. ebd., S. 24. 
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Institutionen kann in diese Kategorie fallen (soft balancing). 

  Die Grenzen staatlicher Kooperationsbereitschaft sind auf zwei Feldern zu identifizieren, 

dem cheating und den relative gains. Demnach legen Staaten ihr Mißtrauen auch dann nicht 

ab, wenn sie eng zusammenarbeiten. Da sie nicht wissen, wie sich die inneren Präferenzen ih-

res Gegenübers entwickeln, können sie ihm nicht uneingeschränkt vertrauen. Hier erklärt das 

Gefangenendilemma268 sehr gut, warum Mißtrauen abbaubar, aber nicht zu beseitigen ist. 

Theoretisch wissen die Staaten A und B, daß die kostengünstigste Form der Sicherheitsvor-

sorge die der totalen Abrüstung ist. Dies funktioniert aber nur dann, wenn davon ausgegangen 

werden kann, daß sich Staat A und Staat B an die Vorgabe totaler Abrüstung halten. Da beide 

Seiten vermuten müssen, daß der eine den anderen betrügt und doch Angriffspotentiale an-

häuft, ist die angestrebte Form der Abrüstung nicht möglich.269 Der Betrug kann aber ebenso 

deshalb erfolgen, weil Staat A hofft, daß Staat B aufgrund der offiziellen Kooperationssituati-

on auf Sicherheitsvorsorge verzichtet. Dies nutzt Staat A aus, um insgeheim seine positionale 

Stellung auszubauen. 

  Aus dieser Sicht läßt sich auch das Problem der „relativen Gewinne“ erklären. Selbst 

wenn zwei Staaten miteinander kooperieren und dabei beide Seiten Gewinne erzielen, muß 

dies nicht dafür sprechen, daß dadurch das Sicherheitsdilemma aufgelöst wird. Wenn es um 

die Stärkung der positionalen Stellung geht, stehen nicht absolute Gewinne im Vordergrund 

der Betrachtung der Kooperationsergebnisse. Vielmehr geht es darum auszuloten, wer durch 

die Zusammenarbeit relativ betrachtet mehr gewonnen hat. Demnach befürchtet Staat A, auf 

den nur 40 % der Gewinne entfallen, daß Staat B, der 60 % der Gewinne erzielt hat, diese 

zum Ausbau seiner positionalen Stellung nutzt und dadurch eines Tages über Potentiale ver-

fügt, mit denen er Staat A dominieren kann. Joseph M. Grieco gelangt in diesem Zusammen-

hang zu folgender Einschätzung: „Driven by an interest in survival, states are acutely sensi-

tive to any erosion of their relative capabilities, which are the ultimate basis for their security 

and independence in an anarchical, self-help international context. Thus, realists find that the 

major goal of states in any relationship is not to attain the highest possible individual gain or 

payoff. Instead, the fundamental goal of states in any relationship is to prevent others from 

achieving advances in their relative capabilities.“270 Kooperation würde demnach langfristig 

                                                 
268  Vgl. Gert Krell, Weltbilder und Weltordnung. Einführung in die Theorie der internationalen Beziehungen, 

Baden-Baden 2000, S. 137 – 139. 
269  „Anarchy, then, means that states may wish to cooperate, but, aware that cheating is both possible and prof-

itable, lack a central agency to enforce promises.“ Grieco (1988): S. 497. 
270  Ebd., S. 498. Das Problem der „relativen Gewinne“ wird heute stark mit den Arbeiten Griecos verbunden. 

Aber auch Waltz hatte sich dazu bereits 1979 geäußert: „When faced with the possibility of cooperating for 
mutual gain, states that feel insecure must ask how the gain will be divided. They are compelled to ask not 
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nur dann möglich sein, wenn garantierbar ist, daß sich die Gewinne gleich verteilen lassen.271 

In allen übrigen, von Realisten erwarteten Formen der Zusammenarbeit sind es gerade die 

„relativen Gewinne“, die Konflikte verursachen und damit Formen des konstruktiven Mitein-

anders abbrechen lassen können. Kooperation ist damit Ausdruck staatlich motivierter Vor-

teilsnahme auf Zeit, die dann abläuft, wenn Akteur A den Eindruck gewinnt, daß es zuneh-

mend Akteur B ist, der mehr Nutzen aus einer Abmachung zieht. Letztlich ursächlich für die-

ses Verhalten ist das Denken in Kategorien des Machtgleichgewichts.272 

  Mißtrauen herrscht auch in Allianzen enger Bündnispartner. So können die USA z.B. in 

der NATO nicht ausschließen, daß die europäischen Staaten eines Tages die Allianz verlassen 

und eigene Wege gehen. Die Staaten der EU müssen wiederum befürchten, daß sich die USA 

künftig entweder vom Kontinent zurückziehen oder ihre führende militärische Rolle weiter 

ausbauen und Mitspracherechte der Bündnispartner weiter abbauen. Demnach ist es ganz na-

türlich, wenn alle Akteure „retain some independent capacity for action.“273 Dies spricht auch 

dafür, daß Staaten ihre Unabhängigkeit zugunsten multilateraler Abmachungen nicht voll-

ständig aufgeben werden. Die dem zugrunde liegende Unsicherheit, Basis jeden Mißtrauens, 

resultiert aus der Unmöglichkeit, künftiges Verhalten selbst befreundeter Staaten vorauszusa-

gen, geschweige denn, ihr Verhalten zu kontrollieren.274 Mißtrauen kann schließlich auch 

durch umfassende Informationen nur abgebaut, jedoch nicht endgültig beseitigt werden. Da 

die sich aus dem Sicherheitsdilemma ergebenden preferences over goals and outcomes stati-

schen Charakter haben, kann es auch nicht zu grundlegenden Veränderungen der preferences 

over strategies kommen.275 

  Der Beitritt von Staaten zu internationalen Organisationen ist aus realistischer Sicht nicht 

nur möglich, sondern bestätigt unter bestimmten Bedingungen die Annahmen dieses Para-

digmas.276 Staaten lassen sich dann multilateral einbinden, wenn dies in ihrem Interesse liegt. 

                                                                                                                                                         
‘Will both of us gain?’ but ‘Who will gain more?’.“ Waltz (1979): S. 105. 

271  In Anspielung an die Lehre vom Pareto-Optimum wird hier auch von Kooperation an der „Pareto frontier“ 
gesprochen. Vgl. Jervis (1998): S. 986. 

272  „Because states in a realist world are concerned about the balance of power, they must be motivated pri-
marily by relative gains concerns when considering cooperation.“ Mearsheimer (1994/1995): S. 12. 

273  Ethan B. Kapstein, Michael Mastanduno, Realism and State Strategies After the Cold War, in: Kap-
stein/Mastanduno (1999): S. 1. Entsprechend dieser Logik gehen die Autoren davon aus, daß sich die USA 
weltweit nur deshalb engagieren und damit kooperativ zeigen würden, um ihre unipolare Stellung auszu-
bauen. Vgl. ebd., S. 7. 

274  Vgl. Grieco (1988): S. 500. 
275   Neoliberale Institutionalisten halten dies in einer Umgebung umfassender Informationen für möglich und 

sehen kollektive Kooperationsergebnisse als logisches Ergebnis. Vgl. Robert Jervis, Realism, Neoliberal-
ism, and Cooperation. Understanding the Debate, in: International Security, Nr. 1, Sommer 1999, S. 50 – 
52. 

276  Auch Waltz widerspricht der Auffassung, daß Institutionen im Realismus keine Bedeutung hätten. „On the 
contrary, realists have noticed that whether institutions have strong or weak effects depends on what states 
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Anders formuliert: Es ist letztlich nicht die Institution, die auf den Staat wirkt, sondern Regie-

rungen schaffen multilaterale Abmachungen als „tools of statecraft“277. Der wichtigste Unter-

schied zwischen systemischen Realisten und Institutionalisten ist dabei jener, daß erstere ei-

nen die Anarchie und ihre Folgen maßgeblichen, kontrollierenden Effekt multilateraler Ab-

machungen in Frage stellen. Robert O. Keohane behauptet dagegen: „Of course, great powers 

such as the United States exercise enormous influence within international institutions. But 

the policies that emerge from these institutions are different from those that the United States 

would have adopted unilaterally.“278 Dieser Zusammenhang ist nicht zwingend, was folgen-

des Beispiel zeigt: Die partielle Rücksichtnahme der USA auf die United Nations Organizati-

on (UNO) vor Beginn des Krieges gegen den Irak am 20. März 2003 hat zwar dazu geführt, 

daß die Gewinnung von Verbündeten kompliziert und der Angriff verzögert wurden. Wa-

shington war aber jederzeit Herr des Verfahrens und hat das Ende Saddam Husseins eigen-

ständig beschlossen und umgesetzt. 

  Joseph M. Grieco hat in diesem Zusammenhang mit Blick auf die Schaffung der Europäi-

schen Wirtschafts- und Währungsunion die voice opportunities thesis entwickelt. Demnach 

hätten vor allem schwächere Staaten ein Interesse an multilateralen Abmachungen, weil sie 

darauf hofften, in diesen ihre „Stimme“ gegenüber den stärkeren Staaten besser zum eigenen 

Vorteil erheben zu können.279 Im konkreten Fall weist Grieco darauf hin, daß Paris den domi-

nierenden Einfluß Berlins (Bonns) in währungspolitischen Fragen eindämmen wollte: „[...] 

French officials made it clear that they favor the EMU accord precisely because it would help 

them meet their goal of enhanced effective voice in the monetary domain.“280 

  Der Grund staatlicher Teilnahme an multilateralen Vereinbarungen ist von Philip Zelikow 

in das Bild der „Maske der Institutionen“ gefaßt worden, hinter der Regierungen ihre Interes-

sen verbergen. Mit Blick auf das Engagement des Westens auf dem Balkan Mitte der 90er 

Jahre stellt er fest: „NATO may be the vehicle for organising the movement of forces into 

                                                                                                                                                         
intend. Strong states use institutions, as they interpret laws, in ways that suit them.“ Waltz (2000): S. 24. 

277  Jervis (1999): S. 63. So auch Susan Strange: „The international organization is above all a tool of national 
government, an instrument for the pursuit of national interest by other means.“ Susan Strange, Retreat of 
the State, Cambridge 1996, S. xiv. 

278  Keohane (1998): S. 87. 
279  „The thesis also assumes instrumental state rationality. That is, it is based on the view that, especially for 

weaker but salient states, institutionalisation might constitute an effective second-best solution to the prob-
lem of working with, but not being dominated by, a stronger partner in the context of mutually beneficial 
joint action (the first-best solution would be to become more powerful and thus be on more equal terms 
with the stronger partner, or perhaps even not to require cooperation).“ Joseph M. Grieco, State Interests 
and Institutional Rule Trajectories: A Neorealist Interpretation of the Maastricht Treaty and European Eco-
nomic and Monetary Union, in: Security Studies, Frühjahr 1996, S. 289. 

280  Ebd., S. 297. 
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Bosnia, but NATO is not the driver.“281 Kenneth N. Waltz sieht daher einen klaren instrumen-

tellen Charakter von Institutionen: „The survival and expansion of NATO tell us much about 

American power and influence and little about institutions as multilateral entities. The ability 

of the United States to extend the life of a moribund institution nicely illustrates how interna-

tional institutions are created and maintained by stronger states to serve their perceived or 

misperceived interests.“282 Das Verhältnis zwischen Staat und Institution läßt sich bildhaft an 

einer Autofahrt verdeutlichen: Wenn vier Personen (Staaten) in ein Auto (Institution) einstei-

gen, mögen ihre Gespräche Einfluß auf die Geschwindigkeit des Autos und die Fahrtrichtung 

haben. Aber wo auch immer die Personen das Auto verlassen, hat sich die Fahrt selbst weder 

auf ihre Herkunft noch auf ihre Grundbedürfnisse ausgewirkt. Ein Widerspruch zum systemi-

schen Realismus entsteht erst dann, wenn Institutionen Staaten stärker beeinflussen, als dies 

umgekehrt der Fall ist, die Staaten also ihre Souveränität zunehmend auf eine Institution über-

tragen. Solange dies nicht der Fall ist, kann auch nicht davon gesprochen werden, daß Institu-

tionen die Ursache für Frieden sind. Wohl mögen sie in der Lage sein, einen von Staaten ge-

schaffenen Frieden zu verwalten. Dies ist jedoch nur solange möglich, wie die in der Instituti-

on verantwortlichen Staaten Interesse am friedlichen Miteinander haben. Denn „peace does 

not flourish because of institutions; institutions flourish because of peace.“283 

  Diese Aussagen zu den Ursachen, Grenzen und Möglichkeiten der Kooperation gelten in 

einem positionalen Wettkampf zwischen allen Akteuren. Unter Berücksichtigung divergie-

render Ordnungspräferenzen können Staaten mit Blick auf den Hegemon ihr Handeln aber 

auch wesentlich einseitiger ausrichten, was vor allem durch das Eingehen von Allianzen 

deutlich wird. Grundsätzlich haben sie die Wahl zwischen balancing und bandwagoning.  

  Eine Politik des balancing bedeutet gemäß Waltz, Gegenmacht zu dem Staat aufzubauen, 

der über die umfassendsten Machtpotentiale verfügt. Dadurch soll vermieden werden, daß der 

dominierende Akteur eines Tages zu einer Bedrohung der eigenen Sicherheit wird. Durch die 

Wahl des balancing haben schwache Staaten zudem die Möglichkeit, ihre eigene Unabhän-

gigkeit besser zu wahren: „Secondary states, if they are free to choose, flock to the weaker si-

de; for it is the stronger side that threatens them. On the weaker side, they are both more ap-

preciated and safer, provided, of course, that the coalition they join achieves enough defen-

sive or deterrent strength to dissuade adversaries from attacking.“284 Akteure mit geringeren 

                                                 
281  Philip Zelikow, The Masque of Institutions, in: Survival, Nr. 1, Frühjahr 1996, S. 8. 
282  Waltz (2000): S. 20. 
283  Josef Joffe, „Bismarck“ or „Britain“? Toward an American Grand Strategy after Bipolarity, in: Interna-

tional Security, Nr. 4, Frühjahr 1995, S. 100. 
284   Waltz (1979): S. 127. 
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Machtpotentialen werden allerdings erst dann zur Gegenmachtbildung übergehen, wenn sie 

zu der Auffassung gelangen, daß die durch das balancing verfolgte Politik erfolgreich sein 

kann.285 Anderenfalls wäre diese Politik gerade für weniger gut ausgestattete Staaten zu ge-

fährlich: „Because they will be the first victims of expansion, because they lack the capabili-

ties to stand alone, and because a defense alliance may operate too slowly to do them much 

good, accommodating a threatening great power may be tempting.“286 Um es drastisch auszu-

drücken: Eine Politik des balancing hat nichts mit Kamikaze oder Harakiri zu tun, sondern 

muß sich aus rationalen Kosten- und eben auch Nutzenerwägungen ergeben. Demnach kolli-

diert die Annahme von Waltz, Staaten würden einem Automatismus gleich Gegenmacht auf-

bauen, sobald das Machtgleichgewicht gestört sei, mit der Rationalitätsannahme des Realis-

mus. Vor allem unter Bedingungen einer gefestigten Unipolarität ist damit zu rechnen, daß 

Herausforderer auf eine besonders konfrontative Politik des balancing verzichten.287 

  Diese Sichtweise bezieht sich auf die klassische Form der Gegenmachtbildung, die auch 

unter der Bezeichnung hard balancing firmiert. Ihr zentrales Ziel ist die Beeinflussung militä-

rischer Machtkonstellationen. In der Debatte wird dabei zwischen internen und externen Er-

scheinungsformen unterschieden. Zum internal balancing zählen Maßnahmen der Aufrüstung 

oder der Beschleunigung des ökonomischen Wachstums, um die Voraussetzungen für eine 

Aufstockung des Verteidigungsetats zu schaffen. Zum external balancing gehört vor allem 

die Schaffung von Staatenkoalitionen, in der Zuspitzung in Form militärischer Allianzen, ge-

gen die dominierende Großmacht. Aber auch der Transfer von Militärtechnologie zwischen 

Sicherheits- und Bündnispartnern kann in diese Kategorie fallen.288  

  Aus der Sicht des offensiven Realismus geht es nicht darum, ob Staaten Gegenmacht bil-

den wollen, sondern unter welchen Voraussetzungen sie dies zu ihrem eigenen Nutzen kön-

nen.289 Sollte unter Bedingungen einer gefestigten Unipolarität eine Politik des hard balan-

                                                 
285  „Only when their decision can affect the outcome is it rational for them to join the weaker alliance.“ Walt 

(1987): S. 29. So auch William C. Wohlforth: „A glance at international history shows how difficult it is to 
coordinate counterhegemonic alliances. States are tempted to free ride, pass the buck, or bandwagon in 
search of favors from the aspiring hegemon.“ Wohlforth (1999): S. 29. 

286  Walt (1987): S. 31. 
287  „In a unipolar world, the extraordinary power of the leading state is a serious barrier to attempts to form a 

counterbalancing coalition for two reasons: First, the coalition would have to include most or possibly even 
all of the lesser major powers. Second, assembling such a coalition is especially difficult to coordinate.“ 
Robert A. Pape, Soft Balancing against the United States, in: International Security, Nr. 1, Sommer 2005, 
S. 11. 

288  Vgl. ebd., S. 15, 36. „Faced with unbalanced power, some states try to increase their own strength or they 
ally with others to bring the international distribution of power into balance.“ Waltz (2000): S. 28. 

289  Die Außenpolitik von Staat A ist also nicht zuvörderst als Reaktion auf den Willen von Staat B, sondern als 
Antwort auf dessen Fähigkeiten zu begreifen. Diese Auffassung steht im Widerspruch zum Ansatz der ba-
lance of threat von Stephen M. Walt, der zur Gegenmachtbildung Perzeptionen über Intentionen voraus-
setzt. Vgl. Walt (1987). Walt (1988). Der Ansatz von Walt ist zwar plausibel, soll im folgenden aber nicht 
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cing wenig erfolgversprechend sein, können sich revisionistisch orientierte Akteure alternativ 

für eine Politik des soft balancing entscheiden, „that is, actions that do not directly challenge 

[...] military preponderance but that use nonmilitary tools to delay, frustrate, and undermine 

aggressive unilateral [...] military policies.“290 Zu den Instrumenten „sanfter Gegenmachtbil-

dung“ gehören: (1) Die Verweigerung der Nutzung des eigenen Territoriums für Operationen 

des Hegemons, etwa zur militärischen Machtprojektion, die auf diese Weise zumindest kom-

pliziert und damit verzögert werden; (2) die Organisation von Abstimmungskoalitionen in in-

ternationalen Organisationen, die gegen den Hegemon gerichtet sind und dessen geplante 

Handlungen aufschieben können; (3) der Abschluß regionaler Handelsabkommen ohne Betei-

ligung des Hegemons, um die relative ökonomische Machtverteilung langfristig zu verändern; 

(4) die Signalisierung der Bereitschaft zur Ergreifung von Gegenmaßnahmen (red lines), an 

denen sich weitere Staaten beteiligen könnten, um den Expansionsdrang des Hegemons zu 

dämpfen;291 (5) die Unterstützung von Gegnern des Hegemons.292 Robert A. Pape gesteht zu, 

daß soft balancing grundsätzlich nicht geeignet sei, militärische Maßnahmen der dominieren-

den Macht zu unterbinden, aber es „can establish a basis of cooperation for more forceful, 

hard-balancing measures in the future.“293 Eine Politik des soft balancing könnte langfristig 

die relative Machtverteilung zwischen dem Hegemon und den nachgeordneten Großmächten 

verändern und dadurch die materiellen Voraussetzungen zum hard balancing schaffen.294  

  Kritiker dieser Erweiterung des ursprünglichen Konzeptes der balance of power wenden 

u.a. ein, daß die Inhalte des soft balancing nicht mehr und nicht weniger als Ausdruck der üb-

lichen diplomatischen Dissonanzen zwischen zwei Staaten seien.295 Im Ergebnis würde dann 

jede nur erdenkliche Maßnahme, die zu einer Beeinträchtigung der Handlungsfreiheit des He-

gemons führe, als Beispiel des soft balancing angeführt.296 Das Konzept der Gegenmachtbil-

                                                                                                                                                         
weiter verfolgt werden, da er zu sehr vom hier gewählten Kausalpfad abweicht. Eine Theorie der balance 
of threat ist primär auf die Auswertung von Perzeptionen und damit die Konstruktion von Gegnern fixiert. 
Bedrohungen können gemäß Walt unabhängig von ihrem materiellen Gehalt handlungsleitend werden. Im 
Sinne des Konstruktivismus wird Anarchie zu dem, was Staaten aus ihr machen. 

290  Pape (2005): S. 10. In den Ausführungen Papes stellen die USA den Hegemon dar. Der Verfasser hat des-
sen Überlegungen in neutraler Form übertragen. 

291  Vgl. ebd., S. 36 f. 
292  Keir A. Lieber und Gerard Alexander haben dieses Merkmal auf die Gegner der USA wie z.B. die „Schur-

kenstaaten“ bezogen. Vgl. Keir A. Lieber, Gerard Alexander, Waiting for Balancing. Why the World Is 
Not Pushing Back, in: International Security, Nr. 1, Sommer 2005, S. 126. 

293  Pape (2005): S. 17. 
294  Vgl. ebd., S. 43. 
295  Vgl. Lieber/Alexander (2005): S. 139. 
296  Vgl. Stephen G. Brooks, William C. Wohlforth, Hard Times for Soft Balancing, in: International Security, 

Nr. 1, Sommer 2005, S. 79. Die Autoren haben sich mit ihrer Aussage auf die amerikanische Außenpolitik 
bezogen. 
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dung werde durch eine solche inhaltliche Öffnung inhaltlich entkernt.297 Schließlich wenden 

Kritiker des soft balancing ein, daß diverse bilaterale Kooperationen innenpolitisch motiviert 

seien. Wenn Rußland z.B. Waffen an China liefere, dann sei der Wille zur Aufrechterhaltung 

nationaler Kernkompetenzen im Bereich der Rüstungsindustrie die treibende Kraft der Ex-

portpolitik – und nicht der Wille zum Aufbau von Gegenmacht zu den USA.298 Eine solche 

Interpretation liegt in diesen und ähnlichen Fällen nahe und ist inhaltlich nur schwer von der 

Hand zu weisen. Aus der Sicht des systemischen Realismus kann diesem Einwand allerdings 

folgendes entgegengehalten werden: Selbst wenn, erstens, Rußland aus rein monetären Grün-

den China Waffen liefern sollte, sind damit noch lange nicht die Motive Pekings geklärt. Da 

das Reich der Mitte im Falle einer Krise in der Taiwanstraße mit einer amerikanischen Inter-

vention rechnen muß, baut es durch den Import von Rüstungsgütern de facto nicht nur gegen-

über Formosa, sondern auch gegenüber den USA Gegenmacht auf.299 Zweitens sind beim 

Aufbau von Gegenmacht nicht in erster Linie die Absichten, sondern die Wirkungen der Au-

ßenpolitik einer Großmacht entscheidend.300 

  Bandwagoning betreiben dagegen nach Waltz jene Staaten, die sich an den Hegemon an-

lehnen. Eine solche Anlehnung scheint auf den ersten Blick den Annahmen des realistischen 

Paradigmas zu widersprechen.301 Ein Staat, der seine eigene Sicherheit vom Wohlwollen ei-

nes anderen Akteurs abhängig macht und nicht mehr zu autonomer Sicherheitsvorsorge fähig 

ist, müßte sein Mißtrauen zumindest in dieser Beziehung aufgegeben haben. Problematisch ist 

dies vor allem dann, wenn der Schutz suchende Staat wesentliche, aus der Staatlichkeit sich 

ableitende Fähigkeiten an eine andere Macht abgegeben hat und damit nur noch über vermin-

derte Akteursqualitäten verfügt. Dies kann man aus realistischer Sicht allerdings auch anders 

interpretieren. Ein sich an die dominierende Macht anlehnender Staat kann eine Politik des 

bandwagoning als die vorübergehend kostengünstigste Option der Sicherheitsvorsorge anse-

hen. Dies hat nach Waltz vor allem taktisch-machtpolitische Gründe und erklärt sich nicht 

                                                 
297  „Balancing does not require the fear of an imminent attack, of course, but it must be motivated by some 

perception of threat and should represent something more concrete than the general desire for influence or 
the pursuit of power.“ Keir A. Lieber, Gerard Alexander, Correspondence. Striking the Balance, in: Inter-
national Security, Nr. 3, Winter 2005/2006, S. 192. 

298  Vgl. Brooks/Wohlforth (2005): S. 87. Fraglich ist bei diesem Beispiel, ob es nicht in die Kategorie des ex-
ternal balancing eingeordnet werden muß. 

299  Auf diesen Punkt hat Robert J. Art als Erwiderung der Kritik am Konzept des soft balancing hingewiesen. 
Vgl. Robert J. Art, in: Correspondence. Striking the Balance, in: International Security, Nr. 3, Winter 
2005/2006, S. 178. 

300   So auch Robert J. Art: „Increase in a state’s power relative to other states have consequences for the bal-
ance of power among them, irrespective of the state’s intentions. In a balance of power system, the conse-
quences of behavior ultimately override the intentions behind the behavior.“ Ebd., S. 180. 

301  Schweller bezeichnet das bandwagoning bei Walt als „preventive form of strategic surrender“. Schweller 
(1998): S. 69. 
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durch ideelle Faktoren: „They may hope to avoid war by appeasing adversaries, a weak form 

of bandwagoning, rather than by rearming and realigning to thwart them. Moreover, many 

states have insufficient resources for balancing and little room for maneuver. They have to 

jump on the wagon only later to wish they could fall off.“302 Unter Bedingungen der Bipolari-

tät erfolgen Zuordnungen fast zwangsläufig, weil ein Abseitsstehen auf ein nicht finanzierba-

res double balancing hinauslaufen könnte.  

  Kritisiert wird an dieser Aufteilung von Allianzoptionen, daß nicht erkennbar ist, warum 

sich etwa während des Ost-West-Konflikts die eine Hälfte der europäischen Staaten mit Blick 

auf ihr Verhältnis zu Moskau für die Option des bandwagoning, die andere hingegen für die 

Variante des balancing entschieden hatte.303 Walt hat hierzu in seiner Theorie der balance of 

threat einige Präzisierungen herausgearbeitet: Zeige sich z.B. ein Staat konstant aggressiv, so 

würde dies vor allem bei starken Akteuren eine Politik des balancing hervorrufen. Schwache 

Akteure würden es hingegen bevorzugen, sich an die bedrohliche Macht anzulehnen. Sie wür-

den erst dann zur Option des balancing tendieren, wenn sie Unterstützung von Verbündeten 

bekämen. Insbesondere in Zeiten des Krieges würde derjenige Staat andere Akteure zur An-

lehnung verleiten, der als wahrscheinlicher Sieger gelte.304 Walt definiert damit im Vergleich 

zu Waltz die Begriffe balancing und bandwagoning abweichend: „Balancing is defined as al-

lying with others against the prevailing threat; bandwagoning refers to alignment with the 

source of danger.“305  

  In seiner Theorie der balance of interests widerspricht Schweller seinen innerparadigmati-

schen Konkurrenten Waltz und Walt, die trotz unterschiedlicher Motivunterstellungen beide 

eine Politik des balancing als natürliche Reaktion auf staatliche Übermacht ansehen:306 

„Bandwagoning rarely involves costs and is typically done in the expectation of gain. This is 

why bandwagoning is more common, I believe, than Walt und Waltz suggest.“307 Schweller 

weist darauf hin, daß bandwagoning stark durch Gier motiviert sein könne. Ein Staat würde 

sich auf jene Seite schlagen, dessen Politik am erfolgversprechendsten sei. Demnach lehnen 

sich Akteure an einen Hegemon an, weil der Herausforderer zu schwach erscheint. Dagegen 

wechseln sie möglicherweise die Seiten, wenn der peer competitor erkennen läßt, zur neuen 

dominierenden Macht zu werden. Die Verteilung der capabilities und damit einhergehende 

                                                 
302   Waltz (2000): S. 38. 
303  Neutrale Akteure bleiben hier unberücksichtigt. 
304  Vgl. Walt (1987): S. 33. 
305   Ebd., S. 17. 
306   1979 behauptete Waltz, daß „balancing, not bandwagoning, is the behavior induced by the system.“ Waltz 

(1979): S. 126. „The lesson is clear: balancing is the preferred response to external threats.“ Walt (1988): S. 
308. 
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sicherheitspolitische Konstellationen und Wohlstandsaussichten beeinflussen folglich die 

Ordnungspräferenzen der Akteure – und damit ihr Kooperationsverhalten.308 

  Folgendes Zwischenfazit soll an dieser Stelle gezogen werden: Ob ein nachgeordneter 

Staat balancing oder bandwagoning betreibt, hängt nicht nur vom inhaltlichen Verständnis 

beider Begriffe ab, sondern auch vom Referenzpunkt. Wird der regionale Hegemon als Anker 

gesetzt, können sich Staaten an ihn anlehnen oder (mit weiteren Akteuren) gegen ihn Gegen-

macht aufzubauen versuchen. Vorstellbar ist allerdings auch, daß ein Herausforderer für nach-

geordnete Mächte in einem subregionalen Kontext aufgrund seiner geographischen Nähe der 

tatsächliche Hegemon ist. Genau an diesem Punkt beginnen die sprachlichen Verwirrungen, 

die für die gegenwärtige Debatte kennzeichnend sind und die im empirischen Teil genauer 

aufgearbeitet werden sollen: Wenn Peking als Herausforderer Washingtons begriffen wird, 

kann Laos dann gegenüber China überhaupt bandwagoning betreiben? Antworten hängen 

vom jeweiligen Referenzpunkt ab: Gilt der subregionale oder der regionale Kontext? Betrach-

tet Laos in Indochina die USA oder China als Hegemon? Die in sich ebenso logischen wie in 

der Praxis oftmals schwer anzuwendenden Ausführungen von Kenneth N. Waltz zu diesem 

Thema sollen daher im weiteren Verlauf dieser Arbeit im Sinne von Randall L. Schweller 

aufgebrochen werden.309 Für das Verhältnis nachgeordneter Mächte zum Hegemon und zum 

Herausforderer bedeutet dies, daß sich erst über die Impulsverarbeitung innerhalb des Akteurs 

ermitteln läßt, gegenüber welcher Seite eine Politik der Anlehnung bzw. der Gegenmachtbil-

dung betrieben wird. Begrifflich hat dieses Verständnis Konsequenzen: Nachgeordnete Mäch-

te können damit sowohl gegenüber dem Hegemon als auch gegenüber dem Herausforderer ei-

ne Politik des bandwagoning oder aber des balancing betreiben. Entscheidend ist dabei, wel-

chem Lager sie in der Auseinandersetzung der beiden führenden Großmächte langfristig die 

besten Erfolgschancen zusprechen. 

   Unabhängig davon, gegenüber wem nachgeordnete Mächte bandwagoning betreiben, ste-

                                                                                                                                                         
307  Schweller (1998): S. 77. 
308  Vgl. Wohlforth (1999): S. 38. 
309  Schweller unterscheidet sechs mögliche Antworten eines Staates auf eine Bedrohung: Balancing („oppos-

ing the stronger or more threatening side“, S. 66), Bandwagoning („joining the stronger coalition“, S. 67), 
Binding („restraint or control over the actions of the partners“, S. 70), Distancing („from more immediately 
threatened states by refusing to coordinate their diplomatic and military strategies with the latter“, S. 71), 
Buckpassing („to ride free on the balancing efforts of others“, S. 73) und Engagement („to accommodate 
the legitimate interests of a rising, dissatisfied power“, S. 74). Hinzu kommen fünf mögliche Antworten auf 
Gelegenheiten, die alle aus dem Blickwinkel des „bandwagoning for profit“ betrachtet werden: Jackal 
Bandwagoning („to share in the spoils of victory“, S. 77), Piling On („occurs when the outcome of a war 
has already been determined“, S. 78), Wave of the Future („supporting-the-winner bandwagoning“, S. 81), 
The Contagion or Domino Effect („the bandwagon is set in motion by an external force, which touches off 
a chain reaction“, S. 81) und Holding the Balance („create opportunities to make gains by instigating con-
flict among other states and extorting payments from them“, S. 82). Vgl. Schweller (1998): S. 65 – 83. 
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hen sie vor dem Problem, daß weder das Wohlwollen des Hegemons noch das des Herausfor-

derers garantierbar ist. Sie bedürfen daher dessen, was man die „Ausbruch-Option“ nennen 

kann, also eigene Fähigkeiten der Sicherheitsvorsorge.310 Will ein Staat langfristig überleben, 

so muß er zumindest über die Möglichkeit des balancing verfügen, um auf sich ändernde 

Ordnungspräferenzen reagieren zu können. Eine Politik des bandwagoning kann im rhetori-

schen Sinne folglich auch ein Herausforderer betreiben, der mit dem Status quo unzufrieden 

ist, sich aber noch nicht stark genug für einen Angriff auf das System hält und daher Arran-

gements mit dem Hegemon trifft.311 Schweller liefert diesbezüglich eine weitere Interpreta-

tion für diese eher ungewöhnliche Variante der Anlehnung: „[...] potential ‘balancers’ band-

wagon with the hegemon not because they seek to overthrow the established order (the mo-

tive for revisionist bandwagoning) but because they perceive themselves to be benefiting 

from the status quo and, therefore, seek to preserve it.“312 In einem Bündnis ist die Anleh-

nungsmacht aufgrund mangelnder eigener Fähigkeiten zudem zwei weiteren Herausforderun-

gen ausgesetzt: Der Hegemon bzw. der Herausforderer könnte sie in Konflikte hineinziehen, 

aus denen sie sich ursprünglich heraushalten wollte (entrapment). Des weiteren könnte er sich 

von ihr abwenden, weil er in ihr keinen machtpolitischen Nutzen sieht (abandonment). Das 

Problem des Hegemons wiederum besteht in einer solchen Konstellation z.B. in dem Zwang, 

Ängste der Allianzpartner abzubauen, ohne dabei potentielle Herausforderer aufzubauen: 

„Thus, on the one hand, if the state tries to decrease the ally’s fears of abandonment by dem-

onstrating a firm commitment to the alliance, it may increase both the risk of entrapment by 

its ally and, in the adversary game, the hostility of the enemy. If, on the other hand, it weak-

ens its commitment to the alliance in order to avoid entrapment, it heightens the ally’s aban-

donment fears and may encourage the adversary to stand firmer.“313 Bandwagoning kann je-

doch vor allem für schwache Akteure vorübergehend unter Abwägung von Kosten-Nutzen-

Kalkülen die klügste Alternative sein, etwa dann, wenn durch sie ein Arrangement mit einem 

als Bedrohung erkannten Staat getroffen wird. Dahinter kann die Absicht stecken, diesen 

                                                 
310   „Cooperation und competition among the major powers may coexist uneasily. [...] Prudent governments 

will seek to bandwagon with the United States while still maintaining some independent capacity for ac-
tion, either through the mustering of internal resources or through the cultivation of regional or global rela-
tionships.“ Ethan B. Kapstein, Michael Mastanduno, Realism and State Strategies After the Cold War, in: 
Kapstein/Mastanduno (1999): S. 6. Mit Blick auf Rußland stellen sie diesbezüglich fest: „Russia’s leaders, 
for example, are somehow seeking both accomodation with the West and the restoration of Russian hegem-
ony in the former Soviet area.“ Ebd. 

311  Bandwagoning wäre dann eine Ergänzung zum soft balancing: „While pursuing soft balancing, second-tier 
states could engage the hegemon and develop institutional links with it to ward of possible retaliatory ac-
tions.“ T. V. Paul, Soft Balancing in the Age of U.S. Primacy, in: International Security, Nr. 1, Sommer 
2005, S. 59. 

312  Schweller (2004): S. 167 f. 
313  Schweller (1998): S. 65. 
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durch ein Bündnis milde zu stimmen (appeasement).314 Die unit verliert zwar an Souveränität, 

wird dadurch jedoch vor ihrem Untergang bewahrt. 

  Nur Hegemone sind nicht in der Lage, bandwagoning zu betreiben. Dagegen können sie 

sehr wohl versuchen, den Aufstieg potentieller Herausforderer durch eine Reihe von diploma-

tischen oder militärischen Maßnahmen zu erschweren.315 Denkbar ist zudem, daß ein Hege-

mon versucht, einen Herausforderer durch eine Politik des engagement einzubinden, um da-

durch dessen Machtambitionen zu schmälern.316 „If a distinction can be drawn between en-

gagement and appeasement, it is that the goal of engagement is not simply tension reduction 

and the avoidance of war but also an attempt to socialize the dissatisfied power into accep-

tance of the established order. In practice, engagement is distinguished from other policies not 

so much by its goals but by its means: it relies primarily, but not exclusively, on the promise 

of rewards rather than the threat of punishment to influence the targets’ behavior.“317 Eine 

solche Einbindung sei jedoch nur dann erfolgreich, wenn der Herausforderer über lediglich 

begrenzte revisionistische Ziele verfüge und es zwischen ihm und dem Hegemon keine unver-

söhnlichen vitalen Interessengegensätze gebe. Im Idealfall könne die führende Macht Zuge-

ständnisse und Bedrohungen gleichermaßen einsetzen, denn soweit sie lediglich Entgegen-

kommen signalisiert, könnte ihr dies als Schwäche ausgelegt werden. „For this reason, en-

gagement should not be viewed as an alternative to balancing but rather as a complement to it, 

one that seeks a peaceful end to the rivalry and its associated short-term and future costs.“318 

  Aus der Sicht des offensiven Realismus gilt daher: Staaten kooperieren, weil es ihnen in 

einer spezifischen Situation an einer rationalen Alternative zur Einflußmaximierung bzw. we-

nigstens Einflußkonsolidierung mangelt. Sie halten die Kosten konfrontativer Lösungen für 

höher als jene, die sich aus der Zusammenarbeit ergeben. Demnach wäre das kooperative 

Verhalten eines Staates auch deshalb zu erwarten, weil er zur Absicherung des eigenen Über-

lebens Ressourcen zu schonen gedenkt. Dieser Ansatz der Kosten-Nutzen-Abwägung schließt 

nicht aus, daß Regierungen aktiv Menschenrechts- und Entwicklungspolitik betreiben. Aber 

einerseits ist diese ebenfalls aus Eigennutz durchführbar. Sie kann zum Zwecke der Status-

aufwertung erfolgen, die positional instrumentalisierbar ist. Sie kann desgleichen strategisch 

motiviert sein, um z.B. Einfluß auf die Mitglieder internationaler Organisationen zu nehmen. 

                                                 
314   Vgl. Walt (1987): S. 18 – 21. 
315  Waltz schreibt dazu: „Balancing, of course, is not universal and omnipresent. A dominant power may sup-

press balancing as the United States has done in Europe.“ Waltz (2000): S. 37. 
316  Schweller betont daher, daß „engagement should not be viewed as an alternative to balancing but rather as 

a complement to it – one that seeks a peaceful end to the rivalty and the balancing costs that accompany it.“ 
Schweller (1998): S. 75. 

317  Schweller/Wohlforth (2000): S. 81. 
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Andererseits wäre selbst eine genuin altruistisch motivierte Menschenrechts- und Entwick-

lungspolitik, die keinerlei Auswirkungen auf das eigene Überleben hat, kein Widerspruch zu 

den Annahmen des offensiven Realismus, solange in diese Politik überflüssige staatliche Res-

sourcen investiert werden. Aus dieser Sicht ist auch erklärbar, bei welchen Themen sich Staa-

ten am ehesten auf Kooperation einlassen. Dies sind vor allem jene Bereiche, die nicht den 

Kern staatlicher Souveränität, die militärische Handlungsfähigkeit, betreffen. 

  Bei sämtlichen Formen der Kooperation ist zu beachten, daß sie stets aus taktischen oder 

utilitaristischen Erwägungen erfolgen. Im Sinne des defensiven Realismus kann es demnach 

zwar eine ganze Fülle von Varianten der Zusammenarbeit geben, wenn die Akteure dies nach 

Kosten-Nutzen-Erwägungen für die ihren Interessen am ehesten entgegenkommende Verhal-

tensform erachten. Soweit sich ihnen aber Gelegenheiten bieten, ihre Macht ohne negative 

Konsequenzen zu erweitern, werden sie diese nutzen und auf Kooperation verzichten. Hinzu 

kommt, daß sie sich durch Zusammenarbeit nicht „fesseln“ lassen wollen. Denn Staaten sind 

bestrebt, die Fähigkeit zur autonomen Gestaltung ihrer Daseinsgrundvoraussetzungen zu be-

halten, oder um mit Waltz zu sprechen: „States, if they can afford to, shy away from beco-

ming excessively dependent on goods and resources that may be denied them in crises and 

wars.“319 Gegen ein weitergehendes Miteinander spricht zudem, daß das Sicherheitsdilemma 

durch Informationsaustausch vorübergehend nur eingedämmt, aufgrund langfristiger Unsi-

cherheiten (Wahrheitsgehalt der Informationen, Unvorhersehbarkeit der Präferenzen anderer 

Akteure) jedoch nicht aufgelöst werden kann. Wenn darüber hinaus Machtmaximierung unter 

Beachtung rationaler Kosten-Nutzen-Kalküle nach oben keine Grenzen kennt, wie dies den 

Annahmen eines fortwährenden Aufstiegsdilemmas zu entnehmen ist, trägt dieses selbst dann 

zur Instabilität des Systems bei, wenn das Sicherheitsdilemma durch ein militärisches Gleich-

gewicht eingehegt worden ist. Aus dieser Sicht ist vor allem im offensiven Realismus kein 

Platz für normativ geleitete Formen der Zusammenarbeit. Zwischen Staaten sind deshalb we-

der dauerhafte Freundschaften noch dauerhafte Feindschaften möglich.  

 

(2)  Konfrontation 

Ungleiche Wachstumsprozesse sowie die Folgewirkungen der Anarchie führen nicht nur zu 

permanenter positionaler Konkurrenz innerhalb des Systems, sondern sie begründen gleich-

zeitig seine Anfälligkeit für gewaltsame Konflikte. Da Staaten in sich nicht statisch sind und 

                                                                                                                                                         
318  Ebd., S. 83. 
319  Waltz (2000): S. 15. 
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unentwegt ihre Machtverhältnisse mehr oder weniger verändern,320 ist ein absolutes sicher-

heitspolitisches Gleichgewicht unmöglich. Dies würde nur dann bestehen – und wäre nur 

dann eine Absicherung des Friedens –, wenn jede unit über exakt die gleichen Machtpotentia-

le verfügt. So jedoch ist ein Konflikt bzw. Krieg bereits im Frieden angelegt, wie Edward N. 

Luttwak behauptet: „Im Verlauf der Geschichte hat Frieden oft zu Krieg geführt, weil er de-

mographischen, kulturellen, ökonomischen und sozialen Veränderungen freien Lauf ließ, die 

das Kräftegleichgewicht störten, das den Frieden zuvor gesichert hatte. Da der Friedenszu-

stand selbst keine eigene Substanz hat, kann er zwar nicht störend wirken. Er fördert jedoch 

die ungleiche Entwicklung menschlicher Fähigkeiten und Mentalitäten ohne Rücksicht auf 

die Faktoren, die den Krieg lange verhindert haben.“321 Der systemische Realismus sieht da-

her in Abwesenheit einer übergeordneten Regelungsinstanz in den Veränderungen materieller 

Konstellationen die wesentliche Ursache für Konflikte und Kriege. Dabei können die Über-

gänge von gewaltlosen zu gewaltsamen Auseinandersetzungen fließend sein, denn „the vision 

offered by positional competition is of an ongoing struggle for power and international influ-

ence that could eventually spill over from the relatively benign forms it is taking at present to 

the more traditional forms of military and territorial competition among major powers.“322  

  Offensive Realisten gehen davon aus, daß die bloße Möglichkeit (possibility) eines Kon-

fliktes staatliches Verhalten prägt, wohingegen defensive Realisten eine solche Handlungen 

auslösende Wirkung der Kalkulation von Wahrscheinlichkeiten (probability) zuschreiben.323 

Besonders anfällig für gewaltsame Auseinandersetzungen sind multipolare Machtkonstella-

tionen, und dies aus drei Gründen: Es gibt, erstens, mehr mögliche Staatenpaare, die in Kon-

flikt geraten können. Zweitens sind die Machtungleichgewichte ausgeprägter, wodurch wie-

derum militärische Siege wahrscheinlicher werden (im Gegensatz zur relativen Aussichtslo-

sigkeit eines erfolgreichen Krieges unter bipolaren Bedingungen). Schließlich ist, drittens, das 

Potential für Fehlkalkulationen in einer multipolaren Konstellation größer.324 

  Veränderungen im internationalen System, die zur Destabilisierung zwischenstaatlicher 

Beziehungen führen können, erfolgen offen oder verdeckt. Ein Staat, der kontinuierlich mili-

                                                 
320  „Realists of all kinds view change in state behavior as adaptation to external constraints conditioned by 

change in relative power.“ Wohlforth (1994/1995): S. 96. 
321  Edward Luttwak, Strategie. Die Logik von Krieg und Frieden, Lüneburg 2003, S. 99. „Im Frieden jedoch 

verstärkt jeder menschliche Fortschritt [...] die Fähigkeit zur Kriegführung, und zwar auf asymmetrische 
Weise. So wird das militärische Gleichgewicht gestört, das einmal den Frieden bewahren half. Wenn Krieg 
nicht Frieden hervorrufen würde, dann gäbe es keinen Krieg – denn Krieg kann sich nicht selbst unendlich 
fortsetzen.“ Ebd., S. 100. 

322  Ethan B. Kapstein, Michael Mastanduno, Realism and State Strategies After the Cold War, in: Kap-
stein/Mastanduno (1999): S. 6. 

323  Vgl. zu dieser Debatte Taliaferro (2001): S. 152 – 156. 
324  Vgl. Mearsheimer (2001): S. 338 – 344. 
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tärisch aufrüstet, wird zwangsläufig das Mißtrauen seiner Nachbarn wecken und damit auf 

dem direktesten Wege Gegenreaktionen auslösen. Eine solche Politik wirkt auf den ersten 

Blick destabilisierend. Je offener jedoch ein Staat seine Ambitionen darlegt, umso kalkulier-

barer wird er und desto einfacher wird es seinen Konkurrenten fallen, angemessen zu reagie-

ren. Eine transparente Aufrüstung kann daher auch stabilisierende Effekte haben.325  

  Mit wesentlich größeren Risiken ist hingegen der Prozeß der verdeckten Änderung von 

Machtverhältnissen verbunden. Staaten, die vor allem mit Blick auf relative Gewinne Koope-

rationsformen eingehen, können langfristig dominierenden Einfluß gewinnen. Soweit sich ih-

re Partner dieses Zusammenhangs bewußt sind, werden sie geneigt sein, möglichst frühzeitig 

in einen solchen Prozeß einzugreifen. Je undurchschaubarer die relativen Gewinne sind, desto 

krisenanfälliger wird das System, da aufgrund unzureichender Informationen die Wahrschein-

lichkeit präventiver Akte und damit unkalkulierbarer Eskalationsspiralen steigt. Ein Staat rea-

giert damit sowohl auf reale Veränderungen seiner Umwelt als auch auf bloße Vermutungen, 

die der Logik der anarchischen Staatenwelt entspringen. Da jeder Akteur sein Überleben 

langfristig kalkulieren muß, ist er zum Denken in Worst-Case-Szenarien gezwungen. Hand-

lungen konkurrierender Staaten werden daher immer mit Blick auf ihre zukünftigen Auswir-

kungen betrachtet. William C. Wohlforth schreibt deshalb: „A decision to reform, retrench, or 

go to war reflects expectations about future trends and assessments of the likely effect of to-

day’s policies on tomorrow’s distribution of relative power.“326 

  So logisch diese Schlußfolgerungen sind, Kritiker weisen zu Recht darauf hin, daß auf 

diese Weise die Entstehung von Konflikten und Kriegen im konkreten Fall nur unzureichend 

erklärt werden kann. Die Anarchieannahme bleibt damit ebenso konkret wie vage. Sie dient 

als Ausgangspunkt realistischer Argumentationen und verdeutlicht, daß die Struktur des Sy-

stems Kriege erleichtert bzw. zuläßt, da es keine übergeordnete Kontrollinstanz gibt (permis-

sive condition). Kenneth N. Walz stellt dazu fest: „War may result because state A has some-

thing that state B wants. The efficient cause of the war is the desire of state B; the permissive 

cause is the fact that there is nothing to prevent state B from undertaking the risks of war.“327 

Zwar schreibt Waltz, daß Kriege zur Wiederherstellung eines Machtgleichgewichts geführt 

würden.328 Insgesamt erscheinen seine Ausführungen über konkrete Kriegsursachen aber ge-

radezu willkürlich: „[...] with each state deciding for itself whether or not to use force, war 

                                                 
325  „The clearer the underlying distribution of power is, the less likely it is that states will need to test it in arms 

races or crises.“ Wohlforth (1999): S. 39. 
326  Wohlforth (1994/1995): S. 98. 
327   Waltz (1959): S. 234. 
328  Vgl. Waltz (1979): S. 204. 
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may at any time break out.“329 Oder: „In the relations of states, with competition unregulated, 

war occasionally occurs.“330 Jack S. Levy kritisiert deshalb: „If a permissive condition allows 

war to happen but does not make war happen, then whether wars occur or not, or the fre-

quency with which they occur, has no bearing on the validity of the theoretical argument.“331 

John J. Mearsheimer gesteht daher freimütig ein: „Structural theories such as offensive real-

ism are at best crude predictors of when security competition leads to war.“332 

  Nicht jeder Machtzuwachs eines Akteurs sorgt zwangsläufig für Konflikte. Völlig unklar 

ist z.B., wie genau relative Gewinne zu Krieg führen, zumal der betroffene Staat jederzeit mit 

gewaltlosen Mitteln wie dem Abbruch der Handelsbeziehungen reagieren kann.333 Der reali-

stische Kausalpfad ist des weiteren insofern differenzierter zu betrachten, als in der abstrakten 

Anschauung nicht erkennbar wird, ab wann ein Akteur der Auffassung ist, ausreichend Fä-

higkeiten akkumuliert zu haben, um sein Überleben abzusichern. Die Feststellung eines sol-

chen „genügsamen Einflußpotentials“ dürfte ganz maßgeblich das Verhalten eines Staates er-

klären. Weitere Ungenauigkeiten sind bei der Offense-Defense-Theorie zu erkennen: 

Grundsätzlich ist fraglich, wie offensive und defensive Rüstungsgüter voneinander zu 

unterscheiden sind. Keir A. Lieber hat dazu die These aufgestellt, daß Innovationen im 

Bereich der Mobilität die Offensive und im Bereich der Feuerkraft die Defensive begünstigen. 

Er gesteht aber Grenzen dieses Differenzierungskriteriums ein.334 Die Debatte über 

Raketenabwehrsysteme zeigt als ein Beispiel von vielen, wie schwer offensive und defensive 

Waffensysteme voneinander zu trennen sind. Auf den ersten Blick ist die Errichtung eines 

National Missile Defense (NMD) System auf die Abwehr anfliegender ballistischer 

Trägersysteme fokussiert. Der NMD-Staat könnte diesen Schutzschild aber auch dazu nutzen, 

den Aufbau von Angriffsoptionen abzusichern. Dem Gegner würde es dann schwerer fallen, 

diese durch Präventivschläge mittels Raketen zu neutralisieren. 

  Die Analyse von Machtverschiebungen kann erst dann zur Erklärung von Konflikten und 

Kriegen beitragen, wenn materielle Veränderungen hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf Ord-

nungspräferenzen betrachtet werden. Da ein objektives Machtgleichgewicht unmöglich ist 

und damit der Status quo nicht für alle Akteure akzeptabel sein kann, ergeben sich Hand-

                                                 
329  Ebd., S. 102. 
330  Ebd., S. 195. 
331  Jack S. Levy, War and Peace, in: Walter Carlsnaes, Thomas Risse, Beth A. Simmons (Hrsg.), Handbook of 

International Relations, London – Thousand Oaks – Neu-Delhi 2001, S. 353. 
332  Mearsheimer (2001): S. 335. 
333  „Realists are not always clear, however, about the precise causal mechanisms leading from relative gains to 

war. […] If diplomatic relations between trading partners begin to deteriorate, however, relative gains con-
cerns may lead states to cut back on trade which may exacerbate existing tensions and contribute to a con-
flict spiral.“ Levy (2001): S. 357. 
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lungskonsequenzen vor allem aus der Anerkennung respektive Ablehnung der herrschenden 

Verhältnisse. Zwar können diverse Differenzen durch Kooperationsprozesse abgefedert wer-

den. Die positionale Konkurrenz wird aber immer dann umso intensiver und damit konfronta-

tiver, je stärker die Ordnungspräferenzen zweier oder mehrerer Akteure auseinandergehen. 

Vor allem der Auf- und Abstieg der Mächte ist eine der zentralen Ursachen für Konflikte und 

Kriege.  

  Die Ordnungspräferenzen können in dreifacher Weise kombiniert werden, woraus sich un-

terschiedlich stabile Welten ergeben: (1) Die Beziehungen zwischen Anhängern des Status 

quo sind am stabilsten, da alle Akteure die herrschende Konstellation als profitabel erachten. 

(2) Verhältnisse zwischen revisionistischen Mächten sind relativ stabil bis gemäßigt instabil. 

Soweit Staaten der Wille und die Überzeugung eint, nur gemeinsam den Status quo ändern zu 

können, ist ihr Zusammenhalt gefestigt. Konkurrieren zwei oder mehr Seiten gegeneinander 

um die neue Hegemonialstellung, sind die Beziehungen bei halbwegs ähnlichen capabilities 

stabil. Hinzu kommt, daß sie das Sicherheitsdilemma in ihren Einflußsphären eindämmen 

können und gleichzeitig zumindest dort keine Konkurrenten im Sinne des Aufstiegsdilemmas 

mehr haben. Instabil wird diese Konfiguration dann, wenn eine revisionistische Macht die an-

dere zu übertrumpfen versucht. (3) Am höchsten ist der Grad der Auseinandersetzung zwi-

schen saturierten und revisionistischen Staaten. In diesem Fall stehen sich Positionsdifferen-

zen unvereinbar gegenüber. Konflikte entstehen folglich erst dann, wenn ein Akteur aus den 

gegebenen Über- und Unterordnungsverhältnissen auszubrechen versucht. Damit gilt ei-

nerseits im Sinne Schwellers: „At the systemic level, balance of interest theory suggests that 

the distribution of capabilities, by itself, does not determine the stability of the system. More 

important are the goals and means to which those capabilities or influence are put to use: 

whether power and influence is used to manage the system or destroy it; whether the means 

employed to further such goals threaten other states or make them feel more secure. In other 

words, the stability of the system is a function of the balance of revisionist and conservative 

forces.“335 Eine revisionistische Ordnungspräferenz setzt allerdings stets entsprechende Fä-

higkeiten voraus: „When status-quo states are far more powerful than revisionist states, the 

system will be stable. When a revisionist state or coalition is more powerful than the defend-

ers of the status quo, the system will eventually undergo change – only the questions of when, 

how, and to whose advantage remain undecided.“336 

                                                                                                                                                         
334  Vgl. Lieber (2000): S. 77 – 104. 
335  Schweller (1998): S. 89. 
336  Ebd. 
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  Staaten erwägen unter diesen Bedingungen nur dann einen Krieg, wenn die Wirkungen 

des erwarteten Ergebnisses die Wirkungen der eingesetzten Ressourcen übertreffen – und nur 

dann, wenn kostengünstige Ersatzhandlungen der Kooperation oder der gewaltfreien Kon-

frontation keine adäquaten Wirkungen versprechen.337 Denn jede Mittelverwendung infolge 

eines Kriegseinsatzes mindert zunächst die Fähigkeit, das Überleben des eigenen Staates ab-

zusichern. Erst die erhoffte Wirkung des Krieges, namentlich die Einflußerweiterung, steigert 

die Überlebensfähigkeit. Aus materieller Sicht müssen nach Wohlforth folgende Bedingungen 

vorliegen: „The key is that conflict occurs only if the leader and the challenger disagree about 

their relative power. That is, the leader must think itself capable of defending the status quo at 

the same time that the number two state believes it has the power to challenge it.“338 Zwei 

Szenarien sind diesbezüglich auf der Ebene der Großmächte denkbar. Der Expansionist ver-

fügt, erstens, aufgrund seiner Machtüberlegenheit über den Luxus, selbst bei leichten positio-

nalen Verlusten sein Überleben autonom absichern zu können. Er wird erst dann zu gewalt-

samen Maßnahmen greifen, wenn der Herausforderer Hegemonialqualitäten zeigt und sich 

der Hegemon damit faktisch im Abstieg befindet. In einem solchen Fall werden Präemptiv- 

und Präventivschläge wahrscheinlicher.339 Herausforderer wiederum werden, zweitens, nur 

dann Gewalt anwenden, wenn sie aufgrund asymmetrischer Ausgangsbedingungen Vorteile 

auf ihrer Seite sehen und der Expansionist ein window of vulnerability gezeigt hat. In allen 

übrigen Fällen arbeiten sie im Sinne des soft balancing an einer langsamen Unterminierung 

des Systems und setzen Gewalt erst dann ein, wenn sie nach erfolgreichem internal balancing 

Duellfähigkeiten erlangt haben, die in der gegebenen Situation erfolgversprechend sind.  

 

                                                 
337  Auf diesen Zusammenhang hat auch Jonathan Kirshner hingewiesen: „Even states that expect to benefit 

from war have an incentive to bargain to avoid its costs.“ Jonathan Kirshner, Rationalist Explanations for 
War?, in: Security Studies, Nr. 1, Herbst 2000, S. 143. 

338  Wohlforth (1999): S. 24. 
339  „One possible causal mechanism in the ‘pure security’ path to war involves a ‘pre-emptive strike’ by a state 

motivated only by the fear that its adversary is about to attack and by the belief that if war is inevitable it is 
better to initiate it.“ Levy (2001): S. 354. 
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d)  Falsifizierbarkeit 
Vertretern realistischer Theorien wird vorgeworfen, daß ihre Ansätze nicht falsifizierbar sei-
en. Dies wird u.a. wie folgt begründet: (1) Der Ansatz der balance of power von Kenneth N. 
Waltz könne nicht widerlegt werden, da er mit dilatorischen Argumenten arbeite. Demnach 
werde sich früher oder später ein Machtgleichgewicht ergeben, auch wenn sich die Akteure 
gegenwärtig anders verhielten.340 (2) Realisten würden, wenn sie nicht mehr weiterwüßten, 
ihren ursprünglichen Kausalpfad spontan durch Hilfsargumente ergänzen.341 Beliebige als in-
tervenierend deklarierte, faktisch aber neue unabhängige Variablen griffen immer dann ein, 
wenn ein Ereignis durch die ursprüngliche unabhängige Variable nicht deutbar sei.342 (3) Di-
verse Aussagen über das Allianzverhalten seien willkürlich. Wenn sich ein Staat je nach Si-
tuation sowohl für balancing als auch für bandwagoning entscheide, aus einer Logik also ge-
gensätzliche Optionen ableitbar seien, könnten Grundannahmen nicht widerlegt werden. Denn 
ex post seien dann ganz unterschiedliche Verhaltensweisen mit einem konstanten Satz reali-
stischer Annahmen erklärbar. Aus diesen Anschuldigungen wird der Schluß gezogen, daß das 
realistische Paradigma mit Blick auf seine weitere Entwicklung degeneriere. 
  Eine der wesentlichen Ursachen dieses Streits ist, daß Befürworter und Gegner realisti-
scher Forschungsansätze ganz unterschiedliche Auffassungen darüber haben, was eine Theo-
rie ausmacht und welchen Zweck sie zu erfüllen hat. Aus der Perspektive dieser Arbeit kön-
nen die aufgeworfenen Kritikpunkte wie folgt beantwortet werden: (1) Es ist schlicht falsch, 
daß der Neorealismus von Waltz nicht falsifizierbar ist. Sollten sich in der Staatenwelt hierar-
chische statt anarchische Strukturen bilden, wäre seine Theorie des Machtgleichgewichts ob-
solet. Richtig ist hingegen, daß diese Variante des Realismus aufgrund ihrer teilweise sehr all-
                                                 
340  „The problem with the realist perspective [...] is the indeterminacy in the timing of the arrival of a counter-

vailing power.“ Paul (2005): S. 49. Paul Schroeder teilt diese Bewertung und fügt hinzu: „[...] it is far from 
obvious [...] that in the long run bids for hegemony always fail and new balances emerge.“ Paul Schroeder, 
Historical Reality vs. Neo-realist Theory, in: International Security, Nr. 1, Sommer 1994, S. 124. 

341  Die derzeitige Debatte zu diesem Punkt erinnert an erste Auseinandersetzungen um die Ausführungen von 
Kenneth N. Waltz zum Neorealismus, der von der Herangehensweise Hans J. Morgenthaus erheblich ab-
wich. Auch Waltz war damals zum Teil vorgeworfen worden, kein Realist zu sein. Vgl. zu dieser Debatte 
Robert G. Gilpin, The richness of the tradition of political realism, in: International Organization, Nr. 2, 
Frühjahr 1984, S. 287 – 304. 

342  Ein Beispiel für diese Vorgehensweise im deutschsprachigen Raum ist Werner Link, der sich in seinen Bei-
trägen zum Thema „Hegemonie und Gleichgewicht der Macht“ als Neorealist verortet, wozu er explizit auf 
die Arbeiten von Kenneth N. Waltz Bezug nimmt. Seine Ausführungen zu den weltpolitischen Prozessen 
der Macht- und Gegenmachtbildung wirken in sich geschlossen. Um dies zu erreichen, arbeitet Link aber 
immer wieder mit ad hoc eingeführten Ergänzungen der Logik des systemischen Realismus, die im Ansatz 
von Waltz durchweg nicht vorgesehen sind. So wird die Europäische Union als bedeutende Handlungsein-
heit verstanden, obwohl Institutionen im Neorealismus nur sekundäre Bedeutung haben. Internationalen 
Terrornetzwerken spricht Link ebenfalls Akteursqualität zu. Vgl. Werner Link, Hegemonie und Gleichge-
wicht der Macht, in: Mir A. Ferdowsi (Hrsg.), Sicherheit und Frieden zu Beginn des 21. Jahrhunderts. 
Konzeptionen – Akteure – Regionen, München 2002, S. 39 – 56, hier insbesondere S. 48 – 50, 53 – 56. 
Schließlich hält Link nicht sich verändernde capabilities, sondern sich wandelnde Ideen für den zentralen 
Einflußfaktor in der Weltpolitik: „Nach der rassenpolitischen und der klassenpolitischen Herausforderung 
könnte – wider Willen vom ‘langen Feldzug’ der USA gefördert – die islamistische Herausforderung zum 
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gemeinen Annahmen nur sehr wenig Angriffsfläche bietet, um widerlegt zu werden. Demnach 
stellt sich nicht die Frage der Falsifizierbarkeit, sondern der sinnigen Anwendbarkeit des An-
satzes. (2) Hilfsargumente sind dann ein Problem, wenn sie außerhalb eines verbundenen 
Kausalpfades liegen und ex post eingefügt werden. Solange sich intervenierende Variablen 
aus unabhängigen Variablen ergeben, bleiben theoretische Aussagen in sich konsistent. Frag-
lich ist dabei, und dies muß jeder Forscher für sich entscheiden, welches Ziel er mit einer 
Theorie verfolgt. Wählt er einen breiten Ansatz mit mehreren unabhängigen Variablen, wird 
er viel verstehen, aber nur wenig erklären können. Gleichwohl wird eine solche Vorgehens-
weise, die den Aspekt sparsamer Ausgangsannahmen vernachlässigt (parsimoniousness), von 
einigen Theoretikern für durchaus legitim erachtet.343 (3) Der in dieser Arbeit gewählte theo-
retische Ansatz kann die Rahmendaten hervorheben, die ein Akteur vor der Wahl von balan-
cing und bandwagoning zu berücksichtigen hat. Wahrscheinlichkeiten einer zu erwartenden 
Handlung werden durch die Auswertung systemischer Impulse eingegrenzt.344 Die endgültige 
Entscheidung wird aber nur durch den Blick in den Akteur nachvollziehbar. Solange dies le-
diglich geschieht, um eine systemische Impulsverarbeitung einzubeziehen und nicht, um au-
tonome subsystemische Impulse zu berücksichtigen, wird keine zusätzliche unabhängige Va-
riable integriert. Die Falsifizierbarkeit entscheidet sich des weiteren nicht an der Frage, wel-
che Allianzoption ein Akteur wählt. Im Vordergrund steht die auslösende Wirkungsmächtig-
keit und Dominanz materieller Faktoren zur Erklärung von Sicherheitspolitik (Festlegung der 
Handlungsräume). Im erwähnten Beispiel können vor allem Aussagen über das Verhalten des 
Akteurs getroffen werden, nachdem dieser sich für balancing oder bandwagoning entschieden 
hat (Festlegung der Handlungskonsequenzen).345 Versuche der Falsifikation müssen folglich 
an diesen Punkten ansetzen und mit einer Basisüberprüfung von Basisannahmen beginnen. 
Bernard I. Finel formuliert dazu: „At the very least, realism provides a set of baseline expec-
tation that allows us to identify variations which give rise to alternative models of interna-
tional politics. On the whole, we expect the United States to be able to shape international 
outcomes more easily than Fiji, simply because the United States is more powerful.“346  
  Die in dieser Arbeit vorgestellte Fassung eines offensiven Realismus funktionaler Prägung 
                                                                                                                                                         

neuen strukturbestimmenden Weltkonflikt werden.“ Ebd., S. 55.  
343  „Parsimony is, first and foremost, a relative measure of the ratio of independent to dependent variables. The 

goal is to explain a lot with a little, but there is no logical reason to prefer simple models that make a few 
vague predictions to much more complex models that make many precise predictions.“ Finel (2001/2002): 
S. 210. 

344   „Structures shape and shove; they do not determine the actions of states.“ Waltz (2000): S. 24. 
345   Peter D. Feaver wirft Kritikern wie Legro und Moravcsik vor, daß sie „fail to understand that realist theo-

ries are as much about the consequences of behavior as about the determinants of behavior. [...] But the 
probability that ‘unrealistic’ behavior will suffer adverse consequences is the key causal mechanism that 
makes the ‘realist’ behavior predictable in the first place.“ Peter D. Feaver, in: Correspondence. Brother, 
Can You Spare a Paradigm (Or Was Anybody Ever a Realist?), in: International Security, Nr. 1, Sommer 
2000, S. 166. 
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kann daher unter folgenden Bedingungen als widerlegt betrachtet werden:  
 

• Wenn Entscheidungsträger dauerhaft systemische Impulse ignorieren und mehrheitlich un-
ter Berücksichtigung eigener Interessen oder innenpolitischer Präferenzbildungsprozesse 
agieren, ist der systemische Realismus nicht anwendbar. Das first image bzw. das second 
image hätten dann unabhängige Erklärungskraft. Beispiel: Staaten führen aus rein ideolo-
gischen Gründen Krieg – also weder, weil sie sich bedroht fühlen, noch zur Sicherung ih-
res Wohlstandes.  

 

• Wenn Staaten soweit ihre Souveränität aufgeben, daß sie Institutionen nicht mehr steuern 
können und diese ein Eigenleben entwickeln, greift der systemische Realismus ebenfalls 
nicht. Beispiel: Die Mitglieder der Europäischen Union verzichten auf ihre Streitkräfte zu-
gunsten einer Euroarmee, über deren Einsatz ausschließlich das Europäische Parlament 
entscheidet.  

 

• Wenn Staaten sich bietende Gelegenheiten zur Verbesserung ihrer positionalen Stellung im 
internationalen System nicht ergreifen, obwohl sie mit keinerlei negativen Konsequenzen 
ihrer Konkurrenten zu rechnen haben, geriete zumindest die offensive Form des systemi-
schen Realismus in Bedrängnis. Beispiel: Nach dem Rückzug der USA aus dem asiatisch-
pazifischen Raum und einer anschließenden Politik des Isolationismus verzichtet China 
darauf, Taiwan dahingehend unter Druck zu setzen, sich dem Festland anzuschließen. 

 

Die Annahmen des funktionalen offensiven Realismus sind hingegen dann nicht widerlegt, 
wenn Staaten in Einzelfällen Entscheidungen treffen, die irrational sind. Auch hier gilt, daß 
der Realismus nicht mit letzter Garantie prognostizieren kann, ob sich ein Staat tatsächlich ra-
tional verhalten wird. Er kann lediglich voraussagen, daß ein solches Verhalten wahrschein-
lich ist. Für irrationale Entscheidungen lassen sich mindestens fünf Erklärungen finden: Der 
Staatsführung lagen, erstens, unvollständige Informationen zur Beurteilung einer Situation 
vor. John J. Mearsheimer stellt fest, daß „states think strategically about how to survive in the 
international system. States are instrumentally rational. Nevertheless, they miscalculate from 
time to time because they operate in a world of imperfect information, where potential adver-
saries have incentives to misrepresent their own strength or weakness and to conceal their true 
aims.“347 Gleichsam ist es, zweitens, möglich, daß die Staatsführung zwar ausreichende In-
formationen besitzt, sich aber dennoch irrational verhält. Die hier unterstellte Impuls-

Weitergabe des internationalen Systems bleibt aus. In diesem wie auch im ersten Fall ist da-
von auszugehen, daß der Akteur für das Verhalten vom System bestraft wird. Kenneth N. 
Waltz schreibt dazu: „Structures encourage certain behaviors and penalize those who do not 
                                                                                                                                                         
346  Finel (2001/2002): S. 190 f. 
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respond the encouragement.“348 Die Staatsführung wird sich, nachdem sie die Konsequenzen 
ihres Verhaltens zu spüren bekommen hat, dann langfristig wieder den systemischen Verhal-
tensvorgaben unterwerfen und auf die exogenen Impulse reagieren. Die dritte Erklärung er-
folgt aus der Perspektive eines dominierenden Akteurs: Ein Staat verfügt zwar über ausrei-
chend Informationen, kann aber aufgrund seiner übermächtigen Stellung zeitweise bestimmte 
systemische Impulsvorgaben ignorieren, ohne gleich befürchten zu müssen, dafür später be-
straft zu werden. Waltz stellt dazu fest, daß „strong states [...] can afford not to learn“.349 Da-
raus folgt für die Tagespolitik: „When few if any vital interests are endangered, a country’s 
policy becomes sporadic and self-willed.“350 Mit Blick auf das Verhalten der USA resümiert 
er: „The winner of the Cold War and the sole remaining great power has behaved as un-
checked powers have usually done. In the absence of counterweights, a country’s internal im-
pulses prevail, whether fueled by liberal or by other urges.“351 Die vierte Erklärung setzt an 
der erforderlichen Umsetzung von national power in state power an: Die Regierung eines 
Staates hat systemische Impulse korrekt verarbeitet, adäquate Maßnahmen beschlossen und 
verfügt auch über ausreichende capabilities zu ihrer Umsetzung. Der bürokratische Apparat 
ist jedoch nicht in der Lage, den Transfer einer Entscheidung in Politik zu leisten.352 Da der 
Bereich der Diplomatie im hier gewählten Ansatz zu den Fähigkeiten eines Akteurs gerechnet 
wird, kommt es zu einer Blockade innerhalb der capabilities, die nicht im Verbund zur Wir-
kung gebracht werden können. Ist schließlich, fünftens, der Impuls des Systems nicht stark 
genug, um von den Mitgliedern der Regierung als für den Bestand von Souveränität und 
Wohlstand relevant erachtet zu werden, könnte ein mangelnder Elitenkonsens dazu führen, er-
forderliche Maßnahmen wie z.B. die der Gegenmachtbildung nicht einzuleiten.353 

                                                                                                                                                         
347  Mearsheimer (1994/1995): S. 10. 
348  Waltz (1979): S. 106. Ebenso behauptet Grieco, daß „the international environment severely penalizes 

states if they fail to protect their vital interests or if they pursue objectives beyond their means; hence, states 
are ‘sensitive to costs’ and behave as unitary-rational agents.“ Grieco (1988): S. 488. Mearsheimer äußert 
sich entsprechend: „Individuals are free to adopt non-realist discourses, but in the final analysis, the system 
forces states to behave according to the dictates of realism, or risk destruction.“ John J. Mearsheimer, A 
Realist Reply, in: International Security, Nr. 1, Sommer 1995, S. 91. 

349  Waltz (1979): S. 195. „A state that is stronger than any other can decide for itself whether to conform its 
policies to structural pressures and whether to avail itself of the opportunities that structural change offers, 
with little fear of adverse affects in the short run.“ Waltz (2000): S. 24. 

350   Ebd., S. 29. 
351  Ebd., S. 24. „The absence of serious threats to American security gives the United States wide latitude in 

making foreign policy choices. A dominant power acts internationally only when the spirit moves it.“ Ebd., 
S. 29. So auch Wohlforth: „Possessing an undisputed preponderance of power, the United States is freer 
than most states to disregard the international system and its incentives.“ Wohlforth (1999): S. 8.  

352  Vgl. Elman (1996a): S. 41. 
353  Randall L. Schweller liefert diesbezüglich mehrere Erklärungen für ein Ausbleiben einer eigentlich not-

wendigen Gegenmachtbildung: „States are not expected to balance against threats when there is (1) signifi-
cant elite disagreement in terms of threat perception; (2) elite consensus that a threat exists but disagree-
ment over the appropriate remedy (e.g., whether to appease or to stand firm); or (3) elite consensus to adopt 
other policy options such as appeasement, bandwagoning, buck-passing, or bilateral or multilateral binding 
strategies.“ Schweller (2004): S. 173. Vgl. Schweller (2006). 
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  Die Zulässigkeit einer derartigen Interpretation ist zwischen einzelnen Theoretikern natur-
gemäß umstritten. Miles Kahler zweifelt grundsätzlich daran, „whether assumptions regarding 
individual decision-making processes, rational or nonrational, can be transformed into plausi-
ble assumptions about the behavior of collectivities.“354 Insgesamt sei es fraglich, ob der ra-
tionalistische Ansatz überhaupt noch brauchbar sei: „[…] cognitive inadequacy, the barriers 
to a consistent pursuit of national interests imposed by domestic politics, and the intrusion of 
emotion-laden issues of identity suggest that rationalist models must be substantially modified 
or abandoned.“355 Auch in diesem Fall dürfte die Kritik auf ein abweichendes Theoriever-
ständnis zurückzuführen sein. Systemische Realisten behaupten nicht, daß der Staat ein ratio-
naler, einheitlicher Akteur sei, sondern sie nehmen lediglich an, „that states will behave as if 
they were unitary, rational actors.“356 Eine solche Vereinfachung erfolgt zur besseren Opera-
tionalisierung des theoretischen Kausalpfades – und sie kann ebenso legitim geteilt wie abge-
lehnt werden. Soweit der Annahme zugestimmt wird, folgt daraus, „that it does work within 
certain boundaries“ 357. 
  Sämtliche zentralen Schriften zu den Theorien der IB sind nach ihrem Erscheinen mehr 
oder weniger heftig kritisiert worden. Dies hängt nicht nur mit den unterschiedlichen Gegen-
wartswahrnehmungen und Weltbildern der beteiligten Wissenschaftler zusammen, sondern 
mit dem Wesen der Theorie. Diese setzt in ihren Annahmen reduktiv an und wird dann mit 
mannigfaltigen und facettenreichen empirischen Entwicklungen konfrontiert, die sie immer 
nur ausschnittartig erklären kann. Mit anderen Worten: Es liegt in der Natur der Sache, daß 
die Formulierung einer Theorie schwierig, die Aufdeckung nicht im Kausalpfad vorgesehener 
Anomalien hingegen relativ einfach ist. Glenn H. Snyder merkt dazu an: „There are so many 

causal variables operating in the empirical world that no theory can embrace more than frac-
tion of them; consequently every theoretical explanation, strictly speaking, is ‘false’. No the-

ory can give a full explanation of reality; it can only spell out the logical relations of the vari-
ables within its purview. This means […] that all theories must fail a strict empirical test; at 

best they can only be tentatively confirmed by observing parallel tendencies in reality.“358 

                                                 
354  Miles Kahler, Rationality in International Relations, in: International Organization, Nr. 4, Herbst 1998, S. 

929. 
355  Ebd., S. 921. 
356  Finel (2001/2002): S. 199. 
357  Ebd. „What I am claiming is that the rational actor assumption does not describe the actual process by 

which policy is made. This does not undermine realism as a theory, of course. All theories must make sim-
plifying assumptions about the phenomena they examine, so the fact that a theory’s assumption do not 
match reality is not a problem in itself.“ Ebd. 

358  Snyder (1996): S. 167. 
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II.                Strategische Dimensionen 
 

 

Der Begriff der „Strategie“ nimmt in dieser Arbeit eine zentrale Stellung ein. Aus diesem 

Grund wird ihm ein Unterkapitel gewidmet, das den Gegenstand grundsätzlich durchdringen 

soll. Dazu gehört zunächst ein Blick auf die Positionierung sicherheitsstrategischer Studien in 

der Politikwissenschaft und ihrer Teildisziplin Internationale Beziehungen. Anschließend ist 

zu klären, wie „Strategie“ aus begrifflicher, historischer und zeitgenössischer Sicht definiert 

wird und welche klassischen Themenfelder sie umfaßt. Da im Vordergrund der nachfolgen-

den Analyse die „Sicherheitsstrategie“ steht, soll diese darauf entsprechend eingeordnet wer-

den. Abschließend werden übergreifende Wesensmerkmale einer Strategie angesprochen. 

 

1.  Kunst oder Wissenschaft? 

Ist die Beschäftigung mit Strategien eine Wissenschaft oder eine Kunst? Der Schweizer An-

toine Henri de Jomini (1779-1869), einer der bedeutendsten Strategen des 19. Jahrhunderts, 

formuliert dazu mit Blick auf den militärischen Gehalt des Begriffs: „War in its ensemble is 

not a science, but an art.“359 Auch Strategen der Gegenwart wie der Brite Lawrence Freedman 

behaupten, daß „strategy is an art and not a science.“360 Diese groben Zuspitzungen dürften 

auf das Geschick eines Feldherren oder eines Politikers anspielen. Vermutlich soll damit zum 

Ausdruck gebracht werden, daß im Vordergrund strategischer Analysen die politische Praxis 

steht, die sie zu beeinflussen versuchen. Der Brite Julian S. Corbett schreibt hingegen in sei-

nem Werk „Some Principles of Maritime Strategy“ von 1911 über „science of war“ und „stra-

tegical theory“.361 Zwar widerspricht er nicht der Maxime der Militärs, daß auf dem Schlacht-

feld das Moment des Augenblicks zählt, in dem Entscheidungen nicht vor dem Hintergrund 

theoretischer Konstrukte, sondern unmittelbarer Zwänge gefällt werden. Corbett plädiert aber 

aus einem wichtigen Grund dennoch für eine „theoretical study of strategy“362. Sie könne da-

zu beitragen, Wirkungszusammenhänge aufzudecken, um auf diese Weise einen Idealtypus zu 

formulieren, der in der Praxis Orientierung ermögliche. „Theory will warn us the moment we 

begin to leave the beaten track, and enable us to decide with open eyes whether the diver-

                                                 
359  Antoine Henri de Jomini, The Art of War, Philadelphia 1862, S. 321. Die vorliegende Fassung wurde 1996 

in London gedruckt und basiert auf einem Nachdruck des Originals, erweitert um ein Vorwort von Charles 
Messenger, von 1992. Das Buch ist in französischer Sprache 1838 erschienen. 

360   Lawrence Freedman, Conclusion: The Future of Strategic Studies, in: John Baylis, James Wirtz, Eliot 
Cohen, Colin S. Gray, Strategy in the Contemporary World. An Introduction to Strategic Studies, Oxford – 
New York 2002, S. 342. 

361  Vgl. Julian S. Corbett, Some Principles of Maritime Strategy, Annapolis 1988 [1911], S. 3 – 30, hier S. 7. 
362  Ebd., S. 9. 
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gence is necessary or justifiable.“363 Der Russe Aleksandr A. Svechin hat seine Ausführungen 

zu diesem Gegenstand unter die vieldeutige Überschrift „Strategy as a Theory of Art“364 ge-

stellt. In seinem Hauptwerk „Strategy“ von 1927 weist er allerdings darauf hin, daß Strategie 

immer dann als Wissenschaft verstanden werden könne, solange folgende Bedingungen er-

füllt seien: „We are inclined to call any system of knowledge which facilitates our understan-

ding of life and experience a science.“365 

  Der Begriff der „Strategie“ hat seit jeher sowohl theoretische als auch praktische Facet-

ten.366 Der Unterschied zwischen einer Sicherheitsstrategie und einer Theorie der IB kann vor 

allem darin gesehen werden, daß erstere von einem staatlichen Akteur konzipiert und ange-

wendet wird. Letztere dagegen versucht, Handlungen innerhalb der Staatenwelt zu erklären. 

Der Aspekt der Handlungsanleitung steht dabei nicht zwingend im Vordergrund, sondern 

stellt nur eine der möglichen Funktionen einer Theorie dar. Stephen Van Evera versteht unter 

Theorie eine kausale Verkettung von Hypothesen. Stephen M. Walt hat in ähnlicher Weise 

den Begriff der „Strategie“ beschrieben, wobei hier die Handlungsanleitung im Vordergrund 

steht: „In the simplest terms, a state’s grand strategy is a theory explaining how it can ‘cause’ 

security for itself. Strategy is thus a set of hypotheses or predictions: if we do A, B, and C, the 

desired results X, Y, and Z will follow.“367 

  Richard K. Betts erörtert an drei konzentrischen Kreisen die Stellung strategischer Wis-

senschaften. Im Zentrum steht die military science („how technology, organization, and tac-

tics combine to win battles“). Im äußeren Ring werden die security studies („everything that 

bears on the safety of a polity“) angesiedelt. Beide Kreise würden auf der mittleren Ebene 

durch die strategic studies („how political ends and military means interact under social, eco-

nomic, and other constraints“) verbunden. Betts weist darauf hin, daß sich strategische Studi-

en durch eine ausgewogene Berücksichtigung des inneren und äußeren Kreises auszeichnen 

müßten: „One danger in strategic studies is missing the political forest for the military trees. 

That danger was greater during the cold war than now. The opposite danger – that defining 

security broadly will squeeze out work on the military aspects – is greater now.“368 John Bay-

lis und James Wirtz sehen strategische Studien dagegen als Teil sicherheitspolitischer Studi-

                                                 
363  Ebd., S. 10. 
364  Aleksandr A. Svechin, Strategy, herausgegeben von Kent D. Lee, Minneapolis 1991 [1927], S. 70. Das Zi-

tat ist im Original fett gedruckt. 
365  Ebd., S. 71. 
366   Albert A. Stahel schreibt dazu: „Nur die Praxis ist der Maßstab für die Tauglichkeit strategischer Hypothe-

sen und Modelle. Dieser Dualismus Wissenschaft – Praxis bzw. Wissenschaft – Kunst prägt die Strategie 
bis in die Gegenwart.“ Albert A. Stahel, Klassiker der Strategie – eine Bewertung, 2. durchgesehene Aufla-
ge, Zürich 1996, S. 6.  

367  Walt (1987): S. 2. 
368  Richard K. Betts, Should Strategic Studies Survive?, in: World Politics, Nr. 1, Oktober 1997, S. 9. 
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en. Diese wiederum seien Teil der Disziplin der Internationalen Beziehungen, die wiederum 

zu den Politikwissenschaften gehöre.369 Im Gegensatz zu Betts, der eine eher inhaltlich orien-

tierte Aufteilung vorgenommen hat, brechen sie den Gegenstand im Sinne wissenschaftlicher 

Disziplinen herunter. 

  Beide Ansätze überzeugen nur bedingt. Die Einordnung von Baylis und Wirtz ist ebenso 

einsichtig wie banal. Was genau Strategiestudien jenseits des allgemeinen sicherheitspoliti-

schen Bezuges ausmacht, wird nicht ersichtlich. Der Erklärungsversuch von Betts ist diesbe-

züglich erhellender, da er strategischen Studien eine klare Aufgabe zuweist. Letztlich ist die-

ser Ansatz aber insofern einseitig, als mit ihm lediglich ein Bindeglied zwischen dem militäri-

schen Instrumentarium und dem staatspolitischen Sicherheitsstreben dargestellt wird.  
 

 

 

Schaubild 2:  Stellung sicherheitsstrategischer Studien 

 
Richard K. Betts                                John Baylis und James Wirtz 

        

                     Politikwissenschaften 

 

                     Militärstudien 

 

                     Strategiestudien 

                      

                     Sicherheitsstudien 

                      

                     Internationale Beziehungen          

                              
            

Entwurf: Martin Wagener in Anlehnung an Richard K. Betts, John Baylis und James Wirtz 

 

 

                                                 
369  Vgl. John Baylis, James J. Wirtz, Introduction, in: Baylis/Wirtz/Cohen/Gray (2002): S. 12. 
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Eine Präzisierung soll an dieser Stelle dadurch vorgenommen werden, daß von „sicherheits-

strategischen“ Studien gesprochen wird. Da letztlich alle politischen Handlungen einen stra-

tegischen Hintergrund haben können, ist eine derartige inhaltliche Eingrenzung Vorausset-

zung jeder weiteren Zuordnung. Sicherheitsstrategische Studien stellen die inhaltliche 

Schnittmenge der Geostrategie, der Militärstrategie und der diplomatischen Strategie dar. 
 
 
Martin Wagener 

 
 
 

 

 

 

 

 
 

 

 

Politikwissenschaftler können strategische Studien betreiben, sie können sich dabei allerdings 

nicht auf eine anerkannte akademische Disziplin abstützen.370 Wer internationale Beziehun-

gen studiert, kann auf Lehrbücher zurückgreifen, die einen Kanon von ähnlichen Wissensge-

bieten aufweisen. Dies ist im Bereich der strategischen Studien nicht möglich. Zwar gibt es 

eine ganze Reihe von Abhandlungen zur Strategie. Wie bereits zuvor erwähnt, sind die mei-

sten derartigen Bände aber weitgehend untertheoretisiert. Das Gros der Publikationen in die-

sem Bereich zeichnet sich dadurch aus, daß es Leben und Werk der wichtigsten Militärstrate-

gen zusammenfaßt sowie die Militärstrategien der jüngeren Zeit erörtert. Das Etikett „Strate-

gic Studies“ wird für eine ganze Fülle von Abhandlungen im weiten Feld der Sicherheitspoli-

tik benutzt, ohne näher zu reflektieren, was das „Strategische“ des Beitrages eigentlich aus-

macht. Ein klarer Mangel an Trennschärfe ist zu erkennen, wenn Begriffe wie „Sicherheit“, 

„Verteidigung“, „Krieg“ oder „Strategie“ praktisch synonym verwendet werden. 

                                                 
370  Diese Einschätzung wird von Lawrence Freedman geteilt: „So well before the end of the Cold War the field 

of strategic studies (now often referred to as security studies) had become diffuse. There was no recognized 
academic discipline, only a broad area of study, coming under a variety of headings (peace, war, defence, 
security, strategy, arms control). The only unifying factor was that the interest lay beyond practical matters, 
concerned with the actual employment of armed force, to the political purpose for which it might be em-
ployed and the political measures that might be adopted either to prevent this employment or to bring it to 
an end.“ Freedman (2002): S. 331. 

Sicherheitsstrategische Studien 

Geostrategische Studien

Militärstrategische Studien Diplomatische Strategiestudien 
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  Die Strategieinstitute stehen Pate für dieses Dilemma. Sowohl das Londoner International 

Institute for Strategic Studies (IISS), der Washingtoner Center for Strategic and International 

Studies (CSIS), der gleichnamige Center for Strategic and International Studies (CSIS) in Ja-

karta, das Institute of Strategic and International Studies (ISIS) in Kuala Lumpur, das Institute 

of Defence and Strategic Studies (IDSS) in Singapur, Center for Military and Strategic Stu-

dies (CMSS) in Calgary als auch das Bonner Institut für Strategische Analysen (ISA) führen 

allesamt den Begriff „strategisch“ in ihrer Institutsbezeichnung. Dieses Attribut wäre aber nur 

dann ein substantielles Unterscheidungskriterium, wenn sich die Arbeiten der entsprechenden 

Institute von denen, die im Titel keinen strategischen Anspruch erheben, erkennbar metho-

disch und inhaltlich unterscheiden. Ein Weniger oder Mehr an strategischer Analyse ist aber 

weder RAND und The Brookings Institution (USA) noch der Deutschen Gesellschaft für 

Auswärtige Politik und der Stiftung Wissenschaft und Politik (Deutschland) oder dem Institu-

te of Policy Studies und dem Institute of Southeast Asian Studies (Singapur) zu entnehmen. 

Der Begriff „strategisch“ deutet die Beschäftigung mit sicherheitspolitischen Studien unter 

besonderer Berücksichtigung klassischer militärischer Inhalte an, ist aber in der Regel kein 

Garant für eine Erörterung strategischer Zusammenhänge auf einer abstrakt-theoretischen     

Ebene. Strategische Gedankengebäude lassen sich meist nur implizit erkennen.  

  Die sprachliche Willkür setzt sich bei der Benennung von Lehrstühlen fort. In dem 2002 

erschienenen Sammelband „Strategy in the Contemporary World. An Introduction to Strate-

gic Studies“ von John Baylis, James Wirtz, Eliot Cohen und Colin S. Gray treten Stephen 

Biddle als Professor of National Security Studies, Eliot Cohen als Professor of Strategic Stud-

ies, Malcolm R. Davis als Lecturer in Defence Studies, Theo Farrell als Lecturer in Interna-

tional Relations, Lawrence Freedman als Professor of War Studies und Colin S. Gray als Pro-

fessor of International Politics and Strategic Studies auf. Wer die Schriften dieser Autoren 

nicht kennt, wird über die Lehrstuhlbezeichnung höchstens erahnen können, welche spezifi-

schen strategischen Bezüge ihre Arbeitsgebiete aufweisen. Auch Fachzeitschriften und Jah-

resperiodika, die einen strategischen Anspruch im Titel erheben, setzen diesen in der Regel 

nicht systematisch und konsequent um. Dies gilt u.a. für Strategic Survey (London), Strategic 

Comments (London), Strategic Analysis (Neu-Delhi), East Asian Strategic Review (Tokyo), 

Journal of Military and Strategic Studies (Calgary) und The Journal of Strategic Studies 

(Leeds). Diskutiert werden sicherheits- und verteidigungspolitische Themen, die zwar Seg-

mente einer Sicherheitsstrategie berühren. Die meisten Beiträge gehen jedoch nicht explizit 

auf grundsätzliche Aspekte ein. 
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2.  Von der Feldherrenkunst zur Gesamtstrategie 

Strategieuntersuchungen371 stehen fast immer vor dem Problem, sich im sprachlichen Wirr-

warr der politisch Verantwortlichen zurechtfinden zu müssen. Denn der Begriff der „Strate-

gie“ wird von Entscheidungsträgern in der Regel unbedacht verwendet. Typisch ist z.B. in 

diesem Zusammenhang, etwas als Strategie zu bezeichnen, was in der Praxis lediglich auf ei-

ne Aneinanderreihung aktueller, halbwegs logisch verknüpfter politischer Handlungen hin-

ausläuft. Hew Strachan kritisiert daher: „The word ‘strategy’ has acquired a universality 

which has robbed it of meaning, and left it only with banalities.“372 

 

a)  Genese 

Die etymologischen Ursprünge des Begriffs der Strategie, die im alten Griechenland liegen 

(stratēgía), weisen dagegen äußerst klare Inhalte auf. Spätestens 357/356 v. Chr. versuchte 

Aeneas, sie mit seinem Lehrbuch der „Strategik“ systematisch zu erfassen.373 Als Stratege 

galt derjenige, der ein Heer (griechisch stratós) führt (ágein). Entsprechend wird strategos 

mit General, Feldherr oder auch Offizier übersetzt. Das antike Griechenland kannte Heer- 

oder Flottenführer, später jedoch auch hohe Beamte als Strategen. Im 5. bis 4. Jahrhundert v. 

Chr. wurde vom strategos autokrator gesprochen, der mit Sondermissionen wie Expeditionen 

betraut wurde. Der Brockhaus definiert einen „Strategen“ als „jemand, der nach einem genau-

en Plan handelt, um ein Ziel zu erreichen.“374 Die Strategie war folglich Kriegskunst im Sinne 

der Feldherrenkunst,375 wie dies z.B. Abhandlungen von Flavius Vegetius Renatus zu ent-

nehmen ist. Der römische Militärschriftsteller trug 400 v. Chr. mit seiner Schrift „Epitoma 

Rei Militaris“, auch bekannt als „De Re Militari“, zu einer Systematisierung der Ausbildung 

des Soldaten und des Gebrauchs militärischen Geräts bei. Seine Ausführungen beziehen sich 

auf die Ebenen Operation und Taktik. Mit Blick auf einen zielgerichteten Waffeneinsatz 

                                                 
371  Vgl. zur Geschichte strategischer Studien in den USA Betts (1997): S. 7 – 33. Betts sieht folgenden Zusam-

menhang als den Fokus strategischer Studien an: „Strategic studies is both necessary and contested because 
it focuses on the essential Clausewitzian problem: how to make force a rational instrument of policy rather 
than mindless murder – how to integrate politics and war.“ Ebd., S. 8. 

372  Hew Strachan, The Lost Meaning of Strategy, in: Survival, Nr. 3, Herbst 2005, S. 34. 
373 Soweit keine konkreteren Angaben erfolgen, beziehen sich die nachfolgenden Ausführungen auf Edward 

Mead Earle (Hrsg.), Makers of Modern Strategy. Military Thought from Machiavelli to Hitler, Princeton 
1943. Werner Hahlweg (Hrsg.), Klassiker der Kriegskunst, Darmstadt 1960. Peter Paret (Hrsg.), Makers of 
Modern Strategy. From Machiavelli to the Nuclear Age, Princeton 1986. Williamson Murray, MacGregor 
Knox, Alvin Bernstein (Hrsg.), The Making of Strategy. Rulers, States, and War, Cambridge 1994. Stahel 
(1996). Anonymus, Zeittafeln zur Militärgeschichte. Von 3000 v. Chr. bis heute, Augsburg 2000. Michael 
I. Handel, Masters of War. Classical Strategic Thought, 3. überarbeitete und erweiterte Auflage, London – 
Portland 2001. 

374 Brockhaus Enzyklopädie, Band 21, 19. bearbeitete Auflage, Mannheim 1993, S. 306. 
375   Liddell Hart spricht hier von „the art of the general“. Basil Henry Liddell Hart, Strategy, 2. überarbeitete 

Auflage, London 1967, S. 322. 
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spricht er von der „ars belli“376, für deren Aneignung durch den Soldaten der militärische 

Führer einen „doctorem [...] armorum“377 benötige. 

  Zum etymologischen Umfeld der Strategie gehört auch der Begriff des „Strategems“, der 

in der deutschen Sprache äußerst ungebräuchlich ist. Im Lateinischen wird strategema mit 

„Kriegslist“378 übersetzt. Ähnlich wird im Duden Stratagem/Strategem als „Kriegslist, Kunst-

griff, Trick“379 bezeichnet. In der Militärstrategie spielen Strategeme insofern eine Rolle, als 

sie wichtigstes Kennzeichen der indirekten Strategie sind. Durch diese wird versucht, den 

Gegner mittels List zu besiegen und dabei eigene Ressourcen zu schonen. Besonders bekannt 

sind die 36 chinesischen Strategeme, die Täuschungsmanöver aus drei Jahrtausenden zusam-

menfassen.380 Dieser Ansatz wird auch in der berühmtesten chinesischen Strategieabhandlung 

vertreten. Ca. 500 v. Chr. veröffentlichte Sun Tzu „Die Kunst des Krieges“, in der bereits im 

Eingangskapitel festgestellt wird: „Jede Kriegführung gründet auf Täuschung.“381 Sun Tzu, 

der den Feldherrn zur obersten Stütze des Staates erkor, dürfte im asiatisch-pazifischen Raum 

der bedeutendste bekannte Stratege jener Zeit sein. 

  Ursprünge strategischer Abhandlungen lassen sich damit sowohl in Griechenland und 

Rom als auch in China finden. Alle Autoren verfolgen das gleiche Ziel: Sie versuchen, Pla-

nung und Ausführung von Kriegen zu systematisieren, indem sie eine Ziel-Mittel-Einsatz-

Koordination vornehmen. Der ritualisierte Charakter gewaltsamer Auseinandersetzungen ist 

damit aufgelöst und durch ein hohes Maß an Rationalisierung ersetzt worden. Verbunden mit 

diesen ersten Ansätzen der Verwissenschaftlichung der Kriegführung war das Streben nach 

Ressourcenschonung und weniger Verlusten. Im Mittelalter wurden strategische Studien in 

Westeuropa vernachlässigt. Sie wurden dagegen in Byzanz durch Personen wie Leo den Wei-

sen (866-912) weiterentwickelt. Der Fall Konstantinopels 1453, mit dem das Ende des Ost-

römischen Reiches verbunden war, führte zu einer Ausbreitung antiker Schriften in Westeu-

ropa, die der Strategieforschung neue Impulse gaben. Von griechischen und römischen Ana-

lysen wurde auch der Florentiner Philosoph Niccolò Machiavelli beeinflußt, der zum Begrün-

                                                 
376  Vegetius, Epitoma Rei Militaris, herausgegeben von Carolus Lang, Stuttgart 1967, Drittes Buch, Abschnitt 

XVIII, S. 104. 
377   Ebd., Drittes Buch, Vorwort, S. 65. 
378   Der Kleine Stowasser. Lateinisch-deutsches Schulwörterbuch, München 1980, S. 434. 
379  Duden (1990): S. 745. 
380   Vgl. Harro von Senger, Strategeme, Band I: Strategeme 1 – 18, 11. Auflage, Bern – München – Wien 

2000. Harro von Senger, Strategeme, Band II: Strategeme 19 – 36, 1. Auflage, Bern – München – Wien 
2000. Die Relevanz der Strategeme für die gegenwärtige chinesische Sicherheitspolitik ist umstritten. Der 
China-Experte Sebastian Heilmann vertrat auf dem vom Lehrstuhl für Internationale Beziehungen und Au-
ßenpolitik der Universität Trier organisierten China-Workshop am 17. Oktober 2003 dagegen die Meinung, 
daß den Strategemen auch zum Verständnis der aktuellen Politik Pekings eine hohe Bedeutung zukomme. 

381   Sunzi, Die Kunst des Krieges, herausgegeben und mit einem Vorwort von James Clavell, München 1998, 
S. 24. In den meisten Abhandlungen wird statt des hier verwendeten „Sunzi“ regelmäßig von „Sun Tzu“ 
gesprochen. 
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der der modernen Strategie in Westeuropa wurde. Neben seiner wohl bekanntesten Abhand-

lung, dem 1532 veröffentlichten „Il Principe“, sind vor allem die 1521 publizierten sieben 

Bücher „Dell’ Arte della Guerra“ zu nennen. In ihnen wird der Krieg zum Mittel der Staatsrä-

son erklärt. 

  Der Durchbruch in der Strategieforschung, der bis heute alle wesentlichen Abhandlungen 

zu diesem Thema beeinflußt, erfolgte aber erst durch die Schriften des preußischen Generals 

und Kriegstheoretikers Carl von Clausewitz (1780-1831).382 Kurz nach dessen Tode veröf-

fentlichte Marie von Clausewitz das Lebenswerk ihres Mannes, das als „Vom Kriege“ be-

kannt ist. Im ersten Kapitel des zweiten Buches wird „Strategie“ wie folgt definiert: „Es ist 

also nach unserer Einteilung die Taktik die Lehre vom Gebrauch der Streitkräfte im Gefecht, 

die Strategie die Lehre vom Gebrauch der Gefechte zum Zweck des Krieges.“383 Im ersten 

Kapitel des dritten Buches heißt es dazu noch etwas genauer: „Die Strategie ist der Gebrauch 

des Gefechts zum Zweck des Krieges; sie muß also dem ganzen kriegerischen Akt ein Ziel 

setzen, welches dem Zweck desselben entspricht, d.h. sie entwirft den Kriegsplan, und an die-

ses Ziel knüpft sie die Reihe der Handlungen an, welche zu demselben führen sollen, d.h. sie 

macht die Entwürfe zu den einzelnen Feldzügen und ordnet in diesen die einzelnen Gefechte 

an.“384 

  Im Umfeld des strategischen Vokabulars finden sich die Begriffe „Konzept“ und „Dok-

trin“. Ein „Konzept“ kann als „klar umrissener Plan, Programm für ein Vorhaben“385 definiert 

werden, was den Inhalten der Strategie auf den ersten Blick ähnelt und einen synonymen Ein-

satz ermöglicht. Im allgemeinen Sprachverständnis wird „Strategie“ jedoch wesentlich stärker 

mit militärischen respektive sicherheitspolitischen Inhalten assoziiert als „Konzept“. Die 

„Doktrin“ wiederum ist nach Auffassung des Brockhaus eine „zum Glaubenssatz verhärtete 

Meinung“386, wohingegen der Duden diesen Begriff als „System von Ansichten, Aussagen 

[mit dem Anspruch der Allgemeingültigkeit]“ sowie mit „politischer Grundsatz; politisches 

Programm“387 umschreibt. Im Gegensatz zur „Strategie“ ist die „Doktrin“ hinsichtlich ihrer 

Interpretation von Machtkonstellationen und den sich aus ihnen ergebenden Konsequenzen 

                                                 
382 Werner Hahlweg bewertet dessen Leistung wie folgt: „Alles in allem hat Clausewitz zu seinem Teil mit den 

von ihm entwickelten philosophisch, historisch und militärfachlich fundierten Gedanken und Konzeptionen 
die Grundlagen für den klassischen Begriff der Strategie geschaffen, auf welchem sich die moderne Strate-
gie in ihren Erkenntnis-, Einschätzungs- und Entscheidungsprozessen zweckvoll weiter entfalten könnte.“ 
Werner Hahlweg, Der klassische Begriff der Strategie und seine Entwicklung, in: Gerhard Fels, Reiner K. 
Huber, Werner Kaltefleiter, Rolf F. Pauls, Franz-Joseph Schulze (Hrsg.), Strategie-Handbuch, Band 1, 
Bonn – Herford 1990, S. 28. 

383 Carl von Clausewitz, Vom Kriege. Hinterlassenes Werk, Berlin 1998 [1832], S. 93. 
384 Ebd., S. 157. 
385 Brockhaus Enzyklopädie, Band 12, 19. bearbeitete Auflage, Mannheim 1990, S. 325. 
386 Brockhaus Enzyklopädie, Band 5, 19. bearbeitete Auflage, Mannheim 1988, S. 584. 
387   Duden (2003): S. 388. Die Zitate sind im Original kursiv gesetzt. 
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für das Verhalten des Akteurs statischer und weniger rationalen Kosten-Nutzen-Erwägungen 

unterworfen. Dies liegt nach Christian Hacke daran, daß Doktrinen versuchen, „außenpoliti-

sches Engagement mit der nationalen Tradition und mit der Vision einer neuen Weltordnung 

in Einklang zu bringen.“ Sie drücken „Leitmotive und Ideale“388 eines Staates aus. 

  In den klassischen Texten wird der Kenntnis der Strategie höchste Bedeutung beigemes-

sen. Bei Sun Tzu findet sich dieser Hinweis bereits in der Einleitung: „Die Kunst des Krieges 

ist für den Staat von entscheidender Bedeutung. Sie ist eine Angelegenheit von Leben und 

Tod, eine Straße, die zur Sicherheit oder in den Untergang führt. Deshalb darf sie unter kei-

nen Umständen vernachlässigt werden.“389 Niccolò Machiavelli behauptet, es zeichne einen 

guten Herrscher aus, daß er sich permanent mit strategischen Fragen auseinandersetze: „Er 

darf also niemals mit seinen Gedanken an das Kriegswerk aufhören und zwar im Frieden fast 

weniger als im Krieg; er kann das auf zwei Arten tun: durch Taten und durch Nachden-

ken.“390 Herrscher, die das Handwerk der Kriegskunst vernachlässigen, würden ihre Macht 

verlieren. Damit knüpft Machiavelli an eines der meist zitierten Axiome der Militärstrategie 

an, das Vegetius zugeschrieben wird: „Si vis pacem, para bellum.“ Den Originaltexten ist die-

ser Ausspruch nicht zu entnehmen. Dagegen heißt es bei Vegetius aber sinngemäß: „Igitur qui 

desiderat pacem, praeparet bellum“391. Dieser Grundsatz kann bis heute hohe Geltungskraft 

beanspruchen und ist einer der wesentlichen Schlüssel zum Verständnis sicherheitsstrategi-

scher Überlegungen staatlicher Akteure. Den Krieg zu kennen, um ihn zum Zwecke des Frie-

dens führen oder abwehren zu können, ihn im Idealfall aber gar nicht erst entstehen zu lassen, 

bleibt die zentrale Anforderung jeder Militär- und Sicherheitsstrategie.392 Dies gilt umso 

                                                 
388  Christian Hacke, Zur Weltmacht verdammt, 2. aktualisierte und erweiterte Auflage, München 2002, S. 603. 

Hacke hat den Begriff vor dem Hintergrund der Außenpolitik der USA aufgearbeitet und dazu festgestellt: 
„Doktrinen reflektieren eine spezifisch amerikanische Vorliebe für außenpolitische Grundprinzipien, die 
Moral, demokratische Werte und Rechtsprinzipien betonen, mit denen die eigenen nationalen Interessen 
verdeckt werden.“ Ebd., S. 603 f. 

389  Sunzi (1998): S. 21. 
390 Niccolo Machiavelli, Der Fürst, übersetzt, eingeleitet und mit Anmerkungen versehen von Friedrich 

Blaschke, Leipzig 1924 [1513], S. 57. 
391  Vegetius (1967), Drittes Buch, Vorwort, S. 65. 
392   Friedensforscher formulieren in diesem Zusammenhang den Anti-Vegetius. Dies gilt u.a. für Dieter Seng-

haas (Hrsg.), Den Frieden denken. Si vis pacem, para pacem, Frankfurt am Main 1995. Der Titel dieses 
Buches deutet ein einseitiges Verständnis der Ausführungen von Vegetius an und zeigt darüber hinaus 
durch die Verwendung des Sinnspruchs, daß das Original nicht gelesen worden ist. Vegetius ordnet seine 
Forderung wie folgt ein: „Nemo provocare, nemo audet offendere quem intellegit superiorem esse, si pug-
net.“ Vegetius (1967), Drittes Buch, Vorwort, S. 65. Es ging Vegetius also nicht um die Förderung des An-
griffskrieges, sondern um eine Stärkung des Friedens durch Aufbau von Abschreckungsfähigkeiten. Ed-
ward N. Luttwak interpretiert dies korrekt: „Es [das Sprichwort, M.W.] stellt fest, daß Angriffe, die durch 
Schwäche provoziert werden, mit Kampfbereitschaft verhindert werden können, die auf diese Weise den 
Frieden sichert. Kampfbereitschaft kann aber den Frieden auch in anderer Weise sichern, da sich die 
Schwachen den Starken möglicherweise kampflos beugen.“ Luttwak (2003): S. 15. Basil Henry Liddell 
Hart schlägt dagegen folgende Formulierung vor: „If you want peace, understand war.“ Liddell Hart 
(1967): S. 361. 
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mehr, als in den vergangenen 5.000 Jahren nur 290 Jahre dokumentiert sind, in denen es zwi-

schen Staaten und vergleichbaren Akteuren keine gewaltsamen Auseinandersetzungen gab.393 

 

b)  Erweiterung des inhaltlichen Bezuges 

Das historische Strategieverständnis ist nicht nur stark militärisch aufgeladen, sondern richtet 

sich auch relativ einseitig auf die Kriegführung, also den planmäßigen Waffeneinsatz zur 

Umsetzung sicherheitspolitischer Ziele. So schrieb Alfred Thayer Mahan (1840-1914) von 

„tactics of the battlefield, or in those wider operations of war which are comprised under the 

name of strategy.“394 In jüngerer Zeit wurde der Strategiebegriff aufgebrochen und grundsätz-

lich um zwei Komponenten erweitert: Politische Ziele sind, erstens, nicht nur durch Waffen-

einsatz, sondern auch durch die geschickte direkte oder indirekte Androhung von Waffenge-

walt zu erreichen. Zweitens ist selbiges durch diplomatische Mittel möglich, die ebenfalls 

strategisch eingesetzt werden können. 

  Auch wenn Clausewitz unter Strategie vor allem die Feldherrenkunst verstand, sind be-

reits seinen Ausführungen Überlegungen zu entnehmen, die über den rein militärischen Be-

zug dieses Begriffes hinausgehen. Denn in „Vom Kriege“ spricht er sich eindeutig für das 

Primat der Politik aus, weshalb er im Krieg „eine bloße Fortsetzung der Politik mit anderen 

Mitteln“395 sieht. Dieser Satz ist oft dahingehend mißverstanden worden, daß Clausewitz den 

Krieg als Ersatz friedlicher Politik oder gar als Selbstzweck verstand. Genau das Gegenteil ist 

der Fall, „denn die politische Absicht ist der Zweck, der Krieg ist das Mittel, und niemals 

kann das Mittel ohne Zweck gedacht werden.“396 Für sein strategisches Verständnis bedeutet 

dies, daß er eine enge Beziehung zwischen der militärischen Strategie und der politischen 

Führung anerkennt. Wörtlich spricht er von „den höchsten Regionen der Strategie [...], da, wo 

sie an die Politik und Staatskunst grenzt oder vielmehr beides selbst wird“397. Experten ver-

muten, daß Clausewitz auf diese Weise dazu beigetragen hat, daß nachfolgende Generationen 

dazu übergingen, politische und militärische Maßnahmen auf höchster Ebene zu koordinie-

ren.398 

  Diesen Ansätzen zum Trotz beherrschte das fast ausschließlich militärisch konnotierte 

Strategieverständnis die Debatte bis weit in die erste Hälfte des 20. Jahrhunderts. Änderungen 

ergaben sich erst, als von dem Prinzip, zur Erreichung eines militärischen Ziels nur militäri-

                                                 
393 Vgl. dazu David G. Chandler, Vorwort, in: Anonymus (2000): S. 7. 
394  Alfred Thayer Mahan, The Influence of Sea Power Upon History 1660-1783, New York 1987 [1890], S. 7. 
395 Clausewitz (1832): S. 44. 
396 Ebd. 
397 Ebd., S. 158 f. 
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sche Mittel gegen den militärischen Apparat des Gegners einzusetzen, abgewichen wurde. 

Der Erste Generalquartiermeister der Obersten Heeresleitung, Erich Ludendorff (1865-1937), 

formulierte dazu die Lehre des „totalen Krieges“.399 Der Widerstand des Gegners sollte unter 

Einbeziehung des gesamten Staatswesens gebrochen werden, wozu auch massive Angriffe 

gegen die Zivilbevölkerung gehörten. Ludendorff lehnte Clausewitz und dessen Lehren ab, 

was sich u.a. daran zeigt, daß er sich gegen das Primat der Politik und damit de facto für eine 

Militärdiktatur aussprach. Während des Zweiten Weltkrieges ergab sich dann aus der Praxis 

der „Strategie“ ein umfassenderer Verständnisrahmen, da die gewaltsamen Auseinanderset-

zungen alle Lebensbereiche betrafen. Sowohl Deutschland als auch dessen Gegner versuch-

ten, durch gezielte Bombardierungen ziviler Ziele den jeweils anderen zu demoralisieren. Jen-

seits der unmittelbaren Kriegführung wurde nach 1945 zunehmend die politische Planungs- 

und Entscheidungsebene in das Strategieverständnis einbezogen. Hier leistete vor allem der 

Brite Basil Henry Liddell Hart (1895-1970) wichtige Arbeiten. 

  Liddell Hart kritisiert an der clausewitzschen Strategiedefinition, daß sich diese zu sehr 

auf den Begriff des „Gefechts“ fokussiere, „thus conveying the idea that battle is the only 

means to the strategical end.“400 Er unterscheidet deshalb zwischen „strategy“ und „grand 

strategy“, die von ihm auch als „higher strategy“ bezeichnet wird. Dabei verortet er die Stra-

tegie zwischen der Taktik und der Gesamtstrategie: „As tactics is an application of strategy on 

a lower plane, so strategy is an application on a lower plane of ‘grand strategy’.“401 In der Ge-

samtstrategie äußerten sich die übergreifenden Ziele der Politik: „For the role of grand strat-

egy – higher strategy – is to co-ordinate and direct all the resources of a nation, or band of na-

tions, towards the attainment of the political object of the war – the goal defined by funda-

mental policy.“402 Aus dieser Positionierung läßt sich zweierlei ablesen. Deutlich wird, daß 

sich die Außen- und Sicherheitspolitik eines Staates aus der Gesamtstrategie ableiten sollte. 

Liddell Hart sieht in ihr mehr als die bloße „Feldherrenkunst“, da der Gesamtstrategie eine 

über die Kriegführung hinausgehende Funktion, die Sicherung des Friedens, zukomme: 

„Furthermore, while the horizon of strategy is bounded by the war, grand strategy looks bey-

ond the war to the subsequent peace. It should not only combine the various instruments, but 

so regulate their use as to avoid damage to the future state of peace – for its security and pros-

                                                                                                                                                         
398 Vgl. Erich Eder, Definition und Gebrauch des Begriffes „Strategie“, in: Österreichische Militärische Zeit-

schrift, Nr. 2, März/April 1998, S. 123. 
399  Vgl. Erich Ludendorff, Der totale Krieg, München 1935. Vgl. auch Stahel (1996), hier Kapitel 12: Luden-

dorff: der totale Krieg, S. 251 – 257. Stahel weist darauf hin, daß der „totale Krieg“ Ludendorffs nicht mit 
dem „absoluten Krieg“ von Clausewitz gleichgesetzt werden dürfe, da letzterer sich auf den Krieg zwi-
schen Streitkräften beschränke. 

400  Liddell Hart (1967): S. 319. 
401  Ebd., S. 321. 
402  Ebd., S. 322. 
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perity.“403 Dieser Ansatz ist im strategischen Verständnis von Liddell Hart wesentlich, da er 

im Krieg keinen Selbstzweck sieht und folglich das Ziel eines Streitkräfteeinsatzes nicht nur 

darin erblickt, die Armee des Gegners zu schlagen. Militärische Auseinandersetzungen wür-

den zur Umsetzung politischer Absichten geführt: „The object in war is a better state of pea-

ce“404. Vor dem Hintergrund unterschiedlicher Zielsetzungen gelangt Hart dann auch zu einer 

klaren begrifflichen Trennung von „Strategy“ und „Grand Strategy“: „Whereas strategy is on-

ly concerned with the problem of winning military victory, grand strategy must take the lon-

ger view – for its problem is the winning of the peace.“405 Entsprechend klar ist die Reihen-

folge, denn „grand strategy should control strategy“406. Dennoch bleibt auch bei Hart die Ge-

samtstrategie sehr eng mit der Kriegführung verbunden: „Grand strategy should both calcula-

te and develop the economic resources and man-power of nations in order to sustain the 

figthing services.“407 Demnach kommt der Gesamtstrategie eine Art Zubringerfunktion für die 

kriegerischen Handlungen eines Staates zu.  

  Der Begriff der „Strategie“ wurde, wie J.-P. Charnay beobachtet hat, im Laufe der Zeit ei-

nem „semantic change“408 unterzogen. Seit der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts wird unter 

ihm, so der Brockhaus, „die geplante, zielgerichtete Bereitstellung und koordinierte Anwen-

dung aller politisch-diplomatischen, wirtschaftlichen, technologischen und wissenschaftlich-

geistigen Kräfte eines Staates sowie seiner Streitkräfte in Frieden, Krise und Krieg“ verstan-

den. An gleicher Stelle wird eine derartige Gesamtstrategie als „Kombination aller Möglich-

keiten [...], die eine Staatsführung zur Erreichung der Ziele des betreffenden Staates aus des-

sen Machtpotential zu entwickeln vermag“409, bezeichnet. Im aktuellen Sprachgebrauch wer-

                                                 
403  Ebd. 
404  Ebd., S. 338. 
405  Ebd., S. 349 f. 
406  Ebd., S. 353. Liddell Hart meint dabei mit „strategy“ offensichtlich die „military strategy“. Vgl. dazu ebd., 

S. XVII. 
407    Ebd., S. 322. 
408  J.-P. Charnay, Strategy, in: André Corvisier (Hrsg.), A Dictionary of Military History and the Art of War, 

Oxford – Cambridge 1994, S. 771.  
409 Brockhaus Enzyklopädie (1993): S. 306. Weitere Definitionsversuche einer so verstandenen Strategie las-

sen sich finden: „In realist tradition, grand strategy is concerned with the use by states of all available 
means – social, economic, political as well as military – to position themselves within the international sys-
tem.“ Lawrence Freedman, The Transformation of Strategic Affairs, Adelphi Paper, Nr. 379, London, März 
2006, S. 28. „[...] allg. der Entwurf und die Durchführung eines Gesamtkonzepts, nach dem der Handelnde 
[in der Auseinandersetzung mit anderen] ein bestimmtes Ziel zu erreichen sucht, im Unterschied zur Taktik, 
die sich mit den Einzelschritten des Gesamtkonzepts befaßt; i.e.S. und urspr. die Kunst der Kriegführung.“ 
Meyers Großes Taschenlexikon, Band 21, 3. aktualisierte Auflage, Mannheim – Wien – Zürich 1990, S. 
172. „Strategie als Summe aller Maßnahmen zur Verwirklichung staatlicher Selbstbehauptung ist denn 
auch eine passende Umschreibung für die meisten der seit 1945 aufgekommenen Denkschulen.“ Gustav 
Däniker, Zwischen Strategie und Taktik. Operative Führung aus Schweizer Sicht, in: Österreichische Mili-
tärische Zeitschrift, Nr. 4, Juli/August 1994, S. 340. „Strategy in the modern era can only be thought of 
meaningfully as grand strategy – the coordinated packaging and use of all the instruments of power, mili-
tary and nonmilitary, at the disposal of a nation or an alliance to attain prescribed objectives. No longer can 
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den, wenn im erweiterten Sinne von „Strategie“ die Rede ist, inhaltlich synonym die Begriffe 

„Gesamtstrategie“, „Grand Strategy“, „Große Strategie“ oder „Nationale Strategie“ verwen-

det. Allen diesen Begriffen ist die langfristige Grundsatzplanung eines Staates gemein. Wäh-

rend des Ost-West-Konflikts wurde aus der „Kunst der Kriegführung“ die „Kunst der Kriegs-

vermeidung“410, zu der nicht nur die Beherrschung militärstrategischer Instrumente gehörte, 

sondern auch vertieftes diplomatisches Geschick. Die Diplomatie als solche hatte zwar auch 

zuvor eine wichtige Rolle gespielt, nun jedoch hing von ihr die Fortsetzung der Koexistenz 

der Supermächte ab, um den nuklearen worst case zu verhindern. Trotz dieser inhaltlichen 

Erweiterung wird der Begriff der „Strategie“ auch heute noch selbst dort, wo er von Wissen-

schaftlern bewußt verwendet wird, regelmäßig mit vor allem militärischen Inhalten in Ver-

bindung gebracht.411 

 

c)  Direkter versus indirekter Ansatz 

Die meisten militärstrategischen Abhandlungen gehen implizit oder explizit auf die Frage ein, 

ob und unter welchen Bedingungen der direkte bzw. der indirekte Ansatz heranzuziehen sind, 

um den Widerstand des Gegners zu brechen. Beide Ansätze, die in der Literatur auch unter 

den Bezeichnungen „indirekte Strategie“ und „direkte Strategie“ firmieren, unterscheiden sich 

insofern, also sie bezüglich des militärischen Sieges unterschiedliche Vorstellungen haben. 

Während der direkte Ansatz darauf abzielt, durch vor allem offensive Einsätze in Duellsitua-

tionen die gegnerische Streitmacht zu unterwerfen, versucht der indirekte Ansatz, den politi-

schen Willen des Gegners zu schwächen und ihn so zur Aufgabe seiner militärischen Hand-

lungen zu bewegen. Bezogen auf die nachfolgend noch zu erläuternden Substrategien einer 

Sicherheitsstrategie bedeutet dies, daß der indirekte Ansatz stärker Maßnahmen der sicher-

heitsstrategischen Diplomatie berücksichtigt als der direkte Ansatz. Für einen zur politischen 

Gewalt fähigen Akteur ist eine Beschäftigung mit dieser Frage aus zweierlei Gründen wich-

tig: Zum einen spiegelt die Wahl der Methode wider, wie der jeweilige Staat Krieg wahr-

nimmt und die eigenen Möglichkeiten einordnet. Zum anderen muß er auf den natürlichen 

                                                                                                                                                         
we afford to maintain artificial conceptual demarcations between seemingly discrete domains of strategy – 
military, political, diplomatic, economic, technological, psychological, and the like – that manifest them-
selves operationally as costly bureaucratic and institutional barriers to unity of action.“ Gregory D. Foster, 
A Conceptual Foundation for the Development of Strategy, in: James C. Gaston (Hrsg.), Grand Strategy 
and the Decisionmaking Process, Washington D.C. 1991, S. 72. „Systematischer Aufbau und Gebrauch der 
Kräfte einer Nation, einschließlich der militärischen Kräfte, zur Verwirklichung nationaler Ziele in interna-
tionalem Rahmen.“ Laszlo Hadik, Urs Schwarz, Strategic Terminology, London – New York 1966, S. 96. 
Vgl. weitere Erläuterungen zum Begriff der „Strategie“ bei Eder (1998): S. 121 – 128. Bertelsmann Lexi-
kon, Band 9, Gütersloh 1983, S. 264. 

410 Meyers (1990): S. 172. 
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Zwang reagieren, daß eine Abwägung zwischen sicherheitspolitischen Herausforderungen 

und den Fähigkeiten der eigenen Streitkräfte in erheblichem Maße die Militärstrategie deter-

miniert. 

  Vor allem Sun Tzu gilt als Verfechter der These, daß das indirekte Vorgehen durch nicht-

militärische Mittel wie die der Täuschung, Desinformation, Lüge oder des Betruges dem di-

rekten Angriff vorzuziehen ist. Ziel der Kriegführung sei der Sieg, der jedoch nicht durch 

Vernichtungsschlachten errungen werden sollte, da diese zu teuer seien und die eigene Positi-

on gefährden könnten: „In all deinen Schlachten zu kämpfen und zu siegen ist nicht die größte 

Leistung. Die größte Leistung besteht darin, den Widerstand des Feindes ohne einen Kampf 

zu brechen.“412 In diesem Sinne äußerte sich auch Vegetius: „Aut inopia aut superventibus aut 

terrore melius est hostem domare quam proelio, in quo amplius solet fortuna potestatis habere 

quam virtus.“413 Machiavelli argumentiert in seinen Abhandlungen ähnlich: „Besser den 

Feind durch Hunger als mit dem Schwert zu besiegen; denn bei dem Sieg mit dem Schwert ist 

das Glück und nicht so sehr die Tapferkeit ausschlaggebend. [...] Die guten Feldherren ziehen 

nur in die Schlacht, wenn die Notwendigkeit sie dazu zwingt, oder die Gelegenheit sie 

ruft.“414 Die Bevorzugung der „indirekten Strategie“ kann allerdings auch aus der Not gebo-

ren werden, wie das Beispiel des Preußenkönigs Friedrich der Große (1712-1786) zeigt. In 

seinen theoretischen Überlegungen stand zwar die Überrumpelung des Gegners im Vorder-

grund, was dessen Vernichtung einschließt. Da seine Armee jedoch in zahlreichen Schlachten 

zahlenmäßig unterlegen war, mußte er eine Abnützungs- bzw. Ermattungsstrategie wählen. 

Der Gegner mußte bei Vermeidung jeder möglichen Vernichtungsschlacht ausmanövriert 

werden.415 

  Die reine Vernichtungsstrategie kam im Zeitalter des napoleonischen Frankreichs voll zur 

Geltung, als Kriegführung zunehmend mit der Auseinandersetzung von Massenheeren ver-

bunden wurde (Levee en masse, 1793). Napoleon Bonaparte (1769-1821) ging immer wieder 

nach einem einzigen Grundsatz vor: Konzentration der Kräfte auf einen Punkt; Durchbruch 

durch die feindlichen Linien; dadurch Störung des Gleichgewichts des Gegners; es siegt stets 

die größere über die kleinere Zahl, was bei eigener Unterlegenheit Angriff gegen die Flanken 

                                                                                                                                                         
411  Diese inhaltliche Zuspitzung findet sich u.a. bei Hew Strachan: „Strategy is a military means“. Strachan 

(2005): S. 33. „Strategy is about war and its conduct, and if we abandon it we surrender the tool that helps 
us to define war, to shape it and to understand it.“ Ebd., S. 48. 

412 Sunzi (1998): S. 35. 
413  Vegetius (1967), Drittes Buch, Abschnitt XXVI, S. 121. 
414  Zit. n. Piero Pieri, Niccolo Machiavelli, in: Hahlweg (1960): S. 117. Pieri weist darauf hin, daß Machiavelli 

andererseits auch für die schnelle Entscheidungsschlacht im Rahmen eines Vernichtungskrieges plädierte. 
Vgl. ebd., S. 109. 

415  Vgl. Stahel (1996): Kapitel 5.7 „Friedrich der Große“, S. 105 – 114. 
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bedeutete, wozu die Kräfte zu konzentrieren waren. Ziel der Feldzüge Napoleons war sowohl 

die militärische als auch die politische Niederwerfung des Gegners.416 Antoine Henri de Jo-

mini kritisierte in der Folgezeit die Vernichtungsstrategie Napoleons. Es gebe verschiedene 

Formen des Sieges, von denen die Vernichtung des Gegners nicht die einzige sei. Jomini be-

tonte zudem das Ziel der Vermeidung der Niederlage. Im 20. Jahrhundert war es Basil Henry 

Liddell Hart, der Sun Tzu für Europa wiederentdeckte und die Vorteile des „indirekten Vor-

gehens“ betonte. Die Widerstandskraft des Gegners müsse erst geschwächt werden, bevor 

Streitkräfte versuchten, sie zu überwinden. „The perfection of strategy would be, therefore, to 

produce a decision without any serious fighting.“417 Liddell Hart schlußfolgert aus den ver-

gangenen 2.500 Jahren Geschichte, „that the indirect is by far the most hopeful and economic 

form of strategy.“418 

  Angriff und Verteidigung, militärische Offensive und Defensive unterscheiden sich inso-

fern vom direkten bzw. indirekten Ansatz, als sie Varianten der Mittelverwendung darstellen, 

um das eigentliche militärstrategische Ziel zu erreichen. Angriffs- und Verteidigungsmaß-

nahmen können daher sowohl dem direkten als auch dem indirekten Ansatz entsprechen. Bei-

de Formen des Krieges sind gleichwohl, wie Clausewitz zeigt, definitorisch klar voneinander 

zu unterscheiden: „Was ist der Begriff der Verteidigung? Das Abwehren eines Stoßes. Was 

ist also ihr Merkmal? Das Abwarten dieses Stoßes. Dieses Merkmal also macht jedesmal die 

Handlung zu einer verteidigenden, und durch dieses Merkmal allein kann im Kriege die Ver-

teidigung vom Angriff geschieden werden.“419 Inhaltlich seien Angriff und Verteidigung je-

doch sehr eng miteinander verbunden: „Der Unterschied aber ist, daß die Verteidigung ohne 

Rückstoß gar nicht gedacht werden kann, daß dieser ein notwendiger Bestandteil derselben 

ist. So ist es aber nicht beim Angriff; der Stoß oder der Akt des Angriffs ist an sich ein voll-

ständiger Begriff, die Verteidigung ist ihm an sich nicht nötig, aber Zeit und Raum, an welche 

er gebunden ist, führen ihm die Verteidigung als ein notwendiges Übel zu.“420 Während des 

Angriffs müssen Verteidigungsstellungen, etwa zum Schutz des Bereitstellungsraumes, gehal-

ten werden. Aus einer Verteidigungsposition können wiederum taktische Angriffe geführt 

werden, um die eigenen Linien zu entlasten. 

  Zwei Schulen haben sich herausgebildet, die zwar ein gemeinsames Ziel verfolgen (Ab-

wehr der Willensaufdringung durch den Gegner und Behauptung der eigenen Souveränität), 

                                                 
416  Vgl. ebd., S. 115 – 126. 
417  Liddell Hart (1967): S. 324. 
418  Ebd., S. 141.  
419  Clausewitz (1832): S. 370. 
420  Ebd., S. 592. 
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sich aber ansonsten unterscheiden.421 Die Abwehrschule geht im Sinne der „strategischen De-

fensive“ vor. Dazu benutzt sie sowohl Abwehr- als auch Angriffsmaßnahmen. Die Angriffs-

schule konzentriert sich auf die „strategische Offensive“, plädiert also ausschließlich für den 

Angriff. Die Abwehrschule hat sich dabei als die langfristig überlegene herausgebildet, da sie 

Abwehr- und Angriffsmaßnahmen sinnvoll kombiniert und damit aus militärstrategischer 

Sicht wesentlich besser alle möglichen Optionen zur Zieldurchsetzung auszuschöpfen ver-

mag. Während Anhänger der Abwehrschule gesamtstrategisch zu denken vermögen, deuten 

Protagonisten der Angriffsschule an, vornehmlich das operativ-taktische Geschäft zu beherr-

schen. Damit knüpfen erstere eher an Clausewitz an, der die Verteidigung dem Angriff grund-

sätzlich für überlegen hält.422 Offensive Operationen seien vor allem dann problematisch, 

wenn sie die eigenen militärischen Möglichkeiten überschätzen und den „Kulminationspunkt 

des Sieges“ falsch kalkulieren. Kommt es zur Überdehnung der eigenen Machtpotentiale, 

könne aus einem Sieg schnell eine Niederlage werden.423 

  Voraussetzung der Wahl offensiver oder defensiver Optionen ist der Stand militärtechno-

logischer Entwicklungen. Die Geschichte befindet sich hier im permanenten Wandel zwi-

schen der Erfindung neuer „Schilder“ und neuer „Schwerter“. So gab es auch im 20. Jahrhun-

dert einen steten Wechsel zwischen offensiv- und defensiv ausgerichteten Militärkonzepten, 

die sich in wenigstens drei Doktrinen aufteilen lassen.424  
 

• Die Maginotdoktrin setzte darauf, französisches Staatsgebiet durch zwischen 1929 bis 

1936 erbaute Befestigungsanlagen an der „Maginotlinie“ dauerhaft vor deutschen Invasi-

onsversuchen zu schützen. Ähnliche Defensivziele verfolgten der Römische Limes, die 

Chinesische Mauer und der zwischen 1942 und 1944 errichtete Deutsche Atlantikwall. In 

der aktuellen Politik findet sich die Maginotdoktrin in amerikanischen Raketenabwehr-

projekten wieder.  
 

• Die Offensive wurde dagegen von der Blitzkriegdoktrin betont und erstmals von der deut-

schen Wehrmacht im Feldzug gegen Polen 1939 erfolgreich erprobt. Ziel ist, durch blitz-

artige Panzervorstöße den Gegner sprichwörtlich zu überrollen und handlungsunfähig zu 

                                                 
421 Vgl. Dietmar Schoessler, Die Weiterentwicklung in der Militärstrategie. Das 19. Jahrhundert, in: 

Fels/Huber/Kaltefleiter/Pauls/Schulze (1990): S. 56 f. 
422   Präzise differenziert er wie folgt: „Daß die Verteidigung leichter sei als der Angriff, ist schon im allgemei-

nen bemerkt, da aber die Verteidigung einen negativen Zweck hat, das Erhalten, und der Angriff einen po-
sitiven, das Erobern, und da dieser die eigenen Kriegsmittel vermehrt, das Erhalten aber nicht, so muß man, 
um sich bestimmt auszudrücken, sagen: die verteidigende Form des Kriegführens ist an sich stärker als die 
angreifende.“ Clausewitz (1832): S. 370. 

423  Vgl. Clausewitz (1832): S. 637 – 647. Luttwak (2003): S. 38 f. 
424  Vgl. Herfried Münkler, Über den Krieg. Stationen der Kriegsgeschichte im Spiegel ihrer theoretischen Re-

flexion, 2. Auflage, Weilerswist 2003, S. 228 – 230. 
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machen. Dadurch sollte die Entscheidung eines Krieges wieder auf dem Schlachtfeld aus-

getragen werden, um gleichzeitig eine hohe Materialabnutzung wie in den Grabenkämp-

fen des Ersten Weltkrieges zu vermeiden. Die Blitzkriegdoktrin lebte im Vorstoß der      

amerikanischen Streitkräfte auf Bagdad im März/April 2003 wieder auf. 
 

• Im Gegensatz zu diesem Ansatz versucht die Doktrin des strategischen Luftkrieges, Duel-

le zunächst zu vermeiden und den Gegner an seinen logistischen Schwachpunkten an-

zugreifen. Damit wird einerseits versucht, ihn zur Aufgabe seines Widerstandes zu bewe-

gen. Andererseits werden, sollte dies nicht gelingen, Voraussetzungen für Bodenopera-

tionen geschaffen. Die alliierten Streitkräfte haben im Zweiten Weltkrieg diese Doktrin in 

ihrem Kampf gegen das Deutsche Reich verwandt und dabei versucht, durch Bombardie-

rung von Großstädten den zivilen Widerstand gegenüber dem Regime zu stärken, was je-

doch nicht erfolgreich war. Der NATO gelang es dagegen 1999, den jugoslawischen 

Staatspräsidenten, Slobodan Milosevic, nach 78 Tagen Luftkrieg zum Einlenken zu be-

wegen. Im Krieg der USA gegen den Irak 2003 wurde wiederum ersichtlich, daß die 

Bombardierung der militärischen Infrastruktur Saddam Husseins zwar dessen Luftabwehr 

ausschalten konnte. Zu einem Sturz des Regimes waren jedoch Bodentruppen notwendig. 

 

3.  Inhalte einer Sicherheitsstrategie 

Im Zentrum der vorliegenden Arbeit steht die Sicherheitsstrategie, die eine Teilstrategie der 

Gesamtstrategie darstellt. Sie umfaßt die Militärstrategie und die diplomatische Strategie, 

wobei sie je nach geographischer Positionierung des Akteurs von der Geostrategie beeinflußt 

wird. Die Sicherheitsstrategie dient der Aufrechterhaltung der Daseinsgrundvoraussetzungen 

eines Staates (Schutz der territorialen Integrität und Souveränität, des politischen Systems 

sowie der Bevölkerung und ihrer Güter). Ziel einer Sicherheitsstrategie ist die Nutzbarma-

chung militärisch induzierter Macht. Inhaltlich steht der Begriff in der Tradition der amerika-

nischen security strategy und ihrer entsprechenden Verwendung in offiziellen Dokumenten. 

Der letzte entsprechende Bericht des Weißen Hauses trug den Titel „The National Security 

Strategy of the United States of America“ (März 2006) und glich damit fast wörtlich den 

Vorgängerfassungen; die asiatisch-pazifische Variante des Pentagons hieß „The United States 

Security Strategy for the East Asia-Pacific Region“ (November 1998).  
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a)  Einordnung und Abgrenzung 

Eine weitere Präzisierung der Inhalte des Begriffs der „Sicherheitsstrategie“ erfolgt über seine 

Einordnung in das strategische System eines Staates sowie durch Abgrenzung zu ähnlichen 

Begriffen. Folgende Zuordnungen werden für die weitere Untersuchung festgelegt: 
 

Gesamtstrategie 

Die „Gesamtstrategie“ dient der Regelung sämtlicher Außenbeziehungen eines Staates. Ihr 

Ziel ist, die Interessen des Akteurs unter Mobilisierung aller vorhandenen Ressourcen mög-

lichst umfangreich umzusetzen. Sie gliedert sich in drei Teilstrategien, die den Themen „Si-

cherheit“, „Handel und Wirtschaft“ sowie „Werte und Systeme“ gewidmet sind. Der wichtig-

ste Unterschied zwischen der Sicherheitsstrategie und der Gesamtstrategie ist, daß letztere 

auch Ziele und Mittel jenseits des sicherheitspolitischen Spektrums umfaßt.425 In diesem Zu-

sammenhang kann als „Außenpolitik“ die Umsetzung der drei Teilstrategien verstanden wer-

den.  

 

Militärstrategie 

Die „Militärstrategie“ ist eine Substrategie der Sicherheitsstrategie,426 die über an die jeweili-

ge Waffengattung angelehnte Teilmengen verfügen kann (z.B. Seestrategie). In Zeiten des 

                                                 
425   Dieser Zusammenhang wird von vielen Autoren, die eine Gesamtstrategie einseitig sicherheitspolitisch be-

trachten, falsch verstanden. Dies gilt u.a. für Richard Rosecrance und Arthur A. Stein: „In modern terms, 
grand strategy came to mean the adaptation of domestic and international resources to achieve security for a 
state. Thus, grand strategy considers all the resources at the disposal of the nation (not just military ones), 
and it attempts to array them effectively to achieve security in both peace and war.“ Richard Rosecrance, 
Arthur A. Stein, Beyond Realism: The Study of Grand Strategy, in: Richard Rosecrance, Arthur A. Stein 
(Hrsg.), The Domestic Bases of Grand Strategy, Ithaca – London 1993, S. 4.  

426   Dieter Dettke beschreibt das Verhältnis von Sicherheits- und Militärpolitik wie folgt: „Handelt es sich in 
der Sicherheitspolitik in erster Linie um eine Zieldiskussion darüber, wie möglichen von außen kommenden 
Gefahren, Existenzgefährdungen und Beherrschungsversuchen zum Beispiel durch militärischen Angriff, 
Druck, Drohung und / oder Erpressung begegnet werden kann, so geht es in der Militärpolitik vor allem um 
die verteidigungspolitischen Mittel, Aufwendungen und Aktivitäten, die eine Gesellschaft bereitzustellen 
und zu entfalten in der Lage ist, um ihre Sicherheit zu gewährleisten.“ Dieter Dettke, Militärpoli-
tik/Sicherheitspolitik, in: Wichard Woyke (Hrsg.), Handwörterbuch Internationale Politik, 6. aktualisierte 
Auflage, Bonn 1995, S. 294 f. Militär- und Sicherheitsstrategie werden in dieser Arbeit als inhaltlich eng 
verbundene, letztlich aber dennoch unterschiedliche strategische Erscheinungsformen verstanden. In zahl-
reichen Untersuchungen wird dagegen die „Sicherheitsstrategie“ zwischen der Militär- und der Gesamtstra-
tegie als Begriff ausgeblendet, wobei sie dafür in beiden inhaltlich aufgeht. Oftmals werden Inhalte der Mi-
litär- und der Sicherheitsstrategie auch vermischt dargestellt, auch wenn wie im Falle der folgenden Defini-
tion versucht wird, ausschließlich die Militärstrategie zu beschreiben: „Die Militär-Strategie eines Staates 
ist Teil seiner Gesamtstrategie bzw. sie wird aus dieser abgeleitet. Sie beschreibt allgemeine militärpoliti-
sche Konzepte sowie Einsatzgrundsätze und -optionen (auch Teilkonzepte wie v.a. das der Nuklearstrate-
gie), die zur Erreichung der Ziele der Gesamtstrategie notwendig erscheinen, und legt die militärischen 
Kräfte und Mittel fest, die dazu benötigt werden. Kerngedanke hierbei ist stets, die Drohung des Einsatzes 
von Streitkräften oder ihren tatsächlichen Einsatz in die gesamtstrategische Konzeption einzubetten.“ 
Brockhaus Enzyklopädie (1993): S. 306. Soweit in der Definition von Gray mit „strategy“ die „security 
strategy“ gemeint ist, trifft dessen Differenzierung zu: „As operations and tactics are the instruments of 
military strategy, so strategy should serve policy goals which are instrumental in relation to a polity’s broad 
vision of the desirable.“ Colin S. Gray, Inescapable Geography, in: Colin S. Gray, Geoffrey Sloan (Hrsg.), 
Geopolitics. Geography and Strategy, London – Portland 1999, S. 20. 
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Krieges regelt sie den Einsatz des militärischen Instrumentariums. Ziel ist dabei, im Sinne der 

Sicherheitsstrategie Gefahren durch Maßnahmen des Angriffs oder der Verteidigung effektiv 

abzuwehren. Dazu werden operative Konzepte erarbeitet. In Zeiten des Friedens trägt die Mi-

litärstrategie einerseits zur Abschreckungspolitik bei, andererseits garantiert sie die Einsatz-

bereitschaft der Streitkräfte für alle Eventualfälle. Die Militärstrategie arbeitet der diplomati-

schen Strategie insofern zu, als sie ihr eine Drohkulisse zur Verfügung stellt. 
 

Operation 

Mit „Operation“ (lateinisch „opera“ = Handlung, Tat) ist vor allem der „Operationsplan“ ver-

bunden, der „im allgemeinen die detaillierte Weiterführung eines strategischen Plans“427 ist. 

Dazu gehört die Bewegung von Truppenverbänden, um das erklärte Kriegsziel zu erreichen. 

Operationspläne dienen der Umsetzung der Militärstrategie. Jomini spricht in diesem Zu-

sammenhang auch von „grand tactics“428, was im heutigen Sprachgebrauch aber als „Operati-

on“ gilt. 
 

Taktik 

„Taktik“ dagegen ist die „Lehre von der Truppenführung“429, womit sie für die Umsetzung 

des Operationsplans zuständig ist. In ihr verschmelzen Planung und Umsetzung eines Ge-

fechts.430 Eine der prägnantesten Definitionen des Begriffs der „Taktik“ stammt von Alfred 

Thayer Mahan, der schlicht feststellt: „Before hostile armies or fleets are brought into contact 

(a word which perhaps better than any other indicates the dividing line between tactics and 

strategy), there are a number of questions to be divided, covering the whole plan of operations 

throughout the theatre of war.“431 Im strategischen Gesamtsystem entscheiden sich an dieser 

Stelle Erfolg und Mißerfolg der militärischen Seite der Sicherheitsstrategie.432 

                                                 
427 Bertelsmann Lexikon, Band 7, Gütersloh 1982, S. 236. Der Brockhaus bezeichnet als Operation „allgemein 

jede zeitlich und räumlich zusammenhängende, auf ein bestimmtes Ziel ausgerichtete Handlung einer Seite. 
Trifft eine Operation auf eine der Gegenseite, kommt es zum Gefecht. Die Operation kann Truppenbewe-
gungen, Kampfhandlungen sowie sonstige Maßnahmen jeder Art umfassen.“ Brockhaus (2003). 

428   „Grand Tactics is the art of posting troops upon the battlefield according to the accidents of the ground, of 
bringing them into action, and the art of fighting upon the ground, in contradistinction to planning upon a 
map.“ Jomini (1862): S. 69. 

429 Bertelsmann Lexikon (1983): S. 326. 
430  „Tactics lies in and fills the province of fighting. Strategy not only stops on the frontier, but has for its pur-

pose the reduction of fighting to the slenderest possible proportions.“ Liddell Hart (1967): S. 324. 
431   Mahan (1890): S. 8. 
432   „It is an error to believe that tactics are more important than strategy; in fact, such a claim is an absurdity. 

But, tactical competence is the material of which strategic effect consists, because quality of strategic per-
formance requires assessment in the light of the often shifting demands of policy or politics.“ Colin S. 
Gray, Modern Strategy, Oxford 1999, S. 22. „Armed forces in action, indeed any instrument of power in 
action, is the realm of tactics. Strategy, in contrast, seeks to direct and to relate the use of those instruments 
to policy goals.“ Ebd., S. 17. 
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Unterschiede Militärstrategie / Operation / Taktik 

Der Unterschied zwischen Militärstrategie, Operation und Taktik läßt sich am besten an ei-

nem Beispiel verdeutlichen: Die Militärstrategie ist in einem Verteidigungskrieg dafür zu-

ständig, unter Berücksichtigung aller militärischen Optionen des Gegners Abwehrmaßnahmen 

zu erwägen. Sie ist dabei immer Ergebnis sicherheitsstrategischer Überlegungen, die auch auf 

der diplomatischen Ebene erfolgen. Die Militärstrategie führt folglich die politischen Vorga-

ben der Sicherheitsstrategie aus, die sich in erklärten sicherheitspolitischen Zielen sowie der 

Festlegung von Rahmenbedingungen des Streitkräfteeinsatzes äußern. Demnach ist dann je-

ner Bereich als militärstrategisch zu bezeichnen, der dem Streitkräfteeinsatz an sich gewidmet 

ist. Dazu werden je nach Anforderungen des Kriegsschauplatzes unterschiedliche Operatio-

nen erdacht, die etwa eine Verteidigungslinie oder ein Entsatzkommando betreffen können. 

Jedem Operationsplan liegt ein spezifischer Auftrag zugrunde, der im Verbund der eingesetz-

ten Teilstreitkräfte in einem bestimmten Gebiet umgesetzt wird. Die Taktik wiederum unter-

scheidet sich insofern von der Operation, als sie der Durchführung einzelner Gefechte dient. 

Jenseits kriegsrechtlicher Aspekte geht es hier nur noch um den militärischen Kräftevergleich. 

So sind zum Halten einer Verteidigungslinie oder zur Durchsetzung der Ziele des Entsatz-

kommandos unterschiedliche Gefechte notwendig, für die unterschiedliche Taktiken erforder-

lich sein können. Nur wenn diese Taktiken der jeweiligen Situation angemessen sind, kann 

der Operationsplan erfolgreich sein. Nach dieser Einteilung ist die Militärstrategie für die 

Kriegführung insgesamt (z.B. Krieg der USA gegen den Irak 2003), der Operationsplan für 

einen spezifischen Kriegsschauplatz (z.B. Sturm auf Bagdad) und die Taktik für ein spezifi-

sches Gefecht (z.B. Besetzung einer Brücke in Bagdad) zuständig. 
 

Technik und Logistik 

Die Bereiche der Technik und Logistik ermöglichen taktische Maßnahmen. Da von ihrer Ver-

fügbarkeit letztlich militärstrategische Aktionen abhängen, sind sie in vertikaler Richtung in 

die Einordnung der Sicherheitsstrategie aufgenommen worden. Zu betonen ist aber, daß der 

Akt der Bereitstellung von Technik und Logistik nichts mit rationalen Abwägungen zu tun 

hat, sondern Ausdruck handwerklicher Fähigkeiten eines Akteurs ist. Ihre hohe Bedeutung 

wird von Strategen dagegen immer wieder betont. Luttwak sieht in der Technik neben der 

Taktik und der Operation eine von drei militärstrategischen Ebenen.433 Jomini betont den 

Wert einer guten Logistik: „Logistics comprises the means and arrangements which work out 

the plans of strategy and tactics. Strategy decides where to act; logistics brings the troops to 

this point; grand tactics decides the manner of execution and the employment of the 
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troops.“434 Mit Blick auf die Bedeutung technischen Fortschritts schreibt er hingegen: „The 

superiority of armament may increase the chances of success in war: it does not, of itself, gain 

battles, but it is a great element of success.“435 Der überwältigende Sieg der USA gegen den 

Irak 1991 dürfte auf zahlreiche Beobachter, so Michael I. Handel, als Triumph militärtechno-

logischer Überlegenheit gewirkt haben. In Anlehnung an Jomini widerspricht er jedoch dieser 

Einschätzung: „Yet while the important role of modern technology in this conflict should not 

be underestimated, the victory was first and foremost achieved by prudent political planning 

and preparations.“436 Die Revolution in Military Affairs ist folglich nur dann von Vorteil, 

wenn sie strategisch nutzbar gemacht wird. 
 

Diplomatische Strategie 

Die diplomatische Strategie ist eine Substrategie der Sicherheitsstrategie und umfaßt die Be-

reiche Bündnispolitik sowie Vertrauens- und sicherheitsbildende Maßnahmen.437 Sie stellt 

damit den sicherheitspolitischen Ausschnitt aller diplomatischen Optionen des Staates dar.438 

Grundsätzlich verfolgt sie zwei Ziele: In Zeiten des Krieges dient sie der Flankierung militär-

strategischer Maßnahmen, indem sie z.B. durch Verhandlungen mit verbündeten Nationen da-

für sorgt, daß den Truppen des eigenen Landes Überflugrechte über fremdem Territorium 

gewährt werden. Da die Zahl der gewaltsamen zwischenstaatlichen Auseinandersetzungen in 

der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts erheblich abgenommen hat, beschäftigt sich die di-

plomatische Strategie in der aktuellen Tagespolitik vor allem mit Fragen des Friedens. Dieser 

banale Zusammenhang ist für die hier vorliegende Untersuchung und ihren Fokus von ent-

scheidender Bedeutung: Die Sicherheitsstrategie geht unter friedlichen Bedingungen dazu 

über, die Ziele eines Staates mit nichtgewaltsamen Maßnahmen zu erreichen. Dazu bedient 

sie sich vor allem der diplomatischen Strategie, deren Wirksamkeit zu einem erheblichen Teil 

von den Optionen abhängt, die von der Militärstrategie zur Verfügung gestellt werden und 

damit potentiell einsetzbar wären.439 Die Bedeutung der Sicherheitsstrategie und ihrer in Zei-

                                                                                                                                                         
433  Vgl. Luttwak (2003): S. 132 – 144. 
434   Jomini (1862): S. 69. 
435  Ebd., S. 47. 
436  Handel (2001): S. 12. 
437   Dieser Interpretation widerspricht z.B. Raymond Aron: „Nennen wir fortan Strategie die Gesamtführung 

militärischer Operationen, nennen wir Diplomatie das Verhalten im Verkehr mit anderen politischen Ein-
heiten.“ Raymond Aron, Frieden und Krieg. Eine Theorie der Staatenwelt (Mit einem Geleitwort zur Neu-
ausgabe von Richard Löwenthal), Paris 1962, S. 36. Strategie und Diplomatie stehen demnach auf einer 
Ebene. Sie werden beide der Politik untergeordnet. 

438 Zur „Diplomatie“ gehören „die bei der Regelung zwischen- und überstaatlicher Beziehungen angewandten 
Methoden der Außenpolitik. Die Diplomatie dient dem friedlichen Verkehr der Staaten und übernationalen 
Gemeinschaften untereinander. Sie bereitet Verbindungen und Verträge vor und sucht Streitfälle zu ver-
meiden.“ Bertelsmann Lexikon, Band 2, Gütersloh 1981, S. 395. 

439 „Hinter alten Methoden der Gesamtstrategie ist bereits die bloße Existenz und Verfügbarkeit einsatzfähiger 
Streitkräfte als ‘ultima ratio’ ein beachtlicher gesamtstrategischer Faktor. Nur sie verschaffen den erwähn-
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ten des Friedens diplomatischen Fixierung hängt folglich weiter zutiefst von der Militärstra-

tegie ab. Im Tagesgeschäft ist es dann aber die Kunst der Diplomaten und nicht die Kunst der 

Feldherren, die Erfolge ermöglicht. Soweit dabei auf diplomatischem Parkett militärische 

Faktoren explizit oder implizit eingesetzt werden, zielen sie auf den Effekt ab, zum Zwecke 

des eigenen sicherheitspolitischen Vorteils Handlungen des Gegners bzw. Konkurrenten her-

vorzurufen oder umzukehren. Das, was in derartigen Fällen als Sicherheitsstrategie sichtbar 

wird, ist in der Regel Ergebnis dessen, was Luttwak armed suasion, das bewaffnete Zu- oder 

Abraten, nennt: „Armed suasion gehört zum Besitz von Stärke: die Fähigkeit zur Gewaltan-

wendung ruft stets Reaktionen auf Seiten derer hervor, die hoffen, daß die Gewalt in ihrem 

Sinne eingesetzt wird, wie auch auf Seiten derer, die fürchten, sie könne gegen sie verwendet 

werden.“440 Ziel der Sicherheitspolitik ist aus dieser Sicht die Fortsetzung des Friedens, wozu 

Freunde kooperativ und Feinde passiv gehalten werden müssen. 
 

Bündnispolitik 

Die „Bündnispolitik“ zielt darauf ab, sicherheitspolitische Freunde oder doch zumindest Part-

ner zu gewinnen.441 Ein Bündnis kann dabei sowohl durch Verträge als auch im weiteren Sin-

ne durch faktisch-wohlwollendes Verhalten beider Seiten eingegangen werden. Mit der Bünd-

nispolitik werden grundsätzlich zwei sicherheitspolitische Ziele verfolgt: Zum einen werden 

Akteure als Bedrohung ausgeschlossen. Zum anderen können etwa durch Bündnisverträge 

neue sicherheitspolitische Handlungsräume eröffnet werden. Dies kann sich darin äußern, daß 

beide Seiten zu Kriegsalliierten werden und somit ihre Schlagkraft verbessern. Üblich ist 

auch die Aushandlung gegenseitiger logistischer Unterstützung etwa durch Hafennutzungs-

vereinbarungen oder die Gewährung von Stationierungsrechten, wodurch der Truppensteller 

seinen Aktionsradius verbessert und das Gastland im Regelfall Sicherheitsgarantien erhält. 
 

                                                                                                                                                         
ten gesamtstrategischen Methoden das nötige Gewicht, die abschreckende Wirkung und vor allem Glaub-
würdigkeit.“ Erich Vad, Strategie und Sicherheitspolitik. Perspektiven im Werk von Carl Schmitt, Opladen 
1996, S. 112. 

440  Luttwak (2003): S. 292 f. 
441  In der Literatur wird Bündnispolitik u.a. wie folgt definiert: „Abgestimmte politische Absichten und politi-

sches Handeln zwischen Bündnispartnern und/oder gemeinsame Politik von Bündnispartnern gegenüber 
anderen Staaten, Staatengemeinschaften oder Bündnissen.“ Ortwin Buchbender, Oliver Bruzek, Hartmut 
Bühl, Harald Kujat, Karl H. Schreiner, Wörterbuch zur Sicherheitspolitik mit Stichworten zur Bundeswehr, 
4. vollständig überarbeitete Auflage, Bonn – Berlin – Hamburg 2000, S. 57. 
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Vertrauens- und sicherheitsbildende Maßnahmen 

Vertrauens- und sicherheitsbildende Maßnahmen (VSBM) richten sich dagegen primär an si-

cherheitspolitische Gegner oder Konkurrenten.442 Sie haben zum Ziel, Mißtrauen zu beseiti-

gen, das eine der wichtigsten Konfliktursachen ist. VSBM weisen eine große Bandbreite von 

Optionen auf: Dazu gehören eher unverbindliche Treffen zwischen den Entscheidungsträgern 

zweier Staaten oder auch bloße Telephonate der Staatschefs (z.B. der „heiße Draht“ zwischen 

Moskau und Washington während des Ost-West-Konflikts). Auf dieser Ebene geht es darum, 

Mißverständnissen vorzubeugen. In einem weiteren Schritt können beide Seiten Absichtser-

klärungen unterzeichnen, die unverbindlich sind, aber eine Handlungsbereitschaft oder einen 

Handlungsverzicht dokumentieren. Schließlich ist der Beitritt zu Regimen und Institutionen 

möglich, die ein Minimum an Souveränitätsverzicht voraussetzen. Durch sie können z.B. Ab-

rüstungsmaßnahmen festgelegt werden, wobei beide Vertragspartner die Möglichkeit haben 

müssen, die Ergebnisse verifizieren zu können. VSBM können zum Zwecke der Festigung ei-

ner bestehenden Beziehung, aber auch mit Blick auf Freunde und Partner durchgeführt wer-

den, etwa durch regelmäßige Konsultationen. 
 

Geostrategie 

Geopolitik wird als „die Lehre von der Wechselwirkung geographischer und politischer Ge-

gebenheiten“443 definiert. Als Geopolitik können jene staatlichen Handlungen verstanden 

werden, die in Reaktion auf die geographische Lage des eigenen Landes erfolgen. Grundsätz-

lich ist jeder Staat in eine entsprechende Raum-Mächte-Konstellation eingebunden,444 die der 

eigenen Sicherheitspolitik Chancen eröffnet und Grenzen setzt, sie aber auch vor Herausfor-

                                                 
442  Vertrauens- und sicherheitsbildende Maßnahmen (VSBM) gehen einen Schritt weiter als die Vertrauensbil-

denden Maßnahmen (VBM), „die dazu beitragen können, politische und militärische Stabilität zu fördern, 
die Vorhersehbarkeit (Transparenz) militärischer Absichten sicherzustellen und damit das Vertrauen unter 
den Völkern zu erhöhen und Mißtrauen abzubauen. Weltweite (eher deklamatorische) und regionale (mehr 
praktische) Anwendung sind mit eine Grundlage für Abrüstung und Rüstungskontrolle und die Verbesse-
rung der Möglichkeiten zur Krisenbewältigung.“ VSBM erweitern dagegen VBM „bis hin zu stabilisieren-
den Maßnahmen (Aufgaben) als Elemente der Rüstungskontrolle und Krisenbewältigung.“ Buchben-
der/Bruzek/Bühl/Kujat/Schreiner (2000): S. 364. 

443 Bertelsmann Lexikon, Band 4, Gütersloh 1982, S. 41. Vgl. weitere Definitionen bei Heinz Brill, Geopolitik 
heute. Deutschlands Chance?, Berlin 1994, S. 181 – 188. Vgl. zu den Ursprüngen der deutschen Geopolitik 
Karl Haushofer, Erich Obst, Hermann Lautensach, Otto Maull (Hrsg.), Bausteine zur Geopolitik, Berlin 
1928. 

444 Als geopolitische bzw. geostrategische Lage in der konkreten Raum-Mächte-Konstellation „versteht man 
die zu einem bestimmten Zeitpunkt feststellbare Fixierung der Mächte (= Staaten) auf bestimmte Erdräume 
sowie die sich hieraus ergebende Lage der Mächte – unter Einbeziehung der Meeresräume – zueinander. 
Die globale Raum-Mächte-Konstellation ist durch Expansion oder Neuentstehung der einen und Schrump-
fung, Vernichtung oder Zerfall der anderen Staaten einer ständigen Veränderung unterworfen. Dabei ver-
ändert sich die militärgeographische Lage (geostrategische Lage) der Staaten (z.B. durch Bündnisse, Wech-
sel der Freund-Feind-Staaten) schneller als die Raum-Mächte-Konstellation.“ Brill (1994): S. 189. Die 
geographische Lage eines Staates kann – wie z.B. auch vorhandene bzw. fehlende Ressourcen – als einer 
der wenigen wirklich feststehenden Bestimmungsfaktoren der Sicherheitspolitik eines Staates betrachtet 
werden. Nicht konstant ist dagegen die internationale Raum-Mächte-Konstellation. Vgl. ebd., S. 41 f. 
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derungen stellen kann. Entsprechend kann die „Geostrategie“ als konzeptionelle Anleitung 

der Geopolitik verstanden werden. Folgende Wirkungszusammenhänge werden an dieser 

Stelle angenommen: Soweit Bewußtsein und Intention vorliegen, werden in einer Geostrate-

gie Schlußfolgerungen aus der geopolitischen Lage des Landes gezogen, die wiederum auf 

die Konfiguration von Militärstrategie und diplomatischer Strategie wirken.445 Der Einfluß 

der Geographie kann insgesamt in drei Bereichen gemessen werden:446 Operationsplan und 

Taktik sind, erstens, von topographischen Analysen des Kriegsschauplatzes nicht zu trennen. 

Die Gestaltung der Instrumente einer Sicherheitsstrategie ist, zweitens, an die Nähe bzw. Di-

stanz der identifizierten Herausforderung gebunden, was sich u.a. auch auf militärtechnologi-

sche Notwendigkeiten auswirken kann. Drittens haben geopolitische Bedingungen wie etwa 

die Nähe eines Akteurs zu Raketenmächten, verletzbaren Seewegen, aufmarschfähigen Geg-

nern und wichtigen Bündnispartnern Konsequenzen für die Interessenlage eines Staates.447 

Der geostrategische Blickwinkel dient dann einerseits als methodischer Filter zur Lagebeur-

teilung, andererseits kann er durch Formulierung von Handlungsleitlinien als sicherheitspoli-

tische Richtschnur hinzugezogen werden. Letztlich gibt er somit dem Entscheidungsträger 

auch Rechtfertigungen für die eigene Sicherheitspolitik an die Hand.448 
 
 

                                                 
445   Colin S. Gray stellt deshalb die These auf: „All strategy is geostrategy.“ Gray (1999): S. 164. Gray schreibt 

der Geographie jedoch keine allmächtige Wirkungskraft zu, sondern sieht ihren Einfluß eher begrenzt: „But 
geography does not necessarily, indeed does not often, literally determine strategy’s course and outcome.“ 
Ebd., S. 169. 

446  Diese drei Faktoren werden von Gray wie folgt beschrieben: „Most particularly, we will consider geogra-
phy (1) as physical environment, or ‘terain’ (of all kinds), (2) as the driver of technology for tactics, logis-
tics, and organization, and (3) as the spatial and temporal relations that inspire rival grand theories of geo-
politics.“ Ebd. 

447  Ausnahmen können im Bereich des information warfare gesehen werden, der von technologischen und in-
frastrukturellen, nicht jedoch von geographischen Bedingungen geprägt wird. 

448   Vgl. Colin S. Gray, Geoffrey Sloan, Why Geopolitics?, in: Gray/Sloan (1999): S. 10. 
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Schaubild 3:  Einordnung der Sicherheitsstrategie 
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b)  Räume und Verhaltensweisen 

Sicherheitsstrategien operieren in Räumen. Dabei sind fünf Dimensionen vorstellbar, die im 

Idealfall aufeinander abgestimmt sind. Je größer der Aktionsanspruch wird, desto umfangrei-

cher werden gleichzeitig die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen geographischen Zo-

nen, in denen ein Akteur aktiv ist. Dies hat zur Folge, daß sich die Wahrung strategischer Ko-

härenz komplizieren kann. 

 

 

 

Schaubild 4:  Geographische Strategiedifferenzierung 
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Eine Sicherheitsstrategie dient einer Gesamtstrategie sowohl im Frieden als auch im Krieg. 

Strategisches Verhalten kann sich folglich in kooperativen und konfrontativen Dimensionen 

äußern. Zwischen diesen beiden Formen gibt es eine Reihe von Zwischenzuständen, die von 

der vorliegenden Herausforderung oder Bedrohung abhängen. Kriegerische Auseinanderset-

zungen können vom nuklearen Schlagabtausch bis zum Grenzscharmützel reichen. Friede 

wiederum muß nicht auf gegenseitiger Zuneigung basieren, sondern ist auch unter anerkann-

ten Bedingungen der Koexistenz denkbar. 
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Schaubild 5:  Sicherheitsstrategische Verhaltensweisen 
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4.  Wesensmerkmale 

Staaten verfügen in der Regel nicht über eine Strategie, sondern über ein thematisch abgestuf-

tes System von Strategien, die aufeinander aufbauen und je nach Ebene des Entscheidungs-

prozesses sowie der dabei zu berücksichtigenden Inhalte unterschiedliche Schwerpunkte ha-

ben. Richard K. Betts geht davon aus, daß „strategies are chains of relationships among 

means and ends that span several levels of analysis, from the maneuvers of units in specific 

engagements through larger campaigns, whole wars, grand strategies, and foreign policies.“449 

Die Betrachtung der Wechselwirkungen hat ergeben, daß die Sicherheitsstrategie u.a. auf die 

Militärstrategie und die diplomatische Strategie zurückgreift, um der Gesamtstrategie zuzuar-

beiten. Diese Differenzierung zeigt, daß der Begriff der „Strategie“ in einer wissenschaftli-

chen Analyse nur dann operationalisierbar ist, wenn er zuvor ausführlich definiert wird. Dazu 

gehören inhaltliche Zuschreibungen (Militär-, Sicherheits- oder Gesamtstrategie), die über die 

bloße Wortwahl „Strategie“ hinausgehen. Nur so wird die Ebene der Untersuchung verständ-

lich.  
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  Soweit eine derartige Präzisierung nicht erfolgt, setzen Autoren das gewählte Verständnis 

im jeweiligen Kontext implizit voraus, wodurch ihre Beschreibungen gleichzeitig an begriff-

licher Schärfe verlieren. So meint z.B. Luttwak die Sicherheitsstrategie, wenn er „die Rege-

lung und Folgen menschlicher Beziehungen im Kontext tatsächlicher oder möglicher bewaff-

neter Konflikte“450 als Strategie bezeichnet. „Strategie“ ohne Spezifizierung taugt daher nicht 

als Analysekategorie eines konkreten Untersuchungsgegenstandes. Gleichwohl können auf 

einer abstrakten Ebene Wesensmerkmale einer Strategie festgestellt werden, die bei 

sämtlichen strategischen Erscheinungsformen zu beobachten sind. 

 

a)  Überwindung von Widerstand 

Warum entstehen Strategien? Sowohl Feldherren als auch Staatsführer erreichen ihre vorge-

gebenen bzw. erstrebten Ziele nur dann, wenn sie sich Gedanken darüber machen, welche 

Wege sie zur Erreichung des Zieles beschreiten können respektive müssen. Anlaßgeber eines 

solchen Reflektionsprozesses sind tatsächliche oder zu erwartende Hindernisse, die den Weg 

versperren.451 Damit gehört es zum Wesen einer Strategie, Widerstand zu überwinden.452 Wä-

re ein solcher Widerstand nicht vorhanden, müßte ein Generalstab die Okkupation eines Ge-

bietes nicht planen, sondern könnte in dieses einfach einmarschieren – und bräuchte keine 

Militärstrategie. Entsprechend weist Clausewitz darauf hin, „daß der Krieg keine Tätigkeit 

des Willens ist, die sich gegen einen toten Stoff äußert [...], sondern gegen einen lebendigen, 

reagierenden.“453 Luttwak sieht jede strategische Logik außer Kraft gesetzt, wenn die Reakti-

onsfähigkeit des Gegners nicht mehr beachtet werden muß. „Wenn der Gegner so schwach 

ist, daß seine Truppen wie passive Ziele behandelt werden können, besitzt die normale lineare 

Logik der industriellen Produktion mit all ihren üblichen Kriterien produktiver Effizienz volle 

Gültigkeit.“454 Nach André Beaufre ist Strategie „the art of the dialectic of force, more pre-

cisely, the art of the dialectic of two opposing wills using force to resolve their dispute“455.  

  Es muß folglich eine militärische (und jenseits dessen eine nichtmilitärische) Duellsituati-

on vorliegen, die derjenige gewinnt, der nicht nur über das bessere Potential, sondern auch 

                                                                                                                                                         
449  Richard K. Betts, Is Strategy an Illusion?, in: International Security, Nr. 2, Herbst 2000, S. 6. 
450  Luttwak (2003): S. 15. 
451  „For all these reasons, the potential for violence provides a natural starting point for any attempt to build up 

a general theory of strategy.“ Freedman (2002): S. 339. 
452   „Strategy is undertaken in the conviction that it is possible to manipulate and shape one’s environment 

rather than simply become the victim of forces beyond one’s control.“ Ebd., S. 336. „Strategy has not to 
overcome resistance, except from nature. Its purpose is to diminish the possibility of resistance, and it seeks 
to fulfil this purpose by exploiting the elements of movement and surprise.“ Liddell Hart (1967): S. 323. 

453  Clausewitz (1832): Erster Teil, Zweites Buch, Viertes Kapitel, S. 122.  
454  Luttwak (2003): S. 30. 
455  Zit. n. Gray (1999): S. 18. 
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über die bessere Strategie verfügt. Aus der Perspektive der Sicherheitspolitik kann dieser Wi-

derstand sowohl militärisch als auch diplomatisch organisiert sein, offen oder verdeckt auftre-

ten. Und in gleicher Weise können zu seiner Überwindung sowohl gewaltsame als auch di-

plomatische Mittel eingesetzt werden. Ohne tatsächlichen oder zu erwartenden Widerstand 

müßte sich ein Staat nicht um seine Verteidigung kümmern und bedürfte folglich nicht einmal 

einer Armee, da seine Existenz von außen nicht in Frage gestellt wird (Sicherheitsstrategie). 

Desgleichen wären ökonomische Ziele stets ohne Abstriche umzusetzen (Wirtschaftsstrate-

gie), und sie müßten vor allem nicht vor dem Hintergrund sicherheitspolitischer Herausforde-

rungen bewertet werden (Gesamtstrategie). Nur wo ein latenter oder offensichtlicher Wider-

stand existiert, werden Strategien zur Zielerreichung benötigt. 

 

b)  Ziel-Mittel-Relation 

Das Verhältnis von Zielen und Mitteln ist von der Antike bis zur Gegenwart Gegenstand 

praktisch aller Abhandlungen zur Strategie. Dabei wurde zunächst über die möglichst effekti-

ve Organisation einer militärischen Auseinandersetzung theoretisiert, bevor sich vor allem 

durch Clausewitz der Begriff der Strategie der politischen Interessenlage eines Staates öffnete 

und es dann im Zuge des 20. Jahrhunderts zunehmend um eine erfolgreiche Sicherheitspolitik 

im weiteren Sinne ging. Es gibt eine Fülle von Definitionen, die in der Regel einen militäri-

schen Hintergrund aufweisen und in ihrer einfachsten Form schlicht feststellen, daß die Errei-

chung von Zielen von der Verfügbarkeit entsprechender Mittel abhängt. Richard Rosecrance 

und Arthur Stein verweisen auf den grundsätzlichen Hintergrund: „‘Strategy’ traditionally re-

ferred to the planning and employment of military resources to win major campaigns against a 

foe or to achieve victory in war itself.“456 In diesem Sinne schreiben John Baylis und James 

Wirtz: „Strategy is the application of military power to achieve political objectives“457. Rich-

ard K. Betts formuliert gleichermaßen: „It is the link between military means and political 

ends, the scheme for how to make one produce the other.“458 Eine der wohl kürzesten Strate-

giedefinitionen stammt von Dieter Wellershoff, einstiger Generalinspekteur der Bundeswehr: 

„Strategie ist die Umsetzung von Zielen in Aufgaben.“459 Peter Paret unterscheidet zwischen 

                                                 
456  Richard Rosecrance, Arthur Stein, Beyond Realism: The Study of Grand Strategy, in: Rosecrance/Stein 

(1993): S. 3. 
457  Baylis/Wirtz (2002): S. 3. 
458  Betts (2000): S. 5. 
459 Dieter Wellershof, Mit Sicherheit. Neue Sicherheitspolitik zwischen gestern und morgen, Bonn 1999, S. 

104. „Politik setzt die sicherheitspolitischen Ziele und Rahmenbedingungen. Sie folgt einer Werte- und In-
teressenordnung. Strategie beschreibt die Art der Umsetzung dieser Ziele und Interessen in Aufgaben für 
das konkrete Handeln (oder Nicht-Handeln) in größerem Zeitrahmen und Zusammenhängen. Sie hat das 
Ganze im Auge und richtet sich am grundsätzlichen, längerfristig vorgegebenen Ziel aus. Taktik dagegen 
ist die Suche nach dem kurzfristigen Vorteil im Nahbereich und im Tagesgeschäft.“ Ebd., S. 136 f. 
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militärischen und politischen Zielen: „Strategy is the use of armed force to achieve the mili-

tary objectives and, by extension, the political purpose of the war.“460 Colin S. Gray betont 

dagegen, daß militärische Mittel nicht zwingend eingesetzt werden müssen: „Strategy is the 

bridge that relates military power to political purpose; it is neither military power per se nor 

political purpose. By strategy I mean the use that is made of force and the threat of force for 

the ends of policy.“461 Auch Ernesto (Che) Guevara betont: „In der militärischen Terminolo-

gie versteht man unter Strategie vor allem die Analyse der Ziele des Krieges und, ausgehend 

von der allgemeinen militärischen Situation, die Erarbeitung allgemeiner Formen und Metho-

den zur Erreichung des Endziels.“462 Die Ziel-Mittel-Relation gilt grundsätzlich und ist nicht 

an die hier betonte Existenz militärischer Instrumente gebunden. In der vorgenommenen Ein-

ordnung der Sicherheitsstrategie besteht beispielsweise insofern eine natürliche Wechselwir-

kung, als in vertikaler Richtung die unteren Ebenen immer auch Mittel zur Erreichung der 

Ziele der höheren Ebene sind. So ist die Militärstrategie ein Mittel zur Durchsetzung der Ziele 

der Sicherheitsstrategie. 

   Die Betonung der Ziel-Mittel-Relation gibt weitere Einblicke in das Wesen der Strategie. 

Ein Militärführer oder ein Staatsmann wird nur dann erfolgreich sein, wenn beide Segmente 

in einem ausgewogenen Verhältnis stehen. Dies bedeutet zweierlei: Ziele und Mittel müssen 

einerseits an die Ressourcenlage angepaßt werden. Verfügt ein Staat nur über begrenzte mate-

rielle Fähigkeiten, muß er seine außenpolitischen Ambitionen entsprechend zurückhaltender 

formulieren.463 Andererseits sind die Herausforderungen und Bedrohungen, die der Zielum-

setzung im Wege stehen, angemessen zu kalkulieren. Der Duden hat dieses Moment zum 

Kern dessen erhoben, was eine Strategie ausmacht. Sie sei ein „genauer Plan des eigenen 

Vorgehens, der dazu dient, ein militärisches, politisches, psychologisches oder ähnliches Ziel 

zu erreichen, und in dem man diejenigen Faktoren, die in die eigene Aktion hineinspielen 

könnten, von vornherein einzukalkulieren versucht“.464 Aufgabe der Strategie ist es folglich, 

unter Berücksichtigung der Ressourcenlage des Akteurs und zu erwartender Reaktionen des 

zwischenstaatlichen Umfeldes eine Balance zwischen Zielen und Mitteln zu finden. Für den 

dritten Kapitelabschnitt „Operationalisierung“ ergeben sich daraus weitere Konsequenzen. Es 

                                                 
460  Peter Paret, Introduction, in: Paret (1986): S. 3. 
461  Gray (1999): S. 17. 
462   Ernesto Che Guevara, Guerilla – Theorie und Methode. Sämtliche Schriften zur Guerillamethode, zur revo-

lutionären Strategie und zur Figur des Guerilleros, herausgegeben von Horst Kurnitzky, Berlin 1968, S. 30. 
463  In seiner Abhandlung zur Strategie Großbritanniens von 1935 ist dies die erste mehrerer, das Buch ab-

schließender strategischer Forderungen, die Liddell Hart an die politischen Entscheidungsträger richtet: 
„Passe dein Ziel den Mitteln an, über die du verfügst.“ Basil Henry Liddell Hart, Wenn England zu Felde 
zieht … Betrachtungen über britische Strategie, Potsdam 1937 [1935], S. 126. 

464  Duden (2003): S. 1532. Das Zitat ist im Original kursiv gesetzt und mit Abkürzungen versehen. 
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geht in einer Strategie nicht nur darum, Ziele und Mittel zu definieren. Angesichts begrenzter 

Ressourcen muß ein Staat diese auch hierarchisieren. „Sound strategy requires the establish-

ment of priorities because resources are scarce. Resources must be ruthlessly concentrated 

against the main threat.“465 Dazu muß ein Staat zunächst seine vitalen Interessen festlegen. 

Anschließend sind unter allen Herausforderungen und Bedrohungen, die der Umsetzung vita-

ler Interessen entgegenstehen, die virulentesten zu markieren. Für diese sind dann wiederum 

die passenden Instrumente zu schaffen, um relevante Gefahren zu neutralisieren. In allen drei 

Bereichen sind Schwerpunkte zu setzen – also Prioritäten, die sich aus einem Prozeß der Hier-

archisierung ergeben.  

 

c)  Rationale Kosten-Nutzen-Abwägung 

Zum Wesen der Strategie gehört, Mittel zur Erreichung von Zielen in einer rationalen Weise, 

also unter Abwägung vermuteter Kosten und Nutzen, einzusetzen. Daniel Moran spricht der 

Rationalität zudem im Bereich der direkten Anwendung von Gewalt ein kontrollierendes 

Moment zu.466 Strategische Kalkulation hat jedoch Grenzen, da sie auf menschlicher Ver-

nunftanwendung basiert und damit fehlerhaft sein kann. Versuche, strategische Betrachtungen 

mit mathematischen Herangehensweisen oder gar einem Schachspiel zu vergleichen, wie Jo-

mini dies mit Blick auf das Kriegstheater getan hat,467 führen daher in die Irre. Denn die Figu-

ren eines Schachbretts werden nach festen Regeln bewegt, was bei Strategien aufgrund des 

clausewitzschen Friktions-Faktors468 nicht möglich ist. In der Summe erhofft der Stratege – 

aber auch der Taktiker – stets, seine Lage bzw. die einer Armee oder eines Staates durch stra-

tegisches Vorgehen zu verbessern. Voraussetzung dafür ist zunächst die Existenz von 

Wahlmöglichkeiten, wie Freedmann betont: „Strategy is important only if it is believed that 

individuals, groups, or governments face real choices – to the extent that the reasoning which 

informs these choices is worthy of careful examination.“469 Die dem Strategen unterstellte Ra-

tionalität ist dann dafür verantwortlich, die zuvor erwähnte Ausgewogenheit zwischen Zielen 

und Mitteln herzustellen. Dieser Umstand ist für den Erfolg einer Strategie entscheidend, wie 

                                                 
465  Bary R. Posen, The Struggle against Terrorism. Grand Strategy, Strategy, and Tactics, in: International Se-

curity, Nr. 3, Winter 2001/2002, S. 43. „A strategy sets priorities and focuses available resources – money, 
time, political capital, and military power – on the main effort.“ Ebd., S. 42. 

466  „From Montecuccoli to Douhet, the central promise of strategic theory had been to preserve war’s politi-
cal utility by limiting its social costs, and subordinating its violent character to rational control. Every in-
tervening expansion in the speed, range, and lethality of weapons had been interpreted as an improvement 
in military efficiency, whereby war could do its work, decide the ‘final argument’, more effectively.“ Daniel 
Moran, Strategic Theory and the History of War, in: Baylis/Wirtz/Cohen/Gray (2002): S. 40. 

467  „Jomini’s work purported to demonstrate that the essence of military success lay in rational decision-
making, designed to bring opposing armies together in a sequence of violent clashes whose political impli-
cations would be readily apparent.“ Ebd., S. 26. 

468  Vgl. dazu den folgenden Abschnitt zur Operationalisierung. 
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Liddell Hart herausgearbeitet hat: „Strategy depends for success, first and most, on a sound 

calculation and co-ordination of the end and the means. The end must be proportioned to the 

total means, and the means used in gaining each intermediate end which contributes to the ul-

timate must be proportioned to the value and the needs of that intermediate end – whether it 

be gain an objective or to fulfil a contributory purpose. An excess may be as harmful as a de-

ficiency.“470  

  Hart weist damit auch auf das Problem der Überdehnung hin. Kalkuliert ein Staat falsch, 

kann dies zu einem sicherheitspolitischen Überengagement führen. Bei einer nicht ausrei-

chenden Ressourcenlage, die vom Strategen in diesem Fall ignoriert worden ist, bricht ein sol-

ches System zusammen und kann den Staat in einer unsicheren Lage zurücklassen. Dies je-

doch grundsätzlich zu vermeiden, ist Ziel einer jeden Sicherheitsstrategie. Eine rationale Ko-

sten-Nutzen-Abwägung muß folglich neben der äußeren Ebene der Entscheidungsträger auch 

die innere Seite einer Strategie berücksichtigen, zu der neben der Verfügbarkeit von Ressour-

cen vor allem die Zustimmung innenpolitisch relevanter Gruppen gehört. Das Dilemma ist of-

fensichtlich: Eine getroffene Wahl kann aus sicherheitspolitischer Sicht zutiefst rational sein. 

Ist sie jedoch nicht innenpolitisch abgestützt, kann dies zu außenpolitischen Verwerfungen 

führen. Anders ausgedrückt heißt dies allerdings auch: Strategien können bei einer zu großen 

Dominanz innenpolitischer Faktoren außer Kraft gesetzt werden.471 

 

                                                                                                                                                         
469  Freedman (2002): S. 335. 
470  Liddell Hart (1967): S. 322 f. 
471  „Domestic factors or pressures are also seen to be frictional forces that impede the operation of systemic 

and realist determinants. A country that allows its domestic political imperatives to chart grand strategy will 
soon find its international position undermined.“ Richard Rosecrance, Arthur A. Stein, Beyond Realism: 
The Study of Grand Strategy, in: Rosecrance/Stein (1993): S. 8. 
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d)  Intention des Effekts 

Der Einsatz von Mitteln soll dazu führen, einem angestrebten Ziel näher zu kommen, kann 

dies aber gleichwohl nicht garantieren. Grundsätzlich absehbar ist jedoch, daß wann immer 

ein Staat einer Strategie folgt, er auf diese Weise einen Effekt zu erzielen versucht.472 Liddell 

Hart hat dies präzise zum Ausdruck gebracht: „Verschiebung der Kräfte ist die Aufgabe der 

Strategie.“473 Damit wäre ein weiteres Wesensmerkmal markiert: Strategien sind nie statisch, 

sondern intendieren ausnahmslos offensive oder defensive Effekte. Bei Liddell Hart heißt es 

dazu an anderer Stelle: „For strategy is concerned not merely with the movement of forces – 

as its role is often defined – but with the effect.“474 Peter Paret nennt zwei Bedeutungen einer 

Strategie, „the narrower, operational meaning, and its broadly inclusive implications“475. Statt 

von Effekten könnte auch von Konsequenzen gesprochen werden, deren Erzeugung die zen-

trale Intention einer Strategie ist. Colin S. Gray spricht diesbezüglich von „consequences of 

actions for future outcomes.“476 Zu unterscheiden ist schließlich zwischen kurz- und langfri-

stigen Effekten. Strategien weisen in der Regel langfristige Dimensionen im Sinne der Pla-

nung auf. Lothar Rühl schreibt dazu: „Strategie ist zielgerichtetes nachhaltiges Handeln mit 

ausreichenden Mitteln.“477 In welchem Umfang der tatsächliche Effekt mit der ursprünglichen 

Intention übereinstimmt, hängt vor allem davon ab, ob die Fähigkeiten und Absichten des 

Gegners bzw. Konkurrenten richtig erkannt und rational ausgewertet worden sind.  

 

 

 

 

 

 

                                                 
472  Diesem Verständnis folgt auch Lawrence Freedman in seinem jüngsten Adelphi Paper: „The concept of 

strategy that underpins this paper is closely related to the concept of power, understood as the ability to pro-
duce intended effects.“ Freedman (2006): S. 8.  

473  Liddell Hart (1935): S. 106. Diese Aussage bezieht sich im Text auf militärische Kräfteveränderungen.  
474  Liddell Hart (1967): S. 321. 
475  Paret (1986): S. 3. 
476  Gray (1999): S. 18. 
477  Lothar Rühl, Inflation der Partnerschaften. Über die Ausbreitung strategischer Sonderverhältnisse, in: 

Frankfurter Allgemeine Zeitung, Nr. 117, 23. Mai 2005, S. 12. 
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III.                   Operationalisierung 
 

 

Die theoretischen und historischen Ausführungen zeigen, daß ein Strategietest aus zwei 

Blickwinkeln durchgeführt werden kann: Orientiert sich die Sicherheitspolitik eines Staates, 

erstens, an den Vorgaben, die von der Regierung in wichtigen Reden oder Strategiepapieren 

festgelegt worden sind? Entspricht die Sicherheitspolitik eines Staates, zweitens, denjenigen 

Erwartungen, die sich aus dem funktionalen offensiven Realismus ableiten lassen? Je nach 

Blickwinkel können sich damit unterschiedliche Maßstäbe für eine als strategisch zu bezeich-

nende Sicherheitspolitik ergeben. Der Strategietest soll beide Fragen berücksichtigen, aller-

dings mit folgender Schwerpunktbildung: Ein Abgleich zwischen dem, was ein Staat zu un-

ternehmen gedenkt, und dem, was er tatsächlich umsetzt, gibt zwar Aufschluß über die Ziel-

strebigkeit und Glaubwürdigkeit einer Regierung. Soweit diese aber systemische Impulse ig-

noriert und die Grundsätze der Rationalität verletzt, wird ihre Politik aus der Sicht des Rea-

lismus langfristig nicht erfolgreich sein. Ein Staat kann damit zwar insofern über eine Sicher-

heitsstrategie verfügen, als seine Sicherheitspolitik nach einem Abgleich offizieller Doku-

mente mit der beobachtbaren Praxis konsistent ist. Eine solche Bewertung ist aber bereits 

dann von lediglich begrenzter Aussagekraft, wenn sich die Vorgaben der Entscheidungsträger 

z.B. nur an kurzfristigen Zeithorizonten orientieren. Dies widerspricht den Annahmen des 

Realismus, der davon ausgeht, daß Staaten danach streben, ihr Überleben langfristig abzusi-

chern. Strategie muß folglich mehr sein als ein beobachtbares, wiederkehrendes Verhaltens-

muster eines Staates. 

  Der Verfasser legt daher den Schwerpunkt seiner Ausführungen auf einen idealtypischen 

Strategiebegriff, der Erfolg an enge Kriterien bindet. Dazu werden zunächst die Segmente ei-

ner Sicherheitsstrategie beschrieben und theoretisch aufgeladen. Anschließend werden im je-

weiligen sicherheitsstrategischen Segment Verhaltenserwartungen formuliert und im empiri-

schen Teil getestet.478 Die Operationalisierung wird durch Ausführungen zu den Widrigkeiten 

eines Strategietests abgeschlossen. Ihnen sind grundsätzlich alle Staaten, die um ein strategi-

sches Verhalten bemüht sind, unterworfen – auch dann, wenn sie systemische Impulse be-

rücksichtigen und rational vorgehen. Ziel dieses Untersuchungsabschnitts ist, den Testhori-

zont praktisch einzugrenzen. Dabei blendet die Operationalisierung staatliche Strategien ge-

                                                 
478  Der Verfasser folgt der von Uwe W. Gehring und Cornelia Weins vorgenommenen Definition von Opera-

tionalisierung: „Zur Prüfung von Theorien müssen Anweisungen zur Messung der verwendeten (theoreti-
schen) Begriffe gegeben werden. Diesen Vorgang bezeichnet man als Operationalisierung. Eine Operatio-
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genüber substaatlichen Akteuren, die sich ebenfalls an strategischen Verhaltensmustern orien-

tieren können, bewußt aus. Der Grund für diese Entscheidung ist offensichtlich: Die vorlie-

gende Arbeit nutzt die Staatenwelt als Hintergrundfolie und versucht, Annahmen des systemi-

schen Realismus auf einen Ausschnitt amerikanischer Sicherheitspolitik im asiatisch-

pazifischen Raum zu übertragen. 

 

1.  Theoretische Aufladung der Segmente 

Die Annahmen des realistischen Paradigmas sind aufgrund ihrer kalkulierenden Nutzenfixie-

rung am besten geeignet, theoretische Grundlagen eines Strategietests zu liefern.479 Der be-

sondere Vorteil einer segmentierten Sicherheitsstrategie ist, daß diese dadurch transparenter 

und kritisierbarer wird. Strategische Disharmonien können konkreten Ursachen zugeordnet 

werden, indem das betroffene Segment ausfindig gemacht wird. 

 

a)  Interessen 

Ein Staat, der sich von „Interessen“ leiten läßt, richtet sein Handeln am eigenen Nutzen bzw. 

Vorteil aus.480 Davon zu unterscheiden sind „Ziele“, die unabhängig von einem möglichen 

Nutzen bzw. Vorteil lediglich eine Richtung angeben, die ein Akteur einzuschlagen ge-

denkt.481 Ein Staat, der sich gemäß den Annahmen des funktionalen offensiven Realismus 

strategisch verhält, wird das eigene Überleben – die Wahrung seiner Souveränität sowie die 

Förderung des nationalen Wohlstandes – stets als zentrales sicherheitspolitisches Interesse 

begreifen. Alle übrigen Interessen werden dieser Vorgabe untergeordnet. Dies bedeutet, daß 

ein strategisch handelnder Akteur eine inhaltliche und zeitliche Hierarchisierung seiner Inter-

essen erkennen lassen muß. Nur durch eine solche Rangordnung werden Handlungsprioritäten 

sichtbar. Ein Staat kann damit die gesamte Bandbreite vorstellbarer Interessen verfolgen. Er 

                                                                                                                                                         
nalisierung muß angeben, wie sich ein theoretischer Begriff empirisch feststellen läßt.“ Uwe W. Gehring, 
Cornelia Weins, Grundkurs Statistik für Politologen, 2. überarbeitete Auflage, Wiesbaden 2000, S. 12. 

479  Lawrence Freedman bezeichnet den Realismus als „intellectual basis of strategic studies“. Freedman 
(2002): S. 329. Diesem Verständnis folgt auch John J. Mearsheimer: „[...] states think strategically about 
how to survive in the international system.“ Mearsheimer (1994/1995): S. 10. Entsprechend urteilen Rich-
ard Rosecrance und Arthur A. Stein: „The study of grand strategy, which deals with what influences and 
determines national policy choices for war and peace, is an ideal arena in which to examine ‘realist’ ap-
proaches. It is, after all, the realm in which countries should be most expected to follow realist imperatives, 
to neglect domestic pressures, to overcome economic limitations, to restrain ideological tendencies.“ Rich-
ard Rosecrance, Arthur A. Stein, Beyond Realism: The Study of Grand Strategy, in: Rosecrance/Stein 
(1993): S. 12. 

480  „Interesse“ leitet sich vom lateinischen „interest“ ab und wird mit „es ist ein Unterschied“ übersetzt. Der 
kleine Stowasser (1980): S. 245. Der Duden überträgt dies mit „es bringt Nutzen“. Interesse wird demge-
mäß als „Nutzen, Vorteil“ verstanden. Vgl. Duden (2003): S. 840.  

481  Unter „Ziel“ versteht der Duden: „Punkt, Ort, bis zu dem jemand kommen will, den jemand erreichen will 
[...] etwas, worauf jemandes Handeln, Tun oder Ähnliches ganz bewußt gerichtet ist, was jemand als Sinn 
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wird sich für sekundäre und tertiäre Interessen aber nur dann einsetzen, wenn das primäre In-

teresse des Überlebens abgesichert ist. Dieses gibt zugleich die vitalen Interessen vor, an de-

ren Umsetzung das Überleben gebunden ist. Joseph S. Nye Jr. hat eine solche Hierarchi-

sierung in einem sehr anschaulichen Vergleich verdeutlicht: „Security is like oxygen – you 

tend not to notice it until you begin to lose it, but once that occurs there is nothing else that 

you will think about.“482 Insbesondere in Friedenszeiten ist davon auszugehen, daß Staaten ih-

re tagespolitisch beobachtbare Aufmerksamkeit Sekundär- und Tertiärinteressen widmen. 

Dies ist solange kein Verstoß gegen die Annahmen des funktionalen offensiven Realismus, 

wie der Akteur, erstens, seine grundlegenden Überlebensvoraussetzungen abgesichert hat und 

durch unmittelbare Bedrohungen nicht zu anderen Handlungen gezwungen wird. Zweitens ist 

zu erwarten, daß der Staat Sekundär- und Tertiärinteressen verfolgt, um seine positionale 

Stellung im System zu verbessern und auf diese Weise sein Überleben zusätzlich abzusichern. 

 

b)  Herausforderungen  und Bedrohungen  

Sicherheitspolitische Herausforderungen und Bedrohungen werden in der Literatur oft syn-

onym verwendet. Und doch gibt es zwischen beiden Begriffen einen Unterschied: Unter 

„Herausforderung“ versteht der Duden einen „Anlaß, tätig zu werden.“483 Dagegen ist ein 

Staat „bedroht“, wenn Ereignisse eintreten, die „eine unmittelbare Gefahr bilden“ oder „etwas 

in seiner [physischen oder psychischen] Existenz gefährden“484. Sicherheitspolitische Bedro-

hungen richten sich einerseits direkt gegen die (vitalen) Interessen eines Staates. Dies kann 

bei Herausforderungen der Fall sein, muß es aber nicht. Andererseits wirken Bedrohungen 

zeitlich unmittelbarer.  

  Ein Staat, der auf „Herausforderungen“ reagiert, verfügt über Interessen, derer er sich be-

wußt ist und die für ihn handlungsleitend sind. Herausforderungen stehen der Umsetzung von 

Interessen entgegen und können die positionale Stellung des Staates im System beeinträchti-

gen. Sie liegen nur dann vor, wenn sie das Potential haben, eine Reaktion des betroffenen Ak-

teurs hervorzurufen. Davon zu unterscheiden sind „Bedrohungen“, die geeignet sind, die vita-

len Interessen eines Staates zu gefährden und im schlimmsten Fall sein Überleben in Frage zu 

stellen. Ein Staat, der sich gemäß den Annahmen des funktionalen offensiven Realismus stra-

tegisch verhält, wird nicht nur auf Herausforderungen, sondern insbesondere auf Bedrohun-

                                                                                                                                                         
und Zweck, angestrebtes Ergebnis seines Handelns, Tuns zu erreichen sucht“. Duden (2003): S. 1856. Das 
Zitat ist im Original kursiv gesetzt und wird unter Verwendung von Abkürzungen wiedergegeben. 

482  Joseph S. Nye Jr., The Case for Deep Engagement, in: Foreign Affairs, Nr. 4, Juli/August 1995, S. 91. 
483  Duden (2003): S. 744. Das Zitat ist im Original kursiv gesetzt. 
484   Duden (2003): S. 243. Das Zitat ist im Original kursiv gesetzt und wird unter Verwendung von Abkürzun-

gen wiedergegeben. 
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gen seiner Interessen reagieren. Dazu wird er ebenfalls eine Rangordnung aufstellen, um mit-

tels einer parallel durchgeführten Interessenhierarchisierung Handlungsprioritäten erstellen zu 

können. Ein strategisch agierender Staat wird vor allem Macht- und Einflußverschiebungen 

im internationalen System auswerten, um Rückschlüsse für seine eigene Position zu ziehen. 

In der Regel entstehen Bedrohungen durch den Auf- und Abstieg der Mächte. Was dies für 

den jeweiligen Akteur bedeutet, hängt davon ab, ob er Anhänger des Status quo ist oder zu 

den revisionistischen Staaten gehört. Während für Hegemone der peer competitor die größte 

Herausforderung und je nach Entwicklung auch Bedrohung darstellt, betrachten nachrangige 

Großmächte führende Großmächte als Hindernis eigener Interessenverfolgung und potentielle 

Bedrohung. Vor diesem Hintergrund gehört es zu jeder strategischen Analyse, Herausforde-

rungen und Bedrohungen langfristig zu kalkulieren, also im Sinne von Worst-Case-Analysen 

Rückschlüsse für das eigene Überleben zu ziehen. 

 

c)  Ordnungspräferenz 

Staaten streben nach Ordnung, um ihre eigene Umwelt besser kalkulieren zu können. Dabei 

werden sie von dem Wunsch geleitet, sich in einem Gefüge wiederzufinden, das der eigenen 

positionalen Stellung sowie dem Überleben möglichst stark entgegenkommt. Ein Staat, der 

sich gemäß den Annahmen des funktionalen offensiven Realismus strategisch verhält, wird 

stets bestrebt sein, möglichst viel Einfluß auf sein Umfeld auszuüben. Ziel ist, das eigene     

Überleben weitgehend aus eigener Kraft organisieren zu können. Ob ein Akteur sich für he-

gemony, balancing oder bandwagoning entscheidet, hängt von zwei Faktoren ab: Erstens ge-

ben seine Macht- und Einflußfähigkeiten, hier insbesondere seine materiellen Grundlagen, 

Aufschluß darüber, welche Position er im internationalen System einnehmen kann. Zweitens 

ist nach einer Bewertung der aktuellen Machtkonstellationen abzuwägen, ob der Staat mit 

dem Status quo zufrieden ist oder ob er ihn zu revidieren versucht. Strategisch agierende 

Großmächte werden grundsätzlich versuchen, langfristig die Position eines Hegemons einzu-

nehmen. 

 

d)  Mittel und Instrumente 

Ein Staat muß über Mittel und Instrumente verfügen, um seine Interessen gegen den Wider-

stand von Herausforderungen und Bedrohungen umsetzen zu können. Der Begriff des „Mit-

tels“ umfaßt dabei alle materiellen und immateriellen Faktoren, die zur Interessenumsetzung 
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geeignet sind.485 Der Begriff des „Instruments“ wird teilweise synonym oder aber als materi-

elle Teilmenge des Mittels verstanden.486 Ein Staat, der sich gemäß den Annahmen des funk-

tionalen offensiven Realismus strategisch verhält, wird sich ebenfalls in hierarchischer Ord-

nung Mittel und Instrumente zulegen, die zur Bewältigung der ausgemachten Herausforde-

rungen und Bedrohungen geeignet sind. Da er gemäß durchgeführter Worst-Case-Annahmen 

damit rechnen muß, daß immer neue Herausforderungen und Bedrohungen auftauchen, wird 

er stets an einer vorausschauenden Optimierung seiner Mittel und Instrumente arbeiten. Dabei 

sind zwei Bereiche zu unterscheiden: Zum einen muß ein strategisch agierender Staat über au-

tonome, insbesondere militärische Instrumente zur Sicherheitsvorsorge verfügen. Zum ande-

ren kann er Allianzen bilden oder Institutionen beitreten, um seine capabilities zu potenzieren 

und dadurch seine positionale Stellung zu verbessern. Dieser Schritt ist vor allem dann von 

besonderer Bedeutung, wenn die eigenen materiellen Fähigkeiten nicht ausreichen, ein effek-

tives militärisches Instrumentarium aufzubauen. Ein Staat, der sich gemäß den Annahmen des 

funktionalen offensiven Realismus strategisch verhält, handelt dabei auf der Grundlage eines 

umfassenden Mißtrauens gegenüber seiner Umwelt. Er wird stets versuchen, seine Unabhän-

gigkeit zu wahren und zur Absicherung seiner Position nach einem Maximum an Einfluß zu 

streben. Dies schließt aus, daß er sich auf Kooperationsformen einläßt, in denen er über keine 

Steuerungsmöglichkeiten mehr verfügt. Auch wird er sich nicht zuvörderst aus normativen 

Gründen an institutionellen Kooperationsformen beteiligen. Staaten streben vielmehr nach re-

lativen Gewinnen und folgen taktischen oder utilitaristischen Motivationsmustern. Ein beson-

deres Merkmal strategischen Verhaltens ist, auf Herausforderungen und Bedrohungen abge-

stimmte Mittel auch dann zu beschaffen, wenn innenpolitische Entwicklungen eigentlich an-

dere finanzielle Prioritäten gebieten.487  

 

e)  Vorgehensweise 

Staaten legen ihren Handlungen Kosten-Nutzen-Abwägungen zugrunde, vor deren Hinter-

grund sie den zu erbringenden Einsatz zur Erreichung eines Interesses reflektieren. Dabei ge-

hen sie rational vor, indem sie positive wie negative Folgen berechnen. Ein Staat, der sich 

                                                 
485  Ein Mittel ist „etwas, was zur Erreichung eines Zieles dient, was dazu geeignet ist, etwas Bestimmtes zu 

bekommen, zu erreichen“. Duden (2003): S. 1088. Das Zitat ist im Original kursiv gesetzt und wird unter 
Verwendung von Abkürzungen wiedergegeben. 

486   Zu den Instrumenten zählen „Ausrüstung, Gerätschaft“. Weiter gefaßt gilt folgende Definition: „jemanden, 
etwas als Mittel, dessen man sich (wie eines Werkzeugs) zur Ausführung von etwas bedient“. Duden 
(2003): S. 838. Das Zitat ist im Original kursiv gesetzt und wird unter Verwendung von Abkürzungen wie-
dergegeben. 

487 „Strategie hat so auch immer wieder mit der Risikoabschätzung zu tun und stellt die Rückfrage an die Poli-
tik: ‘Was ist Dir die Erreichung Deiner Ziele wert, welche Opfer willst Du dafür bringen?’“ Wellershoff 
(1999): S. 101. 
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gemäß den Annahmen des funktionalen offensiven Realismus strategisch verhält, macht ko-

operative oder konfrontative Verhaltensweisen daher von einer solchen Kosten-Nutzen-

Abwägung abhängig. Die jeweilige Machtkonstellation gibt Aufschluß darüber, welche Rich-

tung zur Absicherung des eigenen Überlebens zu wählen ist. Ein strategisch agierender Staat 

kalkuliert dabei nicht nur unmittelbare, sondern auch langfristige Konsequenzen seines Tuns.  

 

 

Schaubild 6:  Segmente einer idealtypischen Sicherheitsstrategie 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

Entwurf: Martin Wagener 
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litärische Mittel dann nicht einsetzen, wenn der zu erwartende Sicherheitsgewinn unter den 

einzukalkulierenden Gegenmaßnahmen des Zielobjektes liegt. 

   

Der Operationalisierung liegt die Annahme zugrunde, daß sich systemische Impulsverarbei-

tungen in offiziellen Dokumenten zeigen. Diese Auffassung steht im Gegensatz zu konstruk-

tivistischen Vorgehensweisen, in denen Aussagen von Entscheidungsträgern herangezogen 

werden, um etwa Normen, Identitäten, Rollenvorstellungen oder Denkbilder zu erkennen, de-

nen zugesprochen wird, staatliches Verhalten auszulösen.488 Der hier angewandte systemische 

Realismus sowie der Konstruktivismus beantworten folglich eine wichtige methodische Frage 

aus unterschiedlichen Blickwinkeln: Wie kommen Aussagen von Entscheidungsträgern zu-

stande? Während Konstruktivisten dafür mehrheitlich Sozialisierungsprozesse und Lernerfah-

rungen des jeweiligen Politikers verantwortlich machen, wird in dieser Arbeit davon ausge-

gangen, daß offizielle Dokumente Spiegelbild systemischer Impulsverarbeitungen sind, also 

Reaktionen der Entscheidungsträger (Regierung) auf ihre materiell geprägte Umwelt wieder-

geben. Hinzu kommt das beobachtbare Verhalten des Staates: In ihm zeigt sich, ob im Unter-

schied zur theoretischen Impulsverarbeitung auch eine praktisch Impulsumsetzung stattge-

funden hat. 

  Im empirischen Teil der Arbeit wird wie folgt vorgegangen: Die Segmente „Interessen“, 

„Herausforderungen und Bedrohungen“ und „Ordnungspräferenz“ werden über eine Sichtung 

der üblichen Quellen abgeglichen, um systemische Impulsverarbeitungen zu analysieren. Zur 

Bearbeitung der Segmente „Mittel und Instrumente“ sowie „Vorgehensweisen“, in denen sich 

praktisches Handeln am deutlichsten zeigt, werden offizielle Dokumente und das beobachtba-

re Verhalten des Staates herangezogen. Durch den zweiten Arbeitsschritt wird gleichzeitig re-

flektiert, ob die zitierten Regierungsaussagen auf eine reale oder nur eine rhetorische Impuls-

verarbeitung schließen lassen. Wenn z.B. Staat A in mehreren Quellen Staat B zum peer com-

petitor erklärt, dann aber keine hinreichenden Gegenmaßnahmen einleitet, würde dies auf 

strategische Brüche in den Segmenten „Herausforderungen und Bedrohungen“ sowie „Mittel 

und Instrumente“ deuten. 

 

                                                 
488  Vgl. Sebastian Harnisch, Außenpolitiktheorie nach dem Ost-West-Konflikt. Stand und Perspektiven der 

Forschung, Trierer Arbeitspapiere zur Internationalen Politik, Nr. 7, September 2002, S. 24 – 34. 
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2.  Widrigkeiten eines Strategietests 

Die sicherheitsstrategischen Segmente treffen Aussagen darüber, woraus eine Strategie be-

steht und unter welchen Bedingungen diese erfolgreich ist. Nachfolgend soll durch Auslotung 

praktischer und theoretischer Grenzen eines Strategietests zu einer weiteren Konkretisierung 

der Meßlatte strategischen Verhaltens beigetragen werden. Dabei wird insbesondere der Fra-

ge nachgegangen, welche Anforderungen an eine Sicherheitsstrategie gestellt werden können. 

 

a)  Friktionen 

Einige Beobachter stellen in Frage, ob ein Staat überhaupt über eine Gesamtstrategie – und 

damit auch über eine Sicherheitsstrategie – verfügen kann.489 Da im vergangenen Jahrhundert 

jedes Jahrzehnt Forderungen aus Politik und Wissenschaft aufgewiesen hat, die USA mögen 

sich für ihre Politik im Fernen Osten eine konsistente Sicherheitsstrategie zulegen, ist es dem-

nach Washington nur selten gelungen, einen für die Praxis tauglichen strategischen Ansatz zu 

erstellen. Wie schwierig die Formulierung langfristig gültiger außenpolitischer Entwürfe ist, 

zeigt in den USA die regelmäßige Veröffentlichung entsprechender Berichte. Die Gründe für 

Neufassungen der „National Security Strategy“ sind vielfältiger Art. Es kann bedeuten, daß 

der Akteur seine strategische Grundrichtung Umfeldveränderungen angleichen oder sie gänz-

lich revidieren will. Denkbar ist allerdings auch, daß die Führung eines Akteurs durch ihr 

Verhalten Unsicherheit in der Staatenwelt erzeugt hat, das sie durch eine offizielle Stellung-

nahme zu beseitigen sucht – ohne dabei vom alten Kurs abzuweichen.  

  Die Problematik der Strategieformulierung ergibt sich aus einem Dilemma. Zum einen 

müssen Strategien dem Entscheidungsträger als grundsätzlicher Leitfaden dienen können, was 

Klarheit und Eindeutigkeit erfordert. Zum anderen ist es aber offensichtlich illusorisch, von 

einer Strategie zu erwarten, daß sie auf jede neue sicherheitspolitische Herausforderung 

prompt adäquate Antworten weiß. In diesem Zusammenhang lohnt sich ein Rückgriff auf Carl 

von Clausewitz, der es für unmöglich hält, daß ein einmal festgelegter Schlachtplan in Gänze 

auf dem Felde umgesetzt werden kann: „Es ist alles im Kriege sehr einfach, aber das Einfach-

ste ist schwierig. Diese Schwierigkeiten häufen sich und bringen eine Friktion hervor, die sich 

                                                 
489 Diese Meinung vertrat Gebhard L. Schweigler am 13. März 1999 im Rahmen der 9. Frühjahrsakademie Si-

cherheitspolitik „Pax Americana. Weltmachtpolitik und Friedensordnung an der Schwelle zum 21. Jahr-
hundert“ in Lambrecht (organisiert von der Hessischen Stiftung Friedens- und Konfliktforschung und der 
Atlantischen Akademie Rheinland-Pfalz, 12. – 26. März 1999). Eine Grand Strategy könne es in der 
amerikanischen Außenpolitik nicht geben, da die Fülle der Einflußfaktoren ein einheitliches Bild 
unmöglich mache. Im Interview in Washington präzisierte Schweigler diese Position dahingehend, daß in 
der amerikanischen Außenpolitik allenfalls strategische Ansätze vorhanden seien. Die Form des politischen 
Entscheidungsprozesses schließe hingegen eine Grand Strategy aus. Interview des Verfassers mit Gebhard 
L. Schweigler, Professor of International Relations and National Security, National War College, National 
Defense University, Washington D.C., 15. Dezember 1999. 
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niemand richtig vorstellt, der den Krieg nicht gesehen hat. [...] Friktion ist der einzige Begriff, 

welcher dem ziemlich allgemein entspricht, was den wirklichen Krieg von dem auf dem Pa-

pier unterscheidet. Die militärische Maschine, die Armee und alles, was dazu gehört, ist im 

Grunde sehr einfach und scheint deswegen leicht zu handhaben. Aber man bedenke, daß kein 

Teil davon aus einem Stücke ist, daß alles aus Individuen zusammengesetzt ist, deren jedes 

seine eigene Friktion nach allen Seiten hin behält.“490 Militärstrategien funktionieren dem-

nach nicht mechanisch, oder um mit Generalfeldmarschall Helmut von Moltke (1800-1891) 

zu sprechen: „Wenn nun im Kriege, vom Beginn der Operationen an, Alles unsicher ist, außer 

was der Feldherr an Willen und Thatkraft in sich selbst trägt, so können für die Strategie all-

gemeine Lehrsätze, aus ihnen abgeleitete Regeln und auf diese aufgebaute Systeme unmög-

lich einen praktischen Werth haben.“491 Was Clausewitz unter der Überschrift „Friktion im 

Kriege“ auf die Feldherrenkunst bezog, gilt im übertragenen Sinne auch für den Untersu-

chungsgegenstand.492 Man könnte diesbezüglich von der „Friktion in der Sicherheitsstrategie“ 

sprechen. Eine perfekt erdachte und ausgeführte Militärstrategie kann z.B. dann nicht zum 

gewünschten sicherheitsstrategischen Erfolg führen, wenn ein einzelner Diplomat im Rahmen 

einer ebenso perfekt erdachten diplomatischen Strategie einen schweren Fehler begeht. 

  Der Wert einer schriftlich fixierten Strategie ist daher begrenzt. Helmut von Moltke sah 

dies bereits sehr klar: „Die Strategie ist ein System der Aushülfen. Sie ist mehr als Wissen-

schaft, ist die Übertragung des Wissens auf das praktische Leben, die Fortbildung des ur-

sprünglich leitenden Gedankens entsprechend den stets sich ändernden Verhältnissen, ist die 

Kunst des Handelns unter dem Druck der schwierigen Bedingungen.“493 Und zu diesem Han-

deln gehört in Konfliktlagen offensichtlich die Notwendigkeit der Improvisation. Diese ist vor 

allem deshalb regelmäßig notwendig, weil sowohl Militär- als auch Sicherheits- und Gesamt-

strategien nur die wichtigsten und gängigsten Wege zum Ziel vorschreiben, dabei aber auf-

grund der Komplexität der Materie nicht jedes Hindernis erfassen können. Auf dem Gefechts-

feld ist jede Militärstrategie in ihrer Ursprungsform nicht mehr vollständig umzusetzen, so-

bald der erste Schuß gefallen ist. Denn die Reaktionen des Gegners sind zwar kalkulierbar, 

aber nicht linear voraussagbar. Da er unter selbigen Bedingungen zu agieren hat, ist er eben-

falls gezwungen, je nach Herausforderung flexible Lösungen zu finden.494 Ergebnis können 

                                                 
490 Clausewitz (1832): S. 86. 
491 Zit. n. Gerhard Papke, Helmuth von Moltke, in: Hahlweg (1960): S. 317. 
492  Der Begriff der „Friktion“ dürfte aus der Mechanik stammen und ist im Sinne von Reibungsverlusten zu 

verstehen. 
493 Zit. n. Gerhard Papke, Helmuth von Moltke, in: Hahlweg (1960): S. 318. 
494  Williamson Murray und Mark Grimsley weisen darauf hin, daß Entscheidungsträger in Krisenzeiten unter 

einem enormen Druck stehen und schon deshalb Fehler machen können: „When a crisis occurs they have 
little time for reflection. As a result they often focus on narrow issues without looking at large long-term 
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nicht voraussehbare Paradoxien495 sein, die zu einer Schwächung der strategischen Ansätze 

beider Kontrahenten führen. In der laufenden Aktion – und nur in dieser! – kann eine Ad-hoc-

Politik daher nicht nur notwendig, sondern oftmals im Vergleich zum strategischen Ansatz ef-

fektiver sein. Edward N. Luttwak stellt dazu fest: „Jedenfalls ist es nicht leicht, harmonische 

Strategielösungen zu finden, die pragmatischer Improvisation überlegen sind.“496 Diese Be-

hauptung wird von Politikern wie Madeleine K. Albright bestätigt, die in einem Beitrag für 

die Foreign Affairs Ende 1998 mit Blick auf die letzten 60 Jahre schrieb: „In that time, the 

American people have responded not in accordance with any single foreign policy theory but 

rather in a way that reflects the steadfast qualities of courage and pride, pragmatism and prin-

ciple that comprise the American character.“497 

  Strategien befinden sich damit in einem Spannungsfeld zwischen klarer Anleitung zum 

Handeln und notwendiger Flexibilität während des Handelns.498 Beides ist – in einer aller-

dings nicht festlegbaren Dosierung – für den gewünschten Erfolg notwendig. Als Kunst des 

Strategen muß dann jenes Verhalten bezeichnet werden, das tagespolitischen und spontanen 

Ereignissen gerecht wird, dabei aber die langfristigen Herausforderungen und Bedrohungen, 

die im Zentrum einer Sicherheitsstrategie stehen, im Blick behält. Aus diesem Spannungsfeld 

ergibt sich darüber hinaus eine zwangsläufige Anforderung an eine Strategie: Sie muß auf al-

ternativen Pfaden Optionen für eben jene Eventualfälle bereithalten, die sich durch Friktionen 

ergeben können. Basil Henry Liddell Hart sah dies sehr klar: „Ensure that both plan and dis-

positions are flexible – adaptable to circumstances. Your plan should foresee and provide for 

a next step in case of success or failure, or partial success – which is the most common case in 

                                                                                                                                                         
choices; in other words, they will see some of the trees but miss the forest.“ Williamson Murray, Mark 
Grimsley, Introduction: On strategy, in: Murray/Knox/Bernstein (1994): S. 22. 

495   Das paradoxe Moment nimmt in den Abhandlungen Edward Luttwaks eine zentrale Stellung ein. Ein Staat 
geht demnach dann sicherheitsstrategisch paradox vor, wenn er zur Zielerreichung Wege einschlägt, die der 
Gegner bei einer rationalen Kalkulation nicht erwartet. Vgl. Luttwak (2003): S. 17 – 32. 

496  Luttwak (2003): S. 344. Luttwak weist des weiteren darauf hin, daß Fehler auf der Ad-hoc-Ebene leichter 
zu korrigieren sind: „Es gibt allerdings eine ständige Gefahr. Wer eine fundierte Gesamtstrategie konzipie-
ren will, muß gewaltige faktische Unwägbarkeiten in Kauf nehmen. Erfolgreiche Formulierung und Im-
plementierung kann damit zur Systematisierung von Irrtümern führen. Kurzsichtiger Pragmatismus und un-
koordinierte Ad-hoc-Lösungen, die das politische Alltagsgeschäft prägen, führen zu zahlreichen Irrtümern, 
die allerdings in den meisten Fällen nicht allzu groß sind und sich mit etwas Glück ausgleichen.“ Ebd., S. 
350. 

497 Madeleine K. Albright, The Testing of American Foreign Policy, in: Foreign Affairs, Nr. 6, Novem-
ber/Dezember 1998, S. 64. 

498 Der Faktor strategischer Flexibilität wird von fast allen Autoren betont. Strategien „dürfen nicht erstarren, 
sondern müssen einer dauernden vergleichenden Bewertung hinsichtlich ihrer Fähigkeit zur Zielerreichung 
und ihrer Wirkung in der Gesamtstrategie unterzogen werden.“ Eder (1998): S. 127. „[...] strategy is a proc-
ess, a constant adaptation to shifting conditions and circumstances in a world where chance, uncertainty, 
and ambiguity dominate.“ Murray/Grimsley (1994): S. 1. 
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war. Your disposition (or formation) should be such as to allow this exploitation or adaptation 

in the shortest possible time.“499 

  Ob eine Strategie schließlich erfolgreich ist, hängt einerseits davon ab, ob auf der interna-

tionalen Ebene die Reaktionen des Gegners bzw. Konkurrenten richtig kalkuliert worden sind. 

Andererseits muß eine Regierung die checks and balances der Innenpolitik in ihre außenpoli-

tischen Absichten einbeziehen. Die Qualität einer Sicherheitsstrategie ist des weiteren an die 

intellektuellen Fähigkeiten der politischen Führung gebunden. Luttwak hält diese auf strategi-

scher Ebene für begrenzt: „Auf jeden Fall kommt ein bewußtes Verständnis strategischer Phä-

nomene bei Politikern selten vor. Ihr Talent besteht ja gerade darin, die öffentliche Meinung 

zu verstehen und zu lenken, die an die Logik des Alltages gebunden ist.“500 Aber selbst wenn 

strategische Einsichten vorliegen, können Rücksichtnahmen auf Stimmungen in der eigenen 

Partei oder der Bevölkerung bzw. Kompromisse mit der Opposition Abstriche bei der strate-

gischen Logik erfordern. Luttwak geht davon aus, daß Politiker nur selten strategische Ein-

sichten anwenden können: „Um Macht und Autorität in ihrer eigenen Gesellschaft aufrecht-

zuerhalten, müssen sich demokratische Politiker der linearen Logik von Konsenspolitik beu-

gen. Das bedeutet z.B., daß sie nicht paradox handeln können, um äußere Gegner zu überra-

schen. Bevor sie handeln, müssen sie die Öffentlichkeit informieren und vorbereiten. Auch 

können sie nicht ohne Autoritätsverlust von den Konventionen abweichen, die zu einer be-

stimmten Zeit an einem bestimmten Ort üblich sind.“501 John Chipman faßt dies wie folgt 

zusammen: „There is limited ‘sovereignty’ to the problems of strategic calculation.“502 Dabei 

kann grundsätzlich festgehalten werden, daß es in autoritären Systemen einfacher ist, ein stra-

tegisches Konzept umzusetzen. Im Gegensatz dazu ist im Falle demokratischer Systeme fest-

zuhalten, was Richard K. Betts prägnant formuliert: „The essential logic of democracy is 

compromise, but compromise often undermines strategic logic.“503  

 

b)  Voraussetzungen einer erfolgreichen Strategie 

In der vorliegenden Arbeit wird der Erfolg einer Strategie vor allem unter Berücksichtigung 

externer Faktoren ermittelt. Auch wenn aufgrund der clausewitzschen Friktionen die Inhalte 

strategischer Konstrukte nur schwer exakt umzusetzen sind, kann zumindest idealtypisch ver-

sucht werden, Bedingungen aufzustellen, deren Vorliegen auf eine erfolgreiche Sicherheits-

                                                 
499  Hart (1967): S. 336. 
500  Luttwak (2003): S. 78. 
501  Ebd. 
502  John Chipman, The future of strategic studies: beyond even grand strategy, in: Survival, Nr. 1, Frühjahr 

1992, S. 112. 
503  Betts (2000): S. 40. 
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strategie schließen läßt. Nach Luttwak ist eine Gesamtstrategie Resultat der Interaktion einer 

vertikal ausgerichteten Militärstrategie und einer horizontal ausgerichteten diplomatischen 

Strategie: „[...] the logic of strategy seemed to unfold in two dimensions: the ‘horizontal’ con-

tentions of adversaries who seek to oppose, deflect, and reverse each other’s actions, in peace 

as in war – and that is what makes strategy paradoxical; and the ‘vertical’ interplay of the dif-

ferent levels of conflict, technical, tactical, operational, and higher – among which there is no 

natural harmony.“504 Die Gesamtstrategie wird hier de facto als Sicherheitsstrategie verstan-

den.  

 

 

Schaubild 7:  Horizontale und vertikale Dimensionen einer Sicherheitsstrategie 

   

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

Entwurf: Martin Wagener (in sinngemäßer Anlehnung an Edward N. Luttwak)

                                                 
504 Edward N. Luttwak, Strategy. The Logic of War and Peace, Cambridge – London 1987, S. xii. Luttwak 

geht immer wieder auf diesen Zusammenhang ein: „In a different image [...] grand strategy may be seen as 
a confluence of the military interactions that flow up and down level by level – forming strategy’s vertical 
dimension – with the varied external relations that form strategy’s horizontal dimension at its highest 
level.“ Ebd., S. 179. 
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  Luttwak macht an zahlreichen historischen Beispielen deutlich, daß die Gesamtstrategie 

nur erfolgreich sein kann, wenn beide Dimensionen miteinander harmonieren. So konnten die 

Alliierten in der frühen Phase des Zweiten Weltkrieges die Achsenmächte Deutschland und 

Japan strategisch nicht besiegen, da Berlin und Tokyo aufgrund umfangreicher Rüstungsvor-

bereitungen in der vertikalen Richtung überlegen waren. Dieser Vorteil konnte zunächst auf 

alliierter Seite trotz horizontaler Erfolge (Koalitionsbildung der Demokratien USA und Groß-

britannien mit der stalinistischen Sowjetunion) nicht kompensiert werden. Erst als die Rü-

stungsmaschinerie dieser Akteure auf Hochtouren lief und damit vertikale Überlegenheit her-

gestellt werden konnte, ging die Strategie gegen die Achsenmächte auf. „Thus [...] results 

achieved within the vertical dimension alone are seen to be of limited effect for grand strategy 

when the transactions of the horizontal dimension intrude – just as potential strengths in the 

horizontal dimension need to develop at all without some transaction in the vertical dimen-

sion. War without statecraft must almost always fail, but statecraft cannot always succeed 

without war.“505 Daraus läßt sich der Schluß ziehen, daß eine Sicherheitsstrategie im idealty-

pischen Sinne dann erfolgreich ist, wenn zwischen der horizontalen und der vertikalen Di-

mension eine Gleichgewichtslinie erzielt wird. 

 

c)  Meßlatte 

Kritiker eines theoretisch fundierten Strategietests wenden ein, daß aus rationalistischer Sicht 

zwar festgestellt werden könne, was ein Staat grundsätzlich unternehmen müsse, um seine Si-

cherheit zu gewährleisten. Letztlich blieben aber sowohl die Zielvorgabe als auch der Weg zu 

ihrer Umsetzung vage. Richard K. Betts weist darauf hin, daß der Realismus unterdeter-

miniert sei: „It prescribes objectives like security, wealth, and power, but does not prescribe 

what strategies work best to attain them.“506 Strategische Studien seien daher wertlos, solange 

sie nicht präzisere Vorhersagen über das Verhalten eines Staates machen könnten: „Unless 

strategists can show that a particular choice in particular circumstances is likely to produce a 

particular outcome, they are out of business.“507 Matthew Evangelista teilt diese Ansicht und 

weist gleichzeitig die Verteidigung der Realisten, wonach diese Theorie eher probabilistic als 

determinative sei, zurück: „Nevertheless, when the range of possible outcomes extends from 

                                                 
505 Ebd., S. 230. 
506  Betts (2000): S. 15 f. 
507  Ebd., S. 16. 
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appeasement to preventive war, one is justified in asking whether alternative approaches 

might do better.“508 

  Diese Kritik ist insofern berechtigt, als bereits festgestellt worden ist, daß der systemische 

Realismus nicht für punktuelle Erklärungen und Voraussagen taugt, was damit zwangsläufig 

auch für die von ihm abgeleitete Strategie gilt. Betts und Evangelista legen die Meßlatte für 

den Sinn strategischer Studien allerdings derart hoch, daß sie ausgehend vom natürlichen Lei-

stungsvermögen dieser Art von Untersuchungen kaum zu überspringen ist. Die Kritik fokus-

siert sich in der Regel einseitig auf das, was Strategien nicht zu erklären vermögen. Diese Ar-

beit setzt gegenteilig an, indem sie sich zunächst auf das Leistbare der strategischen Segmente 

konzentriert. Das hier operationalisierte Testverfahren kann zumindest darüber Aufschluß ge-

ben, ob die grundsätzliche Stoßrichtung der USA eher strategisch oder ad hoc angelegt ist. 

Der Strategietest ist deshalb bestanden, wenn ein Staat den grundsätzlichen Verhaltenserwar-

tungen der einzelnen Segmente gerecht wird und diese gleichzeitig harmonisch zu verbinden 

weiß. Solange dies gewährt ist, sind durchaus Einzelmaßnahmen irrationalen Charakters und 

ohne strategischen Effekt denkbar.  

  Je umfangreicher die Anforderungen an eine Sicherheitsstrategie sind, desto größer ist die 

Wahrscheinlichkeit, bei Ad-hoc-Erfordernissen Kompromisse eingehen zu müssen, wodurch 

nach außen ein inkonsistentes Bild des Regierungshandelns entsteht. Je konzentrierter dage-

gen das Strategieverständnis ausfällt, desto einfacher ist es, eine funktionierende Sicherheits-

strategie zu identifizieren. Nur wenn letzteres gegeben ist, also ein begrenzter Satz von An-

nahmen herangezogen wird, gilt, was Alfred Thayer Mahan 1889 formuliert hat: „From time 

to time the superstructure of tactics has to be altered or wholly torn down; but the old founda-

tions of strategy so far remain, as though laid upon a rock.“509 Um einen solchen Kern510 zu 

finden, sind die einzelnen Strategiesegmente auf ihre zentralen Inhalte zu reduzieren, was in 

Form der eng formulierten Handlungsannahmen geschehen ist. 

                                                 
508  Matthew Evangelista, Internal and External Constraints on Grand Strategy: The Soviet Case, in: Rose-

crance/Stein (1993): S. 167. 
509   Mahan (1890): S. 88. 
510  Von einem strategischen Kern dürfte auch Betts ausgehen. „To develop strategy, despite the many obsta-

cles surveyed, requires care in assuming the links between the ultimate political objectives sought and the 
military objectives set out in a campaign plan. In this it matters a great deal whether political objectives are 
absolute – achieved wholly or not at all – or can be achieved by degree, in proportion to effort.“ Betts 
(2000): S. 47. Deshalb empfiehlt er: „[…] strategies should be kept simple. Simplicity does not guarantee 
success, but complexity begs for failure. There is a chain of causes and effects among policy, strategy, and 
operations, to political outcomes. Because a chain is as strong as its weakest link, the more links in the 
chain, the higher the odds that something will go wrong.“ Betts (2000): S. 48 f. 
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KAPITEL  3 
 

Das Interesse: Einflußwahrung in Südostasien 
 

 

 

Aus der Sicht des systemischen Realismus sind nicht alle Interessen, die ein Staat verfolgt, 

gleichermaßen von Bedeutung. Diese Unterscheidung ist wichtig, um den Gegenstand einzu-

grenzen. Denn ein allgemeines Nutzenstreben könnte mit derart vielen Handlungen verbun-

den werden, daß Wichtiges nicht mehr von Unwichtigem zu unterscheiden wäre. In dieser 

Arbeit sollen daher nur die vitalen Interessen (vital interests) der USA betrachtet werden, die 

als Interessen primärer von solchen sekundärer Ordnung zu unterscheiden sind. Sie können 

im konkreten Fall in zweifacher Hinsicht vorliegen: Die Außenseite des Überlebens, die Sou-

veränität der USA, ist dann betroffen, wenn Entwicklungen in Südostasien in der Lage sind, 

zum Schutz bzw. zur Verletzung des amerikanischen Territoriums, seiner Bürger und Güter 

sowie des (politischen) Lebensstils beizutragen. Die Innenseite des Überlebens, die 

Wohlstandsmehrung, ist berührt, wenn Entwicklungen in Südostasien die amerikanische 

Wirtschaft und damit das Wohlstandsniveau der US-Bürger entweder fördern oder schädigen. 

Daraus folgen zwei spezifische vitale amerikanische Sicherheitsinteressen im ASEAN-Raum: 

die Aufrechterhaltung des ökonomischen Zugangs zu Südostasien sowie die Gewährleistung 

wirtschaftlicher und militärischer Mobilität durch offene Seewege.511 

  Aus methodischer Sicht ist die Identifikation vitaler Interessen nicht unproblematisch, was 

u.a. daran liegt, daß Interessen primärer Ordnung sowohl von Entscheidungsträgern als auch 

von Politikwissenschaftlern uneinheitlich definiert werden. Die Aussagekraft der nachfolgen-

den Betrachtungen wird insbesondere dadurch eingeschränkt, daß sie lediglich die Sicht des 

Verfassers wiedergeben. Wissenschaftlichkeit soll dabei insofern beansprucht werden, als die 

                                                 
511  Auch Richard Sokolsky, Angel Rabasa und C. R. Neu nennen lediglich zwei zentrale Interessen der USA in 

Südostasien. Die ASEAN-Region sei, erstens, ein wichtiger Wirtschaftsraum für amerikanische Exporte 
und Investitionen. Zweitens seien offene Seewege in Südostasien für die USA als pazifische Macht bedeut-
sam. Vgl. Sokolsky/Rabasa/Neu (2000): S. 5 – 14. J. Robert Kerrey und Robert A. Manning sehen dies ähn-
lich: „Since 1948 we have recognized the dangers and promise of Southeast Asia and have sought to main-
tain regional stability free of domination by any hegemonic power or coalition. Southeast Asia is part of the 
network of bilateral alliances and access arrangements supporting U.S. forward-deployed forces that still 
serves as the de facto regional security architecture and that is essential to our global strategy. We also have 
ongoing interests in free and open access to critical sealanes and in supporting burgeoning democratization 
in the region.“ Kerrey/Manning (2001): S. 6. Das Interessenverständnis Michael Yahudas ist ebenfalls eng. 
Die USA hätten „long standing national interests in the region [the Asia-Pacific, M.W.], identified nearly 
100 years ago. These consisted of: (1) ensuring no regional power could successfully challenge the US posi-
tion; and (2) promoting market access to American business.“ Michael Yahuda, The International Politics 
of the Asia-Pacific, 2. und überarbeitete Auflage, London – New York 2004, S. 244. 
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Ausführungen an die Verhaltenserwartungen des systemischen Realismus anschließen. Aber 

auch dieser Arbeitsschritt hat seine Tücken: Was zur Anwendung kommt, ist eine – nicht die! 

– Variante des systemischen Realismus, der das theoretische Verständnis des Verfassers 

zugrunde liegt. Andere Realisten würden womöglich andere Maßstäbe verwenden und somit 

auch zu anderen Ergebnissen gelangen. Streit herrscht z.B. darüber, ab wann ein Interesse als 

„vital“ zu bezeichnen ist. Eine enge Begriffsauslegung zählt dazu nur jenes Nutzenstreben, 

das auf die Absicherung des physischen Überlebens der US-Bürger, ihrer Güter und ihres 

Staates gerichtet ist.512 Da außer einem Nuklearangriff kaum Szenarien vorstellbar sind, die 

das Überleben der USA bedrohen könnten, wäre an dieser Stelle schlicht festzustellen, daß 

Washington keine vitalen Interessen in Südostasien hat. Bei einer erweiterten Begriffsausle-

gung ergibt sich ein anderes Bild. Die USA sind demnach bestrebt, ihre positionale Stellung 

in der internationalen Politik zu halten und nach Möglichkeit auszubauen. Dies betrifft vor al-

lem die Innenseite des Überlebens, wohingegen die Außenseite nur mittel- bis langfristig be-

troffen ist. Letztere wäre unter folgenden Bedingungen tangiert: Sollte sich in Südostasien ein 

Herausforderer durchsetzen, der seine dortige positionale Stellung nutzt, um auch in Nordost-

asien und in Südasien weitere positionale Gewinne zu erzielen, würde dies nicht nur auf Ko-

sten der positionalen Stellung der USA im asiatisch-pazifischen Raum gehen, sondern könnte 

gleichzeitig einen Akteur entstehen lassen, der durch seinen Machtzugewinn in die Lage ver-

setzt würde, die Außenseite amerikanischen Überlebens direkt zu bedrohen. Aufgrund dieser 

Zusammenhänge wird ein weites Verständnis vitaler Interessen gewählt.  

  Wenn Interessen nicht nur definiert, sondern auch hierarchisiert werden sollen, bedeutet 

dies für die praktische Politik, daß nicht jede Handlung einer Regierung, die der Mehrung des 

eigenen Nutzens dient, also im nationalen Interesse liegt, auch zwingend zur Absicherung der 

positionalen Stellung des Staates und seines Überlebens notwendig ist. Anders gewendet: Die 

Umsetzung bestimmter Interessen dient der Souveränitätswahrung und der Wohlstandsmeh-

rung mehr, die Verfolgung anderer Interessen weniger. Eine derartige Differenzierung ist in 

der Vergangenheit immer wieder sowohl durchgeführt als auch gefordert worden. Im Juli 

2000 hatte die Commission on America’s National Interests dazu einen ausführlichen Bericht 

vorgelegt. In „America’s National Interests“ wird der Außenpolitik der Clinton-

Administration vorgeworfen, daß ihr ein klares, hierarchisch geordnetes und damit richtungs-

weisendes Interessengerüst fehle. Diverse Mängel „leave American foreign policy hostage to 

                                                 
512   Robert J. Art hat ein solches enges Verständnis vitaler Interessen gewählt: „[...] a vital interest is one that is 

essential and that, if not achieved, will bring costs that are catastrophic or nearly so. Security is one vital in-
terest of a state; it means protection of the state’s homeland from attack, invasions, conquest, and destruc-
tion.“ Robert J. Art, A Grand Strategy for America, Ithaca – London 2003, S. 45.  
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television images and the momentary passions of domestic politics.“513 Die Kommission for-

dert, daß die USA ihre begrenzten finanziellen Mittel fokussierter einsetzen müßten. „The 

proper basis for making such judgments is a lean, hierarchical conception of what American 

national interests are and what they are not.“514 Abgesehen davon, daß sowohl die Zusam-

mensetzung dieser Arbeitsgruppe (Mitglied war u.a. Condoleezza Rice) als auch der Zeit-

punkt der Publikation des Berichts dafür sprechen, daß seine Urheber einen Beitrag zum da-

maligen Präsidentschaftswahlkampf der Republikaner leisten wollten, ist er für die vorliegen-

de Arbeit hilfreich, da er zunächst abstrakte Interessenkategorien ausarbeitet, dabei implizit an 

die Annahmen des systemischen Realismus anschließt und im Ergebnis eine Übertragung auf 

konkrete Interesseninhalte der USA vornimmt.  

  Die Autoren unterscheiden vier Kategorien: a) vital national interests; b) extremely impor-

tant national interests; c) important national interests; d) less important or secondary natio-

nal interests. Vor allem die Definition der vitalen nationalen Interessen entspricht den Erwar-

tungen des systemischen Realismus zu den grundlegenden Handlungsmotiven eines Staates: 

„Vital national interests are conditions that are strictly necessary to safeguard and enhance 

Americans’ survival and well-being in a free and secure nation.“515 Zu dieser Kategorie zäh-

len wiederum fünf Inhalte: a) Eindämmung der Verbreitung von Massenvernichtungswaffen 

zum Schutze amerikanischen Staatsterritoriums oder im Ausland stationierter Truppen; b) 

Absicherung des Überlebens und der Kooperationsfähigkeit amerikanischer Verbündeter; c) 

Vorbeugung des Entstehens feindlicher Großmächte oder zusammenbrechender Staaten an 

den amerikanischen Grenzen; d) Aufrechterhaltung des Welthandels-, des Weltfinanz-, des 

Weltenergie- sowie des Weltumweltsystems; e) Entwicklung produktiver Beziehungen zu den 

beiden potentiellen strategischen Gegnern der USA, China und Rußland. Allen übrigen Inter-

essenkategorien wird eine jeweils abnehmende, jedoch nie unwichtige Bedeutung zugeschrie-

ben. Die Formulierungen der Kommission haben zweifellos idealtypische Züge. Da ihnen 

keine explizite Rückbindung an eine wissenschaftliche Theorie zugrunde liegt, sind die Maß-

stäbe für das, was als „ideal“ zu betrachten ist, in den normativen Überzeugungen der Autoren 

zu suchen.  

  Bevor in den beiden folgenden Abschnitten die konkreten Ausprägungen vitaler Interessen 

der USA in Südostasien untersucht werden, ist zunächst eine grundlegende Frage zu beant-

worten: Verfügt Washington überhaupt über ein strategisches Interessenverständnis, das den 

Verhaltenserwartungen des systemischen Realismus gerecht wird? Dies ist dann der Fall, 

                                                 
513  The Commission on America’s National Interests, America’s National Interests, Cambridge – Santa Monica 

– Washington D.C., Juli 2000, Vorwort. 
514  Ebd., S. 3. 
515  Ebd., S. 5. 
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wenn die vital interests an hervorgehobener Stelle positioniert und von allen übrigen Zielen 

als zentrale Handlungsmotive abgehoben werden. Dazu werden wichtige offizielle Strategie-

papiere untersucht und als primärer Maßstab herangezogen, da den Autoren unterstellt wird, 

im Rahmen einer solchen Publikation amerikanische Sicherheitsinteressen systematischer zu 

reflektieren als in spontanen Kommentaren zu Ereignissen der Tagespolitik. Zu beachten ist 

dabei, daß die Strategiepapiere unterschiedliche Schwerpunkte setzen und daher per se den 

Stellenwert der „Interessen“ weder einheitlich systematisch noch vergleichbar umfangreich 

abhandeln. Die nachfolgenden elf Dokumente lassen folgende Schlüsse zu: 
 

(1)  In der „United States Security Strategy for the East Asia-Pacific Region“, die vom Pen-

tagon im Februar 1995 herausgegeben worden ist (East Asia Strategy Report, kurz: EASR 

1995), wird von vital American interests, fundamental United States national interests und 

America’s permanent interest in the Security of the Asia-Pacific Region gesprochen, wenn es 

um die Bewertung ökonomischer und sicherheitspolitischer Entwicklungen für die USA 

geht.516 Dort, wo breitere Zielsetzungen sowie die Bedeutung von Instrumenten angesprochen 

werden, ist hingegen von specific security objectives oder schlicht goals die Rede.517 Das 

Verständnis der vital interests liegt inhaltlich präzise und im Vergleich zu weiteren Hand-

lungsmotiven trennscharf auf der Linie des systemischen Realismus. 
 

(2)  Im Februar 1996 veröffentlichte das Weiße Haus die maßgeblich von Anthony Lake, 

damaliger Nationaler Sicherheitsberater des Präsidenten, formulierte „A National Security 

Strategy of Engagement and Enlargement“ (kurz: NSS 1996). Das Dokument bilanziert die 

außen- und sicherheitspolitischen Erfolge der Clinton-Administration und entwirft im Kern 

eine Strategie, die sich an den Prämissen des „demokratischen Friedens“ orientiert: „Our na-

tional security strategy is therefore based on enlarging the community of market democracies 

while deterring and limiting a range of threats to our nation, our allies and our interests. The 

more that democracy and political and economic liberalization take hold in the world, particu-

larly in countries of strategic importance to us, the safer our nation is likely to be and the 

more our people are likely to prosper.“518 Das Strategiepapier erklärt an diversen Beispielen 

die politische Zielsetzung von engagement and enlargement und nimmt darauf eine Übertra-

gung auf die einzelnen Kontinente vor. Dieser Ansatz hat verhindert, daß sich die NSS 1996 

wie nachfolgende Papiere in systematischer Weise um eine Analyse amerikanischer Interes-

sen, Herausforderungen und Bedrohungen sowie notwendiger Mittel und Instrumente bemüht. 
                                                 
516  Vgl. Department of Defense, United States Security Strategy for the East Asia-Pacific Region, Washington 

D.C., Februar 1995, S. 2, 5, 32.  
517  Vgl. ebd., S. 3 f. 
518  The White House, A National Security Strategy of Engagement and Enlargement, Washington D.C., Fe-

bruar 1996, S. 2 f. 
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Dennoch läßt das Dokument ein klares und auch hierarchisches Interessenverständnis erken-

nen. Statt vital interests ist allerdings von long-term national interests die Rede: „Those inter-

ests are ultimately defined by our security requirements. Such requirements start with our 

physical defense and economic well-being.“519 Inhaltlich identisch werden an anderer Stelle 

basic goals definiert: „The U.S. government is responsible for protecting the lives and per-

sonal safety of Americans, maintaining our political freedom and independence as a nation 

and promoting the well-being and prosperity of our nation.“520 
  

(3)  Im „Report of the Quadrennial Defense Review“ vom Mai 1997 (kurz: QDR 1997) wer-

den vital interests, die auch unter den Bezeichnungen enduring goals und basic goals firmie-

ren, trennscharf von important interests und humanitarian interests unterschieden. Vitale In-

teressen seien „of broad, overriding importance to the survival, security, and vitality of the 

United States“. In Abgrenzung zu dieser Festlegung werden unter important interests jene 

Nutzenerwartungen verstanden, die „not affect our national survival but do significantly affect 

our national well-being and the character of the world in which we live.“ Der QDR 1997 führt 

eine prioritäre Unterscheidung von wichtigen und weniger wichtigen Interessen zielgerichtet 

durch, indem er den Einsatz militärischer Mittel an Bedingungen knüpft: „Decisions about 

whether and when to use military forces should be guided, first and foremost, by the U.S. na-

tional interests at stake – be they vital, important, or humanitarian in nature – and by whether 

the costs and risks of a particular military involvement are commensurate with those inter-

ests.“521  
 

(4, 5, 6)  Das Weiße Haus hat im Mai 1997, im Oktober 1998 sowie im Dezember 1999 Na-

tionale Sicherheitsstrategien veröffentlicht, die sich im Aufbau weitgehend gleichen und alle-

samt den Titel „A National Security Strategy for A New Century“ (kurz: NSS 1997, NSS 

1998, NSS 1999) tragen. Die Berichte unterscheiden inhaltlich trennscharf zwischen vital in-

terests, important national interests und humanitarian and other interests. Dabei fällt auf, daß 

diese Kategorisierungen in der NSS 1999 bereits auf der ersten Seite der Einleitung vorge-

nommen worden sind, wohingegen die Interessendifferenzierung in der NSS 1997 erst im 

Laufe der Darlegung der amerikanischen Sicherheitsstrategie und ohne größere Hervorhebung 

erfolgt ist.522 Dies deutet auf ein zunehmendes Bewußtsein eines klaren Interessenverständ-

                                                 
519  Ebd., S. 11. 
520  Ebd., S. 12. 
521  Department of Defense, Report of the Quadrennial Defense Review, Washington D.C., Mai 1997. 
522  Vgl. The White House, A National Security Strategy for A New Century, Washington D.C., Mai 1997, 

Kapitel II, Abschnitt „Responding to Crises“. Vgl. The White House, A National Security Strategy For a 
New Century, Washington D.C., Oktober 1998, S. 5 f. The White House, A National Security Strategy for a 
New Century, Washington D.C., Dezember 1999, S. 1. 
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nisses als Ausgangspunkt aller sicherheitsstrategischen Erwägungen hin. Die Definition und 

Hierarchisierung der Interessen der USA ist in den einzelnen Dokumenten im Wortlaut fast 

identisch. Beispielhaft seien die Ausführungen der NSS 1999 wiedergegeben, die folgende 

Festlegungen getroffen hat: Zu den vital interests gehören „those of broad, overriding impor-

tance to the survival, safety and vitality of our nation.“523 Dazu werden die physische Sicher-

heit des Staatsterritoriums der USA und ihrer Verbündeten, die Sicherheit amerikanischer 

Bürger, der Wohlstand der eigenen Gesellschaft sowie der Schutz kritischer Infrastruktur ge-

zählt. Dem schließen sich die important national interests an, die „not affect our national sur-

vival, but they do affect our national well-being and the character of the world in which we 

live.“524 Bedeutsam seien etwa Regionen, in denen die amerikanische Wirtschaft Interessen 

habe oder aber Verpflichtungen mit Verbündeten bestünden. Auch die Verhinderung von 

Umweltkatastrophen und Flüchtlingsströmen wird genannt. In die letzte Kategorie fallen hu-

manitarian and other interests: „In some circumstances our nation may act because our val-

ues demand it.“525 Alle drei Strategieberichte weisen in wörtlich identischer Form darauf hin, 

daß „certain requirements“ seit der Gründung der USA konstant geblieben seien: „We must 

protect the lives and personal safety of Americans, both at home and abroad. We must main-

tain the sovereignty, political freedom and independence of the United States, with its values, 

institutions and territory intact. And, we must promote for the well-being and prosperity of the 

nation and its people.“526 Insgesamt zeigen sowohl die Kategorisierung als auch die Benen-

nung der vitalen Interessen der USA, daß die erwähnten zentralen Handlungsmotive amerika-

nischer Sicherheitspolitik mit den Erwartungen des systemischen Realismus in Einklang ste-

hen. 
 

(7)  Der im November 1998 veröffentlichte Pentagon-Bericht „The United States Security 

Strategy for the East Asia-Pacific Region“ (kurz: EASR 1998) weicht von dieser Klarheit 

deutlich ab. Zwar ist auch hier neben zahlreichen allgemeinen Verwendungen des Begriffs in-

terest hervorgehoben von fundamental U.S. interest, fundamental security interests, strategic 

interests und important U.S. security interests die Rede.527 Präzise inhaltliche Zuschreibungen 

bleiben jedoch aus, und so stehen sowohl allgemeine als auch herausragende US-Interessen 

Pate für alle nur denkbaren amerikanischen Zielsetzungen im asiatisch-pazifischen Raum. Die 

                                                 
523  Ebd. 
524  Ebd. 
525  Ebd., S. 2. 
526  The White House (Mai 1997): Kapitel 1, Einleitung. The White House (Oktober 1998): S. 1. The White 

House (Dezember 1999): S. 1. 
527  Vgl. Department of Defense, The United States Security Strategy for the East Asia-Pacific Region, Wash-

ington D.C., November 1998, S. 8, 24, 28, 57. 
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Förderung von Demokratisierungsprozessen wird z.B. als „key U.S. security interest“528 be-

zeichnet. Die unterschiedliche sprachliche Exaktheit, die zwischen dem EASR 1995 und dem 

EASR 1998 beim Umgang mit dem Begriff „Interesse“ festzustellen ist, dürfte insbesondere 

auf die Personen zurückzuführen sein, die damals die Asien-Abteilung des Pentagons geleitet 

haben. Der EASR 1995 ist unter der Federführung von Joseph S. Nye verfaßt worden, einem 

anerkannten Harvard-Professor, der mehrere sehr theoretisch-analytisch angelegte Bücher zur 

amerikanischen Außenpolitik geschrieben hat. Der EASR 1998 ist hingegen unter der Leitung 

von Kurt Campbell entstanden, der mehrheitlich in der Administration tätig war und seit 2000 

für den eher praktisch-politikberatend ausgerichteten Center for Strategic and International 

Studies in Washington D.C. arbeitet. Darüber hinaus bauen beide Strategieberichte aufeinan-

der auf: Der EASR 1995 analysiert die Bedeutung Asien-Pazifiks für die USA sehr grundsätz-

lich. Da der EASR 1998 an diese Überlegungen anschließt, scheinen die Autoren auf entspre-

chende Wiederholungen verzichtet zu haben. Dagegen widmen sie sich ausführlich dem Zu-

stand aller wichtigen bilateralen Beziehungen und heben die Bedeutung der amerikanischen 

Vornepräsenz mit einem Umfang von ca. 100.000 US-Soldaten für die Stabilität des asiatisch-

pazifischen Raums hervor. 

 

(8)  Der „Quadrennial Defense Review Report“ vom 30. September 2001 (kurz: QDR 2001) 

ist das erste wichtige sicherheitspolitische Grundlagendokument, das nach dem Antritt der 

Bush-Administration herausgegeben worden ist. Es war vom Pentagon bereits vor den Terror-

anschlägen von New York und Washington D.C. erstellt und nach diesen leicht ergänzt wor-

den. Die meisten Beobachter sind sich deshalb darin einig, daß der QDR 2001 trotz seiner 

Publikation nach dem 11. September 2001 die Weltsicht der Bush-Administration vor diesem 

einschneidenden Ereignis widerspiegelt. Das Dokument handelt zwar vor allem die militär-

strategische Seite der amerikanischen Sicherheitsstrategie ab. Der QDR 2001 wird aber durch 

ein klares Interessenverständnis im Sinne des systemischen Realismus eingeleitet: Die „vita-

len Interessen“ der USA werden als enduring national interests bezeichnet und in drei inhalt-

liche Gruppen aufgeteilt: a) „Ensuring U.S. security and freedom of action“: Dazu zählen die 

Souveränität, territoriale Integrität und Freiheit der USA, die Sicherheit amerikanischer Bür-

ger in und außerhalb ihres Landes sowie der Schutz kritischer Infrastruktur. b) „Honoring in-

ternational commitments“: Das Pentagon faßt unter dieser Überschrift nicht nur die Sicherheit 

und das Wohlergehen von Verbündeten und Freunden zusammen, sondern auch – was aus der 

Sicht des systemischen Realismus besonders wichtig ist – „Precluding hostile domination of 

critical areas, particularly Europe, Northeast Asia, the East Asian littoral, and the Middle East 

                                                 
528  Ebd., S. 45. 
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and Southwest Asia“. Des weiteren wird die Aufrechterhaltung von Frieden und Stabilität in 

der westlichen Hemisphäre betont. c) „Contributing to economic well-being“: Bei den vitalen 

Wirtschaftsinteressen werden das Funktionieren der Weltwirtschaft, die Sicherheit internatio-

naler Transportwege zur See, zur Luft, im Weltraum und in der elektronischen Kommunikati-

on sowie der Zugang zu Schlüsselmärkten und strategischen Ressourcen genannt.529 
 

(9)  Der Befund zum Interessenbegriff der vom Weißen Haus am 17. September 2002 pu-

blizierten „The National Security Strategy of the United States of America“ (kurz: NSS 2002) 

ist hingegen ambivalent. Die Begriffe interests, goals und objectives werden unterschiedslos 

verwendet, vital interests oder eine synonyme Formulierung nicht ein einziges Mal wörtlich 

erwähnt. Für den Aufbau der NSS 2002 hat dies zur Folge, daß die Autoren im Gegensatz zur 

NSS 1999 und dem QDR 2001 darauf verzichtet haben, zu Beginn des Dokuments eine sy-

stematische Verortung der amerikanischen Interessen vorzunehmen. Hinzu kommt, daß die 

Administration zwar weiterhin Gefahren im Bereich der rogues states erblickt. Die Beziehun-

gen zwischen den Großmächten werden aber mehrheitlich aus der Perspektive gemeinsamer 

Interessen im Kampf gegen den Terrorismus bewertet. Die USA müßten sich zudem gerade 

im Zeichen dieser Bedrohung für die Menschenwürde einsetzen: „[...] the national security 

strategy of the United States must start from these core beliefs“530. Aufgrund des amerikani-

schen Sendungsbewußtseins ist zwar jedem strategischen Dokument ein gewisser normativer 

Impetus zu entnehmen. In der NSS 2002 ist dieser aber zum wichtigsten Motiv geworden, das 

missionarische Züge annimmt: „The aim of this strategy is to help make the world not just sa-

fer but better.“531 In nur wenigen Passagen zeigt das Dokument, daß sich die Autoren um 

Condoleezza Rice auch der etwa im QDR 2001 aufgelisteten weiteren Interessen der USA 

bewußt sind, womit sie den Erwartungen des systemischen Realismus zumindest zum Teil ge-

recht werden. So wird denn auch das „Überleben“ nicht ausschließlich an die Eindämmung 

des Terrorismus gebunden: „The United States must and will maintain the capability to defeat 

any attempt by an enemy – whether a state or non-state actor – to impose its will on the 

United States, our allies, or our friends.“532 Der Interessenbegriff des systemischen Realismus 

stößt in der NSS 2002 an klare Grenzen. Zwar zeigt die US-Administration, daß ihr Handeln 

sowohl ökonomisch als auch militärisch auf die Absicherung des eigenen Überlebens ausge-

                                                 
529  Sämtliche Angaben beziehen sich auf: Department of Defense, Quadrennial Defense Review Report, Wa-

shington D.C., 30. September 2001, S. 2. 
530  The White House, The National Security Strategy of the United States of America, Washington D.C., 17. 

September 2002, S. 3. 
531  Ebd., S. 1. 
532  Ebd., S. 30. 
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richtet ist. Die NSS 2002 deutet aber in der Frage des Terrorismus an, daß die Grundlage ihrer 

Interessendefinition nicht primär die Bedingungen einer anarchischen Staatenwelt sind.  
 

(10)  Im Gegensatz zum QDR 2001 ist im „Quadrennial Defense Review Report“ vom 6. 

Februar 2006 (kurz: QDR 2006) keine systematische und hierarchische Einordnung vitaler In-

teressen vorgenommen worden. Der Verzicht auf entsprechende Ausführungen könnte darauf 

zurückzuführen sein, daß der QDR 2006 als Modifikation des QDR 2001 gilt, also den inhalt-

lichen Kern des Vorgängerdokuments und damit auch dessen Interessenverständnis über-

nimmt.533 
 

(11)  In der vom Weißen Haus am 16. März 2006 herausgegebenen „The National Security 

Strategy of the United States of America“ (kurz: NSS 2006) wird der Trend der Bush-

Administration fortgesetzt, nationale Interessen nicht klar zu definieren und Interessen primä-

rer nicht von solchen sekundärer Ordnung zu unterscheiden. Das Dokument ist unter der Lei-

tung von Stephen Hadley, dem Nachfolger von Condoleezza Rice im Amt des Nationalen Si-

cherheitsberaters, erstellt worden und schließt nahtlos an die NSS 2002 an. Im Vordergrund 

steht erneut der Kampf gegen den internationalen Terrorismus. Würde das Papier nicht auch 

auf die Eindämmung von nach Massenvernichtungswaffen strebenden rogues states eingehen, 

könnte der Eindruck entstehen, daß die Anti-Terror-Konzeption der USA nicht ein Teil der 

Nationalen Sicherheitsstrategie ist, sondern mit dieser weitgehend gleichzusetzen ist.534 Im 

Vergleich zur NSS 2002 beinhaltet die NSS 2006 noch stärker missionarische Züge. Ziel der 

USA sei, die Welt zu demokratisieren. Durch das gesamte Dokument zieht sich dabei die Lo-

gik des „demokratischen Friedens“, der auch Präsident Bush in seinem Vorwort folgt: „And 

because free nations tend toward peace, the advance of liberty will make America more secu-

re.“535 Derartige Passagen erinnern stark an die Stoßrichtung der NSS 1996. Der Begriff des 

„vitalen Interesses“ fällt nur an einer einzigen Stelle: „By reason of geography and power, 

Russia has great influence not only in Europe and its own immediate neighborhood, but also 

in many other regions of vital interest to us: the broader Middle East, South and Central Asia, 

and East Asia.“536 Auch in den übrigen Textpassagen bleibt es bei derartigen Allgemeinplät-

zen, wenn amerikanische Interessen diskutiert werden: „The United States is a Pacific nation, 

                                                 
533  Vgl. Department of Defense, Quadrennial Defense Review Report, Washington D.C., 6. Februar 2006, S. v. 
534  Dies zeigt sich nicht nur an den dominierenden Ausführungen zum Kampf gegen den Terrorismus. Die NSS 

2006 leitet auch die Forderung nach der Lösung von Regionalkonflikten unterschiedlichster Art aus einer 
Anti-Terror-Perspektive ab: „Regional conflicts can arise from a wide variety of causes, including poor go-
vernance, external aggression, competing claims, internal revolt, tribal rivalries, and ethnic or religious ha-
treds. If left unaddressed, however, these different causes lead to the same ends: failed states, humanitarian 
desasters, and ungoverned areas that can become safe havens for terrorists.“ The White House, The Na-
tional Security Strategy of the United States of America, Washington D.C., 16. März 2006, S. 15. 

535  Ebd., Vorwort. 
536  Ebd., S. 39. 
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with extensive interests throughout East and Southeast Asia. The region’s stability and pros-

perity depend on our sustained engagement: maintaining robust partnerships supported by a 

forward defense posture supporting economic integration through expanded trade and invest-

ment and promoting democracy and human rights.“537 Zwar wird von einer „first duty“ der 

Regierung der USA gesprochen, „to protect the American people“538. Die NSS 2006 ist in der 

Summe aber darauf fixiert, Herausforderungen und Bedrohungen für amerikanische Interes-

sen aufzuzählen und nicht – wie die Strategiepapiere aus der Clinton-Ära – Nutzenerwartun-

gen zu konkretisieren und zu hierarchisieren. 

  Insgesamt läßt sich damit feststellen, daß die Verwendung des Terminus „vitale Interes-

sen“ grundsätzlich sowohl von der Clinton- als auch von der Bush-Administration im Sinne 

des systemischen Realismus erfolgt. Je nach Urheber (Teil der Administration) und damit Au-

tor (Person) der einzelnen Papiere sowie vorherrschenden tagespolitisch-formativen Ereignis-

sen werden die „vitalen Interessen“ jedoch unterschiedlich präzise und abweichend intensiv 

verwendet. Dies gilt vor allem für jene Strategiedokumente, die nach dem QDR 2001 veröf-

fentlicht worden sind. Dabei entsteht regelmäßig der Eindruck, daß eine Impulsverarbeitung 

nicht stattgefunden hat. Ob dem so ist, wird nachfolgend an zwei Merkmalen deutlich werden. 

Die Analyse offizieller Reden zur amerikanischen Asien-Pazifik-Politik wird, erstens, zeigen, 

ob und wie die USA vitale Interessenausprägungen in Südostasien wahrnehmen. Zweitens ist 

methodisch festzuhalten, daß sich die Impulsverarbeitung nicht nur in schriftlichen Dokumen-

ten, sondern auch in praktischen Handlungen der amerikanischen Regierung – der Impulsum-

setzung – nachweisen läßt. Insbesondere die Kapitel 6 und 7 werden daher auch Rückschlüsse 

darauf zulassen, ob der beobachtbaren Politik der Bush-Administration faktisch ein strategi-

sches Interessenverständnis zugrunde liegt. 

 

 

                                                 
537  Ebd., S. 40. 
538  Ebd., S. 18. 
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I.         Aufrechterhaltung des ökonomischen Zugangs 
 

 

Der asiatisch-pazifische Raum gehört zu den wichtigsten Wirtschaftszonen der Welt. Allein 

die Staaten der Asia-Pacific Economic Cooperation (APEC) zeichneten in den ersten zehn 

Jahren seit ihrer Gründung 1989 für ca. 70 % des globalen Wirtschaftswachstums verantwort-

lich. Mitglied dieses Forums sind 21 Staaten,539 die stellvertretend für 40 % (2,6 Mrd. Men-

schen) der Weltbevölkerung, 56 % (23,0 Bio. US-Dollar) des globalen Bruttoinlandsprodukts 

(BIP) und 48 % (8,0 Bio. US-Dollar) des Welthandels stehen (Stand: 2005).540 Der asiatisch-

pazifische Raum weist die weltweit größten Wachstumszahlen auf. 2005 nahm das BIP Ost-

asiens um ca. 7,8 % zu. Es übertraf damit die globalen Durchschnittswerte, die 2005 ca. 3,2 % 

betrugen.541 Die hohe Produktivität des Fernen Ostens ist an folgenden Zahlen ablesbar: Wäh-

rend der weltweite Warenexport 2005 um 6 % zunahm, konnte die Ausfuhr Ostasiens um den 

Spitzenwert von 10 % gesteigert werden.542 Die WTO hat daher darauf hingewiesen, daß das 

globale Wirtschaftswachstum ganz maßgeblich von den Entwicklungen des asiatisch-

pazifischen Raumes abhänge.543 Dies gilt insbesondere für die Volkswirtschaften Chinas und 

Indiens, die 2005 um 9,5 % bzw. 7,3 % gewachsen sind.544 Nach Angaben der Asian Deve-

lopment Bank (ADB) sind diese beiden Akteure die mit Abstand wichtigsten Wirtschaftsmo-

toren Asiens: Im Kreise der regionalen Entwicklungsländer trugen sie 2005 insgesamt 55,2 % 

der Produktionsleistung (China: 40,9 %, Indien: 14,3 %).545 Die letztlich zunehmend dominie-

rende Stellung des Reiches der Mitte zeigt sich in einem weiteren Bereich: Der Anteil Chinas 

(ohne Hongkong) an den Währungsreserven der Region ist mit Abstand am größten. Ende 

2006 hatten die Staaten Nordostasiens (ohne Japan, Nordkorea, Rußland), Südostasiens (ohne 

Brunei, Ost-Timor) und Südasiens zusammen 2.253,4 Mrd. US-Dollar angehäuft. Davon ent-

fielen 47,32 % und damit 1.066,3 Mrd. US-Dollar Währungsreserven allein auf China.546  
 

                                                 
539  Zu den Mitgliedern gehören Australien, Brunei, Chile, China, Hongkong, Indonesien, Japan, Kanada, Ma-

laysia, Mexiko, Neuseeland, Papua-Neuguinea, Peru, die Philippinen, Rußland, Singapur, Südkorea, Tai-
wan, Thailand, die USA und Vietnam. 

540  Vgl. APEC Secretariat, APEC Outcomes & Outlook 2005/2006, Singapur 2005, S. 3. 
541  Vgl. World Bank, Global Economic Prospects. Economic Implications of Remittances and Migration 2006, 

Washington D.C. 2006, S. 3, 5. Beide Werte geben Schätzungen wieder. 
542  Vgl. World Trade Organization, International trade statistics 2006, Genf 2006, S. 15. 
543  Vgl. World Trade Organization, Annual Report 2005, Genf 2005, S. 2. 
544  Vgl. World Trade Organization, International trade statistics 2005, Genf 2005, S. 1. Dieses Urteil wird uni-

sono von allen übrigen internationalen Institutionen mit wirtschaftlichem Hintergrund geteilt. Vgl. beispiel-
haft Internationaler Währungsfonds, Jahresbericht 2005. Die Vorteile der Weltwirtschaft für alle sichern, 
Washington D.C., August 2005, S. xii. 

545  Vgl. Asian Development Bank, Asian Development Outlook 2007. Growth amid change, Hongkong 2007, 
S. 3. 

546  Vgl. ebd., S. 7. 
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Tabelle 1:  Wirtschaftsdaten der APEC-Mitglieder 2006 
 
 
 

 BIP 

(Mrd. US-Dollar) 

BIP/Einwohner 

(US-Dollar) 

Exporte 

(Mrd. US-Dollar)

Importe 

(Mrd. US-Dollar) 

Balance 

(Mrd. US-Dollar)
 

Nordamerika 
 

Kanada 1.273,1 39.135 360,136 314,436 45,7 

Mexiko 811,3 7.594 213,686 221,269 - 7,583 

USA 13.262,1 44.315 905,978 1.673,455 - 767,477 
 

Südamerika 
 

Chile 104,4 8.570 39,544 32,321 7,223 

Peru 89,3 3.151 17,269 13,222 4,047 
 

Nordostasien 
 

China 2.554,2 1.944 762,327 660,222 102,105 

Hongkong 188,7 26.824 292,328 300,635 - 8,307 

Japan 4.463,6 34.955 595,269 516,202 79,067 

Rußland 975,3 6.861 241,244 98,577 142,667 

Südkorea 877,2 18.015 284,419 261,238 23,181 

Taiwan 355,5 15.472 188,963 181,743 7,22 
 

Südostasien 
 

Brunei 11,5 30.415 5,711 1,618 4,093 

Indonesien 351,0 1.581 85,660 57,701 27,959 

Malaysia 147,0 5.570 140,979 114,626 26,353 

Philippinen 116,9 1.361 41,007 44,052 - 3,045 

Singapur 133,5 30.161 229,681 200,075 29,606 

Thailand 194,6 2.959 109,848 118,112 - 8,264 

Vietnam 55,3 655,0 30,966 38,348 - 7,382 
 

Australasien 
 

Australien 743,7 36.016 105,877 118,593 - 12,716 

Neuseeland 101,8 24.566 21,738 24,541 - 2,803 

Papua-Neug. 4,1 662,0 5,194 1,98 3,214 
 
 
 

APEC Secretariat, APEC Outcomes & Outlook 2006/2007, Singapur 2007, S. 13. 
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  Einzelne ökonomische Vergleichsgrößen unterschieden sich gleichwohl im Jahr 2006 be-

trächtlich. Das BIP schwankte innerhalb der APEC zwischen 4,1 Mrd. US-Dollar Papua-

Neuguineas und dem amerikanischen Wert von 13.262,1 Mrd. US-Dollar. Die USA führten 

ebenfalls mit 905,978 Mrd. US-Dollar die Exportrangliste deutlich an. Der Abstand zum 

zweitplazierten China war mit 762,327 Mrd. US-Dollar zwar noch beträchtlich, hat sich im 

Laufe der letzten Jahre aber zunehmend verringert. Die beiden letzten Plätze teilen sich Bru-

nei mit 5,711 Mrd. US-Dollar und Papua-Neuguinea mit 5,194 Mrd. US-Dollar. Bemerkens-

wert sind desgleichen die Importzahlen: Die USA nahmen Produkte im Wert von 1.673,455 

Mrd. US-Dollar auf, wobei China im Vergleich mit 660,222 Mrd. US-Dollar weniger als 40 

% dieser Summe einführte. Papua-Neuguinea und Brunei bildeten mit 1,98 Mrd. US-Dollar 

respektive 1,618 Mrd. US-Dollar erneut die Schlußlichter.  

  Die USA hatten 2006 mit 767,477 Mrd. US-Dollar das größte Handelsdefizit aller APEC-

Staaten, wohingegen Rußland mit einem Handelsüberschuß von 142,667 Mrd. US-Dollar auf-

warten konnte. Weitaus aussagekräftiger als diese Daten ist das BIP pro Kopf. Dieses wies ei-

ne Spannbreite von durchschnittlich 662 US-Dollar in Papua-Neuguinea bis hin zu 44.315 

US-Dollar in den USA auf.  

  Innerhalb Asiens (Entwicklungsländer) unterscheidet sich zudem die ökonomische Vitali-

tät der einzelnen Regionen. Nach Angaben der ADB lag z.B. das BIP-Wachstum Nordostasi-

ens 2006 bei 8,7 %, wohingegen es in Südostasien nur 6,0 % betrug.547 Unterschiede machen 

sich nicht nur in den Export- und Importzahlen bemerkbar, sondern auch auf dem Gebiet der 

ausländischen Direktinvestitionen, die allgemein als Indikator für die Attraktivität eines Wirt-

schaftsstandortes herangezogen werden. 2005 entfielen auf Ostasien, Ozeanien und Südasien 

165 Mrd. US-Dollar an Foreign Direct Investments (FDIs). Der Anteil Chinas und Hong-

kongs lag bei 72 Mrd. US-Dollar bzw. 36 Mrd. US-Dollar, womit sie klar über den Werten 

für Südostasien (37 Mrd. US-Dollar) und Südasien (10 Mrd. US-Dollar) lagen.548 

  Diese ökonomischen Schlaglichter zeigen zweierlei: Die wirtschaftliche Entwicklung der 

Akteure des Fernen Ostens geht z.T. erheblich auseinander, und es ist eine klare Dominanz 

der Wirtschaften Nordostasiens über jene Südostasiens zu konstatieren. Unabhängig davon ist 

der ASEAN-Raum aufgrund seiner hohen Dynamik und nicht ausgeschöpfter Entwicklungs-

potentiale für die USA ein grundsätzlich höchst interessanter Markt. Dafür stehen nach Anga-

                                                 
547  Vgl. Asian Development Bank (2007): S. 8. 
548  Vgl. United Nations Conference on Trade and Development, World Investment Report 2006. FDI from De-

veloping and Transition Economies: Implications for Development, New York – Genf 2006, S. xvii, xx. 
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ben des ASEAN-Sekretariats 558,2 Mio. Einwohner und ein gemeinsames BIP von 876,102 

Mrd. US-Dollar (Stand: 2005).549 

 

 

Tabelle 2:  Handel der USA mit Südostasien 1997 – 2006 (in Mrd. US-Dollar) 
 

 Volumen Export Import Balance 

2006 168,521 57,321 111,2 - 53,879 

2005 148,56 49,645 98,915 - 49,27 

2004 136,211 47,954 88,257 - 40,303 

2003 127,093 45,244 81,853 - 36,609 

2002 120,262 41,923 78,339 - 36,416 

2001 120,173 43,789 76,384 - 32,595 

2000 135,082 47,138 87,944 - 40,806 

1999 117,598 39,940 77,658 - 37,718 

1998 112,763 39,368 73,395 - 34,027 

1997 119,283 48,271 71,012 - 22,741 
 

 

U.S. Census Bureau, Foreign Trade Statistics / Trade in Goods (Imports, Exports and Trade Balance), Washington D.C., Stand vom Juni 
2007. 
 

 

Wies das Handelsvolumen zwischen den USA und Südostasien von 1997 bis 2001 noch 

Schwankungen nach oben und unten auf, so stieg es von 2002 bis 2006 kontinuierlich auf 

168,521 Mrd. US-Dollar an. Diese Veränderung ist vor allem auf eine Steigerung der Importe 

aus Südostasien zurückzuführen. Lag die amerikanische Ausfuhr in die Region von 1997 bis 

2006 bei Werten zwischen 39,368 Mrd. US-Dollar und 57,321 Mrd. US-Dollar, so nahm die 

Einfuhr von 71,012 Mrd. US-Dollar in 1997 auf 111,2 Mrd. US-Dollar in 2006 zu. Je nach 

Berechnungsgrundlage entsprachen die amerikanischen Exporte nach Südostasien in 2006 

zwischen ca. 814.000550 und ca. 1.047.000551 Arbeitsplätzen in den USA.  

                                                 
549  Vgl. ASEAN Secretariat, ASEAN Statistical Yearbook 2005, Jakarta, November 2005, S. 3. ASEAN Secre-

tariat, ASEAN Statistical Pocketbook 2006. Ten Nations One Community, Jakarta, Juli 2006, S. 21. 
550  Diese Berechnung ergibt sich, wenn man davon ausgeht, daß statistisch betrachtet 14.200 Arbeitsplätze 

durch Exporte im Umfang von 1 Mrd. US-Dollar entstehen. Vgl. John T. Dori (Hrsg.), U.S. and Asia Statis-
tical Handbook 1999-2000, Washington D.C. 2000, S. 16. 

551   In einer Pressemitteilung des US-ASEAN Business Council vom 11. Mai 2004 wird behauptet, daß durch 
Exporte im Wert von knapp 11 Mrd. US-Dollar ca. 200.000 Arbeitsplätze entstehen. Diese Angabe ist vom 
Verfasser entsprechend umgerechnet worden (1 Mrd. US-Dollar Export = 18.181 Arbeitsplätze). Vgl. U.S.-
ASEAN Business Council, US-Malaysia Trade Framework is Signed & Hailed as Major Milestone by US 
Business Leaders, Washington D.C., 11. Mai 2004. Das Weiße Haus geht für das Jahr 2001 davon aus, daß 
fast 800.000 amerikanische Arbeitsplätze von Exporten der USA in die Staaten der ASEAN abhingen. Vgl. 
Department of State, Enterprise for ASEAN Initiative (Factsheet, released by the White House), Washing-
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  Zu den größten Abnehmern amerikanischer Waren gehörten 2006 Singapur (24,684 Mrd. 

US-Dollar), Malaysia (12,544 Mrd. US-Dollar), Thailand (8,147 Mrd. US-Dollar) und die 

Philippinen (7,617 Mrd. US-Dollar), die zusammen 92,45 % der Exporte der USA in den 

ASEAN-Raum aufnahmen. Wie sehr Washington im Schwerpunkt mit dem maritimen Süd-

ostasien Handel treibt, zeigt folgende Vergleichszahl: Die Exporte nach Burma, Laos, Kam-

bodscha und Vietnam machten 2006 nur 1,19 Mrd. US-Dollar aus, was einem Anteil von 2,08 

% entspricht (ohne Vietnam: 90 Mio. US-Dollar = 0,16 %). Besonders auffällig ist dabei, daß 

die USA mit fast allen Staaten Südostasiens ein deutliches Handelsdefizit haben, das sich 

2006 insgesamt auf 53,879 Mrd. US-Dollar belief. Ungleichgewichte bestanden insbesondere 

in den Beziehungen zu Malaysia (- 23,989 Mrd. US-Dollar), Thailand (-14,319 Mrd. US-

Dollar) und Indonesien (- 10,346 Mrd. US-Dollar). Lediglich der Handel mit Singapur wies 

einen deutlichen Überschuß (6,916 Mrd. US-Dollar) auf. Diese Zahlen liegen im Trend der 

letzten Jahre, in denen sich das Verhältnis von Im- und Exporten zunehmend zuungunsten der 

USA entwickelt hat. 
 

 

Tabelle 3:  Handel der USA mit den Staaten Südostasiens 2006 (in Mrd. US-Dollar) 
 

 Volumen Exporte Importe Balance 

Singapur 42,452 24,684 17,768 6,916 

Malaysia 49,077 12,544 36,533 - 23,989 

Thailand 30,613 8,147 22,466 - 14,319 

Philippinen 17,311 7,617 9,694 - 2,077 

Indonesien 16,504 3,079 13,425 - 10,346 

Vietnam 9,667 1,1 8,567 - 7,467 

Kambodscha 2,263 0,075 2,188 - 2,113 

Brunei 0,598 0,048 0,550 - 0,502 

Laos 0,016 0,007 0,009 - 0,002 

Ost-Timor 0,012 0,012 0,0 0,012 

Burma 0,008 0,008 0,0 0,008 

Gesamt 168,521 57,321 111,2 - 53,879 
 

 

U.S. Census Bureau, Foreign Trade Statistics / Trade in Goods (Imports, Exports and Trade Balance), Washington D.C., Stand vom Juni 
2007. 

                                                                                                                                                         
ton D.C., 26. Oktober 2002. Dies entspricht einem Verhältnis von 18.269 Arbeitsplätzen je Mrd. US-Dollar 
Exportvolumen. 
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Im Vergleich zu weiteren wichtigen Exporträumen Asiens lassen sich für das Jahr 2006 drei 

Aussagen treffen: Nur Japan nahm, erstens, mit einem Volumen von 59,613 Mrd. US-Dollar 

mehr amerikanische Exporte auf als die ASEAN. China lag mit 55,186 Mrd. US-Dollar leicht 

hinter diesem Wert. Zweitens fällt auf, daß vor allem die Bündnis- und Sicherheitspartner der 

USA zu wichtigen Exportländern geworden sind. Australien importierte 2006 insgesamt Han-

delsgüter im Wert von 17,779 Mrd. US-Dollar, Südkorea sogar in einem Volumen von 32,442 

Mrd. US-Dollar.  
 

 

Tabelle 4:  Handel der USA mit Staaten Asien-Pazifiks 2006 (in Mrd. US-Dollar) 
 

 Volumen Exporte Importe Balance 

Japan 207,794 59,613 148,181 -88,568 

ASEAN 168,509 57,309 111,2 - 53,891 

China 342,96 55,186 287,774 - 232,588 

Südkorea 78,246 32,442 45,804 -13,362 

Taiwan 61,259 23,047 38,212 -15,165 

Australien 25,983 17,779 8,204 9,575 

Indien 31,887 10,056 21,831 -11,775 

Rußland 24,529 4,701 19,828 -15,127 
 

 

U.S. Census Bureau, Foreign Trade Statistics / Trade in Goods (Imports, Exports and Trade Balance), Washington D.C., Stand vom Juni 
2007.  
 

 

Dagegen entwickelten sich, drittens, die Handelsbilanzdefizite im übrigen Asien ähnlich wie 

in Südostasien. Wichtigster Nutznießer des ökonomischen Austauschs mit den USA war er-

neut China, das 2006 auf einen Überschuß von 232,588 Mrd. US-Dollar verweisen konnte. 

Japan lag mit einem Überschuß von 88,568 Mrd. US-Dollar regional zwar weit vorne, jedoch 

im direkten Vergleich mit China deutlich hinten. In diesem Zusammenhang fällt auf, daß der 

Handel Washingtons mit den beiden übrigen asiatischen Großmächten – Neu-Delhi und Mos-

kau – noch völlig unterentwickelt ist. Das Handelsvolumen der USA und Indiens lag bei 

31,887 Mrd. US-Dollar, jenes der USA und Rußlands bei 24,529 Mrd. US-Dollar. Sowohl mit 

Malaysia als auch mit Singapur konnten die USA 2006 mehr Waren umsetzen. Der Über-

schuß der ASEAN war mit 53,891 Mrd. US-Dollar ebenfalls erheblich. Lediglich im Handel 

mit Australien konnten die USA mit 9,575 Mrd. US-Dollar auf einen klaren Gewinn verwei-

sen. 
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Tabelle 5:  Außenhandelsdefizite der USA in Südostasien 1998 – 2006 (in Mrd. US-Dollar) 
 

 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 

Malaysia - 10,043 - 12,365 - 14,631 - 12,983 - 13,665 - 14,526 - 17,258 - 23,224 - 23,989

Thailand - 8,198 - 9,346 - 9,768 - 8,738 - 9,933 - 9,342 - 11,211 - 12,633 - 14,319

Indonesien - 7,042 - 7,487 - 7,965 - 7,583 - 7,088 - 6,999 - 8,139 - 8,960 - 10,346

Vietnam - 0, 280 - 0,317 - 0,454 - 0,593 - 1,815 - 3,231 - 4,111 - 5,438 - 7,467 

Philippinen - 5,211 - 5,131 - 5,136 - 3,666 - 3,704 - 2,072 - 2,05 - 2,355 - 2,077 

Kambod. - 0,354 - 0,573 - 0,794 - 0,933 - 1,042 - 1,204 - 1,439 - 1,697 - 2,113 

Brunei - 0,088 - 0,322 - 0,228 - 0,295 - 0,241 - 0,385 - 0,358 - 0,513 - 0,502 

Burma - 0,132 - 0,224 - 0,454 - 0,459 - 0,346 - 0,269 0,012 0,005 0,008 

Ost-Timor –  – – 0,001 – - 0,003 0,01 0,009 0,012 

Laos - 0,017 - 0,011 - 0,005 – 0,001 0,001 0,003 0,006 - 0,002 

Singapur - 2,662 - 1,944 - 1,372 2,652 1,416 1,422 4,238 5,532 6,916 

ASEAN - 34,027 - 37,719 - 40,806 - 32,596 - 36,416 - 36,609 - 40,302 - 49,269 - 53,891
 

 

U.S. Census Bureau, Foreign Trade Statistics / Trade in Goods (Imports, Exports and Trade Balance), Washington D.C., Stand vom Juni 
2007. 
 

 

Der ASEAN-Raum gehört schließlich zu den wichtigen asiatischen Zielgebieten amerikani-

scher Direktinvestitionen. Von 1995 bis 2004 summierten sich die Anstrengungen von US-

Firmen auf insgesamt 42,29 Mrd. US-Dollar. Dies entspricht 17,87 % sämtlicher Investitio-

nen, die in einer Gesamthöhe von 236,55 Mrd. US-Dollar in jenem Zeitraum in Südostasien 

getätigt wurden. Zwar ist der Anteil der EU mit 80,95 Mrd. US-Dollar (34,22 %) fast doppelt 

so hoch wie das Investitionsvolumen der USA. Dieses liegt jedoch immer noch deutlich vor 

Japan mit 32,07 Mrd. US-Dollar (13,56 %), Taiwan mit 8,9 Mrd. US-Dollar (3,76 %) und 

insbesondere China mit verschwindend geringen 1,02 Mrd. US-Dollar (0,43 %). Die USA 

sind damit der zweitwichtigste Investor der ASEAN.552 Diese Aussage ist dahingehend einzu-

schränken, daß 86,5 % der Gesamtsumme amerikanischer Investitionen in der Zeit von 1995 

bis 2004 auf nur zwei südostasiatische Empfängerländer konzentriert wurden, namentlich 

Singapur mit 25,74 Mrd. US-Dollar und Malaysia mit 10,84 Mrd. US-Dollar. 

 
 

                                                 
552  Vgl. ASEAN Secretariat (November 2005): S. 142 f. 
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Tabelle 6:  Direktinvestitionen der USA in Südostasien 1997 – 2004 (in Mio. US-Dollar) 
 

 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 

Brunei 14,1 15,8 0,0 0,0 0,0 0,0 0,1 0,0 

Kambodscha kA kA kA kA 1,3 7,1 0,0 2,7 

Indonesien - 646,3 - 280,7  190,0 - 1.178,7 - 891,8 - 353,7 - 52,2 - 207,8 

Laos 0,8 0,5 0,6 0,0 0,1 0,7 0,7 0,1 

Malaysia 1.227,9 248,0 1.182,0 1.266,6 2.212,6 818,7 633,7 638,2 

Burma 30,6 158,3 0,8 36,4 44,7 90,8 0,0 0,0 

Philippinen 119,9 573,7 578,9 600,3 443,0 106,2 - 55,1 90,2 

Singapur 3.340,4 1.209,0 3.295,9 5.899,6 2.628,7 - 112,5 990,0 4.495,2 

Thailand 780,7 1.283,3 641,2 617,6 57,0 - 239,0 - 176,0 - 27,0 

Vietnam 82,0 14,5 42,3 69,7 70,8 39,2 54,2 60,2 

Summe 4.950,1 3.222,3 5.931,7 7.311,6 4.569,4 357,6 1.395,3 5.051,9 

 
ASEAN Secretariat, ASEAN Statistical Yearbook 2005, Jakarta, November 2005, S. 162 f. Legende: kA = keine Angaben; „-“ = disin-
vestment. 
 

 

Aus ökonomischer Sicht ergeben sich damit folgende vitale Interessenausprägungen amerika-

nischer Sicherheitspolitik in Südostasien: Trotz des enormen Handelsdefizits trägt der wirt-

schaftliche Austausch mit den Staaten der Region, erstens, zur Aufrechterhaltung des nationa-

len Wohlstandes bei. Auf diese Weise festigt er, zweitens, die monetären Voraussetzungen 

militärischer Macht. Als global orientierter Wirtschaftsakteur müssen die USA daher an ei-

nem ungehinderten Zugang zu Südostasien interessiert sein, der Handelsaustausch ermöglicht. 

Entwicklungen, die zu einer Gefahr amerikanischer Investitionen werden könnten, sind abzu-

wenden bzw. einzudämmen. Dazu gehört grundsätzlich die Verhinderung regionaler Instabili-

täten (Territorialstreitigkeiten, Ressourcenkonflikte, grenzüberschreitende Auswirkungen in-

nerer Unruhen etc.). Vor allem aber ist ein potentieller peer competitor, der in der Lage wäre, 

wirtschaftliche Beziehungen zu unterbinden oder zu dominieren, zu verhindern. Gleiches gilt 

für die Entwicklung ökonomischer Spielregeln durch eine konkurrierende Regionalmacht zu-

ungunsten des amerikanischen Handels.  

  Den relevanten Strategiepapieren ist eindeutig zu entnehmen, daß sowohl die Clinton- als 

auch die Bush-Administration den wirtschaftlichen Austausch mit den Akteuren des asiatisch-

pazifischen Raums zu den vitalen Interessen der USA zählen, eine Impulsverarbeitung im 

Sinne der Annahmen des systemischen Realismus also stattgefunden hat. Besonders deutlich 

ist der EASR 1995, in dem es heißt: „Asia’s prosperous stability is [...] vital to America’s 

economic health […] In short, the stability and prosperity of the Asia-Pacific region is a mat-
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ter of vital national interest affecting the well-being of all Americans.“553 Im EASR 1998 wird 

festgestellt: „The security of the United States and the region has benefited from the markets 

and friendships that have developed between the United States and ASEAN nations.“554 

Gleichermaßen steht in der NSS 1999: „A prosperous and open Asia Pacific is key to the eco-

nomic health of the United States.“555 Und auch in der Ära Bush betont das Weiße Haus mit 

Blick auf den südostasiatischen Markt: „[…] the opportunities for U.S. companies are enor-

mous“556. Eric G. John, stellvertretender Ostasienbeauftragter im Department of State, erklär-

te am 21. September 2005: „There can be little doubt that Southeast Asia is – and will remain 

– of the greatest importance to the United States. [...] Home to over 500 million people, 

Southeast Asia is a multi-billion dollar market for U.S. agricultural products and supports, di-

rectly and indirectly, millions of American jobs in all sectors of our economy.“557 Rück-

blickend auf die vergangenen Jahrhunderte hat der EASR 1995 dieses und das im folgenden 

Abschnitt zu erörternde zweite vitale Interesse der USA in Asien geradezu klassisch rea-

listisch und von allen verfügbaren Dokumenten am systematischsten bewertet: „United States 

interests in Asia have been remarkably consistent over the past two centuries: peace and secu-

rity; commercial access to the region; freedom of navigation; and the prevention of the rise of 

any hegemonic power or coalition.“558 

                                                 
553  Department of Defense (Februar 1995): S. 6 f. 
554  Department of Defense (November 1998): S. 36. 
555  The White House (Dezember 1999): S. 37. 
556  Department of State (26.10.2002). 
557  John, Eric G., The United States and Southeast Asia: Developments, Trends, and Policy Choices (Statement 

before the House International Relations Committee, Subcommittee on Asia and the Pacific), Washington 
D.C., 21. September 2005. 

558  Department of Defense (Februar 1995): S. 5. 
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II.   Wirtschaftliche und militärische Mobilität durch offene Seewege 
 

 

Geographisch läßt sich Südostasien grob in zwei Zonen einteilen: Während Burma, Thailand, 

Laos, Kambodscha und Vietnam dem asiatischen Festland zuzurechnen sind, gehören Brunei, 

Singapur, Malaysia, Indonesien, Ost-Timor und die Philippinen zum insularen Teil der Regi-

on. Dieser weist eine dominierende Archipelstruktur auf. Zu ihr zählen 13.677 indonesische 

und 7.107 philippinische Inseln, die wie ein Sperriegel zwischen dem Indischen und dem Pa-

zifischen Ozean liegen.559 In den Gewässern befinden sich mit den Straßen von Malakka, 

Sunda, Lombok, Makassar, Ombai-Wetar und Torres einige der weltweit wichtigsten Sea La-

nes of Communication (SLOCs), die sowohl für den globalen Handel als auch für militärische 

Bewegungen von hoher Bedeutung sind.560 Sie verbinden nicht nur die Ostküste Afrikas, den 

Persischen Golf, die Arabische Halbinsel sowie den indischen Subkontinent mit Nordostasien 

(West-Ost-Route), sondern auch China mit Australien und Neuseeland (Nord-Süd-Route). 

  Auch wenn exakte und vor allem nachprüfbare Zahlen für Schifffahrtsbewegungen durch 

die Gewässer Südostasiens nicht vorliegen, deuten sowohl elektromagnetische Weltraumauf-

nahmen561 als auch die verfügbaren Daten eine hohe Nutzungsrate an. Sie dürfte in den kom-

menden Jahren eher zu- als abnehmen, sollte das regionale Wirtschaftswachstum und der da-

mit verbundene Transportbedarf für Energieträger, Rohstoffe und verschiedenste Produkti-

onsgüter anhalten.562 Schätzungen gehen davon aus, daß jährlich 50.000 Schiffe die Straße 

von Malakka befahren und dabei ca. 25 % des maritimen Welthandels abwickeln. Insgesamt 

sollen ca. 50 % des Tanker gestützten Öltransports allein auf diesem Seeweg erfolgen.563 

                                                 
559  Vgl. Der Fischer Weltalmanach 2006. Zahlen, Daten, Fakten, Frankfurt am Main 2005, S. 218, 365. Die 

Angaben zum Umfang des Archipels weichen je nach Quelle z.T. erheblich voneinander ab. 
560  Bilveer Singh bezeichnet die Aufrechterhaltung offener SLOCs als „global concern of the highest order.“ 

Bilveer Singh, Security of the Sea Lanes of Communications (SLOCs) in the Asia-Pacific Region in the 
Post-Cold War Era, in: Wilfried A. Herrmann (Hrsg.), Asia’s Security Challenges, New York 1998, S. 50. 

561  Vgl. John C. Dailey, Space and Oceans: Can They Be Controlled?, in: Institute for National Strategic Stud-
ies (Hrsg.), Strategic Assessment 1999. Priorities for a Turbulent World, Washington D.C. 1999, S. 313. 

562  Vgl. Joshua H. Ho, The Security of Sea Lanes in Southeast Asia, in: Asian Survey, Nr. 4, Juli/August 2006, 
S. 559. 

563  Vgl. The Economist, Shipping in South-East Asia. Going for the jugular, 10. Juni 2004 (online). Ältere 
Quellen verweisen auf über 41.000 Schiffe, die jährlich das Südchinesische Meer nutzen, was mehr als der 
Hälfte der international bewegten Schiffstonnage entspricht. Vgl. Ralph A. Cossa, Brad Glosserman, Scott 
Snyder, Confidence Building Measures in the South China Sea, Issues & Insights, Nr. 2-01, Honolulu, Au-
gust 2001, S. 4. Für das Jahr 1995 liegt eine Angabe von 200 Schiffen, die täglich die Straße von Malakka 
befahren, vor. Vgl. Henry J. Kenny, An Analysis of Possible Threats to Shipping in Key Southeast Asian 
Sea Lanes, Alexandria (Virginia), Februar 1996, S. 2. Im „Worldwide Maritime Threat Assessment 2000“, 
das von der amerikanischen Küstenwache herausgegeben wird, sind folgende Seewegnutzungen angegeben: 
Straße von Malakka – 41.500 Schiffe/Jahr; Straße von Sunda – 3.500 Schiffe/Jahr; Straßen von Lombok 
und Makassar – 3.500 Schiffe/Jahr. Vgl. Jürgen Schwarz, Chokepoints, in: Jürgen Schwarz, Wilfried A. 
Herrmann, Hans-Frank Seller (Hrsg.), Maritime Strategies in Asia, Bangkok 2002, S. 47. 1993 wickelten 
Japan, Australien und die Staaten Südostasiens über 40 % und Südkorea, Taiwan sowie Hongkong über 25 
% ihres Handels über diese Seewege ab. Japan transportierte 1993 zudem 85 % seiner Erdöleinfuhr über die 
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Nordostasien bezieht sein Erdöl zu fast 70 % über diese Route. Die Zuwachsrate für die Nut-

zung der Straße von Malakka soll jährlich bei 7,8 % liegen.564 Die hohen Frequentierungen 

sind nicht nur auf die geostrategisch bedeutsam gelegene Position der Region zurückzuführen, 

sondern auch auf ihre maritime Zerklüftung. Denn im Gegensatz etwa zu Zentralasien weist 

Südostasien keine in sich verbundene Landmasse auf, die durchgängig über ein Straßen- oder 

Eisenbahnnetz befahrbar ist. Die Relevanz des Seetransportes ist daher für die Akteure dieser 

Region grundsätzlich höher als für viele andere Staaten. Die SLOCs haben im einzelnen ab-

weichende strategische Bedeutungen, was sowohl von ihrer geographischen Lage als auch 

von ihrer Befahrbarkeit abhängt. Als zentrale südliche Ein- bzw. Ausgänge zu den südostasia-

tischen Gewässern gelten die Straßen von Malakka, Sunda und Lombok.565 

  Die zwischen West-Malaysia und Sumatra befindliche Straße von Malakka ist der wich-

tigste Seeweg Südostasiens, da sie die kürzeste befahrbare Verbindung zwischen dem Persi-

schen Golf und den Gewässern Nordostasiens darstellt. Sie ist über 1.100 km lang, im Westen 

ca. 550 km breit und verengt sich an der Stelle zwischen dem Süden Singapurs und der Nord-

spitze des Riauarchipels auf bis zu 10 km.566 Die Straße von Malakka ist je nach Jahreszeit 

21,1 bis 22,9 m tief, womit sie den Anforderungen der International Maritime Organization 

(IMO), die für sämtliche Schiffe einen maximalen Tiefgang von 19,8 m empfiehlt, gerecht 

wird. Reeder vollbeladener Großtanker mit einem durchschnittlichen Tiefgang von 19 bis 22 

m setzen sich jedoch bei der Passage einem Restrisiko aus.  

  Die Straße von Lombok, die sich zwischen Bali und Lombok befindet, wird aufgrund ihrer 

zu südlichen Lage (fast 2.800 km Luftlinie zur Nordspitze Acehs) dagegen weitaus weniger 

genutzt. Sie ist an der engsten Stelle ca. 25 km breit und mit einem Tiefgang von 150 m eine 

sichere Route für schwere Tanker. Auch U-Boote haben es auf diesem Weg einfacher, bei 

Bedarf unentdeckt zu passieren. Schiffe, die diesen Weg wählen, nutzen meist auch die Straße 

von Makassar mit einer Gesamtlänge von ca. 1.100 km. Sollten weder die Straße von Malak-

ka noch das Südchinesische Meer befahrbar sein, könnte diese Route einen sinnvollen Aus-

weg darstellen.  

  Die Straße von Sunda, die Sumatra von Java trennt, knapp 100 km lang und bis zu 25 km 

breit ist, wäre zumindest theoretisch für Verbindungen wie jene zwischen der Südspitze Afri-

kas und Nordostasien geradezu eine Idealroute. Aufgrund starker Strömungen, geringer Was-
                                                                                                                                                         

Straße von Malakka. Vgl. John H. Noer (with David Gregory), Chokepoints. Maritime Economic Concerns 
in Southeast Asia, Washington D.C. 1996, S. 4, 51. 

564  Vgl. Shawn W. Crispin, Pipe of Prosperity, in: Far Eastern Economic Review, 19. Februar 2004, S. 13, 16. 
Crispin geht sogar von 60.000 Schiffen aus, die jährlich die Straße von Malakka befahren. Von diesen wür-
den 20.000 als Öltanker fungieren. 

565  Die nachfolgenden Angaben zu den einzelnen Seewegen beziehen sich insbesondere auf: Noer (1996), Ken-
ny (1996). Vgl. auch die Karte bei Sokolsky/Rabasa/Neu (2000): S. 12. 

566  Diese und die meisten übrigen Messungen sind vom Verfasser vorgenommen worden. Grundlage sind die 
elektronischen Meßverfahren des Brockhaus (2003) sowie von Google Earth (2006). 
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sertiefen und des teilweise noch aktiven Vulkans Krakatau (auch: Krakatoa), der zusätzliche 

Inseln innerhalb des Seewegs geschaffen hat, wird sie jedoch kaum genutzt.  

  Das Südchinesische Meer wiederum ist größer als das Mittelmeer und erstreckt sich vom 

Süden Malayas bis zum Süden Taiwans auf einer Strecke von 3.000 km. Fast alle Schiffe, die 

Südostasien durchqueren, passieren dieses Seegebiet. Das Südchinesische Meer ist jedoch 

aufgrund seiner hohen Breite – die Ostküste Vietnams ist ca. 1.000 km von Palawan entfernt 

– kein klassischer chokepoint. 

  Weitere Seewege wie die Straße von Ombai und Wetar, die nördlich Timors liegt, oder 

auch die Torres-Straße zwischen Papua-Neuguinea und Australien kommen als Alternativen 

nur theoretisch in Betracht. Sie scheiden in der Praxis einerseits aus, weil sie zu weit östlich 

liegen und Schiffseigner damit enorme Umwege in Kauf nehmen müßten, andererseits, weil 

sie wie im Falle der Straße von Ombai und Wetar keine Häfen aufweisen oder wie die Tor-

res-Straße mit 12 m Tiefgang zu flach sind.  

  Als Ausgänge zum Südchinesischen Meer kommen die Taiwanstraße mit einer Breite von 

120 km bis 180 km sowie die Straße von Luzon mit einer Breite von 370 km (180 km ab der 

Insel Itbayat) zwischen der Südspitze Formosas und der Nordspitze der Philippinen in Frage. 

Auch diese beiden Seewege habe nicht die Qualität der zuvor genannten, weitaus engeren 

chokepoints. 

  Zumindest in ökonomischer Hinsicht sind die südostasiatischen SLOCs für die USA von 

untergeordneter Bedeutung. Schätzungen gehen davon aus, daß weniger als 5 % des amerika-

nischen Handels über die Gewässer der Region abgewickelt werden.567 Offene Seewege sind 

für die USA aber dennoch von vitalem Interesse: Sie sind Grundvoraussetzung des Handels 

sowohl in Südostasien als auch zwischen Indischem und Pazifischem Ozean. Dies trifft insbe-

sondere für jene Akteure zu, die nicht über natürliche Landverbindungen verfügen. Selbst 

wenn das amerikanische Festland von einer Blockade etwa der Straße von Malakka nicht di-

rekt betroffen wäre, dürften die Konsequenzen für Verbündete wie Tokyo erheblich sein. Ja-

pan ist äußerst rohstoffarm und auf den Export von Erdöl, das zu 80 % über dieses maritime 

Nadelöhr Südostasiens transportiert wird, angewiesen.568 Eine wirtschaftliche Schwächung 

des wichtigsten Bündnispartners der USA im asiatisch-pazifischen Raum könnte sich negativ 

auf die amerikanische Position in der Region auswirken.  

  Offene Seewege sind des weiteren aus militärischer Sicht von besonderer Bedeutung. Die 

amerikanischen Marineeinheiten sind zur globalen Machtprojektion darauf angewiesen, sich 

frei zwischen dem Indischen und dem Pazifischen Ozean bewegen zu können. Einheiten der 
                                                 
567   Vgl. Noer (1996): S. 25. 
568  Vgl. Crispin (19.02.2004): S. 13. Katahara Eiichi geht davon aus, daß Japan 2002 zu 83 % vom Erdöl der 

Arabischen Halbinsel abhängig war. Vgl. Katahara Eiichi, Japan, in: Asia Pacific Security Outlook 2003, 
Tokyo – New York 2003, S. 81. 
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in Nordostasien stationierten 7. US-Flotte haben sowohl den Golfkrieg 1991 als auch den 

Sturz des Taliban-Regimes 2001 unterstützt. Desgleichen waren sie am Sieg über Saddam 

Hussein 2003 beteiligt. Der Council on Foreign Relations bezeichnet Südostasien daher als 

„important facilitator of the U.S. ability to project force globally, particulary in the vital Per-

sian Gulf.“569 Die Operationen „Enduring Freedom“ und „Iraqi Freedom“ haben gezeigt, daß 

das Pentagon zunehmend versucht, seine zentralen Bündnispartner in friedenserhaltende – 

und künftig vielleicht auch friedensschaffende – Maßnahmen einzubinden. Für entsprechende 

Unterstützungsoperationen brauchen die südkoreanischen und japanischen Streitkräfte eben-

falls offene SLOCs auf ihrem Weg in das Arabische Meer. Aber auch in Friedenszeiten benö-

tigen die USA uneingeschränkte Mobilität in und um Südostasien, um ihre Bündnispartner 

Thailand und die Philippinen erreichen zu können. Darüber hinaus besteht eine enge Sicher-

heitspartnerschaft mit Singapur. Hinzu kommt, daß auch die nordwestliche Küste Australiens, 

ebenfalls einer der Bündnispartner der USA, nur über südostasiatische Gewässer angefahren 

werden kann. Der Zugang ist in diesen Fällen wichtig, um mit befreundeten Nationen in Frie-

denszeiten militärische Übungen durchführen und das dabei Erlernte in Konfliktzeiten an-

wenden zu können. Nur so kann die amerikanische Vornepräsenz insgesamt eine stabilisie-

rende Wirkung entfalten. Schließlich könnten sich aus ökonomisch motivierten Blockaden der 

Seewege neue militärische Konflikte ergeben: Würde Japan von der Erdöleinfuhr aus dem 

Persischen Golf abgeschnitten, wäre nicht auszuschließen, daß die Maritime Self Defense 

Forces in einer solchen Notlage zur Behebung des Problems entsandt werden. Die USA könn-

ten dann in Konflikte hineingezogen werden, die ihre unmittelbaren vitalen Interessen gar 

nicht berühren. 

  Eine Blockade der SLOCs hätte zwei Konsequenzen: Der wirtschaftliche Handel würde 

sich verzögern und verteuern, da die betroffenen Schiffe weite Umwege über die Südküste 

Australiens in Kauf nehmen müßten.570 Durch die längere Transportzeit würden sich einer-

seits die gehandelten Güter (zusätzlicher Bedarf an Benzin und Personal) verteuern. Anderer-

seits müßten die Reeder größere Schiffskapazitäten einsetzen, um die Zielhäfen in der ge-

wohnten Frequenz anlaufen zu können. Prognosen zu exakten Preissteigerungen sind schwie-

rig. Schätzungen, die auf den Erfahrungen der Blockade des Suez-Kanals von 1956 beruhen, 

gehen von mehr als 500 % zusätzlichen Kosten aus.571 Dies könnte sowohl zu einer Schwä-

chung der regionalen als auch – je nach Ausmaß der Blockade – zu einer Krise der globalen 

Wirtschaft führen. Aus militärischer Sicht könnten die Folgen noch gravierender sein, wenn 

kriegsentscheidende Unterstützungseinheiten aufgrund von Zeitverzögerungen zu spät eintref-
                                                 
569  Kerrey/Manning (2001): S. 22. 
570  Vgl. dazu die Karte bei Anonymus, Oceans and the Law, in: Institute for National Strategic Studies (Hrsg.), 

Strategic Assessment 1995. U.S. Security Challenges in Transition, Washington D.C., Februar 1995, S. 113. 
571  Vgl. Noer (1996): S. 43. 
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fen. Auch wäre eine Schwächung der amerikanischen Diplomatie zu erwarten, wenn auf mili-

tärische Drohungen gestützte Maßnahmen nicht glaubwürdig sind, weil relevante Truppen 

nicht schnell genug zusammengezogen werden können. Berechnungen ergeben, daß ein 

Schiff mit einer Marschgeschwindigkeit von 15 Knoten auf dem Weg von Japan zum Golf 

von Oman weit über 10.000 km und 15 Tage zusätzlich einplanen muß, sollte es die Seewege 

Indonesiens nicht nutzen können.572 

  Die USA müssen daher aus realistischer Perspektive ein vitales Interesse daran haben, daß 

in und um Südostasien kein peer competitor entsteht, der über die Fähigkeit des sea control 

verfügt. Des weiteren müssen sie sich jenen Akteuren entgegenstellen, die partielle Optionen 

des sea denial aufbauen. Diese Einschätzung liegt grundsätzlich auf der strategischen Linie 

von Alfred Thayer Mahan. 1890 schrieb dieser: „The position of the United States upon the 

two oceans would be either a source of great weakness or a cause of enormous expense, had it 

a large sea commerce on both coasts.“573 Die USA müßten daher ihren Handel durch militäri-

sche Macht zur See abstützen. Präsenz in der Nähe potentieller Bedrohungen sei dabei 

entscheidend: „The geographical position of a country may not only favor the concentration 

of its forces, but give the further strategic advantage of a central position and a good base for 

hostile operations against its probable enemies.“574 

  Die in Washington D.C. beheimatete National Defense University (NDU), die sich zwar 

als unabhängig bezeichnet, aber wenigstens im Geiste des Pentagons arbeitet, hebt die Bedeu-

tung offener SLOCs besonders stark hervor. „Like earlier maritime powers, the U.S. has re-

lied on the concept of the freedom of the seas to maintain access and mobility.“575 In diesem 

Bereich werden sodann vitale Interessen entdeckt: „Strategically, the region’s population, re-

sources, and command of sealanes make close ties a vital core interest.“576 Die NDU verweist 

darauf, daß die USA als maritime Nation 95 % ihres Handels über See abwickeln würden, 

was 1999 ca. 20 % des Bruttoinlandsprodukts entsprach.577 Offene Seewege seien aber nicht 

nur aus wirtschaftlichen, sondern vor allem auch aus militärischen Gründen besonders wich-

tig: „Trade and the need to respond to crises require that the SLOC be readily accessible to 

core states. The victory over Iraq in the Persian Gulf was facilitated by the ability to stage 

                                                 
572  Vgl. Anonymus (1995): S. 112. 
573  Mahan (1890): S. 29. 
574  Ebd., S. 30. In einer Untersuchung zu Mahan und der Bedeutung von Seewegen stellt Reynolds B. Peele 

fest: „The inescapable connection between commerce and warmaking continues to shape US policy toward 
open access to the world’s oceans and seas.“ Reynolds B. Peele, The Importance of Maritime Chokepoints, 
in: Parameters, Sommer 1997 (HTM-Fassung).  

575  Anonymus (1995): S. 111. 
576  Ronald N. Montaperto, Asia, in: Institute for National Strategic Studies (Hrsg.), Strategic Assessment 1998. 

Engaging Power for Peace, Washington D.C. 1998, S. 37. 
577  Vgl. Dailey (1999): S. 308. 
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through Southeast Asia.“578 An selbiger Stelle heißt es weiter: „The right of transit by ships 

and aircraft through Archipelagos, such as the Philippines and Indonesia, has a significant 

impact on the ability of our military forces to deploy rapidly.“579 

  Reden amerikanischer Entscheidungsträger sowie entsprechenden Strategieberichten ist 

unzweideutig zu entnehmen, daß offenen SLOCs eine hohe strategische Bedeutung zugespro-

chen wird. So heißt es im EASR 1995: „It is worth noting [...] in this context that the United 

States regards the high seas as an international commons. Our strategic interest in maintaining 

the lines of communication linking Southeast Asia, Northeast Asia and the Indian Ocean 

make it essential that we resist any maritime claims beyond those permitted by the Law of the 

Sea Convention.“580 Ein Jahr später erklärte Winston Lord, damaliger Assistant Secretary for 

East Asian and Pacific Affairs im State Department: „Maintaining freedom of navigation is a 

fundamental U.S. interest. Unhindered navigation by all ships and aircraft in the South China 

Sea is essential for the peace and prosperity of the entire Asia-Pacific region, including the 

U.S.“581 Auch sein Nachfolger, Stanley O. Roth, erklärte mit Blick auf die Südchinesische 

See: „Freedom of navigation and open sea lines of communication in these waters are, thus, 

vital interests for the United States.“582  Im EASR 1998 werden die durch Indonesien ver-

laufenden Seewege als „some of the world’s most critical sea lines of communication“583 

bezeichnet. Eine Landkarte ist sogar dramaturgisch mit den Worten „The Tyranny of Di-

stance“ beschrieben worden.584 

  Hinweise in den Vierjahresberichten zur Verteidigungsplanung sowie entsprechende Äu-

ßerungen in den Nationalen Sicherheitsstrategien zeigen ebenfalls, daß in diesem Teil des In-

teressensegmentes eine Impulsverarbeitung gemäß den Erwartungen des systemischen Rea-

lismus stattgefunden hat. Der QDR 1997 listet explizit fünf vitale Interessen der USA auf. 

Schnittmengen zu Südostasien ergeben sich dabei in folgenden Bereichen: „preventing the 

emergence of a hostile regional coalition or hegemon“ (Interesse 2); „ensuring freedom of the 

seas and security of international sea lines of communication, airways, and space“ (Interesse 

3).585 Darüber hinaus hebt der Bericht fünf critical enablers hervor, ohne die eine Umsetzung 

der nationalen Verteidigungsstrategie nicht möglich sei. Dazu heißt es: „Control of the seas 
                                                 
578  Montaperto (1998): S. 39. 
579  Dailey (1999): S. 309. 
580  Department of Defense (Februar 1995): S. 20. Im Vergleich zu anderen Dokumenten wird im EASR 1995 

besonders oft die Offenhaltung der Seewege gefordert: „Our ability to protect the vital sea lines in the Paci-
fic and Indian Oceans enhances regional prosperity.“ Ebd., S. 31.  

581  Winston Lord, Southeast Asia Regional Security Issues: Opportunities for Peace, Stability, and Prosperity 
(Statement before the House International Relations Committee, Asia and Pacific Subcommittee), Washing-
ton D.C., 30. Mai 1996. 

582  Stanley O. Roth, Testimony before the Subcommittee on East Asian and Pacific Affairs of the House For-
eign Relations Committee, Washington D.C., 7. Mai 1998. 

583  Department of Defense (November 1998): S. 38. 
584  Vgl. ebd., S. 11. 
585  Department of Defense (Mai 1997): Section III. 
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and airspace support both the shaping and responding elements of our strategy, allowing the 

United States to project military power across great distances and protect our interests around 

the world.“586 Der QDR 2001 zählt in grundsätzlicher Form die „Security of international sea, 

air, and space, and information lines of communication“587 zu den andauernden nationalen In-

teressen der USA. Der QDR 2006 erklärt ebenfalls, daß „the United States will continue to 

adapt its global posture to […] mitigate anti-access threats and offset potential political coer-

cion designed to limit U.S. access to any region.“588 

  Die NSS 1999 sieht die Abschreckungsfähigkeit der USA an die „ability to gain timely 

access to critical regions and infrastructure overseas“589 gebunden. Statt von SLOCs wird von 

einer critical logistics pipeline gesprochen – „from its origins in the United States, along sea 

and air routes, at in-transit refueling and staging bases, to its termination at airfields, seaports 

and supply depots in theater“590. In der NSS 2002 heißt es mit Blick auf die amerikanisch-

indischen Beziehungen: „We have a common interest in the free flow of commerce, including 

through the vital sea lanes of the Indian Ocean.“591 Die aktuelle NSS 2006 weist keine derar-

tigen Bezüge auf. Dagegen wird in der National Defense Strategy (NDS) vom März 2005 

„Secure strategic access and retain global freedom of action“ zu den vier strategic objectives 

der USA gezählt. Darunter versteht das Pentagon: „We will promote the security, prosperity, 

and freedom of action of the United States and its partners by securing access to key regions, 

lines of communication, and the global commons.“592 Im gleichen Dokument heißt es an an-

derer Stelle noch weitaus deutlicher: „Our ability to operate in and from the global commons 

– space, international waters and airspace, and cyberspace – is important. It enables us to pro-

ject power anywhere in the world from secure bases of operation. Our capacity to operate in 

and from the strategic commons is critical to the direct defense of the United States and its 

partners and provides a stabilizing influence in key regions. […] Ceding our historic maritime 

advantage would unacceptably limit our global reach.“593  

 

 

                                                 
586  Ebd. 
587  Department of Defense (30.09.2001): S. 2. 
588  Department of Defense (06.02.2006): S. 30. 
589  The White House (Dezember 1999): S. 12. 
590  Ebd., S. 19. 
591  The White House (17.09.2002): S. 27. 
592  Department of Defense, The National Defense Strategy of The United States of America, Washington D.C., 
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593  Ebd., S. 13.  



 Auswahlkriterien  179  
 
 

 

KAPITEL  4 
 

Der Herausforderer:  
China als revisionistische Macht 

 

 

 

 

Nach Darlegung der vitalen Interessen der USA in Südostasien ist nun auszuloten, welche 

Herausforderungen und Bedrohungen der Umsetzung der genannten Nutzenerwartungen ent-

gegenstehen könnten. Dazu werden in einem ersten Schritt Auswahlkriterien vorgestellt, um 

zu begründen, warum vor dem Hintergrund eines vielfältigen sicherheitspolitischen Gefahren-

spektrums ausschließlich die von China für die USA ausgehenden Herausforderungen und 

Bedrohungen diskutiert werden. Anschließend erfolgt eine Betrachtung der militärischen 

Machtprojektionsfähigkeiten des Reiches der Mitte. Herauszufinden ist, wie erfolgreich das 

internal balancing Chinas ist, über das der Abstand zu den militärischen Möglichkeiten der 

USA verringert werden könnte. Dem folgt eine ausführliche Darlegung jener Maßnahmen, die 

dem soft balancing zugerechnet werden: Wie weit ist China mit dem hier unterstellten Vorha-

ben gediehen, über bilaterale Kontakte Bindungen der Südostasiaten zum Hegemon zu lok-

kern und multilaterale Strukturen zu schaffen, an denen die USA nicht partizipieren? Für Wa-

shington ist dabei folgender Zusammenhang relevant: Die machtpolitischen Interessen Chinas 

sind nur dann eine Herausforderung, wenn dieses seinen politischen Handlungswillen durch 

militärische und diplomatische Handlungsfähigkeiten – zwei Seiten einer Medaille594 – ab-

stützen kann. 

 

 

                                                 
594  Vgl. James C. Hsiung, China’s Omni-Directional Diplomacy. Realignment to Cope with Monopolar U.S. 

Power, in: Asian Survey, Nr. 6, Juni 1995, S. 573. 



180 Der Herausforderer: China als revisionistische Macht    
 
 

 

I.                     Auswahlkriterien 
 

 

Nachfolgend sollen zunächst Herausforderungen und Bedrohungen primärer Ordnung von 

solchen sekundärer Ordnung unterschieden werden. Darauf wird begründet, warum von allen 

in Südostasien aktiven Großmächten lediglich China für die USA als Herausforderer in Frage 

kommt. 

 

1.  Herausforderungen und Bedrohungen primärer/sekundärer Ordnung 

Gemäß den Annahmen des systemischen Realismus ist die Position einer Hegemonialmacht 

nur dann ernsthaft gefährdet, wenn es einem Staat oder einer Staatenkoalition gelingt, die 

machtpolitischen Grundlagen des dominierenden Akteurs zu erschüttern. Für die Sicherheits-

politik der USA in Südostasien bedeutet dies, daß ihre vitalen Interessen zuvörderst von ei-

nem peer competitor bedroht werden könnten. Alle übrigen Entwicklungen werden nachfol-

gend als Herausforderungen und Bedrohungen sekundärer Ordnung betrachtet. Diese Vorge-

hensweise hat für den Umgang mit zwei sicherheitspolitischen Konfliktkreisen Konsequen-

zen:  
 

• Gruppierungen wie die Al Qaida oder die Jemaah Islamiyah haben aus der Sicht des sy-

stemischen Realismus keine Akteursqualität. Dies bedeutet nicht, daß sie unwichtig 

sind.595 Sie können, wenn auch auf deutlich reduziertem Niveau, die Interessen der USA 

wie ein staatlicher Akteur schädigen, indem sie amerikanische Bürger durch Attentate be-

drohen, die amerikanische Wirtschaft durch Verunsicherung der Märkte schädigen oder zu 

einer Gefährdung der Seewege beitragen, wenn sie Anschläge gegen passierende Schiffe 

durchführen. Von terroristischen Strukturen im Süden der Philippinen, im indonesischen 

Java und weiteren Gebieten Südostasiens können somit zwar Gefahren für amerikanische 

Bürger und Güter, die sich in der Region befinden, ausgehen. Aber weder die Al Qaida 

noch die Jemaah Islamiyah verfügen über die Möglichkeit, entweder die Existenz der USA 

in Frage zu stellen oder aber wenigstens deren Position als globaler Hegemon und damit 

auch als führende Macht des ASEAN-Raumes zu unterminieren. Diese Einschätzung gilt 

desgleichen für Aktivitäten weiterer substaatlicher Gewaltakteure (z.B. der Aufstand der 

                                                 
595   Der Verfasser hat sich zu dieser Frage an mehreren Stellen geäußert. Vgl. Martin Wagener, Südostasien als 

Operationsgebiet von Al Khaida, in: Internationale Politik, Nr. 2, Februar 2003, S. 35 – 42. Martin Wage-
ner, Jemaah Islamiyah, in: Europäische Sicherheit, Nr. 12, Dezember 2002, S. 11 – 14. Vgl. zu den Anfän-
gen des Kampfes der USA gegen den Terrorismus in Südostasien Wagener (2003): S. 355 – 396. 
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New People’s Army auf den Philippinen), die infolge schwacher Staatsstrukturen (fai-

ling/failed states) entstehen. 

• In selbiger Weise sind zwischenstaatliche Konflikte, etwa Inselstreitigkeiten im Südchine-

sischen Meer (z.B. um die Spratly- und Paracel-Inseln) oder Grenzkonflikte (z.B. Schar-

mützel an der burmesisch-thailändischen Grenze, der Streit um Sabah zwischen Malaysia 

und den Philippinen oder die Diskussion um den Status von „Kampuchea Krom“ zwischen 

Kambodscha und Vietnam) nicht geeignet, die Stellung der USA als regionaler Hegemon 

zu untergraben. 
 

Herausforderungen und Bedrohungen sekundärer Ordnung können ein enormes Schädigungs-

potential haben. Ihre Bewältigung liegt eindeutig im sicherheitspolitischen Interesse der USA. 

Sie sind aber nicht in der Lage, vorhandene Machtkonstellationen ernsthaft zu beeinträchti-

gen. Dies kann nur ein peer competitor, weshalb Herausforderungen und Bedrohungen se-

kundärer Ordnung in dieser Arbeit ausgeblendet werden. Mit einer Ausnahme: Soweit derar-

tige Konflikte geeignet sind, Sogeffekte auszustrahlen, die eine Reaktion von Hegemon und 

Herausforderer provozieren und beide in Konflikt geraten lassen könnten, werden entspre-

chende Ereignisse und Entwicklungen berücksichtigt. Nachfolgend ist nun zunächst zu klären, 

ob die USA eine solche Unterscheidung überhaupt treffen. Mit anderen Worten: Sehen sie in 

terroristischen Netzwerken oder in aufsteigenden Großmächten die zentrale Herausforderung 

bzw. Bedrohung für ihr Überleben? 

  Nach den Terroranschlägen von New York und Washington D.C. hat die amerikanische 

Regierung die Bekämpfung des internationalen Terrorismus an die erste Stelle ihrer innen- 

und außenpolitischen Agenda gesetzt. Für Präsident George W. Bush sind es heute gerade 

nicht die Armeen großer Staaten, durch die Gefahren für die Sicherheit der USA entstehen. 

Im Vorwort zur NSS 2002 erklärt er: „Enemies in the past needed great armies and great in-

dustrial capabilities to endanger America. Now, shadowy networks of individuals can bring 

great chaos and suffering to our shores for less than it costs to purchase a single tank.“596 Wei-

ter heißt es, daß Herausforderungen und Bedrohungen nicht nur von starken, sondern von 

schwachen Staaten ausgehen: „The events of September 11, 2001, taught us that weak states, 

like Afghanistan, can pose as great a danger to our national interests as strong states.“597 Der 

zentrale Unterschied zwischen diesem Dokument und sämtlichen Vorläufern ist, daß die Ziele 

amerikanischer Außen- und Sicherheitspolitik nicht zuvörderst vor dem Hintergrund zwi-
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schenstaatlicher, sondern vor allem nichtstaatlich-transnationaler Entwicklungen formuliert 

werden.  

  Der 11. September 2001 hat amerikanische Entscheidungsträger lange Zeit in eine Art 

Schockstarre versetzt. Dies dürfte am ehesten erklären, warum dem Kampf gegen den Terro-

rismus eine derart hohe Priorität beigemessen wird. Verteidigungsminister Donald H. Rums-

feld sprach im Februar 2005 gar davon, daß die USA „is engaged in a war for its survival“598. 

Verschiedene hochrangige Entscheidungsträger haben dieses Bedrohungsverständnis auf die 

amerikanische Südostasienpolitik übertragen. Admiral Thomas B. Fargo, damaliger Kom-

mandeur des USPACOM, sagte am 1. April 2004 vor dem Senate Armed Services Commit-

tee: „Sustaining and supporting the war on terrorism is our highest priority at USPACOM.“599 

Knapp ein Jahr später, am 8. März 2005, bestätigte sein Nachfolger, Admiral William J. 

Fallon, diese Einschätzung: „Winning the war on terrorism continues to be our highest prior-

ity at USPACOM.“600 Das State Department schließt in dieser Frage nahtlos an das Pentagon 

an, wie dem Ostasien-Bericht von James A. Kelly, von 2001 bis 2005 Assistant Secretary of 

State for East Asian and Pacific Affairs, vor dem House International Relations Committee 

vom 2. Juni 2004 zu entnehmen ist: „At the top of our list of policy priorities is waging the 

war against terror, a threat that respects no national borders, but is most dangerous in South-

east Asia.“601 

  Vor den Anschlägen von New York und Washington D.C. wurde die Bekämpfung des is-

lamistischen Terrorismus in Südostasien weitaus defensiver eingeordnet. Im EASR 1998 wird 

„increased attention to terrorism“602 zu einem – wenn auch dem letztgenannten – von insge-

samt neun Elementen der Sicherheitsstrategie der USA gezählt. Weiter heißt es: „East Asia is 

not immune to the threat of terrorism or penetration by international terrorist groups.“603 In 

diesem Bericht wird allerdings noch keine Querverbindung zwischen Aktivitäten islamisti-

scher Terroristen im asiatisch-pazifischen Raum und möglichen Konsequenzen für amerikani-

sches Territorium gezogen. Das Pentagon sieht vor allem Sicherheitsinteressen der regionalen 

Akteure betroffen. Zu dieser Zeit rangierten die transnational security challenges, zu denen 

im EASR 1998 neben dem Terrorismus Umweltzerstörungen, Seuchen, Drogenhandel, Ener-
                                                 
598   Donald H. Rumsfeld, Introduction, in: Department of Defense, Facing the Future: Meeting the Threats and 

Challenges of the 21st Century. Highlights of the Priorities, Initiatives, and Accomplishments of the De-
partment of Defense 2001-2004, Washington D.C., Februar 2005, S. iv. 

599  Thomas B. Fargo, Statement before the Senate Armed Services Committee on U.S. Pacific Command Pos-
ture, Washington D.C., 1. April 2004, S. 5. 

600  William J. Fallon, Statement before the Senate Armed Services Committee on U.S. Pacific Command Pos-
ture, Washington D.C., 8. März 2005, S. 4. 

601  James A. Kelly, An Overview of U.S.-East Asia Policy (Testimony before the House International Rela-
tions Committee), Washington D.C., 2. Juni 2004. 

602  Department of Defense (November 1998): S. 1. 
603  Ebd., S. 52. 
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gieknappheit und humanitäre Katastrophen gerechnet werden, weit hinter den klassischen 

zwischenstaatlichen Bedrohungen auf der koreanischen Halbinsel, in der Taiwanstraße oder in 

der Südchinesischen See. Die Vorbeugung und Eindämmung terroristischer Aktivitäten war 

dementsprechend von untergeordneter Bedeutung. Hingegen sprachen die Geheimdienste von 

„great-power rivalries“604, die es u.a. zwischen den USA und China gebe. Aus selbiger Per-

spektive bewertet der EASR 1995 die Aufgabe der amerikanischen Vornepräsenz, die „denies 

political or economic control of the Asia-Pacific region by a rival, hostile power or coalition 

of powers, preventing any such group from having command over the vast resources, enor-

mous wealth, and advanced technology of the Asia-Pacific region.“605 

  Ein erstes Zwischenfazit sieht an dieser Stelle wie folgt aus: Soweit die USA in der Ära 

von George W. Bush in der Entstehung internationaler Netzwerke islamistisch orientierter 

Terroristen die zentrale Herausforderung bzw. Bedrohung für ihre Sicherheit sehen, werden 

sie den Verhaltenswartungen des systemischen Realismus in diesem strategischen Segment 

nicht gerecht. Die zu erwartende Impulsverarbeitung hätte nicht stattgefunden. Dies könnte 

zur Folge haben, daß die USA ihre Ressourcen so einsetzen, daß sie daraus keinerlei Vorteile 

für ihre positionale Stellung ziehen. Weitere Dokumente deuten an, daß Washington auch jen-

seits der Terrorismus-Frage Ansammlungen militärischer capabilities nicht als zentrale Her-

ausforderung respektive Bedrohung begreift. In der NSS 2006 wird z.B. die Bedeutung von 

Streitkräften abgewertet, wenn es heißt: „In the world today, the fundamental character of re-

gimes matters as much as the distribution of power among them.“606 Sicherheit würde folglich 

insbesondere durch Maßnahmen der Demokratisierung sowie durch die globale Verbreitung 

des Gedankens der Freiheit entstehen: „Championing freedom advances our interests because 

the survival of liberty at home increasingly depends on the success of liberty abroad.“607 Der-

artige Formulierungen deuten ein nicht den klassischen Kategorien des systemischen Realis-

mus entsprechendes Verständnis von Herausforderungen und Bedrohungen an. Eine Impuls-

verarbeitung würde allerdings erst ausbleiben, wenn sich die USA insgesamt von der Vorstel-

lung eines Großmachtkonfliktes verabschieden. Der Kampf gegen den Terrorismus wäre 

nämlich dann kein Verstoß gegen die Annahmen des systemischen Realismus, wenn de facto 

kein Konkurrent in Sicht ist, der die positionale Stellung Washingtons unmittelbar in Frage 

stellt. In einer solchen Situation, in der die USA auf der zwischenstaatlichen Ebene strate-

gisch sicher sind, könnten sie ihre Ressourcen jederzeit auch zur Bewältigung von Herausfor-
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derungen und Bedrohungen sekundärer Ordnung einsetzen. Desgleichen sind normative For-

derungen wie die nach einer Demokratisierung der Staatenwelt aus der Sicht des systemischen 

Realismus unproblematisch, solange sich in der amerikanischen Regierung nicht die Über-

zeugung durchsetzt, daß sich reformierende Staaten automatisch friedliche Staaten sind, Miß-

trauen gegenüber Machtpotentialen unabhängig von der politischen Ausrichtung der jeweili-

gen Regierung also erhalten bleibt. 

  Verschiedene Formulierungen in sicherheitsstrategischen Dokumenten der USA lassen 

sich dahingehend interpretieren, daß das Weiße Haus sich am Beginn einer neuen Ära der 

Staatenwelt wähnt. So heißt es z.B. in der NSS 2002: „Today, the international community 

has the best chance since the rise of the nation-state in the seventeenth century to build a 

world where great powers compete in peace instead of continually prepare for war. Today, the 

world’s great powers find ourselves on the same side – united by common dangers of terrorist 

violence and chaos.“608 Andere Textstellen offenbaren, daß derartige Formulierungen vermut-

lich nur eine Hoffnung, nicht jedoch die Beschreibung des Ist-Zustandes widerspiegeln. Denn 

es fällt auf, daß sich die Bush-Administration auch in ihren auf den Terrorismus konzentrier-

ten sicherheitsstrategischen Bewertungen Hintertüren offenläßt. Die NSS 2002 bringt z.B. 

zum Ausdruck: „We are attentive to the possible renewal of old patterns of great power com-

petition.“609 Der 2005 veröffentlichte Pentagon-Bericht „Facing the Future“ stellt mit Blick 

auf die Streitkräftestruktur vielsagend fest: „We must also strike the right balance between 

capabilities needed for the war on terror and those needed to manage emerging military com-

petition in other parts of the globe. In short, we must not make the mistake of thinking that the 

current war is the blueprint for all future wars.“610 Die NSS 2006 stellt fest, daß „we must 

seize the opportunity – unusual in historical terms – of an absence of fundamental conflict be-

tween the great powers. Another priority, therefore, is preventing the reemergence of the great 

power rivalries that divided the world in previous years.“611  

  Großmächten wird damit weiterhin das Potential zugesprochen, zu einer Herausforderung 

bzw. Bedrohung für die amerikanische Sicherheit zu werden. Wichtiger noch: Die USA sehen 

auch im Zeitalter des Kampfes gegen den Terrorismus die Notwendigkeit, für den Aufstieg 

eines potentiellen peer competitor gewappnet zu sein. In der NSS 2002 heißt es dazu: „Our 

forces will be strong enough to dissuade potential adversaries from pursuing a military-

buildup in hopes of surpassing, or equaling, the power of the United States.“612 Auf dieser 

                                                 
608  The White House (17.09.2002): Vorwort. 
609  Ebd., S. 26. 
610  Department of Defense (Februar 2005): S. 68. 
611  The White House (16.03.2006): S. 35. 
612  The White House (17.09.2002): S. 30. 
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Linie liegt auch die National Military Strategy of the United States of America (kurz: NMS 

2004) aus dem Jahr 2004: „Adversaries capable of threatening the United States, its allies, and 

its interests range from states to non-state organizations to individuals. There are states with 

traditional military forces and advanced systems, including cruise and ballistic missiles, 

which could seek to control key regions of the world.“613 Die NSS 2006 betont ebenfalls, daß 

die USA moderne Streitkräfte benötigten „to help win the long war against terrorist extremists 

and to help dissuade any hostile military competitor from challenging the United States, its al-

lies, and partners.“614 Spätestens mit der Publikation des QDR 2006 haben die USA ihre si-

cherheitspolitische Bedrohungswahrnehmung wieder ausgedehnt: Im Bereich der Abschrek-

kung werden „rogue powers, terrorist networks und near-peer competitors“615 als Zielobjekte 

gleichberechtigt nebeneinander aufgeführt. Mit Blick auf eine möglicherweise entstehende 

konkurrierende Großmacht werden folgende Ziele formuliert: „It [the United States, M.W.] 

will also seek to ensure that no foreign power can dictate the terms of regional or global secu-

rity. It will attempt to dissuade any military competitor from developing disruptive or other 

capabilities that could enable regional hegemony or hostile action against the United States or 

other friendly countries, and it will seek to deter aggression or coercion.“616 Gerade der QDR 

2006 deutet an, daß die USA Herausforderungen und Bedrohungen wieder stärker gemäß den 

Erwartungen des systemischen Realismus bewerten. 

                                                 
613  Department of Defense, National Military Strategy of the United States of America. A Strategy for Today; 

A Vision for Tomorrow, Washington D.C. 2004, S. 4. 
614  The White House (16.03.2006): S. 43. 
615  Department of Defense (06.02.2006): S. vi. Diese Reihung wird auf den Seiten 4 und 49 wiederholt. 
616  Ebd., S. 30. An anderer Stelle heißt es: „[...] the United States, its allies and partners must also hedge 

against the possibility that a major or emerging power could choose a hostile path in the future.“ Ebd., S. 
28. 
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2.  Die Großmächte und ihre Möglichkeiten   

Läßt man aktuelle Allianzen sowie Anti-/Sympathien zwischen den amtierenden Staatsfüh-

rern beiseite und konzentriert sich ausschließlich auf herausragende Machtpotentiale, dann 

kommen grundsätzlich vier Akteure in Frage, die mit den USA um die Führungsposition in 

Südostasien konkurrieren könnten: Japan, Rußland, China und Indien. 
 

 

 

Tabelle 7:  Machtpotentiale asiatisch-pazifischer Großmächte im Vergleich 
 

 Japan Rußland China USA Indien 

Größe 377.835 km² 17.075.200 km² 9.596.960 km² 9.826.630 km² 3.287.590 km²

Bevölkerung 
(Juli 2007)* 

 

127.433.494 
 

141.377.752 
 

1.321.851.888 
 

301.139.947 
 

1.129.866.154 
 

BIP/Kopf 
(2006) 

 

34.410 US$ 
 

11.790 US$ 
 

2.000 US$ 
 

44.394 US$ 
 

755 US$ 

Verteidigungsetat 
(2006) 

41,1  
Mrd. US$ 

24,9 
Mrd. US$ 

35,3 Mrd. US$ 
(offiziell. Wert) 

535  
Mrd. US$ 

22,3  
Mrd. US$ 

Rüstungsexporte 
(2005) 

 

– 2,8  
Mrd. US$ 

0,9  
Mrd. US$ 

11,552  
Mrd. US$ 

unter 
0,1 Mrd. US$ 

Streitkräfte 
(2006) 

 

240.400 
 

1.027.000 
 

2.255.000 
 

1.506.757 
 

1.316.000 

nukleare  
Sprengköpfe** 

virtuelle Fä-
higkeit 

 

7.958 
 

402 
 

7.088 
 

40 + 

ICBM*** virtuelle 
Fähigkeit 

Satan 
(15.000 km) 

DF-5a 
(13.000 km) 

Minuteman III 
(13.000 km) 

virtuelle 
Fähigkeit 

Flugzeugträger Bau von 
Helikopter- 

trägern 

 
1 

Ambitionen 
(„Blue Water 

Navy“) 

 
11 – 12 

 
1 

 
Central Intelligence Agency, The World Factbook 2007, Washington D.C., Stand vom 19. Juni 2007. IISS, The Military Ba-
lance 2007, London 2007, S. 28, 314 f, 346, 354, 412. IISS, The Military Balance 2004/2005, London 2004, S. 250 f. * 
Schätzung. ** Die angegebenen Werte beziehen sich auf einsatzbereite nukleare Sprengköpfe. *** Auswahl. 
 
  
 

Die Gegenüberstellung von capabilities kann nur vage reale Machtverhältnisse andeuten. Das 

BIP/Kopf sagt nichts über Kaufkraftparitäten aus; die Zahl der Streitkräfte läßt deren Ausbil-

dungsstand offen; aufgelistete Interkontinentalraketen müßten durch Einsatzfähigkeit (Art des 

Brennstoffs) und Treffergenauigkeit (Circular Error Probable, CEP617) in ihrer Schlagkraft 

konkretisiert werden. Eine solche Differenzierung ist an dieser Stelle gleichwohl nicht not-

wendig, da sich der potentielle peer competitor der USA in Südostasien über ein schlichtes 

Ausschlußverfahren ermitteln läßt. Während des Pazifikkrieges kam Japan, insbesondere seit 

dem Angriff auf Pearl Harbor am 7. Dezember 1941, die Rolle des Konkurrenten zu. Diese 

hat es heute aus zwei Gründen verloren: Japan ist engster Bündnispartner der USA im asia-
                                                 
617  Der CEP entspricht dem Radius eines Kreises, in dem die Hälfte aller von einem bestimmten Standort abge-

schossenen Raketensysteme statistisch niedergehen müßte. 
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tisch-pazifischen Raum, weshalb es unter den derzeitigen Bedingungen über keinen Anreiz 

zur Gegenmachtbildung verfügt („Eindämmung durch Einbindung“). Hinzu kommt, daß Arti-

kel 9 der japanischen Verfassung militärischen Abenteuern einen Riegel vorschiebt, wenn-

gleich diese Norm im Rahmen der Unterstützung der amerikanischen Truppen in Afghanistan 

sowie im Irak durch die Self Defense Forces (SDF) offensichtlich einer Neuinterpretation un-

terzogen worden ist.618 
 

 

 

Tabelle 8:  Verteidigungspotentiale der ASEAN-Staaten im Vergleich 
 

 
 

Größe 
 

Bevölkerung 
(Juli 2007)* 

 

Verteidigungsetat 
(2006) 

 

Streitkräfte
(2006) 

Brunei 5.770 km² 374.577 0,343 Mrd. US$ 7.000 

Kambodscha 181.040 km² 13.995.904 0,123 Mrd. US$ 124.300 

Indonesien 1.919.440 km² 234.693.997 2,59 Mrd. US$ 302.000 

Laos 236.800 km² 6.521.000 0,0134 Mrd. US$ 29.100 

Malaysia 329.750 km² 24.821.286 3,08 Mrd. US$ 109.000 

Burma 678.500 km² 47.373.958 6,23 Mrd. US$ (2005) 375.000 

Philippinen 300.000 km² 91.077.287 0,909 Mrd. US$ 106.000 

Singapur 692,7 km² 4.553.009 6,4 Mrd. US$ 72.500 

Thailand 514.000 km² 65.068.149 2,13 Mrd. US$ 306.600 

Vietnam 329.560 km² 85.262.356 3,43 Mrd. US$ 455.000 

ASEAN 4.495.552,7 km² 573.741.523 25,248 Mrd. US$ 1.885.900 

 
Central Intelligence Agency, The World Factbook 2007, Washington D.C., Stand vom 19. Juni 2007. IISS, The Military Ba-
lance 2007, London 2007, 344 f, 352, 362 f, 366, 369 f, 375, 377 f. * Schätzung 
 

 

 

 

Die Sowjetunion war während des Ost-West-Konflikts nicht nur der globale Gegenspieler der 

USA, sondern seit Ende der 70er Jahre durch Aufbau von maritimen Stützpunkten in den 

vietnamesischen Häfen von Cam Ranh und Da Nang auch der einzige Konkurrent um die 

Vormachtstellung in Südostasien. Der Zerfall der Sowjetunion, der Niedergang der russischen 

Streitkräfte und der endgültige Abzug der Marineeinheiten von der Küste Vietnams im Mai 

2002 schließen Rußland heute hingegen ebenfalls als peer competitor in der Region aus.619 

                                                 
618  Vgl. dazu Kapitel 6/II/1 in dieser Arbeit. Vgl. zur japanischen Südostasien-Politik Sandra R. Leavitt, The 

Lack of Security Cooperation Between Southeast Asia and Japan, in: Asian Survey, Nr. 2, März/April 2005, 
S. 216 – 240. Joshua P. Rowan, The U.S.-Japan Security Alliance, ASEAN, and the South China Sea Dis-
pute, in: Asian Survey, Nr. 3, Mai/Juni 2005, S. 414 – 436. 

619  Vgl. zur sowjetischen Südostasien-Politik Michael C. Williams, New Soviet Policy Toward Southeast Asia. 
Reorientation and Change, in: Asian Survey, Nr. 4, April 1991, S. 364 – 377. Die gegenwärtige sicherheits-
politische Bedeutung Rußlands in Südostasien beschränkt sich weitgehend auf dessen Rolle als Rüstungs-
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Gleiches gilt für Indien, das mit seiner Look-East-Policy seit Beginn der 90er Jahren zwar 

neue Akzente in Südostasien gesetzt hat und über die Andamanen und Nikobaren zumindest 

theoretisch zur Machtprojektion in Richtung Malakka-Straße fähig wäre.620 Neu-Delhi kann 

bislang aber weder ökonomisch und noch viel weniger militärisch als Machtfaktor in der Re-

gion bezeichnet werden, zumal seine Aufmerksamkeit durch den anhaltenden Konflikt mit Is-

lamabad absorbiert wird. Es bleibt China, der natürliche Nachbar Südostasiens, da auch kei-

ner der ASEAN-Staaten über Großmachtqualitäten verfügt. 

  Aus realistischer Sicht ergibt sich die Konkurrenz der Großmächte Peking und Washing-

ton in Südostasien grundsätzlich aus folgender Situation: China verfolgt als revisionistische 

Macht in der Region langfristig Interessen, deren vollständige Umsetzung durch den derzeiti-

gen Einfluß des amerikanischen Hegemons begrenzt wird. Folgende Interessengegensätze 

können aus der Sicht Pekings genannt werden: 
  

(1)  Territoriale Ansprüche im Südchinesischen Meer 

China hat das Südchinesische Meer im Februar 1992 per Gesetz zum Mare Nostrum er-

klärt.621 Damit wurden nicht nur die beiden sicherheitspolitisch relevanten Ziele der territoria-

len Integrität und des Anspruchs auf hoheitliche Kontrolle der betroffenen SLOCs markiert. 

Dem Südchinesischen Meer kommt aus zwei Gründen auch eine besondere ökonomische Re-

levanz zu. In dem Gebiet werden, erstens, Erdöl- und Erdgasreserven vermutet, an deren Aus-

beutung China interessiert ist. Ihr Umfang ist allerdings strittig, denn die Menge nachgewie-

sener Erdölreserven liegt bei lediglich 7,5 Mrd. Barrel. Während China Bestände von 213 

Mrd. Barrel für möglich hält, gehen die USA lediglich von 28 Mrd. Barrel aus. Ähnlich ver-

hält es sich bei der Bewertung der Erdgasreserven. China vermutet, daß im Südchinesischen 

Meer zwei Billiarden Kubikfuß bevorratet sind, wohingegen die USA lediglich von 266 Bil-

lionen Kubikfuß ausgehen.622 Das Interesse Pekings ergibt sich aus folgendem Zusammen-

hang: Die ökonomische Modernisierung des Landes hat den täglichen Verbrauch an Erdöl 

                                                                                                                                                         
lieferant für Indonesien, Malaysia, Burma und Vietnam. Jenseits dessen stellt Stephen Blank folgenden 
Trend fest: „[...] the decline in Russian power and presence in Southeast Asia has continued under Vladimir 
Putin without letup.“ Stephen Blank, Russia’s retreat from Southeast Asia, in: Asia Times, 20. Januar 2003 
(online). Vgl zu jüngeren Entwicklungen Leszek Buszynski, Russia and Southeast Asia: A New Relation-
ship, in: Contemporary Southeast Asia, Nr. 2, August 2006, S. 276 – 296. 

620  Vgl. zur indischen Südostasien-Politik Sandy Gordon, India and Southeast Asia: A Renaissance in Rela-
tions?, in: Sandy Gordon, Stephen Henningham (Hrsg.), India Looks East: An Emerging Power and its 
Asia-Pacific Neighbours, Canberra 1995, S. 207 – 229. Faizal Yahya, India and Southeast Asia: Revisited, 
in: Contemporary Southeast Asia, Nr. 1, April 2003, S. 79 – 103. 

621  Vgl. zur chinesischen Positionierung im Südchinesischen Meer Peter Kien-Hong Yu, The Chinese (Broken) 
U-shaped Line in the South China Sea: Points, Lines, and Zones, in: Contemporary Southeast Asia, Nr. 
3/2003, S. 405 – 430. Artikel 10 dieses Gesetzes fordert, daß „foreign naval vessels […] must obtain 
China’s permission before proceeding through the South China Sea“. Zit. n. Bernard D. Cole, The Great 
Wall At Sea. China’s Navy Enters the Twenty-First Century, Annapolis 2001, S. 145. 

622  Vgl. Bernard D. Cole, „Oil for the Lamps of China“ – Beijing’s 21st-Century Search for Energy, McNair 
Paper 67, Washington D.C. 2003, S. 20 f. 
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von 1,7 Mio. Barrel 1984 auf 3,4 Mio. Barrel 1995 steigen lassen. Bis 2005 hat er sich ein 

weiteres Mal auf 6,4 Mio. Barrel fast verdoppelt.623 Sollten die Bestandsschätzungen des Rei-

ches der Mitte zu den Erdölreserven des Südchinesischen Meeres zutreffen, könnte der für 

2025 von einigen Beobachtern erwartete Bedarf von 12,8 Mio. Barrel/Tag624 für gut 47 Jahre, 

bei Heranziehung der amerikanischen Schätzungen für etwas über sechs Jahre, gedeckt wer-

den (bei einer Zunahme des Tagesverbrauchs würde sich der Zeitraum entsprechend verklei-

nern). Das Südchinesische Meer ist, zweitens, reich an Fischgründen. Da China bei einem 

Anteil von ca. 20 % der Weltbevölkerung625 nur über ca. 7 % bis 9 % des bebaubaren Acker-

landes626, ca. 6 % der Süßwasservorkommen und ca. 4 % der Wälder verfügt,627 steht es 

durchweg vor der Herausforderung, die Versorgung der eigenen Bevölkerung mit Nahrungs-

mitteln sicherzustellen. Eine möglichst exklusive Nutzung der Proteinressourcen des Südchi-

nesischen Meeres wäre daher klar im Interesse Pekings. 
 

(2)  Abhängigkeit von offenen Seewegen 

Die chinesische Wirtschaft hängt zu ca. 50 % vom Außenhandel ab, der zu ungefähr 90 %   

über See abgewickelt wird.628 Da das Reich der Mitte zudem seit November 1993 Netto-

Erdölimporteur ist und nur über 2,43 % der nachgewiesenen weltweiten Rohölreserven ver-

fügt,629 muß es einen zunehmenden Anteil dieses Energieträgers importieren. 1993 lag er bei 

6,3 %, 2000 war ein Anstieg auf 30 % zu verzeichnen, und 2004 mußten bereits 46 % des 

chinesischen Erdölbedarfs eingeführt werden.630 China ist deshalb zwingend auf offene See-

wege angewiesen. Die Energiereserven des Südchinesischen Meeres sind vor diesem Hinter-

grund nicht nur wegen ihrer Potentialschätzungen, sondern auch wegen der geringen Distanz 

zur chinesischen Küste und dem damit verbundenen sicheren sowie kostengünstigen Trans-

port attraktiv – vorausgesetzt, der finanzielle Aufwand zur Förderung von Erdöl und Erdgas 

ist mit dem vergleichbar, was zur Zeit z.B. in den Lieferländern Venezuela, Iran oder Sudan 

erforderlich ist.  

                                                 
623  Vgl. Xu Yi-chong, China’s energy security, in: Australian Journal of International Affairs, Nr. 2, Juni 2006, 

S. 270. 
624  Vgl. Ian Taylor, China’s oil diplomacy in Africa, in: International Affairs, Nr. 5/2006, S. 943. 
625  Dies entsprach nach Schätzungen der Central Intelligence Agency (CIA) im Juli 2007 knapp 1,322 Mrd. 

von insgesamt ca. 6,602 Mrd. Menschen. Vgl. Central Intelligence Agency, The World Factbook 2007, 
Washington D.C., Stand vom 19. Juni 2007. 

626  Vgl. Cole (2001): S. 9. 
627  Vgl. Der Fischer Weltalmanach 2007 (2006): S. 106. 
628  Vgl. Cole (2001): S. 63. 
629  Vgl. Frank Umbach, Chinas Energiepolitik. Globale Dimensionen und Auswirkungen, in: Internationale Po-

litik, Nr. 1, Januar 2001, S. 44. 
630  Vgl. Xu (2006): S. 270. 
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  Um Abhängigkeiten von der derzeit notwendigen Nutzung der Straße von Malakka, durch 

die ca. 80 % aller chinesischen Erdölimporte transportiert werden,631 zu reduzieren, unter-

stützt Peking Pläne des thailändischen Energieministeriums für den Bau einer ca. 240 km lan-

gen Pipeline durch den südlichen Landstreifen des Königreichs, den Isthmus von Kra. Da-

durch würde sich der Transport des benötigten Rohöls um ca. 1.000 km verkürzen.632 Die 

thailändische Regierung hatte Vorschläge, einen Kanal durch die Landbrücke zu bauen, abge-

lehnt. Um kritische SLOCs zu umgehen, bieten sich für China zwei weitere Projekte an: Seit 

2004 gibt es Gespräche zwischen Peking und Rangun, eine ca. 1.200 km lange Pipeline vom 

burmesischen Sittwe nach Kunming in der chinesischen Provinz Yunnan zu bauen. Des wei-

teren hat Pakistan angeboten, über den Hafen Gwadar mittels Pipelines sowie Straßen- und 

Schienennutzung einen „Energiekorridor“ bis nach Xinjiang zu errichten. Beide Projekte sind 

derzeit weit von einer Realisierung entfernt, zumal sie erhebliche Kosten verursachen wür-

den.633 Etwas konkreter dürfte hingegen eine Ankündigungen der chinesischen Regierung 

vom Mai 2006 sein, riesige Rohstofflager für Uran, Kupfer, Aluminium, Kohle, Wolfram, 

Mangan und Erdöl anlegen zu wollen. China scheint sich damit auf Situationen vorzubereiten, 

in denen es einem Handelsboykott ausgesetzt ist, Seewege nicht nutzen kann oder es schlicht 

zu Engpässen auf dem internationalen Rohstoffmarkt kommt.634 
 

(3)  Südostasien als Absatzmarkt 

Peking wird an seiner unmittelbaren Peripherie künftig weiterhin danach streben, diese zu ei-

nem bevorzugten Absatzgebiet für Produkte aus dem Reich der Mitte zu entwickeln. Allein 

von 2001 bis 2005 konnte das Handelsvolumen Chinas mit den Staaten der ASEAN auf 

130,496 Mrd. US-Dollar mehr als verdreifacht werden. Das Reich der Mitte wickelte somit 

9,17 % seines Außenhandels mit dem ASEAN-Raum ab. Hinzu kommen die ökonomischen 

Beziehungen zwischen Hongkong und den Staaten Südostasiens, die zwar weniger rasant zu-

nehmen. Von 2001 bis 2005 konnte das Handelsvolumen aber ebenfalls gesteigert werden. Es 

nahm um 68,83 % auf 55,11 Mrd. US-Dollar zu. Dies entsprach 9,35 % des Außenhandels 

Hongkongs. 
                                                 
631  Vgl. Department of Defense, The Military Power of the People’s Republic of China 2005 (Annual Report to 

Congress), Washington D.C., Mai 2006, S. 33. Nur 2 % der chinesischen Erdölimporte passieren die Straße 
von Lombok. 

632  Experten rechnen zudem mit einer Preisreduktion von zwei US-Dollar pro Barrel Erdöl. Das thailändische 
Kabinett hatte dem Vorhaben im September 2003 grundsätzlich zugestimmt. Vgl. Crispin (19.02.2004): S. 
12 – 15. 

633  Vgl. zu diesen Vorhaben Ian Storey, China’s ‘Malacca Dilemma’, in: China Brief, Nr. 8, 12. April 2006, S. 
4 – 6. Eine chinesische Sichtweise findet sich bei Zhang Xuegang, Southeast Asia and Energy: Gateway to 
Stability, in: China Security, Nr. 2, Frühjahr 2007, S. 18 – 35. Zhang betont den Stellenwert dieser The-
matik in der chinesischen Politik gegenüber Südostasien: „More than any other factor, however, it is energy 
– including China’s dependency on the Strait of Malacca and other alternative routes – and cooperation in 
exploration and imports that is the driving force behind China’s growing interconnectedness with Southeast 
Asia.“ Ebd., S. 27. 

634  Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung, Nr. 109, 11. Mai 2006, S. 15. 
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Tabelle 9:  Handel Chinas und Hongkongs mit der ASEAN 1997 – 2005 (in Mrd. US-Dollar) 
 
 China – ASEAN Hongkong – ASEAN 

 Volumen Exporte Importe Balance Volumen Exporte Importe Balance 

2005 130,496 55,479 75,017 - 19,538 55,11 16,952 38,158 - 21,206 

2004 105,882 42,903 62,979 - 20,076 48,392 15,953 32,439 - 16,486 

2003 78,254 30,927 47,327 - 16,4 40,919 13,56 27,359 - 13,799 

2002 54,769 23,574 31,195 - 7,621 35,711 12,6 23,111 - 10,511 

2001 41,8 18,571 23,229 - 4,658 32,642 10,947 21,695 - 10,748 

2000 39,518 17,339 22,179 - 4,84 34,443 12,293 22,15 - 9,857 

1999 27,202 12,275 14,927 - 2,652 28,31 10,385 17,925 - 7,54 

1998 23,672 11,034 12,638 - 1,604 28,185 9,737 18,448 - 8,711 

1997 25,06 12,703 12,357 0,346 34,253 12,45 21,803 - 9,353 
 

International Monetary Fund, Direction of Trade Statistics. Yearbook 2006, Washington D.C. 2006, S. 134, 138. International Monetary 
Fund, Direction of Trade Statistics. Yearbook 2004, Washington D.C. 2004, S. 132, 136. 
 
 

 

Wichtigster Handelspartner Chinas und auch Hongkongs in Südostasien ist Singapur. Zu-

sammen verzeichneten sie mit dem Stadtstaat 2005 ein Handelsvolumen von 56,645 Mrd. US-

Dollar. Auffällig ist des weiteren, daß sowohl China mit 92,07 % als auch Hongkong mit 

95,62 % das Gros ihres Handels mit den fünf Gründungsstaaten der ASEAN abwickeln und 

bei den Neumitgliedern lediglich mit Vietnam einen größeren Warenposten umsetzen. Die 

Staaten Südostasiens sind zudem wegen ihres Rohstoffreichtums interessante Wirtschafts-

partner.635 Aus Indonesien bezieht China z.B. nicht nur Erdöl und Erdgas, sondern auch Holz, 

Palmöl und Kohle.636 
 

(4)  Die Rolle Südostasiens bei der angestrebten Wiedervereinigung Chinas mit Taiwan 

Die Volksrepublik China strebt seit ihrer Gründung 1949 die Wiedervereinigung mit Taiwan 

an, das als „abtrünnige Provinz“ betrachtet wird. Sollte es zu einer militärischen Auseinander-

setzung zwischen dem Festland und Formosa kommen, dann dürfte Peking daran gelegen 

sein, daß Taipeh einerseits keinerlei Unterstützung von den Staaten Südostasiens bekommt 

und daß sich andererseits keine externe Großmacht an dem Konflikt beteiligt. Es ist relativ 

                                                 
635  Kuik Cheng-Chwee hält diesen Umstand für besonders bedeutsam: „As the Chinese economy continues to 

grow, supply of raw materials and energy resources has become increasingly critical. As a resource-
endowed region, Southeast Asia is an important source for China’s present and future needs.“ Kuik Cheng-
Chwee, Multilateralism in China’s ASEAN Policy: Its Evolution, Characteristics, and Aspiration, in: Con-
temporary Southeast Asia, Nr. 1, April 2005, S. 110. 

636  Vgl. Sadanand Dhume, Susan V. Lawrence, Buying Fast Into Southeast Asia, in: Far Eastern Economic 
Review, 28. März 2002, S. 30 – 33. 
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unwahrscheinlich, daß sich einzelne Staaten der ASEAN für ein militärisches Eingreifen ent-

scheiden würden, und Peking dürfte mit einem solchen Szenario nicht ernsthaft rechnen. 

Möglich ist jedoch, daß einzelne südostasiatische Staaten eine externe Großmacht, die in der 

Taiwanstraße zu intervenieren gedenkt, insofern unterstützen, als sie deren See- und Luft-

streitkräften nicht nur Durchfahrt- und Überflugrechte gewähren, sondern auch Häfen und 

Flugplätze für Reparaturmaßnahmen, Proviantaufnahme und Betankungen zur Verfügung 

stellen. 
 

 

Tabelle 10:  Handel Chinas und Hongkongs mit einzelnen Staaten Südostasiens 2005  
(in Mrd. US-Dollar) 

 
 

 

Volumen 
(China/Hongkong) 

 

Export 
(China/Hongkong)

 

Import 
(China/Hongkong)

 

Balance 
(China/Hongkong) 

Singapur 33,247 / 23,398 16,716 / 5,986  16,531 / 17,412 0,185 / - 11,426 

Malaysia 30,726 / 9,744 10,618 / 2,391 20,108 / 7,353 - 9,49 / - 4,962 

Thailand 21,813 / 8,827 7,819 / 2,843 13,994 / 5,984 - 6,175 / - 3,141 

Philippinen 17,559 / 7,531 4,689 / 2,607 12,870 / 4,924 - 8,181 / - 2,317 

Indonesien 16,799 / 3,194 8,369 / 1,265 8,430 / 1,929 - 0,061 / - 0,664 

Vietnam 8,188 / 1,784 5,639 / 1,286 2,549 / 0,498 3,09 / 0,788 

Burma 1,209 / 0,084 0,935 / 0,036 0,274 / 0,048 0,661 / - 0,012 

Kambodscha 0,563 / 0,507 0,536 / 0,498 0,027 / 0,009 0,509 / 0,489 

Brunei 0,261 / 0,033 0,053 / 0,032 0,208 / 0,001 - 0,155 / 0,031 

Laos 0,131 / 0,008 0,105 / 0,008 0,026 / – 0,079 / 0,008 

Südostasien* 130,496 / 55,11 55,479 / 16,952 75,017 / 38,158 - 19,538 / - 21,206 

 
 

International Monetary Fund, Direction of Trade Statistics. Yearbook 2006, Washington D.C. 2006, S. 134, 138. Die Angaben geben Han-
delsströme aus der Sicht Chinas bzw. Hongkongs wieder. * Ohne Ost-Timor. 
 

 

(5)  Die ASEAN-Staaten als potentielle Unterstützer chinesischer Machtambitionen 
Viele Akteure Südostasiens stehen China nicht nur kulturell nahe. Sie teilen auch dessen Auf-
fassungen über eine restriktive Interpretation der Menschenrechte, die Ablehnung humanitärer 
Interventionen des Westens sowie eine Präferenz für eine multipolare Weltordnung. Peking 
dürfte danach streben, die Staaten der ASEAN als natürliche Unterstützer sinozentrischer 
Ordnungsstrukturen und damit chinesischer Machtambitionen zu gewinnen. Im Idealfall wird 
Peking dabei zu einer „unsichtbaren Veto-Macht“: Wann immer die Südostasiaten sich auf 
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wichtige Abkommen mit den USA einlassen, werden sie dabei, so die Hoffnung im Reich der 
Mitte, die Interessen Chinas berücksichtigen.637 
                  

Daraus ergeben sich folgende Interessengegensätze zu den USA: Washington betrachtet das 
Südchinesische Meer als internationales Gewässer und verfügt mit einem der Anspruchsteller 
im Konflikt um die Spratlys, den Philippinen, über eine Sicherheitsvereinbarung. Amerikani-
sche Seestreitkräfte könnten jederzeit die Straße von Malakka blockieren, würden allerdings 
ein Druckmittel verlieren, wenn China alternative Energiepassagen aufbauen sollte. Bereits 
heute halten sie in der Region regelmäßig Militärübungen ab, u.a. in Form von Seemanövern 
in der Südchinesischen See. Peking und Washington würden zudem dann auf eine Krise in 
der Südchinesischen See zusteuern, wenn China entsprechend seinen Ansprüchen von den 
USA verlangen würde, für die Passage der regionalen Seewege Nutzungsgebühren zu zah-
len638 bzw. Durchfahrten vorher abzusprechen und sich eine entsprechende Zustimmung aus 
dem Reich der Mitte zu holen.639 Taiwan ist zwar kein Bündnispartner der USA, wird von 
diesen aber im Rahmen des Taiwan Relations Act von 1979 mit Rüstungsgütern beliefert. 
Washington hat im Rahmen seiner Politik der strategic ambiguity eine Intervention zugunsten 
des Inselstaates nie ausgeschlossen. Die Südostasiaten sind zudem weiterhin auf den amerika-
nischen Markt angewiesen und können sich daher derzeit einen gegen Washington gerichteten 
politischen Konfrontationskurs oder gar einen Ausschluß der Amerikaner aus der Region 
nicht leisten.  
  Die USA stehen China aber nicht nur in Südostasien im Weg. Ihre Truppendislozierungen 
in direkter oder mittelbarer Nähe des Reiches der Mitte wirken wie ein Sperriegel, der einer 
chinesischen Machtausdehnung entgegensteht. 2007 waren US-Soldaten auf den Gebieten 
folgender direkter bzw. mittelbarer Nachbarstaaten Chinas stationiert: Japan (35.372), Südko-
rea (29.602), Thailand (492), Australien (138), Singapur (171), Pakistan (54), Afghanistan 
(23.300) und Kirgistan (6).640 Hinzu kommen schwimmende Einheiten der 7. Flotte des 
USPACOM, die in der Nähe chinesischer Küstengewässer patrouillieren. Die USA haben zu-
dem in Südostasien mit den Philippinen, Thailand, Singapur, Malaysia, Indonesien und Bru-
nei Vereinbarungen zur Nutzung von Hafen- und Flugplatzanlagen abgeschlossen. Bereits seit 
Beginn des Kalten Krieges unterhält Washington mit fünf Regierungen des Fernen Ostens – 
Tokyo, Seoul, Canberra, Bangkok und Manila – offizielle Bündnisbeziehungen. Seit dem 

                                                 
637  China wolle die USA nicht aus der Region hinausdrängen, aber die Beziehungen zu Südostasien so ent-

wickeln, daß die dortigen Staaten das Reich der Mitte bei Entscheidungen in Betracht ziehen. Interview des 
Verfassers mit Yeo Lay Hwee, Exekutive Director, Senior Fellow, Singapore Institute of International Af-
fairs, Singapur, 14. Oktober 2005. 

638  Interview des Verfassers mit Miles A. Baldwin, Director, The War Gaming and Simulation Center, Institute 
for National Strategic Studies, National Defense University, Washington D.C., 15. November 1999. 

639  Interview des Verfassers mit Bernard D. Cole, Chairman, Department of National Security Policy, National 
War College, National Defense University, Washington D.C., 19. November 1999. 

640   Vgl. IISS (2007): S. 38, 40 – 42. 
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2001 begonnenen Kampf gegen den internationalen Terrorismus ist die Einkreisung nicht nur 
quantitativ, sondern auch qualitativ ausgebaut worden. So wurde sowohl das Verhältnis zu 
Rußland und der Mongolei als auch zu wichtigen zentralasiatischen Akteuren verbessert. 
Erstmals sind die USA in dieser Region, im unmittelbaren Hinterhof Chinas, durch Truppen-
stationierungen zur Landmacht geworden.641 Washington konnte schließlich auch in den Si-
cherheitsbeziehungen zu Neu-Delhi im Zuge der Operation Enduring Freedom ein neues Ka-
pitel aufschlagen.642 Eine Studie der chinesischen Academy of Social Science beklagte daher 
2003, daß das Reich der Mitte umfassend von den USA eingekreist worden sei.643 Christopher 
R. Hughes faßt diese Entwicklung bildhaft zusammen: „Meanwhile the return of the US mili-
tary presence in Southeast Asia, accompanied by the strengthening of Washington’s alliance 
with Japan and its intervention in Central Asia, is seen as part of an attempt to build a firewall 
around China.“644  
  Es gibt eine ganze Reihe von Zuschreibungen amerikanischer Entscheidungsträger, die 
den Schluß zulassen, daß die USA – ganz im Sinne der Annahmen des systemischen Realis-
mus – China zwar nicht als unmittelbare Bedrohung, so aber doch wenigstens mittel- bis lang-
fristig als Herausforderer begreifen. Bereits vor seiner Amtsübernahme im Weißen Haus hatte 
George W. Bush erklärt: „China is a competitor, not a strategic partner. [...] If I am president, 
China will find itself respected as a great power, but in a region of strong democratic alli-
ances. It will be unthreatened, but not unchecked.“645 Auch dessen künftige Außenministerin 
und damalige Beraterin, Condoleezza Rice, hatte in einem Beitrag für die Foreign Affairs 
2000 eine skeptische Perspektive vertreten: „China resents the role of the United States in the 
Asia-Pacific region. This means that China is not a ‘status quo’ power but one that would like 
to alter Asia’s balance of power in its own favor. That alone makes it a strategic competitor, 
not the ‘strategic partner’ the Clinton administration once called it.“646 

                                                 
641  Die USA hatten sich nach den Terroranschlägen vom 11. September 2001 u.a. mit Usbekistan auf ein 

Stützpunktabkommen geeinigt, das die Stationierung von ca. 900 US-Soldaten, im Schwerpunkt in Karshi-
Khanabad, ermöglichte. Diese Vereinbarung ist im Juli 2005 von Taschkent aufgekündigt worden. Die 
USA hatten zuvor u.a. am gewaltsamen Vorgehen usbekischer Sicherheitskräfte gegen die Demonstrationen 
von Andischan im Mai 2005 Kritik geübt. Vgl. IISS, Usbekistan casts out America. Setback or opportunity 
for Washington?, Strategic Comments, Nr. 6, August 2005. Alexander Cooley, Base Politics, in: Foreign 
Affairs, Nr. 6, November/Dezember 2005, S. 79 – 92. IISS (2004): S. 33. 

642  Vgl. Christian Wagner, Indiens neue Beziehung zu Amerika. Zweckbündnis oder strategische Allianz?, 
SWP-Studie, Nr. 27, Berlin, Juli 2003. Christian Wagner, Indien als strategischer Partner der USA, SWP-
Aktuell, Nr. 13, Berlin, März 2006. 

643  Vgl. David Shambaugh, China Engages Asia. Reshaping the Regional Order, in: International Security, Nr. 
3, Winter 2004/2005, S. 72. Siehe auch N. Ganesan, ASEAN’s Relations with Major External Powers, in: 
Contemporary Southeast Asia, Nr. 2, August 2000, S. 271. 

644  Christopher R. Hughes, Nationalism and multilateralism in Chinese foreign policy: implications for South-
east Asia, in: The Pacific Review, Nr. 1, März 2005, S. 126. 

645  George W. Bush, A Distinctly American Internationalism, Simi Valley (Kalifornien), 19. November 1999. 
646   Condoleezza Rice, Promoting the National Interest, in: Foreign Affairs, Nr. 1, Januar/Februar 2000, S. 56. 
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  Der Ansatz der demokratischen Präsidentschaft, mit China eine „constructive strategic 
partnership“647 aufbauen zu wollen, widersprach rhetorisch in der Tat der Positionierung der 
republikanischen Opposition. Die Vorgehensweise Clintons könnte aber auch dahingehend 
gedeutet werden, Pekinger Bestrebungen der Gegenmachtbildung durch Zugeständnisse, die 
nicht auf Kosten der amerikanischen Sicherheit gehen, abschwächen zu wollen. Denn Ent-
scheidungsträger wie der damalige CIA-Direktor George J. Tenet haben in ihren Äußerungen 
durchaus erkennen lassen, daß sie den Aufstieg des Reiches der Mitte mit Sorge betrachten. 
Am 5. Februar 1997 hatte dieser erklärt: „China is emerging on the world stage as a major 
economic, political, and military power, and its actions and public statements show it is de-
termined to assert itself as the paramount East Asian power.“648 Am 28. Januar 1998 
bestätigte er: „Turning now to China, the leadership there has a clear goal: the transformation 
of their country into East Asia’s major power and a leading world economy on par with the 
United States by the middle of the 21st Century. It is too soon to say what this portends […] – 
whether China in the future will be an aggressive or a benign power. What is clear, though, is 
that China will be an increasingly influential player – one that will have the capacity to, at a 
minimum, alter our security calculus in the Far East.“649 Am 2. Februar 1999 äußerte sich 
Tenet ähnlich: „China is a great power on the rise – diplomatically, militarily, and economi-
cally. There is no doubt that China has the potential to affect our security posture in Asia, but 
the extent to which its ambitions and growing capabilities represent a challenge or threat to 
US interests is still an open question.“650 Tenet fügte jedoch hinzu, daß China versuche „to 
constrain any increase in US global influence.“651 Der National Intelligence Council (NIC) 
ging in seinem Bericht „Global Trends 2015“ vom Dezember 2000 davon aus, daß China da-
nach strebe, seinen Einfluß auf Kosten der USA zu erweitern. So wird konstatiert, daß „as an 
emerging regional power, China would continue to expand its influence without regard to US 
interests.“652  
  Nach der Amtsübernahme Bushs, insbesondere aber im Zuge der Hainan-Krise vom April 
2001, verschärfte sich der Tonfall zwischen Peking und Washington. Am 7. Februar 2001 
wies Tenet z.B. auf die Zweischneidigkeit der Außenpolitik Chinas hin, „whose drive for rec-
ognition as a Great Power is one of the toughest challenges we face. […] Chinese leaders 

                                                 
647  China – U.S. Joint Statement, Washington D.C., 29. Oktober 1997. Vgl. zur damaligen Debatte Martin Wa-

gener, Rückkehr zur Realpolitik? Perspektiven des „strategischen Dialogs“ zwischen China und den USA, 
in: Europäische Sicherheit, Nr. 11, November 1998, S. 54 – 58. 

648   George J. Tenet, Current And Projected National Security Threats To The United States (Statement before 
the Senate Select Committee on Intelligence), Washington D.C., 5. Februar 1997. 

649  George J. Tenet, Current and Projected National Security Threats (Hearing Before the Senate Select Com-
mittee on Intelligence), Washington D.C., 28. Januar 1998. 

650  George J. Tenet, Current and Projected National Security Threats (Statement before the Senate Armed Ser-
vices Committee Hearing), Washington D.C., 2. Februar 1999. 

651  Ebd. 
652  National Intelligence Council (Dezember 2000): S. 55. 
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view solid relations with Washington as vital to achieving their ambitions. It is a two-edged 
sword for them […]. China’s development remains heavily reliant on access to Western mar-
kets and technology. But they also view Washington as their primary obstacle because they 
perceive the US as bent on keeping China from becoming a great power.“653 Die Anschläge 
von New York und Washington D.C. führten dann zu einer abrupten verbalen Kehrtwende. 
Nun erfolgten Zuschreibungen, wonach China der strategic competitor der USA sei, meistens 
nur noch in indirekter Form. Hintergrund war, daß Washington die Zusammenarbeit mit Pe-
king im Kampf gegen den Terrorismus nicht unnötig belasten wollte. Im QDR 2001 heißt es 
daher zunächst vielsagend: „Although the United States will not face a peer competitor in the 
near future, the potential exists for regional powers to develop sufficient capabilities to 
threaten stability in regions critical to U.S. interests.“654 Die nachfolgende Aussage ist dann 
unzweifelhaft auf China gemünzt, auch wenn dieses im gesamten Bericht nicht ein einziges 
Mal wörtlich Erwähnung findet: „The possibility exists that a military competitor with a for-
midable resource base will emerge in the region.“655 Ähnlich gehen die Autoren der National 
Defense Strategy vom März 2005 vor. Zunächst wird in allgemeiner Form festgestellt: „Over 
time, some rising powers may be able to threaten the United States and our partners directly, 
rival us in key areas of military and technological competition, or threaten U.S. interests by 
pursuing dominance over key regions.“ Der Bezug zu China ergibt sich dann wie folgt: 
„While remaining alert to the possibility of renewed great power competition, recent devel-
opments in our relations with states like Russia and China should encourage a degree of 
hope.“656  
  Auch wenn sich führende Mitglieder der Bush-Administration in jener Zeit in ihrer Wort-
wahl zurückhaltend zeigten, galt dies nicht für die CIA. George J. Tenet hatte bereits am 6. 
Februar 2002 nüchtern festgestellt: „September 11 changed the context of China’s approach 
to us, but it did not change the fundamentals. China is developing an increasingly competitive 
economy and building a modern military force with the ultimate objective of asserting itself 
as a great power in East Asia. And although Beijing joined the coalition against terrorism, it 
remains deeply sceptical of US intentions in Central and South Asia.“657 Bei dieser Linie 
blieb Tenet auch am 11. Februar 2003: „I have commented for the past several years on 
China’s great power aspirations and in particular Beijing’s efforts to maximize its influence 
within East Asia relative to the US. This is both despite and because global strategic shifts un-
folding since 9/11 have impressed upon the Chinese the limits of their international influ-
                                                 
653  George J. Tenet, Worldwide Threat 2001: National Security in a Changing World (Statement before the 

Senate Select Committee on Intelligence), Washington D.C., 7. Februar 2001. 
654  Department of Defense (30.09.2001): S. 4. 
655  Ebd. 
656  Department of Defense (März 2005): S. 4. 
657  George J. Tenet, Worldwide Threat – Converging Dangers in a Post 9/11 World (Testimony before the 

Senate Select Committee on Intelligence), Washington D.C., 6. Februar 2002.  
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ence.“658 Entsprechend hieß es am 9. März 2004: „Our greatest concern remains China’s mili-
tary buildup, which continues to accelerate. […] All of these steps will over time make China 
a formidable challenger if Beijing perceived that its interests were being thwarted in the re-
gion.“659 Mit zunehmender Distanz zum 11. September 2001 wurde die Wortwahl der Ent-
scheidungsträger – und damit die sichtbare Impulsverarbeitung – deutlicher. Der neue CIA-
Direktor, Porter J. Goss, erklärte z.B. am 17. Februar 2005 unverblümt: „Improved Chinese 
capabilities seemingly threaten US forces in the region.“660 Im QDR 2006 wird China dann so 
deutlich wie seit Jahren nicht mehr in einem zentralen Strategiedokument als zentrale Heraus-
forderung bezeichnet: „Of the major and emerging powers, China has the greatest potential to 
compete militarily with the United States and field disruptive military technologies that could 
over time offset traditional U.S. military advantages absent U.S. counter strategies.“661 Die 
fast parallel veröffentlichte NSS 2006 ist in dieser Frage weniger deutlich, aber in der Tendez 
dennoch mißtrauisch: „Our strategy seeks to encourage China to make the right strategic 
choices for its people, while we hedge against other possibilities.“662 

  Die meisten Dokumente lassen den Schluß zu, daß die USA China das Potential zuspre-
chen, zum kommenden peer competitor zu werden. Washington scheint Peking allerdings 
noch nicht unmittelbar in dieser Rolle zu sehen. Der QDR 1997 erklärt dazu: „In the period 
beyond 2015, there is the possibility that a regional great power or global peer competitor 
may emerge. Russia and China are seen by some as having the potential to be such competi-
tors, though their respective futures are quite uncertain.“663 Vor diesem Zeitraum wird kein 
Herausforderer lokalisiert: „The security environment between now and 2015 will also likely 
be marked by the absence of a ‘global peer competitor’ able to challenge the United States 
militarily around the world as the Soviet Union did during the Cold War. Furthermore, it is 
likely that no regional power or coalition will amass sufficient conventional military strength 
in the next 10 to 15 years to defeat our armed forces, once the full military potential of the 
United States is mobilized and deployed to the region of conflict.“664 Die NDS 2005 zeigt sich 
diesbezüglich noch selbstbewußter: „We will have no global peer competitor and will remain 
unmatched in traditional military capability.“665 Dies wird wie folgt konkretisiert: „Though 
we have no global peer, we will have competitors and enemies – state and non-state.“666 

                                                 
658  George J. Tenet, The Worldwide Threat in 2003: Evolving Dangers in a Complex World, Washington D.C., 

11. Februar 2003. 
659   George J. Tenet, The Worldwide Threat 2004: Challenges in a Changing Global Context (Testimony before 

the Senate Armed Services Committee), Washington D.C., 9. März 2004. 
660  Porter J. Goss, Testimony before the Senate Armed Services Committee, Washington D.C., 17. März 2005. 
661  Department of Defense (06.02.2006): S. 29. 
662  The White House (16.03.2006): S. 42. 
663  Department of Defense (Mai 1997): Section II. 
664  Ebd. 
665  Department of Defense (März 2005): S. 5. 
666  Ebd. 
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II.        Militärische Machtprojektionsfähigkeiten Chinas 
 

 

Die militärischen Machtprojektionsfähigkeiten Chinas können für die sicherheitspolitischen 

Interessen der USA in Südostasien in zweierlei Hinsicht zur Herausforderung werden: Ver-

fügt die People’s Liberation Army (PLA) über Instrumente, die, erstens, direkt gegen ameri-

kanisches Staatsterritorium, gegen US-Truppen außerhalb des eigenen Landes oder gegen 

Verbündete einsetzbar sind, dann könnte bereits eine vorhandene Handlungsfähigkeit ausrei-

chen, den Handlungswillen Washingtons in einem beliebigen amerikanisch-chinesischen 

Konflikt mit militärischem Eskalationspotential dahingehend zu beeinflussen, sich weiterer 

Maßnahmen zu enthalten oder gar nicht erst in das Geschehen einzugreifen. Dazu müßte Chi-

na über Duelloptionen, wenigstens aber Fähigkeiten zur asymmetrischen Kriegführung verfü-

gen. Hinsichtlich der amerikanischen Interessen im ASEAN-Raum ist, zweitens, in concreto 

herauszufinden, ob die People’s Liberation Army Navy (PLAN) sowie die People’s Liberati-

on Army Air Force (PLAAF) über hinreichende Machtmittel verfügen, amerikanischen Han-

dels- und Kriegsschiffen langfristig, wenigstens aber zeitweise den Zugang zu Südostasien zu 

verweigern. Bewertungen der militärischen Kapazitäten des Reiches der Mitte erfolgen dabei 

unter Abwägung theoretischer Einsatzmöglichkeiten (z.B. Reichweite einer Rakete) und prak-

tischer Einsatzgrenzen (z.B. Treffgenauigkeit einer Rakete). 

 

1.  Duelloptionen  

Die amerikanischen Streitkräfte sind der PLA in praktisch allen relevanten Bereichen hoch 

überlegen. Die meisten chinesischen Waffensysteme sind veraltet, und ihr technischer Stand 

liegt oftmals zwei Entwicklungsgenerationen hinter vergleichbaren amerikanischen Rü-

stungsprodukten zurück.667 Das Gros der 7.580 Kampfpanzer stammt z.B. aus der Anfangs-

zeit des Kalten Krieges. Allein 5.000 dieser Einsatzfahrzeuge gehen auf Ausführungen der 

Typen 59 I/II zurück, die bereits seit Ende der 50er Jahre produziert werden. In einer offenen 

                                                 
667  Vgl. zur Ausrüstung und Modernisierung der chinesischen Streitkräfte IISS (2007): S. 346 – 351. Timothy 

Hu, Ready, steady, go... China is accelerating efforts to transform its military into a modern force to be 
reckoned with, in: Jane’s Defence Weekly, Nr. 15, 13. April 2005, S. 22 – 28. Harold Brown, Joseph W. 
Prueher, Adam Segal, Chinese Military Power, Report of an Independent Task Force, Sponsored by the 
Council on Foreign Relations, Maurice R. Greenberg Center for Geoeconomic Studies, New York 2003. 
Stephen J. Flanagan, Michael E. Marti (Hrsg.), The People’s Liberation Army and China in Transition, 
Washington D.C. 2003. David Shambaugh, Modernizing China’s Military. Progress, Problems, and Pros-
pects, Berkeley – Los Angeles – London 2002, S. 252 – 283. Richard D. Fisher, Jr., Foreign Arms Acquisi-
tion and PLA Modernization, in: James R. Lilley, David Shambaugh (Hrsg.), China’s Military Faces the 
Future, Washington D.C. 1999, S. 85 – 126 (Appendix: Gallery of Known and Possible Future Foreign 
Military Acquisitions by China, S. 127 – 191). Mark A. Stokes, China’s Strategic Modernization. Implica-
tions for the United States, Washington D.C., September 1999. 
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Panzerschlacht wären sie amerikanischen Abstandswaffen hilflos ausgeliefert. Der schlagkräf-

tigste Kampfpanzer der PLA vom Typ-98A war 2007 lediglich mit einer Stückzahl von 80 

Einheiten im Heer eingeführt worden. Im Bereich der Luftstreitkräfte (ohne Einheiten der Ma-

rine)668 werden nur die 148 Su-27 (116 Su-27SK, 32 Su-27UBK) und die 73 Su-30MKK von 

insgesamt 2.643 Kampfflugzeugen modernen Standards gerecht. Ihnen stehen allein in der 

U.S. Air Force 2.658 amerikanische Kampfflugzeuge gegenüber, zu denen u.a. 21 Bomber 

vom Typ B-2A, 85 Bomber vom Typ B-52, 613 F-15 verschiedener Konfiguration, 738 F-

16C/D, 52 F-117A und nicht zuletzt 19 hochmoderne F-22A zählen. Im Bereich der Über-

wasserkampfschiffe besitzt China 28 Zerstörer und 48 Fregatten. Lediglich die vier Sovrem-

ennys gehören der Kategorie moderner Seekriegsmittel an. Die Übermacht der USA ist erneut 

erdrückend: Unter den 106 Überwasserkampfschiffen befinden sich allein 11 bis 12 Flug-

zeugträger und 50 Zerstörer. Bei einem Vergleich der U-Boote stehen 63 chinesische 68 ame-

rikanischen Einheiten gegenüber.669 Peking ist hier jedoch nicht nur geringfügig numerisch 

unterlegen. Abgesehen von einigen wenigen nuklear betriebenen Einheiten verfügt es weitge-

hend über veraltetes Gerät. Dies gilt insbesondere für die 36 U-Boote der Romeo- und Ming-

Klasse.670  

  Diese Liste ließe sich mit im Ergebnis ähnlichen Bewertungen auf weitere Vergleichsebe-

nen ausdehnen, und deshalb ist generell festzustellen, daß China gegenüber den USA über 

keine konventionelle Duellfähigkeit verfügt. Es ist derzeit nur ein Szenario denkbar, aus dem 

die amerikanischen Streitkräfte mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit langfristig 

als Verlierer hervorgehen würden: ein militärischer Einmarsch in China. Das Reich der Mitte 

ist jedoch für eine Okkupation zu groß und zu bevölkerungsreich. Die PLA hat zudem auch 

im Verteidigungsweißbuch vom Dezember 2006 am Konzept des people’s war festgehalten, 

wenngleich ihm natürlich in der Verteidigungsdoktrin nicht mehr die Bedeutung der 50er und 

60er Jahre zukommt. Die US-Streitkräfte würden einen Bodenkrieg nicht qualitativ, sondern 

quantitativ verlieren. Ein solches Szenario, also regime change nach dem Vorbild des Irak-

Feldzuges von 2003, scheidet daher aus, um sich eines peer competitor zu entledigen. Dar-

über hinaus könnte China die USA konventionell nur dann in Bedrängnis bringen, wenn es 

wie während des Vietnamkrieges Guerilleros, die gegen eine amerikanische Besatzungsmacht 

kämpfen, unterstützt. Auch ein solches Szenario ist derzeit nicht absehbar. 

                                                 
668  Die Marine verfügte 2007 über 792 Kampfflugzeuge, zu denen 48 Su-30Mk2 gehören. 
669  Unklar ist, welche Angaben der Military Balance von 2007 gelten. Das IISS spricht von einem strategischen 

und 57 taktischen U-Booten, kommt dann aber bei einer Aufschlüsselung der einzelnen Typen auf 63 Ein-
heiten. 

670  Die Angaben zum amerikanischen Rüstungsinventar beziehen sich auf IISS (2007): S. 28 – 42.  
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  Zu erörtern ist nun, ob Peking wenigstens im Bereich der Massenvernichtungswaffen über 

Duelloptionen verfügt. China ist seit dem Test seiner ersten Atombombe im Oktober 1964, 

gefolgt vom Test der ersten Wasserstoffbombe im Juni 1967, eine nukleare Macht.671 Es dau-

erte dann allerdings noch bis zum Mai 1980, als erstmalig ein Testflug einer Intercontinental 

Ballistic Missile (ICBM)672 erfolgreich absolviert wurde.673 Gegenwärtig ist unklar, über wie 

viele atomare Sprengköpfe die PLA verfügt. Peking hat weder hierzu noch etwa zu den Prin-

zipien seiner Nukleardoktrin detaillierte Angaben veröffentlicht. Das IISS geht von 402 

einsatzfähigen nuklearen Sprengköpfen aus (USA: 7.088), denen es 2004 folgende Transport-

vorrichtungen zuordnete: 20 ICBMs, 100 Intermediate-Range Ballistic Missiles (IRBMs), 12 

Submarine-Launched Ballistic Missiles (SLBMs), 120 Air-Launched Cruise Missiles 

(ALCMs), 120 Surface-To-Surface Missiles (SSMs) und 30 Kampfflugzeuge.674 Diese Grö-

ßenordnung wird von den meisten Experten bestätigt. Im Bereich biologischer und chemi-

scher Massenvernichtungsmittel hat die Pekinger Regierung hingegen verneint, entsprechende 

Potentiale zu besitzen. Das Pentagon geht jedoch davon aus, daß das Reich der Mitte sowohl 

zur Produktion von B- und C-Waffen fähig ist als auch mit großer Wahrscheinlichkeit ent-

sprechende Kapazitäten eingelagert hat.675 Hinzu kommt, daß nach wie vor zahlreiche chemi-

sche Waffen, die von der Kaiserlichen Armee Japans in den 30er und 40er Jahren ins Land 

gebracht worden waren, weiterhin auf chinesischem Territorium lagern. Da sie in der Regel 

vergraben sind, sorgen sie auch in der Gegenwart, etwa bei Baumaßnahmen, für Unfälle. Pe-

king geht davon aus, daß die japanischen Besatzungstruppen ca. zwei Millionen chemische 

Waffen im Land hinterlassen haben; Tokyo gibt deren Zahl mit 700.000 Einsatzmitteln an.676 

                                                 
671  Vgl. zu den chinesischen Nuklearstreitkräften Robert S. Norris, Hans M. Kristensen, Chinese nuclear 

forces, 2006, in: Bulletin of the Atomic Scientists, Nr. 3, Mai/Juni 2006, S. 60 – 63. Joseph Cirincione (with 
Jon B. Wolfsthal, Miriam Rajkumar), Deadly Arsenals. Tracking Weapons of Mass Destruction, Washing-
ton D.C. 2002, S. 141 – 163. Bates Gill, James C. Mulvenon, Mark Stokes, The Chinese Second Artillery 
Corps: Transition to Credible Deterrence, in: James C. Mulvenon, Andrew N. D. Yang (Hrsg.), The Peo-
ple’s Liberation Army as Organization, Santa Monica 2002, S. 510 – 586. Brad Roberts, Robert A. Man-
ning, Ronald N. Montaperto, China: The Forgotten Nuclear Power, in: Foreign Affairs, Nr. 4, Juli/August 
2000, S. 53 – 63. Alastair Iain Johnston, Prospects for Chinese Nuclear Force Modernization: Limited De-
terrence Versus Multilateral Arms Control, in: David Shambaugh, Richard H. Yang (Hrsg.), China’s Mili-
tary in Transition, Oxford 1997, S. 284 – 312. Kay Möller, Zwischen Abschreckung und strategischer Of-
fensive. Die Nuklearstrategie der Volksrepublik China, in: Internationale Politik, Nr. 10, Oktober 1996, S. 
37 – 42. Alastair Iain Johnston, China’s New ‘Old Thinking’. The Concept of Limited Deterrence, in: Inter-
national Security, Nr. 3, Winter 1995/1996, S. 5 – 42. 

672  Das IISS legt für ballistische Trägersysteme folgende Reichweiten fest, die üblicherweise verwendet wer-
den: ICBM über 5.000 km, IRBM 500 km bis 5.000 km und Short-Range Ballistic Missile (SRBM) bis 500 
km. 

673  Vgl. zu den Ursprüngen des chinesischen Raketenprogramms John Wilson Lewis, Hua Di, China’s Ballistic 
Missile Programs. Technologies, Strategies, Goals, in: International Security, Nr. 2, Herbst 1992, S. 5 – 40, 
hier S. 18. 

674  Vgl. IISS, The Military Balance 2004/2005, London 2004, S. 251. 
675  Vgl. Department of Defense (Januar 2001): S. 15. 
676  Vgl. IISS, Japanese chemical weapons in China. Erasing a wartime legacy, Strategic Comments, Nr. 10, 

Dezember 2000, S. 1. 
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Aus militärischer Sicht ist jedoch fraglich, ob sich deren Überreste von der PLA z.B. in wie-

derverwendbare Granaten umwandeln ließen. 

  China verfügt über ballistische Trägersysteme, die sowohl die USA in toto abdecken als 

auch sämtliche im asiatisch-pazifischen Raum dislozierten amerikanischen Streitkräfte und 

deren Verbündete attackieren könnten.677 Rückgrat der Raketenstreitkräfte der PLA, der so-

genannten „Second Artillery“, ist die Dong Feng (DF) 5A, die erste ICBM Chinas. Peking be-

sitzt ca. 20 DF-5A, die bei einer Nutzlast von 3.200 kg eine Reichweite von 13.000 km haben. 

Ihre Sprengkraft liegt bei vier bis fünf Megatonnen.678 Bis auf zwei Raketen, die in den 80er 

Jahren stationiert wurden, erfolgte die Indienststellung aller übrigen Einheiten dieses Typs 

erst in den 90er Jahren. Die DF-5A könnte Ziele auf dem gesamten Staatsgebiet der USA an-

greifen. Offiziell richten beide Seiten zwar seit dem Detargeting Agreement von 1998 keine 

ICBMs aufeinander. Es bedarf jedoch lediglich einer kurzfristig zu bewerkstelligenden Um-

programmierung der Angriffscodes, um diese Situation zu verändern. Die geopolitische Lage 

Chinas läßt für Interkontinentalraketen mit Reichweiten von 13.000 km nur die USA als logi-

sches Ziel zu, denn sämtliche Gebiete Rußlands ließen sich mit ballistischen Trägersystemen 

angreifen, die nicht mehr als 4.000 km Reichweite benötigen.  

  Die Einsatzbereitschaft einer weiteren ICBM, der DF-31, ist hingegen umstritten. Sie ver-

fügt über eine Sprengkraft von 300 Kilotonnen und hat bei einer Nutzlast von 700 kg eine 

Reichweite von 8.000 km, womit Hawaii, Alaska, die amerikanische Westküste und auch 

ganz Australien im Radius dieses Trägersystems liegen. Die DF-31 wurde erstmalig im Au-

gust 1999 erfolgreich getestet. Das IISS geht davon aus, daß sie bereits seit 2001 verwen-

dungsfähig ist.679 Aber auch das Londoner Institut ist sich hinsichtlich des Bestandes unsi-

cher: 2004 gab es acht, 2007 nur noch sechs Trägersysteme dieses Typs an. Andere Autoren 

hielten eine Initial Operation Capability (IOC) der DF-31 frühestens 2005 für möglich.680  

  Die mit einer bis drei Megatonnen schlagkräftigste IRBM ist die DF-4, die bei einer 

Reichweite von 4.750 km gegen Ziele im Norden Australiens sowie auf Guam und Diego 

Garcia gerichtet werden könnte. Die Distanz gilt für eine angenommene Nutzlast von 2.200 

kg. Bei einer Reduktion des Gewichtes des Sprengkopfes wäre denkbar, daß die DF-4 in eine 
                                                 
677  Die nachfolgend aufgelisteten Daten beziehen sich auf IISS, The Military Balance 1999-2000, London 

1999, S. 309 – 310. IISS, The Military Balance 2002-2003, London 2002, S. 170. IISS (2004): S. 170. IISS 
(2007): S. 346. Shambaugh (2002): S. 274 – 281. Da es keine offiziell autorisierten Daten der chinesischen 
Regierung zu den Nuklearstreitkräften gibt, sind westliche Analysten zu Hochrechnungen gezwungen. Die 
Ergebnisse differieren dabei z.T. ganz erheblich. 

678  Zum Vergleich: Die am 6. und 9. August 1945 über Hiroshima sowie Nagasaki abgeworfenen Atombom-
ben hatten eine Sprengkraft von 12 – 15 bzw. 21 Kilotonnen. Bis Ende 1945 erlagen 140.000 Menschen in 
Hiroshima und 70.000 Menschen in Nagasaki den Folgen der Nuklearexplosionen. Vgl. Jack Mendelsohn, 
David Grahame, Arms Control Chronology, Washington D.C. 2002, S. 27. 

679  Vgl. IISS, The Military Balance 2001-2002, London 2001, S. 188.  
680  Vgl. Shambaugh (2002): S. 279. 



202 Der Herausforderer: China als revisionistische Macht    
 
 

 

ICBM umgewandelt werden könnte.681 Die Second Artillery verfügt derzeit über ungefähr 20 

Einheiten dieses Raketentyps. Die DF-3A – das älteste ballistische Trägersystem Chinas – 

kommt bei einer Nutzlast von 2.150 kg und einer Sprengkraft von ebenfalls einer bis drei Me-

gatonnen hingegen nur auf eine Reichweite von 2.800 km. Sie würde bis in das Zentrum In-

donesiens reichen, hätte aber vermutlich Probleme, Ziele in Guam zu treffen. Zu den Bestän-

den der PLA gehören ca. zwei DF-3A.682 

  Besonders gefährdet sind die amerikanischen Truppen in Südkorea und Japan. Zum chine-

sischen Raketenarsenal gehört eine ganze Reihe von ballistischen Trägersystemen im Kurz- 

und Mittelstreckenbereich, die u.a. gegen Ziele der Nachbarstaaten Nordostasiens eingesetzt 

werden könnten. Die Distanz zwischen der chinesischen Ostküste und der Inselgruppe Oki-

nawa liegt bei 500 km bis 700 km. Von der Provinz Heilongjiang aus wären Trägersysteme 

mit einer Reichweite von etwas über 1.200 km notwendig, um Hokkaido, Honshu, Shikoku 

und Kyushu komplett abzudecken. Für die südlichsten Landesteile Südkoreas muß die Second 

Artillery Distanzen zwischen 500 km bis 700 km überwinden, um alle militärstrategisch rele-

vanten Ziele angreifen zu können. Im Konfliktfall kämen für derartige Aufgaben neben den 

Beständen an DF-3 ca. 33 DF-21 (Reichweite: 2.150 km / Nutzlast: 600 kg / Sprengkraft: 300 

Kilotonnen), ca. 225 DF-15 (600 km / 500 kg / 350 Kilotonnen) sowie ca. 500 DF-11A (280 

km / 800 kg / 350 Kilotonnen) in Frage. 

  Die chinesischen Nuklearstreitkräfte dienten von Anfang an primär dem Ziel der Ab-

schreckung. Bereits Mao Zedong war bewußt, daß sein Land nicht in der Lage sein würde, 

mit dem amerikanischen Atombombenarsenal quantitativ gleichzuziehen. Auf dieser Basis 

gab er im Januar 1955 die Order heraus, daß China zu einer nuklearen Macht werden müsse. 

Die Haltung der USA in der zum damaligen Zeitpunkt anhaltenden Krise um Quemoy und 

Matsu sowie amerikanische Drohungen während des Koreakrieges, einen Atomschlag gegen 

das Reich der Mitte zu erwägen, dürften diese Entscheidung maßgeblich beeinflußt haben. 

Bereits am Tag des erstens Atombombentests, am 16. Oktober 1964, ließ Peking dann folgen-

de defensiv ausgerichteten Eckpfeiler seiner Nukleardoktrin verlauten: Das Monopol der Su-

permächte im Bereich der Atomwaffen müsse gebrochen werden; China werde niemals als er-

ster diese Waffe einsetzen (Verzicht auf den Erstschlag); alle nuklearen Einsatzmittel müßten 

beseitigt werden.683 Für eine insgesamt defensive Ausrichtung spricht auch, daß sich Peking 

                                                 
681  Das IISS zählt die DF-4 seit 2005 zu den ICBMs, nachdem es dieses Trägersystem zuvor zu den IRBM ge-

rechnet hatte. 
682  Die Unterscheidung von DF-3 und DF-3A ist in der Literatur verwirrend, was auch für deren Bestands-

schätzungen gilt. Das IISS korrigierte z.B. die angenommene Zahl vorhandener DF-3A von 32 (2004) auf 2 
(2005). 

683  Vgl. William Burr, Jeffrey T. Richelson, Whether to “Strangle the Baby in the Cradle”. The United States 
and the Chinese Nuclear Program, 1960-64, in: International Security, Nr. 3, Winter 2000/2001, S. 57, 92. 



 Militärische Machtprojektionsfähigkeiten Chinas  203  
 
 

 

nicht am nuklearen Rüstungswettlauf zwischen den Supermächten Washington und Moskau 

beteiligt hat. Treffen Angaben des Natural Resources Defense Council zu, dann ist das chine-

sische Atomwaffenarsenal sogar reduziert worden. Während die Zahl der Sprengköpfe von 

1984 bis 1994 zwischen 415 und 450 lag, verharrt sie seit 1995 bei ca. 400.684 Im chine-

sischen Verteidigungsweißbuch vom Dezember 2006 wird die defensive Ausrichtung eben-

falls betont: „China remains firmly committed to the policy of no first use of nuclear weapons 

at any time and under any circumstances. [...] It endeavors to ensure the security and reliabil-

ity of its nuclear weapons and maintains a credible nuclear deterrent force. [...] China exer-

cises great restraint in developing its nuclear force. It has never entered into and will never en-

ter into a nuclear arms race with any other country.“685 Peking will vor allem vermeiden, Op-

fer nuklearer Erpressung zu werden.686 In diesem Sinne dienen die A-Waffen auch als präven-

tive Drohkulisse, um Einmischungen von außen in vitale innere Angelegenheiten vorzubeu-

gen. Generalleutnant Xiong Guangkai, stellvertretender Chef des chinesischen Generalstabes, 

soll Chas W. Freeman, von 1993 bis 1994 Assistant Secretary of Defense for International 

Security Affairs, während eines Besuches in Peking im Oktober 1995 gesagt haben, daß Chi-

na bereit sei, Millionen Menschen in einem Nuklearkrieg zu opfern, um die Unabhängigkeit 

Taipehs zu verhindern: „You will not sacrifice Los Angeles to protect Taiwan“687. Im Juli 

2005 wiederholte der chinesische General Zhu Chenghu, Dean des International Fellows Pro-

gram der National Defense University, diese Drohung mit Blick auf eine mögliche amerikani-

sche Einmischung in der Taiwanstraße: „If the Americans draw their missiles and position-

guided ammunition onto the target zone on China’s territory, I think we will have to respond 

with nuclear weapons“688. 

  Das militärstrategische Kalkül, das dem Besitz von Nuklearwaffen zugrunde liegt, wird in 

der Literatur als minimum deterrence bezeichnet.689 China erhebt dabei nicht den Anspruch, 

einen Atomkrieg gegen Rußland oder die USA gewinnen zu können. Es will jedoch in der 

Lage sein, einen nuklearen Erstschlag des Gegners zu überleben und anschließend einen sub-

                                                 
684  Vgl. Natural Resources Defense Council, Archive of Nuclear Data: Table of Global Nuclear Weapons 

Stockpiles, 1945 – 2002, New York, Stand vom 25. November 2002. 
685  State Council Information Office, China’s National Defense in 2006, Peking, 29. Dezember 2006. 
686  General Yang Huan, ehemaliger stellvertretender Kommandeur der Second Artillery, betont dieses Motiv: 

„Chinas’s strategic nuclear weapons were developed because of the belief that hegemonic power will con-
tinue to use nuclear threats and nuclear blackmail.“ Yang Huan, China’s Strategic Nuclear Weapons, in: 
Michael Pillsbury (Hrsg.), Chinese Views of Future Warfare, überarbeitete Auflage, Washington D.C. 
1998, S. 131. 

687  Zit. n. James Mann, Between China and the U.S. – Taiwan, even more than human rights, is the most dan-
gerous issue, in: The Washington Post, 10. Januar 1999 (online).  

688  Zit. n. Joseph Kahn, China general threatens use of A-bombs if U.S. intrudes, in: International Herald Trib-
une, 16. – 17. Juli 2005, S. 6. 

689  Vgl. zur Debatte von minimum deterrence und limited deterrence Johnston (1997): S. 288 – 300. Johnston 
(1995/1996): S. 5 – 42. 
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stantiellen nuklearen Zweitschlag führen zu können. Vor diesem Hintergrund bedeutet Ab-

schreckung, daß China zwar mit einer Niederlage in einer atomar geführten Auseinanderset-

zung mit einer nuklearen Großmacht rechnet. Ein möglicher Aggressor soll jedoch zu der    

Überlegung gezwungen werden, ob er trotz des zu erwartenden Sieges bereit ist, massive 

Schäden im eigenen Land hinzunehmen. In der Kosten-Nutzen-Kalkulation sollen folglich die 

Kosten hochgetrieben werden und damit inakzeptabel erscheinen. Die PLA würde dazu ver-

mutlich vor allem jene Ziele attackieren, durch deren Zerstörung ein besonders hoher Schaden 

entstünde: Großstädte, Atomkraftwerke, Staudämme, Militäranlagen, Industriekomplexe so-

wie weitere wichtige Infrastruktur und Regierungszentren. Die chinesischen ICBMs sind 

dementsprechend als city busters auf großräumige Angriffsflächen ausgelegt und nicht zur 

Bekämpfung von gehärteten Punktzielen geeignet. Die DF-5A hat z.B. einen CEP von 500 m, 

wohingegen die amerikanische Trident D5 bei einer Reichweite von 12.000 km nur auf einen 

CEP von 90 m kommt.690 

  Als Zwischenfazit kann an dieser Stelle folgendes festgehalten werden: China verfügt im 

Vergleich zum Nuklearwaffenarsenal der USA zwar weder über quantitative noch qualitative 

Parität. Seine Trägersysteme sind aber zumindest theoretisch in der Lage, sowohl US-

Staatsterritorium als auch Verbündete Washingtons und die dort stationierten amerikanischen 

Truppen zu attackieren. Ob sich aus diesen Angaben auch eine tatsächliche nukleare Angriffs-

fähigkeit ergibt, hängt davon ab, ob China zu nuklearer Vergeltung tatsächlich in der Lage ist. 

Kenneth N. Waltz geht dabei bereits dann von nuklearer Parität aus, wenn beide Seiten über 

eine gesicherte Zweitschlagfähigkeit verfügen. Qualitative und quantitative Merkmale seien 

unter solchen Bedingungen von sekundärer Bedeutung.691 Die nukleare Duellfähigkeit Chinas 

hängt damit von einer gesicherten Möglichkeit zum Zweitschlag ab. 

  Fraglich ist daher, welche Abschreckungswirkung das gegenwärtige Atomwaffenarsenal 

in der Praxis entfalten kann. Da die DF-5A mit Flüssigbrennstoff betrieben wird und Treib-

mittel, Sprengkopf sowie Raketensystem getrennt voneinander gelagert werden, befindet sie 

sich in einem geringen Alarmzustand.692 Hinzu kommt, daß sie über stationäre Raketensilos 

gezündet würde, deren Koordinaten den USA bekannt sein dürften und die deshalb besonders 

verletzlich sind. Die DF-5A kann daher nur auf jene Staaten abschreckend wirken, die weder 

                                                 
690  Vgl. IISS (1999): S. 309. 
691  „So long as two or more countries have second-strike forces, to compare them is pointless. If no state can 

launch a disarming attack with high confidence, force comparisons become irrelevant. […] Two countries 
with second-strike forces have the same amount of strategic power – since, short of attaining a first-strike 
capability, adding more weapons does not change the effective military balance.“ Kenneth N. Waltz, Nu-
clear Myths and Political Realities, in: American Political Science Review, Nr. 3, September 1990, S. 738. 
Siehe auch Waltz (2000): S. 32. 

692  Vgl. Roberts/Manning/Montaperto (2000): S. 55. Norris/Kristensen (2006). 
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über A-Waffen noch über die Option eines militärischen Präventivschlages in der Tiefe des 

chinesischen Raumes verfügen. Solange die amerikanische Aufklärung funktioniert und eine 

schnelle Reaktionsfähigkeit der Streitkräfte gegeben ist, scheidet die DF-5A als Bedrohung 

für die USA aus. Die Abschreckungsfähigkeit Chinas leidet darüber hinaus daran, daß sich 

die PLA alternativ nicht – wie etwa die US-Streitkräfte – auf die beiden übrigen Standbeine 

einer idealiter vorliegenden „nuklearen Triade“ stützen kann. Die Marine verfügt nur über ein 

einziges U-Boot der Xia-Klasse (Typ 092), das mit SLBMs ausgestattet ist. Zum Inventar ge-

hören zwölf Raketen vom Typ Julang (JL)-1, die bei einer Nutzlast von 600 kg eine Reich-

weite von 2.150 km haben. Die Sprengkraft liegt bei 300 Kilotonnen. Die Xia wäre theore-

tisch geeignet, zur nuklearen Triade beizutragen. Praktisch scheitert dies jedoch daran, daß sie 

zum einen vermutlich seit dem ersten Übungsschießen 1988 ihren Heimathafen aus techni-

schen Gründen nicht mehr verlassen hat.693 Zum anderen dürfte es ihr nicht gelingen, sich un-

entdeckt den USA bis auf Schlagdistanz zu nähern. Auch im Bereich strategisch einsetzbarer 

Bomber ist China mangelhaft ausgerüstet. Zur PLAAF gehören neben 40 H-5 ca. 140 H-6 

verschiedener Konfigurationen, von denen 20 für Nuklearschläge bereit stehen sollen.694 Sie 

verfügen über einen Einsatzradius von 3.000 km. Dies würde lediglich bis Guam reichen. Die 

PLAAF hat zudem keine hinreichenden Luftbetankungsfähigkeiten, um den Einsatzradius der 

H-6 zu vergrößern.695 Die Bomber müßten zudem Jagdschutz für einen Angriff auf die USA 

erhalten, der mit den derzeit existierenden Mitteln ebenfalls nur schwer zu gewährleisten sein 

wird. Für die PLA fällt eine Bestandsaufnahme im Bereich der Nuklearstreitkräfte daher er-

nüchternd aus: Die atomare Abschreckung ist lediglich regional glaubwürdig und verfügt da-

zu sowohl über land- wie auch luftgestützte Komponenten. Die Zweitschlagfähigkeit wird 

hier schon allein mittels Masse sichergestellt. Die PLA kann jedoch gegenwärtig weder zu 

Land noch zu Wasser oder aus der Luft das Zentrum, geschweige denn den Osten der USA 

bedrohen (auch die DF-31 reicht derzeit nur bis zur Westküste). Bates Gill, James C. Mulve-

non und Mark Stokes gehen in dieser Frage sogar soweit zu behaupten, daß der chinesische 

Verzicht auf den nuklearen Erstschlag aus der Not geboren sei und die mangelnden Fähigkei-

                                                 
693  Vgl. Shambaugh (2002): S. 271. Joseph Cirincione ging 1999 davon aus, daß China nicht fähig sei, ballisti-

sche Trägersysteme von U-Booten aus abzufeuern. Entsprechende Versuche seien selbst mit Kurzstrecken-
systemen gescheitert. Interview des Verfassers mit Joseph Cirincione, Senior Associate and Director, Non-
Proliferation Project, Global Policy Program, Carnegie Endowment for International Peace, Washington 
D.C., 1. Dezember 1999. 

694  Vgl. IISS (2004): S. 172. Bates Gill, James C. Mulvenon, Mark Stokes, The Chinese Second Artillery 
Corps: Transition to Credible Deterrence, in: Mulvenon/Yang (2002): S. 540. 

695  Vgl. dazu die Ausführungen im nächsten Abschnitt. 
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ten der Second Artillery widerspiegele, der sie nicht einmal die Fähigkeit zu minimum deter-

rence zusprechen.696 

  Die chinesische Führung ist sich dieser Situation bewußt. Ironischerweise dürfte es vor al-

lem die Washingtoner Sicherheitspolitik nach dem Ende des Ost-West-Konflikts gewesen 

sein, die auf die Entscheidung Pekings, die Second Artillery zu modernisieren, katalytisch 

gewirkt hat. Der Einsatz hochwirksamer Präzisionswaffen des Pentagons in den beiden Krie-

gen gegen den Irak (1991, 2003) sowie während der Angriffe gegen Jugoslawien (1999) und 

Afghanistan (2001) hat der chinesischen Generalität vorgeführt, daß insbesondere ihre statio-

nären Raketensilos im Konfliktfall hochgradig verletzlich sind. Amerikanische Vorhaben re-

gionaler und nationaler Raketenabwehr stellen die Abschreckungsfähigkeit der chinesischen 

Nuklearstreitkräfte zusätzlich in Frage. Die Modernisierungsvorhaben der PLA setzen daher 

an den drei bisherigen entscheidenden Schwachstellen an: Mobilität, Alarmzustand und 

Durchschlagfähigkeit der ballistischen Trägersysteme. Sollte China ein derartiger Umbau auf 

breiter Front gelingen – Ansätze wurden bereits umgesetzt –, dann könnten die Nuklearstreit-

kräfte ihre Fähigkeit der minimum deterrence im globalen Maßstab sicherstellen und auf limi-

ted deterrence ausdehnen.697 Was darunter exakt zu verstehen ist, wurde von chinesischer Sei-

te nirgendwo verbindlich festgelegt. Die meisten Beobachter betrachten limited deterrence 

grundsätzlich als die Fähigkeit, vor dem Hintergrund einer gesicherten Zweitschlagfähigkeit 

über die Option zu verfügen, taktische Nuklearschläge führen zu können. Das Konzept der 

Abschreckung wird dabei vom Zwang einer starren, totalen Antwort befreit und durch das er-

setzt, was in der NATO als flexible response bekannt geworden ist. Alastair Iain Johnston de-

finiert entsprechend: „Limited deterrence rests on a limited war-fighting capability aimed at 

communicating China’s ability to inflict costly damage on the adversary at every rung on the 

escalation ladder and thus denying the adversary victory in a nuclear war.“698 

  Sollte die DF-31 tatsächlich einsatzfähig sein, dann wäre dies der bis dato wichtigste 

Schritt in Richtung gesicherte globale Zweitschlagfähigkeit. Mit diesem Trägersystem verfügt 

China erstmalig über eine mobile ICBM, wenngleich es sich derzeit nur auf ein geringes 

Quantum stützen kann (immer vorausgesetzt, die Angaben des IISS treffen zu). Die DF-31 ist 

in der Lage, ihren Standort beliebig zu wechseln, womit sie die amerikanische Aufklärung vor 

erhebliche Herausforderungen stellt. David Shambaugh bezeichnet dieses ballistische Träger-

system als „China’s first true strategic nuclear deterrent.“699 Offensichtlich ist eine Weiter-

entwicklung bereits auf den Weg gebracht. Das Projekt firmiert unter der Bezeichnung DF-
                                                 
696  Vgl. Gill/Mulvenon/Stokes (2002): S. 516, 557. 
697  Vgl. zu dieser Ansicht Stokes (1999): S. 97. 
698  Johnston (1995/1996): S. 41. 
699  Shambaugh (2002): S. 279.  



 Militärische Machtprojektionsfähigkeiten Chinas  207  
 
 

 

31A oder auch DF-41 und könnte die Abschreckungsfähigkeiten Pekings ausbauen. Die ge-

plante Rakete soll bei einer Nutzlast von 800 kg über eine Reichweite von 12.000 km verfü-

gen (250 Kilotonnen Sprengkraft). Die chinesische Regierung plant zudem den Bau des ersten 

einsatzfähigen strategischen U-Bootes (Typ 094). Vermutungen gehen davon aus, daß es mit 

16 Raketen vom Typ JL-2 ausgerüstet wird, die bei einer Nutzlast von 700 kg eine Reichweite 

von 8.000 km erreichen sollen. Sie basieren wahrscheinlich auf der Technologie der DF-31. 

Ein solches U-Boot müßte sich nicht der amerikanischen Küste nähern, um seine Raketen ins 

Ziel zu bringen, sondern könnte bei permanenter Veränderung des Standortes aus den siche-

ren Heimatgewässern operieren. Die JL-2 soll im Juni 2005 erstmalig erfolgreich getestet 

worden sein.700 Zu den weiteren bereits vorhandenen mobilen Systemen gehören die DF-3, 

die DF-7, die DF-11, die DF-15 sowie die DF-21. Die PLA ist damit im Kurz- und Mit-

telstreckenbereich bereits zu sicheren Vergeltungsschlägen fähig. 

  Neben der Mobilität ist der Alarmzustand entscheidend für die Einsatz- und Überlebens-

fähigkeit eines ballistischen Trägersystems. Ältere Raketentypen wie die DF-3A, die DF-4 

und die DF-5A, die mit Flüssigbrennstoff betrieben werden, haben insofern eine geringere 

Reaktionsfähigkeit, als die Betankung erst nach dem Angriffsbefehl erfolgen kann. In dieser 

Phase sind sie für Präemptivschläge des Gegners besonders empfindlich.701 Die neuen Gene-

rationen von Trägersystemen wie die DF-31 und die geplante DF-31A/DF-41, aber auch die 

SLBMs JL-1 und die geplante JL-2, werden bzw. sollen durchweg mit Festbrennstoff betrie-

ben werden, wodurch die Reaktionsfähigkeit der PLA erheblich verbessert worden ist und 

wird. Mit der DF-11 und der DF-15 verfügt bereits heute der größte Teil der chinesischen 

SRBMs über Festbrennstoff als Treibmittel. Reaktionszeiten ließen sich zudem durch die Be-

schaffung von Langstreckenbombern ausbauen, die flexibel stationiert werden könnten und 

damit für einen Zweitschlag besonders geeignet wären. Diesbezüglich ist im Rahmen der chi-

nesisch-russischen Militärkooperation immer wieder darüber spekuliert worden, daß Peking 

an einem Erwerb des Tu-22 Backfire interessiert ist.702 Denkbar ist zudem, daß Su-30 für 

weitreichende Nuklearschläge vorgesehen werden könnten, wozu sie allerdings während des 

Fluges betankt werden müßten. 

                                                 
700  Vgl. Bill Gertz, China advances missile program, in: The Washington Times, 22. Juni 2005 (online). Gertz 

zitiert anonyme Quellen des Pentagons, die behaupten, daß der Test der JL-2 von 2004 nicht erfolgreich 
gewesen sei. 

701  Für die meisten derartigen Raketen wird von einem Zeitbedarf zwischen zwei und vier Stunden ausgegan-
gen, um sie einsatzfähig zu machen. Vgl. Gill/Mulvenon/Stokes (2002): S. 544. 

702  Vgl. Norris/Kristensen (2006). Angeblich beabsichtigt Rußland, China den Langstreckenbomber Tu-22M-3 
zu verkaufen. Das im August 2005 abgehaltene Militärmanöver beider Seiten soll u.a. dazu gedient haben, 
Peking weitere russische Rüstungsgüter vorzuführen, um die Absatzchancen zu verbessern. Vgl. Nikolai 
Novichkov, Military exercises with China to promote Russian bomber potential, in: Jane’s Defence 
Weekly, Nr. 4, 26. Januar 2005, S. 17. 
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  Um die Durchschlagfähigkeit der Raketen gegenüber Theater Missile Defense (TMD)- 

und NMD-Systemen zu verbessern, könnte China verstärkt dazu übergehen, Multiple Inde-

pendently Targetable Re-entry Vehicles (MIRVs) zu entwickeln. Die DF-5A und die DF-31, 

die derzeit vermutlich nur mit jeweils einem Sprengkopf ausgerüstet sind, sollen über die Op-

tion verfügen, auch Mehrfachsprengköpfe transportieren zu können.703 Dazu muß ein Staat in 

der Lage sein, entsprechend kleine Sprengköpfe anzufertigen. Amerikanische Geheimdienste 

hatten mit Blick auf die letzten chinesischen Atombombentests zwischen 1992 und 1996 dar-

über spekuliert, daß Peking Testreihen für eine derartige Miniaturisierung durchgeführt hat.704 

Kleinere und damit auch leichtere Sprengköpfe haben zudem den Vorteil, die Reichweite ei-

ner Rakete zu verbessern. Ihre Verfügbarkeit ist Voraussetzung, um SLBMs nuklear aufzurü-

sten. China könnte auf diesem Gebiet durch umfassende Spionagetätigkeiten einen Sprung 

nach vorn gemacht haben. Im Cox-Bericht vom Mai 1999 wurde dazu die Behauptung aufge-

stellt, daß Peking an geheime Daten sämtlicher amerikanischer ICBMs und SLBMs, die ge-

genwärtig disloziert sind, gelangt sei. Dazu würden auch Informationen über den nuklearen 

Sprengkopf W-88 gehören, der für Trident D-5 SLBMs verwendet wird und der modernste 

der US-Streitkräfte sei.705 Unklar ist allerdings, ob China auf der Grundlage bloßer Blaupau-

sen technisch hochkomplizierte Vorrichtungen kopieren kann. Amerikanische Experten haben 

diesbezüglich ernsthafte Zweifel geäußert.706 Jenseits der Entwicklung von MIRVs könnte 

Peking seine ballistischen Trägersysteme auch mit Submunitionen und Köderballons ausrü-

sten, um deren Kampfwert gegenüber Raketenabwehrvorrichtungen zu steigern.707 Das Reich 

der Mitte soll bereits an entsprechenden Entwicklungen arbeiten.708 

  Ob Peking sein Nuklearwaffenprogramm ausbaut oder nicht, ist nach allgemeiner Auffas-

sung nicht eine Frage der Fähigkeiten, sondern des Willens. Im Gegensatz zu Staaten wie dem 

Iran verfügt es über genügend spaltbares Material, um die Zahl atomarer Sprengköpfe deut-

lich anzuheben. Die Autoren des Cox-Berichts vermuten, daß China – wenn es denn wollte – 

                                                 
703  Vgl. IISS (2004): S. 250. Die MIRV-Fähigkeit Chinas ist umstritten. Vgl. Roberts/Manning/Montaperto 

(2000): S. 56. Johnston (1997): S. 296 f. Norris und Kristensen behaupten, daß China bereits seit 20 Jahren 
in der Lage sei, MIRVs zu entwickeln, dies aber nicht getan habe. Vgl. Norris/Kristensen (2006): S. 61. 

704   Von 1964 bis 1996 hat China insgesamt 45 Atombombentests durchgeführt. Diese Zahl liegt weit unter den 
Versuchen der führenden Nuklearmächte (USA: 1.030 Tests von 1945 – 1992; Rußland: 715 Tests von 
1949 – 1990; Frankreich: 210 Tests von 1960 – 1996; Großbritannien: 44 Tests von 1952 – 1991; Indien: 6 
Tests 1974 und 1998; Pakistan: 5 Tests 1998). Vgl. Cirincione (2002): S. 141, 165, 171, 175, 194 f, 212. 

705  Vgl. Select Committee (United States House of Representatives), U.S. National Security and Mili-
tary/Commercial Concerns with the People’s Republic of China, Volume 1 (declassified), Washington 
D.C., 25. Mai 1999, S. 66 – 95. Der Bericht wurde nach dem Ausschußvorsitzenden Christopher Cox be-
nannt. 

706  Vgl. Gill/Mulvenon/Stokes (2002): S. 535. 
707  Vgl. Martin Wagener, Raketenabwehrsysteme und das Problem feindlicher Gegenmaßnahmen. Das Bemü-

hen der USA um absolute Sicherheit ist riskant, in: Das Parlament, Nr. 9, 23. Februar 2001, S. 5. 
708  Vgl. Brown/Prueher/Segal (2003): S. 52.  
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über eine aggressive MIRV-Entwicklung bis 2015 mehr als 1.000 nukleare Sprengköpfe auf 

ICBMs einsatzbereit halten könnte.709 Auch Experten wie Brad Roberts, Robert A. Manning 

und Ronald N. Montaperto beunruhigt vermutlich nicht zwingend der gegenwärtige Ausrü-

stungsstand der chinesischen Nuklearstreitkräfte, sondern deren Entwicklungsperspektiven, 

wenn sie behaupten, „that over the next decade it will likely be China, not Russia or any ro-

gue, whose nuclear weapons policy will concern America most.“710 

  Die skizzierten Fähigkeiten der Second Artillery zeigen, daß sich die Frage, ob Peking    

über die Option der limited deterrence verfügt, nicht pauschal militärisch, sondern nur diffe-

renziert geographisch beantworten läßt. Die PLA ist gegenüber den USA derzeit nur zu be-

grenzter minimum deterrence fähig. Im asiatisch-pazifischen Raum ist sie hingegen zu limited 

deterrence in der Lage. Jenseits nuklearer Einsatzmittel könnte die Second Artillery SRBMs 

zur Führung – dann sogar offensiver! – konventioneller Schläge einsetzen.711 Was limited de-

terrence an der regionalen Peripherie Chinas bedeutet, läßt sich am besten mit Blick auf die 

Situation in der Taiwanstraße erklären. Der Verzicht auf den nuklearen Erstschlag würde zwar 

mit den operativen Konzepten von limited deterrence kollidieren, ja sie unumsetzbar machen. 

Aus chinesischer Sicht bezieht sich jedoch das no first use nicht auf das eigene Staatsterritori-

um, zu dem die „abtrünnige Provinz“ gerechnet wird. Im Falle einer militärischen Eskalation 

wäre es daher nicht vollkommen unmöglich, daß die PLA zur Schaffung eines Brückenkopfes 

an der Küste von Formosa eine Neutronenbombe712 einsetzt, die sie erstmalig 1988 getestet 

hat. Sie wurde vermutlich entwickelt, um auf dem eigenen Territorium über eine Gefechts-

feldwaffe zu verfügen, die gegen eine sowjetische Invasionsarmee hätte gerichtet werden 

können.  

  Für die sicherheitspolitischen Interessen der USA in Südostasien ergeben sich daraus fol-

gende Konsequenzen: Die chinesischen Nuklearstreitkräfte sind gegenwärtig nicht in der La-

ge, einen Erstschlag zu führen, der die amerikanische Regierung handlungsunfähig machen 

                                                 
709  Vgl. Select Committee (1999): S. 186. Ähnliche Größenordnungen finden sich bei Johnston (1997): S. 298 

– 300. „Thus, if limited deterrence does act as a rough guide to R&D and acquisition decisions, there are no 
major technological barriers to the doubling, possibly tripling, of the size of China’s nuclear forces.“ Ebd., 
S. 299. 

710  Robert/Manning/Montaperto (2000): S. 53. 
711  Vgl. Gill/Mulvenon/Stokes (2002): S. 557. 
712  Bei der Neutronenbombe kommt ein vergleichsweise kleiner atomarer Sprengsatz zum Einsatz, der über die 

typischen Eigenschaften einer Atombombe verfügt. Im Unterschied zu herkömmlichen Atomwaffen (50 % 
Druckwelle, 35 % Wärmeentwicklung, 15 % radioaktive Strahlung) werden die Wirkungskomponenten 
Druck und Hitze reduziert, jene der radioaktiven Strahlung hingegen auf 80 % erhöht. Die Neutronenbombe 
ist somit vor allem als Gefechtsfeldwaffe konzipiert worden, um etwa Besatzungen und elektronische Aus-
rüstung gepanzerter Fahrzeuge zu neutralisieren. Für den Angreifer besteht der Vorteil dieses Waffensy-
stems darin, daß die Zerstörung des Zielgebietes weitaus geringer ist als beim Einsatz größerer Nuklearwaf-
fen. Dadurch bleibt das attackierte Areal nach Abschluß der Kampfhandlungen nutzbar. Vgl. Volker 
Matthée, Die Neutronenwaffe zwischen Bündnis- und Innenpolitik, Bonn 1985, S. 20 f. Der Brockhaus 
(2003): Stichwort „ABC-Waffen“. 
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würde. Die DF-31 könnte zwar knapp Los Angeles erreichen, nicht jedoch Washington D.C. 

China hat damit gegenüber den USA nicht die Möglichkeit, zum Mittel der coercive diploma-

cy zu greifen, um etwa eine Veränderung amerikanischen Verhaltens in Nordost- oder Süd-

ostasien zu erzwingen. Aus chinesischer Sicht wäre es daher vollkommen irrational, die nu-

kleare Karte zu spielen, weil Peking einen Atomkrieg mit Washington nur verlieren kann. Be-

reits ein einziges der 14 strategischen U-Boote der Ohio-Klasse verfügt mit 24 SLBMs über 

annähernd jenen Bestand an Interkontinentalraketen, auf den sich die chinesische Second Ar-

tillery insgesamt stützen kann.713 Das Atomwaffenpotential des Reiches der Mitte wirkt sich 

aber dennoch in zweifacher Weise auf Planungen des Pentagons aus: Es ist, erstens, im Sinne 

der limited deterrence geeignet, amerikanische Verbündete in Nordostasien zu bedrängen, um 

ihre Solidarität gegenüber Washington in einer Krisensituation, etwa in der Taiwanstraße, zu 

erschüttern. Mit anderen Worten: Werden Südkorea und Japan den USA die Nutzung ihrer 

Militärbasen erlauben, wenn China in einem solchen Fall mit Nuklearschlägen gegen südko-

reanische und japanische Großstädte droht? Die Second Artillery nimmt den USA, zweitens, 

in Konflikten jene militärischen Optionen, die sie gegenüber Jugoslawien, Afghanistan sowie 

dem Irak hatten und gegenüber dem Iran hätten: militärische Interventionen zur Brechung des 

politischen Willens des Gegners – und zwar ohne Gefahr, atomare Gegenschläge als Vergel-

tung erwarten zu müssen. China wäre dagegen in der Lage, auf amerikanische Aggressionen 

mit umfassenden Verwüstungsaktionen in Nordost- wie auch Südostasien zu reagieren. Mit 

dem Aufbau einer strategischen nuklearen Triade würde die Vergeltungsfähigkeit langfristig 

auf das komplette amerikanische Staatsterritorium ausgedehnt werden. Auch wenn es aus ra-

tionaler Sicht gegenwärtig vollkommen unmöglich erscheint, daß China seine Nuklearstreit-

kräfte offensiv gegen die USA einsetzt, kommt diesem Waffensystem in den Beziehungen 

beider Staaten eine gewichtige Rolle zu. Denn Peking hat durch den Besitz von Atombomben 

gegenüber Washington jenen Handlungsspielraum gewonnen, über den viele Akteure nicht 

verfügen. Als der Irak im August 1990 Kuwait eroberte, konnten amerikanische Streitkräfte 

die Truppen Saddam Husseins im Januar/Februar 1991 bei geringer Gegenwehr aus dem Emi-

rat vertreiben. Sollte sich dagegen China eines Tages dazu entschließen, seine Einflußsphäre 

in Südostasien mit militärischen Mitteln zu erweitern, dann dürfte ein konventioneller Gegen-

schlag der amerikanischen Streitkräfte nur in wenigen Fällen wahrscheinlich sein.714 Die Er-

fahrung des Ost-West-Konfliktes lehrt, daß sich zwei atomar hochgerüstete Staaten zwar 

                                                 
713  Vgl. IISS (2007): S. 28. 
714   Die PLA hätte insbesondere in zwei Szenarien mit Gegenwehr zu rechnen. Dies gilt, erstens, für eine  

Blockade der Seewege. Die USA wären zudem, zweitens, unter Zugzwang, sollte das Territorium der bei-
den offiziellen Bündnispartner Thailand und Philippinen angegriffen werden.  
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Stellvertreterkriege liefern können. Sie schrecken jedoch vor direkten militärischen Konfron-

tationen wegen des nuklearen Eskalationspotentials zurück. 

  Vor allem Analysen des Pentagons zur militärischen Stärke Chinas zeigen, daß hinsicht-

lich der möglichen Gefahren, die vom Nuklearwaffenpotential des Reiches der Mitte für die 

USA ausgehen könnten, eine Impulsverarbeitung im Sinne der Annahmen des systemischen 

Realismus stattgefunden hat. Das amerikanische Verteidigungsministerium hat mit Blick auf 

die nuklearen Fähigkeiten der Second Artillery immer wieder betont, daß „China remains one 

of the few countries that can threaten the continental United States.“715 Die Zielrichtung der 

Modernisierung dieser Waffengattung wird entsprechend beurteilt: „This modernization pro-

gram is intended to improve both China’s nuclear deterrence by increasing the number of 

warheads that can target the United States as well as its operational capabilities for contingen-

cies in East Asia.“716 Mit Blick auf den geplanten Bau der DF-31A bzw. DF-41 wird fest-

gestellt: „It will be targeted primarily against the United States.“717 Insofern wundert es nicht, 

wenn es im Nuclear Posture Review 2002 heißt: „Due to the combination of China’s still de-

veloping strategic objectives and its ongoing modernization of its nuclear and non nuclear 

forces, China is a country that could be involved in an immediate or potential contingency.“718 

2004 ging das Pentagon davon aus, daß ca. 20 chinesische ICBMs in der Lage seien, die USA 

zu erreichen. „This number could increase to about 30 by 2005 and may reach up to 60 by 

2010.“719 Der National Intelligence Council vermutet, daß 2015 ca. 75 bis 100 chinesische 

nukleare Sprengköpfe gegen die USA gerichtet sein könnten.720 „In addition, China would 

have about two dozen shorter range DF-31 and CSS-3 ICBMs that could reach parts of the 

United States.“721 Auch eine direkte Bedrohung der amerikanischen Vornepräsenz wird, so 

das Pentagon, für möglich gehalten: „As China improves its strategic forces, despite Beijing’s 

                                                 
715  Department of Defense (Januar 2001): S. 18. 
716  Department of Defense, Annual Report on the Military Power of the People’s Republic of China, Washing-

ton D.C., Juli 2003, S. 31. „Thus, China’s stated doctrine reportedly calls for a survivable long-range mis-
sile force that can hold a significant portion of the U.S. population at risk in a retaliatory strike.“ Depart-
ment of Defense (Januar 2001): S. 14. Die Nuklearstreitkräfte seien darauf ausgerichtet, „to serve as a stra-
tegic deterrent against Russia and the United States.“ Ebd., S. 15. Michael D. Maples, Direktor der Defense 
Intelligence Agency, sieht klare Prioritäten der militärischen Modernisierung Chinas: „One of China’s top 
military priorities is to strengthen and modernize its strategic nuclear deterrent force by increasing its size, 
accuracy and survivability.“ Michael D. Maples, Current and Projected National Security Threats to the 
United States (Statement For the Record, Senate Armed Services Committee), Washington D.C., 28. Febru-
ar 2006. 

717  Department of Defense (Januar 2001): S. 15. 
718  Department of Defense, Nuclear Posture Review (Excerpts), Washington D.C., 8. Januar 2002 (Submitted 

to Congress on 31 December 2001). 
719  Department of Defense, Annual Report on the Military Power of the People’s Republic of China, Washing-

ton D.C., Mai 2004, S. 37. 
720  Vgl. National Intelligence Council, Foreign Missile Developments and the Ballistic Missile Threat Through 

2015, Washington D.C., Dezember 2001, S. 3. Das Zitat ist im Original fett gedruckt. 
721  Ebd., S. 8. 
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‘no first use’ pledge, there are indications that some strategists are reconsidering the condi-

tions under which Beijing would employ theater nuclear weapons against U.S. forces in the 

region.“722 2005 wies das Pentagon zudem darauf hin, daß es zunehmend wahrscheinlich 

werde, daß China seine nukleare Zweitschlagfähigkeit verbessere. Die Modernisierung der 

Second Artillery „could provide a credible, survivable nuclear deterrent and counterstrike ca-

pability.“723 Dies bestätigen auch die Geheimdienste. Zu den Zielen des Umbaus der Raketen-

streitkräfte gehöre, „that by 2015, most of China’s strategic missile force will be mobile.“724 

Peking verfüge zudem über die Fähigkeit, in nur wenigen Jahren Mehrfachsprengköpfe zu 

entwickeln.725 2007 ging das Verteidigungsministerium von folgenden möglichen Indienst-

stellungen der sich weiterhin in Entwicklung befindlichen Langstreckenraketen aus: Die DF-

31 habe vermutlich 2006 eine IOC erreicht. Diese könnte bei der DF-31A 2007 vorliegen. Für 

die JL-1 und JL-2 wird die mögliche IOC zwischen 2007 und 2010 angegeben.726 Das Penta-

gon geht dabei offensichtlich davon aus, daß sich China auf dem Weg zu einer nuklearen 

Triade befindet: „The mobility of the new DF-31-class missiles will enable these systems to 

operate over a larger area, making them more difficult to locate and neutralize. The introduc-

tion of a new generation of SLBMs on China’s new ballistic-missile submarine will provide 

an additional survivable nuclear option.“727 Die Entwicklung der JL-2 wird seit längerer Zeit 

mit Sorge betrachtet, denn „it probably will be able to target the United States from operating 

areas near the Chinese coast.“728 
 

                                                 
722  Department of Defense (Juli 2003): S. 31. 
723  Department of Defense, The Military Power of the People’s Republic of China 2005 (Annual Report to 

Congress), Washington D.C., Juli 2005, S. 28. 
724  National Intelligence Council (Dezember 2001) S. 8. 
725  Dies gelte für die DF-5A. Die Bestückung mobiler ICBMs sowie von SLBMs mit MIRVs würde hingegen 

„encounter significant technical hurdles and would be costly.“ National Intelligence Council (Dezember 
2001): S. 8.  

726  Vgl. Department of Defense, The Military Power of the People’s Republic of China 2007 (Annual Report to 
Congress), Washington D.C., Mai 2007, S. 3, 19. Im Vorgängerbericht von 2005 war z.T. mit früheren       
IOCs gerechnet worden. Vgl. Department of Defense (Juli 2005): S. 28.  

727  Ebd., S. 29. 
728  Department of Defense (Januar 2001): S. 15. 
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2.  Der potentielle Zugangsverweigerer 

Aus Pekinger Sicht könnten einem möglichen Versuch, amerikanischen Streitkräften den Zu-

gang zu Südostasien zu verweigern, drei Motive zugrunde liegen: China könnte, erstens, ver-

suchen, im Rahmen weiterer Inbesitznahmen von Inseln innerhalb der Südchinesischen See 

entsprechende militärische Aktivitäten gegen mögliche externe Interventionen durch Einhei-

ten der PLAN abzuschirmen. Derartige Maßnahmen wären z.B. dann angebracht, wenn kon-

kurrierende Anspruchsteller Sicherheitsvereinbarungen mit den USA abgeschlossen haben. 

Zweitens könnte es für das Reich der Mitte von Interesse sein, im Falle einer Taiwan-Krise 

amerikanischen Nachschub, der über die Südchinesische See abgewickelt wird, zu blockieren 

oder doch wenigstens zu verzögern.729 US-Verteidigungsexperten weisen diesbezüglich dar-

auf hin, daß das USPACOM für eine mögliche Intervention auf Südostasien nicht angewiesen 

sei, da es dazu seine Einheiten in Okinawa und Guam nutzen könne. Dem ist entgegenzuhal-

ten, daß sich im März 1996 nicht beide der in Richtung Taiwanstraße beorderten Flugzeugträ-

gergruppen im Pazifik befanden, als sie ihren Marschbefehl erhielten. Die USS Nimitz wurde 

vom Persischen Golf abgezogen und passierte auf ihrem Weg in das Einsatzgebiet den Indi-

schen Ozean und die Südchinesische See.730 Schließlich könnte China, drittens, versuchen, 

hoheitliche Ansprüche in den Gewässern an seiner Südflanke durchzusetzen, um sich z.B. ex-

klusive Ansprüche auf Energieträger außerhalb seiner Exclusive Economic Zone (EEZ) zu si-

chern. Sollte es dabei Maßnahmen ergreifen, die sich negativ auf amerikanische Ölfirmen, die 

in der Südchinesischen See tätig sind, auswirken, könnte es zu einer Reaktion Washingtons 

kommen. 

  Sollte China tatsächlich versuchen, Handels- oder Kriegsschiffe der USA beim Passieren 

südostasiatischer Gewässer zu behindern, dann würden die amerikanischen Streitkräfte über 

kurz oder lang durch Konzentration der Kräfte jede derzeit vorstellbare Zugangsverweigerung 

aufheben können. Einen direkten Schlagabtausch würde die PLA verlieren. Diese Aussage 

enthält allerdings die entscheidende Vorbedingung, daß Washington hinreichend Zeit zur 

Verfügung steht, qualitative und quantitative Überlegenheit herzustellen. Als regionale Macht 

verfügt China dabei über den natürlichen Vorteil geographischer Nähe. Auch muß es ohne 

globalen Machtanspruch seine Truppen nicht derart weit streuen, wie dies die USA zu tun ge-

zwungen sind. Ein direkter Vergleich numerischer Stärken, z.B. amerikanischer und chinesi-

                                                 
729  Sollte China über Taiwan verfügen, könnte es zudem auf Japan und Südkorea mit Blick auf die SLOCs 

mehr Druck ausüben. Die chinesische Navy wäre dann in der Lage, die Region zu kontrollieren. Interview 
des Verfassers mit Li Nan, Senior Fellow, Institute of Defence and Strategic Studies, Singapur, 27. Septem-
ber 2005. 

730  Zu der damaligen Flugzeugträgergruppe gehörten neben der Nimitz ein Kreuzer, zwei Zerstörer, eine Fre-
gatte, ein U-Boot und zwei Versorgungsschiffe. Vgl. Michael Doubleday, Department of Defense News 
Briefing, Washington D.C., 12. März 1996. 
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scher Kampfflugzeuge, ist daher insofern irreführend, als dem Pentagon für eine Auseinan-

dersetzung in der Südchinesischen See gar nicht alle Einheiten, die über sämtliche Kontinente 

verteilt sind, zur Verfügung stehen würden. Ein bestimmter Anteil würde stets als Rückversi-

cherung in Europa oder dem Mittleren und Nahen Osten verbleiben. Zusätzliche Handlungs-

räume könnten sich für China dann ergeben, wenn die USA zentrale Bestandteile ihrer asiati-

schen Vornepräsenz kurzfristig umgruppieren, wie etwa im Falle einer Entsendung der im ja-

panischen Yokosuka stationierten Flugzeugträgergruppe in den Persischen Golf. Die Hand-

lungsbereitschaft Pekings könnte dabei dann steigen, wenn ein politisches Ziel bereits durch 

zeitlich sehr begrenzte, also nur wenige Tage anhaltende militärische Operationen erreicht 

werden kann. 

  Vor diesem Hintergrund beschäftigen sich die nachfolgenden Ausführungen zum einen 

mit aktuellen und potentiellen Möglichkeiten Chinas, den USA den militärischen Zugang zu 

Südostasien zu verweigern. Zum anderen wird erörtert, wozu welche Kombinationen der See- 

und Luftstreitkräfte in welcher Situation, also mit oder ohne Gegenwehr des USPACOM, im-

stande sein könnte. Aufgrund der maritimen geographischen Ausgangsbedingungen steht da-

bei die PLAN im Vordergrund der Betrachtungen. 

  Zunächst ist festzuhalten, daß das Reich der Mitte über keine Tradition als Seemacht ver-

fügt. Zwar kann es durchaus auf berühmte Seefahrer zurückblicken, zu denen u.a. Admiral 

Zheng He zählt. Dessen Schiffe befuhren zwischen 1405 und 1433 nicht nur die Gewässer 

Südostasiens, sondern gelangten bis nach Ceylon, Arabien und Ägypten.731 In der Vergan-

genheit mußte sich China zur Gewährleistung seiner eigenen Sicherheit aber durchweg darauf 

konzentrieren, potentielle Invasoren an den Landgrenzen abzuwehren. Dabei kam es allein im 

20. Jahrhundert zu direkten militärischen Auseinandersetzungen mit Japan (1937-1945), den 

USA (1950-1953), Indien (1962), der Sowjetunion (1969) und Vietnam (1979). Die PLA ver-

fügte in jenen Jahren über eine sehr durchdachte Militärstrategie des Volkskrieges, nicht je-

doch über eine in sich geschlossene Seestrategie. Zwar nutzten sowohl amerikanische als 

auch japanische Streitkräfte das Meer, um ihre Kräfte in einem Nachbarstaat Chinas, Korea, 

oder direkt auf dem Festland anzulanden, womit eine Bedrohung von See gegeben war. Der 

bereits 1950 gegründeten PLAN wurde deshalb aber keine größere Bedeutung zugesprochen. 

Hinzu kommt, daß China bis heute keinerlei Erfahrungen in größeren Seeschlachten hat 

sammeln können, die für die Formulierung einer Seestrategie nutzbar wären. Sämtliche mari-

timen Operationen waren von geringem Umfang. Dazu zählen die Eroberung Hainans 1950, 

die Annexion Dachens und weitere Aktivitäten im Zuge der Krisen in der Taiwanstraße in den 

                                                 
731   Vgl. Hsu Yun-Ts’iao, Notes Relating to Admiral Cheng Ho’s Expeditions, in: Leo Suryadinata (Hrsg.), 

Admiral Zheng He & Southeast Asia, Singapur 2005, S. 124 – 135. 
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50er Jahren, die Kämpfe um die von Südvietnam gehaltenen Inseln der Paracels 1974, ein 

Seegefecht mit Vietnam 1988 in den Spratlys sowie – wenn auch gegen keinen direkten mili-

tärischen Widerstand – die Errichtung militärisch nutzbarer Strukturen in den Spratlys in der 

zweiten Hälfe der 90er Jahre. 

  Zu einer Akzentverschiebung, die zu einer Aufwertung der PLAN im militärstrategischen 

Denken chinesischer Entscheidungsträger führen sollte, kam es erst im Zuge der 80er Jahre. 

Treibende Kraft dieses Wandels war General Liu Huaqing, von 1982 bis 1988 Befehlshaber 

der Seestreitkräfte und darauf bis 1997 stellvertretender Vorsitzender der mächtigen Central 

Military Commission (CMC).732 Liu, der in der Sowjetunion studiert hatte und dort mit den 

Ideen von Admiral Sergei Gorshkov in Berührung gekommen war, forderte, daß die PLAN 

nicht nur zum coastal defense, sondern auch zum offshore defense fähig sein müsse. Dazu 

sollten die Seestreitkräfte drei Phasen durchlaufen: Bis zum Jahr 2000 gehe es darum, die ma-

ritimen Machtprojektionsfähigkeiten bis zur first island chain auszudehnen, die ca. 300 km 

bis 1.900 km von der Küste Chinas entfernt liegt und das Gelbe Meer, den westlichen Teil des 

Ostchinesischen Meeres sowie das Südchinesische Meer umfaßt. Dies entspricht einer ge-

dachten Linie von den Kurilen, Japan und dessen Ryukyus sowie Taiwan über die Philippinen 

bis nach Borneo und Natuna Besar. Darauf sollte der Handlungsspielraum bis zur second is-

land chain erweitert werden, die von den Kurilen über Japan, die Bonin-Inseln, die Marianen, 

Guam, die Karolinen und Palau bis schließlich nach Indonesien reicht, womit sich – erneut 

gemessen von der chinesischen Küste – eine Ausdehnung von bis zu 3.300 km ergibt. Bis 

2020 sollte die PLAN fähig sein, bis zur Grenze der second island chain Macht zu projizie-

ren. Für das Jahr 2050 hatte Liu gefordert, daß sich China zu einer globalen Seemacht ent-

wickelt.733 Eng verbunden mit dem Bild der „Inselketten“ sind drei weitere Termini: Um den 

Status einer brown water navy zu erreichen, müßte die PLAN sämtliche Seegebiete von der 

eigenen Küste bis zu einer Entfernung von ca. 370 km kontrollieren können. Von einer green 

water navy kann gesprochen werden, wenn die Machtprojektionsfähigkeiten bis zu den Karo-

                                                 
732  Vgl. zur Entwicklung der chinesischen Seestrategie und ihrer heutigen Bedeutung You Ji, The Evolution of 

China’s Maritime Combat Doctrines and Models: 1949-2001, Nr. 22, IDSS Working Paper Series, Singa-
pur, Mai 2002. 

733  Vgl. Bernard D. Cole, The PLA Navy and “Active Defense”, in: Flanagan/Marti (2003): S. 129 f. Cole 
(2001): S. 10, 165 – 168. In der Literatur herrscht Unklarheit darüber, wo genau die „Inselketten“ verlaufen. 
Ian Storey und You Ji sehen die first island chain westlich von Taiwan, wohingegen sie in den Ausführun-
gen von Bernard D. Cole, des Department of Defense sowie von Toshi Yoshihara und James Holmes öst-
lich Formosas liegt. Vgl. Ian Storey, You Ji, China’s Aircraft Carrier Ambitions. Seeking Truth from Ru-
mors, in: Naval War College Review, Nr. 1, Winter 2004, S. 80. Department of Defense (Mai 2006): S. 15. 
Toshi Yoshihara, James Holmes, Command of the Sea with Chinese Characteristics, in: Orbis, Herbst 2005, 
S. 682. Cole gibt die Distanz zwischen der chinesischen Küste und der first island chain mit 200 nm – 700 
nm (370 km – 1.300 km) an. Diese Zahlen wurden im Text korrigiert, weil sich für die Distanzen von der 
chinesischen Küste zur Ostküste Taiwans und von der Südspitze Hainans bis zur Küste des östlichen Ma-
laysias andere Meßwerte ergeben. 
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linen, also ca. 3.300 km von der chinesischen Küste entfernt, reichen. Eine blue water navy 

wäre demnach in der Lage, östlich der second island chain und damit in den Weltmeeren zu 

operieren.734 

  Aus Sicht der USA ist nun vor allem eine Frage von Bedeutung, wenn es darum geht, das 

Bedrohungspotential zu bewerten, das von der PLAN in den Gewässern Südostasiens ausge-

hen könnte: Wie weit reicht die Machtprojektionsfähigkeit der chinesischen Seestreitkräfte? 

  Legt man einen allgemeinen Trend in Ostasien zugrunde, dann müßten sich gerade im ma-

ritimen Bereich Herausforderungen ergeben. Denn in diesem Teil der Welt haben die See-

streitkräfte relativ betrachtet größere Zuwachsraten erfahren als alle übrigen Teilstreitkräfte. 

Zwischen 1980 und 2001 stieg z.B. die Zahl der Hauptkampfschiffe im Fernen Osten um 52 

%, wohingegen die Summe vorhandener Kampfpanzer nur um 11 % anstieg und jene der 

Kampfflugzeuge sogar um 28 % zurückging.735 Die Stellung der PLAN scheint diesen Trend 

zu bestätigen: Verglichen mit den übrigen Teilstreitkräften ist der Anteil der chinesischen 

Seestreitkräfte, die mit 255.000 von insgesamt 2.255.000 Soldaten nur 11,31 % ausmachen, 

zwar gering. Über den Hauptanteil verfügt weiterhin mit 1.600.000 Soldaten und damit über 

70,95 % das Heer, das damit auch deutlich über den 400.000 Soldaten (17,74 %) der Luft-

streitkräfte liegt.736 Diese Relation wundert insofern, als die Küstenlinie Chinas 14.500 km 

Länge aufweist (Landgrenze: 22.000 km).737 Die Angaben werden aber dadurch in ihrer Aus-

sagekraft relativiert, daß Experten davon ausgehen, daß die Seestreitkräfte im Gegensatz zu 

ihrer Größe einen überproportionalen Anteil von möglicherweise einem Drittel des Verteidi-

gungsbudgets erhalten.738 Das chinesische Verteidigungsministerium hat zudem der Entwick-

lung der Seestreitkräfte im Verteidigungsweißbuch vom 27. Dezember 2004 oberste Priorität 

zugesprochen: „The PLA will promote coordinated development of firepower, mobility and 

information capability, enhance the development of its operational strength with priority 

                                                 
734   Vgl. Cole (2003): S. 133. Selbst so erfahrene Experten wie Cole geben in dieser Frage abweichende Werte 

an. An anderer Stelle definiert er brown water wie folgt: „[...] brown water refers to littoral ocean areas, 
within about one hundred nautical miles of the coast“. Cole (2001): S. 10. Auch green water deutet er in 
jener Abhandlung abweichend: „[...] green water extends from brown water to Okinawa or from brown wa-
ter throughout the South China Sea.“ Ebd. Eine blue water navy liege zudem bereits dann vor, wenn die 
PLAN in einer Entfernung von mehr als 1.500 nm (2778 km) von der chinesischen Küste handlungsfähig 
wäre. 

735  Vgl. Eric Heginbotham, The Fall and Rise of Navies in East Asia. Military Organizations, Domestic Poli-
tics, and Grand Strategy, in: International Security, Nr. 2, Herbst 2002, S. 88. Die Zahlen geben einen quan-
titativen, nicht jedoch einen qualitativen Trend an. Sie sagen daher nichts über die Kampfkraft der einzelnen 
Rüstungsgüter aus. 

736  Vgl. IISS (2007): S. 346. 
737  Vgl. China, in: Central Intelligence Agency, The World Factbook, Washington D.C., Stand vom 16. Mai 

2006. China gibt die Länge seiner Küstenlinie mit 18.000 km und die Länge der Landgrenze mit 22.000 km 
an. Vgl. Presseamt des Staatsrates der Volksrepublik China, Chinas Landesverteidigung 2000, Peking, Ok-
tober 2000. 

738  Vgl. Cole (2001): S. 68. 
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given to the Navy, Air Force and Second Artillery Force“739. Ende Dezember 2006 plädierte 

Präsident Hu Jintao für den Aufbau starker Seestreitkräfte. Der PLAN sprach er eine hi-

storische Mission zu und forderte von ihr: „We should make sound preparations for military 

struggles and ensure that the forces can effectively carry out missions at any time“740. 

  Wenn die PLAN zur – zumindest temporären – Machtprojektion in der Südchinesischen 

See in der Lage sein will, dann müßte sie über wenigstens eine der folgenden Fähigkeiten ver-

fügen: (1) Idealfall: Flugzeugträger zur Ergänzung eines Flottenverbandes; (2) Mindestanfor-

derung: verteidigungsfähiger Flottenverband; (3) Alternative: leistungsstarke Mehrrollen-

Kampfflugzeuge mit einer Reichweite von mindestens 1.000 km, also der Distanz vom südli-

chen Hainan bis in das Zentrum der Spratly-Inseln. 

  Die erste Fähigkeit, Machtprojektion mittels seegestützter Kampfflugzeuge, ist nicht vor-

handen. In der Literatur wird zwar bereits seit Jahren darüber spekuliert, ob und wann China 

versuchen könnte, einen Flugzeugträger zu bauen oder aber zu kaufen, um dem Ziel einer 

blue water navy näherzukommen. Dem Thema haftet etwas Spektakuläres an, denn bislang 

verfügen in der Region – außer den USA – nur Indien und Thailand über ein solches Kriegs-

schiff.741 Sollte auch China in den Besitz eines Flugzeugträgers gelangen, wäre dies ein sub-

stantieller Hinweis auf eine weitaus offensiver ausgerichtete Militärstrategie. Abgesehen von 

einigen wenigen Autoren, die in dieser Frage nicht zwischen Ambitionen und Fähigkeiten un-

terscheiden,742 gehen die meisten Experten von folgendem Sachstand aus:743 China strebt 

langfristig, wie dies Liu Huaqing gefordert hat,744 die Beschaffung eines Flugzeugträgers an. 

                                                 
739  State Council Information Office, China’s National Defense in 2004, Peking, 27. Dezember 2004. 
740  Zit. n. Mark Magnier, Mitchell Landsberg, Chinese focus on navy leaves big political wake; Hu Jintao 

presses for a sea arm strong enough to cement his grip yet not to alarm the U.S., in: Los Angeles Times, 31. 
Dezember 2006 (online). Siehe auch David Lague, China airs ambitions to beef up navy power; A strong 
message intended for Taiwan, in: International Herald Tribune, 29. Dezember 2006 (online). 

741  Der indische Flugzeugträger, die Viraat, bietet Platz für 30 Kampfflugzeuge vom Typ Sea Harrier FRS 
MK51. Der thailändische Flugzeugträger, die Chakri Naruebet, kann neun Kampfflugzeuge vom Typ AV-
8A Harrier mitführen. Vgl. IISS, The Military Balance 2005/2006, London 2005, S. 237, 302. 

742   Vgl. dazu den Beitrag von Simon Mitterhuber, der China auf dem Weg zur Trägerflotte sieht: „Die chinesi-
schen Seestreitkräfte wären dann zur weltweiten Machtprojektion in der Lage.“ Simon Mitterhuber, Neue 
Hauptkampfschiffe für die chinesischen Seestreitkräfte, in: Österreichische Militärische Zeitschrift, Nr. 2, 
März/April 2006, S. 191. Den Ausführungen des Autors liegt ein sehr simples Verständnis chinesischer Si-
cherheitspolitik zugrunde: „Heute scheint China fähig und auch willens, jegliche militärische Herausforde-
rung anzunehmen. Die Tage sind heute endgültig vorbei, in denen andere Staaten Peking ihre Politik so oh-
ne weiteres aufpressen konnten.“ Ebd. 

743  Ian Storey und You Ji dürften die Meinung der meisten Beobachter wiedergeben, wenn sie einerseits mit 
Blick auf Spekulationen in der Presse feststellen: „However, none of these reports has ever been confirmed, 
and no firm evidence exists that China really does intend to refurbish, build, or buy an aircraft carrier.“ Sto-
rey/Ji (2004): S. 77. Bei einem Blick auf die langfristigen Ambitionen Chinas kommen sie jedoch zu einem 
anderen Ergebnis: „However, the PLAN has not abandoned the idea altogether – merely shelved it. The 
Chinese navy is determined to fulfil its blue-water ambitions, even if it takes a generation or more.“ Ebd., S. 
90. 

744  Liu Huaqing hielt Luftüberlegenheit zur See nur durch den Einsatz von Flugzeugträgern für möglich. In der 
Beschaffung von Tankflugzeugen sah er keinen Ersatz, da diese von Kampfflugzeugen verteidigt werden 
müßten, wozu wiederum Flugzeugträger notwendig seien. Vgl. Ji (2002): S. 20. 
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Im Januar 2007 bestätigte Huang Qiang, Sprecher der Commission of Science, Technology 

and Industry for National Defence, daß das Reich der Mitte über die Fähigkeit zum Bau eines 

solchen Kriegsschiffs verfüge.745 Der Kommandeur des USPACOM, Admiral Timothy J. Ke-

ating, berichtete nach einer China-Reise im Mai 2007, daß seine Gesprächspartner zuneh-

mendes Interesse am Bau eines Flugzeugträgers gezeigt hätten.746 Gleichzeitig scheint Peking 

dem Vorhaben aber in der kurz- bis mittelfristigen Planung keine Priorität beizumessen. Dies 

hat mehrere Gründe, die eng miteinander verzahnt sind. An vorderster Stelle der Einsatzpla-

nungen der PLA steht die Fokussierung auf eine mögliche militärische Auseinandersetzung in 

der Taiwanstraße, in der ein chinesischer Flugzeugträger keine substantiellen Vorteile eröff-

nen würde.747 Aus diesem Grund werden die Mittel des Verteidigungsetats für szenarienge-

rechte Ausrüstungsgegenstände eingesetzt (z.B. Kampfflugzeuge des Typs Su-30MKK, Kurz-

streckenraketen der Typen DF-11 und DF-15, Luftabwehrbatterien des Typs S-300PMU) und 

nicht für eine blue water navy. China verfügt zudem derzeit nicht über das technologische 

Wissen zum Bau entsprechender Seekriegsmittel. Daran dürfte auch die Tatsache, daß Peking 

in den vergangenen Jahren mehrere ausgemusterte Flugzeugträger erworben hat („HMAS 

Melbourne“ aus Australien, die „Varyag“ aus der Ukraine, die „Kiev“ und die „Minsk“ aus 

Rußland), nichts geändert haben. Denn diese waren vor ihrem Verkauf abgewrackt worden 

und dürften nur noch grundsätzliche Konstruktionshinweise liefern, nicht jedoch Details über 

das technische Innenleben (Antrieb, Bewaffnung, Kommunikation) eines funktionstüchtigen 

Flugzeugträgers.748 Und selbst wenn China im Besitz derartiger Informationen wäre, dürfte es 

größte Probleme haben, ohne ausländische Hilfe die Ausrüstungsgegenstände nachzubauen. 

Eine Instandsetzung der erworbenen „Trägerhüllen“ dürfte daher äußerst problematisch 

sein.749 Sollte Peking diese und ähnliche Hürden (etwa durch Ankauf) nehmen und dennoch 

unerwartet in den Besitz eines solchen Kriegsschiffs gelangen, wäre eine weitere Herausfor-

derung zu bewältigen. Die PLAN wäre dann nämlich gezwungen, zum Schutz des Flugzeug-

                                                 
745  Vgl. Minnie Chan, Beijing has more weapons to reveal; Government has capabilities to build aircraft car-

rier: reports, in: South China Morning Post, 10. Januar 2007 (online). 
746  Vgl. Richard Halloran, China intent on aircraft carrier goal; U.S. commander warns Beijing of challenges, 

in: The Washington Times, 28. Mai 2007 (online). 
747  Aus operativer Sicht könnte ein chinesischer Flugzeugträger zwar dazu beitragen, die taiwanische Ostküste 

zu attackieren. Aufgrund der geographischen Nähe Formosas zum Festland könnten diese Aufgaben aber 
auch chinesische Kampfflugzeuge übernehmen, die direkt von der Küste aus eingreifen.  

748  Es ist pure Spekulationen, wenn Autoren wie Simon Mitterhuber behaupten, daß die Technologie zum Bau 
eines Flugzeugträgers in China „heute ohne Zweifel vorhanden“ sei. Mitterhuber (2006): S. 190. 

749  Einige Autoren halten es allerdings für möglich, daß jenes Schiff, das die geringsten Mängel aufweist, zu 
einem Helikopterträger umgebaut wird. Vgl. Storey/Ji (2004): S. 89. Malcolm Davis behauptet, daß 
kleinere Flugzeugträger, die einige wenige Senkrechtstarter und Helikopter bereitstellen, ideale Einsatzin-
strumente für die Gewässer an der südlichen Flanke Chinas sind: „Such vessels ideally would also offer an 
amphibious support capability that would be especially useful in lower intensity contingencies such as terri-
torial disputes in the South China Sea.“ Malcolm Davis, Back on Course, in: Jane’s Defence Weekly, Nr. 4, 
24. Januar 2001, S. 23. 
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trägers hinreichend Begleitschiffe (Zerstörer, Fregatten, U-Boote) abzustellen, die in der Mas-

se nicht vorhanden sind. David Shambaugh stellt dazu treffend fest: „Right now, forming just 

one carrier battle group (CVBG) would require using virtually every advanced vessel in the 

fleet.“750 Hinzu kommt, daß die PLAN derzeit über keine trägertauglichen Kampfflugzeuge, 

etwa Einheiten der Variante Vertical Short Take-Off and Landing (VSTOL) wie jene vom 

Typ Harrier, verfügt. Schließlich würde China nicht nur einen Flugzeugträger, sondern drei 

Flugzeugträgergruppen benötigen, um wirklich von einer einsatzbereiten Trägerflotte spre-

chen zu können. 

  Die weiteren Ausführungen können sich daher auf die Frage konzentrieren, ob die PLAN 

in der Lage ist, auch ohne Flugzeugträger einen Flottenverband zusammenzustellen, der zu-

mindest bis zur Grenze der first island chain handlungsfähig wäre. Dazu kämen u.a. folgende 

Seekriegsmittel in Frage: (1) Die PLAN verfügt über vier nuklearbetriebene U-Boote der 

Han-Klasse (Typ 091), neun U-Boote der Song-Klasse, zehn U-Boote der Kilo-Klasse, 20 U-

Boote der Ming-Klasse, 16 U-Boote der Romeo-Klasse, zwei U-Boote der Yuan-Klasse und 

ein U-Boot der Golf-Klasse. Zu diesen 62 taktischen kommt ein strategisches U-Boot der Xia-

Klasse hinzu. (2) Insgesamt stehen der PLAN 77 Hauptkampfschiffe zur Verfügung. Die 29 

Zerstörer setzen sich aus folgenden Typen zusammen: 17 Luda verschiedener Konfiguration, 

vier Hangzhou (= Sovremenny), drei Lanzhou, zwei Luhu, zwei Guangzhou und eine Luhai. 

Bei den 48 Fregatten dominieren die 32 Einheiten der Jianghu-Klasse (Typen I-V), die durch 

14 Einheiten der Jiangwei-Klasse (Typen I-II) ergänzt werden. Des weiteren sind zwei Schiffe 

der Jiangkai-Klasse zu nennen. (3) Zu den Hauptkampfschiffen kommen 242 Patrouillen- und 

Küstenboote, 65 Schiffe zur Minenkriegführung (darunter allein 64 Schiffe zur Minenab-

wehr), 233 Schiffe für amphibische Operationen sowie 163 Einheiten für die Bereiche Logi-

stik und Unterstützung hinzu. Neben den regulären Einsatzkräften kann die PLAN zudem auf 

26.000 Mann der People’s Liberation Army Navy Air Force (PLANAF), die über 792 Kampf-

flugzeuge verfügt, und ca. 10.000 Marines zurückgreifen.751  

  Aussagen zur Handlungsfähigkeit eines Flottenverbandes müssen zunächst dahingehend 

präzisiert werden, daß ihnen in der Regel die Annahme zugrunde liegt, im Idealfall die Ge-

samtmasse verfügbarer Seekriegsmittel einsetzen zu können. Mit Blick auf mögliche Einsatz-

szenarien in den Spratlys steht dem ein wesentliches Problem entgegen: Die chinesischen 

Seestreitkräfte sind auf drei Flottenkommandos aufgeteilt. Die North Sea Fleet, die East Sea 

                                                 
750  Shambaugh (2002): S. 271. 
751  Vgl. IISS (2007): S. 348 f. Ronald O’Rourke, China Naval Modernization: Implications for U.S. Navy Ca-

pabilities – Background and Issues for Congress, Congressional Research Service (CRS) Report for Con-
gress (RL33153), Washington D.C., 18. November 2005, S. 4 – 27. Shambaugh (2002): S. 265 – 274. Cole 
(2001): S. 92 – 112. 
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Fleet und die South Sea Fleet.752 Letztere ist für die Südchinesische See zuständig und daher 

für die Reflektion möglicher maritimer Auseinandersetzungen in Südostasien von besonde-

rem Interesse. Im Vergleich zu den übrigen Flottenkommandos ist die South Sea Fleet, die 

über ein Hauptquartier in Zhanjiang und weitere Basen in Guangzhou und Yulin verfügt, 

schwach ausgerüstet. Sowohl die nuklearbetriebenen U-Boote der Han-Klasse, die modernen 

U-Boote der Kilo-Klasse als auch die Zerstörer vom Typ Sovremenny sind der North Sea 

Fleet sowie der East Sea Fleet zugeordnet.753 

  Auch wenn die PLAN einen Flottenverband für einen Einsatz im Südchinesischen Meer 

nach Belieben zusammenstellen könnte, stünde sie vor Herausforderungen. Von den Zerstö-

rern werden nur die Sovremennys, die Luhus und die Luhai modernen Standards gerecht. Im 

Bereich der U-Boote gilt dies für die Kilo- und die Song-Klasse. Quantität und Qualität fallen 

sowohl bei den Überwasser- als auch bei Unterwasserkampfschiffen weit auseinander. Bei 15 

von 16 U-Booten der Romeo-Klasse zweifelt das IISS z.B. daran, daß diese überhaupt 

einsatzfähig sind.754 Weitere Schwächen sind zu nennen. Das größte Defizit, das sich in einer 

militärischen Auseinandersetzung am schnellsten bemerkbar machen würde, ist die mangeln-

de Fähigkeit zur Luftverteidigung gegen Kampfflugzeuge und Anti-Schiffsflugkörper. Von 29 

Zerstörern verfügen z.B. 13 Schiffe der Luda-Klasse jenseits der üblichen Bordgeschütze über 

keine Luftabwehrsysteme. Zwar sind die Sovremennys mit russischen Surface-To-Air Mis-

siles (SAMs) vom Typ SA-N-7 ausgerüstet, und auf den kampfwertgesteigerten Ludas (Typ 

051DT) sind französische SAMs vom Typ Crotale installiert worden. Beide Systeme sind     

aber nur zur Verteidigung des eigenen Kriegsschiffs in der Lage. Mehr als die Hälfte der chi-

nesischen Zerstörer kann damit Maßnahmen des point defense durchführen, jedoch weder die-

se noch andere Seekriegsmittel der PLAN können derzeit Aufgaben des Verbandsschutzes, 

also area defense, wahrnehmen.755 Hinzu kommt, daß die Fähigkeiten der chinesischen Mari-

ne zur Abwehr von U-Booten (Anti-Submarine Warfare, ASW) nur schwach ausgeprägt sind. 

  Je stärker sich daher Einheiten der PLAN von der eigenen Küste wegbewegen, desto an-

fälliger werden sie für potentielle feindliche Gegenmaßnahmen. Anders ausgedrückt: China 

verfügt zwar über hinreichende Kapazitäten, weitere Inseln im Südchinesischen Meer durch 

                                                 
752  Vgl. Department of Defense, The Military Power of the People’s Republic of China 2006 (Annual Report to 

Congress), Washington D.C., Mai 2006, S. 49. 
753  Vgl. Cole (2001): S. 80. „In fact, the South Sea Fleet is the least modern of all three Chinese fleets.“ Felix 

K. Chang, Beyond the Unipolar Moment. Beijing’s Reach in the South China Sea, in: Orbis, Nr. 3, Sommer 
1996, S. 367. 

754  Vgl. IISS (2007): S. 348. 
755  Vgl. Brown/Prueher/Segal (2003): S. 47. Cole (2001): S. 109. 
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seine Marines besetzen zu lassen.756 Aber, wie Amitav Acharya anmerkt, „holding on to them 

is another matter.“757 Sollten sich Akteure wie Malaysia, zu dessen Luftstreitkräften u.a. ame-

rikanische F/A18D Hornet und russische MiG-29N gehören, zur Gegenwehr entscheiden, 

wird es für China schwierig, seine Eroberungen zu halten. Für weitreichende Operationen 

müßte zudem nicht nur der Trainingsumfang erhöht werden. Zweifelhaft ist derzeit auch, wie 

weit die Möglichkeiten der PLAN reichen, Aktivitäten einzelner Seekriegsmittel aufeinander 

abzustimmen und im Verbund zur Wirkung zu bringen.758 Wie gering das derzeitige Interesse 

Chinas ist, jenseits eines Taiwan-Szenarios Kapazitäten einer blue water navy aufzubauen, 

zeigt zudem folgendes Faktum: Die PLAN verfügt nur über drei Versorgungsschiffe, die zur 

See Betankungsmaßnahmen durchführen können (der South Sea Fleet ist die „Nanchang“ zu-

geordnet). Zwar sind in der Vergangenheit zwei weitere Einheiten gebaut worden. Diese wur-

den jedoch nach Pakistan exportiert bzw. der heimischen Handelsflotte zugeführt.759 Wenn 

man bedenkt, daß ein durchschnittlicher Zerstörer bei maximaler Geschwindigkeit durch-

schnittlich 30 Tonnen Petroleum täglich benötigt, dann müßte er jeden Tag aufgetankt wer-

den.760 Die Hauptkampfschiffe der PLAN sind daher nicht in der Lage, sich über längere Zeit 

von der chinesischen Küste zu entfernen. 

  Wenn an dieser Stelle dennoch behauptet wird, daß China zumindest langfristig versucht, 

eine blue water navy zu errichten, gründet diese Einschätzung auf fünf Annahmen bzw. Be-

obachtungen. Es wird, erstens, unterstellt, daß die Ideen Liu Huaqings weiterhin die Planun-

gen der PLAN beeinflussen. Für diese Behauptung sprechen z.B. Aussagen des chinesischen 

Verteidigungsministeriums, die nicht auf die second island chain begrenzt sind: „The PLA 

Navy is responsible for safeguarding China’s maritime security and maintaining the sover-

eignty of its territorial seas along with its maritime rights and interests.“ Sie müsse dazu bei-

tragen, „winning both command of the sea and command of the air“761. Zweitens sind in den 

vergangenen Jahren mehrfach U-Boote der PLAN weit außerhalb der eigenen Küstengewäs-

ser gesichtet worden, was darauf hindeutet, daß Peking seinen maritimen Operationsradius 

auszuweiten gedenkt. Im November 2004 war z.B. ein U-Boot der Han-Klasse in den japani-

schen Gewässern um Okinawa entdeckt worden, das sich zuvor auf einer Beobachtungsmissi-
                                                 
756  Sollten sich sämtliche Landungsschiffe in einer Krise in Bewegung setzen, könnte die PLAN parallel 9.345 

Soldaten und 292 gepanzerte Fahrzeuge bewegen (hinzu kämen schwer zu kalkulierende Kontingente, die 
über kommerzielle Schiffe transportiert werden könnten). Vgl. IISS (2005): S. 273. 

757  Amitav Acharya, Seeking Security In The Dragon’s Shadow: China and Southeast Asia In The Emerging 
Asian Order, Nr. 44, IDSS Working Paper Series, Singapur, März 2003, S. 15. 

758  „The PLAN may also lack experience in organizing and operating an integrated, self-sustained, and well-
defended task force far away from shore under intense real war conditions.“ Nan Li, Reconceptualizing the 
PLA Navy in Post-Mao China: Functions, Warfare, Arms, and Organization, Nr. 30, IDSS Working Paper 
Series, Singapur, August 2002, S. 30. 

759  Vgl. Cole (2001): S. 104. 
760  Vgl. Ji (2002): S. 31. 
761  State Council Information Office (27.12.2004). 
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on in der Nähe Guams befunden haben soll.762 Bereits im November 2003 hatte ein japani-

sches Aufklärungsflugzeug ein U-Boot der Ming-Klasse in der Nähe der Küste von Satamisa-

ki entdeckt.763 Drittens fällt auf, daß China bereits seit Jahren daran arbeitet, Abstützpunkte 

westlich der Straße von Malakka zu errichten, um sowohl im Golf von Bengalen als auch auf 

dem Seeweg zum Persischen Golf handlungsfähig zu werden. Zu den bekanntesten Vorhaben 

zählen Bestrebungen, an der burmesischen Küste Hafenanlagen zu nutzen, sowie die Beteili-

gung Chinas an der Finanzierung des Ausbaus des pakistanischen Hafens Gwadar. Viertens 

hat die PLAN in der Vergangenheit bereits ausgelotet, über welche Möglichkeiten sie verfügt, 

sich unentdeckt in Schlagdistanz zu einer amerikanischen Flugzeugträgergruppe zu begeben. 

Ende Oktober 2006 war es einem chinesischen U-Boot gelungen, sich in den Gewässern um 

Okinawa auf bis zu 5 sm Entfernung der USS Kitty Hawk zu nähern, bevor es entdeckt wur-

de.764 Fünftens – und dies ist vor dem Hintergrund des hier verwendeten Kausalpfades die 

entscheidende Annahme – ist aus der Sicht des systemischen Realismus zu erwarten, daß 

China seinen maritimen Operationsradius erweitert, um Abhängigkeiten von den USA abzu-

bauen. 

  Soweit China versucht, Schritte in Richtung blue water navy durch Modernisierungsmaß-

nahmen einzuleiten, wären weitere Hürden zu nehmen. Die größte Schwachstelle ist die Ab-

hängigkeit von ausländischer Technologie. Der 1999 in Dienst gestellte Zerstörer der Luhai-

Klasse steht als eines von zahlreichen Beispielen für diese Aussage Pate: Die beiden Gastur-

binen stammen aus der Ukraine, verschiedene elektronische Systeme aus Deutschland, das 

Radar wurde aus Frankreich importiert, Sonar und Helikopter kommen aus Rußland, und die 

Torpedos wurden von Italien geliefert. Nan Li hat auf mögliche Konsequenzen dieser Ab-

hängigkeiten hingewiesen: „For instance, it may foster dependence on foreign systems and 

spare parts to the extent that China may become highly vulnerable if it is denied them due to 

deterioration of relations with the provider country. Such dependence may also make it diffi-

cult to timely replenish losses in a time-dependent local war, which may contribute to the loss 

of the war.“765 Schon jetzt ist die PLA darauf angewiesen, daß die Lieferländer – insbesonde-

re das für 95 % aller chinesischen Rüstungsimporte verantwortlich zeichnende Moskau –766 

bei Erhalt und Training behilflich sind. In der Vergangenheit mußte z.B. wenigstens ein       
                                                 
762  Vgl. Hu (2005): S. 27. 
763  Vgl. James J. Przystup, Japan-China Relations: Cross Currents, in: Comparative Connections, Nr. 4, Januar 

2004, S. 129. 
764  Vgl. Bill Gertz, Admiral says sub risked a shootout; Beijing denies awareness of it, in: The Washington 

Times, 15. November 2006 (online). 
765  Li (2002): S. 29.  
766  Diese Zahl bezieht sich auf die chinesischen Rüstungsimporte der vergangenen zehn Jahre. Vgl. Depart-

ment of Defense (Mai 2006): S. 21. Vgl. zur Rüstungskooperation zwischen China und Rußland Paradorn 
Rangsimaporn, Russia’s Debate on Military-Technological Cooperation with China. From Yeltsin to Putin, 
in: Asian Survey, Nr. 3, Mai/Juni 2006, S. 477 – 495. 



 Militärische Machtprojektionsfähigkeiten  223  
 
 

 

U-Boot der Kilo-Klasse zurück nach Rußland überstellt werden, um dort repariert zu werden. 

Chinesische Kampfpiloten waren zudem nach dem Kauf der ersten 26 Su-27 nicht in der La-

ge, diese selbst zu ihren Stützpunkten zu fliegen. Russische Piloten hatten die Aufgabe über-

nehmen müssen.767 

  China dürfte deshalb gegenwärtig nicht in der Lage sein, unter Kampfbedingungen durch-

haltefähige Einsatzverbände bis zur Grenze der first island chain zu entsenden. Die meisten 

Beobachter ziehen daraus den Schluß, daß die PLAN gegenwärtig den Status einer brown wa-

ter navy hat. Bernard D. Cole urteilt daher: „The PLAN possesses little ability to defend 

SLOCs west of Malacca or in other blue-water areas, and there is very little evidence that Bei-

jing is moving significantly to improve this capability.“768 You Ji äußert sich noch weitaus 

skeptischer: „The Chinese navy has not acquired sea-control power even within its coastal 

waters let alone be capable of long distance power projection. […] Indeed, there are doubts 

whether China has any blue-water naval strategy presently.“769 Harold Brown, Joseph W. 

Prueher und Adam Segal behaupten entsprechend: „The navies of the ASEAN nations could, 

if able to work to operate together, exclude the PLAN from the South China Sea.“770 Es gibt 

allerdings auch gegenteilige Meinungen wie jene von Michael D. Swaine: „China already 

possesses the capability to overwhelm any combination of maritime Southeast Asian states in 

naval force-on-force encounters, assuming no extraregional assistance is forthcoming.“771 

Timothy Hu spricht vor allem der Modernisierung der Seestreitkräfte schneller sichtbare Er-

gebnisse zu: „The PLA Navy (PLAN) is rapidly transforming itself from a coastal force into a 

bluewater naval power with a force modernisation that is unprecedented in the post-Cold War 

era.“772  

  Wenn die Einschätzung zutrifft, daß China derzeit nur über eine brown water navy ver-

fügt, dann bleibt für mögliche Vorhaben der Machtprojektion in der Südchinesischen See nur 

die dritte Option übrig: der Einsatz von Mehrrollen-Kampfflugzeugen, um Flugverbotszonen 

einzurichten, Blockaden durchzuführen sowie Inseln zu verteidigen oder deren Eroberung zu 

unterstützen. Das Gros der chinesischen Kampfflugzeuge wird modernen Standards nicht ge-

recht.773 Erst mit der Beschaffung der Su-27 war es der PLAAF 1992 gelungen, in den Besitz 

eines Kampfflugzeugs der vierten Generation zu gelangen, das allerdings primär für Abfang-

                                                 
767  Vgl. Chang (1996): S. 363. 
768  Cole (2001): S. 63. Cole spricht der PLAN die Fähigkeiten einer brown water navy zu. 
769  Ji (2002): S. 1. 
770  Brown/Prueher/Segal (2003): S. 28. 
771  Michael D. Swaine, China’s Regional Military Posture, in: David Shambaugh (Hrsg.), Power Shift. China 

and Asia’s New Dynamics, Berkeley – Los Angeles – London 2005, S. 277. 
772  Hu (2005): S. 27. 
773  Vgl. John Wilson Lewis, Xue Litai, China’s Search for a Modern Air Force, in: International Security, Nr. 

1, Sommer 1999, S. 64 – 94. 
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aufgaben vorgesehen ist. Es dauerte bis zum Jahr 2000, in dem China auch seine ersten, tech-

nologisch ebenfalls der vierten Generation angehörenden Mehrrollen-Kampfflugzeuge vom 

Typ Su-30MKK erwerben konnte. Die PLAAF hat im Laufe der folgenden Jahre ihren Be-

stand in diesem Segment des Fähigkeitsprofils deutlich ausgebaut. 2007 verfügte sie über 73 

Su-30MKK sowie weitere 48 Su-30Mk2, die auf das Anforderungsprofil eines Marinefliegers 

ausgerichtet worden sind. Der Operationsradius dieses Kampfflugzeuges beträgt 1.600 km. 

Beide Varianten der Su-30 könnten damit ohne Probleme in das Zentrum der Spratly-Inseln 

entsandt werden, die von Hainan z.B. nur 1.000 km entfernt sind. Insgesamt sind Missionen 

bis Natuna-Besar und damit bis zur Südspitze des Südchinesischen Meeres möglich.774 Zum 

Leistungsprofil der Su-30 gehört des weiteren, daß sie unter Allwetterbedingungen einsetzbar 

ist, Präzisionsmunition verschießen kann und sowohl mit Anti-Radar- als auch Anti-

Schiffsflugkörpern ausgerüstet ist. Einen Zerstörer kann sie auf eine Distanz von 300 km, eine 

Eisenbahnbrücke in einer Entfernung von 150 km und einen Panzerverband auf einen Ab-

stand von 25 km erfassen.775 

  China könnte die Machtprojektionsfähigkeiten seiner Luftstreitkräfte durch zwei Maß-

nahmen ausbauen: Mit der Beschaffung von Tankflugzeugen ließe sich die Reichweite der 

Su-30 erheblich vergrößern. Experten gehen davon aus, daß bereits eine Tankfüllung den     

Operationsradius von 1.600 km auf 2.600 km ausweiten könnte. Durch eine weitere Betan-

kungsmaßnahme sollen dann sogar Reichweiten von bis zu 3.495 km möglich sein, womit die 

Su-30 tief in den Süden Indonesiens eindringen und ohne Probleme Guam erreichen würde. 

China hat im September 2005 mit Rußland einen Vertrag über die Lieferung von acht Tank-

flugzeugen des Typs Il-78 MIDAS geschlossen, die weitaus leistungsfähiger als die bisheri-

gen zehn Tankflugzeuge vom Typ HY-6 (Tu-16 Badger) sind.776 Richard D. Fisher Jr. warnt 

daher davor, daß die PLAAF zu einer zunehmenden Bedrohung für einen amerikanischen 

Flugzeugträgerverband werden könnte. Dies wäre insbesondere dann der Fall, wenn die vor-

handenen Kampfflugzeuge im Einsatz auf ein Ziel konzentriert würden: „The PLAAF would 

have enough fighters to attack the carrier’s combat air patrol, while strike aircraft could 

launch scores of standoff missiles that could saturate closer defenses. If airstrikes could be 

coordinated with submarine missile strikes and land-based missile strikes, the result could be 

devastating for the United States.“777    

                                                 
774  „All in all, the Su-30 add a distinct new capability for the PLAAF – for the first time giving it the capability 

to fly missions far from its coastline and patrol over the South China Sea.“ Shambaugh (2002): S. 264. 
775  Vgl. zur Su-30 Richard D. Fisher Jr., PLA Air Force Equipment Trends, in: Flanagan/Marti (2003): S. 143 

– 145. 
776  Vgl. Department of Defense (Mai 2006): S. 5 f. Richard D. Fisher Jr., PLA Air Force Equipment Trends, in: 

Flanagan/Marti (2003): S. 161. 
777  Vgl. Richard D. Fisher Jr., PLA Air Force Equipment Trends, in: Flanagan/Marti (2003): S. 169. 
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  Speziell für Einsatzszenarien in den Spratly-Inseln könnte Peking zudem versuchen, seine 

Kampfflugzeuge von vorgelagerten Stützpunkten in der Südchinesischen See starten zu las-

sen. China verfügt auf Woody Island über den größten Militärstützpunkt in den Paracel-

Inseln, der ca. 280 km südöstlich von Hainan liegt. Fraglich ist, in welchem Umfang dieser 

militärisch nutzbar ist. Angaben zur Größe der Insel reichen von 1,88 km² bis 2,5 km². Die 

befestigte Landebahn soll bis zu 2.437 m lang sein.778 Bernard D. Cole behauptet, daß sie nur 

von kleineren Kampfflugzeugen der Typen F-6 und F-7 genutzt werden kann. Felix K. Chang 

geht in einem etwas älteren Beitrag davon aus, daß sie auch für Su-27 (und damit Su-30!) 

tauglich sein dürfte.779 Die Distanz bis zu den Spratly-Inseln würde sich auf 750 km verkür-

zen. Eine Su-30 hätte damit auch ohne Luftbetankung die Möglichkeit, ihre Operationszeit 

über dem umstrittenen Seegebiet auszudehnen. Die Nutzung von Woody Island ist jedoch in 

Kriegszeiten mit einem erheblichen Problem verbunden: Auch wenn die Insel neben der Lan-

debahn über Anlegestellen für maritime Einheiten, Radaranlagen und Unterstellmöglichkeiten 

für Kampfflugzeuge verfügt, wird die PLA diese kaum gegen auch nur begrenzte Luftschläge 

verteidigen können. Es ist daher in einer militärischen Auseinandersetzung mit den USA nicht 

damit zu rechnen, daß der PLAN oder der PLAAF Woody Island längere Zeit zur Verfügung 

stehen würde. Dies gilt auch für alle übrigen Vorposten der chinesischen Streitkräfte, die wie 

z.B. Duncan Island in den Paracels oder das Mischief Reef in den Spratlys780 ebenfalls über 

eine gewisse logistische Ausstattung verfügen. 

  Die derzeitigen Machtprojektionsfähigkeiten der PLAN sowie relevanter, für Operationen 

im Südchinesischen Meer geeigneter Einheiten der PLAAF können an dieser Stelle wie folgt 

zusammengefaßt werden: China ist nicht zum command of the sea fähig. Auch die Möglich-

keiten des sea control sind jenseits der eigenen Küstengewässer begrenzt, wie You Ji fest-

stellt: „The Chinese concept is about building temporary and area tactical naval superiority 

through concentrated usage of combat facilities and the exploitation of geographic advan-

tages. Because China’s potential opponent is the largest navy in the world, it is beyond the 

PLA’s ability to obtain real and strategic sea control.“781 Die PLAN wird zwar innerhalb der 

first island chain begrenzte Seeabschnitte kontrollieren können – dies allerdings derzeit nur 

solange, wie sich das USPACOM nicht zu einer Intervention entscheidet. Dies gilt insbeson-

                                                 
778  Das World Factbook der CIA gibt die Länge der einzigen Landebahn in den Paracel-Inseln (Woody Island 

wird allerdings nicht wörtlich genannt) mit einer Länge zwischen 1.524 m und 2.437 m an. Vgl. Paracel Is-
lands, in: Central Intelligence Agency, The World Factbook, Washington D.C., Stand vom 16. Mai 2006. 
Eine Messung mittels Google Earth ergibt eine Länge von über 2.400 m (Messung: 14. Oktober 2006). 

779  Vgl. Cole (2001): S. 46. Chang (1996): S. 361. 
780  Das Mischief Reef soll seit Ende der 90er Jahre mit einem Landeplatz für Helikopter und Anlegeplätzen für 

Kriegsschiffe die Qualität einer „minor naval base“ haben. Cole (2001): S. 51.  
781  Ji (2002): S. 21. 
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dere für jene Fälle, in denen China versuchen sollte, Druck auf die SLOCs auszuüben.782 Daß 

China dazu auch gewillt ist, wurde u.a. am 17. April 2001 deutlich. Ein Patrouillenboot der 

PLAN stoppte drei australische Kriegsschiffe, die sich auf dem Weg durch die Taiwanstraße 

befanden. Solange China aber weder Seestreitkräfte mit durchhaltefähigen Expeditionseigen-

schaften einsetzen noch verteidigungsfähige Außenposten in der Südchinesischen See, wo es 

in den Spratlys nur sieben Inseln bzw. Riffe kontrolliert,783 nutzen kann, sind Aussagen zum 

offshore defense eher die Beschreibung eines Soll- denn eines Ist-Zustandes.784 Insofern kann 

die etwas zynische Aussage von Michael G. Gallagher, die dieser bereits vor mehr als zehn 

Jahren getätigt hat, weiterhin Gültigkeit beanspruchen: „In fact, if a confrontation does take 

place in the South China Sea over the next several years, China’s opponents, aware of the low 

technological level of China’s sea and air forces, may simply decide that China is bluffing.“785 

Mit einer Ausnahme: Selektive Schläge der Su-30 könnten jederzeit erhebliche Schäden ver-

ursachen, wenngleich die PLAAF derzeit noch nicht in der Lage sein dürfte, Flugverbotszo-

nen und Blockaden über längere Zeit durchzuhalten. 

  Ganz anders sieht es hingegen im Bereich des sea denial aus, auf den sich China in den 

nächsten Jahren aus zwei Gründen konzentrieren dürfte: Er ist, erstens, kostengünstiger, weil 

der Aufbau von Duellfähigkeiten nicht nötig ist. Er ist, zweitens, auf absehbare Zeit die einzi-

ge realistische Möglichkeit, im Bedarfsfall konventionelle Operationen des USPACOM zu 

komplizieren.786 Im Kern geht es dabei um den Aufbau von asymmetrischen Optionen der 

Kriegführung, die darauf gerichtet sind, die maritimen Stärken der USA zu umgehen oder     

aber an ihren Schwachpunkten zu treffen.787 Erfolg mißt sich dabei nicht in militärischen, 

sondern in politischen Kategorien: Der Gegner gibt auf, weil ihm die Kosten der Auseinan-

                                                 
782  Die meisten Interviewpartner des Verfassers sahen daher keine akute Bedrohung der Seewege durch China, 

sondern verwiesen diesbezüglich auf das Problem der Piraterie. Die galt auch für die vor dem 11. Septem-
ber 2001 durchgeführten Gespräche in Washington D.C. Interview des Verfassers mit Major General Wal-
lace C. Gregson, Department of Defense, Director for Asian and Pacific Affairs, Office of the Assistant 
Secretary of Defense for International Security Affairs, Washington D.C., 12. November 1999. Interview 
des Verfassers mit Kenneth W. Allen, Senior Associate, The Henry L. Stimson Center, Washington D.C., 7. 
Dezember 1999. Terry L. Deibel sieht dagegen in den maritimen Möglichkeiten Chinas die größte Gefahr 
für die SLOCs. Interview des Verfassers mit Terry L. Deibel, Professor of National Strategy in the Depart-
ment of National Security Policy, National Defense University, Washington D.C., 19. November 1999.  

783  Vgl. Ralph A. Cossa, Security Implications of Conflict in the South China Sea: Exploring Potential Triggers 
of Conflict, A Pacific Forum CSIS Special Report, Honolulu, März 1998, S. B-3. Daß hinsichtlich dieser 
und anderer Inseln in den Spratlys nicht von substantiellen Abstützpunkten die Rede sein kann, wird daran 
ersichtlich, daß die 100 oder mehr Inseln bzw. Riffe nur eine Gesamtfläche von ca. 5 km² haben. Vgl. 
Spratly Islands, in: Central Intelligence Agency, The World Factbook, Washington D.C., Stand vom 16. 
Mai 2006. 

784  Im Verteidigungsweißbuch von 2004 heißt es: „The Navy has expanded the space and extended the depth 
for offshore defensive operations.“ State Council Information Office (27.12.2004). 

785  Michael G. Gallagher, China’s Illusory Threat to the South China Sea, in: International Security, Nr. 1, 
Sommer 1994, S. 185. 

786  „China’s naval and air modernization efforts point to a buildup toward a strategy of sea denial against any 
U.S. forces intervening in Asian waters.“ Yoshihara/Holmes (2005): S. 689. 

787   Vgl. zu weiteren Aspekten der asymmetrischen Kriegführung den folgenden Abschnitt. 
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dersetzung im Vergleich zum angestrebten Ziel unverhältnismäßig hoch erscheinen – und 

nicht, weil er den Handlungsspielraum seiner Streitkräfte erschöpft sieht.788 Um sea denial zu 

erreichen, muß die PLAN ein bestimmtes Seegebiet nicht kontrollieren können. Es geht viel-

mehr darum, es für den Gegner unnutzbar zu machen. Folgende Instrumente des sea denial 

liegen im Bereich der Möglichkeiten der chinesischen Streitkräfte: 
 

(1)  Verminung 

China könnte versuchen, in einer Auseinandersetzung mit den USA die üblichen Seerouten 

amerikanischer Kriegsschiffe zu verminen, um so das Risiko ihrer Nutzung zu erhöhen und 

Interventionen des USPACOM zu verzögern. Diese Option ist an zwei Voraussetzungen ge-

bunden: Die PLAN hat derzeit nur einen Minenleger, die „Wolei“, und müßte folglich ihren 

Bestand erweitern (es sei denn, sie wirft Minen mittels Flugzeugen ab). Des weiteren müßte 

sie sicherstellen, die betroffenen Seewege nicht zu benötigen. Alternativ könnte das kontami-

nierte Gebiet kartographiert werden, wozu Ankerminen o.ä. unbewegliche Minen eingesetzt 

werden müßten. Die Minenkriegführung setzt zudem voraus, daß sich der Gegner verunsi-

chern läßt. Soweit dies nicht der Fall ist, könnte er versuchen, Kriegsschiffe zur Minenbesei-

tigung einzusetzen und dabei in zu passierenden Gewässern begrenzte, aber sichere Schiff-

fahrtswege (die sogenannte q-route) zu schaffen.789 
 

(2)  Schwarmangriffe von Kampfflugzeugen 

Auch wenn die meisten chinesischen Kampfflugzeuge amerikanischen Einsatzmitteln unter-

legen sind, gibt es in wenigstens einem Szenario für diese doch eine sehr konkrete Verwen-

dung. Die PLAAF könnte versuchen, große Mengen an auch veralteten Kampfflugzeugen im 

Rahmen eines Schwarmangriffs zeitlich parallel gegen einen sich in Richtung chinesische 

Küste bewegenden amerikanischen Flugzeugträgerverband einzusetzen. Ein solches Vorha-

ben würde hohe eigene Verluste einkalkulieren, allerdings auch den Gegner in Bedrängnis 

bringen. Die PLAAF würde dabei den Umstand ausnutzen, daß nicht alle amerikanischen 

Flugzeuge zeitgleich eingesetzt und auch nicht alle verfügbaren SAMs des Flugzeugträger-

verbandes auf einmal verschossen werden können – und daß sich im taktischen Kalkül wenig-

stens für ein Kampfflugzeug ein zeitliches Fenster ergibt, in dem es seine Bombenlast ins Ziel 

bringen kann. 

                                                 
788  Vgl. Ji (2002): S. 24. 
789  Mit Blick auf eine mögliche Verminung der Taiwanstraße hat Michael A. Glosny festgestellt: „With the in-

ability to replenish minefields through aerial drops, and a small number of submarines (even under optimis-
tic conditions), the Chinese would not be able to lay enough mines to be militarily decisive.“ Michael A. 
Glosny, Strangulation from the Sea? A PRC Submarine Blockade of Taiwan, in: International Security, Nr. 
4, Frühjahr 2004, S. 145. Aus dieser Sicht ist eine Verminung der Südchinesischen See durch die PLAN 
unmöglich. 
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(3)  Neue Einsatzszenarien für SRBMs 

Sollte es der PLA gelingen, den CEP ihrer ballistischen Kurzstreckensysteme zu verbessern 

und verteidigungsfähige Aufklärungssysteme zu beschaffen, dann könnte sie versuchen, das 

Aufgabenspektrum der SRBMs zu erweitern. Diese sind derzeit ausschließlich dafür vorgese-

hen, Landziele zu attackieren. Ist die Position eines amerikanischen Flugzeugträgerverbandes 

während einer Auseinandersetzung bekannt, dann könnte die Second Artillery versuchen, die-

sen mit mehreren Dutzend SRBMs gleichzeitig anzugreifen.790 Dabei würde sie von der Hoff-

nung getragen, daß wenigstens eine Rakete per Zufall den Flugzeugträger trifft. Sollte die 

PLA dabei in der Lage sein, innerhalb der Paracels Woody Island und innerhalb der Spratlys 

Fiery Cross als vorgeschobene Abschußbasen zu nutzen, dann könnte selbst mit Kurzstrek-

kensystemen das gesamte Südchinesische Meer während eines Einsatzes abgedeckt werden. 

2007 lag der Bestand chinesischer SRBMs gemäß IISS bei 725 Einheiten (das Pentagon ging 

im Mai 2007 von 875 bis 975 SRBMs aus).791 Die 500 DF-11A haben einen CEP von 600 m, 

die 225 DF-15 von 300 m. Das Leistungsniveau der chinesischen Systeme lieg weit unter dem 

russischer SRBMs, die wie etwa die SS-23 („Spider“) bei einer Reichweite von 500 km nur 

einen CEP von 30 m hat.792 
 

(4)  Risiko Sovremenny 

Die PLAN verfügt über vier Zerstörer der Sovremenny-Klasse, die es von 1999 bis 2006 zum 

Preis von ca. 2,4 Mrd. US-Dollar aus Rußland erhalten hat.793 Dieser Zerstörertyp ist für Ein-

heiten des USPACOM eine besondere Bedrohung, weil er über acht Anti-Schiffsflugkörper 

vom Typ SS-N-22 („Sunburn“) verfügt, die jeweils einen 300 kg schweren Sprengkopf über 

200 km Entfernung transportieren können. Gegen derartige Angriffsobjekte dürfte selbst die 

U.S. Navy kaum Verteidigungsmöglichkeiten besitzen. Bei einer Höchstgeschwindigkeit von 

2,5 Mach würde eine Sunburn-Rakete nur zwei Minuten benötigen, um ein Ziel auf eine Ent-

fernung von 100 km zu zerstören. In dieser Zeit müßte z.B. ein Flugzeugträger das Angriffs-

objekt nicht nur erkennen, sondern auch Gegenmaßnahmen einleiten. Dieser Prozeß wird zu-

sätzlich dadurch erschwert, daß das Trägersystem sich seinem Ziel in nur geringer Höhe über 

dem Wasser nähert und daher vom Radar nicht erfaßt werden kann. In einer möglichen ame-

rikanisch-chinesischen Krise, die noch nicht die Schwelle zur offenen Gewaltanwendung      

überschritten hat, könnte die PLAN ihre Sovremennys als Abschreckungsmittel einsetzen, 

                                                 
790  Vgl. zu den Reichweiten der SRBMs in der Nähe der chinesischen Küste Department of Defense (Juli 

2005): S. 30. 
791  Vgl. IISS (2007): S. 346. Department of Defense (Mai 2007): S. 42. 
792   Vgl. IISS (1999): S. 310 f. Die CEP-Angabe für die DF-11A könnte geringer sein als angegeben, da sich 

der IISS-Wert noch auf die alte Version der DF-11 bezieht. 
793  Vgl. Nikolai Poroskov, Sovremenny is even more modern; Northern Shipyard handed a new destroyer over 

to China, in: Vremya Novostei, 3. Oktober 2006 (online). 



 Militärische Machtprojektionsfähigkeiten  229  
 
 

 

womit sie in Anknüpfung an die Ideen des deutschen Großadmirals Alfred von Tirpitz zur 

„Risikoflotte“ würde. Zwar wäre der Zerstörer aufgrund geringer Abwehrfähigkeiten sowohl 

amerikanischen Kampfflugzeugen als auch U-Booten weitgehend hilflos ausgeliefert. Die 

USA könnten ihn daher jederzeit ausschalten, müßten dazu aber einen Präventivschlag wa-

gen. Washington würde damit als Aggressor dastehen, und Peking dürfte diesen Vorfall im 

Laufe des Konflikts immer dann zitieren, wenn es eigene militärische Maßnahmen rechtfer-

tigt. Wagt hingegen in einer Krise nicht Washington, sondern Peking einen Präventivschlag, 

dann läuft das USPACOM Gefahr, einen Flugzeugträger zu verlieren.794 Im Gefecht würden 

Sovremennys über den Vorteil verfügen, mit einer Höchstgeschwindigkeit von 32 Knoten ihre 

Position schnell verändern zu können. Beobachter rechnen damit, daß China weitere Sovrem-

ennys bestellen wird.795  
 

(5)  Instrumentalisierung von Militärmanövern 

Ist die Schwelle zum bewaffneten Konflikt noch nicht überschritten, wäre es vorstellbar, daß 

China in ausgedehnten Zonen des Südchinesischen Meeres Minenübungen oder Raketentests 

durchführt und diese als Übungen deklariert. Das eigentliche Ziel wäre, Handels- und Kriegs-

schiffe externer Mächte zu verunsichern, um sie von der Nutzung des Seegebietes abzuhalten. 
 

(6)  U-Boote als „bewegliches Minenfeld“ 

Das letzte an dieser Stelle aufgeführte Instrument dürfte langfristig das stärkste sein, wenn 

sich China zu einer Politik des sea denial entscheidet: der Einsatz der U-Boot-Flotte als „be-

wegliches Minenfeld“.796 Entsprechende Operationspläne würden sich ebenfalls am Konzept 

der „Risikoflotte“ orientieren und wie die Minenkriegführung an die Voraussetzung anknüp-

fen, daß sich der Gegner verunsichern läßt.797 Der PLAN kämen bei einem Einsatz ihrer Un-

terwasserkampfschiffe mehrere Umstände zugute. So könnten sich für veraltete, aber noch 

                                                 
794  Die Sovremennys waren in den 80er Jahren in der sowjetischen Marine eingeführt worden. Ihr damaliger 

Auftrag war, wenn auch unter anderen Bedingungen, amerikanische Flugzeugträger zu zerstören. Die chi-
nesische Führung hat die Beschaffung der Sovemennys 1996 beschlossen, was darauf schließen läßt, daß 
diese Entscheidung durch die Taiwan-Krise selbigen Jahres beeinflußt worden ist. Die USA hatten damals 
zwei Flugzeugträgergruppen in die Nähe der Taiwanstraße entsandt.  

795  Vgl. Shambaugh (2002): S. 267. 
796  Vgl. Lyle Goldstein, William Murray, Undersea Dragons. China’s Maturing Submarine Force, in: Interna-

tional Security, Nr. 4, Frühjahr 2004, S. 161 – 196. 
797  Michael A. Glosny hat in einer Simulation gezeigt, wie schwierig es für die PLAN in einem Konflikt in der 

Taiwanstraße wäre, eine funktionierende Blockade mittels U-Booten durchzuführen. Auch wenn diese über 
ein gewisses Zerstörungspotential verfügten, sei der zu erwartende Schaden auf Grund der letztlich zu ge-
ringen Zahl verfügbarer chinesischer Unterwasserkampfschiffe nicht groß genug, um eine militärische Aus-
einandersetzung entscheidend zu beeinflussen. Vgl. Glosny (2004): S. 125 – 160. Der PLAN dürfte es daher 
noch weitaus schwerer fallen, die SLOCs in der wesentlich größeren Südchinesischen See zu blockieren. 
Denn praktisch bedeutet „Blockade“ im Falle der Entsendung der U-Boote folgendes: Der Gegner reagiert 
auf die intendierte Verunsicherungsstrategie und verzichtet auf eine Nutzung der Seewege. Bleibt diese Ab-
schreckungswirkung aus, wären die USA also bereit, den Preis einiger versenkter Handels- und Kriegsschif-
fe zu zahlen, dann wäre die geplante Blockade obsolet. 
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funktionsfähige U-Boote der Romeo- und Ming-Klasse taktische Einsatzverwendungen erge-

ben, indem diese großflächig um den Konfliktherd disloziert werden. Sollte sich das 

USPACOM zur Intervention entscheiden, müßte es zuvor in der Lage sein, sämtliche U-Boote 

zu neutralisieren, damit der entsandte Flugzeugträgerverband nicht doch Gefahr läuft, Opfer 

eines Torpedoangriffs zu werden. In einem solchen Szenario wäre also nicht nur Qualität, 

sondern auch Quantität von Bedeutung. Die chinesischen U-Boote würden zudem davon pro-

fitieren, daß der ASW für sämtliche Seestreitkräfte der Welt eine besondere Herausforderung 

darstellt. Während des Falklandkrieges war es der britischen Marine z.B. nicht gelungen, die 

beiden eingesetzten argentinischen U-Boote auszuschalten. Fraglich ist daher, ob es den USA 

gelingen würde, die chinesischen Unterwasserkampfschiffe in einer militärischen Auseinan-

dersetzung vollständig zu neutralisieren,798 zumal der ASW nach dem Ende des Ost-West-

Konflikts im Aufgabenspektrum amerikanischer U-Boote an Bedeutung verloren hat.799 Hin-

zu kommen Modernisierungsbestrebungen Chinas, die zu einer Stärkung seiner Machtprojek-

tionsfähigkeiten unter Wasser beitragen werden. Im taktischen Bereich ist u.a. die Herstellung 

weiterer U-Boote der Song-Klasse und eines neuen nuklearbetriebenen U-Bootes der Shang-

Klasse (Typ 093) vorgesehen. Die größte Bedeutung kommt diesbezüglich jedoch dem rus-

sisch-chinesischen Vertrag vom Mai 2002 zu, der zusätzlich zu den bereits vier vorhandenen 

die Lieferung von acht weiteren U-Booten der Kilo-Klasse im Wert von 1,6 Mrd. US-Dollar 

vorsieht. Das IISS ging im Februar 2007 von einem chinesischen Bestand von zehn Einheiten 

dieses Einsatzmittels aus; der Rest sollte im Laufe des Jahres ausgeliefert werden.800 Die      

U-Boote der Kilo-Klasse stellen nicht nur das modernste Unterwasserkampfschiff der chinesi-

schen Seestreitkräfte dar, sondern werden auch im internationalen Vergleich modernen Stan-

dards gerecht. Sie sind aufgrund ihres Dieselantriebes sehr leise und damit nur schwer zu ent-

decken, können 300 m tief tauchen, erreichen eine maximale Unterwassergeschwindigkeit 

von 17 Knoten und können sowohl drahtgesteuerte als auch zielsuchende Torpedos verschie-

ßen. Anti-Schiffsflugkörper vom Typ 3M-54, die eine Reichweite von ca. 220 km haben, ge-

hören ebenfalls zur Ausrüstung. Für eine weitere Kampfwertsteigerung werden in der Litera-

tur zwei Modernisierungsmaßnahmen diskutiert: Sollten die U-Boote der Kilo-Klasse eines 

Tages mit von der Außenluft unabhängiger Antriebstechnologie ausgestattet werden, würde 

dies ihre Tarn- und damit Angriffsfähigkeiten durch verlängerte Tauchzeiten weiter verbes-

                                                 
798  Bernard D. Cole sieht dies skeptisch: „[…] ASW is so difficult that the United States will not be able com-

pletely to foreclose PLAN submarine operations.“ Cole (2001): S. 156. „Finding and destroying submarines 
requires enormous resources.“ Goldstein/Murray (2004): S. 181. 

799  Wohingegen Aufklärungsmissionen und insbesondere die Durchführung von Angriffen mit seegestützten 
Marschflugkörpern gegen Landziele an Bedeutung gewonnen haben. Vgl. IISS, The future of submarine 
warfare. A shift in naval strategies, Strategic Comments, Nr. 8, Oktober 1999, S. 2. 

800  Vgl. IISS (2007): S. 381. 
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sern. Durch den möglichen Erwerb russischer Torpedos vom Typ Shkval würden chinesische 

U-Boote in den Besitz einer Munitionsvariante geraten, gegen die amerikanische Flugzeug-

trägerverbände nur sehr geringe Abwehrchancen hätten. Die Shkval verfügt über Superkavita-

tionseigenschaften, die dem Torpedo Geschwindigkeiten von vermutlich über 370 km erlau-

ben (westliche Torpedos erreichen im Durchschnitt Geschwindigkeiten von ca. 120 km).801 

China könnte daher durch einen Zulauf von weiteren U-Booten der Kilo-Klasse, deren Lei-

stungsprofil erweiterbar ist, nicht nur in der Südchinesischen See, sondern auch westlich der 

Malakka-Straße temporäre Fähigkeiten des sea denial aufbauen. Lyle Goldstein und William 

Murray warnen deshalb: „We come to the preliminary conclusion that a dramatic shift in Chi-

nese underwater aspirations and capabilities is under way, and that submarines are emerging 

as the centrepiece of an evolving Chinese quest to control the East Asian littoral.“802 Ein Ver-

gleich der Bestände von 2002 und 2007 zeigt folgendes: Alte U-Boote werden ausgemustert. 

Die Zahl der U-Boote des Typs Romeo nahm von 36 auf 16 ab. Moderne U-Boote laufen hin-

gegen zu. Die Zahl der U-Boote der Song-Klasse wurde von drei auf neun, jene der Kilo-

Klasse von vier auf zehn gesteigert.803 
 

Diese asymmetrischen Formen der Gewaltanwendung hätten in der Praxis ein gemeinsames 

Ziel: Sie wären geeignet, eine amerikanische Intervention in der Südchinesischen See oder in 

der Taiwanstraße zu komplizieren und damit zu verzögern. Dadurch käme eine mögliche US-

Intervention nur mit entsprechendem zeitlichen Vorlauf in Betracht, womit sie militärisch 

sinnlos sein könnte. Oder aber Washington hat erst gar nicht die Möglichkeit, z.B. mit eige-

nen Kräften oder durch Unterstützung südostasiatischer Akteure expansiven Unternehmungen 

der PLAN in der Südchinesischen See entgegenzuwirken. Konfrontiert mit einem Fait ac-

compli könnten den USA dann die Kosten zu hoch erscheinen, den Status quo ante mit militä-

rischen Mitteln wiederherzustellen. 

  Abschließend ist nun zu erörtern, wie Washington die Fähigkeiten Pekings als Zugangs-

verweigerer beurteilt. Folgendes Argumentationsmuster ist den entsprechenden Quellen zu 

entnehmen: Grundsätzlich seien weder die chinesischen See- noch die Luftstreitkräfte in der 

Lage, dem USPACOM den Zugang zum asiatisch-pazifischen Raum zu verwehren, da das 

Fähigkeitsprofil der PLA zahlreiche Lücken aufweise. Diese Einschätzung des Ist-Zustandes 

wird allerdings durch zwei Aussagen relativiert: Zum einen sei es China gelungen, selektive 

Fähigkeiten aufzubauen, die unter bestimmten Bedingungen zu einer Bedrohung für die ame-
                                                 
801  Vgl. Goldstein/Murray (2004): S. 165 – 168. 
802  Ebd., S. 164. Richard W. Baker weist darauf hin, daß China nicht in der Lage sein müsse, die Seewege zu 

blockieren. Es reiche bereits aus, sie zu bedrohen. Die Fähigkeiten der U.S.-Navy würden überschätzt. Die 
PLA könne vor allem über U-Boote Macht projizieren. Interview des Verfassers mit Richard W. Baker, 
Special Assistant to the President, East-West Center, Honolulu, 7. September 2005. 

803  Vgl. IISS (2002): S. 146. IISS (2007): S. 348. 
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rikanischen Streitkräfte werden könnten. Zum anderen gebe es eine Reihe von Anzeichen, die 

dafür sprechen, daß die PLA ihre Machtprojektionsfähigkeiten zu erweitern gedenkt. 

  In der allgemeinen Bewertung kommt das Pentagon zwar zu dem Schluß, daß „the PLAN 

will remain a force growing in size and capability that could pose a threat to regional na-

vies.“804 Dennoch seien die chinesischen Streitkräfte insgesamt kein Konkurrent für die USA: 

„China’s technological capabilities lag far behind those of the United States and its allies in 

East Asia.“805 Die PLA sei höchstens in der Lage, und dies auch erst in einigen Jahren, eine 

Mittelmacht zu besiegen: „The Intelligence Community estimates […] that China will take 

until the end of this decade or later for its military modernization program to produce a mod-

ern force capable of defeating a moderate-size adversary.“806 Zu den zentralen Schwächen 

zählten mangelnde Fähigkeiten der Luftbetankung807, fehlende Verteidigungsmöglichkeiten 

der PLAN gegen Anti-Schiffsflugkörper808 und amphibische Optionen809, die gegenwärtig le-

diglich für den küstennahen Bereich in Frage kämen. Für eine blue water navy sei die 

entscheidende Voraussetzung nicht gegeben: „While continuing to research and discuss pos-

sibilities, China appears to have set aside indefinitely plans to acquire an aircraft carrier.“810 

Zudem mangele es der PLAN an Betankungsmöglichkeiten zur See sowie an Optionen zur 

weiträumigen maritimen Überwachung.811 

                                                 
804  Department of Defense (Juli 2003): S. 22. 
805  Department of Defense (Mai 2004): S. 39 f. 
806  Department of Defense (Mai 2006): S. 24. Die Kategorie des moderate-size adversary findet sich auch in 

Department of Defense (Juli 2005): S. 26. 
807  „PLANAF fighters and tanker aircraft appear to train only on an irregular basis.“ Department of Defense 

(Mai 2004): S. 35. 
808  „[…] the PLAN could not reliably defend against either current or projected ASCMs.“ Department of De-

fense (Juli 2003): S. 25. 
809  „The PLA’s amphibious lift assets are insufficient to project force much beyond China’s shores.“ Depart-

ment of Defense (Mai 2004): S. 40. 
810  Department of Defense (Juli 2003): S. 25. In der Einschätzung des Pentagons von 2006 wird allerdings dar-

über spekuliert, ob China nicht doch versuchen könnte, die „Varyag“ wieder zu einem funktionstüchtigen 
Flugzeugträger auszubauen: „Recent deck refurbishment, electrical work, fresh hull paint with PLA Navy 
markings, and expressed interest in Russia’s Su-33 fighter have re-kindled debate on a Chinese carrier fleet. 
[...] Regardless of Beijing’s final objective for the ex-Varyag, it is facilitating PLA Navy engineers’s com-
prehensive study of the platform’s structural design, which could eventually assist China in creating its own 
carrier program. Some analysts in and out government predict that China could have an operational carrier 
by the end of the 12th Five-Year Plan (2011-2015), but others assess the earliest China could deploy an op-
erational aircraft carrier is 2020 or beyond.“ Department of Defense (Mai 2006): S. 32. Die Debatte hatte 
bereits im März 2006 neue Impulse erhalten, als General Wang Zhiyuan, stellvertretender Direktor der Sci-
ence and Technology Commission des General Armament Department der PLA, erklärte: „The Chinese 
army will conduct research and build aircraft carriers on its own, and develop its carrier fleet.“ Zit. n. 
Robert Sutter, China-Southeast Asia Relations: Progress with Limitations, in: Comparative Connections, 
Nr. 1, April 2006, S. 84. Richard Fisher vermutet, daß die „Varyag“ zu Trainingszwecken genutzt werden 
könnte. Vgl. David Lague, Do China’s strategic ambitions include a carrier?, in: International Herald Trib-
une, 31. Januar 2006 (online). Im Juli 2007 war Presseberichten zu entnehmen, daß verschiedene chinesi-
sche Rüstungsfirmen Verträge bekommen haben sollen, um einzelne Systeme und Komponenten für einen 
Flugzeugträger zu entwickeln. Vgl. RIA Novosti, China plans to build its first aircraft carrier – news 
agency, 6. Juli 2007 (online). 

811  Vgl. Department of Defense (Juli 2005): S. 41. 
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  Diesen negativen Bewertungen zum Trotz geht das Pentagon davon aus, daß die chinesi-

schen Seestreitkräfte ihren Handlungsspielraum in Richtung active offshore defense812 aus-

bauen: „The PLAN seeks to push its maritime defense perimeter further seaward.“813 Interes-

sant ist in diesem Zusammenhang, daß die USA der Überzeugung sind, daß sich China entge-

gen üblichen Bewertungen nicht nur auf ein Taiwan-Szenario vorbereitet: „Evidence […] 

suggests that China is developing capabilities that will enable it to project power beyond Tai-

wan.“814 Dazu arbeite die PLAAF z.B. an einer „robust, ‘out of area’ offensive capability to 

provide effective support for joint operations.“815 China strebe in concreto danach, Fähig-

keiten zu entwickeln, „that could hold at risk maritime targets out to the ‘second island chain’ 

some 1,000 miles from the Chinese coast.“816 Aus diesen Modernisierungsvorhaben könnten 

sich folgende Einsatzoptionen ergeben: „Airborne early warning and control and aerial-

refueling programs will extend the operational range for PLA fighter and strike aircraft, per-

mitting extended operations into the South China Sea. Naval acquisitions, such as advanced 

destroyers and submarines, reflect Beijing’s pursuit of capabilities to protect and advance its 

maritime interests.“817 Aufgabe der PLA sei es daher, „to interdict and strike enemy forces at 

greater distances from China’s land and sea borders.“818 Mit der Beschaffung von Mehrrollen-

Kampfflugzeugen verfolge Peking das Ziel „to make significant strides toward improving its 

maritime and land-attack strike capabilities.“819 Das Pentagon sieht den Ausbau der Macht-

projektionsfähigkeiten eindeutig gegen die USA gerichtet, wenn es behauptet, daß „evidence 

suggests the PLA is engaged in a sustained effort to interdict, at long ranges, aircraft carriers 

and expeditionary strike groups that might deploy to the western Pacific.“820 Diesbezüglich 

hält es auch bislang unerprobte militärische Aktionen Chinas für möglich: „China is exploring 

the use of ballistic and cruise missiles for anti-access missions, including counter-carrier and 

land attacks“821. 

                                                 
812  Vgl. Department of Defense (Mai 2004): S. 39. 
813  Department of Defense (Juli 2003): S. 24. 
814  Department of Defense (Mai 2006): S. 7. 
815  Ebd., S. 15. 
816  Ebd., S. 11. 
817  Ebd. 
818  Department of Defense (Mai 2004): S. 34. 
819  Ebd., S. 35. Die Fähigkeiten der PLAAF werden in diesem Bereich besonders kritisch eingeschätzt: „The 

PLA has also acquired advanced air-to-surface missiles that will allow its air forces to attack surface targets, 
afloat and ashore, from greater distance and with more precision. Newer aircraft are also being equipped 
with advanced air-to-air missiles and electronic warfare technology that give these aircraft technological 
parity with or superiority over most potential adversaries.“ Department of Defense (Juli 2005): S. 31. 

820  Department of Defense (Mai 2006): S. 24. 
821  Ebd., S. 4. So auch der Vorgängerbericht: „China is also researching the possibility of using ballistic mis-

siles and special operations forces to strike ships or their ashore support infrastructure.“ Department of De-
fense (Juli 2005): S. 33. 
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  Das amerikanische Verteidigungsministerium zieht aus diesen Entwicklungen einerseits 

den Schluß, daß das Reich der Mitte derzeit nur über begrenzte Fähigkeiten des sea denial 

verfüge: „At present, China’s concept for sea denial appears limited to sea control in waters 

surrounding Taiwan and its immediate periphery.“822 An anderer Stelle heißt es noch deut-

licher: „With its present force structure, according to the Intelligence Community, Chinese 

surface combatants would have difficulty projecting power into the Strait of Malacca, espe-

cially if it were conducting simultaneous blockade or invasion operations elsewhere. Simi-

larly, although the PLA Navy occasionally patrols as far as the Spratly Islands, its limited or-

ganic air defense capability leaves surface ships vulnerable to attack from hostile air and naval 

forces. The PLA Navy Air Force and PLA Air Force currently lack the operational range to 

support PLA Navy operations.“823 Die PLA arbeite aber daran, ihr Fähigkeitsprofil 

auszubauen, um diesen Zustand zu ändern: „China is pursuing long-term, comprehensive 

military modernization to improve its capabilities for power projection and access denial.“824 

Dabei gehe es vor allem darum, die USA von Formosa fernzuhalten. Beschaffungsvorhaben 

der PLA seien darauf gerichtet zu verhindern, daß in einer Krise nicht erneut wie im März 

1996 zwei amerikanische Flugzeugträger in die Nähe der Taiwanstraße entsandt werden kön-

nen.825 In einem solchen Szenario hält das Pentagon den Einsatz folgender militärischer In-

strumente Chinas für möglich: „Deep-water naval mines, submarines, cruise missiles, and    

even special forces could be employed to threaten a U.S. aircraft carrier.“826 Für besonders 

bedrohlich werden die Fähigkeiten der PLAN zum Minenkrieg gehalten: „Use of propelled-

warhead mines in deep waters has the potenial to deny enemy naval formations large opera-

tional areas.“827 Im Zentrum von Maßnahmen des sea denial stünde die chinesische U-Boot-

Flotte.828 Sollte China zudem die militärische Nutzung des Weltraums gelingen, könnte es 

seine Fähigkeiten der Zugangsverweigerung erweitern.829 Ziel einer solchen Politik sei „to de-

lay or reduce U.S. diplomatic and military roles in crises.“830 Das Pentagon weist darauf hin, 

daß China heute Zugangsverweigerung nicht mehr nur aus einer maritimen Perspektive be-

                                                 
822  Department of Defense (Mai 2006): S. 31. Im Vorgängerbericht heißt es entsprechend: „China does not ap-

pear to have broadened its concept of operations for anti-access and sea denial to encompass sea control in 
waters beyond Taiwan and its immediate periphery.“ Department of Defense (Juli 2005): S. 33. 

823  Ebd., S. 33 f. 
824  Department of Defense (Mai 2006): S. 3. 
825  „China’s military buildup is also aimed at deterring US intervention in support of Taiwan.“ Tenet 

(07.02.2001). 
826  Department of Defense (Mai 2004): S. 51. 
827  Department of Defense (Juli 2003): S. 27. 
828  „One of the top priorities for the PLAN during the 10th Five-Year Plan is manufacturing submarines.“ De-

partment of Defense (Mai 2004): S. 39. 
829  „Acquiring more sophisticated space systems will allow China to expand the reach of its anti-access forces 

and could serve as a key enabler for regional power projection.“ Department of Defense (Mai 2006): S. 32. 
830  Department of Defense (Mai 2004): S. 51. 



 Militärische Machtprojektionsfähigkeiten  235  
 
 

 

trachtet: „China’s concept of sea denial in the Western Pacific subsequently broadened be-

yond the independent use of naval assets to multi-dimensional defense using air, surface, and 

subsurface elements.“831  

  Auch wenn China derzeit weit entfernt von globalen maritimen Machtprojektionsfähigkei-

ten ist, gehen die USA davon aus, daß dies eines der wichtigsten Ziele des Reiches der Mitte 

ist. Der Direktor der Defense Intelligence Agency (DIA), Michael D. Maples, betont: 

„China’s military modernization remains focused on developing or acquiring modern fighter 

aircraft, a blue-water navy, and improved amphibious forces.“832 Um dieses Ziel zu erreichen, 

trifft Peking nach Angaben des Pentagons bereits heute Vorbereitungen: „China has […] 

strengthened ties to countries that are located astride key maritime transit routes (e.g., the 

Straits of Malacca). PRC strategists have discussed the vulnerability of China’s access to in-

ternational waterways. Evidence suggests that China is investing in maritime surface and sub-

surface weapons systems that could serve as the basis for a force capable of power projection 

to secure vital sea lines of communication and/or key geostrategic terrain.“833 Diese Bewer-

tungen bestätigen einen Bericht der Washington Times vom 18. Januar 2005, in dem Bill 

Gertz aus einer internen Analyse des Pentagons zitiert. In „Energy Futures in Asia“ heißt es: 

„China is building strategic relationships along the sea lanes from the Middle East to the 

South China Sea in ways that suggest defensive and offensive positioning to protect China’s 

energy interests, but also to serve broad security objevtives“834. Genannt werden u.a. die Be-

teiligung am Hafen Gwadar (Pakistan), der Bau einer Anlegestelle für Containerschiffe in 

Chittagong (Bangladesch), die Errichtung von Marinebasen an der burmesischen Küste sowie 

von Abhörvorrichtungen im Golf von Bengalen, der Ausbau von Woody Island und die För-

derung des Baus eines Kanals durch den Isthmus von Kra mit insgesamt 20 Mrd. US-Dollar, 

um das vom chinesischen Präsidenten erkannte „Malacca Dilemma“ zu umgehen. 

  Den USA kann damit insgesamt zugesprochen werden, in umfassender Weise gemäß den 

Annahmen des systemischen Realismus die von China ausgehenden maritimen Bedrohungen 

in Südostasien verarbeitet zu haben. Eine Impulsverarbeitung hat vor allem dort stattgefun-

den, wo Beschaffungsvorhaben auf langfristige politische Absichten bezogen werden.  

 

                                                 
831  Department of Defense (Juli 2005): S. 33. 
832  Maples (28.02.2006). 
833  Department of Defense (Mai 2006): S. 1. Vgl. ebd., S. 15, 31. Siehe auch Department of Defense (Juli 

2005): S. 10. 
834  Zit. n. Bill Gertz, China builds up strategic sea lanes, in: The Washington Times, 18. Januar 2005 (online). 
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3.  Asymmetrische Kriegführung 

China befand sich in seiner Geschichte immer wieder in der Rolle des Davids, der einem      

übermächtigen Goliath gegenüberstand und damit gezwungen war, aus einer schwachen Posi-

tion heraus möglichst erfolgreich zu agieren. Von der Maßgabe Sun Tzus, den Gegner ohne 

Kampf zu besiegen, bis hin zum Volkskrieg Mao Zedongs, der die japanische Besatzungs-

macht u.a. durch einen erfolgreichen Partisanenkrieg zermürbte, läßt sich dabei folgende 

Handlungslogik erkennen: Wenn Staat A Staat B unterlegen ist, wird er in einer militärischen 

Auseinandersetzung nur dann die Niederlage vermeiden können, wenn er einem direkten 

Schlagabtausch ausweicht und sich statt dessen auf die Schwachstellen des Gegners konzen-

triert. Ergebnis ist eine asymmetrische Kriegführung, deren Kraftentfaltung zwar nicht aus-

reicht, den mächtigeren Staat zu besiegen. Sie kann aber dazu beitragen, Kampfhandlungen zu 

verlängern, dadurch den Erfolg des Stärkeren zu verzögern, um so die Kosten des Sieges in 

die Höhe zu treiben.835 Im Idealfall stellt der Mächtigere, wie dies bereits im vorherigen Ab-

schnitt diskutiert worden ist, die Kampfhandlungen ein, weil die Führung des Landes z.B. in-

nenpolitisch zu sehr unter Druck geraten ist – und nicht, weil sämtliche militärischen Optio-

nen erschöpft worden sind. In einer typischen asymmetrischen Auseinandersetzung versucht 

folglich der Stärkere zu gewinnen, indem er die Streitkräfte des Schwächeren direkt attackiert. 

Der vermeintlich Unterlegene entscheidet sich hingegen für die indirekte Strategie, mit der er 

das Ziel verfolgt, „to destroy an adversary’s will to fight“836. Aus der Sicht des systemischen 

Realismus läßt sich die asymmetrische Kriegführung dahingehend einordnen, daß es ein Ver-

stoß gegen das Prinzip der Rationalität wäre, wenn sich Staat A trotz mangelnder capabilities 

Staat B in einem Duell stellt, das er nur verlieren kann. Dem Schwächeren bleibt also gar 

nichts Anderes übrig, als militärische Instrumente asymmetrisch einzusetzen (defeat the supe-

rior with the inferior).837 Nur so hat er überhaupt eine Chance, das eigene Überleben abzusi-

chern. Ob der Schwächere dann jedoch tatsächlich in der Lage sein wird, Angriffe zu verei-

teln oder in ihrer Wirkung zu neutralisieren, hängt vom Verhalten des Stärkeren ab. Nur wenn 

dieser wie etwa die USA während des Vietnamkrieges eine indirekte Vorgehensweise mit ei-

ner direkten Vorgehensweise beantwortet, läuft er Gefahr, den Schlagabtausch zu verlieren. 

Sollte er hingegen auf einen asymmetrisch agierenden Gegner ebenso asymmetrisch reagie-

                                                 
835  Ivan Arreguín-Toft stellt dazu fest: „In asymmetric conflict, delay favors the weak.“ Ivan Arreguín-Toft, 

How the Weak Win Wars. A Theory of Asymmetric Conflict, in: International Security, Nr. 1, Sommer 
2001, S. 107. 

836  Ebd., S. 105. Arreguín-Toft hat dazu folgende These aufgestellt: „When strong actors attack with a direct 
strategy and weak actors defend using an indirect strategy, all other things being equal, weak actors should 
win.“ Arreguín-Toft (2001): S. 108. Das Zitat ist im Original kursiv gesetzt. 

837  Vgl. Shen Kuiguan, Dialectics of Defeating the Superior with the Inferior, in: Pillsbury (1998): S. 213 – 
219. 
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ren, könnten dem Schwächeren auch noch so geschickte Schachzüge im Ergebnis nicht wei-

terhelfen.838 

  Die asymmetrische Kriegführung bezieht sich sowohl auf militärische Strategien als auch 

auf militärische Instrumente, die geeignet sind, die „Achillesfersen“ des Gegners – eine in 

diesem Kontext oft genutzte Anlehnung an die griechische Mythologie –839 zu treffen. Zu den 

Strategien gehören Täuschungsakte, die es China z.B. 1950 ermöglicht hatten, Vorbereitun-

gen für die durchgeführte Intervention im Koreakrieg zu verbergen. Eine weitere Option ist 

die des Präventivschlags, der dem Schwächeren die Möglichkeit eröffnet, das Überra-

schungsmoment auszunutzen, um die dadurch erzeugte Verwirrung im gegnerischen Lager zu 

nutzen (gaining the initiative by striking first). Eine solche Vorgehensweise würde sich z.B. in 

der Aufmarschphase der USA anbieten, um diese nicht in eine vorteilhafte Ausgangsposition 

zur Durchführung militärischer Operationen geraten zu lassen. Zu den besonders attraktiven 

Zielen eines Präventivschlages gehören die C4ISR-Strukturen (C4ISR = Command, Control, 

Communications, Computers, Intelligence, Surveillance, Reconnaissance) des Gegners. Ge-

lingt China die Störung oder gar Neutralisierung des militärischen Nervenzentrums der ame-

rikanischen Streitkräfte, könnte es deren Angriffspläne nicht nur behindern, sondern je nach 

Ausmaß vereiteln. Schließlich wäre es vorstellbar, daß die PLA nach dem Vorbild des Lu-

dendorffschen „totalen Krieges“ zu dem übergeht, was in der Diskussion als unrestricted war-

fare bekannt geworden ist.840 China würde dabei zu Mitteln greifen, die unter Ausblendung 

sämtlicher Nebenwirkungen für eigene und gegnerische Kräfte sowie des Kriegsrechts (ius in 

bello) darauf gerichtet wären, militärische Erfolge der USA zu vereiteln. Die PLA könnte z.B. 

dazu übergehen, mutmaßliche Aufmarschgebiete amerikanischer Streitkräfte auf dem Fest-

land durch Einsatz chemischer Waffen unzugänglich zu machen. 

  Zur Umsetzung dieser an asymmetrische Methoden gebundenen Ziele kommt eine ganze 

Reihe von Instrumenten in Frage. Vorstellbar wäre z.B., daß die PLA Präzisionswaffen oder 

Eliteeinheiten einsetzt, um die besagten „Enthauptungsschläge“ gegen C4ISR-Strukturen zu 

                                                 
838  Ivan Arreguín-Toft hat versucht, diesen Zusammenhang zu generalisieren: „Strong actors lose asymmetric 

conflicts when they adopt the wrong strategy vis-à-vis their weaker adversaries. Same-approach interactions 
– whether direct-direct or indirect-indirect – favor strong actors because they imply shared values, aims, and 
victory conditions. Because nothing therefore intervenes between raw power and goals, strong actors will 
win same-approach interactions in proportion to their advantage in relative power.“ Arreguín-Toft (2001): 
S. 212 f. 

839  Achill war demnach als Kind in den Unterweltfluß Styx getaucht worden, um ihn unverwundbar zu ma-
chen. Seine Mutter, die Meeresgöttin Thetis, hielt ihn an der Ferse fest, die dadurch verwundbar blieb.     
Achill starb, als Paris ihn mit einem Pfeil an der Ferse traf und dabei tödlich verletzte. 

840  Vgl. Martin Wagener, China und die Selbstmandatierung der NATO, in: Susanne Luther, Peter J. Opitz 
(Hrsg.), Chinas Rolle in der Weltpolitik, München 2000a, S. 109. 
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führen.841 In den USA gibt es zudem eine umfassende Debatte darüber, ob potentielle Gegner 

in der Lage sind, einen Electromagnetic Pulse (EMP) mittels einer Nuklearexplosion auszulö-

sen.842 Die dabei frei werdenden Gammastrahlen würden eine elektromagnetische Schockwel-

le auslösen, die wiederum elektronische Geräte aller Art lahmlegen kann. Soweit C4ISR-

Strukturen nicht gehärtet sind, könnten sie nach einem EMP-Schlag ausfallen. Selbiger Effekt 

ließe sich, dann allerdings aus nur geringer Distanz, durch High-Power Microwaves (HPM) 

erzeugen. Welche Konsequenzen sich aus dieser Form der Kriegführung für die USA ergeben 

könnten, wird im Bericht der „Commission to Assess the Threat to the United States from    

Electromagnetic Pulse (EMP) Attack“ vom 22. Juli 2004 wie folgt bewertet: „The high-

altitude nuclear weapon-generated electromagnetic pulse (EMP) is one of a small number of 

threats that has the potential to hold our society seriously at risk and might result in defeat of 

our military forces.“843 Die USA seien vor allem deshalb gefährdet, weil sie sich während des 

Kalten Krieges nicht auf die Abwehr der Folgen eines EMP-Schlages vorbereitet, sondern 

sich statt dessen auf ihre Abschreckungspolitik verlassen hätten. Nach Auffassung der Kom-

mission strebt Peking nach entsprechenden Fähigkeiten: „China and Russia have considered 

limited nuclear attack options that, unlike their Cold War plans, employ EMP as the primary 

or sole means of attack.“844 Sollte die PLA im Besitz entsprechender Instrumente sein, könnte 

sie versuchen, diese in einer militärischen Auseinandersetzung gegen Kommandozentralen 

der amerikanische Streitkräfte einzusetzen, die sich im Einsatz an der chinesischen Peripherie 

befinden. Diese Form des asymmetrischen Krieges wäre allerdings an eine Voraussetzung ge-

bunden: Peking müßte selbst über gehärtete C4ISR-Strukturen verfügen, um Auswirkungen 

eines EMP-Schlages gegen defensive oder offensive Operationen seiner Streitkräfte zu ver-

hindern. Für China bietet sich daher eine noch weit attraktivere Option an: Vermutlich wür-

den bereits zwei Nuklearexplosionen mehrere hundert Kilometer über den USA ausreichen, 

um die elektronisch gestützte Infrastruktur auf dem gesamten amerikanischen Staatsgebiet 

(ohne Alaska) zu schädigen. Ausgangspunkt derartiger Überlegungen ist der Atomtest der 

US-Streitkräfte über dem Johnston Atoll 1962. Dieser war in 400 km Höhe durchgeführt wor-

den, und obwohl kein EMP-Schlag beabsichtigt war, zeigten sich entsprechende Auswirkun-

gen bis in das 1.400 km entfernte Hawaii (Ausfall der Straßenbeleuchtung, Störung von Tele-

                                                 
841  Die USA hatten auf diese Weise versucht, den Irak-Krieg frühzeitig zu beenden, als sie die Kampfhandlun-

gen im Frühjahr 2003 mit Marschflugkörpern begannen, die konzentriert gegen den mutmaßlichen Aufent-
haltsort der Staatsführung um Saddam Hussein in Bagdad gerichtet waren. 

842  Vgl. Clay Wilson, High Altitude Electromagnetic Pulse (HEMP) and High Power Microwave (HPM) De-
vices: Threat Assessments, CRS Report for Congress (RL32544), Washington D.C., Stand vom 14. April 
2006. 

843  William R. Graham u.a., Report of the Commission to Assess the Threat to the United States from Electro-
magnetic Pulse (EMP) Attack. Volume 1: Executive Report 2004, Washington D.C., 22. Juli 2004, S. 1. 

844  Ebd., S. 2. 
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phonanlagen etc.).845 Bei einer maximalen Ausdehnung von 4.600 km (ohne Alaska) müßten 

daher zwei entsprechend gezündete chinesische ICBMs ausreichen, um nicht nur die ameri-

kanischen Streitkräfte, sondern die Regierung in Washington insgesamt zu paralysieren.846 In 

einem solchen Szenario würden sich keinerlei negative Konsequenzen für die PLA ergeben. 

Ganz im Gegenteil: Der asymmetrische Krieg würde sich auf den symmetrischen Krieg zu-

gunsten Chinas auswirken. Wenn die USA infolge eines EMP-Schlages vorübergehend hand-

lungsunfähig sind, hätten selbst veraltete Kampfflugzeuge der PLAAF und weitere unter 

normalen Bedingungen für Duellsituationen ungeeignete Einsatzmittel wieder einen operati-

ven Wert. 

  Experten gehen zudem davon aus, daß China daran arbeitet, Kapazitäten für einen infor-

mation warfare (auch: cyber warfare) aufzubauen. Durch den Einsatz von Hackern oder aber 

durch gezielte Angriffe mit Computerviren bzw. mit vergleichbar schädlichen Programmen 

(Wurm, Trojanisches Pferd, Hoax) wäre es im Konfliktfall möglich, die C4ISR-Strukturen des 

Gegners zu stören, bei mangelnder Gegenwehr sogar funktionsunfähig zu machen. Chang 

Mengxiong hat die erzielbare Wirkung auf die Gesetze eines Boxkampfes übertragen: „In-

formation-intensified combat methods are like a Chinese boxer with a knowledge of vital 

body points who can bring an opponent to his knees with a minimum of movement.“847 Zu 

unterscheiden ist diesbezüglich jedoch erneut zwischen Intentionen und Fähigkeiten. Einer-

seits gibt es umfassende chinesische Aufsatzsammlungen über die militärischen Vorteile, die 

sich durch Maßnahmen des information warfare ergeben könnten.848 Bereits frühzeitig haben 

Offiziere der PLA die Bedeutung dieser Form der Kriegführung hervorgehoben. General 

Wang Pufeng betonte im Frühjahr 1995: „In the near future, information warfare will control 

the form and future of war.“849 Das Verteidigungsweißbuch vom Dezember 2004 fordert so-

                                                 
845  Vgl. ebd., S. 4. 
846  In der Literatur kursieren diesbezüglich verschiedene Schätzungen. Clay Wilson geht davon aus, daß bereits 

eine einzige Nuklearexplosion von nur einer Megatonne Sprengkraft mehrere hundert Kilometer über dem 
mittleren Westen der USA ausreicht, um eine elektromagnetische Schockwelle auszulösen, durch die sich 
Continental United States (CONUS) vollständig abdecken ließe. Vgl. Wilson (14.04.2006): S. 6. Jack 
Spencer vermutet: „A Taepo Dong-2 missile launched from North Korea probably could deliver a warhead 
300 miles above America – enough to degrade electronic systems throughout the country.“ Jack Spencer, 
America’s Vulnerability to a Different Nuclear Threat: An Electromagnetic Pulse, The Heritage Founda-
tion, Backgrounder, Nr. 1372, Washington D.C., 26. Mai 2000. Um einen solchen EMP-Schlag führen zu 
können, müßte China gegenwärtig seine DF-5A einsetzen können, da die DF-31 nur bis zur amerikanischen 
Westküste reichen würde und somit eventuell keine elektromagnetische Schockwelle auslösen könnte, die 
bis nach Washington D.C. gelangt. 

847   Chang Mengxiong, Weapons of the 21st Century, in: Pillsbury (1998): S. 253. 
848  Vgl. dazu die Zusammenfassung von Stokes (1999): S. 25 – 77. 
849  Wang Pufeng, The Challenge of Information Warfare, in: Pillsbury (1998): S. 318. Der Beitrag war ur-

sprünglich in der Frühjahrsausgabe 1995 von Chinas Military Science abgedruckt worden. Hervorzuheben 
ist, daß chinesische Autoren diese Form der asymmetrischen Kriegführung inhaltlich sehr weit auslegen: 
„Information warfare uses firepower and command to obtain and to deny information, to suppress and 
countersuppress, and to deceive and counterdeceive, as well as to destroy and counter the destruction of 
sources of information. It is also warfare to win people’s minds and boost morale by employing television, 
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gar erstmalig, daß die PLA „local wars under the conditions of informationalization“850 ge-

winnen müsse. Im Verteidigungsweißbuch vom Dezember 2002 war noch von „local wars 

under modern, especially high-tech conditions“851 die Rede. Andererseits ist völlig offen, über 

welche praktischen Fähigkeiten China in diesem Segment tatsächlich verfügt. Auch wenn zu 

vermuten ist, daß gewisse Einsatzmöglichkeiten vorliegen, so ist doch nur schwer einzuschät-

zen, welchen Schädigungsumfang die PLA auf diesem Wege in einer militärischen Auseinan-

dersetzung anrichten könnte, zumal auch die US-Streitkräfte in dieser Form der Kriegführung 

geschult sind. Abzuwägen ist auch, ob chinesische Autoren nicht die Anfälligkeit amerikani-

scher C4ISR-Strukturen im information warfare überschätzen.852 James C. Mulvenon weist in 

diesem Zusammenhang auf das Potential hin, das der Informationskrieg für China unter 

idealen Bedingungen hätte: „Defined carefully, it could give the PLA a longer-range power 

projection capability against U.S. forces that its conventional forces cannot currently hope to 

match.“853 Zum anderen hält er fest, daß „the Chinese military cannot reasonably expect any-

thing approaching ‘information dominance’ for the foreseeable future.“854 

  Die bisherigen Ausführungen haben gezeigt, daß C4ISR-Strukturen aus gutem Grund als 

Achillesferse moderner Streitkräfte begriffen werden können. Diese sind jedoch nicht nur 

durch Kommandoeinsätze auf dem Boden, EMP-Schläge, Viren- oder Hacker-Angriffe im 

cyber space verletzbar, sondern desgleichen durch Attacken gegen Satellitenanlagen im Welt-

raum. Auch zu diesem Bedrohungsspektrum, den Anti-Satellite (ASAT) Waffen, gibt es in 

den USA seit Jahren ausführliche Diskussionen. Zu dieser trug u.a. Donald Rumsfeld bei, als 

er am 11. Januar 2001, kurz vor seiner Ernennung zum Verteidigungsminister, in seiner da-

maligen Eigenschaft als Vorsitzender der „Commission to Assess United States National Se-

curity Space Management and Organization“ einen Bericht vorlegte. Ziel der Publikation war, 

Öffentlichkeit und Entscheidungsträger für die Bedeutung des ungestörten Zugangs zum All 

zu sensibilisieren: „The security and economic well being of the United States and its allies 

and friends depend on the nation’s ability to operate successfully in space.“855 Sollte der un-

eingeschränkte Zugang zum Weltraum nicht möglich sein, stünde für Präzisionswaffen kein 

Global Positioning System (GPS) zur Verfügung, Aufklärungsdaten könnten nicht mehr über 
                                                                                                                                                         

radio broadcasting, and leaflets focused on the use and prevention of use of information.“ Chang (1998): S. 
254. Aktuelle Beiträge zur Bedeutung des information warfare aus chinesischer Sicht finden sich auf der 
englischsprachigen Ausgabe der Internetseite der PLA (http://english.pladaily.com.cn/, Abruf vom 28. Au-
gust 2007). 

850  State Council Information Office (27.12.2004). 
851  State Council Information Office, China’s National Defense in 2002, Peking, 9. Dezember 2002. 
852  Vgl. Brown/Prueher/Segal (2003): S. 56. 
853  James C. Mulvenon, The PLA and Information Warfare, in: James C. Mulvenon, Richard H. Yang (Hrsg.), 

The People’s Liberation Army in the Information Age, Santa Monica 1999, S. 176. 
854  Ebd., S. 185. 
855  Commission to Assess United States National Security Space Management and Organization, Report, 

Washington D.C., 11. Januar 2001, S. 9. 
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Satellit gewonnen werden, Kommunikationsnetze wären nur noch eingeschränkt nutzbar, und 

weltraumgestützte Raketenabwehrsysteme würden ausfallen. Für ein derartiges Szenario hat 

sich in der Debatte bereits ein Begriff durchgesetzt: Space Pearl Harbor.856 

  China ist sich spätestens seit der amerikanischen Waffenshow im Golfkrieg von 1991 be-

wußt, welche Bedeutung die Hochtechnologie für die Kriegführung der USA hat – und wie 

wichtig in diesem Zusammenhang Satellitenverbindungen sind. Seit Januar 2007 weiß Wa-

shington, daß Peking aus den vergangenen Jahren amerikanischer Machtdemonstration Kon-

sequenzen gezogen hat. Dem Reich der Mitte war es in jenem Monat gelungen, als erster 

Staat seit den 80er Jahren eine Anti-Satellitenwaffe mit der Zerstörung eines chinesischen 

Wettersatelliten in ca. 850 km Höhe erfolgreich zu testen.857 Darüber hinaus bleibt jedoch 

weiter unklar, über welche zusätzlichen ASATs das Reich der Mitte verfügt. Es steht lediglich 

fest, daß Peking seine Fähigkeit zu zivilen und militärischen Operationen im Weltraum aus-

baut. Dazu zählt nicht nur die mittlerweile regelmäßige Durchführung von Satellitenstarts, 

sondern auch die bemannte Raumfahrt, die China als dritter Nation nach den USA und Ruß-

land im Oktober 2003 geglückt ist. Die Rumsfeld-Kommission geht zudem davon aus, daß 

Peking in der Lage ist, Satellitensignale durch elektronische Störungen (jamming) zu beein-

trächtigen. In der Literatur werden weitere ASAT-Optionen diskutiert, an denen China seit 

den 80er Jahren arbeiten soll.858 Dazu zählen der Bau von Mikrosatelliten, die unbemerkt an 

Satelliten der USA andocken, um diese im Konfliktfall zu zerstören (sie werden deshalb auch 

„parasitäre Satelliten“ genannt). Vorstellbar ist zudem, daß chinesische Satelliten auf einer 

Umlaufbahn Stahlkugeln aussetzen oder Staubwolken aussprühen, um ihre amerikanischen 

Pendants durch Kollisionsschäden unbrauchbar oder durch Einnebelung zumindest vorüber-

gehend funktionsunfähig zu machen. China soll zudem an bodengestützten Laserwaffen 

(High-Energy Laser, HEL) arbeiten, um Satelliten direkt angreifen zu können. Über einen be-

                                                 
856  Auch die Rumsfeld-Kommission verwendete diesen Terminus: „The U.S. is an attractive candidate for a 

‘Space Pearl Harbor.’“ Ebd., S. 22. 
857  Vgl. Bill Gertz, Officials fear war in space by China; Beijing says test poses no ‘threat’, in: The Washington 

Times, 24. Januar 2007 (online). 
858  Vgl. Philip C. Saunders, China’s Future in Space: Implications for U.S. Security, in: The Magazine of the 

National Space Society, 20. September 2005. Hui Zhang, China’s ASAT capabilities as a potential response 
to US missile defense and „space control“ plans, in: FAS Panel on Weapons in Space, Report: Ensuring 
America’s Space Security, o.O., September 2004, S. 115 – 124. James A. Lewis, China as a Military Space 
Competitor, Paper des Center for Strategic and International Studies, Washington D.C., Januar 2004, S. 10 
f. Philip Saunders, Jing-dong Yuan, Stephanie Lieggi, Angela Deters, China’s Space Capabilities and the 
Strategic Logic of Anti-Satellite Weapons, Monterey, 22. Juli 2002. Stokes (1999): S. 117 – 123, 186 – 188. 
Larry Wortzel behauptet, daß China diplomatische Mittel nutzt und gleichzeitig militärische Optionen vor-
bereitet, um amerikanische Operationen im Weltraum zu komplizieren: „Beijing’s strategy to confront the 
United States in this area is clear: work on public opinion in the United States to make moral arguments 
against weapons in space, develop international coalitions to limit the way that the United States can use 
space, and develop China’s own weapons systems and tactics to destroy American satellites and space-
based weapons.“ Larry Wortzel, China and the Battlefield in Space, WebMemo der Heritage Foundation, 
Nr. 346, Washington D.C., 15. Oktober 2003. 
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sonders leistungsstarken Spiegel könnte sich zudem die Möglichkeit ergeben, anfällige Satel-

liten zu blenden. Jenseits derartiger Spekulationen dürfte China neben der demonstrierten Fä-

higkeit zum Abschuß eines Satelliten über mindestens zwei weitere ASATs verfügen: Zum 

einen könnte es sich den Umstand zunutze machen, daß jedem zivil genutzten Satelliten eine 

residuale Waffenfähigkeit immanent ist. Denn praktisch kann Peking jeden sich im Orbit be-

findlichen Gegenstand, auf den es direkten Zugriff hat, als ASAT nutzen. Dazu müßte es ihn 

lediglich auf die Umlaufbahn des gegnerischen Satelliten steuern, um eine Kollision zu pro-

vozieren. Zum anderen könnte China, und dies wäre die mit Abstand schlagkräftigste ASAT, 

vorhandene ballistische Trägersysteme einsetzen, um Nuklearexplosionen im Weltraum 

durchzuführen, in deren Nähe sämtliche Satellitenanlagen des Gegners neutralisiert würden. 

  Die Diskussion chinesischer ASAT-Fähigkeiten bezieht sich somit ganz überwiegend auf 

das, was die PLA durchführen könnte, wenn sie denn über die notwendigen technologischen 

Voraussetzungen verfügen sollte. Selbst die Peking besonders kritisch gegenüberstehende 

Heritage Foundation räumt ein: „Most technical articles from the science digests in China, 

admittedly, only deal in the theoretical aspects of how to fight a war in space and analyze U.S. 

strengths and vulnerabilities.“859 Autoren wie James A. Lewis unterstellen der Pekinger 

Führung sogar, Aktivitäten im Weltraum mehrheitlich aus Gründen des Prestiges zu entfalten: 

„A review of what China builds and launches suggests that China’s military space efforts is 

often more a demonstration of technological prowess and sophistication across a broad range 

of space activities rather than an effort to build an operational military space architecture.“860 

In welchem Umfang China in einer Auseinandersetzung ASATs einsetzen könnte, hängt u.a. 

davon ab, zu welchen Gegenreaktionen die USA fähig sind. Denn im Gegensatz zu Peking hat 

Washington bereits während des Ost-West-Konflikts Anti-Satellitenwaffen getestet.861 Auch 

dürfte die PLA vor erheblichen Problemen stehen, wenn sie sämtliche amerikanischen Satelli-

ten auszuschalten gedenkt. Des weiteren ist zu berücksichtigen, daß die USA über hinrei-

chende Möglichkeiten verfügen, zerstörte Kapazitäten schnell zu ersetzen. Der Einsatz von 

ASATs setzt zudem voraus, daß China über umfassende Aufklärungsmöglichkeiten, gekop-

pelt an leistungsfähige C4ISR-Strukturen, verfügt, um Angriffssatelliten kontrollieren und 

zielsicher steuern zu können. Zu vermuten ist, daß die diesbezüglichen Kapazitäten Pekings 

sehr begrenzt sind.862 Schließlich könnte China Gefahr laufen, durch eine Nuklearexplosion 

im All auch eigene Satelliten oder diejenigen von befreundeten Staaten zu zerstören. Peking 

wird also noch über Jahre nicht in der Lage sein, im Weltraum zu einem ernsthaften Konkur-
                                                 
859  Ebd. 
860  Lewis (Januar 2004): S. 2. 
861  Vgl. Paul B. Stares, The Threat to Space Systems, in: Kenneth N. Luongo, W. Thomas Wander (Hrsg.), The 

Search for Security in Space, Ithaca – London 1989, S. 38 – 66. 
862  Vgl. Zhang (2004): S. 124. 
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renten Washingtons zu werden. Dieser Sicht haben sich auch William C. Martel und Toshi 

Yoshihara angeschlossen. Beide geben allerdings zu bedenken: „Over the next 5-10 years, 

however, Beijing may be able to pursue selective technological capabilities that can challenge 

U.S. interests in space. […] China does not need to reach parity with the United States to 

harm U.S. interests in space.“863 

  Die bisher erörterten möglichen Formen asymmetrischer Kriegführung haben eine ge-

meinsame Schnittmenge: Im Kern sind sie darauf angelegt, militärischen Stärken der USA 

auszuweichen, wozu die PLA besondere operative Methoden erwägt und spezialisiertes Rü-

stungsgerät beschafft. Beide Formen werden den Merkmalen des internal balancing gerecht. 

Asymmetrische Kriegführung kann aber auch dadurch erfolgen, daß China amerikanischer 

Macht nicht ausweicht, sondern sie abzulenken versucht. Gelingt es Peking, jene Staaten mit 

Waffen zu beliefern, die sich in einem Interessenkonflikt mit Washington befinden, dann 

könnte es auf diese Weise dazu beitragen, Mehrfrontenbedrohungen zu schaffen.864 Ziel wäre, 

Situationen zu verhindern, in denen sich die amerikanischen Streitkräfte auf die chinesische 

Peripherie konzentrieren können. Theoretisch fallen derartige Aktivitäten in die Kategorie des 

external balancing, hier in Form des hard balancing.865   

  Bei den chinesischen Rüstungsexporten fällt zunächst auf, und dies würde das Argument 

der „Ablenkung“ stützen, daß zu den Empfängerländern fast ausschließlich jene Akteure ge-

hören, die von den USA als rogue states bezeichnet werden oder wurden. In der Debatte be-

finden sich u.a. folgende Rüstungstransfers, deren genauer Umfang regelmäßig unklar ist:866  
 

• Von 1994 bis 1995 soll Pakistan 5.000 Ringmagneten erhalten haben, die in Gaszentrifu-

gen zur Anreicherung von Uran verwendet werden können. Auch hat Peking in den 90er 

Jahren offensichtlich nicht nur die Technologie zum Bau von SRBMs vom Typ M-11 (DF-

11) geliefert, sondern auch komplette Raketensätze. China hat zudem den Bau des seit 

2001 einsatzbereiten Atomreaktors in Chasma unterstützt. 
 

• Im Iran hat sich die chinesische Führung ebenfalls an der Errichtung von Atomreaktoren 

beteiligt. Im Laufe der Jahre ist dann allerdings Moskau in dieser Frage zum wichtigsten 

                                                 
863  William C. Martel, Toshi Yoshihara, Averting a Sino-U.S. Space Race, in: The Washington Quarterly, Nr. 

4, Herbst 2003, S. 26. 
864  Joseph Cirincione weist darauf hin, daß China in der Vergangenheit durch Nuklearproliferation versucht 

habe, vor allem die nukleare Vormachtstellung der USA und der Sowjetunion zu brechen. Interview des 
Verfassers mit Joseph Cirincione, Senior Associate and Director, Non-Proliferation Project, Global Policy 
Program, Carnegie Endowment for International Peace, Washington D.C., 1. Dezember 1999. 

865  Robert A. Pape unterscheidet drei Formen des hard balancing gegenüber den USA. Dazu zählen „military 
buildups, war-fighting alliances, and transfers of military technology to U.S. opponents“. Pape (2005): S. 
44. 

866  Soweit nicht anders vermerkt, beziehen sich die nachfolgenden Angaben auf Shirley A. Kan, China and 
Proliferation of Weapons of Mass Destruction and Missiles: Policy Issues, CRS Report for Congress 
(RL31555), Washington D.C., Stand vom 6. April 2006. Cirincione (2002): S. 147 – 153. 
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Partner geworden, nachdem Peking 1997 angekündigt hatte, mit Teheran auf diesem Ge-

biet nicht weiter zusammenarbeiten zu wollen. Es ist jedoch möglich, daß die Islamische 

Republik über indirektem Wege dennoch weitere Technologie aus China zur Urananrei-

cherung erhalten hat. Dies deuten zumindest Berichte über die Aktivitäten des Netzwerkes 

von Abdul Qadeer Khan an, das den Iran mit entsprechenden Ausrüstungsgegenständen 

beliefert haben soll, wobei es auf Ergebnisse der Zusammenarbeit mit dem Reich der Mitte 

zurückgreifen konnte. Peking soll zudem Telemetrie-Bauteile zur Entwicklung der Medi-

um-Range Ballistic Missiles (MRBMs) der Typen Shahab-3 und Shahab-4 zur Verfügung 

gestellt haben. Zu den bekanntesten Lieferungen gehören Anti-Schiffsflugkörper der Ty-

pen C-801 und C-802, die zu einer Bedrohung amerikanischer Seekriegsmittel am Persi-

schen Golf werden könnten. Die Konsequenzen dieser Politik bekam zuletzt Israel wäh-

rend des Libanon-Krieges zu spüren: Im Juli 2006 setzte die Hizbullah erfolgreich einen 

Anti-Schiffsflugkörper vom Typ C-802, den sie vermutlich vom Iran erhalten hatte, gegen 

ein israelisches Kriegsschiff im Mittelmeer ein.867 
 

• Wie im Falle des Iran könnte China über das Khan-Netzwerk mittelbar auch am Nuklear-

waffenprogramm Nordkoreas beteiligt gewesen sein, soweit Berichte zutreffen, daß Isla-

mabad Pjöngjang Gaszentrifugen geliefert hat. Spekulationen gibt es zudem darüber, in 

welchem Umfang das Reich der Mitte die militärischen Rüstungsbemühungen des Re-

gimes von Kim Jong-il unterstützt. So gestattet es z.B. pakistanischen, iranischen und 

nordkoreanischen Flugzeugen sowie Schiffen die Nutzung des chinesischen Luftraums 

bzw. von Hafenanlagen. Aus dieser Sicht wäre zumindest die Weigerung Pekings, der 

amerikanischen Proliferation Security Initiative (PSI) vom Mai 2003 beizutreten, konse-

quent. 
 

• Im Jahr 2000 häuften sich die Berichte, daß Libyen beim Bau der MRBM Al Fatah von 

China unterstützt wurde. Tripolis soll 2001 oder 2002 zudem vom Netzwerk Abdul Qadeer 

Khans das Design für einen Nuklearsprengkopf erhalten haben, das der pakistanische Wis-

senschaftler zu Beginn der 80er Jahre von chinesischen Kollegen bezogen hatte.868 
 

• Schließlich sollen chinesische Firmen auch die Fertigstellung des irakischen ballistischen 

Trägersystems Al-Samud unterstützt haben. Peking wurde zudem unterstellt, die Luftab-

wehr Bagdads durch die Verlegung von Glasfaserkabeln verbessert zu haben. Dadurch sol-

                                                 
867  Vgl. Michael Richardson, Where are Hizbollah’s missiles coming from?, in: The Straits Times, 29. Juli 

2006 (online). 
868  Vgl. Sebastian Harnisch, Das Proliferationsnetzwerk um Abdul Qadeer Khan: Genese – Strukturen – Kon-

sequenzen, in: Österreichische Militärische Zeitschrift, Nr. 2, März/April 2006, S. 170. 
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len sich die Einsatzrisiken amerikanischer Kampfflugzeuge während der Kontrollen der  

irakischen Flugverbotszonen erhöht haben.869 
 

Das Argument der „Ablenkung“ ist in der Praxis insofern überzeugend, als etwa eine Beteili-

gung Chinas am Bau von MRBMs oder an der Errichtung von Atomreaktoren im Iran dazu 

beigetragen haben könnte, den Konflikt zwischen Washington und Teheran um dessen mut-

maßliches Nuklearwaffenprogramm zu beeinflussen. Hätte zudem Libyen im Dezember 2003 

nicht angekündigt, auf den Besitz von Massenvernichtungswaffen verzichten zu wollen, dann 

wäre auch die Kooperation zwischen Tripolis und Peking geeignet gewesen, zu einer Bedro-

hung amerikanischer Sicherheitsinteressen zu werden.  
 

 

Tabelle 11:  Chinesische Rüstungsexporte 1998 – 2005 (in Mio. US$ / konstant 2005) 
 

  

1998 
 

1999 
 

2000 
 

2001 
 

2002 
 

2003 
 

2004 
 

2005 
 

Globaler  
Waffenhandel 

 

 
45.140 

 
46.151 

 
38.391 

 
32.650 

 
31.569 

 
34.518 

 
32.686 

 
25.352 

 
 

Anteil Chinas 
 

 

852 
1,89 % 

 

 

595 
1,29 % 

 

1.042 
2,71 % 

 

1.012 
3,1 % 

 

985 
3,12 % 

 

745 
2,16 % 

 

826 
2,53 % 

 

900 
3,55 % 

 

 

IISS, The Military Balance 2007, London 2007, S. 412. 

 

 

Jenseits dessen ist eine strategische Rüstungsexportpolitik Chinas allerdings nicht erkennbar. 

Sollte Peking Waffenlieferungen tatsächlich mit dem Ziel vornehmen, Krisenherde am Leben 

zu halten, an deren Eindämmung die USA ein Interesse haben, dann müßte es zunächst weit-

aus mehr Waffen an die Akteure relevanter Konflikte liefern. Von 1998 bis 2005 lag der An-

teil Chinas am globalen Rüstungsexport zwischen 1,29 % und 3,55 %, wobei nie die Marke 

von 1,1 Mrd. US-Dollar überschritten wurde. Auch müßte Peking die Qualität der zu veräu-

ßernden Waffensysteme verbessern, um als Lieferant interessant zu werden. Dies ist bislang 

nicht ersichtlich. Ganz im Gegenteil: Gerade weil China nicht in der Lage ist, hochmoderne 

Rüstungsgüter herzustellen, die mit den Ergebnissen der amerikanischen Revolution in Mili-

tary Affairs (RMA) mithalten können, ist es selbst auf Importe aus Rußland angewiesen. 

  Wenigstens vier weitere Argumente lassen sich finden, die gegen das Argument der ge-

zielten „Ablenkung“ sprechen. Wenn Peking versuchen sollte, für Washington Mehrfronten-

bedrohungen zu schaffen, damit amerikanische Streitkräfte von der Peripherie des Reiches der 
                                                 
869  Vgl. BBC News, 23. Februar 2001 (online). 
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Mitte abgezogen werden, dann war, erstens, eine mögliche Unterstützung des Regimes von 

Kim Jong-il in der Vergangenheit kontraproduktiv. Denn die USA rechtfertigen den Umfang 

ihrer militärischen Vornepräsenz in Fernost zu einem erheblichen Teil damit, daß von Nord-

korea eine militärische Gefahr ausgeht. Waffenlieferungen an Pakistan tragen, zweitens, eben-

falls nicht zu Mehrfrontenbedrohungen bei, da Washington und Islamabad Verbündete im 

Kampf gegen den Terrorismus sind. Ein durch chinesische Rüstungsexporte begünstigter 

möglicher Krieg zwischen dem Iran und den USA würde, drittens, auch zu Lasten des Rei-

ches der Mitte gehen. Peking und Teheran führten 2007 Verhandlungen darüber, in welcher 

Form die Islamische Republik am Aufbau einer strategischen Erdölreserve Chinas beteiligt 

werden könnte. Ein militärischer Schlagabtausch zwischen den USA und dem Iran dürfte die-

ses Projekt blockieren.870 Schließlich scheinen es, viertens, oftmals chinesische Firmen (rogue 

companies) zu sein, die ohne offizielle Genehmigung in Rüstungsgeschäfte involviert sind. 

Die Ergebnisse solcher Aktivitäten können dann nicht mehr intendiertem Handeln der Pekin-

ger Regierung zugerechnet werden. China betreibt auf diesem Gebiet daher lediglich eine sehr 

schwache Form des external balancing, die nur eingeschränkt den Kriterien des buck-passing 

gerecht wird,871 weil ihr schlicht die Substanz fehlt. 

  Wie bewerten nun die USA die Optionen Chinas zur asymmetrischen Kriegführung? Offi-

ziellen Dokumenten ist zu entnehmen, daß vor allem das Pentagon davon ausgeht, daß die 

PLA aufgrund der erwähnten Schwächen im Fähigkeitsprofil versuchen wird, in Konflikten 

militärische Duellsituationen mit den amerikanischen Streitkräften zu vermeiden: „China’s 

leaders appear to recognize the PLA’s deficiencies relative to potential adversaries in the re-

gion and may have concluded that the PLA is presently unable to compete directly with other 

modern military powers. We assess that this conclusion might have given rise to a priority 

emphasis on asymmetric programs and systems to leverage China’s advantages while exploit-

ing the perceived vulnerabilities of potential opponents“872. Mit entsprechenden Vorgehens-

weisen wird insbesondere in einem Taiwan-Szenario gerechnet: „Chinese journals provide 

some evidence of the PLA’s intent to use asymmetrical means to complicate U.S. aircraft car-

rier battle group operations in support of Taiwan.“873 Dabei hält es das amerikanische 

Verteidigungsministerium für möglich, daß die PLA ihre Lücken im RMA-Sektor teilweise 

kompensieren kann: „China’s increased emphasis on asymmetric, non-linear, and ‘leap ahead’ 

technologies through the 1990s – and for the foreseeable future – will, in our judgment, help it 

                                                 
870  Vgl. Mriganka Jaipuriyar, Takeo Kumagai, Iran in talks to supply China’s crude stockpiles, in: Platts Oil-

gram Price Report, Nr. 112, 12. Juni 2007 (online). 
871  Vgl. zur Politik des buck-passing Mearsheimer (2001): S. 159 – 162. 
872  Department of Defense (Juli 2005): S. 26. Diese Aussage findet sich fast wörtlich ebenfalls in: Department 

of Defense (Mai 2004): S. 13 f. Siehe auch Department of Defense (Mai 2006): S. 24. 
873  Department of Defense (Juli 2003): S. 46. 
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to close or mitigate this gap.“874 Im QDR 2006 heißt es entsprechend, China könne „field dis-

ruptive military technologies that could over time offset traditional U.S. military advantages“. 

Genannt werden u.a. „high-end, asymmetric military capabilities, emphasizing electronic and 

cyber-warfare; counter-space operations“875. 

  Hinsichtlich der konkreten Optionen im asymmetrischen Krieg ist sich das Pentagon be-

wußt, daß China die Durchführung eines EMP-Schlages erwägen könnte: „Some PLA theo-

rists are aware of the electromagnetic effects of using a high-altitude nuclear burst to generate 

high-altitude electromagnetic pulse (HEMP), and might consider using HEMP as an uncon-

ventional attack, believing the United States and other nations would not interpret it as a use 

of force and as crossing the nuclear threshold.“876 Im Detail würden folgende Gefahren dro-

hen: „These effects would be likely to significantly degrade warfighting capabilities, includ-

ing communication links, radar transmissions, and the full spectrum of electro-optic sen-

sors.“877 Daß sich die Effekte eines EMP-Schlages unabhängig vom technologischen Stand 

der Nuklearwaffe ergeben, könnte Folgen haben: „This phenomenon raises the possibility of 

an adversary employing an unsophisticated nuclear weapon as an asymmetric attack opti-

on.“878 Den offiziellen Dokumenten ist jedoch nicht zu entnehmen, ob China bereits in der 

Lage ist, in einer militärischen Auseinandersetzung einen EMP-Schlag zu führen. 

  Selbiges Fazit kann hinsichtlich der Bewertung des information warfare gezogen werden. 

Das Pentagon geht davon aus, daß China nach entsprechenden Fähigkeiten strebt und ver-

sucht, diese in konventionelle Strukturen zu integrieren: „The PLA is experimenting with 

strategy, doctrine, and tactics for information warfare, as well as integrating militia and reser-

ve units into regular military operations. These units reportedly participate with regular forces 

in training and exercises.“879 Das Aufgabenspektrum dieser Form der Kriegführung wird ent-

sprechend den in der Sekundärliteratur üblichen Zuordnungen gesehen: „During a military 

contingency, information warfare units could support active PLA forces by conducting 

‘hacker attacks’ and network intrusions, or other forms of ‘cyber’ warfare, on an adversary’s 

military and commercial computer systems, while helping to defend Chinese networks.“880 

Das Pentagon vermutet, daß der information warfare geeignet ist, im Sinne des Grundsatzes 

des gaining the initiative by striking first eingesetzt zu werden: „Launched mainly by remote 

combat and covert methods, the PLA could employ information warfare pre-emptively to gain 

                                                 
874  Department of Defense (Juli 2005): S. 1. 
875  Department of Defense (06.02.2006): S. 2 f. 
876  Department of Defense (Juli 2005): S. 40. 
877  Department of Defense (Mai 2004): S. 52.  
878  Ebd. 
879  Department of Defense (Mai 2006): S. 35. 
880  Ebd. 
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the initiative in a crisis.“881 Die Führung der amerikanischen Streitkräfte ist dabei zu der      

Überzeugung gelangt, daß die PLA aus den Militäroperationen der USA in den letzten 15 Jah-

ren gelernt habe. Demnach seien die Bereiche „Logistik“ und „Mobilisierung“ im modernen 

Krieg besonders anfällig für Gegenmaßnahmen. „PLA writings suggest a successful computer 

network attack against these systems could have a disruptive effect on an adversary’s ability 

to generate its forces.“882 In einem Taiwan-Szenario wird daher erwartet: „Information opera-

tions assets could attack U.S. C4ISR and logistic systems.“883 Letztlich zweifelt das Pentagon 

aber immer wieder an der Fähigkeit der PLA zum information warfare. So heißt es z.B., daß 

die chinesischen Streitkräfte lediglich „likely“884 entsprechende Einheiten eingerichtet hätten. 

An anderer Stelle wird ähnlich zurückhaltend formuliert: „The PLA is believed to be able to 

conduct both defensive and offensive EW operations.“885 Schließlich geht das US-

Verteidigungsministerium von technologischer Rückständigkeit aus: „Nevertheless, while 

technology improvements are obvious, even the latest Chinese EW equipment remains simple 

by modern standards.“886 

  Mit Blick auf die Entwicklung von ASAT-Kapazitäten unterstellen die USA China klare 

Ambitionen: „Beijing continues to pursue an offensive anti-satellite system.“887 Wenigstens 

eines der ASAT-Systeme sei als bodengestützter Laser konzipiert, der Satelliten beschädigen 

oder blenden könne. Die bereits vorhandenen Einsatzmittel seien hingegen begrenzt: „China 

can currently destroy or disable satellites only by launching a ballistic missile or space-launch 

vehicle armed with a nuclear weapon.“888 China arbeite zudem an Mikrosatelliten, die weni-

ger als 100 kg wiegen würden.889 Ob diese jedoch auch eine ASAT-Rolle haben, wird nicht 

weiter diskutiert. Interessant ist diesbezüglich, daß das amerikanische Verteidigungsministe-

rium bereits Szenarien für kriegerische Auseinandersetzungen im Weltraum durchgespielt hat. 

In einem Manöver vom Januar 2001 war über fünf Tage ein Konflikt zwischen China und den 

USA im Jahr 2017 simuliert worden. In dem Szenario hatte Peking einen Nachbarstaat über-

fallen, der darauf Washington um Hilfe bat. Ergebnis war eine militärische Auseinanderset-

                                                 
881  Ebd., S. 35 f. 
882  Ebd., S. 26. 
883  Department of Defense (Mai 2004): S. 51. 
884  Department of Defense (Juli 2005): S. 36. 
885  Department of Defense (Mai 2004): S. 45. 
886  Ebd. 
887  Department of Defense (Mai 2006): S. 35. „Russia and China are the primary states of concern regarding 

military space and space-denial programs“. Maples (28.02.2006). 
888  Department of Defense (Mai 2006): S. 35. Diese Bewertungen finden sich auch in: Department of Defense 

(Juli 2005): S. 36. Department of Defense (Mai 2004): S. 42. 
889  Vgl. Department of Defense (Juli 2005): S. 35. 
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zung zwischen China und den USA, bei der die Streitkräfte beider Länder bewaffnete Mikro-

satelliten, Laserkanonen und Marschflugkörper einsetzten.890 

  Sind Details über das ASAT-Programm insgesamt doch eher unbekannt, so gibt es umfas-

sende Dokumentationen der CIA und des Pentagons zu chinesischen Waffenlieferungen, die 

sämtliche zuvor erwähnten Empfängerländer aufführen.891 Die USA gehen von anhaltenden 

Aktivitäten aus, differenzieren dabei aber durchaus: „Chinese entities continue to supply key 

technologies to countries with WMD and missile programs, especially Pakistan, North Korea 

and Iran, although China appears to be living up to its 1997 pledge to limit nuclear coopera-

tion with Iran.“892 Das Verteidigungsministerium schätzt, daß China jährlich für ca. 600 bis 

800 Mio. US-Dollar Rüstungsgüter exportiert.893 Washington zeigt sich in den entsprechen-

den Berichten vor allem dann besorgt, wenn Peking der Weiterverbreitung von Raketentech-

nologie und Massenvernichtungswaffen Vorschub leistet, zumal es Akteure wie Pjöngjang 

oder Teheran als politische Gegner betrachtet. Nach Auffassung der DIA sei China neben 

Rußland und Nordkorea „of particular concern as proliferators of conventional weapons and 

military technology.“894 Auch hatten die USA massiv gegen die Ausstattung der irakischen 

Luftabwehr mit chinesischen Glasfaserkabeln protestiert. Den Dokumenten ist jedoch nicht zu 

entnehmen, daß die Clinton- oder die Bush-Administration zu dem Schluß gelangt sind, daß 

chinesischen Rüstungsexporten eine durchdachte Strategie antiamerikanischer Gegenmacht-

bildung zugrunde liegt. Auch haben die USA erkannt, daß diverse Firmen Chinas offensicht-

lich ohne Wissen der Regierung illegale Geschäfte tätigen und damit zu substaatlichen Akteu-

ren der internationalen Proliferation geworden sind.895 

  So kann in dieser Frage festgestellt werden, daß in den USA eine Impulsverarbeitung ge-

mäß den Erwartungen des systemischen Realismus stattgefunden hat. Washington geht davon 

aus, daß Peking angesichts seiner militärischen Duellschwächen Optionen zur asymmetri-

schen Kriegführung vorbereitet. Die USA unterscheiden dabei sehr klar Fähigkeiten und Am-

bitionen Chinas. Insofern sehen sie in diesem Bereich offensichtlich nur begrenzte Formen 

der Gegenmachtbildung, auf deren mögliche Konsequenzen sie sich aber dennoch vorberei-

ten. 
                                                 
890  Vgl. Martin Wagener, Einen Krieg der Sterne wird es vermutlich vorerst nicht geben. Angst vor einem 

Space-Pearl-Harbor?, in: Das Parlament, Nr. 30 - 31, 20. – 27. Juli 2001, S. 6. 
891  Vgl. Department of Defense (Januar 2001): S. 17 f.  
892  Lowell E. Jacoby, Current and Projected National Security Threats to the United States (Statement For the 

Record, Senate Armed Services Committee), Washington D.C., 17. März 2005. 
893  Vgl. Department of Defense (Mai 2006): S. 20. Maples (28.02.2006). 
894  Ebd. 
895  „Chinese companies continue to play a negative role in the proliferation of advanced military capabilities, 

and continue to supply countries such as Iran with critical military technologies.“ Department of Defense 
(Mai 2006): S. 9. „In some cases, entities from Russia and China are involved without the knowledge of 
their governments.“ Lowell E. Jacoby, Current and Projected National Security Threats to the United States 
(Statement For the Record, Senate Select Committee on Intelligence), Washington D.C., 24. Februar 2004. 
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III.              Pekinger Diplomatie im Dienst 

bi- und multilateraler Gegenmachtbildung 
 

 

Eine klassische neorealistische Studie, die Aufschluß über die von China ausgehenden Her-

ausforderungen und Bedrohungen für die Sicherheitspolitik der USA in Südostasien geben 

soll, dürfte – wie auf den vorhergehenden Seiten geschehen – vor allem bei den militärischen 

Machtprojektionsfähigkeiten ansetzen, es im wesentlichen aber auch dabei belassen.896 So-

weit offensive Realisten auf einer solchen Basis Einschätzungen zu den machtpolitischen 

Ambitionen Chinas vornehmen, erhebt David Shambaugh den berechtigten Vorwurf, ihre Er-

gebnisse seien „not well grounded in regional area studies“897. Die an dieser Stelle angewand-

te Variante des systemischen Realismus löst sich daher ganz bewußt von der Vorstellung rein 

militärisch fixierter, zwischenstaatlicher Konkurrenzsituationen und geht davon aus, daß für 

das langfristige Überleben eines Staates dessen positionale Stellung im internationalen Sy-

stem entscheidend ist. Diese hängt zwar maßgeblich, aber nicht ausschließlich von militäri-

schen Kapazitäten ab. 

  Um die Herausforderungen, die mit dem Aufstieg Chinas für die sicherheitspolitischen In-

teressen der USA in Südostasien verbunden sind, zu verstehen, ist eine solche Vorgehenswei-

se entscheidend. Denn Peking hat längst begriffen, daß es Washington militärisch weit unter-

legen ist. Aus diesem Grunde verfolgt es auch keine Politik, die zuvörderst auf ein hard ba-

lancing der Supermacht gerichtet ist.898 Der Grund für dieses Verhalten läßt sich über die Ra-

tionalitätsannahme praktisch sämtlicher realistischer Ansätze ableiten: Militärische Gegen-

machtbildung wäre im Sinne rationaler Kosten-Nutzen-Kalküle aufgrund der Überlegenheit 

der US-Streitkräfte nicht nur ineffektiv, sondern würde die innere Modernisierung und damit 

vorhandene capabilities schwächen – und dies ohne sicherheitspolitischen Zugewinn. Der sy-

stemische Realismus geht für staatliches Verhalten zwar vom Imperativ des balancing aus, 

fordert aber keine Politik des Kamikaze oder Harakiri. Anders ausgedrückt: Auch Gegen-

machtbildung muß rationalen Gesichtspunkten gerecht werden, denn sie ist für den Heraus-

forderer nur dann sinnvoll, wenn wenigstens die Chance auf Erfolg besteht.  

  Die militärische Übermacht des Hegemons kann daher dazu beitragen, den Willen zum 

hard balancing zu dämpfen. Der Herausforderer wird folglich auf günstigere Zeiten zu warten 

                                                 
896   Vgl. zur Stellung Chinas im internationalen Machtgefüge aus der Perspektive des offensiven Realismus 

Mearsheimer (2001): S. 396 – 402. 
897  Shambaugh (2004/2005): S. 94. 
898  So auch Peter J. Opitz, China – Der Aufstieg des Drachen, in: Ferdowsi (2002): S. 216. 
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haben, was jedoch nicht heißt, daß er auf eine Politik der Gegenmachtbildung verzichten muß. 

Denn im Gegensatz zum kostenintensiven und aus der Sicht des Schwächeren riskanten und 

wenig erfolgversprechenden hard balancing ergeben sich im Bereich des soft balancing ganz 

andere Möglichkeiten. Für China bedeutet dies gegenwärtig, Gegenmachtbildung vor allem 

durch diplomatisches Geschick zu betreiben. Dabei verfolgt es zwei Ziele: Erstens ist Peking 

an einer stabilen Peripherie und der Vermeidung überflüssiger regionaler Konflikte interes-

siert, um alle Ressourcen auf die ökonomische Modernisierung des Landes konzentrieren zu 

können. Nur wenn diese Entwicklung erfolgreich ist, besteht langfristig überhaupt die Mög-

lichkeit zum hard balancing. Eine Politik der guten Nachbarschaft folgt damit nicht altruisti-

schen Motiven, sondern ist im ureigensten nationalen Interesse Chinas. Dieser Vorgehenswei-

se liegt, zweitens, aber noch ein weiteres Ziel zugrunde. Gute Beziehungen zu den Staaten an 

der eigenen Peripherie sowie ein verstärktes Engagement in regionalen Organisationen tragen 

dazu bei, diplomatische Gegenmacht zum amerikanischen Hegemon aufzubauen und die posi-

tionale Stellung des Reiches der Mitte im asiatisch-pazifischen Machtgefüge langfristig zu 

verbessern.899  

  Die nachfolgenden Ausführungen beschäftigen sich daher mit verschiedenen Formen des 

soft balancing. Zunächst wird in grundsätzlicher Form das Kooperationsverständnis Chinas 

reflektiert. Dem schließt sich eine ausführliche Betrachtung sämtlicher bilateraler Beziehun-

gen Pekings in Südostasien an. Diesem Arbeitsschritt liegt folgende Annahme zugrunde: So-

weit die Interpretation amerikanischer Asienpolitik zutrifft, daß diese auf eine sicherheitspoli-

tische Einkreisung Chinas gerichtet ist, stehen Peking jenseits des hard balancing zwei Op-

tionen zur Verfügung, um in einer solchen Situation Handlungsspielräume zu erhalten bzw. 

zurückzugewinnen. Es kann zum einen versuchen, Lücken der Einkreisung zu festigen, womit 

es die Kontakte zu jenen Staaten intensivieren müßte, die nicht dazu beitragen, die amerikani-

sche Vornepräsenz zu stützen. Zum anderen könnte Peking erwägen, Eckpfeiler der Einkrei-

sung zu schwächen, indem den sicherheitspolitischen Kooperationspartnern Washingtons ko-

operative Alternativen angeboten werden.900 In der Summe ist diese Form des soft balancing 

                                                 
899  Robert Sutter kommt zu dem Ergebnis, daß China gegenüber den USA einen langfristigen Plan verfolge. Es 

habe eingesehen, daß sich eine direkte Konfrontation mit Washington nicht auszahle: „In fact, the recent re-
cord shows keen Chinese awareness of the difficulties involved in China competing directly with the U.S. 
superpower. Overall, Beijing seems determined to follow a longer-term strategy to pursue a range of Chi-
nese objectives that in the process will broaden Chinese influence relative to that of the United States in the 
countries along China’s periphery.“ Robert Sutter, China’s Recent Approach to Asia: Seeking Long-Term 
Gains, PacNet, Nr. 23, 7. Juni 2002.   

900  Die Bildung von Gegenmacht hat damit nicht immer zwingend einen offensiv-militärischen Hintergrund. 
Ein Staat betreibt bereits dann balancing, wenn er gezielt Strukturen fördert, die der machtpolitischen Aus-
dehnung eines anderen Staates Grenzen setzen. Wenn China z.B. in Südostasien für die Etablierung nu-
klearwaffenfreier Zonen eintritt, dann ist dies u.a. gegen die freie Durchfahrt amerikanischer Seekriegsmit-
tel gerichtet, die über Nuklearstrom angetrieben werden oder Nuklearwaffen an Bord haben. 
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darauf gerichtet, die Staaten Südostasiens dazu zu bewegen, gegenüber China eine Politik des 

bandwagoning zu betreiben. Nach der Betrachtung der einzelnen bilateralen Beziehungen er-

folgt eine Analyse der multilateralen Seite Pekinger Diplomatie. Diese konzentriert sich auf 

zwei Aspekte: Inwieweit ist es China seit Beginn der 90er Jahre gelungen, seine Beziehungen 

zur ASEAN zuungunsten der USA auszubauen? Kann das Engagement Pekings in der 

ASEAN Plus Three sowie seine Teilnahme am East Asia Summit als Versuch der institutio-

nellen Gegenmachtbildung betrachtet werden? Die Ausführungen werden zeigen, daß die 

Herausforderungen der USA in Südostasien weniger im Bereich des chinesischen hard balan-

cing, sondern vielmehr im Bereich der langfristigen Wirkungen des soft balancing liegen. 

 

1.  Kooperationsverständnis 

Das chinesische Kooperationsverhalten hat sich nach dem Ende des Ost-West-Konflikts 

grundlegend verändert.901 Dies gilt nicht nur für das Auftreten der dritten und vierten Füh-

rungsgeneration unter Jiang Zemin respektive Hu Jintao auf internationalem Parkett, sondern 

auch für das Verhalten gegenüber internationalen Organisationen. Während Mao Zedong 

nicht mehr als zwei Mal sein Land verlassen hatte, jeweils zu Besuchen in der Sowjetunion, 

absolvierte auch Deng Xiaoping nur insgesamt fünf Auslandsreisen, darunter einen im Januar 

1979 durchgeführten Aufenthalt in den USA.902 Die amtierende Staatsführung unternimmt 

dagegen jährlich eine Fülle von Auslandsreisen und ist in den Rhythmus von Tagungen inter-

nationaler Organisationen fest eingebunden.  

  Dieser Wandel erfolgte allerdings nur langsam. Auf internationaler Bühne war China zwar 

bereits im Oktober 1971 der Durchbruch gelungen, als es in der UNO einen von fünf ständi-

gen Sitzen im Sicherheitsrat übernahm; parallel dazu hatte Taiwan Rang und Stimme in der 

Weltorganisation verloren. 1980 wurde Peking Mitglied des Internationalen Währungsfonds 

(IWF) und der Weltbankgruppe. 1984 trat es der International Atomic Energy Agency 

(IAEA), 1986 der ADB bei. Trotz dieser Einbindung in multilaterale Abmachungen zeigte 

sich die chinesische Führung aber mindestens bis Mitte der 90er Jahre gegenüber internatio-

nalen Organisationen skeptisch und unterstellte zahlreichen Einrichtungen, de facto von den 

USA als machtpolitische Instrumente eingesetzt zu werden.903 Mit Blick auf das 1994 ge-

                                                 
901  Vgl. zur Übergangszeit chinesischer Außen- und Sicherheitspolitik nach dem Ende des Ost-West-Konflikts 

Peter J. Opitz, Gezeitenwechsel in China. Die Modernisierung der chinesischen Außenpolitik, Hannover 
1991. Siehe zur Situation während der Ära von Mao Zedong Peter J. Opitz, Chinas Außenpolitik. Ideologi-
sche Prinzipien – strategische Konzepte, Zürich 1977. 

902  Vgl. Evan S. Medeiros, M. Taylor Fravel, China’s New Diplomacy, in: Foreign Affairs, Nr. 6, Novem-
ber/Dezember 2003, S. 23. 

903  „Until the mid-1990s, China viewed such organizations as potential tools of the United States that could be 
used to contain it.“ Shambaugh (2004/2005): S. 69. 
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gründete ARF waren z.B. folgende Sorgen zu vernehmen: Die USA würden das Forum be-

nutzen, um sich in innerchinesische Angelegenheiten einzumischen; die ASEAN versuche, 

die Spratly-Frage über das ARF zu internationalisieren; mit Taiwan befreundete Staaten seien 

bestrebt, dessen politische Forderungen auf die Agenda des Forums zu setzen; schließlich 

wurde befürchtet, daß das ARF versuchen könnte, die PLA „gläsern“ zu machen, also für 

mehr militärische Transparenz zu sorgen. „These concerns led China to feel that the forum 

was created with the intention of checking its power and limiting its strategic choices.“904 

  Daß Peking seine Position in dieser Frage mittlerweile geändert hat, zeigt sein zunehmen-

des Engagement in internationalen Organisationen. Nach dem Ende des Kalten Krieges ist 

China z.B. dazu übergegangen, Peace Keeping Operations (PKOs) der UNO stärker zu unter-

stützen, nachdem es diese bis 1981 kategorisch abgelehnt hatte.905 In den 80er Jahren stimmte 

es dann im Sicherheitsrat für einzelne PKOs. Von 1990 bis 2004 hat sich Peking an 13 UN-

Friedensmissionen beteiligt, zu denen 3.362 Soldaten entsandt wurden; seit Januar 2000 nah-

men zudem 404 chinesische Polizisten an sechs UN-Friedensmissionen teil.906 Im Mai 2006 

beteiligte sich Peking an 13 internationalen Einsätzen. Schwerpunkte lagen auf der United 

Nations Mission in Liberia (UNMIL/596 Teilnehmer), der United Nations Organization Mis-

sion in the Democratic Republic of the Congo (MONUC/232), der United Nations Mission in 

the Sudan (UNMIS/204), der United Nations Interim Force in Lebanon (UNIFIL/187) und der 

United Nations Stabilization Mission in Haiti (MINUSTAH/131). Die übrigen 63 von 1.413 

abgestellten Soldaten können als symbolische Kontingente betrachtet werden. Zu ihnen gehö-

ren die Beteiligungen an der United Nations Mission for the Referendum in Western Sahara 

(MINURSO/19), der United Nations Interim Administration Mission in Kosovo 

(UNMIK/18), der United Nations Mission in Ethiopia and Eritrea (UNMEE/7), der United 

Nations Operation in Côte d’Ivoire (UNOCI/7), dem United Nations Office in Timor-Leste 

(UNOTIL/6), der United Nations Truce Supervision Organization (UNTSO/4), der United 

Nations Operation in Burundi (ONUB/1) und der United Nations Assistance Mission in Af-

ghanistan (UNAMA/1).907 

  In den vergangenen Jahren ist Peking zudem einer ganzen Reihe multilateraler Abma-

chungen mit unterschiedlichem Institutionalisierungsgrad beigetreten. Im Rahmen des dritten 

Ministertreffens in Seoul erfolgte im November 1991 die Aufnahme Chinas in die APEC, die 

                                                 
904  Cheng-Chwee (2005): S. 106. Rosemary Foot, China in the ASEAN Regional Forum. Organizational Pro-

cesses and Domestic Modes of Thought, in: Asian Survey, Nr. 5, Mai 1998, S. 425 – 440. 
905   Vgl. M. Taylor Fravel, China’s Attitude Toward U.N. Peacekeeping Operations Since 1989, in: Asian Sur-

vey, Nr. 11, November 1996, S. 1102 – 1121. Bates Gill, James Reilly, Sovereignty, Intervention and 
Peacekeeping: The View from Beijing, in: Survival, Nr. 3, Herbst 2000, S. 41 – 59. 

906  Vgl. State Council Information Office (27.12.2004). 
907  Vgl. United Nations Organization, UN Missions’s Summary detailed by Country, New York, 31. Mai 2006. 
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im November 1989 in Canberra gegründet worden war. Im Juli 1994 nahm es in Bangkok mit 

weiteren 17 Staaten an der konstituierenden Sitzung des ARF teil. Seit Dezember 1997 wer-

den regelmäßige Treffen der APT abgehalten, zu denen China, Japan, Südkorea und die Staa-

ten Südostasiens (ohne Ost-Timor) zählen. Peking hat im Dezember 2005 ebenfalls dem er-

sten EAS beigewohnt, der auf dem APT-Prozeß aufbaut und in Kuala Lumpur stattfand. Das 

Reich der Mitte gehört desgleichen zu den Gründungsstaaten der Shanghai Cooperation Or-

ganization (SCO), die sich im Juli 2001 konstituierte. Vorgänger waren die „Shanghai Five“, 

ein 1994 ins Leben gerufenes Konsultationsforum, in dem Peking mit vier Nachfolgestaaten 

der Sowjetunion Fragen des Grenzverlaufs sowie Vertrauens- und sicherheitsbildende Maß-

nahmen diskutierte.  

  China fördert des weiteren multilaterale Abmachungen, die Asien mit anderen Kontinen-

ten verbindet. Seit März 1996 ist Peking Mitglied des Asia-Europe Meeting (ASEM), seit 

März 2001 des Forum for East Asia Latin America Cooperation (FEALAC). Aus ökonomi-

scher Sicht ist schließlich der Beitritt Chinas zur WTO im Dezember 2001 zu erwähnen. Die 

wirtschaftliche Vernetzung ist zudem durch Beteiligung am nichtstaatlichen Boao Forum vor-

angetrieben worden. Es hatte sich im Februar 2001 auf Hainan konstituiert und ist eine Art 

regionales Pendant zum Weltwirtschaftsforum in Davos. 

  Darüber hinaus sucht die Pekinger Führung den Kontakt zu weiteren internationalen Or-

ganisationen sowie Foren und bietet zur Lösung regionaler Konflikte „gute Dienste“ auf eige-

nem Territorium an. Im Juni 2002 gehörte China zu den Gründungsmitgliedern des Asia Co-

operation Dialogue (ACD). Seit Herbst 2002 gibt es offizielle Kontakte zwischen China und 

der NATO, und im Juni 2003 wurde Peking Dialogpartner der G-8. Das Reich der Mitte ist 

seit August 2003 Gastgeber der Sechsparteiengespräche über Korea und beteiligt sich damit 

konstruktiv daran, die Spannungen am 38. Breitengrad abzubauen. Im Rahmen weiterer Ver-

trauens- und sicherheitsbildender Maßnahmen nahm China 1997 erstmals am Treffen der 

asiatischen Defense College Chiefs in Manila teil.  

  China ist zudem Signatarstaat einer ganzen Reihe von Konventionen zur Eindämmung der 

Proliferation von Massenvernichtungswaffen: 1992 trat es dem Non-Proliferation Treaty 

(NPT) bei und unterzeichnete 1993 die Chemical Weapons Convention (Ratifikation 1997), 

nachdem Peking bereits 1984 Mitglied der Biological Weapons Convention geworden war. 

Im September 1996 unterschrieb es den Comprehensive Test Ban Treaty (CTBT), und im Ok-

tober 1997 trat es dem Zangger Committee bei. China ist nicht Mitglied des Missile Techno-

logy Control Regime (MTCR), hat jedoch 1992 erklärt, sich an wesentliche Punkte dieses 

Abkommens auf freiwilliger Basis halten zu wollen. 
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  Vertreter des Reiches der Mitte beteiligen sich desgleichen am Track-Two-Prozeß. China 

ist seit Oktober 1993 im Northeast Asia Cooperation Dialogue (NEACD), seit Dezember 

1996 im Council for Security Cooperation in the Asia-Pacific (CSCAP) sowie seit Mai/Juni 

2002 im Shangri-La Dialogue908 vertreten. Schließlich ist darauf hinzuweisen, daß Peking 

auch als Organisator internationaler Großereignisse auftritt. 1995 war es Gastgeber der UN-

Weltfrauenkonferenz, 2002 Tagungsort der Association of Asian Parliaments for Peace, 2004 

Veranstalter der dritten International Conference of Asian Political Parties, und 2008 wird es 

die Olympischen Spiele ausrichten. 

  Die seit den 90er Jahren zunehmende Beteiligung Chinas an internationalen Organisatio-

nen und Diskussionsforen korrespondiert mit offiziellen Zielvorgaben. Im Verteidigungs-

weißbuch vom Dezember 2006 heißt es dazu: „China pursues a good-neighborliness policy, 

and works to enhance friendship and partnership with its neighbors.“909 Dabei fällt sowohl in 

der Theorie wie auch in der Praxis auf, daß China alles versucht, um Einbindungen zu verhin-

dern, die in einen Souveränitätsverlust münden könnten. Selbiges Dokument betont daher 

gleich zu Beginn des neunten Kapitels, das der „International Security Cooperation“ gewid-

met ist, daß es die Ziele und Prinzipien der UN-Charta sowie die Fünf Prinzipien der friedli-

chen Koexistenz als Grundlage jeder Kooperationsform betrachtet. Peking bezieht sich dabei 

auf jene Normen, die zu einer Stärkung der territorialen Integrität und Souveränität des Natio-

nalstaates beitragen und Formen der Intervention strikt ablehnen.910 Dieses Verständnis 

schließt aus, daß China seine Sicherheit von einer internationalen Organisation oder einem 

Staat substantiell abhängig macht. Es will die Kontrolle über relevante Sicherheitsprozesse 

behalten, weshalb es z.B. in der Spratly-Frage internationale Schiedsgerichte oder einen ver-

bindlichen Verhaltenskodex ablehnt.  

                                                 
908  Anfang Juni 2007 nahm China erstmals mit einer hochrangigen Delegation, die vom stellvertretenden Ge-

neralstabschef Zhang Qinsheng geleitet wurde, am Shangri-La Dialogue teil. Peking hatte zuvor nur gerin-
ges Interesse an diesem Forum gezeigt. Vgl. Goh Sui Noi, China’s high-level participation welcomed, in: 
The Straits Times, 4. Juni 2007 (online). 

909  State Council Information Office (29.12.2006). Derartige Formulierungen finden sich in zahlreichen offizi-
ellen Berichten. Im Verteidigungsweißbuch vom Dezember 2004 heißt es z.B.: „China pursues a foreign 
policy of building a good-neighbor relationship and partnership with its neighbors, trying to create an ami-
cable, secure and prosperous neighborhood, and vigorously pushing forward the building of a security dia-
logue and cooperation mechanism in the Asia-Pacific region.“ State Council Information Office 
(27.12.2004). 

910   In diesem Sinne kann Peking u.a. folgende Artikel der UN-Charta von 1945 einseitig auslegen: Artikel 2 I 
(souveräne Gleichheit der Mitglieder), Artikel 2 IV (Verbot der Androhung oder Anwendung von Gewalt, 
die sich gegen die territoriale Unversehrtheit oder politische Unabhängigkeit eines Staates richtet) und Arti-
kel 2 VII (Interventionsverbot). Selbige Kerninhalte finden sich in den erstmals 1955 von Zhou Enlai be-
nannten „Fünf Prinzipien der friedlichen Koexistenz“. Zu ihnen gehören der gegenseitige Respekt der terri-
torialen Integrität und Souveränität, Nichtangriff, Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten anderer 
Staaten, Gleichheit und gegenseitiger Nutzen sowie friedliche Koexistenz. 
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  So wundert es dann auch nicht, daß zwischen Rhetorik und tatsächlichem Verhalten oft-

mals eine große Lücke klafft. Der UNO wird zwar eine „irreplaceable role in international af-

fairs“911 zugesprochen. China verzichtet jedoch darauf, durch eigene Maßnahmen den Hand-

lungsspielraum der Weltorganisation und dessen Effizienz zu verbessern. 2003 lag z.B. der 

Beitrag Chinas zum UN-Haushalt bei nur 1,53 %, wohingegen die USA 22 % und Japan 

19,52 % des Gesamtvolumens aufbrachten.912 Die im Mai 2006 für UN-Missionen abgestell-

ten chinesischen 1.413 Soldaten bzw. Polizisten und Militärbeobachter entsprachen ebenfalls 

nur 1,93 % der zum damaligen Zeitpunkt von den Vereinten Nationen in PKOs eingesetzten 

73.235 Männer und Frauen.913 Gemessen an den 2.255.000 Soldaten der PLA befanden sich 

nicht einmal 0,06 % der verfügbaren Streitkräftemasse im internationalen Einsatz (ohne die 

hier eingerechneten Polizisten wären es noch weniger). M. Taylor Fravel bezeichnet dieses 

Verhalten als „formal participation without substantive commitment.“914 China unterstützt 

UN-Missionen hingegen dann mit Nachdruck, wenn deren politische Ergebnisse im nationa-

len Interesse des Landes liegen. Peking hat sich in der Kambodscha-Frage für den Pariser 

Frieden 1991 und die United Nations Transitional Authority in Cambodia (UNTAC) 

1992/1993 aus zwei Gründen engagiert: Der Einfluß Vietnams auf Indochina wurde dadurch, 

erstens, begrenzt. China konnte sich gegenüber Südostasien, zweitens, als verantwortungsvol-

ler Akteur darstellen und somit den Boden für engere Beziehungen zur ASEAN bereiten.915 

Die UNO hat für Peking eine doppelte instrumentelle Funktion: Sie ist ein weiterer Hand-

lungsrahmen, nationale Interessen zu verfolgen. Der nachdrückliche Einsatz für die Normen 

der staatlichen Souveränität, der Unversehrtheit der territorialen Integrität und der Nichtein-

mischung kann wiederum als präventiver Schutz der eigenen nationalen Grenzen verstanden 

werden.916 Peking ist daher einer Gegner humanitärer Interventionen oder friedenserzwingen-

der Maßnahmen unter der Ägide der UNO. David Lampton faßt dies dahingehend zusammen, 

daß China den UN-Sicherheitsrat nutze, um die USA einzudämmen.917 

   

                                                 
911  State Council Information Office (27.12.2004). 
912  Vgl. Auswärtiges Amt, ABC der Vereinten Nationen, Berlin, August 2003, S. 56. 
913  Vgl. United Nations Organization (31.05.2006). United Nations Organization, Contributions to United Na-

tions Operations (Monthly Summary of Military and Police), New York, Stand vom Mai 2006. 
914  Fravel (1996): S. 1119. 
915  Vgl. ebd., S. 1110. Kay Möller, Chinas Außenpolitik: Selektive Multilateraliät, SWP-Studie, Nr. 44, Berlin, 

November 2003, S. 10. 
916   „Specifically, China has justified its opposition in terms of sovereignty in order to safeguard Chinese sover-

eignty from future intervention.“ Fravel (1996): S. 1116. 
917  Interview des Verfassers mit David Lampton, Director, China Studies, School of Advanced International 

Studies, Washington D.C., 13. Dezember 1999. 
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Vor diesem Hintergrund kann das Kooperationsverständnis der Pekinger Führung wie folgt 

zusammengefaßt werden: 
 

(1)  Kooperation als Instrument des Aufstiegs 

China versucht, Formen regionaler und internationaler Zusammenarbeit zur inneren Moderni-

sierung des Landes zu nutzen. Dabei geht es um die Suche nach Absatzmärkten, ausländi-

schen Investoren und ökonomisch lebensnotwendigen Importgütern wie Rohöl. Parallel ist die 

Pekinger Diplomatie bestrebt, stabilisierend auf ihr Umfeld einzuwirken, um einen reibungs-

losen Austausch zwischen chinesischen und ausländischen Firmen zu ermöglichen. Koopera-

tion ist folglich ein zentrales Instrument des machtpolitischen Aufstiegs des Reiches der Mit-

te. Dementsprechend dient die Teilnahme an multilateralen Abmachungen der Verfolgung na-

tionaler Interessen,918 um „die Zeit bis zum eigenen Aufstieg zur Großmacht zu überbrük-

ken.“919 Die in den vergangenen Jahren zu beobachtenden diplomatischen Offensiven sind 

deshalb auch nicht Anzeichen einer neuen Weltoffenheit, sondern Anerkennung eines Wir-

kungszusammenhanges, den Deng Xiaoping bereits am 16. Januar 1980 auf einer Kaderkon-

ferenz der Kommunistischen Partei Chinas (KPCh) formuliert hatte: „Gegenwärtig ist unser 

internationaler Einfluß zwar keineswegs gering, doch wenn unsere materielle Basis und unse-

re materielle Stärke wachsen, so wird auch unser Einfluß zunehmen.“920 Peking hat seine Me-

thoden zur Verfolgung nationaler Interessen verändert, nicht jedoch deren Inhalte.921 
 

(2)  Kosten-Nutzen-Abwägungen 

China ist Mitglied internationaler Organisationen, weil es damit eine konkrete Nutzenerwar-

tung verbindet – und nicht, weil es auf diese Weise „höhere Werte“ zu fördern gedenkt.922 

Demgemäß läßt sich Peking immer dann auf bi- und multilaterale Formen der Zusammenar-

beit ein, wenn die zu erwartenden Gewinne die einzusetzenden Kosten übertreffen. Als China 

sich z.B. nach dem Massaker auf dem Tiananmen-Platz am 4. Juni 1989 international isoliert 

sah, wuchsen die Kooperationsanreize, um gegen das Reich der Mitte gerichtete Blockbildun-

gen zu vermeiden. Wie sehr Kosten-Nutzen-Abwägungen für die Bewertung multilateraler 

                                                 
918  „[…] China sees multilateral forums as instrumental to expanding its international influence, especially to-

wards Southeast Asia.“ Cheng-Chwee (2005): S. 118. Vgl. auch Dirk Schmidt, Die Beziehungen der Volks-
republik China zu multilateralen Gruppierungen im asiatisch-pazifischen Raum (1989 bis 1999), Saarbrük-
ken 2001, S. 188 f, 199 f. 

919  Möller (November 2003) S. 6. 
920  Zit. n. Opitz (1991): S. 21. 
921  Die neue Offenheit basiert zudem, wie Evan Medeiros und M. Taylor Fravel festgestellt haben, auf einem 

Umdenken der chinesischen Führung: „More broadly, the Chinese foreign policy establishment has come to 
see the country as an emerging great power with varied interests and responsibilities – and not as the vic-
timized developing nation of the Mao Zedong and Deng Xiaoping eras.“ Medeiros/Fravel (2003): S. 23. 

922  Diese Bewertung wird von zahlreichen China-Experten geteilt. Vgl. Cheng-Chwee (2005): S. 119. 
Medeiros/Fravel (2003): S. 22. 
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Abmachungen verantwortlich sind, zeigt der Umgang Pekings mit Rüstungskontrollvereinba-

rungen. Hatte es diese während des Ost-West-Konflikts lange Zeit abgelehnt, weil es darin ein 

Instrument der USA und der Sowjetunion erblickte, die militärische Modernisierung Chinas 

zu verzögern, so versucht es heute selbst, entsprechende Abmachungen zu instrumentalisie-

ren: „It may also view arms control negotiations as a way to increase leverage in bilateral ties 

with Washington, or as a part of a larger effort to impose constraints on American freedom of 

action.“923 
 

(3)  Grenzen institutioneller Einbindung 

Institutionen werden nicht als Gefahr, sondern als Chance zur Maximierung strategischer Zie-

le begriffen. Diese Position ist an die Voraussetzung gebunden, daß die nationale Handlungs-

autonomie durch die Mitgliedschaft in internationalen Organisationen nicht irreversibel tan-

giert wird, der Kooperationsrahmen also kontrollierbar bleibt.924 
 

(4)  Bevorzugung bilateraler Handlungsrahmen 

Als regionale Großmacht bevorzugt China gegenüber materiell schwächeren Staaten bilaterale 

Verhandlungen, um sein Gewicht im Rahmen asymmetrischer Kooperationsmuster besser 

ausspielen zu können.925 Die Akzeptanz eines Verhaltenskodexes für die Südchinesische See 

würde z.B. bedeuten, die eigene Position zu schwächen. Deshalb hat China lange Zeit ver-

sucht, die ASEAN in dieser Frage zu spalten,926 indem es in der Spratly-Frage uneinheitlich 

gegen konkurrierende Anspruchsteller vorging (z.B. starker Druck auf die Philippinen, weni-

ger starker Druck gegenüber Malaysia), dadurch unterschiedliche Formen der Betroffenheit 

schuf und damit einen Konsens unter den Südostasiaten verhinderte. 2004 hat China diese 

Vorgehensweise ergänzt, indem es sich zunächst mit den Philippinen und 2005 dann auch mit 

Vietnam darauf einigte, Möglichkeiten einer gemeinsamen Erforschung der Energieträger in 

den umstrittenen Gebieten der Südchinesischen See auszuloten. Peking konnte auf diese Wei-

se einen doppelten Sieg einfahren: Es mußte, erstens, gegenüber Hanoi und Manila nicht von 
                                                 
923  Roberts/Manning/Montaperto (2000): S. 61 f. 
924  Dies zeigte sich z.B. während des zweiten ARF-Treffens 1995 in Brunei. Während der Diskussion des 

ARF-Konzeptpapieres setzte sich der chinesische Vertreter dafür ein, das ARF weiterhin als bloßes Konsul-
tationsforum zu betrachten. Er sprach sich daher dagegen aus, daß das ARF über „conflict-resolution me-
chanisms“ verfügt und setzte sich für die Formulierung „the elaboration of approaches to conflict“ ein. Vgl. 
Cheng-Chwee (2005): S. 107. Vgl. zu einer institutionalistischen Perspektive Justin S. Hempson-Jones, The 
Evolution of China’s Engagement with International Governmental Organizations. Toward a Liberal For-
eign Policy?, in: Asian Survey, Nr. 5, September/Oktober 2005, S. 702 – 721. 

925  Kay Möller deutet das chinesische Verständnis von Multilateralismus wie folgt: „Während die dem Multila-
teralismus grundsätzlich innewohnende Gleichheit aller Akteure für Peking attraktiv erscheint, weil sie eine 
Aufwertung im Verhältnis zu Washington verspricht, ist man nicht bereit, kleineren Partnern dieselbe Auf-
wertung zuteil werden zu lassen.“ Möller (November 2003): S. 18. 

926  Mely Caballero-Anthony hebt hervor, daß ASEAN kein Mandat habe, den Spratly-Konflikt zu lösen. Vgl. 
Mely Caballero-Anthony, ASEAN-China Relations Turn the Corner, PacNet, Nr. 52, Honolulu, 12. De-
zember 2002. 
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seiner Rechtsposition abrücken. Zweitens hat China sowohl Vietnam als auch den Philippinen 

Anreize genommen, um mit den USA enger sicherheitspolitisch zu kooperieren.927 
 

(5)  Ordnungspolitische Werbemaßnahmen des Herausforderers 

Bi- und multilaterale Kooperationsformen werden des weiteren genutzt, um für eigene regio-

nale und globale Ordnungskonzepte (u.a. Multipolarität statt Unipolarität, staatliche Souverä-

nität statt internationaler Intervention) zu werben und dabei selbst institutionelle Spielregeln 

mitzubestimmen.928 Durch Partizipation in regionalen Organisationen soll zudem zusätzlicher 

Rückenwind für die eigene Politik in überregionalen Institutionen gewonnen werden.929 

Machtpolitisch verfolgt China dabei auch das Ziel, Taiwan zu isolieren. 
 

(6)  Keine Gegenmachtbildung durch Militärallianzen 

Die chinesische Außenpolitik hält weiterhin daran fest, keine Militärallianzen einzugehen. 

Zwar pflegt Peking „strategische Partnerschaften“ wie jene zu Moskau oder enge sicherheits-

politische Beziehungen wie jene zu Rangun. Im Gegensatz zu den USA verfügt China aber 

über keine Bündnisbeziehungen, die gegenseitige militärische Beistandsklauseln zum Inhalt 

haben. Das Reich der Mitte hat zudem, ebenfalls im Gegensatz zur amerikanischen Super-

macht, keine größeren Truppenkontingente im Ausland stationiert. Chinesische Gegenmacht-

bildung verzichtet bisher sowohl auf Militärallianzen als auch auf die Dislozierung eigener 

Streitkräfte in befreundeten Staaten. Vor diesem Hintergrund hat Peking fast schon zwangs-

läufig auf die Idee kommen müssen, multilaterale Strukturen zu Zwecken des soft balancing 

zu nutzen.  
 

(7)  „Sanfte Gegenmachtbildung“ zu den USA 

Entsprechend schlußfolgert Christopher R. Hughes, daß „the only alternative for balancing 

US power is to reduce bilateral frictions and raise China’s status in the international main-

stream by winning the support of the majority of states for the international norms that it ad-
                                                 
927  Stein Tønnesson weist ebenfalls darauf hin, daß der kooperativen Haltung Chinas in der Südchinesischen 

See weitergehende Motive zugrunde liegen: „The main reason why Beijing did not pursue its sovereignty 
claims more aggressively is probably that its eyes were fixed on bigger goals. China did not look at the 
South China Sea in isolation. It wanted continued economic growth, access to the world’s major export 
markets, membership in the World Trade Organization and reunification with Taiwan. This meant that it 
had to avoid conflict with the USA and prevent Japan from reasserting itself regionally.“ Stein Tønnesson, 
Sino-Vietnamese Rapprochement and the South China Sea Irritant, in: Security Dialogue, Nr. 1, März 2003, 
S. 62. 

928  „[…] China’s multilateral involvement has been driven by an aspiration to shape the rules of the game for 
regional cooperation.“ Cheng-Chwee (2005): S. 119. 

929  China und die ASEAN hielten z.B. in ihrem Joint Statement vom 16. Dezember 1997 expressis verbis fest: 
„They [China and ASEAN, M.W.] would continue their close coordination and cooperation in regional or 
sub-regional organizations or projects, such as in APEC and ASEM.“ ASEAN Secretariat, ASEAN-China 
Cooperation towards the 21st Century. Joint Statement of the Meeting of Heads of State/Government of the 
Member States of ASEAN and the President of the People’s Republic of China, Kuala Lumpur, 16. Dezem-
ber 1997. 
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vocates.“930 Die Pekinger Führung dürfte, so Joseph Y. S. Cheng, grundsätzlich darauf hoffen, 

„to influence the orientation and development of the organizations for regional co-operation, 

and at the same time enhance China’s position to oppose hostile blocks and organizations.“931 

Peking betrachte Institutionen heute folglich nicht mehr, wie David Shambaugh feststellt, als 

Gefahr. „[...] China has come to realize that these groupings are open to Chinese perspectives 

and influence and may have some utility in constraining the United States in the region.“932 

Jian Yang sieht diesbezüglich die Bedeutung Südostasiens für China darin, der unterstellten 

amerikanischen Eindämmungsstrategie entgegenzutreten: „China has used the ASEAN Re-

gional Forum (ARF) as a means to question U.S. bilateral alliances in the region.“933 Der Ab-

schluß „strategischer Partnerschaften“ diente auf bilateraler Ebene, so Evan Medeiros und M. 

Taylor Fravel, ebenfalls dem Ziel „to offset the United States’ system of regional allian-

ces.“934 Die direkte Zusammenarbeit Chinas mit den USA kann aus der Sicht des Herausfor-

derers wie folgt erklärt werden: Zum einen sieht Peking in den Handelsbeziehungen die rela-

tiven Gewinne auf seiner Seite. Zum anderen liegt der Kooperation ein klares taktisches Mo-

tiv zugrunde: Wer Zusammenarbeit betreibt und damit Entgegenkommen signalisiert, hat be-

rechtigte Hoffnung, nicht als Bedrohung wahrgenommen zu werden. Der dabei erzielte Zeit-

gewinn kann gleichzeitig in den eigenen machtpolitischen Aufstieg, also Gegenmachtbildung, 

investiert werden, um den Abstand zum Hegemon zu verringern. Dabei muß China zwischen 

dem langfristigen Ziel, den Einfluß der USA zu reduzieren, und dem kurz- bis mittelfristigen 

Willen, vom amerikanischen Markt zu profitieren, einen Spagat vollziehen.935 
         

Dieser Interpretation der Kooperationsmotive des Reiches der Mitte liegen zwei Annahmen 

zugrunde: China arbeitet, erstens, mit Staaten und Institutionen zusammen, weil es sich davon 

einen Nutzen verspricht. Die Pekinger Führung hat dabei, zweitens, volle Handlungsautono-

mie, kann also frei entscheiden, ob und wo sie sich auf Formen der Kooperation einläßt. Ge-

gen diese Zuspitzung lassen sich aus der Sicht des Institutionalismus gewichtige Gegenargu-

mente anführen: Je mehr das Reich der Mitte bereit ist, sich in wechselseitige Abhängigkeiten 

(complex interdependence) zu begeben, desto größer ist die Wahrscheinlichkeit, daß es Kon-

flikte friedlich zu regeln versucht.936 Dem liegt nicht nur die Annahme zugrunde, daß sich na-

                                                 
930  Hughes (2005): S. 127. 
931  Joseph Y. S. Cheng, Sino-ASEAN Relations in the Early Twenty-first Century, in: Contemporary Southeast 

Asia, Nr. 3, Dezember 2001, S. 422. 
932  Shambaugh (2004/2005): S. 73. 
933  Jian Yang, Sino-Japanese Relations: Implications for Southeast Asia, in: Contemporary Southeast Asia, Nr. 

2, August 2003, S. 315. 
934  Medeiros/Fravel (2003): S. 24 f. 
935  Christopher R. Hughes geht davon aus, daß China solange an engen Beziehungen zu den USA interessiert 

sein wird, „as this serves the national interest.“ Hughes (2005): S. 127. 
936   Vgl. Keohane/Nye (1989): S. 23 – 37. 
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tionale Interessen in Institutionen verändern und damit angleichen lassen, was wiederum die 

Konsequenzen des Sicherheitsdilemmas mildert.937 Es wird gleichzeitig unterstellt, daß Inter-

dependenzen einen Staat dann vor der Anwendung von Gewalt zurückschrecken lassen, wenn 

dies mit hohen ökonomischen Kosten und unverhältnismäßigen diplomatischen Kollateral-

schäden verbunden ist. Aus dieser Sicht wäre es z.B. für Peking vollkommen irrational, es et-

wa wegen einer sich zuspitzenden Lage in der Taiwanstraße zu einer militärischen Auseinan-

dersetzung mit Washington kommen zu lassen. 2004 konnte China im Rahmen des ökonomi-

schen Austauschs mit den USA einen Handelsbilanzüberschuß von 161,938 Mrd. US-Dollar 

erzielen. Obwohl dies bereits eine Rekordsumme war, konnte der Betrag 2005 um fast 24,46 

% auf 201,545 Mrd. US-Dollar und 2006 noch einmal um 15,4 % auf 232,588 Mrd. US-

Dollar gesteigert werden.938 Dies ist der größte Außenhandelsgewinn, den China je mit einem 

anderen Land erzielt hat. Für die USA ist es gleichzeitig das größte Handelsdefizit. Sollte die 

Bush-Administration auf eine militärische Auseinandersetzung mit massiven Strafzöllen oder 

dem Abbruch der Handelsbeziehungen reagieren, hätte dies zweifellos auch für die USA ne-

gative Konsequenzen. Die Folgen für das Reich der Mitte wären aber weitaus schlimmer: Es 

befindet sich auf einem vergleichsweise niedrigeren Entwicklungsniveau und könnte durch 

einen Konflikt viel weiter zurückgeworfen werden. China könnte zudem auch deshalb vor ei-

ner militärischen Auseinandersetzung mit Formosa zurückschrecken, weil 40.000 bis 50.000 

taiwanische Firmen auf dem Festland tätig sein sollen.939  

  Beobachter, die dieser Logik folgen, halten einen gewaltsamen Konfliktaustrag zwischen 

Peking und Washington für unwahrscheinlich – und sie gehen davon aus, daß es zwischen 

China und den USA eine Fülle von Kooperationsanreizen und auch Kooperationszwängen 

gibt. Aus der Sicht des systemischen Realismus können diese Zusammenhänge wie folgt be-

wertet werden: China wird die genannten Wirkungsmechanismen akzeptieren, solange sie der 

Beförderung vitaler nationaler Interessen dienen und nicht mit ihnen kollidieren. Das Ko-

operationsverhalten Pekings läßt sich natürlich auch konstruktivistisch deuten, was folgende 

                                                 
937   Aus realistischer Sicht ist hinzuzufügen, daß eine Milderung des Sicherheitsdilemmas nicht zu seiner Auf-

lösung führt. So hat sich zwar die gleichzeitige Mitgliedschaft Chinas und der USA in der APEC sowie im 
ARF in der Vergangenheit mehrfach deeskalierend auf bilaterale Konflikte ausgewirkt, da sie beiden Seiten 
durch einen festgeschriebenen Konferenzrhythmus die Gelegenheit gab, auch in Krisenzeiten ohne Ge-
sichtsverlust miteinander in Kontakt zu treten. Nach dem Hainan-Zwischenfall vom April 2001 konnten 
Tang Jiaxuan und Colin Powell z.B. bereits während des ARF-Treffens in Hanoi im Juli 2001 die Wogen 
glätten. Vgl. zur diesbezüglichen Funktion der APEC Schmidt (2001): S. 116 f. Dieser kommunikative 
Austausch auf höchster Ebene hat jedoch bislang nicht zu einer Lösung der grundlegenden amerikanisch-
chinesischen Interessenkonflikte beigetragen. 

938   Vgl. U.S. Census Bureau, Foreign Trade Statistics: Trade in Goods (Imports, Exports and Trade Balance) 
with China, Washington D.C., Stand vom April 2007. 

939  Vgl. David Hale, Lyric Hughes Hale, China Takes Off, in: Foreign Affairs, Nr. 6, November/Dezember 
2003, S. 45. Kay Möller, Die Außenpolitik der Volksrepublik China 1949 – 2004. Eine Einführung, Wies-
baden 2005, S. 156. 
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Aussage zeigt: „China has been socialized into the realism of international society all too well 

in so far as its leaders accept that working through multilateral regional organizations is a 

good way to engage in the power balancing that makes diplomacy possible.“940 In der vorlie-

genden Arbeit werden derartige Formulierungen aus einer von den üblichen Interpretationen 

abweichenden Perspektive verwertet. Der beschriebene Lernprozeß, den chinesische Ent-

scheidungsträger vollzogen haben, wird nicht als konstruktivistische „Sozialisierung“, son-

dern als „Impulsverarbeitung“ im Sinne des hier gewählten Kausalpfades des systemischen 

Realismus verstanden. 

  Während es eine ganze Reihe von offiziellen Aussagen zu chinesischen Rüstungsprozes-

sen gibt, ist nur wenigen amerikanischen Dokumenten zu entnehmen, wie die USA das Ko-

operationsverhalten Chinas bewerten. Einschätzungen gibt es aber dennoch. So behauptet das 

Pentagon, Peking baue nicht nur zu anderen Großmächten Beziehungen auf, sondern auch zu 

internationalen Institutionen wie der UNO „to influence U.S. policies they consider inimical 

to Chinese security interests.“941 Weitere Impulsverarbeitungen werden am Ende dieses Kapi-

tels nachgezeichnet. 

 

2.  Festigung von Lücken der Einkreisung 

Wenn nachfolgend von bandwagoning und balancing die Rede ist, dann bedeutet dies, daß 

Staaten gegenüber China entweder eine Politik der „Anlehnung“ oder der „Gegenmachtbil-

dung“ verfolgen und sich dementsprechend für oder gegen die USA positionieren. Bei einem 

Perspektivwechsel müßten die Begriffe inhaltlich gegenteilig verwendet werden. Dann würde 

es darum gehen, ob die Akteure Südostasiens gegenüber den USA Gegenmacht aufbauen oder 

aber sich an diese anlehnen (siehe dazu Kapitel 7). 

  Ob und welche Staaten der Region gegenüber dem Reich der Mitte eine Politik des band-

wagoning oder des balancing betreiben, ist in der Literatur umstritten.942 Hintergrund oftmals 

völlig gegensätzlicher Bewertungen sind ebenso gegensätzliche Definitionen der Begriffe der 

„Anlehnung“ und der „Gegenmachtbildung“. Methodisch problematisch ist dabei, daß abge-

sehen vom amerikanisch-burmesischen Verhältnis sowohl die USA als auch China mit sämt-

lichen Staaten Südostasiens zusammenarbeiten und dabei immer wieder auch bilaterale Kon-

flikte zu lösen haben. Zu klären ist daher, welche Formen der Kooperation und der Konfronta-

                                                 
940  Hughes (2005): S. 132. 
941  Department of Defense (Mai 2004): S. 13. 
942  David C. Kang behauptet z.B., daß die Staaten Nord- und Südostasiens gegenüber China mehrheitlich nicht 

– wie dies nach seiner Auffassung der Literatur meistens zu entnehmen sei – balancing, sondern bandwa-
goning betreiben würden. Vgl. David C. Kang, Getting Asia Wrong. The Need for New Analytical Frame-
works, in: International Security, Nr. 4, Frühjahr 2003, S. 57 – 85. 
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tion in welcher Intensität als Maßstab herangezogen werden können, um zu der Aussage zu 

gelangen, daß ein Staat gegenüber dem Reich der Mitte eine Politik des bandwagoning oder 

des balancing betreibt. Solange es nicht zu einer militärischen Konfrontation zwischen China 

und den USA kommt, besteht für die ASEAN-Staaten dabei nicht die Notwendigkeit, überaus 

deutliche Wahlentscheidungen zu treffen. Es kann daher nur darum gehen, in grundsätzlicher 

Weise festzustellen, ob ein Akteur mehrheitlich einem Ansatz des balancing oder des band-

wagoning folgt.  

  Für die nachfolgenden Ausführungen soll folgende Meßlatte festgelegt werden: Ein Staat 

betreibt dann gegenüber China eine Politik des bandwagoning, wenn er einerseits dem Reich 

der Mitte in seiner Außenpolitik eine herausgehobene Bedeutung beimißt und gleichzeitig 

nicht zur Aufrechterhaltung der amerikanischen Vornepräsenz in Südostasien beiträgt. Staa-

ten, die den Streitkräften der USA auf einer regelmäßigen Basis die Nutzung von Hafen- und 

Flugplatzanlagen gestatten, folgen hingegen einer Politik des balancing. Nachgeordnete 

Mächte können sich zudem für eine Neutralitätspolitik entscheiden, solange der systemische 

Druck, gemessen am Zustand der amerikanisch-chinesischen Beziehungen, keine eindeutige 

Positionierung erfordert. Gleichwohl ist im Sinne des theoretischen Teils dieser Arbeit festzu-

halten, daß neutral agierende Staaten eher den sicherheitspolitischen Interessen Washingtons 

als jenen Pekings dienen. Denn die militärische Vornepräsenz der USA ist Bestandteil des 

Status quo, der durch eine Politik der Neutralität stillschweigend akzeptiert wird. 

  Das hier skizzierte Verständnis von „Anlehnung“ und „Gegenmachtbildung“ führt auf den 

ersten Blick zu einer ganzen Reihe von paradoxen Ergebnissen. So pflegen China und Malay-

sia enge politische und wirtschaftliche Beziehungen. Beide fördern zudem Foren wie die 

Treffen der ASEAN Plus Three und den East Asia Summit, die ohne Beteiligung der USA 

stattfinden. Insofern müßte Malaysia gegenüber China bandwagoning betreiben. Da Kuala 

Lumpur aber gleichzeitig enge, wenn auch weitgehend verdeckte militärische Kontakte zu 

Washington unterhält, ist es der Fraktion der Gegenmachtbildung zuzurechnen. Dieses Bei-

spiel zeigt, daß einerseits zwischen starken und schwachen Formen des balancing differen-

ziert werden muß.943 Andererseits ist es kein Widerspruch, mit China zu kooperieren, obwohl 

man gleichzeitig die Vornepräsenz der USA unterstützt. Denn Kuala Lumpur kann auf diese 

Weise gegenüber Washington Verhandlungsmasse aufbauen, um seine eigene Position zu 

                                                 
943  So auch Denny Roy: „Balancing may involve different levels of intensity. In the case of low-intensity bal-

ancing, the balancing state attempts to maintain a constructive relationship with the targeted state. In the 
case of high-intensity balancing, the relationship between the balancing state and the targeted state is more 
openly adverserial, and many forms of cooperation between them are precluded by political tensions.“ 
Denny Roy, Southeast Asia and China: Balancing or Bandwagoning?, in: Contemporary Southeast Asia, 
Nr. 2, August 2005, S. 306.  
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verbessern. Wer an der Seite der USA balancing betreibt, muß sich diesen nicht bedingungs-

los ausliefern. 

  Amitav Acharya hat wie viele andere Autoren kritisiert, daß die Begriffe der „Anlehnung“ 

und „Gegenmachtbildung“ zu einer irreführenden Reduktion möglicher Allianzoptionen in 

einem sicherheitspolitisch komplexen Südostasien beitragen würden: „The balancing-

bandwagoning dichotomy is too limited to capture the range of choices a state has in respon-

ding to a rising power.“944 In der Debatte ist dazu als ein möglicher Ausweg der Begriff des 

hedging eingeführt worden, dem mittlerweile zahlreiche anerkannte Experten folgen. Das 

Verb „to hedge“ läßt sich mit „absichern“, „ausweichen“ oder „sich nicht festlegen“ überset-

zen.945 Ein südostasiatischer Staat, der sich für eine Politik des hedging entschieden hat, ver-

sucht demnach, mit China und den USA gleichermaßen zusammenzuarbeiten und sich auf 

keinen Fall im Sinne des bandwagoning oder balancing für bzw. gegen eine der beiden 

Großmächte zu entscheiden. Bis zu diesem Punkt gibt es in den meisten Abhandlungen zum 

hedging Konsens.946 Darüber hinaus unterscheiden sich die konzeptionellen Erläuterungen 

dann jedoch ganz erheblich. Evelyn Goh sieht z.B. drei Elemente, die hedging in Südostasien 

zugrunde liegen: Der Versuch, die Großmächte, insbesondere die USA, zum soft balancing 

gegenüber China zu überzeugen; die Einbindung Pekings in politische und wirtschaftliche 

Prozesse Südostasiens, um es zu normgeleitetem Verhalten zu bewegen und so einem potenti-

ell aggressiven China vorzubeugen; die wechselseitige Verknüpfung der Interessen der 

Großmächte in der Region. Evan S. Medeiros bezieht den Begriff des hedging hingegen auf 

die amerikanisch-chinesischen Beziehungen: „To hedge, the United States and China are pur-

suing policies that, on one hand, stress engagement and integration mechanisms and, on the 

other, emphasize realist-style balancing in the form of external security cooperation with 

Asian states and national military modernization programs.“947 

  Der Begriff des hedging soll nachfolgend aus drei Gründen nicht weiter verwendet wer-

den: Er läßt sich, erstens, nicht mit der argumentativen Logik des systemischen Realismus 

verbinden. Nachgeordnete Staaten entscheiden sich gegenüber Großmächten entweder für ei-

ne Politik des bandwagoning oder des balancing. Solange sie nicht durch erhöhten systemi-
                                                 
944  Amitav Acharya, Will Asia’s Past Be Its Future?, in: International Security, Nr. 3, Winter 2003/2004, S. 

152. Siehe auch Goh (2005a): S. 3. Siehe zu diesem Thema auch Chong Ja Ian, Revisiting Responses To 
Power Preponderance: Going Beyond The Balancing-Bandwagoning Dichotomy, IDSS Working Paper Se-
ries, Nr. 54, Singapur, November 2003. 

945  Vgl. Vokabel „hedge“, in: Langenscheid KG, e-Handwörterbuch Englisch-Deutsch 4.0, Berlin – München, 
o.J.  

946  Vgl. Evan S. Medeiros, Strategic Hedging and the Future of Asia-Pacific Stability, in: The Washington 
Quarterly, Nr. 1, Winter 2005/2006, S. 146. Goh (2005a): S. 2 – 4. Roy (August 2005): S. 306. Chien-peng 
Chung, Southeast Asia-China Relations. Dialectics of “Hedging” and “Counter-Hedging”, in: Institute of 
Southeast Asian Studies (ISEAS) (Hrsg.), Southeast Asian Affairs 2004, Singapur 2004, S. 35. 

947  Medeiros (2005/2006): S. 145. 



 Pekinger Diplomatie im Dienst bi- und multilateraler Gegenmachtbildung 265  
 
 

 

schen Druck, also zunehmende Spannungen zwischen Hegemon und Herausforderer, zu einer 

Positionierung gezwungen werden, können sie sich neutral verhalten. Der Ansatz des hedging 

scheint hingegen davon auszugehen, daß die Akteure Südostasiens jenseits des bandwagoning 

und balancing dauerhaft einen eigenständigen, dritten Weg beschreiten können, indem sie 

Hegemon und Herausforderer gegeneinander ausspielen. Langfristig ist dies aus der Sicht des 

systemischen Realismus jedoch nicht möglich, weil ihnen dazu die capabilities fehlen. An-

ders formuliert: Wäre es in den vergangenen Jahren unter Beteiligung Chinas zu einer militä-

rischen Auseinandersetzung um einzelne Spratly-Inseln gekommen, würde die gegenwärtige 

Hedging-Debatte vermutlich anders verlaufen. Zweitens wird von Anhängern des Ansatzes 

immer wieder darauf hingewiesen, daß nachgeordneten Mächten in der Praxis weitaus mehr 

außenpolitische Optionen als bandwagoning und balancing zur Verfügung stünden. Tatsäch-

lich scheint es aber gerade der Ansatz des hedging zu sein, der eine noch weitaus größere Zu-

spitzung vornimmt. Evelyn Goh weist z.B. darauf hin, daß sich die Staaten Südostasiens ge-

gen drei unerwünschte Entwicklungen „absichern“ wollten: „Chinese domination or hegemo-

ny; American withdrawal from the region; and an unstable regional order.“948 Wenn diese 

Aussage zutrifft, dann würden sämtliche Staaten Südostasiens de facto die amerikanische 

Vorherrschaft in der Region unterstützen und damit balancing gegenüber China betreiben – 

für bandwagoning ist in diesem Ansatz kein Platz. Ähnlich äußert sich Denny Roy, der davon 

ausgeht, daß die Staaten der ASEAN mit Blick auf das Reich der Mitte sowohl engagement 

als auch hedging betreiben. Zu letzterem gehöre „a significant component of what may be 

termed ‘low-intensity balancing’ with the United States against China along with efforts to 

maintain a working relationship with Beijing.“949 Nach Auffassung des Verfassers ist hedging 

schließlich, drittens, in den vergangenen Jahren zu einem neuen Modewort geworden, das in 

der Substanz aus der Sicht nachgeordneter Mächte allerdings nicht über die Inhalte des bereits 

etablierten Begriffs der „Äquidistanzpolitik“ hinausgeht. Auch Vertreter des Ansatzes geste-

hen ein, daß dieser untertheoretisiert und noch unausgereift sei.950 Wenig zielführend sind zu-

dem Ausführungen wie jene von Evan S. Medeiros zum Begriff des hedging, die unter einem 

neuen Schlagwort auf den altbekannten Umstand hinweisen, daß China und die USA sowohl 

kooperative als auch konfrontative Formen des Miteinanders pflegen. In diesem Sinne erin-

nern auch Beiträge, die das Verhältnis Chinas zu Südostasien aus der Perspektive des hedging 

                                                 
948  Goh (2005a): S. 4. 
949  Roy (August 2005): S. 306. 
950  Vgl. Medeiros (2005/2006): S. 164. Goh (2005a): S. 2. Goh gesteht ein, daß hedging „at times […] may be 

too general and all-encompassing“. Ebd., S. 3. 
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und counter-hedging betrachten, an die üblichen Analysen zu Prozessen der Macht- und Ge-

genmachtbildung.951 

  In Anknüpfung an den theoretischen Teil dieser Arbeit sollen folgende weitere Festlegun-

gen getroffen werden: China kann seine positionale Stellung in Südostasien nur dann verbes-

sern, wenn es die sich an seiner Peripherie befindlichen Staaten überzeugt, ihre Beziehungen 

zu den USA zu lockern bzw. nicht zu vertiefen.952 Dazu müßte Peking versuchen, seine 

Nachbarn zu einer Politik des bandwagoning zu bewegen. Dies bedeutet zunächst, Lücken der 

Einkreisung zu festigen, wozu nachfolgend die bilateralen Beziehungen Chinas zu Vietnam, 

Kambodscha, Laos, Burma und Ost-Timor untersucht werden.953 Diese Staaten tragen derzeit 

nicht zur Aufrechterhaltung der amerikanischen Vornepräsenz bei, was jedoch nicht zwangs-

läufig bedeutet, daß sie eine Politik des bandwagoning verfolgen. Anschließend wird erörtert, 

wie erfolgreich die Versuche Chinas sind, Ecksteine der amerikanischen Einkreisungsstrate-

gie zu schwächen bzw. herauszubrechen. Zu diesen Staaten gehören insbesondere die Philip-

pinen, Thailand und Singapur. Hinzu kommen Indonesien, Malaysia und Brunei. Diese Auf-

teilung zeigt, daß sich die Unterstützer der amerikanischen Vornepräsenz vor allem im mari-

timen Südostasien befinden. Des weiteren wird deutlich, daß die beiden Gruppen nicht ein-

deutig Freunde und Gegner der USA widerspiegeln. 

  Nachfolgend werden keine Impulsverarbeitungen zu den einzelnen bilateralen Beziehun-

gen nachgezeichnet, weil sich amerikanische Entscheidungsträger eher generell zum Enga-

gement Chinas in Südostasien äußern. Soweit dies geschieht, ist jedoch eine Impulsverarbei-

tung im Sinne der Annahmen des systemischen Realismus zu erkennen. So heißt es z.B. aus 

dem Pentagon: „Consequently, Beijing is seeking mechanism to ensure bilateral relations with 

Washington remain stable and nonconfrontational and is expanding its relations with other 

great powers to create strategic counterbalances against the United States, especially in the 

Asia-Pacific region.“954 China versuche, an seiner Peripherie Gegenmacht aufzubauen: „The 

                                                 
951  Chien-peng Chung führt diese Begriffe explizit im Titel seines Beitrages zu China und Südostasien. Vgl. 

Chien-peng Chung (2004): S. 35 – 53. Aber auch die erwähnten Beiträge von Goh, Roy und Medeiros ge-
hen auf Mechanismen der Macht- und Gegenmachtbildung ein. 

952  Nach Auffassung Evelyn Gohs verfolgt China in Südostasien eine Strategie „which emphasized the weak-
ening of regional support for the U.S.-Japan security alliance and other American bilateral alliances.“ Eve-
lyn Goh, Singapore’s Reaction to a Rising China. Deep Engagement and Strategic Adjustment, in: Ho Khai 
Leong, Samuel C. Y. Ku (Hrsg.), China and Southeast Asia. Global Changes and Regional Challenges, Sin-
gapur 2005c, S. 310. Dem stimmen Toshi Yoshihara und James Holmes zu: „Part of Beijing’s grand strat-
egy is to either coopt or isolate states along the periphery, weakening the political will of Asian nations to 
play host to U.S. forces. In so doing, deft Chinese diplomacy could indirectly enfeeble U.S. power projec-
tion over time.“ Yoshihara/Holmes (2005): S. 690. 

953  Vgl. dazu die Überblicksdarstellung von S. D. Muni, China’s Strategic Engagement with the New ASEAN. 
An Exploratory Study of China’s Post-Cold War Political, Strategic and Economic Relations with Myan-
mar, Laos, Cambodia and Vietnam, IDSS Monograph Nr. 2, Singapur 2002. 

954  Department of Defense (Mai 2004): S. 12. 
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security goals behind this emphasis on the periphery include securing China’s borders and ter-

ritorial claims, maintaining access to natural resources and markets, and pursuing a ‘counter-

containment’ strategy by establishing a regional presence and influence to balance and com-

pete with the United States and, along China’s immediate periphery, the regional influence of 

Japan and India. In this context, Beijing appears to pay particular attention to those areas and 

countries where it perceives U.S. interest and attention waning.“955 

 

a)  Vietnam 

Die diplomatische Offensive Chinas in Südostasien war und ist ganz unterschiedlichen Her-

ausforderungen ausgesetzt. Das Verhältnis zwischen Peking und Hanoi weist dabei im Ver-

gleich zu den meisten übrigen bilateralen Beziehungen des ASEAN-Raumes ein überdurch-

schnittlich hohes Maß an historischen Erblasten auf. Vietnam war von 111 v. Chr. bis 939 n. 

Chr. chinesische Provinz. In der Folgezeit mußte das Land, das sich von 1054 bis 1804 „Dai 

Viet“ nannte, Großangriffe aller nachfolgenden Dynastien des Reiches der Mitte abwehren. 

1076 versuchte die Song-Dynastie (960-1279), das Gebiet zu erobern. 1258 sowie erneut 

1287 und 1288 galt es, Angriffe der Mongolen-Dynastie der Yuan (1271-1368) abzuwehren. 

Es gelang jedoch nur der Ming-Dynastie (1368-1644), für kurze Zeit ein Interregnum über 

Dai Viet zu errichten, das von 1407 bis 1427 andauerte. Der militärische Vorstoß der Man-

dschu-Dynastie der Qing (1644-1911) in den Jahren 1788 und 1789 war hingegen nicht von 

Erfolg gekrönt. Auch wenn China seine ehemalige Provinz nicht dauerhaft in das eigene 

Staatsgebiet wiedereingliedern konnte, war Vietnam keine unabhängige Nation. Feudalherren 

stritten um das Gebiet, und dem Reich der Mitte gelang es immer wieder, seinen südlichen 

Nachbarn zu Tributbeziehungen zu verpflichten. Im Vergleich zu den mehr als 1000 Jahren 

direkter chinesischer Fremdherrschaft wirken die französische Kolonialzeit (mit Unterbre-

chungen und mit unterschiedlicher territorialer Ausdehnung von 1859 bis 1954), die japani-

sche Besatzungszeit (1940-1945) und das Engagement amerikanischer Truppen in Vietnam 

(1964-1973) wie Episoden.956 

  Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde die Vergangenheit für kurze Zeit wieder lebendig, als 

Truppen der Kuomintang (KMT) im Norden Vietnams einmarschierten, um gemäß den Be-

schlüssen von Potsdam die dort stationierten japanischen Streitkräftekontingente zu entwaff-

nen. De facto verhielten sich die Einheiten Chiang Kai-sheks von September 1945 bis August 

                                                 
955  Department of Defense (Mai 2004): S. 14. 
956  Vgl. zur Geschichte Vietnams Oscar Chapuis, A History of Vietnam. From Hong Bang to Tu Duc, West-

port – London 1995.  
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1946 jedoch ebenfalls wie Besatzungstruppen.957 Während des ersten und zweiten Indochina-

krieges kam es dann zu einer relativen „Blütezeit“ in den Beziehungen beider Länder. Im Ja-

nuar 1950 nahm China mit der im September 1945 von Ho Chi Minh ausgerufenen Demokra-

tischen Republik Vietnam (DRV) diplomatische Beziehungen auf und unterstützte diese in ih-

rem Kampf gegen die französische Kolonialmacht. Auch im Krieg gegen die USA konnte 

sich der kommunistisch orientierte Norden auf Hilfe aus China verlassen. Einheiten der PLA, 

deren Präsenz 1967 einen Umfang von 170.000 Mann erreichte, waren während der Kampf-

handlungen im Norden Vietnams stationiert. Als sich die chinesischen Truppen 1973 zurück-

zogen, waren ca. 1.100 Soldaten gefallen.958 Die PLA hatte in dieser Zeit einen größeren Mili-

tärkomplex in der Nähe Hanois unterhalten und soll wenigstens neun US-Kampfflugzeuge 

über ihrem Einsatzgebiet abgeschossen haben.959 Mao war angeblich darauf vorbereitet, mit 

dem Expeditionsheer direkt amerikanische Truppen anzugreifen – vorausgesetzt, diese hätten 

den Befehl erhalten, auf breiter Front in die DRV einzumarschieren. 

  Aus der Retrospektive kann festgehalten werden, daß die „Blütezeit“, die zwischen Hanoi 

und Peking in den 50er und 60er Jahren herrschte, keine nachhaltigen Wirkungen entfaltete – 

und dies, obwohl es damals zwischen der Kommunistischen Partei Vietnams (KPV) und der 

KPCh auch eine große weltanschauliche Schnittmenge gab. Der Grund ist offensichtlich: Ho 

Chi Minh und Mao Zedong verband zwar das gemeinsame Interesse, alte (Frankreich) und 

neue (USA) Kolonial-/Besatzungsmächte aus ihrem Land bzw. aus ihrer Einflußsphäre zu 

vertreiben. Dadurch konnte jedoch nur ein Teil des machtpolitischen Wettbewerbes zwischen 

Peking und Hanoi diszipliniert werden, denn zeitlich parallel zur Unterstützung der Einheiten 

Nordvietnams versuchte die KPCh, deren Einfluß in Laos und Kambodscha einzudämmen. 

„These conflicting strands in China’s policy made the PRC and the DRV both comrades and 

adversaries.“960  

  Die sich seit Ende der 50er Jahre verschlechternden Beziehungen zwischen der Sowjet-

union und China spitzten sich derweil nach den Grenzgefechten am Fluß Ussuri im März 

1969 zu. Peking sah seine sicherheitspolitische Lage gleich doppelt gefährdet: Während im 

Norden größere sowjetische Truppenkontingente konzentriert wurden, setzte Hanoi im Süden 

zunehmend Akzente zugunsten Moskaus. Hatten beide Großmächte über lange Jahre um Ein-

                                                 
957  Vgl. Hans Jürgen Mayer, Zu den Ursachen des chinesisch-vietnamesischen Krieges von Februar/März 

1979, Berichte des Bundesinstituts für ostwissenschaftliche und internationale Studien, Nr. 16, Köln 1980, 
S. 3. 

958  Vgl. Qiang Zhai, China And The Vietnam Wars 1950 – 1975, Chapel Hill – London 2000, S. 135. Nach an-
deren Angaben hatte China nur 30.000 – 50.000 Soldaten nach Nordvietnam entsandt. Vgl. Mayer (1980): 
S. 12. 

959  Vgl. Bert (2003): S. 109. 
960  Zhai (2000): S. 217. 
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fluß auf die Führung der DRV gerungen,961 so schien sich die sowjetische Außenpolitik in 

dieser Frage langsam durchzusetzen.962 Vor 1965 hatte Nordvietnam die größte militärische 

Unterstützung aus dem Reich der Mitte erhalten. Danach änderte sich das Verhältnis: Von 

1966 bis 1969 lieferte die Sowjetunion jährlich Militärhilfe im Wert von durchschnittlich 210 

Mio. US-Dollar. Die Lieferungen Pekings umfaßten im selben Zeitraum nur 85 Mio. US-

Dollar.963 Die militärische Unterstützung Chinas war zwar wichtig, diejenige der Sowjetunion 

aber entscheidend. So erhielt die DRV in ihrem Kampf gegen die USA ca. 80 % der Infante-

riewaffen aus dem Reich der Mitte. Schweres Gerät wie Luftabwehrgeschütze oder Kampf-

flugzeuge vom Typ MiG-21 stammten jedoch aus der Sowjetunion.964 Die entscheidende Of-

fensive der Truppen Vietnams gegen Saigon im April/Mai 1975 wäre ohne massive Rüstungs-

lieferungen aus Moskau nicht möglich gewesen. 

  Für die DRV hatte sich der außenpolitische Handlungsrahmen aber auch insofern funda-

mental verändert, als es seit Ende der 60er Jahre zu einer Annäherung zwischen China und 

den USA gekommen war, die durch den spektakulären Besuch des amerikanischen Präsiden-

ten Richard Nixon in Peking im Februar 1972 gekrönt wurde. Vor diesem Hintergrund war 

chinesische Unterstützung weitaus weniger selbstverständlich als sowjetische. Zur offenen 

Konfrontation kam es aber erst im Zuge einer außenpolitischen Richtungsentscheidung Viet-

nams: Am 3. November 1978 unterzeichneten Hanoi und Moskau für 25 Jahre einen Freund-

schafts- und Kooperationsvertrag, in dessen Folge sowjetische Marineeinheiten Cam Ranh 

Bay übernahmen und damit den Operationsradius ihrer Pazifikflotte erheblich ausbauten. Be-

reits im Juni war Vietnam als einziges asiatisches Land dem Rat für gegenseitige Wirtschafts-

hilfe (RGW) beigetreten. Aus Pekinger Sicht zielten diese Maßnahmen darauf ab, für die he-

gemonialen Absichten Hanois in Indochina die Rückendeckung der entscheidenden Groß-

macht des kommunistischen Lagers zu erhalten. Am 18. Juli 1977 hatte Vietnam mit Laos für 

ebenfalls 25 Jahre einen Freundschafts- und Kooperationsvertrag geschlossen. Der Einfluß 

Hanois auf Vientiane wurde auch daran ersichtlich, daß Kader der KPV auf allen Führungs-

ebenen des Pathet Lao vertreten waren. Im Dezember 1978 fielen vietnamesische Truppen in 

Kambodscha ein und hielten das Land, in dem sie ca. 150.000 Soldaten stationierten, bis 1989 
                                                 
961  Mao erkannte jedoch an, daß der Einfluß der Sowjetunion auf Vietnam weitaus größer war als jener Chinas. 

Daher befürchtete er, durch unüberlegte Unterstützungsmaßnahmen zugunsten Hanois im Endeffekt die 
sowjetische Position in Südostasien zu stärken. Peking lehnte folglich nach 1965 auch Gesuche Moskaus 
ab, den sowjetischen Luftstreitkräften Zugang zu Luftstützpunkten im Süden Chinas zu gewähren. Vgl. 
Robert Garson, The United States and China Since 1949. A Troubled Affair, Madison – Teaneck 1994, S. 
112 f. 

962  Die USA hatten lange Zeit geglaubt, daß China den größten Einfluß auf Vietnam ausübt. Diese Einschät-
zung änderte sich erst in der Amtszeit von US-Präsident Richard Nixon. Vgl. ebd., S. 117 f, 125. 

963  Vgl. Caesar Parreñas, ASEAN im Kräftefeld der Großmächte, Frankfurt am Main – Bern – New York – Pa-
ris 1988, S. 33. 

964  Vgl. Mayer (1980): S. 11. 
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besetzt.965 Für die Sicherheit Chinas war diese Entwicklung weitaus bedrohlicher als das ein-

stige militärische Engagement der USA in diesem Teil Asiens. Denn während Südvietnam 

nicht an das Reich der Mitte angrenzte, formierte sich nun ein Block aus drei indochinesi-

schen Staaten, die mit der Sowjetunion verbündet waren und die in der gegen China gerichte-

ten Einkreisungsstrategie966 eine wichtige Rolle spielten. 

  Jenseits des Abbruchs diplomatischer und wirtschaftlicher Beziehungen entlud sich die 

machtpolitische Konkurrenz Pekings und Hanois in zwei kleineren und einer größeren militä-

rischen Auseinandersetzung. Im Januar 1974 eroberte die PLA die von südvietnamesischen 

Truppen gehaltenen Paracel-Inseln. China machte sich zu jenem Zeitpunkt die Schwäche sei-

nes Nachbarn zunutze, der sich mitten im Bürgerkrieg befand. Am 17. Februar 1979 griffen 

Einheiten der PLA dann das nun wiedervereinigte Vietnam an und überschritten dessen 

Nordgrenze an mehreren Stellen. Der Krieg dauerte bis zum 15. März und ging als chinesi-

scher „Straffeldzug“ in die Geschichte ein. Als Begleitmotiv für die Intervention ist sicherlich 

die Kritik Pekings an den als diskriminierend empfundenen Lebensbedingungen der ethni-

schen Chinesen (Hoas) in Vietnam zu betrachten. Das zentrale Motiv zur Rechtfertigung des 

Waffeneinsatzes war aber sicherheitsstrategischer Natur: China war zu einem engen Verbün-

deten Kambodschas geworden, dessen Hauptstadt Phnom Penh im Januar 1979 von vietname-

sischen Truppen erobert worden war. Aufgrund des faktischen Bündnisses zwischen Peking 

und Phnom Penh wurde das Überleben des Regimes der Roten Khmer „zu einem Testfall für 

die Glaubwürdigkeit chinesischer Garantiezusagen.“967 Dem zur Vormacht Indochinas ge-

wordenen Vietnam wurde nicht nur angedeutet, diese Situation nicht akzeptieren zu wollen. 

Die PLA hatte auch den Auftrag, die Truppen Hanois an mehreren Fronten gleichzeitig zu 

binden, um dadurch die vietnamesische Position in Laos und Kambodscha, wo China den 

Widerstand Pol Pots unterstützte, zu schwächen. Letztlich konnte der „Straffeldzug“ jedoch 

keine nachhaltigen Ergebnisse zeitigen. Der letzte erwähnenswerte militärische Zusammen-

stoß erfolgte im März 1988. Zwischen den Seestreitkräften beider Länder war es zu einem 

Gefecht bei den Spratly-Inseln gekommen. China beendete die Auseinandersetzung erfolg-

                                                 
965  Vgl. Südostasien aktuell, Nr. 5/2004, S. 440. 
966  China sah sich insofern einer Einkreisung ausgesetzt, als die Sowjetunion Ende der 60er Jahre ihre Waffen-

lieferungen an Indien erhöht hatte. 1962 war es zwischen Peking und Neu-Delhi zu einem Grenzkrieg ge-
kommen. Der militärische Konflikt zwischen Indien und Pakistan 1971, in dessen Folge Bangladesch unab-
hängig wurde, stärkte vorhandene Einkreisungsgefühle, da Moskau in dieser Auseinandersetzung Neu-
Delhi erneut unterstützt hatte. Indien und die Sowjetunion hatten am 9. August 1971 zudem einen Freund-
schaftsvertrag abgeschlossen. 

967  Mayer (1980): S. 24 f. 
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reich und besetzte anschließend sieben Inseln.968 Über 70 Menschen kamen bei der Auseinan-

dersetzung ums Leben. 

  Der machtpolitische Niedergang der Sowjetunion legte bereits Ende der 80er Jahre die 

Grundlage für die bis heute andauernde chinesisch-vietnamesische Annäherung. Moskau war 

finanziell immer weniger in der Lage, Hanoi zu unterstützen. Dies war einer der entscheiden-

den Gründe für den Rückzug Vietnams aus Kambodscha 1988/1989, der durch die Pariser 

Friedensverträge vom 23. Oktober 1991 besiegelt wurde. Damit war der zu jenem Zeitpunkt 

zentrale Streitgegenstand zwischen Peking und Hanoi beseitigt. Der sich abzeichnende Unter-

gang der Sowjetunion setzte Vietnam zusätzlich unter Druck: Einerseits mußte es geographi-

schen Konstanten Tribut zollen. Externe Mächte wie Frankreich, die USA und die Sowjetuni-

on kommen und gehen, der Grenznachbar China aber bleibt. Andererseits zeichnete sich nach 

dem Besuch des Moskauer Staats- und Parteichefs, Michail Gorbatschow, in Peking im Mai 

1989 eine chinesisch-sowjetische Détente ab, durch die sich auch die Handlungsrahmen der 

Hanoier Außenpolitik veränderten. Vietnam war nun in einer für das Land völlig neuen Lage: 

Es war weder von einer externen Großmacht besetzt noch verfügte es über auswärtige Bünd-

nispartner. Die Hanoier Führung hatte deshalb zwei Möglichkeiten, so Richard K. Betts, ihr 

Verhältnis zu Peking zu ordnen, „either through diplomatic accommodation or by finding 

some other source of countervailing power to replace the deterrent effect of the old Soviet al-

liance.“969 Die Nachfolger Ho Chi Minhs entschieden sich für einen Annäherungskurs. Das 

Reich der Mitte wiederum nutzte die Gelegenheit, sich aus der internationalen Isolation zu lö-

sen, die nach dem Massaker vom Tiananmen-Platz am 4. Juni 1989 eingesetzt hatte. Zum 

Durchbruch kam es schließlich, als der Generalsekretär der KPV, Do Muoi, und der vietna-

mesische Ministerpräsident, Vo Van Kiet, im November 1991 Peking besuchten und die Wie-

deraufnahme der gemeinsamen Beziehungen in einem Kommuniqué besiegelten.970 Außen-

minister Nguyen Manh Cam war – als hochrangigster Regierungsvertreter Hanois seit 1979 – 

bereits im September in die chinesische Hauptstadt gereist, um das Treffen vorzubereiten. Pe-

                                                 
968  Vgl. Kay Möller, Sicherheitspartner Peking? Die Beteiligung der Volksrepublik China an Vertrauens- und 

Sicherheitsbildenden Maßnahmen seit Ende des Kalten Krieges, Baden-Baden 1998, S. 71 f. 
969   Richard K. Betts, Vietnam’s Strategic Predicament, in: Survival, Nr. 3, Herbst 1995, S. 69. 
970  Martin Stuart-Fox erklärt diesen Normalisierungsschritt aus historischer Perspektive, in dem er ihn als 

Bestätigung alter, wenn auch modifizierter Tributbeziehungen begreift: „Only Soviet support allowed Viet-
nam to avoid what it eventually was forced to do after that support was withdrawn: ensure its own security 
by apologetically reacknowledging China’s superior status, symbolically demonstrated by the visit of Viet-
nam’s top leader to China to conclude the normalization process. The historical precedents may not have 
been obvious to Western observers, but they certainly were to both participants.“ Stuart-Fox (2004): S. 130 
f. Ang Cheng Guan vergleicht die Zeit seit Beginn der Normalisierung 1991 mit der kolonialen Phase von 
1850 bis 1949: „During that period, both countries were weak and had to come to terms with the intrusion 
of the West. Although unlike Vietnam, China was never actually colonised, both countries shared a sense of 
common fate and weakness.“ Ang Cheng Guan, Vietnam – China Relations Since The End Of The Cold 
War, IDSS Working Paper Series, Nr. 1, Singapur, November 1998, S. 20 f. 
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king nutzte die Gelegenheit allerdings auch dazu, Grenzen der Annäherung zu verdeutlichen. 

Vorschläge Vietnams, die Beziehungen zu einer militärischen Allianz auszubauen, wurden 

zurückgewiesen.971 

  Nach diesem Ereignis kam es zu einer Reihe symbolträchtiger Besuche, die sich in den 

folgenden Jahren verdichteten. Im November/Dezember 1992 reiste Li Peng als erster chine-

sischer Ministerpräsident seit der Visite Zhou Enlais 1971 nach Hanoi. Im November 1993 

besuchte wiederum Le Duc Anh als erster vietnamesischer Staatspräsident seit 1955 China. 

Der Meinungsaustausch auf höchster Ebene ist selbst in kurzen Abständen zur Selbstverständ-

lichkeit geworden: Dem Besuch von Präsident Tran Duc Luong in China im Juli 2005 folgte 

die Gegenvisite von Hu Jintao in Vietnam bereits im Oktober/November 2005. Die Verbesse-

rung der gemeinsamen Beziehungen umfaßt auch die Parteiebene. Dazu gehören jährliche 

Treffen der Parteiführer ebenso wie Einladungen zu wichtigen Parteiveranstaltungen. Im    

April 2001 nahm z.B. Hu Jintao am 9. Kongreß der KPV teil, auf dem Le Kha Phieu durch 

Nong Duc Manh als neuer Generalsekretär der Partei ersetzt wurde. Nachdem dieser im April 

2006 in seinem Amt bestätigt worden war, unternahm er im folgenden August seine erste 

Auslandsreise nach China. Bereits im November 2006 weilte Hu Jintao erneut im Nachbar-

land. Und im Mai 2007 stattete der neue vietnamesische Präsident, Nguyen Minh Triet, China 

einen Staatsbesuch ab. 

  Hinzu kommt, daß auch die Streitkräfte ihre Beziehungen ausgebaut haben. Im „Joint Sta-

tement“ vom 25. Dezember 2000 waren „multi-level military exchanges in various fields“972 

vereinbart worden. Die Verteidigungsminister führen regelmäßig Gespräche. Die Komman-

deure der angrenzenden chinesischen und vietnamesischen Militärregionen halten ebenfalls 

jährlich Treffen ab. 2001 war es zum ersten Besuch eines chinesischen Kriegsschiffes in ei-

nem vietnamesischen Hafen gekommen. Die Seestreitkräfte beider Staaten führen zudem ge-

meinsame Rettungsübungen durch.973 Im Oktober 2005 vereinbarten die Verteidigungsmini-

ster Cao Gangchuan und Pham Van Tra, gemeinsame Patrouillen im Golf von Tonkin abzu-

halten.974 Sie fanden erstmals im April 2006 statt.975 

  Auch die ökonomischen Beziehungen profitierten von dieser Entwicklung. Von 1999 bis 

2005 stieg das Handelsvolumen von 1,318 Mrd. US-Dollar auf 8,188 Mrd. US-Dollar an, 

                                                 
971  Vgl. Carlyle A. Thayer, Sino-Vietnamese Relations. The Interplay of Ideology and National Interest, in: 

Asian Survey, Nr. 6, Juni 1994, S. 523. 
972  Xinhua News Agency, China, Vietnam sign joint statement for future cooperation, 25. Dezember 2000 (on-

line). 
973  Vgl. Shambaugh (2004/2005): S. 81. 
974  Dieser Schritt war bereits im Joint Statement Chinas und Vietnams vom Juli 2005 angekündigt worden. 

Vgl. Thai Press Reports, Vietnam, China issue Joint Statement, 25. Juli 2005 (online). 
975  Vgl. Robert Sutter, China-Hao Huang, China-Southeast Asia Relations: Military Diplomacy and China’s 

Soft Power, in: Comparative Connections, Nr. 2, Juli 2006, S. 83. 
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womit es sich mehr als versechsfachte. Das Reich der Mitte hatte dabei durchweg einen Han-

delsüberschuß aufzuweisen. Nur die USA und Japan nahmen 2005 mehr vietnamesische Pro-

dukte auf als China, in das 8,99 % der Gesamtausfuhr des ehemaligen Kriegsgegners (Um-

fang sämtlicher Exporte: 32,442 Mrd. US-Dollar) gingen. Bei den Lieferländern Vietnams 

liegt China vor Singapur, Taiwan und Japan, die in etwa gleich stark sind, an erster Stelle. Die 

Importe aus dem Reich der Mitte hatten 2005 einen Anteil von 15,63 % der Einfuhr Vietnams 

(Umfang sämtlicher Importe: 36,978 Mrd. US-Dollar). Peking ist für Hanoi damit der wich-

tigste Handelspartner.976  Der Anteil der chinesischen Exporte nach Vietnam an der Gesamt-

ausfuhr des Reiches der Mitte (762,337 Mrd. US-Dollar) lag 2005 hingegen lediglich bei 0,74 

%, jener der Importe (660,218 Mrd. US-Dollar) bei 0,39 %.977 Etwas günstiger würde die Bi-

lanz unter Hinzunahme des Hongkong-Faktors aussehen: Das Handelsvolumen lag dann 2005 

bei 9,972 Mrd. US-Dollar, und China konnte einen Handelsüberschuß von 3,878 Mrd. US-

Dollar erzielen. 
 

 

Tabelle 12:  Handel Chinas und Hongkongs mit Vietnam 1997 – 2005 (in Mrd. US-Dollar) 

 
 China – Vietnam Hongkong – Vietnam 

 Volumen Exporte Importe Balance Volumen Exporte Importe Balance 

2005 8,188 5,639 2,549 3,09 1,784 1,286 0,498 0,788 

2004 6,743 4,261 2,482 1,779 1,673 1,223 0,450 0,773 

2003 4,635 3,179 1,456 1,723 1,326 0,979 0,347 0,632 

2002 3,265 2,150 1,115 1,035 1,028 0,769 0,259 0,51 

2001 2,815 1,805 1,010 0,795 0,801 0,539 0,262 0,277 

2000 2,466 1,537 0,929 0,608 0,784 0,545 0,239 0,306 

1999 1,318 0,964 0,354 0,61 0,651 0,452 0,199 0,253 

1998 1,241 1,024 0,217 0,807 0,743 0,510 0,233 0,277 

1997 1,436 1,079 0,357 0,722 0,9 0,635 0,265 0,37 

 
International Monetary Fund, Direction of Trade Statistics. Yearbook 2006, Washington D.C. 2006, S. 134, 138. International Monetary 
Fund, Direction of Trade Statistics. Yearbook 2004, Washington D.C. 2004, S. 132, 136.  
 

 

                                                 
976  Vgl. International Monetary Fund (IMF) (2006): S. 523 – 525. Die prozentualen Berechnungen ergeben 

sich nicht aus den Tabellenwerten, sondern aus den IMF-Daten zu Vietnam. Die Tabelle gibt Handelsströ-
me aus der Sicht Chinas und Hongkongs wieder. Der IMF verwendet bei der Bilanzierung des wirtschaftli-
chen Austauschs zweier Staaten in den jeweiligen nationalen Statistiken z.T. erheblich voneinander abwei-
chende Daten. 

977  Vgl. ebd., S. 133 – 136. 
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China unterstützt Vietnam zudem über die Gewährung von Entwicklungshilfe. Im Juli 2000 

kündigte Hanoi an, 300 Mio. US-Dollar zu erhalten.978 Nong Duc Manh wurde während sei-

nes Besuches in Peking im April 2003 von Hu Jintao der Erlaß von 50 Mio. US-Dollar Schul-

den in Aussicht gestellt.979 Als der chinesische Präsident im Herbst 2005 in Vietnam weilte, 

wurde dem Nachbarn ein weiterer Kredit mit einem Volumen von 1 Mrd. US-Dollar gewährt, 

der u.a. dafür vorgesehen ist, beide Staaten durch einen Ausbau der Verkehrverbindungen en-

ger aneinander zu binden.980 China hat zudem den Beitritt Vietnams zur WTO, der im Januar 

2007 vollzogen wurde, unterstützt. Das Interesse des Reiches der Mitte an seinem südlichen 

Nachbarn wird an einem weiteren Punkt deutlich: Nach Angaben aus Hanoi sollen im Früh-

jahr 2007 chinesische Firmen an ca. 400 Investitionsprojekten in Vietnam mit einem Volu-

men von 1 Mrd. US-Dollar beteiligt gewesen sein.981 

  Zu einem möglichen Konflikt könnte sich hingegen ein geplantes Geschäft mit Rußland 

ausweiten. Vietnam hat im Mai 2006 beschlossen, seine Energieversorgung durch den Bau 

von Atomkraftwerken zu ergänzen. Der erste Reaktor, der von der russischen Firma Atom-

stroiexport gebaut werden soll, könnte bereits 2017 ans Netz gehen. Beobachter vermuten, 

daß Vietnam neben der zivilen auch eine militärische Nutzung anstreben könnte, um seine 

Abschreckungsfähigkeiten gegenüber China zu verbessern.982 Im gegenwärtigen Entwick-

lungsstadium sind derartige Berichte allerdings pure Spekulation. Fest steht hingegen, daß 

Vietnam im Falle einer Umsetzung des Vorhabens das erste Land Südostasiens wäre, das über 

ein Atomkraftwerk verfügt. 

  Zu weiteren greifbaren Ergebnissen der Normalisierung gehören zwei historische Grenz-

abkommen.983 Am 30. Dezember 1999 unterzeichneten China und Vietnam einen Vertrag zur 

Demarkierung der Landgrenze, der seit dem 9. Juli 2000 in Kraft ist. Gleichwohl verzögert 

sich seine Implementierung insofern, als die genaue Grenzziehung nur langsam vorankommt. 

Ende 2004 waren nur 207 der vorgesehenen 1.373 Grenzmarkierungen gelegt.984 Am 25. De-

zember 2000 einigten sich beide Seiten zusätzlich auf einen Vertrag zur Demarkierung der 

                                                 
978  Vgl. Carlyle A. Thayer, China-ASEAN Relations: China’s “New Security Concept” and ASEAN, in: Com-

parative Connections, Nr. 3, Oktober 2000, S. 72. 
979  Vgl. Lyall Breckon, China and Southeast Asia Relations: SARS and a New Security Initiative from China, 

in: Comparative Connections, Nr. 2, Juli 2003, S. 77. 
980  Vgl. Amy Kazmin, Richard McGregor, Beijing agrees to lend Vietnam Dollars 1bn, in: Financial Times, 2. 

November 2005 (online). 
981  Vgl. Robert Sutter, Chin-Hao Huang, China-Southeast Asia Relations: Cebu Meetings, UN Veto on Myan-

mar, in: Comparative Connections, Nr. 1, April 2007, S. 82. 
982  Vgl. Abdullah Al Madani, Vietnam is going nuclear, in: Gulf News, 19. Juni 2006 (online). 
983  Vgl. dazu und zum chinesisch-vietnamesischen Konflikt um Inselgruppen in der Südchinesischen See Tøn-

nesson (2003): S. 59 – 65. Ramses Amer, Assessing Sino-Vietnamese Relations through the Management 
of Contentious Issues, in: Contemporary Southeast Asia, Nr. 2/2004, S. 328 – 335. 

984  Vgl. Vietnam News Brief, Politics & Law: Vietnam, China pitch 134 posts along borderline, 29. Dezember 
2004 (online). 
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Seegrenze im Golf von Tonkin, der seit dem 30. Juni 2004 in Kraft ist. Bis 2008 sollen sämt-

liche Grenzfragen bereinigt sein. Der Streit um die Paracel- und Spratly-Inseln in der Südchi-

nesischen See konnte gleichwohl nicht beigelegt werden. In den 90er Jahren hatten beide Sei-

ten in dieser Frage „über Bande“ gespielt, indem sie in den umstrittenen Gebieten Ölbohrkon-

zessionen an amerikanische Firmen vergaben. Peking wie auch Hanoi wollten auf diese Wei-

se ihre territorialen Ansprüche festigen und eigene Interessen mit denen der amerikanischen 

Wirtschaft – und damit dem Weißen Haus – verbinden.985 China scheint dabei vor allem zu 

testen, wie weit es mit seiner Strategie des talk and take gehen kann. Gleichwohl war der Sta-

tus quo in dieser Frage 2007 insgesamt stabil. Dies liegt u.a. daran, wie Ramses Amer beob-

achtet hat, daß sich China und Vietnam auf einen informellen – damit allerdings auch unver-

bindlichen – Konfliktlösungsmechanismus geeinigt haben: „Although the two countries have 

not agreed on a formal scheme for a ‘code of conduct’, it is evident that fundamental princi-

ples that are essential parts of such a scheme had been agreed upon and are being imple-

mented by China and Vietnam.“986 Peking und Hanoi hatten in den vergangenen Jahren mehr-

fach betont, zur Lösung des Konflikts keine Gewalt anwenden zu wollen. Entsprechende Ver-

lautbarungen waren u.a. während der Besuche Le Kha Phieus im Februar 1999 und Nong Duc 

Manhs im November/Dezember 2001 in China zu vernehmen. Stabilisierend wirkte sich zu-

dem ein Abkommen aus, das die China National Offshore Oil Corporation (CNOOC) mit der 

Vietnam Oil and Gas Corporation (Petrovietnam) im Oktober 2005 unterzeichnete.987 Es sieht 

vor, daß beide Parteien gemeinsam im Golf von Tonkin Bestandsschätzungen für Erdöl- und 

Erdgasvorkommen durchführen. Im November 2006 kam es zum Abschluß einer ähnlichen 

Übereinkunft.988 Bereits im März 2005 hatten Unternehmen Chinas, Vietnams und der Philip-

pinen eine Vereinbarung unterzeichnet, um für einen Zeitraum von drei Jahren seismische 

Studien zur Erfassung von Erdöl- und Erdgasvorkommen in der Südchinesischen See durch-

zuführen.989   

  Eine Bewertung des gegenwärtigen Standes der chinesisch-vietnamesischen Beziehungen 

fällt zwiespältig aus. Zunächst ist festzustellen, daß Peking aus einer ganzen Reihe von Grün-

den nicht in der Lage sein dürfte, Hanoi zu einer Politik des bandwagoning zu überzeugen. 

Beide Staaten haben ihre Beziehungen nicht soweit normalisieren können, daß sie die Form 

                                                 
985  Vgl. Sarah Jackson-Han, US companies caught in dispute between China, Vietnam, in: Agence France 

Presse, 18. April 1996 (online). 
986   Amer (2004): S. 335. 
987  Vgl. Asia Pulse, Hu Jintao calls for closer links between between China and Vietnam, 2. November 2005 

(online). 
988  Vgl. International Oil Daily, China, Vietnam Speed Exploration, 27. November 2006 (online). 
989  Vgl. Kyodo News Service / Japan Economic Newswire, Philippines, China, Vietnam to explore S. China 

Sea areas, 14. März 2005 (online). 
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einer ausgeglichenen Partnerschaft angenommen haben. Der Streit um die Paracel- und die 

Spratly-Inseln konnte bis heute nicht gelöst werden. Zwar hat Peking bislang eine Konflikt-

eskalation vermieden, denn diese „would clearly harm China’s economic and political inter-

ests and would eventually result in the ASEAN countries forming a united front against 

China.“990 Sollte sich das Reich der Mitte eines Tages militärisch stark genug fühlen, könnte 

sich diese Haltung allerdings auch wieder ändern, zumal zwischen beiden Seiten weiterhin 

tiefes Mißtrauen herrscht.991 Vietnam dürfte u.a. aus diesem Grunde im Juli 1995 der ASEAN 

beigetreten sein. Damit hatte es sich zumindest theoretisch die Option erarbeitet, von seinen 

südostasiatischen Nachbarn Unterstützung zu erhalten. Die USA verfügen genau an diesem 

Punkt über die größte Hebelkraft, um mehr Einfluß auf Vietnam auszuüben.992 Sollte der 

Druck Pekings auf Hanoi zu groß werden, könnte sich Washington als willkommenes Gegen-

gewicht erweisen.993  

  Die chinesische Diplomatie hat diese Situation jedoch längst in ihrer Vietnam-Strategie 

aufgearbeitet: Die Lösung der Territorialstreitigkeiten an der Landgrenze und im Golf von 

Tonkin sowie die pragmatische, eine endgültige Regelung aufschiebende Haltung in der Para-

cel-/Spratlyfrage sollen dazu dienen, Bedrohungsängste Hanois abzubauen, damit diese von 

Washington nicht instrumentalisiert werden können. Auch wenn dabei zwischen den südost-

asiatischen „Erbfeinden“ China und Vietnam keine nachhaltige und tiefgehende Aussöhnung 

                                                 
990   Gerhard Will, China and Vietnam. Chances and Limitations of Bilateral Cooperation, Berichte des Bundes-

instituts für ostwissenschaftliche und internationale Studien, Nr. 24, Köln, 6. April 1998, S. 17. 
991   Zur Festigung des Mißtrauens auf vietnamesischer Seite trägt u.a. bei, daß Peking wie z.B. im November 

2004 Ölbohrungen in einem Gebiet im Golf von Tonkin vorgenommen hat, das Hanoi als eigenes Hoheits-
gebiet betrachtet. Vgl. Czech Republic Business Bulletin, China refused Vietnam’s protest against drills in 
Ton-kin Bay on, 22. November 2004 (online). Vietnam wiederum erregte den Unmut Chinas, als es 2004 
einen Flugplatz auf einer seiner Inseln im Spratly-Archipel errichtete. Auch protestierte Peking, als Hanoi 
im März jenen Jahres ankündigte, Touristen militärische Anlagen Vietnams in den Spratlys besuchen zu 
lassen. Vgl. Xinhua News Agency, China spokesman dubs Vietnam’s Spratly Airport „illegal and invalid“, 
18. Mai 2004 (online). Kyodo News Service / Japan Economic Newswire, China protests Vietnam’s Spratly 
tourism plans, 25. März 2004 (online). Andrew Tan schlußfolgert daher zum Inselstreit zwischen China und 
Vietnam in der Südchinesische See: „There’s no reason to believe it could not lead to tensions in the fu-
ture.“ Zit. n. Peter Harmsen, China and Vietnam still split by gulf of suspicion 25 years after war, in: 
Agence France Presse, 17. Februar 2004 (online). 

992   Nach Auffassung von Evelyn Goh ist China für Vietnam weiterhin die größte strategische Herausforderung. 
Hanoi sehe in Peking u.a. deshalb eine Bedrohung, weil „the Vietnamese strongly believe that China is a 
revisionist and expansionist state.“ Goh (2005a): S. 20. 

993  So auch Richard Sokolsky, Angel Rabasa und C.R. Neu: Militärische Aktivitäten Chinas in der Südchine-
sischen See „could revive Vietnam’s fear of China and lead to a more hostile and confrontational posture, 
including over the long term a desire for closer military relations with the United States.“ So-
kolsky/Rabasa/Neu (2000): S. 41. Interessanterweise startet Samuel P. Huntington ein im Jahr 2010 einset-
zendes Gedankenspiel über einen möglichen realen „Clash of Civilizations“ mit einem Konflikt zwischen 
Peking und Hanoi. Anlaß ist die hypothetische Ankündigung Chinas, die Südchinesische See vollständig 
kontrollieren zu wollen. Darauf komme es zu Gefechten zwischen den Seestreitkräften beider Länder und 
der Eroberung Vietnams durch die PLA. Washington kündige an, diesen Zustand nicht akzeptieren zu wol-
len, was in der Folgezeit zu einer direkten militärischen Konfrontation zwischen China und den USA führe. 
Vgl. Samuel P. Huntington, Der Kampf der Kulturen. Die Neugestaltung der Weltpolitik im 21. Jahrhun-
dert, München – Wien 1996, S. 514 – 524. 
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gelungen ist, wie dies die ehemaligen europäischen „Erbfeinde“ Frankreich und Deutschland 

für sich in Anspruch nehmen können, ist doch festzuhalten, daß die Beziehungen zwischen 

Peking und Hanoi vor dem Hintergrund einer äußerst belasteten Geschichte selten besser wa-

ren als heute. China kam dabei zugute, daß es in den 90er Jahren von dem Umstand profitie-

ren konnte, daß die USA weitaus mehr Zeit benötigten, sich mit Vietnam auszusöhnen.994 Da 

es dem Reich der Mitte gelungen war, die Klärung sensibler Themen wie vor allem die ge-

nannten Territorialfragen nicht zur Voraussetzung der Annäherung zu machen, konnte es sel-

bige beschleunigen. Dem lag ein klares geopolitisches Motiv zugrunde: Vietnam hatte in den 

vergangenen Jahrzehnten infolge innenpolitischer Schwächen und außenpolitischer Bündnisse 

immer wieder dafür gesorgt, daß sich externe Großmächte (Frankreich, Japan, USA, Sowjet-

union) an der Südflanke des Reiches der Mitte festsetzen konnten. Robert S. Ross formuliert 

dazu treffend: „Although in itself Vietnam cannot pose a threat to Chinese security, in alli-

ance with an outside power it becomes a significant challenger.“995 Dies zu verhindern, ist ei-

nes der zentralen Sicherheitsinteressen Chinas in Südostasien.996 Ausgeglichene Beziehungen 

zu Vietnam dienen daher in der Gegenwart immer auch dem Zweck, eine Rückkehr der USA 

nach Cam Ranh Bay zu verhindern. Angeblich konnte Jiang Zemin während eines Staatsbe-

suches im Nachbarland im Februar/März 2002 Nong Duc Manh die Zusage abringen, den 

amerikanischen Streitkräften keinen Zugang zu ihrer einstigen Militärbasis zu gewähren.997 

China wiederum hat erklärt, selbst kein Interesse an einer Nutzung von Cam Ranh Bay zu ha-

ben.998 Darüber hinaus versucht Peking, durch eine Annäherung an Hanoi dessen traditionel-

les Vormachtstreben in Indochina abzumildern und durch gute Beziehungen zum „Erbfeind“ 

allen übrigen Akteuren Südostasiens zu signalisieren, daß von China keine Gefahr ausgeht. 

Daraus ergibt sich für die amerikanische Sicherheitspolitik die Herausforderung, daß Vietnam 

nicht ohne weiteres zu einem zusätzlichen Eckstein einer gegen das Reich der Mitte gerichte-

                                                 
994  „The slow pace of US-Vietnamese reconciliation reassured China against its worst fear: military coopera-

tion between Vietnam and the USA.“ Tønnesson (2003): S. 58. 
995  Robert S. Ross, China and the Cambodian Peace Process. The Value of Coercive Diplomacy, in: Asian Sur-

vey, Nr. 12, Dezember 1991, S. 1171. 
996  Dies sei, so Robert S. Ross, ein konstantes Interesse Pekings seit Gründung der Volksrepublik China: 

„Since 1949 China has adamantly opposed the establishment of dominant influence by any great power in 
any one Indochina country and it has possessed both the will and the capacity to destabilize the region and 
inflict great cost upon the great powers as well as on the local powers for challenging Chinese interests.“ 
Ross (1991): S. 1185. 

997  Vgl. Lyall Breckon, China-Southeast Asia Relations: Courtship and Competition, in: Comparative Connec-
tions, Nr. 1, April 2002, S. 66. Do Muoi hatte bereits im Oktober 1995 als Generalsekretär der Kommunisti-
schen Partei Vietnams (KPV) erklärt, daß ausländischen Seestreitkräften die Nutzung von Cam Ranh Bay 
nicht erlaubt werde. Vgl. Fuminori Murata, Muoi does not see China buildup as threat to region. Vietnam 
Leader Says Foreign Naval Fleets Won’t Be Allowed To Use Cam Ranh Bay, in: Nihon Keizai Shimbun / 
The Nikkei Weekly, 30. Oktober 1995 (online). 

998  Vgl. Agence France Presse, China not interested in leasing Vietnam’s Cam Ranh base: defense minister, 15. 
Mai 2002 (online). 
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ten Einkreisungsstrategie zu machen ist, solange es die größten Vorteile in einer Politik der 

Äquidistanz gegenüber den USA und China sieht.999 

 

b)  Kambodscha 

Sowohl die geographischen als auch die historischen Ausgangsbedingungen lassen die An-

nahme zu, daß die chinesisch-kambodschanischen Beziehungen grundsätzlich stabil sein soll-

ten. Beide Länder haben keine gemeinsame Grenze und müssen daher keine Territorialfragen 

klären. Kambodscha war zudem keine Provinz Chinas, sondern kann mit dem seit 802 existie-

renden Khmerreich von Angkor auf eine ruhmreiche Geschichte zurückblicken, in der es im 

12. und frühen 13. Jahrhundert zur zentralen Macht Indochinas aufgestiegen war. 1431 war es 

vom siamesischen Königreich von Ayutthaya zerstört worden, das bereits 1352 einen Erobe-

rungsfeldzug gewagt hatte. Die größte Gefahr ging in der Vergangenheit daher nicht von Pe-

king, sondern von den Nachbarvölkern der Khmer aus. Vom 17. bis zum 19. Jahrhundert 

drohte Kambodscha, der Konkurrenz des heutigen Thailands und des heutigen Vietnams zum 

Opfer zu fallen. Diese Situation führte schließlich zu einem Hilfegesuch des Königshauses an 

Frankreich, woraufhin beide Seiten 1863 einen Protektoratsvertrag schlossen. 1887 wurde das 

Land der Khmer der Union Französisch-Indochina zugeordnet. Nachdem die Vorherrschaft 

der europäischen Kolonialmacht kurze Zeit durch japanische Truppen unterbrochen worden 

war, nahm Paris das Land erneut in Besitz. Erst 1954 wurde Kambodscha auf der Genfer In-

dochinakonferenz die volle Unabhängigkeit zugesprochen.1000  

  Die Interessen Pekings gegenüber dem Land der Khmer können von den grundsätzlichen 

Interessen Chinas gegenüber seiner südlichen Peripherie abgeleitet werden.1001 Dazu gehört, 

erstens, einer Entwicklung vorzubeugen, in der eine externe Großmacht dominierenden Ein-

fluß in Indochina gewinnt. Zweitens soll verhindert werden, daß einer der Akteure des fest-

ländischen Südostasiens so stark wird, daß er von seinen unmittelbaren Nachbarn als führende 

Macht der Subregion Anerkennung findet. Die chinesische Kambodscha-Politik ist demnach 

                                                 
999  „Vietnam does not want to take sides or to ally with one against another. This strategy is not in the Viet-

namese interest.“ Le Linh Lan, Vietnam, in: Evelyn Goh (Hrsg.), Betwixt and Between. Southeast Asian 
Strategic Relations with the U.S. and China, IDSS Monograph Nr. 7, Singapur 2005b, S. 81. Denny Roy 
geht hingegen davon aus, daß Vietnam die USA als Gegengewicht zu China betrachte, Hanoi gegenüber 
Peking folglich balancing betreibe. Vgl. Roy (2005): S. 315. Evelyn Goh weist zwar darauf hin, daß die 
USA für Vietnam der wahrscheinlichste Kandidat seien, sollte dieses sich dazu entscheiden, gegenüber 
China balancing zu betreiben. Derzeit nehme Hanoi aber deutlich Rücksicht auf die Interessen Pekings. 
„Yet if Sino-Vietnamese relations remain stable, this will exercise a powerful constraint on the tendency 
toward the external balancing option.“ Goh (2005a): S. 29. Vgl. zu den strategischen Interessen Vietnams 
auch Peter Van Ness, Alternative U.S. Strategies with respect to China and the Implications for Vietnam, 
in: Contemporary Southeast Asia, Nr. 2, August 1998, S. 165. 

1000   Vgl. zur Geschichte Kambodschas David P. Chandler, A History of Cambodia, Boulder – San Francisco – 
Oxford 1992. 

1001  Vgl. Nayan Chanda, China and Cambodia: In the Mirror of History, in: Asia-Pacific Review, Nr. 2, No-
vember 2002, S. 2 f. 
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aus Pekinger Sicht dann erfolgreich, wenn der Einfluß Washingtons auf Phnom Penh begrenzt 

wird und weder Bangkok noch Hanoi zum wichtigsten außenpolitischen Partner der Regie-

rung Hun Sen werden.1002 In der Praxis bedeutete dies, daß China stets versucht hat, sich mit 

dem stärksten Machtfaktor oder aber mit jener Fraktion innerhalb Kambodschas zu verbün-

den, die sich der Einflußausdehnung einer externen Großmacht entgegenstellte. Als Peking 

und Phnom Penh im Juli 1958 diplomatische Beziehungen aufnahmen, galt die Aufmerksam-

keit der kommunistischen Führung zunächst Norodom Sihanouk, der 1955 in Bandung mit 

Zhou Enlai Freundschaft geschlossen hatte.1003 Darauf aufbauend entwickelten die KPCh und 

das kambodschanische Königshaus enge Beziehungen. 1970 hatte China Sihanouk z.B. Exil 

angeboten, nachdem dieser von General Lon Nol, einem Protegé der USA, gestürzt worden 

war. Als die Truppen Pol Pots im April 1975 den Bürgerkrieg zu ihren Gunsten entscheiden 

konnten und im Januar 1976 das „Demokratische Kampuchea“ ausriefen, war Sihanouk nach 

Phnom Penh zurückgekehrt und dort von den neuen Machthabern unter Hausarrest gestellt 

worden. Angeblich war es Zhou Enlai, der verhinderte, daß die Roten Khmer den einstigen 

König ermordeten, nachdem sie zahlreiche seiner Familienmitglieder hatten hinrichten las-

sen.1004 Der Einfluß des chinesischen Ministerpräsidenten in dieser Frage rührte daher, daß 

Peking die Roten Khmer im aktiven Kampf gegen das Regime Lon Nol militärisch unterstützt 

hatte. Das Reich der Mitte war in den folgenden Jahren zur zentralen Stütze Pol Pots gewor-

den. Dies zeigte sich nicht nur am herzlichen Empfang des Führers der Roten Khmer in Pe-

king im Oktober 1977. China war auch der wichtigste Waffenlieferant des damaligen Kam-

bodschas.1005 

  Die Positionierung Pekings gegenüber Phnom Penh war in jener Zeit weniger Resultat     

ideologischer Sympathie mit den Zielen der Roten Khmer als vielmehr das Ergebnis geostra-

tegischer Überlegungen. Der Einfluß Chinas auf Vietnam hatte damals stark abgenommen, 

und als dieses sich immer mehr an die Sowjetunion anlehnte, wollte das Reich der Mitte ver-

hindern, daß Kambodscha in die Einflußsphäre Hanois und damit Moskaus geriet. China hielt 

Pol Pot auch die Treue, nachdem dessen Herrschaft von vietnamesischen Streitkräften, die im 

Dezember 1978 auf breiter Front im Nachbarland intervenierten, beendet worden war. Peking 

unterstützte fortan – wie in der Zeit vor April 1975 – den Kampf der Roten Khmer, die vom 

                                                 
1002  „As at the Geneva conference (of 1954), the Chinese policy in Cambodia is to keep Cambodia independent 

of Vietnam, building its own influence and preempting that of the US.“ Ebd., S. 6. 
1003  Vgl. ebd., S. 1 f. 
1004  Vgl. Oskar Weggel, Le roi a abdiqué, vive le roi! Der Thronwechsel in Kambodscha, in: Südostasien aktu-

ell, Nr. 1/2005, S. 9. 
1005  Vgl. Möller (1998): S. 166. 
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Status regulärer Truppen auf die Stufe von Partisanen zurückgefallen waren.1006 Dazu gehörte 

auch die „Strafexpedition“ Chinas gegen Vietnam im Frühjahr 1979, die zumindest vorüber-

gehend dazu geführt hatte, daß Hanoi seine Truppen an zwei Kriegsschauplätzen gleichzeitig 

einsetzen mußte. Den Truppen Pol Pots gelang es jedoch nicht, die von Vietnam eingesetzte 

neue Regierung unter Führung Heng Samrins, der von 1979 bis 1991 Staatspräsident der 

„Volksrepublik Kampuchea“ war, entscheidend zu schwächen. Gleichwohl sorgten der Wi-

derstandskampf der Roten Khmer und die faktische Situation eines Stellvertreterkrieges – 

China auf der Seite Pol Pots, die Sowjetunion auf der Seite des vietnamesischen Besatzungs-

regimes – dafür, daß Kambodscha nicht zur Ruhe kam.1007 

  Eine Wende im Bürgerkrieg zeichnete sich erst infolge einer Verständigung auf der 

Großmachtebene ab. Die Sowjetunion hatte Ende der 80er Jahre ihre Hilfsleistungen für Viet-

nam reduziert, sich aus Afghanistan zurückgezogen und auf dieser Basis eine Annäherung an 

China vollzogen. Nachdem Vietnam 1989 seine Truppenpräsenz in Kambodscha beendet hat-

te, war für China das Motiv entfallen, die Roten Khmer weiter zu unterstützen. So konnte der 

Bürgerkrieg am 23. Oktober 1991 durch das Abkommen von Paris beendet werden.1008 Dabei 

zeigten sich die Konsequenzen der chinesischen Kambodscha-Politik der vergangenen Jahre: 

Peking war zwar zum Förderer Pol Pots geworden, hatte auf diesen aber ganz offensichtlich 

keinen kontrollierenden Einfluß gewinnen können.1009 Die Roten Khmer blieben im Unter-

grund und bekämpften die neue Ordnung, die von 1992 bis 1993 in Händen der UNTAC lag. 

Die Mission verfügte über 22.000 Mitarbeiter, zu denen auch China 47 militärische Beobach-

ter und 400 Pioniere abgestellt hatte.1010 Die Roten Khmer leisteten noch mehrere Jahre Wi-

derstand, scheiterten aber schließlich wegen mangelnder Unterstützung von außen. Nach dem 

Tod Pol Pots im April 1998 ergaben sich die letzten Guerilleros. Zur Stabilisierung Kambo-

dschas trug auch die erneute Thronbesteigung von König Sihanouk im September 1993 bei 

(er dankte erst im Oktober 2004 zugunsten seines Sohnes Sihamoni ab, nachdem er bereits 

von 1941 bis 1955 König war). Der Staat führt seitdem offiziell die Bezeichnung „Königreich 

Kambodscha“. Für China hatte die damalige Situation Vor- und Nachteile: Auf der Habensei-

te stand, daß der vietnamesische Einfluß in Kambodscha reduziert werden konnte und die 

                                                 
1006  China soll allein in den ersten beiden Jahren nach dem Einmarsch Vietnams in Kambodscha dazu beigetra-

gen haben, die Truppenstärke Pol Pots von 20.000 auf 40.000 Guerilleros auszubauen. Vgl. Keith Richburg, 
Back to Vietnam, in: Foreign Affairs, Nr. 4, Herbst 1991, S. 115. 

1007  Vgl. Jeffrey Paul Millard, Chinese involvement in Cambodia, 1978 – 1991, Ann Arbor 1993. 
1008  Jeffrey Paul Millard urteilt dazu: „By October 1991, China had achieved its main foreign policy objectives 

in Southeast Asia.“ Ebd., S. 41. 
1009  Vgl. ebd., S. 42 f. Peking hatte des weiteren nicht verhindern können, daß die Roten Khmer auch gegen die 

chinesische Minderheit in Kambodscha mit Gewalt vorgingen. Ihr Bevölkerungsanteil sank von 430.000 in 
1975 auf 215.000 in 1979. Vgl. Südostasien aktuell, Nr. 3/2001, S. 281. 

1010  Vgl. The Xinhua General Overseas News Service, China to send military observers to Cambodia, 16. April 
1992 (online). 
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Sowjetunion begonnen hatte, sich aus Indochina zurückzuziehen. Zudem war mit Sihanouk 

ein Freund Pekings Staatspräsident des Königreichs geworden. Konsequenterweise nahmen 

Peking und Phnom Penh 1993 auch ihre 1979 unterbrochenen diplomatischen Beziehungen 

wieder auf. Gleichzeitig blieb allerdings mit Hun Sen, der von 1979 bis 1986 Außenminister 

und seit 1985 auch Ministerpräsident seines Landes war, der „Statthalter“ Hanois an der 

Macht.  

  An dieser Konstellation hat sich grundsätzlich bis in die jüngste Gegenwart nichts geän-

dert. Nach den Wahlen vom Mai 1993 war Hun Sen zunächst zweiter Ministerpräsident und 

mußte sich dieses Amt mit dem damaligen ersten Ministerpräsidenten, dem Wahlsieger Prinz 

Norodom Ranariddh, teilen. Diese Situation änderte sich erst im Juli 1997. Hun Sen putschte 

gegen Ranariddh und vereinigte die Führung aller wesentlichen Amtsgeschäfte auf seine Par-

tei. Die Wahlen vom Juli 1998 und Juli 2003 führten schließlich zu einer Wiederannäherung 

der verfeindeten Seiten. Da der Cambodian People’s Party (CPP) Hun Sens die entscheiden-

den Stimmen zur Regierungsbildung im Parlament fehlten, eine Koalition mit der Sam Rainsy 

Party (SRP) aber aus ersichtlichen Gründen ausschied, blieb als Mehrheitsbeschaffer nur die 

National United Front for an Independent, Neutral, Peaceful, and Cooperative Cambodia 

(FUNCINPEC) Norodom Ranariddhs übrig. Diese ließ sich ihren Eintritt in die Regierung 

teuer bezahlen, indem sie ihrem Koalitionspartner weitaus mehr Ministerposten abtrotzte als 

ihr proportional gemäß Wahlergebnis zugestanden hätten. Seit Juli 2004 regieren CPP und 

FUNCINPEC unter Führung von Ministerpräsident Hun Sen gemeinsam.1011 Diese Konstella-

tion dürfte sich jedoch auf absehbare Zeit erneut ändern: Am 2. März 2006 ist es Hun Sen ge-

lungen, in der Nationalversammlung eine Verfassungsänderung durchzusetzen, mit der die bis 

dato erforderliche Zweidrittelmehrheit der Parlamentssitze zur Regierungsbildung beseitigt 

wurde. Einen Tag später gab Norodom Ranariddh zudem das Amt des Präsidenten der Natio-

nalversammlung auf. Zum Nachfolger wurde ein alter Verbündeter Hun Sens, Heng Samrin, 

ernannt.1012 

  Nach dem Friedensschluß von Paris waren es nun vor allem Entwicklungen auf der subre-

gionalen Ebene, die Peking neue Handlungsräume eröffneten. Nachdem es in den 90er Jahren 

zu einer Annäherung zwischen China und Vietnam gekommen war, überdachte Peking auch 

seine Beziehungen zu Kambodscha. Ergebnis sind gute Beziehungen nicht nur zur royalisti-

schen FUNCINPEC, sondern auch zur vietnamfreundlichen CPP.1013 Die engen Beziehungen 

                                                 
1011   Die kambodschanische Verfassung erfordert eine parlamentarische Zweidrittelmehrheit zur Regierungsbil-

dung. Hun Sen war auf einen Koalitionspartner angewiesen, da er nur über 73 von 123 Sitzen verfügte. Die 
FUNCINPEC erhielt 26, die SRP 24 Sitze. Vgl. Südostasien aktuell, Nr. 5/2004, S. 433 – 436. 

1012  Vgl. Südostasien aktuell, Nr. 3/2006, S. 81 – 84. 
1013  Vgl. Agence Kampuchea Presse, Cambodia’s Sirivut to lead party delegation to China, 12. Januar 2005 (on-

line). 
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zum Königshaus sind zwar aufrechterhalten worden. Peking gewährt z.B. weiterhin Sihanouk 

Gastfreundschaft, wenn dieser sich zu medizinischen Behandlungen im Reich der Mitte auf-

hält. Die chinesische Führung hat ihre Präferenzen in den vergangenen Jahren aber einer sich 

verändernden Lage angepaßt: Sihanouk wurde nur noch begrenzt zugetraut, die Geschicke 

Kambodschas maßgeblich zu steuern. Dies dürfte noch stärker für seinen Nachfolger, den po-

litisch völlig unerfahrenen König Norodom Sihamoni, gelten, der im August 2005 seinen er-

sten Staatsbesuch im Reich der Mitte absolvierte.1014 Daraus konnte China nur den Schluß 

ziehen, sich mit dem gegenwärtigen Ministerpräsidenten arrangieren zu müssen, um weiterhin 

Einfluß auf Kambodscha auszuüben – zumal Hun Sen, Jahrgang 1951, noch relativ jung ist 

und in den kommenden Jahren der mächtigste Politiker des Landes bleiben dürfte. Diese Vor-

gehensweise hat System: China hatte 1970 für kurze Zeit versucht, ein Arrangement mit Lon 

Nol zu treffen, der nach dem Sturz Sihanouks als neuer starker Mann Kambodschas galt. Als 

dieses Unterfangen mißlang, konzentrierte Peking seine Ressourcen auf die Roten Khmer.1015 

  Aus der Annäherung der Pekinger Führung an die einst als Gegner betrachtete CPP wurde 

relativ schnell eine 180-Grad-Wende chinesischer Kambodscha-Politik. Treibende Kraft die-

ser Entwicklung war und ist Hun Sen, dem Oskar Weggel attestiert, „immer mehr die Seiten 

zu wechseln und zum Mann Chinas zu werden“1016. Für diese Bewertung sprechen folgende 

Entwicklungen: Hun Sen hatte 1996 China besucht und dort ein Abkommen unterzeichnet, 

durch das CPP und KPCh offizielle Beziehungen aufnahmen.1017 Im November 1999 war zum 

ersten Mal seit 1993 eine Delegation der KPCh in Phnom Penh zu Gast. Besondere Bedeu-

tung kam dem Besuch von Jiang Zemin in Kambodscha im November 2000 zu – der erste ei-

nes chinesischen Staatspräsidenten seit 37 Jahren. Beide Seiten unterzeichneten bei dieser Ge-

legenheit ein „Joint Statement“, in dem sie u.a. vereinbarten, ihre militärische Zusammenar-

beit zu intensivieren.1018 Im Februar 2006 sagte Hun Sen zudem in Anwesenheit des neuen 

Pekinger Botschafters in Kambodscha, Zhang Jinfeng, daß ein mächtiges China der Region 

zusätzliche Chancen eröffne.1019 Im folgenden April bezeichnete er den großen Nachbarn als 

„most trustworthy friend“1020 seines Landes. 

                                                 
1014  Vgl. Südostasien aktuell, Nr. 6/2005, S. 56. Im Oktober 2005 reiste er erneut nach Peking, um an den Ge-

burtstagsfeiern zu Ehren seines Vaters Sihanouk, der 83 Jahre alt wurde, teilzunehmen. Vgl. Südostasien 
aktuell, Nr. 2/2006, S. 105 f. 

1015  Vgl. Chanda (2002): S. 3. 
1016  Südostasien aktuell, Nr. 4/2003, S. 355. So auch Kavi Chongkittavorn, Thailand: Cambodia-China Friend-

ship one of strongest links with ASEAN, in: The Nation, 21. Oktober 2002 (online). 
1017  Vgl. Muni (2002): S. 41. 
1018  Vgl. Cambodia-China Joint Statement, in: Kingdom of Cambodia/Ministry of Foreign Affairs and Interna-

tional Cooperation, Information Bulletin, 30. November 2000, S. 4 – 6. 
1019  Vgl. Sutter (April 2006): S. 82. 
1020  Zit. n. Sutter/Huang (Juli 2006): S. 77. 
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  Die gemeinsamen Beziehungen sind auch auf militärischer Ebene stetig ausgebaut wor-

den, wenngleich beide Seiten aufgrund der einstigen Unterstützung der Roten Khmer durch 

die Pekinger Führung Startschwierigkeiten zu überwinden hatten. Im Oktober 1999 hielt sich 

Ke Kim Yan, Oberbefehlshaber der kambodschanischen Streitkräfte, zu Gesprächen in Peking 

auf, um das Angebot seiner Gastgeber von 1,5 Mio. US-Dollar Militärhilfe zu diskutieren. 

Dies war der hochrangigste Besuch einer kambodschanischen Militärdelegation in China seit 

1993.1021 Im August 2000 kündigte Peking an, Phnom Penh Militärhilfen im Wert von 2,7 

Mio. US-Dollar gewähren zu wollen.1022 Während eines Besuches von Verteidigungsminister 

Chi Haotian in Kambodscha im Februar 2001 wurden weitere Mittelzuwendungen in Höhe 

von 3,5 Mio. US-Dollar für den Wiederaufbau des Preah Ket Mealea Militärhospitals und des 

Kampong Spoe Trainingszentrums zugesagt.1023 Im September 2002 wurden die Mittel um 

2,4 Mio. US-Dollar aufgestockt, die u.a. zur Ausbildung kambodschanischer Offiziere in Chi-

na verwendet werden sollten.1024 Anfang September 2005 erhielt Kambodscha von China 

sechs Patrouillenboote.1025 Welche Bedeutung die Militärhilfe Pekings für Phnom Penh hat, 

hob Ko-Verteidigungsminister Prinz Sisowath Sirirath hervor: China sei der wichtigste Finan-

zier der kambodschanischen Streitkräfte.1026 Chea Sar Ren, stellvertretender Kommandeur der 

Armee des Königreichs, äußerte sich während eines Gespräches mit Chi Haotian am 20. No-

vember 2001 dahingehend, daß die PLA den Streitkräften Kambodschas als Vorbild diene.1027 

Chi wiederum wies kambodschanische Kommandeure während eines Besuches in Peking am 

29. Oktober 2002 darauf hin, daß die von König Sihanouk begründeten Beziehungen zwi-

schen beiden Ländern als Modell für weitere Staaten dienen könnten.1028 Nayan Chanda sieht 

in dieser Politik eine lange Tradition: „Gifts, once sent by the Chinese emperors to the smaller 

‘barbarian’ tributary states, have been replaced by economic and military aid that is being re-

inforced by private investment, the dispatch of labor, and influence-building through support 

for the local ethnic Chinese community.“1029 

                                                 
1021  Vgl. Carlyle A. Thayer, China-ASEAN Relations: Consolidating Long-Term Regional Relations, in: Com-

parative Connections, Nr. 3, Januar 2000, S. 43. 
1022  Vgl. Agence France Presse, China pledges military aid to Cambodia, 30. August 2000 (online). 
1023  Vgl. Carlyle A. Thayer, China-ASEAN Relations: Regional Rivalries and Bilateral Irritants, in: Compara-

tive Connections, Nr. 1, April 2001, S. 59. 
1024  Vgl. Malaysia General News, China to increase funding for Cambodia’s military, 27. September 2002 

(online). 
1025  Vgl. Xinhua News Agency, China donates patrol vessels to Cambodia, 1. September 2005 (online). 
1026  Vgl. Malaysia General News, China to increase funding for Cambodia’s military, 27. September 2002 

(online). 
1027  Vgl. Lyall Breckon, China-Southeast Asia Relations: Gains for Beijing in an Otherwise Gloomy Quarter, 

in: Comparative Connections, Nr. 4, Januar 2002, S. 62. 
1028  Vgl. Lyall Breckon, China-Southeast Asia Relations: China Caps a Year of Gains, in: Comparative Connec-

tions, Nr. 4, Januar 2003, S. 73. 
1029  Chanda (2002): S. 2. 
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  Von 1997 bis 2005 stieg das Handelsvolumen von 121 Mio. US-Dollar auf 563 Mio. US-

Dollar an, womit es sich mehr als vervierfachte. Das Reich der Mitte hatte dabei durchweg 

einen Handelsüberschuß aufzuweisen, der aufgrund der geringen Importe fast der Höhe des 

Handelsvolumens entsprach. Eine ähnliche Situation liegt im Handel zwischen Hongkong und 

Kambodscha vor. Zehn Staaten, angeführt mit weitem Abstand von den USA, haben 2005 

mehr kambodschanische Produkte aufgenommen als China (Gesamtexport: 1,369 Mrd. US-

Dollar). Das Reich der Mitte ist damit als Absatzmarkt für Produkte des Königreichs faktisch 

nicht existent. Bei den Lieferländern Kambodschas liegt China dagegen hinter Hongkong an 

zweiter Stelle – beide zusammen hielten 2005 einen Anteil von 29,68 % (Gesamtimport: 

1,268 Mrd. US-Dollar).1030 In umgekehrter Richtung läßt sich dagegen feststellen: Phnom 

Penh ist für Peking ökonomisch nicht von Bedeutung. Der Anteil der chinesischen Exporte 

nach Kambodscha an der Gesamtausfuhr des Reiches der Mitte (762,337 Mrd. US-Dollar) lag 

2005 lediglich bei 0,07 %, jener der Importe (660,218 Mrd. US-Dollar) bei 0,004 %.1031 
 

 

Tabelle 13:  Handel Chinas und Hongkongs mit Kambodscha 1997 – 2005 
(in Mio. US-Dollar) 

 
 China – Kambodscha Hongkong – Kambodscha 

 Volumen Exporte Importe Balance Volumen Exporte Importe Balance 

2005 563 536 27 509 507 498 9 489 

2004 482 452 30 422 460 452 8 444 

2003 321 295 26 269 381 374 7 367 

2002 277 252 25 227 348 339 9 330 

2001 241 206 35 171 268 256 12 244 

2000 220 164 59 105 290 276 14 262 

1999 160 104 56 48 161 151 10 141 

1998 162 114 48 66 155 131 24 107 

1997 121 76 45 31 104 71 33 38 

 
International Monetary Fund, Direction of Trade Statistics. Yearbook 2006, Washington D.C. 2006, S. 134, 138. International Monetary 
Fund, Direction of Trade Statistics. Yearbook 2004, Washington D.C. 2004, S. 132, 136.  
 

 

                                                 
1030  Vgl. IMF (2006): S. 115 – 117. Die prozentualen Berechnungen ergeben sich nicht aus den Tabellenwerten, 

sondern aus den IMF-Daten zu Kambodscha. Die Tabelle gibt Handelsströme aus der Sicht Chinas und 
Hongkongs wieder. Der IMF verwendet bei der Bilanzierung des wirtschaftlichen Austauschs zweier Staa-
ten in den jeweiligen nationalen Statistiken z.T. erheblich voneinander abweichende Daten. 

1031  Vgl. ebd., S. 133 – 136. 
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Im Bereich der Investitionen ergibt sich dagegen ein ganz anderes Bild: Ende Oktober 2005 

führte China die Rangliste sämtlicher FDIs in Kambodscha mit 442 Mio. US-Dollar deutlich 

an. Die zweite und dritte Stelle nahmen Thailand (66 Mio. US-Dollar) und Taiwan (41 Mio. 

US-Dollar) ein.1032 Die chinesische Minderheit, deren Größe auf ca. 600.000 Personen ge-

schätzt wird, hat einen wesentlichen Anteil an der Abwicklung ökonomischer Projekte und 

nimmt trotz ihrer geringen Zahl eine dominierende Stellung in der kambodschanischen Wirt-

schaft ein.1033 Das Reich der Mitte ist des weiteren eines der größten Geberländer von Ent-

wicklungshilfe. 1999 gewährte es 18,3 Mio. US-Dollar Hilfsgelder sowie einen zinsfreien 

Kredit für Infrastrukturprojekte in Höhe von 200 Mio. US-Dollar. Im November 2000 kam 

ein weiteres Hilfspaket mit einem Volumen von 12 Mio. US-Dollar hinzu.1034 Am 24. De-

zember 2001 unterzeichneten beide Seiten ein Abkommen über ökonomische und technische 

Kooperation, durch das Kambodscha erneut einen zinsfreien Kredit mit einem Volumen von 

9,67 Mio. US-Dollar erhielt.1035 Im November 2002 erließ Peking dem Königreich sämtliche 

Schulden.1036 Und selbst in der Severe Acute Respiratory Syndrome (SARS)-Krise war China 

am 2. Juli 2003 mit einem Beitrag von 45.000 US-Dollar zur Stelle, um ein Übergreifen der 

Epidemie auf Kambodscha zu verhindern.1037 Am 11. Februar 2004 erhielt das Königreich 

50.000 US-Dollar zur Bekämpfung der Vogelgrippe.1038 Derartige Hilfszusagen erscheinen in 

der Summe gering. Ihre hohe Bedeutung wird erst vor dem Hintergrund von Vergleichszahlen 

ersichtlich: Der kambodschanische Verteidigungshaushalt umfaßte z.B. 2006 nur 123 Mio. 

US-Dollar.1039 

  Diese Diplomatie hat sich für Peking ausgezahlt. Die Regierung Hun Sen erkennt sowohl 

Tibet als auch Taiwan als integrale Bestandteile Chinas an und hat bei der Ergreifung von 

Mitgliedern der Sekte Falun Gong geholfen.1040 Streit gab es lediglich über die Errichtung ei-

nes UN-Tribunals zur Aburteilung von Führern der Roten Khmer, in deren Herrschaftszeit 

                                                 
1032  Vgl. Südostasien aktuell, Nr. 2/2006, S. 107 f. Die ADB geht davon aus, daß sich die getätigten Neuinvesti-

tionen in Kambodscha wie folgt entwickelt haben: 142 Mio. US-Dollar in 2001, 139 Mio. US-Dollar in 
2002, 74 Mio. US-Dollar in 2003, 121 Mio. US-Dollar in 2004 und 216 Mio. US-Dollar in 2005. Vgl. ADB 
(2006): S. 326. 

1033  Vgl. Südostasien aktuell, Nr. 3/2001, S. 281 f. 
1034  Vgl. Carlyle A. Thayer, China-ASEAN Relations: ASEAN Ten Plus Three: An Evolving East Asian Com-

munity, in: Comparative Connections, Nr. 4, Januar 2001, S. 53 f. 
1035  Vgl. Breckon (Januar 2002): S. 63. 
1036  Vgl. Südostasien aktuell, Nr. 1/2003, S. 61. 
1037  Vgl. New China News Agency, China donates SARS prevention equipment to Cambodia, 2. Juli 2003 

(online). 
1038  Vgl. Xinhua News Agency, China offers aid to help Cambodia fight bird flu, 11. Februar 2004 (online). 
1039  Vgl. IISS (2007): S. 345. 
1040  Hun Sen hatte nach dem Putsch vom Juli 1997 unterstrichen, am Ein-China-Prinzip festhalten zu wollen, 

indem er das Taiwan Trade Representative Office in Phnom Penh schließen ließ. Vgl. Kao Kim Hourn, 
Cambodia, in: Asia Pacific Security Outlook 2000, Tokyo – New York 2000, S. 41. Vgl. auch Xinhua News 
Agency, Cambodia Premier Pledges China „Unconditional Support“ on World Affairs, 21. April 2004 (on-
line). Südostasien aktuell, Nr. 1/2003, S. 62. 



286 Der Herausforderer: China als revisionistische Macht   
 
 

 

mindestens 1,7 Mio. Menschen umgebracht worden sind. Peking befürchtet offensichtlich, 

wegen seiner Unterstützung Pol Pots an den Pranger gestellt zu werden – eine Sorge, die viele 

Politiker in Phnom Penh teilen dürften.1041 Aus diesem Grund sprach sich China mit Unter-

stützung der kambodschanischen Regierung zunächst klar gegen die Errichtung des Tribunals 

aus.1042 Am 17. März 2003 konnten sich die UNO und die kambodschanische Regierung dann 

aber doch auf ein Abkommen zur Errichtung eines solchen Tribunals einigen. Die Überein-

kunft ist von der UN-Generalversammlung am 13. Mai 2003 angenommen und vom kambo-

dschanischen Parlament am 4. Oktober 2004 ratifiziert worden.1043 China konnte damit die 

Errichtung des Tribunals zwar nicht verhindern. Sein Einfluß auf die Regierung Hun Sen 

dürfte aber maßgeblich dazu beigetragen haben, diesen Prozeß zu verzögern – mit der Folge, 

daß führende Mitglieder der Regierung Pol Pot mittlerweile verstorben sind und damit nicht 

mehr angeklagt werden können. 

  China kann sich zwar auf den amtierenden Ministerpräsidenten verlassen, nicht jedoch zu 

100 % auf die CPP, die in außenpolitischen Fragen gespalten ist. Ihr Vorsitzender Chea Sim – 

Hun Sen steht in seiner Partei nur an zweiter Stelle – sieht weiterhin in Vietnam den wichtig-

sten Kooperationspartner Kambodschas.1044 Der Einfluß Pekings auf Phnom Penh wird damit 

bis zu einem gewissen Grade immer auch vom Zustand seiner Beziehungen zu Hanoi abhän-

gen.1045  

  Welche außenpolitischen Orientierungen Kambodschas ergeben sich aus dieser Situation? 

Folgt man Sisowath Doung Chanto, dann hat sich das Königreich für eine klassische Äquidi-

stanzpolitik entschieden: „This strategic framework is meant to avoid unnecessary tension and 

conflict with potential allies; it enables Cambodia to sustain economic and political relations 

with both the U.S. and China.“1046 Läßt man politische Präferenzen aktuell amtierender Re-

                                                 
1041  Hun Sen war bis 1977 einer der Kommandeure der Roten Khmer. Selbst Sihanouk sah sich 1982 gezwun-

gen, vorübergehend eine Partnerschaft mit den Mitstreitern Pol Pots einzugehen. Hochrangige ehemalige 
Vertreter des Regimes der Roten Khmer wie Kieu Samphan (Staatschef), Nuon Chea (Chefideologe) und 
Ieng Sary (Außenminister) verfügen über Amnestieversprechen oder wurden amnestiert. Hintergrund dieser 
Arrangements ist, daß die einstigen Mitstreiter Pol Pots die Aufgabe des Dschungelkampfes von der Zusage 
der Straffreiheit abhängig machten. Vgl. Oskar Weggel, Ein Tribunal in Kambodscha? Wie soll mit den 
Khmer-Rouge-Führern verfahren werden?, in: Südostasien aktuell, Nr. 2/1999, S. 149 f. Südostasien aktu-
ell, Nr. 6/2001, S. 563. Nach dem Tod Ta Moks, genannt der „Schlächter“, im Juli 2006 ist die Zahl der 
Hauptverantwortlichen für die Massaker in der zweiten Hälfte der 70er Jahre weiter geschrumpft. Vgl. 
Frankfurter Allgemeine Zeitung, Nr. 168, 22. Juli 2006, S. 6. 

1042  Vgl. The Associated Press, China backs Cambodia’s opposition to Khmer global tribunal, 19. März 1999 
(online). 

1043  Vgl. Oskar Weggel, Das Khmer-Rouge-Tribunal – Auftakt zur Vergangenheitsbewältigung?, in: Südostasi-
en aktuell, Nr. 4/2005, S. 10 – 13. 

1044  Vgl. Südostasien aktuell, Nr. 4/2003, S. 356. Südostasien aktuell, Nr. 1/2003, S. 53. 
1045  Die CPP bringt ihre anhaltende Verbundenheit mit Vietnam u.a. dadurch zum Ausdruck, daß sie alljährlich 

den 7. Januar 1979 als Nationalen Gedenktag begehen läßt. An jenem Tag hatten Truppen Hanois das von 
den Roten Khmer kontrollierte Phnom Penh eingenommen und damit symbolisch ihre Herrschaft beendet. 

1046  Sisowath Doung Chanto, Cambodia, in: Goh (2005b): S. 83. Kambodscha traue China aufgrund der Ver-
gangenheit nicht. Phnom Penh akzeptiere zwar die ökonomische und militärische Hilfe des Reiches der 
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gierungsmitglieder, die in der jüngsten Vergangenheit des Königreichs gründen, beiseite, 

dürfte dieses Verhaltensmuster durchbrochen werden, wenn langfristige sicherheitspolitische 

Interessen des Landes wieder stärker zum Tragen kommen. Es ist daher in den nächsten Jah-

ren relativ wahrscheinlich, daß sich der kambodschanische Trend zum bandwagoning gegen-

über China verstärken wird. Der sicherheitspolitische Handlungsimperativ wird dabei jedoch 

nicht einem Bedrohungsgefühl Phnom Penhs gegenüber Washington geschuldet sein. Kam-

bodscha könnte in China vielmehr eine Rückversicherung gegenüber künftigen Expansions-

bestrebungen Thailands und Vietnams sehen, so unwahrscheinlich diese gegenwärtig auch 

sein mögen.1047 Die jeweiligen bilateralen Beziehungen dürften in der Regierung Hun Sen   

aber zumindest für Nachdenklichkeit sorgen, da sein Land beiden Nachbarn militärisch weit 

unterlegen ist.1048 Die thailändisch-kambodschanischen Beziehungen waren zuletzt durch po-

gromartige Ausschreitungen im Januar 2003 stark belastet worden. Damals war es gewalttäti-

gen Demonstranten in Phnom Penh gelungen, die Botschaft des Nachbarstaates in Brand zu 

setzen. Auch kam es zu Übergriffen gegen Thailänder, nachdem zuvor Gerüchte kursiert hat-

ten, daß Einwohner des westlichen Nachbarn den Tempel von Angkor Wat geschmäht hätten. 

Beobachter gingen davon aus, daß es im Zuge der Ausschreitungen fast zu einer militärischen 

Intervention Thailands gekommen wäre. Kampfflugzeuge vom Typ F-16 waren bis in die Nä-

he der kambodschanischen Grenze geflogen, wo es bereits zu Truppenmassierungen der 

Streitkräfte Bangkoks gekommen war. Für den Transport von Sondereinsatzkräften nach 

Phnom Penh sollen zwei C-130 bereitgestanden haben.1049 In den vietnamesisch-

kambodschanischen Beziehungen war es beiden Seiten am 6. Dezember 2005 zwar gelungen, 

durch Austausch der Ratifikationsurkunden einen „Ergänzungsvertrag zum Vertrag über die 

Festlegung der Staatsgrenzen zwischen Vietnam und Kambodscha“ von 1985 erfolgreich ab-

zuschließen.1050 Ohne erheblichen Druck Hun Sens auf die politischen Parteien des Landes 

und auch auf König Sihamoni wäre dieses Ergebnis aber vermutlich weniger eindeutig ausge-

fallen. Der Streit um die gemeinsame Grenze könnte in der Zukunft erneut ausbrechen, zumal 

selbst der ehemalige König Sihanouk den Ergänzungsvertrag als illegal bezeichnet hat. Kam-

bodschanische Nationalisten, deren Einfluß bis in die Reihen der FUNCINPEC reicht, dürften 

zudem von Vietnam auch künftig die Rückgabe des Gebietes des damaligen Cochinchinas, 

                                                                                                                                                         
Mitte, aber: „[...] Beijing has less leverage in bringing Cambodia back into its sphere of influence“. Ebd., S. 
87. 

1047  Auf diesen Zusammenhang verweist auch Sisowath Doung Chanto. Vgl. ebd., S. 85. 
1048  Die Vergleichzahlen sind für Kambodscha ernüchternd: Seine Nachbarstaaten verfügen nicht nur über eine 

weit überlegene Ausrüstung. Auch die finanziellen Möglichkeiten unterscheiden sich erheblich. Während 
der thailändische Verteidigungshaushalt 2006 bei 2,13 Mrd. US-Dollar lag, erhielten die vietnamesischen 
Streitkräfte 3,43 Mrd. US-Dollar. Der kambodschanische Verteidigungsetat umfaßte 123 Mio. US-Dollar. 
Vgl. IISS (2007): S. 345, 375, 377. 

1049  Vgl. Südostasien aktuell, Nr. 2/2003, S. 153 – 156. 
1050  Vgl. Südostasien aktuell, Nr. 2/2006, S. 109 f. 
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das sie selbst als „Kampuchea Krom“ (Süd-Kambodscha) bezeichnen, fordern.1051 Für Wa-

shington stellt diese Situation ein Paradoxon dar: Die USA spielen in der sicherheitspoliti-

schen Kalkulation Kambodschas zwar nur eine untergeordnete Rolle. Das Königreich hat aber 

dennoch hinreichend Anreize, sich in einem amerikanisch-chinesischen Konflikt auf die Seite 

Pekings zu stellen, um dessen Solidarität in einer möglichen Auseinandersetzung mit Thai-

land und Vietnam einklagen zu können. Kambodscha betreibt folglich gegenüber China nicht 

wegen, sondern trotz der USA bandwagoning. 

 

c)  Laos 

Die geopolitische Ausgangslage von Laos ähnelt jener Kambodschas, weil es ebenfalls einge-

keilt zwischen Thailand und Vietnam gelegen ist, allerdings zusätzlich über eine schmale 

Grenze zu China verfügt. Die Entwicklung des Königreiches Siam war für die Lao dabei inso-

fern von besonderer Bedeutung, als sie selbst zu den Thaivölkern gehören und nur in Laos das 

Staatsvolk bilden. Vorläufer des heutigen Akteurs war das Königreich Lan Chang, das von 

1353 bis 1707 als eines der stabilsten der Region galt, allerdings in der Folgezeit in die drei 

gegeneinander konkurrierenden Reiche Luang Prabang, Vien Chiang und Champassak zerfiel. 

Diese Situation nutzte Siam aus und eroberte die drei Gebiete im Laufe des 19. Jahrhunderts. 

Bereits 1893 wurde es jedoch von Paris gezwungen, seine neuen Besitztümer wieder abzutre-

ten. Laos wurde Protektorat Frankreichs und als solches Mitglied der Union Französisch-

Indochina. Von 1941 bis 1945 hielten japanische Truppen das Land besetzt. In den folgenden 

Jahren etablierte sich im Norden des Binnenstaates die kommunistische Widerstandsbewe-

gung Pathet Lao, die eng mit der von Ho Chi Minh geführten Vietminh kooperierte. Sie wur-

de von Prinz Souvanna Vong geführt und konkurrierte mit dem rechtsgerichteten Prinzen 

Boun Oum sowie vor allem mit dem einem neutralistischen Kurs folgenden Prinzen Souvanna 

Phouma um die Macht. Das Königreich kam auch nach seiner Unabhängigkeit 1954 innenpo-

litisch nicht zur Ruhe und erlebte wechselnde Koalitionsregierungen, wobei sich Souvanna 

Phouma mit Unterbrechungen als Ministerpräsident (1951-1954, 1956-1958, 1960, 1962-

1975) halten konnte. Laos geriet in den 60er Jahren immer mehr in den Vietnamkrieg hinein, 

da ein erheblicher Teil des Versorgungssystems der Truppen Hanois über sein Territorium 

verlief (Ho-Chi-Minh-Pfad). Massive, zunächst allerdings geheime US-Bombenangriffe auf 

laotisches Gebiet waren die Folge.1052 

                                                 
1051   Vgl. Südostasien aktuell, Nr. 1/2006, S. 60 – 62. Südostasien aktuell, Nr. 4/2005, S. 45 f. Südostasien aktu-

ell, Nr. 5/2004, S. 436 – 439. 
1052  Vgl. zur Geschichte von Laos Martin Stuart-Fox, A History of Laos, Cambridge 1997, S. 6 – 167. 
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  Zu einer bis heute andauernden Veränderung der Machtkonstellationen kam es erst im 

Zuge des Endes des Vietnamkrieges, den die kommunistischen Kräfte in der Auseinanderset-

zung mit ihren innenpolitischen Gegnern 1975 für sich entschieden. Mit Unterstützung der 

Kommunistischen Partei Vietnams konnte sich nun auch der Pathet Lao endgültig durchset-

zen. Am 2. Dezember 1975 wurde darauf die Laotisch Demokratische Volksrepublik (LDVR) 

ausgerufen, was das Ende der 622 Jahre alten Monarchie bedeutete. Erster Staatspräsident 

wurde von 1975 bis 1986 Souvanna Vong, Halbbruder Souvanna Phoumas. Als politisches 

Schwergewicht galt hingegen Ministerpräsident Kaysone Phomvihan, der von 1975 bis 1991 

Ministerpräsident und dann bis 1992 Staatspräsident war. Von 1998 bis 2006 wurde dieses 

Amt von Khamtay Siphandone bekleidet, der zugleich Generalsekretär der Laotisch Revolu-

tionären Volkspartei (LRVP) war.1053 Neuer starker Mann des Landes ist Choummaly Saya-

sone. Im März 2006 wurde er zum Generalsekretär der LRVP gewählt, im folgenden Juni trat 

er das Amt des Staatspräsidenten an.1054 

  Hatte China noch 1961 diplomatische Beziehungen zum königlichen Laos aufgenommen, 

so schwand sein Einfluß auf den Binnenstaat ganz erheblich, als dieser sich 1975 dem sowje-

tisch-vietnamesischen Lager anschloß. Peking hatte zwar den Pathet Lao während des Bür-

gerkrieges unterstützt. Dies zahlte sich jedoch nicht aus, da sich die Beziehungen Chinas zu 

Vietnam verschlechterten, das wiederum engste Bande zu Laos pflegte.1055 Am 18. Juli 1977 

einigten sich Vientiane und Hanoi auf einen Vertrag über Freundschaft und Zusammenar-

beit.1056 Das Land geriet in den folgenden Jahren immer mehr unter den Einfluß Vietnams, 

das bis 1989 Soldaten in Laos stationiert hatte. Vor diesem Hintergrund entwickelte sich das 

Verhältnis Pekings zu Vientiane und Hanoi gewissermaßen im Gleichschritt: Der chinesisch-

vietnamesische Grenzkrieg von 1979 hatte z.B. desgleichen zu einer Verschlechterung der 

chinesisch-laotischen Beziehungen geführt. Dazu trug auch bei, daß das Reich der Mitte lange 

Jahre verschiedene Widerstandsgruppen wie jene der Hmong in der LDVR unterstützt hat-

te.1057 Erst nach dem machtpolitischen Revirement in Indochina Ende der 80er Jahre ergaben 

sich für China neue Handlungsspielräume gegenüber Laos. Martin Stuart-Fox hat den geo-

politischen Zusammenhang beschrieben, der zum damaligen Zeitpunkt wieder stärker zum 

Tragen kam: „As for weak and vulnerable Laos and Cambodia, they have always looked to 

                                                 
1053  Vgl. zur politischen Geschichte von Laos seit 1975 Oskar Weggel, Auferstanden aus Ruinen? Die Laotisch 

Demokratische Volksrepublik wird 30 Jahre alt, in: Südostasien aktuell, Nr. 1/2006, S. 31 – 43. Stuart-Fox 
(1997): S. 168 – 208. 

1054  Vgl. Associated Press Worldstream, Laos names 70-year-old Communist party chief country’s new presi-
dent, 8. Juni 2006 (online). 

1055  Vgl. Südostasien aktuell, Nr. 6/2005, S. 57. 
1056  Vietnam hat sich in diesem Vertrag vorbehalten, mit seinen Streitkräften nach Laos zurückzukehren. Vgl. 

Südostasien aktuell, Nr. 3/2004, S. 261. 
1057  Vgl. Muni (2002): S. 26. 
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China more as a protector against powerful neighbours (Thailand and Vietnam) than as a 

threatening great power.“1058  

  Es gibt derzeit keine Hinweise darauf, daß Laos gegenüber dem Reich der Mitte Bedro-

hungsgefühle hegt. Gleichwohl betrachtet es den zunehmenden Einfluß des nördlichen Nach-

barn, dessen Unternehmen in der laotischen Wirtschaft eine immer wichtigere Rolle spielen, 

mit Skepsis. Die Beziehungen zwischen Peking und Vientiane werden dadurch begünstigt, 

daß die politischen Systeme beider Staaten zumindest in der offiziellen marxistisch-

leninistischen Terminologie einander gleichen. Die LRVP verfügt wie die KPCh über die al-

leinige innenpolitische Macht. Beide Parteien stehen einander ideologisch nahe, wenngleich 

die chinesische Variante weitaus weltoffener ist. Und wie in Burma spielen militärische Füh-

rungskader auch in der laotischen Regierung eine zentrale Rolle. So hat z.B. der neue Präsi-

dent des ehemaligen Königreichs, Choummaly Sayasone, in seiner Laufbahn das Amt des 

Verteidigungsministers bekleidet. Seit dem VIII. Parteitag der LRVP vom März 2006 gehören 

sieben von insgesamt elf Mitgliedern des Politbüros den Streitkräften an (VI. Parteitag 1996: 

sechs von neun Politbüromitgliedern / VII. Parteitag 2001: acht von elf Politbüromitglie-

dern).1059 China ist im Vergleich zu den USA gegenüber diesen Akteuren insofern im Vorteil, 

als es in Militärregimen kein grundsätzliches Hindernis zum Aufbau freundschaftlicher zwi-

schenstaatlicher Beziehungen sieht. Die KPCh dürfte zudem für jedes verbliebene autoritäre 

Regime in ihrer Nachbarschaft dankbar sein, weil dadurch der westliche Reformdruck nicht 

auf ein Ziel konzentriert werden kann. 

  Der Ausbau der chinesisch-laotischen Beziehungen ist an mehreren Ergebnissen ablesbar. 

Beide Seiten näherten sich einander bereits vor der Verbesserung der chinesisch-

vietnamesischen Beziehungen an. Im Dezember 1986 besuchte zum ersten Mal seit 1978 eine 

chinesische Regierungsdelegation Laos. Zu einer Normalisierung kam es deshalb bereits im 

November 1987: Es wurde ein Abkommen über freundschaftliche Beziehungen geschlossen, 

und es kam zu der Vereinbarung, Botschafter auszutauschen, die im Mai 1988 umgesetzt 

wurde. Während des Besuchs von Ministerpräsident Kaysone Phomvihan im Oktober 1989 in 

Peking wurden die Parteibeziehungen wiederaufgenommen.1060 Ministerpräsident Li Peng 

war wiederum im Dezember 1990 in Vientiane. Im Oktober 1991 unterzeichneten China und 

Laos einen Grenzvertrag, auf dessen Grundlage sie die Demarkierung ihrer Landgrenze be-

                                                 
1058   Stuart-Fox (2004): S. 134. Dies bestätigt Muni (2002): S. 127. 
1059  Vgl. Südostasien aktuell, Nr. 3/2004, S. 264. Oskar Weggel, Paradigma Schildkröte. Der VII. Parteikongreß 

der laotischen Kommunisten, in: Südostasien aktuell, Nr. 3/2001, S. 299 – 309. Südostasien aktuell, Nr. 
3/2006, S. 90 – 92. 

1060  Vgl. Möller (1998): S. 84. Muni (2002): S. 32 f. 
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reits 1992 abschließen konnten.1061 Eine weitere Wegmarke wurde im Jahr 2000 zurückge-

legt. Nachdem der laotische Präsident Khamtay Siphandone im Juli zu Gast in Peking war, 

stattete sein Kollege Jiang Zemin als erstes chinesisches Staatsoberhaupt Laos im November 

einen Besuch ab. Bei dieser Gelegenheit einigten sich beide Seiten auf die „Joint Declaration 

on Establishing a Framework for Bilateral Cooperation“.1062 Die Erklärung soll u.a. dem Aus-

bau der gemeinsamen Verteidigungsbeziehungen dienen. Seit dem Wegfall der sowjetischen 

und der vietnamesischen Militärhilfe ist Laos um Ersatz bemüht, um sich nun vor allem in-

nenpolitischer Gegner – etwa der Hmong-Rebellen – erwehren zu können. Vientiane ist des-

halb seit 1991 an einem Ausbau der Verteidigungsbeziehungen gelegen.1063 Dies führte dazu, 

daß China bereits 1994 zum wichtigsten Waffenlieferanten des Binnenstaates geworden 

war.1064 Dem Ausbau der sicherheitspolitischen Beziehungen diente auch der Besuch Chi 

Haotians in Laos im Februar 2001.1065 Ein Jahr später, im Februar 2002, erfuhr der chinesi-

sche Verteidigungsminister von seinem Kollegen Duoangchay Pichit, daß Laos hoffe, von der 

PLA zu lernen.1066 In dieses Bild paßt die Ausbildung laotischer Polizisten in einer Akademie 

in der Provinz Yunnan, die in der Bekämpfung des Drogenhandels geschult werden.1067 Mit 

zwei weiteren Staatsbesuchen – Choummaly Sayasone war im Juni 2006 in China, Hu Jintao 

im November 2006 in Laos – wurden die Beziehungen beider Länder weiter vertieft.1068 

  Im Bereich des Handels ist Laos für China eine Marginalie. Aus der Sicht Vientianes er-

gibt sich hingegen ein anderes Bild: 2005 gingen 3,34 % der laotischen Ausfuhr (Gesamtex-

port: 694,7 Mio. US-Dollar) in das Reich der Mitte, das zudem für 9,14 % sämtlicher Einfuh-

ren des ehemaligen Königreichs (Gesamtimport: 1,268 Mrd. US-Dollar) verantwortlich 

zeichnete. Knapp 42 % aller Exporte der LDVR wurden mit Thailand und Vietnam abgewik-

kelt, die weiterhin zu den wichtigsten Absatzgebieten zählten.1069 
 

 

                                                 
1061  Vgl. The Xinhua General Overseas News Service, China, Laos sign agreements on investment protection, 

border demarcation, 31. Januar 1993 (online). 
1062  Vgl. Xinhua News Agency, China, Laos sign joint declaration in Vientiane on increased cooperation, 12. 

November 2000 (online). 
1063  Vgl. Möller (1998): S. 90. 
1064  Vgl. Muni (2002): S. 72 f. 
1065  Vgl. Südostasien aktuell, Nr. 2/2001, S. 169. 
1066   Vgl. Breckon (April 2002): S. 69. 
1067  Vgl. Xinhua General News Service, China Trains Lao Drug-Control Officers, 22. Mai 2002 (online). 
1068  Vgl. Robert Sutter, Chin-Hao Huang, China-Southeast Asia Relations: Summitry at Home and Abroad, in: 

Comparative Connections, Nr. 4, Januar 2007, S. 76. 
1069  Vgl. IMF (2006): S. 293 f. Die prozentualen Berechnungen ergeben sich nicht aus den Tabellenwerten, son-

dern aus den IMF-Daten zu Laos. Die Tabelle gibt Handelsströme aus der Sicht Chinas und Hongkongs 
wieder. Der IMF verwendet bei der Bilanzierung des wirtschaftlichen Austauschs zweier Staaten in den je-
weiligen nationalen Statistiken z.T. erheblich voneinander abweichende Daten. 
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Tabelle 14:  Handel Chinas und Hongkongs mit Laos 1997 – 2005 (in Mio. US-Dollar) 

 
 China – Laos Hongkong – Laos 

 Volumen Exporte Importe Balance Volumen Exporte Importe Balance 

2005 131 105 26 79 8 8 –   8 

2004 114 101 13 88 7 7 – 7 

2003 109 98 11 87 7 7 – 7 

2002 64 54 10 44 6 6 – 6 

2001 61 54 7 47 9 9 – 9 

2000 40 34 6 28 7 7 – 7 

1999 32 22 10 12 10 10 – 10 

1998 26 18 8 10 8 8 – 8 

1997 29 23 6 17 11 9 2 7 

 
International Monetary Fund, Direction of Trade Statistics. Yearbook 2006, Washington D.C. 2006, S. 134, 138. International Monetary 
Fund, Direction of Trade Statistics. Yearbook 2004, Washington D.C. 2004, S. 132, 136.  
 

 

Auch im Bereich wirtschaftlicher Unterstützungsleistungen ist Peking zur Stelle. 1999 ge-

währte es seinem Nachbarn ein zinsfreies Darlehen, um den Kip, die laotische Währung, zu 

stützen. Nach Angaben der LDVR ist China der größte Investor des Landes, der sich von 

2001 bis 2002 an 18 Projekten mit einem Volumen von 60 Mio. US-Dollar beteiligte.1070 Im 

Juni 2003 sagte Ministerpräsident Wen Jiabao während eines Besuches von Khamtay Siphan-

done in der chinesischen Hauptstadt 6 Mio. US-Dollar Hilfsgelder zu.1071 Ingesamt soll die 

Entwicklungshilfe Pekings für Vientiane von 1988 bis 2004 bei ungefähr 200 Mio. US-Dollar 

liegen.1072 Diese Politik, die auf die Schaffung von Verbindlichkeiten zielt, zahlt sich u.a. im 

Bereich der Rohstoffgewinnung aus: Am 4. April 2003 kündigte China an, daß eines seiner 

Unternehmen von der laotischen Regierung für einen Zeitraum von 30 Jahren eine Konzessi-

on zum Kupferabbau in der Provinz Phongsaly erhalten habe.1073 Im März 2004 wurde einer 

chinesischen Bergbaugesellschaft in Vientiane das Recht zum Abbau von Kaliumchlorid, ei-

nem Mangelprodukt im Reich der Mitte, zugesprochen.1074 China gewährte seinem Partner 

                                                 
1070  Vgl. Renmin Ribao, Lao President Comments on Ties with China, Economic Development, 19. Juni 2003 

(online). 
1071   Vgl. Breckon (Juli 2003): S. 80. 
1072  Vgl. Sutter (April 2006): S. 79. Die Angaben beruhen zu einem erheblichen Teil auf Schätzungen und 

Hochrechnungen, da China keine genauen Daten über seine Wirtschafts- und Entwicklungshilfe veröffent-
licht. 

1073   Vgl. Breckon (Juli 2003): S. 78. 
1074  Vgl. Lyall Breckon, China-Southeast Asia Relations: A lull, and some complaints, in: Comparative Connec-

tions, Nr. 1, April 2004, S. 75. 
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auch finanzielle Unterstützung bei der Ausrichtung des ASEAN-Gipfeltreffens im November 

2004 in der laotischen Hauptstadt.1075  

  Dennoch kann aus diesen Entwicklungen nicht der Schluß gezogen werden, daß Laos eine 

einseitige Anlehnung an China sucht. Die LDVR ist offensichtlich bemüht, trotz Beibehaltung 

enger Bande mit Peking ihre außenpolitischen Beziehungen zu diversifizieren. Darauf läßt 

u.a. der Besuch Atal Behari Vajpayees in Laos im November 2002 schließen – der erste eines 

indischen Ministerpräsidenten seit 48 Jahren!1076 Weitaus deutlicher ist aber der Einfluß Ha-

nois. So eilten vietnamesische Streitkräfte dem Nachbarn im Jahr 2000 zur Hilfe, als sich des-

sen Truppen unerwartet heftigem militärischen Widerstand der Hmong-Rebellen ausgesetzt 

sahen.1077 Berichte deuten auf eine – möglicherweise nur temporäre – vietnamesische Trup-

penpräsenz in Laos hin.1078 2002 feierten beide Seiten das 25jährige Bestehen des Freund-

schaftsvertrages von 1977.1079 Ein Jahr zuvor, im Februar 2001, hatte Vietnam zudem äußerst 

nervös auf die Visite Chi Haotians in Vientiane reagiert. Kaum hatte dieser die laotische 

Hauptstadt verlassen, wurde der vietnamesische Verteidigungsminister Pham Van Tra vor Ort 

vorstellig. Choummaly Sayasone setzte zudem ein deutliches Zeichen, als er nach der Über-

nahme des Amtes des Staatspräsidenten seinen ersten Auslandsbesuch im Juni 2006 in Viet-

nam durchführte.1080 Für die Führung der LRVP dürfte diese Politik Folge einer innenpoliti-

schen Überlebensstrategie sein, wie Carlyle A. Thayer anmerkt: „Laos seeks economic, poli-

tical, and ideological support from both Vietnam and China in order to maintain the current 

communist regime in power.“1081 

  China hat seinen Einfluß auf Laos nach dem Ende des Ost-West-Konflikts klar ausgebaut. 

Für Washington kann das bandwagoning Vientianes gegenüber Peking aber nur dann zu einer 

sicherheitspolitischen Herausforderung werden, wenn dadurch amerikanische Interessen ver-

letzt werden. Auf den ersten Blick ist dies nicht der Fall. Laos ist ökonomisch wie militärisch 

schwach und als Binnenstaat von vielen Entwicklungen abgeschnitten. Für die US-Streitkräfte 

war es lediglich während des Vietnamkrieges als Frontstaat von besonderem Interesse. Laos 

käme daher vor allem dann erneut hohe Relevanz zu, sollte es in Indochina zu einer militäri-

schen Auseinandersetzung kommen. Derzeit ist nicht ersichtlich, aus welchen Gründen ein 

solcher subregionaler Konflikt, der über kleinere bilaterale Grenzscharmützel hinausgeht, 

                                                 
1075  Vgl. Xinhua News Agency, China grants aid to Laos for ASEAN Summit, 26. August 2004 (online). 
1076  Vgl. Südostasien aktuell, Nr. 1/2004, S. 58 f. Khamtay Siphandone war 1997 zu einem Staatsbesuch in In-

dien. 
1077  Vgl. Südostasien aktuell, Nr. 3/2004, S. 263. 
1078  Vgl. Südostasien aktuell, Nr. 2/2001, S. 122. 
1079  Vgl. Südostasien aktuell, Nr. 4/2002, S. 360 – 363. Südostasien aktuell, Nr. 6/2002, S. 572 f. 
1080  Vgl. Deutsche Presse Agentur, New Laos president arrives in Vietnam, 19. Juni 2006 (online). 
1081  Thayer (Oktober 2000): S. 67. 
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ausbrechen könnte. Ein konkretes – derzeit noch völlig abwegiges – Szenario, in dem Einfluß 

auf Laos zu einem amerikanischen Sicherheitsinteresse werden würde, sähe wie folgt aus: Die 

hegemoniale Konkurrenz zwischen China und den USA führt zu einem konventionell be-

grenzten Krieg. Washington entscheidet sich im Laufe der Auseinandersetzung, eine Südfront 

zu schaffen. Laos wäre der militärisch schwächste Grenznachbar, der sich für das Pentagon 

als Brückenkopf anbieten könnte. Jenseits solcher Planspiele ist der chinesische Einfluß auf 

Laos lediglich dort eine Herausforderung für die USA, wo Peking das Stimmverhalten Vien-

tianes in multilateralen Abmachungen zu steuern weiß. 

 

d)  Burma 

Mit der Gründung der Dynastie der Pagan wurde 1044 das erste burmesische Reich formiert, 

das 1287 durch den Einfall der Mongolen sein Ende fand. Es folgten die Dynastien der Toun-

goo (1486-1752) und der Konbaung (1752-1885). Im 18. Jahrhundert versuchte China drei 

Mal vergeblich, im Land des südlichen Nachbarn militärisch zu intervenieren. 1824 bis 1826 

sowie von 1852 bis 1853 und von 1885 bis 1886 kam es zu Kriegen zwischen Großbritannien 

und Burma. Das Land verlor darauf 1886 seine Unabhängigkeit und wurde Britisch-Indien als 

Provinz angeschlossen. London beugte damit einer weiteren Ausdehnung des französischen 

Machtbereiches in Festlandsüdostasien vor. Nachdem Burma 1937 eine begrenzte Selbstver-

waltung zugesprochen worden war, wurde es von 1942 bis 1945 vorübergehend von Japan 

besetzt. Im Anschluß an den Zweiten Weltkrieg gelang es General Aung San, Held des Be-

freiungskampfes, mit Großbritannien eine Übereinkunft zu erzielen, die 1948 zur Ausrufung 

der Unabhängigkeit des Landes führte. 1962 setzte sich General Ne Win im innenpolitischen 

Machtkampf durch. Er löste damit den langjährigen Ministerpräsidenten U Nu ab, der mit Un-

terbrechungen seit 1947 regiert hatte. Ne Win folgte einem „Sozialismus burmesischer Prä-

gung“, betrieb in der Außenpolitik einen neutralistischen Kurs und dominierte das Geschehen 

bis Ende der 80er Jahre. Proteste und blutige Unruhen beendeten seine Herrschaft. Im Sep-

tember 1988 nutzte eine Militärclique um General Saw Maung das Chaos, indem sie einen 

Staatsstreich durchführte und das Parlament auflöste. Es folgte die Errichtung des State Law 

and Order Restoration Council (SLORC) als zentralem Leitungsgremium, das seit November 

1997 State Peace and Development Council (SPDC) heißt. Im Juni 1989 wurde Burma in 

„Myanmar“ umbenannt.1082 

                                                 
1082  Vgl. zur Geschichte Burmas Hugh Tinker, The Union of Burma. A Study of The First Years of Independ-

ence, 3. Auflage, London – New York – Toronto 1961. Martin Smith, Burma: Insurgency and the Politics 
of Ethnicity, London – New Jersey 1991. Bertil Lintner, Burma in Revolt. Opium and Insurgency Since 
1948, Bangkok 1994. 
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  Ende der 80er Jahre ließ die Militärjunta oppositionelle Parteien zu, erkannte den Sieg der 

National League for Democracy (NLD), die in den Parlamentswahlen vom Mai 1990 insge-

samt 392 von 485 Sitzen gewann, jedoch nicht an.1083 Statt dessen wurden zahlreiche Opposi-

tionspolitiker inhaftiert. Die charismatische Führerin der NLD, Aung San Suu Kyi, die 1991 

den Friedensnobelpreis erhalten hatte, wurde von 1989 bis 1995, von 2000 bis 2002 und er-

neut seit 2003 unter Hausarrest gestellt. General Than Shwe, seit 1992 Staatsoberhaupt des 

Landes, hat bislang keinen grundlegenden Kurswechsel erkennen lassen. Ganz im Gegenteil: 

Im Oktober 2004 wurde General Khin Nyunt, der lange Jahre Geheimdienstchef des SLORC 

bzw. des SPDC und seit August 2003 Ministerpräsident war, sämtlicher Ämter enthoben. Of-

fizieller Hintergrund waren Korruptionsvorwürfe, die im Juli 2005 dazu führten, daß er zu ei-

ner langjährigen Haftstrafe verurteilt wurde. Beobachter interpretieren diesen Schritt hingegen 

als Ergebnis eines Machtkampfes innerhalb der Militärjunta, der zu einer Stärkung des kon-

servativen Flügels um Than Shwe führte.1084 Khin Nyunt war in den vergangenen Jahren Ver-

ständnis für oppositionelle Anliegen nachgesagt worden; im August 2003 hatte er eine road 

map vorgelegt, die Burma den Weg in die Demokratie ebnen sollte.1085 Neuer Ministerpräsi-

dent ist General Soe Win.1086 

  Burma und China teilten im 19. Jahrhundert ein gemeinsames Schicksal: Beide gerieten 

ganz bzw. teilweise unter den Einfluß der Kolonialmacht Großbritannien. Während des Ost-

West-Konflikts wiesen die Beziehungen Chinas und Burmas sowohl kooperative als auch 

konfrontative Merkmale auf. 1950 hatten beide Seiten diplomatische Beziehungen aufge-

nommen, und Rangun1087 war die erste nichtkommunistische Regierung überhaupt, die einen 

Botschafter nach Peking entsandte. 1955 reihte sich Burma auf der Konferenz von Bandung 

in die Blockfreienbewegung ein. Sein außenpolitischer Neutralitätskurs sorgte dafür, sich in 

den Konflikten und Kriegen der folgenden Jahre nicht gegen China entscheiden zu müssen, 

was eine der wesentlichen Grundlagen der guten Beziehungen beider Seiten war. Dennoch 

                                                 
1083  Präziser müßte es heißen, daß die Militärjunta den Sieg der NLD zwar anerkannt, jedoch nicht die Bildung 

einer neuen Regierung zugelassen hat. Vgl. Günter Siemers, Myanmar: Aspekte der vorhersehbaren Zu-
kunft (Teil 1), in: Südostasien aktuell, Nr. 5/2003, S. 456 f. Vgl. zur Auseinandersetzung zwischen Regie-
rung und Opposition Günter Siemers, Myanmar: Zur Lage nach dem Ende des Quasi-Hausarrestes von 
Aung San Suu Kyi, in: Südostasien aktuell, Nr. 3/2002, S. 281 – 289. Günter Siemers, Myanmar vor einer 
politischen Aussöhnung?, in: Südostasien aktuell, Nr. 2/2001, S. 171 – 180. 

1084  Zu dieser Machtkonzentration passe, so Joshua Kurlantzick, daß General Than Shwe „has begun acting like 
a king.“ Joshu Kurlantzick, Burma’s Dear Leader, in: The Washington Post, 23. April 2006, S. B01. 

1085  Robert H. Taylor bewertet die road map skeptisch, da sie die NLD nicht berücksichtige. Vgl. Robert H. 
Taylor, Myanmar: Roadmap to Where?, in: ISEAS (2004): S. 175 – 178. 

1086  Vgl. Kyaw Yin Hlaing, Myanmar in 2004: Why Military Rule Continues, in: ISEAS (Hrsg.), Southeast 
Asian Affairs 2005, Singapur 2005, S. 231 – 238. „Regardless of the events that have happened, the army is 
still the most organized institution in Myanmar and it seems more unified now than before.“ Ebd., S. 238. 

1087  Seit November 2005 ist offiziell nicht mehr Rangun, sondern „Naypyidaw“ die Hauptstadt Burmas. In der 
vorliegenden Arbeit ist zur synonymen Kennzeichnung des Akteurs der Begriff „Rangun“ beibehalten wor-
den. 
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gab es auch erhebliche Dissonanzen zwischen Peking und Rangun: Kämpfe der Truppen Mao 

Zedongs und Chiang Kai-sheks hatten dazu geführt, daß sich Teile der KMT-Einheiten auch 

nach 1949 in Nordburma festsetzten. Erst 1961 gelang es einem Expeditionsheer der PLA mit 

einer Gesamtstärke von 20.000 Mann, diese zu zerschlagen. Die Ranguner Führung hatte die-

ses Vorgehen stillschweigend geduldet.1088 1967 führten Ausschreitungen gegen die chinesi-

sche Minderheit in Burma zu einem Tiefpunkt in den bilateralen Beziehungen. Seit ca. Mitte 

der 60er Jahre bis 1989 wurde das Verhältnis zudem durch die Aktivitäten der Communist 

Party of Burma (CPB) getrübt, die vermutlich bis 1985 von China aktiv unterstützt wurde.1089 

Dazu gehörte nicht nur die Lieferung von Waffen. Den Rebellen stand das chinesische Grenz-

territorium auch als Rückzugs- und Vorbereitungsraum für Operationen gegen die burmesi-

schen Streitkräfte zur Verfügung. So sehr dies auch ein Ärgernis für Rangun war, hinderte es 

die Regierungen beider Länder nicht daran, ihre im Kern weiterhin guten Beziehungen fortzu-

setzen. Dies war durch den Besuch von General Ne Win im August 1971 in der chinesischen 

Hauptstadt und die Burma-Reise Deng Xiaopings im Januar 1978 unterstrichen worden. Ta-

kashi Tajima entdeckte dahinter folgendes Verhaltensmuster: „What happens between Com-

munist parties can be kept separate from government-to-government relations – at least from 

the Chinese viewpoint.“1090 Aus der CPB gingen u.a. die United Wa State Army (UWSA), die 

National Democratic Alliance und die New Democratic Army hervor. Alle drei operieren in 

der Nähe zur chinesischen Grenze – und alle drei verfügten 2004 über ein Waffenstillstands-

abkommen mit der Regierung. Zu einer weiteren Vertiefung der Kooperation zwischen Pe-

king und Rangun kam es im Zuge zweier innenpolitischer Ereignisse: China und Burma ver-

bindet, daß autoritäre bis diktatorische Staatsstrukturen für beide Seiten kein Kooperations-

hindernis darstellen. Peking erkannte als weltweit erste Regierung 1988 die Militärjunta in 

Rangun an. Die zuvor erfolgte Niederschlagung der Demokratiebewegung spielte dabei keine 

Rolle. Nur ein Jahr später, nach dem blutigen Ende der chinesischen Demokratiebewegung 

auf dem Tiananmen-Platz, konnte Burma mit gleicher Münze zurückzahlen. Kritik am Vor-

gehen der PLA blieb aus. 

  Vor diesem Hintergrund haben sich die Beziehungen Chinas zu Burma seit Beginn der 

90er Jahre stetig intensiviert. Dazu gehört einerseits eine ausgedehnte wechselseitige Besu-

cherdiplomatie. Khin Nyunt und Than Shwe waren im Oktober 1989 nach Peking gereist. Mit 

                                                 
1088  Teile dieser Kuomintang-Einheiten waren von den USA nach Taiwan ausgeflogen worden. Vgl. Alexander 

Dörffel, Myanmar im Spannungsfeld indisch-chinesischer Rivalität, in: Südostasien aktuell, Nr. 4/2003, S. 
373. Muni (2002): S. 7. 

1089   Vgl. Tin Maung Maung Than, Myanmar and China: A Special Relationship?, in: ISEAS (Hrsg.), Southeast 
Asian Affairs 2003, Singapur 2003, S. 192 – 194. 

1090  Takashi Tajima, China and South-east Asia: Strategic Interests and Policy Prospects, Adelphi Paper, Nr. 
172, London 1981, S. 21. 
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dem chinesischen Ministerpräsidenten Li Peng hatte dann im Dezember 1994 erstmals seit 

1988 ein hochrangiges Mitglied der Pekinger Führung das südliche Nachbarland besucht. 

Than Shwe flog darauf im Januar 1996 nach Peking. Im Dezember 2001 weilte mit Jiang Ze-

min erstmals seit dem Besuch von Li Xiannian 1985 wieder ein chinesischer Staatspräsident 

in Burma.1091 Zuvor hatten sich beide Seiten im Juni 2000 auf ein „Joint Statement of the 

People’s Republic of China and the Union of Myanmar on the Framework of Future Bilateral 

Relations and Cooperation“ geeinigt, in dem sie vor allem das Prinzip der Nichteinmischung 

in die Angelegenheiten souveräner Staaten betonten.1092 Andererseits ist China zum größten 

Waffenlieferanten Burmas geworden.1093 Die Rüstungsgüter werden in erster Linie zur Be-

kämpfung der zahlreichen ethnischen Widerstandsbewegungen eingesetzt und dienen damit 

primär der Herrschaftskonsolidierung der Militärjunta. Eine relevante externe Bedrohung liegt 

– abgesehen von gelegentlichen kleineren Grenzgefechten mit thailändischen Einheiten – 

nicht vor. 1990 hatte Burma von China eine erste Waffenlieferung im Wert von 1,2 Mrd. US-

Dollar erhalten, zu der auch Kampfflugzeuge der Typen F-6 und F-7 gehört haben sollen. 

1994 folgte die Überlassung von Helikoptern, gepanzerten Fahrzeugen, Feldgeschützen, AK-

47-Sturmgewehren, Patrouillenbooten und weiteren Ausrüstungsgegenständen im Wert von 

400 Mio. US-Dollar.1094 Experten schätzen, daß Burma in den 90er Jahren Militärgüter sowie 

Hilfe für Infrastrukturmaßnahmen im Gesamtwert von 3 Mrd. US-Dollar aus China erhalten 

hat.1095 Im Februar 2002 trafen darüber hinaus fünf chinesische Kriegsschiffe an der burmesi-

schen Küste ein, die von der Militärjunta geordert worden waren. Die Vereinbarung beider 

Seiten sah zudem vor, daß Mitglieder der chinesischen Seestreitkräfte die Ausbildung ihrer 

burmesischen Kameraden übernehmen. Beobachter vermuten, daß die Übergabe der fünf 

Kriegsschiffe Teil eines 2001 vereinbarten Rüstungspakets mit einem Volumen von  1 Mrd. 

US-Dollar ist.1096 Bereits seit 1991 sollen sich chinesische Militärberater in Burma befin-

den.1097 Im Frühjahr 2004 sollen beide Seiten ein Abkommen geschlossen haben, in dem der 

                                                 
1091  Vgl. Agence France Presse, China’s Jiang visits Myanmar with India looming on the horizon, 11. Dezember 

2001 (online). 
1092  Die Erklärung findet sich in: Xinhua News Agency, Full text of joint statement by China, Burma, 6. Juni 

2000 (online). 
1093  Vgl. zur militärischen Kooperation beider Seiten in den 90er Jahren Donald M. Seekins, Burma-China Re-

lations. Playing with Fire, in: Asian Survey, Nr. 6, Juni 1997, S. 534 – 536. 
1094  Vgl. Leah Makabenta, China – Burma: Red Star over Rangoon worries Southeast Asia, in: IPS-Inter Press 

Service, 10. Januar 1995 (online). 
1095  Vgl. Peter Kammerer, China, India hold key to Myanmar, in: South China Morning Post, 20. Juni 2003 (on-

line). 
1096  Vgl. Democratic Voice of Burma, Burma: Warships ordered from China arrive, 8. Februar 2002 (online). 
1097  Vgl. IISS, China’s ambitions in Myanmar. India steps up countermoves, Strategic Comments, Nr. 6, Juli 

2000, S. 1 f. Peking und Rangun sollen u.a. im Januar 1997 ein Abkommen geschlossen haben, das die 
Ausbildung von 300 burmesischen Offizieren der Luft- und Seestreitkräfte vorsieht. Vgl. Vladimir Solnt-
sev, China, Myanmar sign new military cooperation accord, in: ITAR-TASS News Agency, 24. Januar 
1997 (online). 
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Militärjunta die kostenlose Auslieferung von ca. 1.000 militärischen Transportfahrzeugen zu-

gesagt worden ist.1098 Zum aktuellen Inventar der burmesischen Streitkräfte gehören aus chi-

nesischer Produktion der gesamte Bestand schwerer Kampfpanzer vom Typ 69 II – insgesamt 

100 Einheiten –, 55 gepanzerte Transportfahrzeuge, zehn Patrouillenboote sowie 50 Kampf-

flugzeuge vom Typ F-7.1099  

  China gewährt seinem Partner aber auch im Bereich der Entwicklungshilfe Unterstützung. 

Jiang Zemin bot z.B. während seines Besuches in Burma im Dezember 2001 ein Investitions- 

und Hilfspaket in Höhe von 100 Mio. US-Dollar an.1100 Als Than Shwe wiederum im Januar 

2003 das Reich der Mitte besuchte, erhielt er eine Kreditzusage von 200 Mio. US-Dollar für 

Entwicklungshilfe.1101 China hat von 2001 bis 2004 insgesamt 85 burmesische Polizeioffizie-

re in einer Polizeiakademie in der Provinz Yunnan ausgebildet.1102 Chinesische Firmen sollen 

in Burma an 800 Entwicklungsprojekten mit einem Volumen von 2,1 Mrd. US-Dollar betei-

ligt sein.1103 Angesichts der westlichen Sanktionspolitik sind diese Unterstützungsleistungen 

nicht zu unterschätzen.  

  Das Handelsvolumen hat sich von 1997 bis 2005 nur zögerlich entwickelt und stieg von 

643 Mio. US-Dollar auf 1,209 Mrd. US-Dollar an (der Hongkong-Faktor spielt in diesem Fall 

kaum eine Rolle). Das Reich der Mitte konnte dabei – gemessen am Gesamtumfang der öko-

nomischen Austauschbeziehungen – durchweg einen hohen Handelsüberschuß erzielen. Im 

Vergleich zum wichtigsten Handelspartner Burmas, Thailand, das 2005 insgesamt 43,91 % 

der Ausfuhr des Nachbarlandes (Gesamtexport: 3,696 Mrd. US-Dollar) aufnahm, erreichte 

China als Absatzgebiet mit 6,75 % nur den dritten Platz hinter Indien. Bei den Lieferländern 

Burmas lag China allerdings vor Thailand und Singapur an erster Stelle. Die Importe aus dem 

Reich der Mitte betrugen 2005 insgesamt 28,81 % der Einfuhr der Militärjunta (Gesamtim-

porte: 3,57 Mrd. US-Dollar). China zählt damit – insbesondere vor dem Hintergrund der west-

lichen Sanktionspolitik – zu den wichtigsten Wirtschaftspartnern Burmas.1104 Aus der Per-

spektive der Volksrepublik fallen die Gewichtungen hingegen anders aus: Der Anteil der chi-

                                                 
1098   Vgl. Democratic Voice of Burma, Burma to Import over 100 Military Trucks from China, 20. Mai 2005 

(online). 
1099  Vgl. IISS (2004): S. 184. 
1100  Vgl. Breckon (Januar 2002): S. 60. 
1101  Vgl. Lyall Breckon, China-Southeast Asia Relations: Focus is Elsewhere, but Bonds Continue to Grow, in: 

Comparative Connections, Nr. 1, April 2003, S. 70. 
1102  Vgl. Xinhua News Agency, China, Myanmar meet on combating transnational crimes, 12. Januar 2005 

(online). 
1103  Vgl. The Myanmar Times, Burma, China sign 21 Agreements, 30. März 2004 (online). Xinhua Financial 

News, Hu Jintao says China will promote bilateral relations with Myanmar, 25. August 2003 (online). 
1104  Vgl. IMF (2006): S. 346 f. Die prozentualen Berechnungen ergeben sich nicht aus den Tabellenwerten, 

sondern aus den IMF-Daten zu Burma. Die Tabelle gibt Handelsströme aus der Sicht Chinas und Hong-
kongs wieder. Der IMF verwendet bei der Bilanzierung des wirtschaftlichen Austauschs zweier Staaten in 
den jeweiligen nationalen Statistiken z.T. erheblich voneinander abweichende Daten. 
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nesischen Exporte nach Burma an der Gesamtausfuhr des Reiches der Mitte (762,337 Mrd. 

US-Dollar) lag 2005 lediglich bei 0,12 %, jener der Importe (660,218 Mrd. US-Dollar) bei 

0,04 %.1105 Auch im Bereich der FDI gehört das südliche Nachbarland nicht zu den bevorzug-

ten Partnern Chinas. Von 1995 bis 2004 investierten Firmen aus dem Reich der Mitte ledig-

lich 18,4 Mio. US-Dollar in Burma. Unter Berücksichtigung von FDIs aus Hongkong müßten 

allerdings 329 Mio. US-Dollar hinzugerechnet werden.1106 
 

 

Tabelle 15:  Handel Chinas und Hongkongs mit Burma 1997 – 2005 (in Mio. US-Dollar) 

 
 China – Burma Hongkong – Burma 

 Volumen Exporte Importe Balance Volumen Exporte Importe Balance 

2005 1.209 935 274 661 84 36 48 - 12 

2004 1.146 939 207 732 84 44 40 4 

2003 1.078 908 170 738 73 44 29 15 

2002 862 725 137 588 89 64 25 39 

2001 632 498 134 364 92 64 28 36 

2000 621 496 125 371 121 89 32 57 

1999 508 407 101 306 101 64 37 27 

1998 595 533 62 471 91 46 45 1 

1997 643 570 73 497 122 71 51 20 

 
International Monetary Fund, Direction of Trade Statistics. Yearbook 2006, Washington D.C. 2006, S. 134, 138. International Monetary 
Fund, Direction of Trade Statistics. Yearbook 2004, Washington D.C. 2004, S. 132, 136.  
 

 

Fraglich ist in diesem wie in anderen Fällen, wie zuverlässig die angegebenen Daten sind 

bzw. sein können. Auseinandergehende Angaben zu Handelsvolumina könnten z.B. darauf 

zurückzuführen sein, daß Geschäfte, in denen die Militärjunta importierte Güter mit Naturali-

en bezahlt, unterschiedlich bilanziert werden. Unklar ist zudem, wie der Schwarzhandel im 

Grenzgebiet zu China in der Handelsbilanz erfaßt wird. Westliche Beobachter gehen davon 

aus, daß mittlerweile bis zu einer Million Chinesen in Burma leben sollen, womit es in den 

vergangenen Jahren zu einer erheblichen Wanderungsbewegung gekommen wäre.1107 Da-

durch sind Verbindungen entstanden, die zu einer Belebung des Grenzhandels beigetragen 

haben dürften – und die nur schwer statistisch zu erfassen sind.  
                                                 
1105  Vgl. IMF (2006): S. 133 – 136. 
1106  Vgl. ASEAN Secretariat (November 2005): S. 164 f. 
1107  Vgl. Bangkok Post, Thai paper outlines China’s concerns about Burma, 15. Februar 2006. 
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  Auch 2007 galt, was Donald M. Seekins bereits 1997 festgestellt hatte: „In terms of eco-

nomic and military as well as moral support, Beijing provided SLORC with the means for re-

gime survival.“1108 Die westliche Isolationspolitik hat ganz maßgeblich dazu beigetragen, daß 

Peking und Rangun fast schon zwangsläufig näher zueinander finden mußten. China ist an 

seinem Nachbarn aus drei geostrategischen Gründen interessiert:  
 

• Das Reich der Mitte versucht, den südasiatischen Konkurrenten Indien durch enge Bezie-

hungen zu Pakistan und Burma einzurahmen, um auf diese Weise dessen (mögliche) Ver-

suche der machtpolitischen Ausdehnung zu begrenzen. Diese Vorgehensweise wird von 

Beobachtern als „Zangenbewegung“ interpretiert – organisiert von einem Staat, der sich 

selbst immer wieder als Opfer einer Einkreisungsstrategie sah und sieht. Der nordöstlich 

Bangladeschs gelegene Teil Indiens wäre in einer militärischen Auseinandersetzung von 

mehreren Seiten angreifbar, soweit es China in einer Krisensituation gelingt, Kampfflug-

zeuge im Westen Burmas zu stationieren. Ihr Operationsradius würde sich durch Abstütz-

punkte im Nachbarland um 600 km bis 700 km erweitern. Das Reich der Mitte soll in der 

Vergangenheit bereits am Ausbau der Flugplätze in Mandalay, Meiktila und Pegu mitge-

wirkt haben.1109 Im Mai 2003 berichteten indische Medien, daß China sich an der Errich-

tung eines Flughafens beteiligt, der auf burmesischem Territorium in der Nähe des Bun-

desstaates Nagaland liegt.1110 Peking soll der Armee Ranguns zudem geholfen haben, vier 

elektronische Horchposten am Golf von Bengalen zu errichten, namentlich in Man-aung, 

Hainggyi, Zadetkyi und auf der Großen Coco-Insel.1111 Ziel Chinas ist offensichtlich, mili-

tärische Bewegungen Indiens im Golf von Bengalen zu beobachten. Von besonderer Be-

deutung ist die Große Coco-Insel. Seit 1992 gibt es Berichte darüber, daß China auf dieser 

einen Horchposten errichtet hat.1112 Zuvor hatte ein westlicher Spionagesatellit eine Radar-

antenne auf der Großen Coco-Insel entdeckt. Im November 2002 soll Burma mit chinesi-

scher Hilfe seine maritime Präsenz auf dem Inselkomplex ausgebaut haben.1113 Die Große 

Coco-Insel liegt weniger als 60 km nordöstlich der Andamanen, die zusammen mit den 

Nikobaren zu den Außenposten Indiens gehören.1114 Letztlich bleiben Ausführungen zu 

                                                 
1108  Seekins (1997): S. 526. 
1109  Vgl. David I. Steinberg, Burma/Myanmar and the Dilemmas of U.S. Foreign Policy, in: Contemporary 

Southeast Asia, Nr. 2, August 1999, S. 290. 
1110  Vgl. Breckon (Juli 2003): S. 79. 
1111  Vgl. Bertil Lintner, Burma Road. China’s economic push southward worries neighbours, in: Far Eastern 

Economic Review, 6. November 1997, S. 16. 
1112  Vgl. Japan Economic Newswire, China Reported Constructing Naval Base in Myanmar, 17. September 

1992 (online). IISS (Juli 2000): S. 2. Es ist gleichwohl umstritten, in welchem Umfang China diese Anlagen 
zur autonomen Nachrichtengewinnung nutzt. Vgl. Tin Maung Maung Than (2003): S. 197 f. 

1113  Vgl. The Hindu, Chinese Help for Myanmar Naval Facilities, 26. Dezember 2002 (online). 
1114  Vgl. Prakash Nanda, Unified Command Strategic Significance of the Andamans, in: The Statesman, 18. 

Oktober 2002 (online). Burma hatte bereits frühzeitig zurückgewiesen, daß China die Große Coco-Insel zu 
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diesem Thema aber vage, wie Andrew Selth gezeigt hat. Selbst Indien hatte 2005 erklärt, 

daß es weder einen chinesischen Horchposten auf einer burmesischen Insel noch chinesi-

sche Marinebasen an der burmesischen Küste gebe. Selth hält es zwar für möglich, daß Pe-

king Rangun beim Bau militärischer Anlagen geholfen habe, aber: „It is unlikely that any 

Chinese military personnel are permanently based in Burma or directly operate any intelli-

gence collection stations there.“1115 
 

• Bereits seit Jahren wird China unterstellt, über Burma Zugang zum Golf von Bengalen er-

langen zu wollen. Dazu gehört angeblich der Versuch, die chinesische Provinz Yunnan    

über Landwege und den Irrawaddy-Fluß mit der burmesischen Küsteninsel Kyaukpyu zu 

verbinden. China soll an dieser Stelle die Errichtung eines Tiefseehafens planen.1116 Radio 

Free Asia berichtete im Jahr 2000, daß Peking am Bau von zwei maritimen Stützpunkten 

beteiligt sei.1117 Der Presse ist seit geraumer Zeit zu entnehmen, daß China Burma gehol-

fen haben soll, einen Tiefseehafen in Hainggyi zu bauen.1118 Der geostrategische Gewinn 

eines solchen Unterfangens liegt auf der Hand: Wenn es chinesischen Marineeinheiten ge-

lingt, auf einer dauerhaften Basis burmesische Häfen für Reparaturmaßnahmen sowie für 

logistische Zwecke anzulaufen, wäre ein wesentlicher Baustein für eine künftige blue wa-

ter navy gelegt. Maritime Einheiten der PLA könnten dann einerseits von zwei Seiten 

Druck auf die militärstrategisch bedeutsame Straße von Malakka ausüben. Andererseits 

müßten sie sich nicht, soweit sie im Indischen Ozean eingesetzt werden, erst wieder an die 

chinesische Küste begeben, um dort Proviant und Treibstoff aufzunehmen oder Repara-

turmaßnahmen durchführen zu lassen. Ob und in welchem Umfang China bereits Hafenan-

lagen an der burmesischen Küste nutzen kann, ist unklar. Dies gilt auch für die Frage, wel-

che Rolle der über 2.000 km lange Fluß Irrawaddy, der südlich Bhamos den größten Teil 

des Jahres auf ca. 1.700 km schiffbar ist,1119 in diesem Vorhaben spielen wird. Beobachter 

vermuten, daß er „nicht nur Handels-, sondern auch kleineren Kriegsschiffen die direkte 

Fahrt von China in den Indischen Ozean erlauben [könnte], eine Fahrt, die ausschließlich 

durch myanmaisches Territorium führen würde.“1120 Offiziell bekannt ist hingegen, daß 

                                                                                                                                                         
militärischen Zwecken nutzen würde. Vgl. AAP Newsfeed, Asia: Burma denies China using its island base, 
6. Mai 1998 (online). 

1115  Andrew Selth, Chinese Military Bases in Burma: The Explosion of a Myth, Griffith Asia Institute, Regional 
Outlook Paper, Nr. 10, Brisbane 2007, S. 22. 

1116   Vgl. Lintner (06.11.1997): S. 16 f. IISS (Juli 2000): S. 2. 
1117  Vgl. Kammerer (20.06.2003). 
1118  Vgl. Makabenta (10.01.1995). 
1119  Vgl. Stichwort „Irrawaddy“, in: Der Brockhaus (2003). 
1120  Günter Siemers, „Gelenkte Demokratie“ für Myanmar, in: Internationale Politik, Nr. 2, Februar 2003, S. 53. 

Siemers weist allerdings darauf hin, daß auch eine Ausbaggerung einer der Flußlinien des Irrawaddy ver-
mutlich nicht dazu beitragen würde, daß Fregatten der PLA direkt von Südchina in den Golf von Bengalen 
fahren könnten, da diese einen zu großen Tiefgang hätten. Vgl. Siemers (2004): S. 183. Jürgen Haacke geht 
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China 80 % der Kosten für den Bau eines Tiefseehafens im pakistanischen Gwadar getra-

gen hat, die insgesamt 250 Mio. US-Dollar betrugen. Nachdem der Hafen im März 2007 

eröffnet worden ist, plant Peking, vor Ort zusätzlich einen größeren Flughafen zu bauen. 

Soweit die Interpretation zutrifft, daß China langfristig beabsichtigt, Erdölimporte vom 

Persischen Golf militärisch schützen zu können, würde es mit Gwadar zumindest nördlich 

des Arabischen Meeres über einen Abstützpunkt verfügen.1121 
 

• Schließlich versucht China, die Provinzen Yunnan und Sichuan über Land- und Seewege 

Burmas ökonomisch besser mit dem Indischen Ozean und damit Südasien sowie dem west-

lichen Südostasien zu verbinden.1122 Ziel ist u.a., Erdöl und Ergas über burmesisches Ge-

biet zu transportieren, etwa in Form von Pipelines oder Tankern auf dem Irrawaddy, um 

die Abhängigkeit von der amerikanisch kontrollierten Malakka-Straße zu reduzieren. Der-

artige Überlegungen könnten an den hohen Transportkosten scheitern.1123 Nichtsdestotrotz 

haben sich beide Seiten im Dezember 2005 auf ein Memorandum of Understanding geei-

nigt, durch das China 6,5 Billionen Kubikfuß Erdgas erwirbt. Es soll von einem burmesi-

schen Offshorefeld via überirdische Pipeline nach Kunming geleitet werden.1124 Im Juni 

2007 bestätigte die Militärjunta dieses Vorhaben.1125 
 

Auch wenn China für Burma der wichtigste sicherheitspolitische Partner ist, wird es nicht von 

bedingungsloser Loyalität der Militärjunta ausgehen können. Die Souveränitätsvorstellungen 

Ranguns dürften einerseits eine dauerhafte ausländische Militärpräsenz im eigenen Land aus-

schließen.1126 Andererseits mußte China in den vergangenen Jahren hinnehmen, daß es seinen 

fast exklusiven Zugang zu Burma verloren hat. Die Militärjunta ist dazu übergegangen, ihre 

außenpolitischen Beziehungen zu diversifizieren.1127 Dabei konnte sie gegenüber Indien dar-

                                                                                                                                                         
ebenfalls davon aus, daß der Irrawaddy nur von kleineren Schiffen genutzt werden kann. Vgl. Jürgen 
Haacke, Myanmar’s Foreign Policy. Domestic influences and international implications, Adelphi Paper, Nr. 
381, London, Juni 2006, S. 30. Vgl. zu dieser Debatte auch Wayne Bert, Burma, China and the U.S.A., in: 
Pacific Affairs, Nr. 2, Sommer 2004, S. 267 f. 

1121  Vgl. Bernhard Imhasly, Peking etabliert Stützpunkte in Südasien, in: Die Presse, 23. März 2007 (online). 
Henry Chu, China’s footprint in Pakistan; A new port is a boon locally, a potential military asset for Beijing 
and a worry to the U.S., in: Los Angeles Times, 1. April 2007 (online). Siehe auch Sunanda K. Datta-ray, 
The latest Version of the Great Game: India and China, in: International Herald Tribune, 21. April 2005 
(online).  

1122  Vgl. Rodney Tasker, Bertil Lintner, Danger: Road Works Ahead, in: Far Eastern Economic Review, 21. 
Dezember 2000, S. 26 f. 

1123  Vgl. Dörffel (2003): S. 374. 
1124  Vgl. Tim Johnson, China embraces Myanmar regime and $1.2B in trade: ‘25th province’: Beijing resists 

global efforts to end military dictatorship, in: The Financial Post, 11. März 2006 (online). The Daily Star, 
China deal threatens Bangladesh-India-Burma gas project, 15. Januar 2006 (online). 

1125  Vgl. Robert Sutter, Chin-Hao Huang, China-Southeast Asia Relations: China’s Activism Faces Persistent 
Challenges, in: Comparative Connections, Nr. 2, Juli 2007, S. 90. 

1126  Vgl. Tin Maung Maung Than (2003): S. 207 f. Dörffel (2003): S. 372. 
1127  Dies gilt insbesondere für die Beziehungen Ranguns zu Moskau und Neu-Delhi als Ergänzung zu den engen 

Kontakten, die zu Peking aufgebaut wurden. Gerhard Will interpretiert die Diversifizierung der burme-
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auf aufbauen, daß dieses seit 1993 bestrebt ist, engere Kontakte zu Burma herzustellen. Die 

Annäherung beider Seiten findet Ausdruck in gegenseitigen hochrangigen Besuchen. Im No-

vember 2000 war General Maung Aye, Vizepräsident des SPDC, zu Gast in Neu-Delhi. Im 

Februar 2001 besuchte Außenminister Jaswant Singh Burma. Dies war der hochrangigste in-

dische Entscheidungsträger, der seit dem Besuch von Ministerpräsident Rajiv Gandhi 1987 im 

Nachbarstaat zu Gast war. Im Oktober 2004 reiste wiederum mit General Than Shwe erstmals 

seit dem Besuch Ne Wins 1984 wieder ein burmesisches Staatsoberhaupt nach Indien.1128 Mit 

A.P.J. Abdul Kalam besuchte dann im März 2006 das erste indische Staatsoberhaupt Burma. 

Die Seestreitkräfte Ranguns und Neu-Delhis nehmen mittlerweile sogar an gemeinsamen 

multilateralen Militärmanövern teil. Im Rahmen der von Indien organisierten Übung MILAN 

2006 kam es dabei zum Besuch einer burmesischen Korvette in Port Blair auf den Andama-

nen.1129 Auch die Beziehungen zu Moskau wurden ausgebaut: 1995 besuchte mit General Tin 

Oo, Chef des Generalstabes des Heeres, erstmalig ein Vertreter des SLORC Rußland.1130 

2001 erhielt Rangun zehn Kampfflugzeuge vom Typ MiG-29.1131 Zu den Ursachen dieser 

Aufträge gehört auch die Vermutung, daß Burma mit der Qualität der gelieferten chinesischen 

Waffen unzufrieden ist. Im Mai 2002 unterzeichneten Rangun und Moskau zudem ein Ab-

kommen zum Bau eines nuklearen Forschungsreaktors.1132 Im April 2006 war mit General 

Maung Aye der seit über 40 Jahren ranghöchste Politiker des südostasiatischen Landes zu 

Gast in Rußland.1133 

  Trotz dieser Vorbehalte und der Diversifizierungsbestrebungen der burmesischen Außen-

politik ist eine merkliche Lockerung der engen Bande mit dem Reich der Mitte nicht zu kon-

statieren.1134 Dies liegt auch schlicht daran, daß beide Seiten weiterhin auf eine Demokratisie-

rung ihrer politischen Systeme verzichten und es deshalb nicht zu substantiellen Streitigkeiten 

                                                                                                                                                         
sischen Außenpolitik aus einer machtpolitischen Perspektive: „Cleverly using the differences between these 
three countries to their advantage, the Burmese military obtained a high degree of support from all three 
sides.“ Gerhard Will, Case Study: Burma, Paper zum „Third Europe-Southeast Asia Forum – Southeast 
Asian Security: Challenges and Structures“, Berlin, 13. – 15. Dezember 2004, S. 5. Vgl. auch Ian Storey, 
Burma’s Relations with China: Neither Puppet nor Pawn, in: China Brief, Nr. 3, 7. Februar 2007, S. 7 – 10. 

1128   Vgl. zu den Hintergründen der Beziehungen zwischen Peking, Neu-Delhi und Rangun Andrew Selth, Bur-
ma and the Strategic Competition between China and India, in: The Journal of Strategic Studies, Nr. 2, Juni 
1996, S. 213 – 230. Dörffel (2003): S. 370 – 383. 

1129  Vgl. zu den Beziehungen zwischen Indien und Burma Haacke (2006): S. 33 – 39. 
1130   Vgl. William Barnes, Burma shifts from reliance on China, in: Financial Times, 14. November 1995 (onli-

ne). 
1131  Auch vor diesem Hintergrund ist Burma an Kontakten zu den indischen Streitkräften interessiert, da diese 

über Ausbildungsexpertise für die MiG-29 verfügen. Vgl. Dörffel (2003): S. 381. 
1132  Vgl. Ralph A. Cossa, Regional Overview: Powell Speaks … Was Anyone Listening?, in: Comparative 

Connections, Nr. 2, Juli 2002, S. 13. Siehe auch Democratic Voice of Burma, Burmese analyst sees grow-
ing military cooperation with Russia, 5. April 2006 (online). 

1133  Vgl. Südostasien aktuell, Nr. 3/2006, S. 98 f. 
1134  Tin Maung Maung Than bewertet die Beziehungen wie folgt: „Under the present military junta this ‘spe-

cial’ relationship has developed further into the closest ever in history driven by convergence of interests 
under taxing circumstances in their relations with the West.“ Tin Maung Maung Than (2003): S. 207. 
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in Wert- und Systemfragen kommen kann. Im Gegensatz zum Westen hat Peking z.B. bis 

heute den Hausarrest von Aung San Suu Kyi nicht verurteilt.1135 Indem China Staaten wie 

Burma protegiert, trägt es dazu bei, daß sich die politischen Systeme der ASEAN-Mitglieder 

nicht zu einseitig westlichen Standards annähern. Es dürfte dadurch zudem eine sichere 

Stimme in der südostasiatischen Staatenvereinigung gewonnen haben.1136 Rangun kann sich 

gleichermaßen der Solidarität Pekings sicher sein, was dieses demonstrativ im Juli 2005 vor-

führte. Nachdem die USA durchsetzen konnten, daß die Führung des SPDC auf den ASEAN-

Vorsitz 2006 verzichtet, entschloß sich der chinesische Außenminister Li Zhaoxing kurzer-

hand, nicht am ARF-Treffen in Vientiane teilzunehmen, sondern flog statt dessen direkt zu 

Gesprächen mit der Militärjunta nach Rangun. Peking verhinderte zudem im Januar 2007 eine 

Verurteilung Ranguns durch den UN-Sicherheitsrat.1137 China signalisierte damit erneut seine 

strikte Ablehnung der Einmischung Dritter in die inneren Angelegenheiten Burmas.1138 

Wayne Bert stellt deshalb völlig zu Recht fest: „The relations of the two powers [USA and 

China, M.W.] with Myanmar represent the structural antagonism that separates the US and 

China in Asia.“1139  

  Rangun betreibt somit gegenüber Peking eindeutig eine Politik des bandwagoning, zumal 

alternative Deutungen wie jene Denny Roys nicht überzeugen. Dieser weist darauf hin, daß 

Burma in seiner Geschichte immer wieder versucht habe, gegenüber China und Indien einer 

Politik der Äquidistanz zu folgen. Zwar erkennt er an, daß Peking erheblichen Einfluß auf 

Rangun habe und daß dieses zu einem Klientelstaat des Reiches der Mitte geworden sei. Die 

westliche Sanktionspolitik habe jedoch dazu geführt, daß Burma gar nichts Anderes übrig ge-

blieben sei, als sich an China anzulehnen. Da die Militärjunta folglich keine freie Wahl beses-

sen habe, „we cannot conclude that this is a case of bandwagoning for survival.“1140 So richtig 

diese Zusammenhänge sind, erscheint das Verständnis von „Anlehnung“ doch sehr einseitig. 

Gemäß Roy liegt bandwagoning nur im Falle einer freien Willensentscheidung vor. Damit 

stellt er Kernannahmen des systemischen Realismus auf den Kopf, der davon ausgeht, daß 

                                                 
1135  Kong Quan, Sprecher des chinesischen Außenministeriums, sagte dazu: „The question of Aung San Suu 

Kyi is very clear: it belongs to the internal affairs of Myanmar and it’s between the government of Myan-
mar and the opposition party“. Zit. n. Agence France Presse, US Official Condemns China’s Stance on 
Burma, 16. Juli 2003 (online). 

1136  „Given Beijing’s support for the Yangon regime, Myanmar could be reluctant to join any ASEAN consen-
sus to censure China, or could be pressured by Beijing into not doing so.“ Jeannie Henderson, Reassessing 
ASEAN, Adelphi Paper, Nr. 328, London, Mai 1999, S. 61. 

1137  Vgl. dazu Kapitel 7/II/10. 
1138  Li Zhaoxing hatte zuvor am Treffen der ASEAN Plus Three in Vientiane teilgenommen. Sein Verzicht auf 

das ARF-Treffen dürfte auch damit zusammenhängen, daß die Außenminister der USA, Japans und Indiens 
der Veranstaltung ebenfalls fernblieben. Vgl. Ralph A. Cossa, Regional Overview: Six-Party Progress 
Helps Give Peace a Chance, in: Comparative Connections, Nr. 3, Oktober 2005, S. 5 f. 

1139  Bert (2003): S. 205. 
1140  Roy (2005): S. 319. 
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Staaten den Zwängen des internationalen Systems unterworfen sind, also gerade nicht über 

die Möglichkeit verfügen, nach Belieben zu entscheiden. Ob bandwagoning vorliegt oder 

nicht, ist eine Frage der beobachtbaren Politik – und nicht abweichender Präferenzen der Ent-

scheidungsträger des Staates, die möglicherweise unter anderen Umständen ausschlaggebend 

gewesen wären.  

  Vorstellbar wäre des weiteren, die sichtbaren Bemühungen Burmas, seine Beziehungen zu 

Indien und Rußland auszubauen, dahingehend zu interpretieren, daß sich die Militärjunta vom 

Einfluß der chinesischen Regierung zu lösen gedenkt.1141 Sinnvoller erscheint dagegen fol-

gende Deutung: Rangun diversifiziert seine Außenpolitik, um seinen Handlungsspielraum im 

Rahmen der Politik des bandwagoning gegenüber Peking zu erweitern. Ähnliche Motive dürf-

ten vorsichtiger Kritik Chinas an der Militärjunta zugrunde liegen, um deren Zuverlässigkeit 

nicht nur durch Zeichen der Solidarität, sondern auch durch gezielten Druck zu gewährlei-

sten.1142 Die chinesische Burma-Politik gehört daher zu den langfristig größten sicherheits-

strategischen Herausforderungen der USA in Südostasien. Der maritime Vorstoß in Richtung 

Golf von Bengalen könnte, wenn die PLA eines Tages über hinreichend durchhaltefähige 

Seekriegsmittel verfügt, die derzeitige Monopolstellung der amerikanischen Marine über die 

Kontrolle der Seewege östlich- und westlich der Malakka-Straße in Frage stellen. Peking 

würde im Konfliktfall mit Washington zudem über die zumindest theoretische Option verfü-

gen, über Rangun auf den amerikanischen Verbündeten Bangkok Druck auszuüben.  

 

                                                 
1141  In diesem Zusammenhang weisen Beobachter auch darauf hin, daß China nach der Entlassung General 

Khin Nyunts im Oktober 2004 einen seiner wichtigsten Verbündeten im SPDC verloren habe. Angeblich 
befürchtet die chinesische Regierung, daß der zweite Mann Burmas, General Maung Aye, der Indien sehr 
wohlgesonnen sein soll, nun stärker an Einfluß gewinnt. Vgl. Bangkok Post, Thai paper outlines China’s 
concerns about Burma, 15. Februar 2006. Sollte China über die Entlassung von General Khin Nyunt tat-
sächlich verärgert sein, dann würde dies auch erklären, warum dessen Nachfolger im Amt des Ministerprä-
sidenten, General Soe Win, erst im Februar 2006 zu einem Antrittsbesuch in Peking empfangen wurde. 
Mohan Malik weist hingegen darauf hin, daß es sich Burma nicht leisten können, Probleme mit jenem Land 
zu haben, das als einziges in der Lage sei, seine Sicherheit zu gefährden: China. Peking könnte z.B. Rebel-
lengruppen innerhalb des südlichen Nachbarlandes unterstützen, um die Militärjunta unter Druck zu setzen. 
China habe ein hohes Interesse an engen Beziehungen zu Burma: „Since influence over Burma is the key to 
China’s future strategy for South and Southeast Asia, Beijing will use all means available to keep Burma 
under its thumb.“ Mohan Malik, Regime Shake-up in Rangoon: A Setback for Beijing?, in: China Brief, Nr. 
2, 18. Januar 2005. 

1142  In der ARF-Erklärung vom 18. Juni 2003, die Peking als Mitglied des Sicherheitsforums automatisch mit-
getragen hat, heißt es z.B. ganz im Sinne amerikanischer Forderungen: „They [the Ministers, M.W.] urged 
Myanmar to resume its efforts of national reconciliation and dialogue among all parties concerned leading 
to a peaceful transition to democracy.“ ASEAN Secretariat, Chairman’s Statement. The Tenth Meeting of 
ASEAN Regional Forum, Phnom Penh, 18. Juni 2003. 
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e)  Ost-Timor 

Der jüngste und unbedeutendste Akteur Südostasiens ist das 2002 unabhängig gewordene 

Ost-Timor. Von 1520 bis 1975 wurde es von Portugal regiert, das seine Macht nur vorüberge-

hend an Großbritannien (1812-1815) und Japan (1942-1945) abgeben mußte. Seit 1951 gehör-

te es als „Portugiesisch-Timor“ zu den Überseeprovinzen Lissabons. Ende 1975 besetzten 

Truppen Jakartas die Teilinsel, die 1976 als 27. Provinz dem indonesischen Staatsverband an-

gegliedert wurde. Nach langem Widerstand der Zentralregierung ließ diese im August 1999 

unter Aufsicht der UNO ein Referendum zu, in dem sich die Bürger Ost-Timors für die Un-

abhängigkeit aussprachen. Es folgten Unruhen, deren Drahtzieher vermutlich hohe indonesi-

sche Offiziere waren. Die bürgerkriegsähnlichen Zustände wurden durch die internationale 

Streitmacht International Force East Timor (INTERFET) beendet. Bis zur Unabhängigkeit 

des neuen Staates im Mai 2002, der seitdem den Namen „Timor-Leste“ führt, stand das Ge-

biet unter UN-Verwaltung. Erster Präsident der neuen Republik wurde José Alexandre „Xa-

nana“ Gusmão, Führer der ehemaligen Unabhängigkeitsbewegung Fretilin.1143 

  In der Vergangenheit hatte China zunächst die Annexion der ehemaligen portugiesischen 

Kolonie durch Indonesien verurteilt. Nach den Unruhen von 1999 setzte es sich dann für eine 

UN-Mission auf Ost-Timor ein, sofern Jakarta dem zustimmte.1144 Bereits unmittelbar im An-

schluß an das Referendum vom August selbigen Jahres sprach sich China für die staatliche 

Unabhängigkeit der einstigen indonesischen Provinz aus.1145 Nach Auffassung von Mohan 

Malik lagen der Politik Pekings zum damaligen Zeitpunkt folgende Motive zugrunde: China 

habe die Unterdrückung der Kommunistischen Partei Indonesiens und die Unterdrückung der 

chinesischen Minderheit in den 60er Jahren nicht vergessen, weshalb es die Abspaltung Ost-

Timors vom Archipelstaat unterstützte. Mit Indonesien werde zudem jener regionale Akteur 

geschwächt, den Staaten wie Australien als Bollwerk gegen eine Ausdehnung des chinesi-

schen Einflusses in Südostasien betrachten würden. Malik zieht daraus den Schluß, daß 

„China believes that a weak, divided and isolated Indonesia serves Beijing’s strategic interests 

well.“1146 

  Nach der Unabhängigkeit Ost-Timors hat China kontinuierlich gefordert, daß die UNO 

und die internationale Gemeinschaft die Unabhängigkeit des neuen Staates unterstützen müß-

                                                 
1143  Vgl. zur Geschichte Ost-Timors Sonny Inbaraj, East Timor. Blood and Tears in Asean, Chiang Mai 1995. 

Vgl. zur Rolle der UNO in Ost-Timor Michael G. Smith (with Moreen Dee), Peacekeeping in East Timor. 
The Path to Independence, Boulder – London 2003. Vgl. zu jüngsten Entwicklungen Anthony L. Smith, 
Timor Leste. Strong Government, Weak State, in: ISEAS (2004): S. 279 – 294. 

1144  Vgl. Xinhua News Agency, Envoy to UN says China open-minded on Timor peacekeeping, 8. September 
1999 (online). 

1145  Vgl. Luisetta Mudie, China’s reaction on Timor aimed at boosting role of United Nations, in: Agence 
France Presse, 17. September 1999 (online). Xinhua News Agency, China on Establishing UNTAET in 
East Timor, 25. Oktober 1999 (online). 

1146  Mohan Malik, China’s canny strategy in East Timor, in: The Japan Times, 9. Oktober 1999 (online). 
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ten.1147 Dazu gehört auch die Zusage Pekings, zum Aufbau einer eigenständigen Armee von 

Timor-Leste beitragen zu wollen.1148 Das Reich der Mitte beteiligte sich zudem an der UN-

Mission durch die Abstellung von Polizeikräften. 2002 nahm China als erster Staat überhaupt 

mit Timor-Leste diplomatische Beziehungen auf, das im Dezember 2004 seine Botschaft in 

der chinesischen Hauptstadt eröffnete.1149 Zu einer vorübergehenden Trübung der Beziehun-

gen trug die Rebellion von Teilen der osttimoresischen Streitkräfte im Mai 2006 bei. China 

veranlaßte darauf die umgehende Evakuierung von 246 von insgesamt ca. 500 Bürgern der 

Volksrepublik, die sich in Timor-Leste aufhielten.1150 

  Ost-Timor spielt machtpolitisch in und um Südostasien keine Rolle, wenngleich seine In-

tegration in die Region u.a. durch Aufnahme in das ARF im Juli 2005 vorangetrieben worden 

ist. Heute ist der elfte Staat Südostasiens für das Reich der Mitte lediglich insofern interes-

sant, als er sich wiederholt zum Ein-China-Prinzip bekannt hat. Um diesen diplomatischen 

Vorteil gegenüber Taipeh aufrechtzuerhalten, zielt die Diplomatie Pekings darauf ab, auf Dili 

kontinuierlich über Hilfsgelder Einfluß auszuüben. So bot China Ost-Timor im Januar 2000   

6 Mio. US-Dollar Unterstützungsgelder an.1151 Als Gusmão Anfang Juni 2006 zu einem 

Staatsbesuch in Peking weilte, machte die chinesische Führung weitere Zusagen. Dazu gehört 

der Bau der Gebäude für den Präsidenten sowie für das Außenministerium Ost-Timors. Mit 

diesen Maßnahmen dürfte u.a. bezweckt werden, in regionalen wie überregionalen Institutio-

nen eine weitere Stimme an das chinesische Lager zu binden.1152 

  Washington wird es schwer haben, Dili gegen Peking zu instrumentalisieren. Der Klein-

staat dürfte nicht vergessen haben, daß es 1975 China war, das gegen die indonesische Inter-

vention protestierte, während der amerikanische Außenminister Henry Kissinger stillschwei-

gende Duldung der Annexion signalisiert hatte. Auch vor diesem Hintergrund dürfte Außen-

minister José Ramos-Horta am 11. Juli 2002 erklärt haben, daß China der „closest possible al-

ly“1153 Ost-Timors sei. Peking ist es allerdings nicht gelungen, zum bevorzugten Partner Dilis 

zu werden.1154 Auf der außenpolitischen Agenda Ost-Timors stehen Australien und Indonesi-

en an vorderster Stelle. Dadurch befindet sich das Land zumindest mehrheitlich auf der Seite 

der USA. Ost-Timor betreibt somit gegenüber China kein eindeutiges bandwagoning. 

                                                 
1147  Vgl. Xinhua News Agency, China’s UN Envoy Calls for Continued Support for East Timor, 16. Oktober 

2003 (online). 
1148  Vgl. Xinhua News Agency, China Offers to Help Build up East Timor Army, 2. Juli 2002 (online). 
1149  Vgl. Xinhua News Agency, East Timor Foreign Minister meets China’s Tang Jiaxuan, 14. Dezember 2004 

(online). 
1150  Vgl. Xinhua General News Service, China Focus: Chinese back home from East Timor by chartered plane, 

30. Mai 2006 (online). 
1151  Vgl. China Daily, China: Help promised for East Timor, 26. Januar 2000 (online). 
1152  Vgl. Sutter (Juli 2006): S. 84. 
1153  Zit. n. Breckon (Oktober 2002): S. 61. 
1154  Vgl. Ian Storey, China and East Timor: Good, But Not Best Friends, in: China Brief, Nr. 14, 5. Juli 2006, S. 

3 – 6. 
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3.  Schwächung von Eckpfeilern der Einkreisung 

Thailand, Malaysia, Singapur, die Philippinen, Indonesien und Brunei unterstützen in Südost-

asien in unterschiedlicher Intensität die Vornepräsenz der US-Streitkräfte. Gemäß den Kriteri-

en dieser Arbeit betreiben sie damit gegenüber China eine Politik des balancing. Die nachfol-

genden Ausführungen sollen zeigen, ob und in welchem Umfang es dem Reich der Mitte ge-

lungen ist, durch intensive Kooperationsbeziehungen die hier unterstellte Gegenmachtbildung 

der genannten Akteure abzuschwächen. 

 

a)  Thailand 

Das Königreich Thailand bestand in den vergangenen knapp 700 Jahren aus nur zwei Dyna-

stien. Das 1350 gegründete Herrscherhaus von Ayutthaya ging erst 1767 unter, als es von 

Burma erobert wurde. Dem folgte die 1782 begründete Chakri-Dynastie, die bis heute andau-

ert und der seit 1946 König Bhumibol Adulyadej (Rama IX.) vorsteht.1155 In der kurzen Zeit 

zwischen den Dynastien war es ausgerechnet ein chinesischstämmiger General namens Tak-

sin, der mit den Resten der von Burma besiegten Streitkräfte in den Süden floh, wo er sich 

1768 zum König ausrief und den neuen Herrschern Widerstand leistete. Das Land der Thai 

war mit dem großen Nachbarn im Norden in der Vergangenheit die üblichen Tributbeziehun-

gen eingegangen. Aber weder die Dynastie von Ayutthaya noch jene von Chakri gerieten je 

unter chinesische Vorherrschaft.1156 Das heutige Thailand löste sich vielmehr bereits im 19. 

Jahrhundert von seinen mit China eingegangenen, tributären Verpflichtungen.1157 

  Thailand, das bis 1939 noch Siam hieß, ist der einzige Akteur Südostasiens, der nicht ko-

lonisiert wurde, auch wenn es dazu einzelne Gebiete hatte abtreten müssen. Seine Unabhän-

gigkeit bewahrte es sich insbesondere durch eine auf Ausgleich mit den Kolonialmächten be-

dachte Außenpolitik. 1855 hatte das Land einen Freundschaftsvertrag mit Großbritannien ab-

geschlossen. Ein Jahr später folgten Handelsabkommen mit den USA und Frankreich. Bang-

kok nutzte die Interessengegensätze zwischen Paris und London aus, die 1896 eine Garantie-

erklärung für die Unabhängigkeit Siams abgegeben hatten. Im Zweiten Weltkrieg stellte sich 

Thailand ab 1941 auf die Seite Japans und gewährte diesem Transit- und Stationierungsrech-

te. Als sich die Niederlage Nippons abzeichnete, wechselte das Königreich 1944 erneut die 

                                                 
1155  Vgl. zur aktuellen Bedeutung des Königs Marco Bünte, Das thailändische Königtum: Stabilitätsanker und 

Legitimitätsreserve des politischen Systems, in: Südostasien aktuell, Nr. 3/2006, S. 29 – 38. 
1156  Vgl. zu diesen und den weiteren Ausführungen zur Vergangenheit des Königreichs Helmut Fessen, Hans-

Dieter Kubitschek, Geschichte Thailands, Münster – Hamburg 1994. 
1157  Siam führte 1853 seine letzte Tributmission nach China durch. 1882 kündigte es die Tributbeziehungen ge-

genüber dem chinesischen Kaiser offiziell auf. Vgl. Michael R. Chambers, ‘The Chinese and the Thais are 
Brothers’: the evolution of the Sino-Thai friendship, in: Journal of Contemporary China, November 2005, 
S. 602 f. 
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Seiten. Indem es die 1941 im Krieg gegen Frankreich eroberten laotischen und kambodscha-

nischen Gebiete sowie Teile Burmas und Malayas, die es 1943 im Windschatten Japans be-

setzt hatte, zurückgab, stimmte es die USA milde. Bangkok avancierte während des Ost-

West-Konflikts zum engen Verbündeten Washingtons. Die Macht lag seit dem Staatsstreich 

von 1932, der aus der absoluten eine konstitutionelle Monarchie machte, weitgehend in den 

Händen der Generäle. Ihr Einfluß wurde erst durch die Regierung Chuan Leekpais, der 1992 

die Parlamentswahlen gewonnen hatte, zurückgedrängt. 2001 wurde Thaksin Shinawatra zum 

neuen Ministerpräsidenten gewählt, der nach einer innenpolitischen Krise im April 2006 zu-

rücktrat und die Amtsgeschäfte darauf zunächst in geschäftsführender Funktion leitete.1158 Im 

September 2006 wurde Thaksin im Zuge eines unblutigen Militärputsches abgesetzt. Neuer 

Ministerpräsident ist der von der militärischen Führung des Landes gestützte Surayud Chula-

nont. 

  Nach dem Zweiten Weltkrieg verschlechterte sich das Verhältnis Chinas zu Thailand. 

Bangkok stand während der amerikanischen Kriege in Korea und Vietnam auf der Seite Wa-

shingtons. Die USA hatten Truppen auf thailändischem Boden stationiert, die China minde-

stens bis zum Besuch Nixons in Peking 1972 als Bedrohung wahrnahm. Peking zeigte zudem 

offen Sympathie für Widerstandsgruppen im Land des südlichen Nachbarn, die ihren Kampf 

gegen die Regierung in Bangkok richteten. Zu den Guerillaverbänden gehörte u.a. die Com-

munist Party of Thailand (CPT). Auch nach der Aufnahme diplomatischer Beziehungen im 

Juli 1975 unterstützte das Reich der Mitte zumindest verbal kommunistische Insurgenten.1159 

Dies geschah nach Auffassung von Michael E. Chambers, um Thailand einzuschüchtern und 

für seine Haltung im Indochina-Konflikt abzustrafen, nicht jedoch, um die Regierung zu stür-

zen. Peking konnte so zudem einem Szenario vorbeugen, in dem Hanoi Einfluß auf die CPT 

gewinnt und versucht hätte, das Königreich zu destabilisieren.1160 Zu einer Wende kam es erst 

im Juli 1979, als Peking die CPT zwang, die Arbeit ihres von Südchina aus agierenden Rund-

funksenders einzustellen. In den folgenden Jahren sank die Bedeutung der Kommunisten auf-

grund mangelnder Unterstützungsleistungen aus dem Reich der Mitte.1161 Die Lage der chine-

sischen Minderheit, deren Angehörige im Vergleich zur Situation in anderen südostasiati-

schen Staaten relativ gut in die thailändische Gesellschaft integriert sind, bot hingegen kaum 

Anlaß zu Streitigkeiten. 

                                                 
1158  Vgl. Gerhard Will, Thailand vor schwierigen Herausforderungen. Der Rücktritt von Ministerpräsident 

Thaksin läßt wichtige Fragen offen, SWP-aktuell, Nr. 25, Mai 2006. Südostasien aktuell, Nr. 3/2006, S. 102 
f.  

1159  Vgl. Tajima (1981): S. 18 f. 
1160  Vgl. Chambers (2005): S. 605, 611. 
1161  Vgl. Wilfried A. Herrmann, Die regionale Rolle Thailands. Von der „national resilience“ zu einer treiben-

den Kraft in Südostasien, Münster 1996, S. 147 f. 
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  Nach dem Einmarsch Vietnams in Kambodscha 1978 verbesserten sich dann die chine-

sisch-thailändischen Beziehungen schlagartig. Im November, nur einen Monat vor dem An-

griff der Truppen Hanois auf das Land der Khmer, war mit dem stellvertretenden Ministerprä-

sidenten Deng Xiaoping erstmalig ein hochrangiger Politiker aus dem Reich der Mitte zu Gast 

in Thailand. Hier zeigte sich erneut, wie pragmatisch die Außenpolitik Chinas sein kann, 

wenn es um die Eindämmung einer übergeordneten Bedrohung – des unter sowjetisch-

vietnamesischer Vorherrschaft stehenden Indochinas – geht. Peking verfolgte dabei drei Inter-

essen: Es benötigte, erstens, die Zusage des Königreiches, dessen Territorium als Tran-

sitstrecke zur Unterstützung des kambodschanischen Widerstandes nutzen zu können. Die 

Regierung in Bangkok soll dazu bereits 1979 die Genehmigung erteilt haben.1162 Zweitens 

herrschte im Reich der Mitte die Sorge vor, daß Thailand das nächste Opfer des vietnamesi-

schen Expansionismus werden könnte.1163 Während eines Besuches in Thailand im Januar 

1983 hatte der Generalstabschef der PLA, Yang Dezhi, daher angekündigt, daß „if Vietnam 

dares to make an armed incursion into Thailand, the Chinese Army will not stay idle. We will 

give support to the Thai people to defend their country.“1164 Diese Aussage konnte in die Nä-

he einer Sicherheitsgarantie gerückt werden. Michael Yahuda bezeichnete die Chinesen des-

halb zum damaligen Zeitpunkt als „de facto allies of Thailand“1165. Zunächst ging es jedoch 

um eine Stärkung der thailändischen Verteidigungsfähigkeit, weshalb sich die Pekinger Füh-

rung ab 1985 zum Export umfassender Rüstungsgüter an das Nachbarland entschied. Zum 

Lieferumfang gehörten u.a. gepanzerte Transportwagen, Luftabwehrgeschütze, Panzerab-

wehrwaffen, Kampfpanzer vom Typ 69, U-Boote der Romeo-Klasse, Fregatten der Jianghu-

Klasse sowie Kampfflugzeuge vom Typ F-7.1166 Die thailändische Verteidigungsfähigkeit 

wurde durch diese Exporte maßgeblich gestärkt. Wie ernst es Peking mit dieser Politik war, 

ist daran ablesbar, daß die gelieferten Waffensysteme nach chinesischen Standards zum tech-

nologisch Hochwertigsten gehörten, was die Volksrepublik damals aufzubieten hatte. Bates 

Gill merkt dazu an: „Typically, such weapons have been made available only to China’s clos-

                                                 
1162  China soll Kambodscha jährlich Waffen im Wert von ca. 80 Mio. US-Dollar geliefert haben. Vgl. Möller 

(1998): S. 167. 
1163  An der thailändisch-kambodschanischen Grenze war es bereits im Juli 1977, also noch während der Herr-

schaft des später mit China verbündeten Pol Pots, zu Grenzgefechten gekommen. Vgl. Parreñas (1988): S. 
149. 

1164  Zit. n. R. Bates Gill, China looks to Thailand. Exporting Arms, Exporting Influence, in: Asian Survey, Nr. 
6, Juni 1991, S. 528. Tatsächlich war es Mitte der 80er Jahre zumindest zu kleineren Vorstößen vietnamesi-
scher Truppen auf thailändisches Territorium gekommen, die ungeahndet blieben. Vgl. Gareth Porter, 
Cambodia: Sihanouk’s Initiative, in: Foreign Affairs, Nr. 4, Frühjahr 1988, S. 823. 

1165  Michael Yahuda, The International Politics of the Asia-Pacific, 1945-1995, London – New York 1996, S. 
211. 

1166  Vgl. dazu ausführlich Gill (1991): S. 528 – 535. 
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est clients and allies.“1167 China hoffte schließlich, und dies ist das dritte Interesse, durch eine 

enge Kooperation mit Thailand nicht nur die Beziehungen zur ASEAN zu verbessern, son-

dern insgesamt die strategische Position des Reiches der Mitte in Südostasien auszubauen. 

  Nach dem Rückzug Vietnams aus Kambodscha, dem Untergang der Sowjetunion und der 

Annäherung Hanois an die ASEAN verloren die chinesisch-thailändischen Beziehungen ihr 

strategisches Fundament. Dies hat jedoch nicht zu einer Beziehungsverschlechterung geführt, 

wenngleich Bangkok heute vor allem die enge militärische Zusammenarbeit zwischen Peking 

und Rangun mit Sorge betrachtet. China und Thailand profitieren weiterhin davon, keine 

Grenzkonflikte bzw. Inselstreitigkeiten in der Südchinesischen See zu haben. Über die Jahre 

haben sich intensive Kontakte auf allen wichtigen Ebenen gehalten. Eine deutliche Verbesse-

rung der gemeinsamen Beziehungen wurde aber vor allem im Zuge der Asienkrise von 1997 

erreicht. China stand dem arg in Bedrängnis geratenen Thailand bei, indem es 1 Mrd. US-

Dollar zum Hilfspaket des IWF beitrug.  

  Daß Peking in Bangkok einen besonders wichtigen Partnerstaat sieht, wurde deutlich, als 

es im Februar 1999 mit dem Königreich als erstem aller südostasiatischen Staaten ein Rah-

menabkommen abschloß, in dem Leitlinien zur Gestaltung der gemeinsamen Beziehungen im 

21. Jahrhundert festgehalten wurden. Für China war dabei von besonderem Interesse, daß sich 

Thailand zu einer multipolaren Weltordnung bekannte.1168 Die Nähe beider Seiten wurde auch 

deutlich, als der chinesische Präsident Jiang Zemin dem Königreich im September 1999 einen 

Staatsbesuch abstattete. Vor dem National Cultural Center hielt er dabei eine Grundsatzrede 

zur Außenpolitik Chinas, in der er deutliche Vorwürfe gegenüber den USA erhob: „Hegemo-

nism and power politics still exist and have even developed in the international political, eco-

nomic and security fields. The new ‘Gunboat Policy’ and the economic neo-colonialism pur-

sued by some big powers have severely undermined the sovereign independence and the de-

velopment interests of many small- and medium-sized countries, and have threatened world 

peace and international security.“1169 Daß er diese Rede ausgerechnet auf dem Boden eines 

langjährigen Verbündeten der USA gehalten hat, konnte Washington nur als Affront Bang-

koks begreifen. Im Umfeld des Besuchs waren zudem symbolische Zeichen gesetzt worden: 

Jiang Zemin war 1999 als einziger ausländischer Würdenträger direkt von König Bhumibol 

Adulyadej eingeladen und von diesem persönlich am Flughafen empfangen worden (norma-

lerweise kommt es erst im Palast zu einer ersten Begegnung mit dem König). China dürfte 

                                                 
1167  Ebd., S. 533. 
1168  Vgl. Shannon Tow, Southeast Asia in the Sino-U.S. Strategic Balance, in: Contemporary Southeast Asia, 

Nr. 3/2004, S. 449. 
1169  Jiang Zemin, Enhance Good Neighbourliness and Friendship and Build a Better Future Together, Bangkok, 

3. September 1999, in: Südostasien aktuell, Nr. 6/1999, S. 559. 
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sich zudem darüber gefreut haben, daß kurz vor dem Staatsbesuch, am 27. August 1999, der 

ehemalige thailändische Ministerpräsident Anand Panyarachun (1991-1992) gesagt hatte, 

Bangkok möge Peking dazu ermuntern, eine größere Rolle im asiatisch-pazifischen Raum zu 

spielen, um den amerikanischen Einfluß auszubalancieren.1170 

  Das gute Verhältnis beider Seiten wird durch zahlreiche wechselseitige, hochrangige Be-

suche dokumentiert. Zur Feier des 25jährigen Bestehens diplomatischer Beziehungen unter-

strich z.B. die thailändische Königin Sirikit die Wertschätzung für den großen Nachbarn, in-

dem sie im Oktober 2000 erstmalig nach China reiste. Der neue Außenminister der Regierung 

Thaksin, Surakiat Sathirathai, absolvierte seinen ersten Auslandsbesuch jenseits Südostasiens 

im März 2001 in Peking, um auf diese Weise zu signalisieren, „that we greatly emphasize our 

ties with China.“1171 Im Gegenzug beschrieb Ministerpräsident Zhu Rhongji seinen Aufent-

halt in Thailand im Mai 2001 als „visit between family members“1172 – ein Bild, das auch von 

anderen Führungspersönlichkeiten beider Seiten immer wieder benutzt wird.1173 Hintergrund 

sind u.a. enge familiäre Verbindungen zwischen der thailändischen Elite und dem Reich der 

Mitte. Schätzungen gehen davon aus, daß 60 % bis 80 % der Mitglieder des Parlaments des 

Königreichs chinesische Vorfahren haben.1174 Dies gilt auch für den damaligen Ministerpräsi-

denten Thaksin Shinawatra1175 und mehrere seiner Vorgänger wie z.B. Banharn Silpa-Archa 

(1995-1996) und Chuan Leekpai (1992-1995, 1997-2001). Der Gründer und Führer der Partei 

Thai Rak Thai (TRT) weilte erstmalig in seiner Funktion als Ministerpräsident im August 

2001 in Peking. Als er erneut im Februar 2003 im Reich der Mitte zu Gast war, bezeichnete er 

Thailand als aufrichtigsten Freund Chinas.1176 Im Januar 2004 erweiterte Thaksin diese Priori-

tätensetzung und hob im Rahmen einer Überarbeitung der Außenpolitik seines Landes Indien 

und China als wichtigste Staaten der thailändischen Diplomatie hervor.1177 Während seines 

Besuchs in Peking Ende Juni/Anfang Juli 2005 sprachen beiden Seiten von einer „strategic 

                                                 
1170  Vgl. Sheldon Simon, U.S.-ASEAN Relations: Relations with Vietnam and the East Timor Tragedy, in: 

Comparative Connections, Nr. 2, Oktober 1999, S. 37. 
1171  Zit. n. Thayer (April 2001): S. 64. 
1172  Zit. n. Lyall Breckon, U.S.-ASEAN Relations: Wanted: More Attention from the United States, in: Com-

parative Connections, Nr. 2, Juli 2001, S. 53. 
1173  Im Vorfeld des Besuchs von Li Peng in Bangkok im September 2002 erklärte z.B. Uthai Pimchaichon, 

Präsident der thailändischen Nationalversammlung, daß „Thailand-China relations have been on good terms 
like sister countries.“ Zit. n. Huangheng Yang Qingchuan Huangyong, Interview: Closer Thailand-China 
ties to create win-win situation: top Thai lawmaker, in: Xinhua General News Service, 1. September 2002 
(online). Dato Zakaria Ahmad bezeichnet Thailand als Teil von „Greater China“. Dies erkläre die engen 
Beziehungen beider Staaten. Die thailändische Elite sei chinesisch geprägt. Enge Beziehungen beider Seiten 
seien daher normal. Interview des Verfassers mit Dato Zakaria Ahmad, Executive Director, HELP Univer-
sity College, Kuala Lumpur, 13. Oktober 2005. 

1174  Vgl. Tyler Marshall, Southeast Asia’s new best friend. China is making impressive economic inroads 
among nations where the U.S. once had all the clout, in: Los Angeles Times, 17. Juni 2006 (online). 

1175  Vgl. Thai Press Reports, Thailand: Prime Minister visits ancestral home in China, 26. Juli 2005 (online). 
1176  Vgl. Breckon (April 2003): S. 69. 
1177  Vgl. Breckon (April 2004): S. 74. 
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partnership“, die Peking und Bangkok verbinde.1178 Thailand unterstützt zudem die Position 

Chinas in den kritischen Fragen Taiwan, Tibet und Falun Gong mit Nachdruck. Peking ver-

fügt demnach über hinreichend Anreize, symbolische Gesten zu erwidern: So führte Hu Jintao 

seine erste Reise als chinesischer Staatspräsident im Oktober 2003 nach Thailand. Nach dem 

Militärputsch vom September 2006 hat Peking an hochrangigen Treffen beider Seiten fest-

gehalten. Ende Mai 2007 wurde Ministerpräsident Surayud Chulanont von seinem Kollegen 

Wen Jiabao in China empfangen. Bei dieser Gelegenheit wurde u.a. der „Joint Action Plan on 

China-Thailand Strategic Cooperation“ unterzeichnet.1179 Zu einer weiteren Verbesserung der 

Beziehungen könnte es infolge der Abdankung des derzeitigen Generalsekretärs der ASEAN, 

Ong Keng Yong, kommen, dessen fünfjährige Amtszeit 2007 endet. Thailand ist turnusgemäß 

an der Reihe, einen Nachfolger zu bestimmen.1180 Peking könnte dann in den Beziehungen 

zur ASEAN von seinem guten Draht nach Bangkok profitieren. 

  Auch das Verhältnis zwischen den Streitkräften beider Seiten kann als gut bezeichnet wer-

den. Grundlage sind die erwähnten Kontakte vor allem aus den 80er Jahren. Noch heute gehö-

ren Rüstungsgüter aus chinesischer Produktion wie etwa 50 eingelagerte Kampfpanzer vom 

Typ 69 oder vier von insgesamt zwölf aktiv eingesetzten Fregatten (je zwei Jianghu III bzw. 

Jianghu IV) zum Waffenarsenal des Königreiches.1181 Im Juni 1998 hatten sich Bangkok und 

Peking auf ein militärisches Kooperationsprogramm geeinigt, das erst 2010 ausläuft.1182 Thai-

land hat ein starkes Interesse daran, von China bei der Wartung und Reparatur seiner vormals 

erworbenen Rüstungsgüter unterstützt zu werden. Eine entsprechende Zusage hatte Minister-

präsident Thaksin Shinawatra während seines Besuches in Peking im August 2001 von Jiang 

Zemin erhalten.1183 Im September 2003 bot China Thailand einen Kredit in Höhe von 600 

Mio. US-Dollar für den Kauf von Waffen und Ersatzteilen an. Peking hatte entsprechende 

Angebote zu Vorzugspreisen in der Vergangenheit mehrfach vorgebracht. Offensichtlich mit 

Blick auf Washington wies Verteidigungsminister Thammarak Issarangkura na Ayudhaya 

darauf hin, daß sein Land künftig möglicherweise verstärkt chinesische Waffen einkaufen 

müsse, da Rüstungsgüter anderer Staaten zu teuer seien.1184 Bereits sein Vorgänger, Chawalit 

Yongchai, hatte Washington irritiert, als er im Mai 2001 Gespräche in Peking führte und als 
                                                 
1178  Vgl. Ronald N. Montaperto, China-Southeast Asia Relations: Building Integration?, in: Comparative Con-

nections, Nr. 3, Oktober 2005, S. 75. 
1179  Vgl. The Nation, Thai-China bond unshakeable, 1. Juni 2007 (online). 
1180  Vgl. The Nation, Burma’s inactiveness in political reform „nightmare for ASEAN“, 12. Juni 2006 (online). 
1181  Vgl. IISS (2004): S. 190 f. 
1182   Vgl. Julaporn Euarukskul, Thailand, in: Asia Pacific Security Outlook 1999, Tokyo – New York 1999, S. 

175. 
1183  Vgl. Carlyle A. Thayer, China-Southeast Asia Relations: Developing Multilateral Cooperation, in: Com-

parative Connections, Nr. 3, Oktober 2001, S. 73. 
1184  Vgl. Wassana Nannuam, China offers to sell Thailand US $ 600 million worth of weapons in instalments, 

in: World News Connection, 8. September 2003 (online). 
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Grund für seine Reise angab, mit seinen Gastgebern militärstrategische Fragen im Lichte 

jüngster verteidigungspolitischer Planungen der USA diskutieren zu wollen.1185 2004 kündig-

te das Königreich dann jedoch an, keine neuen Waffensysteme aus der Volksrepublik einfüh-

ren zu wollen.1186 Daran scheint auch das Angebot Pekings, Bangkok 3 Mio. US-Dollar Ver-

günstigungen für die Wartung chinesischer Waffensysteme gewähren zu wollen, nichts geän-

dert zu haben.1187 Die Beziehungen der Streitkräfte sollen weiter ausgebaut werden, was u.a. 

während eines Treffens zwischen dem chinesischen Verteidigungsminister, Cao Gangchuan, 

und seinem Gast, dem Oberbefehlshaber der thailändischen Streitkräfte, Ruengroj Mahasara-

nond, im Mai 2006 bekräftigt worden ist.1188 Im Rahmen dieses Prozesses gingen z.B. im De-

zember 2005 ein chinesischer Zerstörer samt Versorgungsschiff im thailändischen Hafen Sat-

tahip vor Anker. Beide Seiten nutzten die Gelegenheit für ein gemeinsames Rettungsmanöver 

der Seestreitkräfte im Golf von Thailand.1189 Seit 2002 gibt es zudem jährliche Sicherheitsge-

spräche in Form der Sino-Thai Security Consultative Conference. 

  Das Handelsvolumen beider Seiten ist von 3,593 US-Dollar in 1998 auf 21,813 Mrd. US-

Dollar in 2005 angestiegen, womit es sich mehr als versechsfacht hat. Unter Berücksichtigung 

des Hongkong-Faktors würde sich sogar ein Volumen von insgesamt von 30,64 Mrd. US-

Dollar ergeben. Das chinesische Festland hatte dabei durchweg ein Handelsdefizit aufzuwei-

sen, das sich in jenem Zeitraum auf 6,175 Mrd. US-Dollar beinahe verfünffachte. Nur die 

USA und Japan nahmen 2005 mehr thailändische Produkte auf als China, in das 8,28 % der 

Ausfuhr des Königreichs (Gesamtexport: 110,104 Mrd. US-Dollar) gingen. Bei den Liefer-

ländern Thailands liegt China nach Japan sogar an zweiter Stelle. Die Importe aus dem Reich 

der Mitte betrugen 2005 insgesamt 9,44 % der Einfuhr des ehemaligen Siams (Gesamtimport: 

118,191 Mrd. US-Dollar).1190 Peking ist für Bangkok einer der wichtigsten Handelspartner, 

                                                 
1185  Vgl. Breckon (Juli 2001): S. 53. 
1186  Vgl. Thai Press Reports, Thailand not to purchase new weapons from China, 1. November 2004 (online). 

Die bisher einzige Ausnahme ist ein Memorandum of Understanding, das beide Seiten im Mai 2005 abge-
schlossen haben. Es sieht die Lieferung von 97 gepanzerten Fahrzeugen des Typs WMZ 551 im Wert von 
51,3 Mio. US-Dollar vor. Vgl. Thai Press Reports, Thailand-China agree on fruits for armoured vehicles 
deal, 17. Mai 2005 (online). IISS (2005): S. 314. Im Dezember 2005 wurde bekannt, daß China 96 gepan-
zerte Transportfahrzeuge liefert und dafür 100.000 Tonnen getrocknete Früchte erhält. Vgl. Robert Sutter, 
China-Southeast Asia Relations: Emphasizing the Positive; Continued Wariness, in: Comparative Connec-
tions, Nr. 4, Januar 2006, S. 76. 

1187  Erste Berichte für ein solches Angebot stammen aus dem Jahr 1996. China hat seine Offerte 2004 wieder-
holt. Vgl. Agence France Presse, China offers military aid to Thailand for first time, 18. April 1996 
(online). 

1188  Vgl. Xinhua News Agency, Chinese, Thai military leaders vow to develop bilateral military ties, 22. Mai 
2006 (online). 

1189  Vgl. Sutter (Januar 2006): S. 76. 
1190  Vgl. IMF (2006): S. 477 – 479. Die prozentualen Berechnungen ergeben sich nicht aus den Tabellenwerten, 

sondern aus den IMF-Daten zu Thailand. Die Tabelle gibt Handelsströme aus der Sicht Chinas und Hong-
kongs wieder. Der IMF verwendet bei der Bilanzierung des wirtschaftlichen Austauschs zweier Staaten in 
den jeweiligen nationalen Statistiken z.T. erheblich voneinander abweichende Daten. 
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was in umgekehrter Richtung nur sehr begrenzt gilt. Der Anteil der chinesischen Exporte nach 

Thailand an der Gesamtausfuhr des Reiches der Mitte (762,337 Mrd. US-Dollar) lag 2005 le-

diglich bei 1,03 %, jener der Importe (660,218 Mrd. US-Dollar) bei 2,12 %.1191 

 

 

Tabelle 16:  Handel Chinas und Hongkongs mit Thailand 1997 – 2005 (in Mrd. US-Dollar) 

 
 China – Thailand Hongkong – Thailand 

 Volumen Exporte Importe Balance Volumen Exporte Importe Balance 

2005 21,813 7,819 13,994 - 6,175 8,827 2,843 5,984 - 3,141 

2004 17,344 5,802 11,542 - 5,74 7,523 2,652 4,871 - 2,219 

2003 12,655 3,828 8,827 - 4,999 6,574 2,304 4,270 - 1,966 

2002 8,558 2,959 5,599 - 2,64 5,952 2,155 3,797 - 1,642 

2001 7,217 2,504 4,713 - 2,209 5,368 1,852 3,516 - 1,664 

2000 6,623 2,243 4,380 - 2,137 5,437 1,837 3,6 - 1,763 

1999 4,216 1,436 2,780 - 1,344 4,497 1,555 2,942 - 1,387 

1998 3,593 1,17 2,423 - 1,253 4,345 1,473 2,872 - 1,399 

1997 3,507 1,502 2,005 - 0,503 5,235 1,867 3,368 - 1,501 

 
International Monetary Fund, Direction of Trade Statistics. Yearbook 2006, Washington D.C. 2006, S. 134, 138. International Monetary 
Fund, Direction of Trade Statistics. Yearbook 2004, Washington D.C. 2004, S. 132, 136.  
 

 

Entsprechend niedrig ist auch der Anteil der getätigten FDIs. Von 1995 bis 2004 haben chine-

sische Firmen lediglich 51,2 Mio. US-Dollar in Thailand investiert. Unter Hinzunahme der 

FDIs aus Hongkong, die bei knapp 2,5 Mrd. US-Dollar lagen, erhöht sich der Beitrag aller-

dings erheblich.1192 Bis 2010 streben beide Seiten ein Handelsvolumen von 30 Mrd. US-

Dollar an.1193 Dazu war u.a. ein Freihandelsabkommen geschlossen worden, das zum 1. Ok-

tober 2003 in Kraft getreten ist. Zu den besonderen künftigen Wirtschaftsprojekten gehört die 

Ankündigung Pekings, den Bau einer Erdölpipeline durch den Isthmus von Kra unterstützen 

zu wollen. Vor dem Hintergrund dieser insgesamt sehr engen Beziehungen beider Seiten ist 

Ronald N. Montaperto zu folgendem Fazit gelangt: „It can be argued that in many respects, 

                                                 
1191  Vgl. ebd., S. 133 – 136. 
1192  Vgl. ASEAN Secretariat (November 2005): S. 164 f. 
1193  Vgl. Asia Africa Intelligence Wire, Thailand and China set ambitious goal on bilateral trade expansion, 22. 

Juli 2004 (online). 
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Beijing is more closely integrated, albeit informally, with Thailand than with any other nation 

in Southeast Asia.“1194 

  Auf dem südostasiatischen Festland ist die chinesische Thailand-Politik eine ganz offen-

sichtliche Herausforderung für die USA. Peking hat Bangkok in den vergangenen Jahren sy-

stematisch hofiert und sich dabei nicht als Bedrohung, sondern als Unterstützer des Nachbar-

landes aufgeführt. Julaporn Euarukskul stellte deshalb fest: „Thailand’s leaders occasionally 

express concern over China’s military power, but they do not perceive China as a security 

threat.“1195 Einzige Ausnahme dürfte die Zusammenarbeit Pekings mit der Militärjunta in 

Rangun sein, da es im burmesisch-thailändischen Grenzgebiet regelmäßig zu kleineren 

Scharmützeln kommt.1196 Für Bangkok ist dies allerdings auch ein zusätzliches Motiv, die Zu-

sammenarbeit mit dem großen Nachbarn im Norden zu suchen. Ziel der chinesischen Führung 

ist, die Loyalität Thailands als Bündnispartner der USA dahingehend abzuschwächen, daß 

dieses sich im Falle einer amerikanisch-chinesischen Konfrontation neutral verhält. Aus histo-

rischer Sicht hat das Reich der Mitte berechtigte Hoffnung, mit dieser Politik erfolgreich zu 

sein. Thailand hat in der Vergangenheit seine Unabhängigkeit vor allem durch eine geschickte 

Schaukelpolitik zwischen den Kolonial- und Großmächten bewahren können.1197 Dabei hat 

sich Bangkok mit jenem Akteur verbündet oder doch wenigstens zu arrangieren versucht, der 

über das Potential verfügte, die Sicherheit des Königreichs in Frage zu stellen. Daraus folgt, 

daß Thailand ein vitales Interesse an freundschaftlichen Beziehungen zu China hat. Richard 

Sokolsky, Angel Rabasa und C. R. Neu urteilen dementsprechend: „Thailand’s cultivation of 

close security relationships with China reflects in part a long-standing Thai tradition of ac-

commodating the region’s dominant power.“1198 Bangkok müßte daher unter den gegenwärti-

gen Bedingungen aus der Sicht Randall L. Schwellers vermutlich versuchen, gegenüber Pe-

king eine Politik des bandwagoning zu betreiben. 

                                                 
1194  Montaperto (Oktober 2005): S. 76. 
1195  Julaporn Euarukskul, Thailand, in: Asia Pacific Security Outlook 2001, Tokyo – New York 2001, S. 162. 

Siehe auch Goh (2005a): S. 17. Chulacheeb Chinwanno, Thailand, in: Goh (2005b): S. 65. 
1196  Auf der Seite des Königreichs sorgen u.a. regelmäßige Grenzgefechte zwischen Mitgliedern der United Wa 

State Army, die ca. 20.000 Kämpfer umfaßt, und thailändischen Truppen für Besorgnis. Rangun wirft 
Bangkok vor, die Shan State Army zu unterstützen, die in Auseinandersetzungen mit der UWSA verwickelt 
ist. Vgl. The Nation, Wave of refugees shows weakness in Wa army, 26. April 2006 (online). 

1197  Hanns Günther Hilpert und Gerhard Will sehen dieses Verhaltensmuster auch in der Gegenwart bestätigt: 
„Den größten, zugleich aber auch erfolgreichsten Spagat zwischen Washington und Peking vollzieht seit 
geraumer Zeit die Regierung Thailands in Bangkok.“ Hanns Günther Hilpert, Gerhard Will, China und 
Südostasien. Auf dem Weg zu regionaler Partnerschaft, SWP-Studie, Nr. 21, Berlin, August 2005, S. 18.  

1198  Sokolsky/Rabasa/Neu (2000): S. 35. In diesem Sinn äußerte sich auch Martin Stuart-Fox: „These days, Thai 
diplomats and academics claim that Thailand enjoys the best relation with China of any countries in South-
east Asia, despite its security arrangement with the United States. Thailand will not join a coalition opposed 
to China, and the Chinese know it.“ Stuart-Fox (2004): S. 134. Michael E. Chambers kommt ebenfalls zu 
folgendem Fazit: „[...] Thailand remains China’s most important friend in Southeast Asia.“ Chambers 
(2005): S. 620. 
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  Wenn es bislang zu einer solchen außenpolitischen Richtungsentscheidung noch nicht ge-

kommen ist, dann liegt dies vor allem daran, daß Thailand weiterhin an seinem Status als 

Bündnispartner der USA festhält.1199 Auch wenn die Beziehungen zwischen Bangkok und 

Peking geradezu herzlich sind, entspricht es den Prinzipien der Schaukelpolitik, auch mit Wa-

shington solide Beziehungen zu unterhalten.1200 Für Thailand ist dies der effektivste Weg, au-

ßenpolitischen Handlungsspielraum gegenüber beiden Seiten aufzubauen. Der Bewertung 

Shannon Tows ist daher zuzustimmen: „It is important to note […] that although Thailand has 

been influenced by China, it has not actually aligned with that power. […] Thailand has en-

gaged China but remains wary of becoming a Chinese satellite and has adjusted its strategies 

accordingly.“1201  

  Hinzu kommt – und auch dies steht im Gegensatz zur Annahme des bandwagoning –, daß 

nicht nur Thailand die Nähe Chinas sucht, sondern desgleichen Peking an engen Beziehungen 

zu Bangkok Interesse hat. Das Königreich hat sich für das Reich der Mitte als „launching 

point for several initiatives in the region“1202 erwiesen. Jiang hat seine erste große program-

matische Rede über das Verhältnis Chinas zum ASEAN-Raum in Bangkok gehalten; das erste 

Partnerschaftsabkommen mit Grundsatzcharakter wurde in Südostasien mit Thailand verein-

bart; und bereits während des Kalten Krieges hatte Peking seine Beziehungen zu Bangkok 

genutzt, um sein Verhältnis zur ASEAN zu verbessern. Gegen bandwagoning spricht zudem, 

daß es für Thailand nicht unproblematisch sein dürfte, daß nach Vietnam nun China versucht, 

seinen Einfluß auf Laos und Kambodscha auszudehnen – jene Staaten, die Bangkok traditio-

nell zu seiner Einflußsphäre rechnet.1203 Grundsätzlich besteht für das Königreich aber erst 

dann die Notwendigkeit, sich für eine Politik substantieller Gegenmachtbildung zu entschei-

den, wenn sich China in seiner Außenpolitik offen aggressiv gebärdet.1204 Solange dies nicht 

der Fall ist, wird es nur für sehr schwache Formen des balancing zur Verfügung stehen. Daß 

                                                 
1199  „These ties keep open a strategic option should China become a problem in the future.“ Roy (2005): S. 312. 
1200  Der Far Eastern Economic Review ordnete den Staatsbesuch Jiangs 1999 in Thailand deshalb wie folgt ein: 

„Thailand and most other Southeast Asian nations have too many security concerns about China’s growing 
power and too large an economic stake in close ties with the United Sates to embark on a fundamental dip-
lomatic shift.“ Bruce Gilley, Shawn W. Crispin, Gone Courting. But China can’t break the U.S. embrace, 
in: Far Eastern Economic Review, 16. September 1999, S. 20. 

1201  Shannon Tow (2004): S. 451. Diese Position teilt Bradley Mathews: „While unwilling to fall under a Chi-
nese sphere of influence, a consensus exists that good relations with China are a strategic asset.“ Bradley 
Mathews, Bangkok’s Fine Balance: Thailand’s China Debate, Special Assessment des Asia-Pacific Center 
for Security Studies, Honolulu, Dezember 2003, S. 14/7. 

1202  Chambers (2005): S. 621. Siehe auch ebd., S. 627. 
1203  So auch Goh (2005a): S. 18. Mathews (Dezember 2003): S. 14/7. 
1204  Kavi Chongkittavorn geht davon aus, daß Thailand nicht dauerhaft eine Äquidistanzpolitik wird betreiben 

können: „The notion that one can have their cake and eat it too is no longer tenable. When push comes to 
shove, Thailand might have to choose sides. It can ally with either the US or China; Thailand cannot have it 
both ways.“ Kavi Chongkittavorn, Relations with Asian giants hampered by lack of realism, in: The Nation, 
8. Mai 2006 (online). 
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dies so ist, kann als Erfolg chinesischer Außenpolitik betrachtet werden. Thailand ist daher 

gegenwärtig nur begrenzt geeignet, eine aktive Rolle im Rahmen einer gegen das Reich der 

Mitte gerichteten Einkreisungsstrategie einzunehmen. Die Herausforderung für die Bush-

Administration läßt sich damit in der Tagespolitik dahingehend konkretisieren, daß bei anhal-

tend guten chinesisch-thailändischen Beziehungen einer Vertiefung der amerikanisch-

thailändischen Verteidigungskooperation Grenzen gesetzt sein dürften. 

 

b)  Malaysia 

Die heutige territoriale Zusammensetzung Malaysias ist Ergebnis einer äußerst wechselhaften 

Geschichte.1205 Vom 7. bis 14. Jahrhundert stand das Gebiet unter der Herrschaft der indone-

sischen Großreiche Srivijaya und Majapahit. Zu einer wichtigen Keimzelle der weiteren Ent-

wicklung wurde dann das um 1400 gegründete Sultanat Malakka, das die Ausbreitung des Is-

lam förderte. Es folgten verschiedene europäische Kolonialherren. 1511 fiel Malakka an Por-

tugal, 1641 an die Niederlande und 1824 an Großbritannien. 1826 wurde es unter Londoner 

Oberhoheit zusammen mit Singapur und Penang zu den Straits Settlements zusammenge-

schlossen. Parallel dazu entstanden 1895 die Federated Malay States – eine Ansammlung bri-

tischer Protektorate, zu denen die Sultanate Perak, Selangor, Pahang und Negeri Sembilan 

gehörten. 1909 wurden zusätzlich die Unfederated Malay States gegründet. Zu ihnen gehörten 

die Sultanate Kedah, Perlis, Kelantan und Trengganu, die Siam auf britischen Druck in die 

Unabhängigkeit entlassen hatte, und ab 1914 auch Johor. Sie standen fortan de facto unter 

dem Schutz Londons, dessen Herrschaft auf Malaya von 1941 bis 1945 durch japanische Be-

satzung unterbrochen wurde. 1946 erfolgte ein wesentlicher Schritt zur Bildung des heutigen 

Staates: Aus den Straits Settlements, den Federated Malay States sowie den Unfederated Ma-

lay States wurde die Malayan Union geschaffen, wobei Singapur einen Sonderstatus erhielt; 

1948 wurde sie in Federation of Malaya umbenannt. 

  Bis zu diesem Zeitpunkt bestand das heutige Malaysia vor allem aus Malaya, einer Halb-

insel im Westen des Landes, das 1957 im Rahmen des Britischen Commonwealth seine volle 

Unabhängigkeit erhielt. Der nördliche Teil Borneos im Osten kam erst im Zuge der letzten 

Erweiterungsrunde von 1963, die zur Bildung der Föderation Malaysia führte, hinzu. Drei 

weitere Gebiete gehörten diesem Staat nun an: (1) Singapur, das der Gemeinschaft vollständig 

beitrat, sie aber bereits 1965 wegen ethnischer Spannungen zwischen Malaien und Chinesen 

wieder verließ. (2) Sarawak, das seit dem 15. Jahrhundert zum Sultanat Brunei gehörte, 1841 

                                                 
1205  Vgl. zur jüngeren Geschichte Malaysias Gordon P. Means, Malaysian Politics. The Second Generation, Ox-

ford – New York 1991. R. S. Milne, Diane K. Mauzy, Malaysian politics under Mahathir, London – New 
York 1999. 
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dem englischen Seefahrer James Brooke übertragen und von dessen Dynastie („Weiße Rad-

schas“) bis zum Einmarsch Japans 1941 regiert wurde. 1888 hatte Sarawak den Status eines 

britischen Protektorats erhalten, und erst von 1946 bis 1963 unterstand es direkt der britischen 

Krone. (3) Sabah, das wie Sarawak britisches Protektorat war und dann zur Kronkolonie wur-

de. Der Bestand des Staates Malaysia wurde zunächst von innen durch ethnische Auseinan-

dersetzungen, die zur Verhängung eines Ausnahmezustandes von 1969 bis 1971 führten, be-

droht. Außenpolitisch ging die größte Gefahr von Indonesien aus, das eine Konfrontationspo-

litik betrieb. Jakarta und Kuala Lumpur konnten sich im August 1966 auf ein Friedensab-

kommen einigen. Sabah wurde und wird zudem von den Philippinen beansprucht. Malaysia 

ist derzeit eine bundesstaatlich organisierte, parlamentarische Wahlmonarchie. Wichtigster 

Politiker des Landes war lange Jahre Mahathir bin Mohammed, der von 1981 bis 2003 das 

Amt des Ministerpräsidenten innehatte und auch die politisch dominierende United Malays 

National Organization (UMNO) führte. Nachfolger in beiden Ämtern ist Abdullah Ahmad 

Badawi. 

  Die Beziehungen Chinas zu Malaysia waren von 1948 bis 1989 insbesondere dadurch 

schwer belastet, daß sich die bereits 1930 gegründete Communist Party of Malaya (CPM) mit 

der Regierung in Kuala Lumpur einen heftigen Guerillakampf lieferte. Im Vergleich zu ande-

ren Rebellenbewegungen Südostasiens, die von Peking ebenfalls unterstützt wurden, war die-

ser Fall noch aus einem zusätzlichen Grund brisant: Die Mitglieder der CPM rekrutierten sich 

größtenteils aus der chinesischen Minderheit des Landes, die immerhin 26 % bis 30 % der 

Bevölkerung Malaysias ausmacht. Daher haftete ihr lange Zeit das Image an, eine Art „Fünfte 

Kolonne“ des Reiches der Mitte zu sein. Die Chinesen waren im 19. Jahrhundert von der bri-

tischen Kolonialmacht als billige Arbeitskräfte angeworben worden. Der Rassenkonflikt ist 

bis heute nicht gelöst, wozu auch die politische Führung des Landes immer wieder beigetra-

gen hat. Vertreter chinesischer Organisationen beklagen, daß die Regierung den malaiischen 

Teil der Bevölkerung, der ca. 65 % ausmacht, politisch wie auch wirtschaftlich bevorzugt be-

handele. Ein weiterer Konflikt ist in der Südchinesischen See zu lokalisieren, wo Malaysia 

erstmalig 1979 territoriale Ansprüche offiziell ankündigte. Diese beziehen sich mittlerweile 

auf zwölf Spratly-Inseln, von denen Kuala Lumpur sechs militärisch kontrolliert, namentlich 

das Ardasier Reef, das Dallas Reef, das Louisa Reef, das Mariveles Reef, das Royal Charlotte 
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Reef und das Swallow Reef.1206 Während des Ost-West-Konflikts hatte Malaysia daher allen 

Grund, in China eine Gefahr zu sehen.1207 

  Dennoch nahm Malaysia im Mai 1974 als erster der ASEAN-Gründungsstaaten diploma-

tische Beziehungen zu China auf.1208 Auch hier wirkte sich die Peking-Reise Nixons von 

1972 aus. Malaysia war zwar nie Mitglied der South East Asia Treaty Organization (SEATO), 

über einen Verteidigungsvertrag mit Großbritannien aber dennoch Bestandteil der angloame-

rikanischen Sicherheitssphäre. Damit befand es sich faktisch im Lager der China-Gegner. In-

folge der Annäherung Washingtons an Peking war ein entsprechender Schritt Kuala Lumpurs 

folgerichtig, der eine wechselseitige Erosion von Feindbildern zum Ausdruck brachte. Die 

Beziehungen wurden in den folgenden Jahren vertieft, wozu u.a. ein Besuch Deng Xiaopings 

beitrug, der 1978 als erster hochrangiger Politiker Pekings der ehemaligen britischen Kolonie 

einen Besuch abstattete. Am 31. Mai 1999 schloß China mit Malaysia ein Grundlagendoku-

ment ab, das „Framework for the Future Bilateral Cooperation“.1209 Umfangreiche Besuche 

auf höchster Ebene runden die ausgesprochen freundschaftlichen Beziehungen ab. Dazu gehö-

ren auch symbolische Gesten: Badawi besuchte nach seiner Ernennung zum Ministerpräsiden-

ten als ersten Staat außerhalb der ASEAN im Juni 2004 China, und nicht die USA oder Ja-

pan.1210 

  Wenn die Beziehungen zwischen Peking und Kuala Lumpur als „best they have ever 

been“1211 beschrieben werden, dann liegt dies zu einem ganz wesentlichen Teil auch daran, 

daß sich beide Seiten in ihrer Kritik an der Außenpolitik Washingtons vereint sehen. Dazu 

gehört desgleichen eine ablehnende Haltung gegenüber westlichen Werten und der Einmi-

schung in die inneren Angelegenheiten souveräner Staaten. China und Malaysia sprechen sich 

nicht nur gegen humanitäre Interventionen und regime change, sondern auch gegen ökonomi-

sche Sanierungskonzepte des IWF aus, die auf innenpolitische Reformen der Empfängerstaa-

ten abzielen. Beide Seiten haben zudem die Kriege gegen Jugoslawien (1999), Afghanistan 

(2001) und den Irak (2003)1212 kritisiert, in denen amerikanischen Streitkräften die zentrale 

                                                 
1206  Vgl. Rowan (2005): S. 421 f. Scott Snyder, Brad Glosserman, Ralph A. Cossa, Confidence Building Meas-

ures in the South China Sea, Issues & Insights, Nr. 2, August 2001, S. B-1. 
1207  Vgl. zu dieser Perspektive Stephen Leong, Malaysia and the People’s Republic of China in the 1980s. Po-

litical Vigilance and Economic Pragmatism, in: Asian Survey, Nr. 10, Oktober 1987, S. 1109 – 1126. Leong 
machte für die Bedrohungsgefühle Malaysias vor allem die langanhaltenden Beziehungen Chinas zur CPM 
verantwortlich. Allerdings sah er zum damaligen Zeitpunkt auch grundsätzliche, wesentlich weiterreichende 
Herausforderungen: „Kuala Lumpur is concerned that as more PLA vessels appear in the South China Sea, 
Beijing may use force to settle the disputed offshore islands issue.“ Ebd., S. 1117. 

1208  Vgl. R. K. Jain, China and Malaysia, 1949 – 1983, Neu-Delhi 1984, S. XXXIII – LX. 
1209  Vgl. Xinhua News Agency, China, Malaysia Sign Joint Statement, 31. Mai 1999 (online). 
1210  Vgl. Karim Raslan, Malaysia Embraces China, in: Philippine Daily Inquirer, 3. Juni 2004 (online). 
1211  Elina Noor, Malaysia, in: Asia Pacific Security Outlook 2005, Tokyo – New York 2005, S. 116. 
1212  Vgl. Bernama News Agency, Malaysia urges China to help resolve Iraq issue, reduce tension in Korea, 13. 

Januar 2003 (online). 
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Rolle zufiel. In den Feldzügen gegen das Taliban-Regime und Saddam Hussein kam der chi-

nesischen Führung zudem zugute, daß dem Anti-Terror-Kampf der Bush-Administration eine 

antiislamische Stoßrichtung unterstellt wird – eine Anschuldigung, der sich Peking in seiner 

Außenpolitik nicht ausgesetzt sieht. Darüber hinaus üben China und Malaysia den Schulter-

schluß, wenn es um die Förderung regionaler Abmachungen ohne Beteiligung der USA geht. 

Das Reich der Mitte hatte nicht nur zu Beginn der 90er Jahre die Initiative Mahathirs zur Bil-

dung eines East Asian Economic Caucus (EAEC) unterstützt, sondern auch den Vorschlag 

Badawis vom 30. Mai 2004 zur Abhaltung eines East Asia Summit begrüßt.1213 Peking und 

Kuala Lumpur sollen eng bei der Formulierung der Agenda des Gipfels kooperiert haben, der 

dann erstmalig im Dezember 2005 in der malaysischen Hauptstadt stattfand. Nach Jürgen 

Haacke sieht China in Malaysia daher eine Art „soulmate“1214.  
 

 

Tabelle 17:  Handel Chinas und Hongkongs mit Malaysia 1997 – 2005 (in Mrd. US-Dollar) 

 
 China – Malaysia Hongkong – Malaysia 

 Volumen Exporte Importe Balance Volumen Exporte Importe Balance 

2005 30,726 10,618 20,108 - 9,49 9,744 2,391 7,353 - 4,962 

2004 26,261 8,087 18,174 - 10,087 8,978 2,294 6,684 - 4,39 

2003 20,128 6,141 13,987 - 7,846 7,722 1,981 5,741 - 3,76 

2002 14,27 4,975 9,295 - 4,32 7,081 1,983 5,098 - 3,115 

2001 9,429 3,223 6,206 - 2,983 6,658 1,614 5,044 - 3,43 

2000 8,045 2,565 5,48 - 2,915 6,671 1,806 4,865 - 3,059 

1999 5,28 1,674 3,606 - 1,932 5,287 1,416 3,871 - 2,455 

1998 4,269 1,594 2,675 - 1,081 5,559 1,364 4,195 - 2,831 

1997 4,406 1,921 2,485 - 0,564 6,63 1,721 4,909 - 3,188 

 
International Monetary Fund, Direction of Trade Statistics. Yearbook 2006, Washington D.C. 2006, S. 134, 138. International Monetary 
Fund, Direction of Trade Statistics. Yearbook 2004, Washington D.C. 2004, S. 132, 136.  
 

 

Diese grundsätzlich positive Stimmung hat sich auch auf die Wirtschaftsbeziehungen ausge-

wirkt. Das chinesisch-malaysische Handelsvolumen konnte von 1998 bis 2005 auf 30,726 

Mrd. US-Dollar mehr als versiebenfacht werden, wobei das Reich der Mitte durchweg ein 

                                                 
1213  Vgl. Ronald Montaperto, China-Southeast Asia Relations: Smoothing the Wrinkles, in: Comparative Con-

nections, Nr. 2, Juli 2004, S. 88. 
1214  Jürgen Haacke, The Significance of Beijings’s Bilateral Relations. Looking ‘Below’ the Regional Level in 

China-ASEAN Ties, in: Leong/Ku (2005): S. 131. 
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Handelsdefizit aufzuweisen hatte. Dieses nahm auf zuletzt 9,49 Mrd. US-Dollar zu, was seit 

1998 einem Anstieg um das fast Neunfache entspricht. Der Hongkong-Faktor spielt in diesem 

Fall eine wichtige Rolle. Er läßt das gemeinsame Handelsvolumen auf 40,47 Mrd. US-Dollar 

und das Handelsdefizit auf 14,452 Mrd. US-Dollar steigen. Nur die USA, Singapur und Japan 

nahmen 2005 mehr malaysische Produkte auf als China, in das 6,6 % der Ausfuhr der Wahl-

monarchie (Gesamtexport: 140,977 Mrd. US-Dollar) gingen. Bei den Lieferländern Malaysias 

liegt China hinter Japan, den USA und Singapur. Die Importe aus der Volksrepublik betrugen 

2005 insgesamt 11,6 % der Einfuhr Malaysias (Gesamtimporte: 113,609 Mrd. US-Dollar). 

Peking ist für Kuala Lumpur damit der viertwichtigste Handelspartner.1215 In umgekehrter 

Richtung ergeben sich abweichende Relevanzen: Der Anteil der chinesischen Exporte nach 

Malaysia an der Gesamtausfuhr des Reiches der Mitte (762,337 Mrd. US-Dollar) lag 2005 le-

diglich bei 1,39 %, jener der Importe (660,218 Mrd. US-Dollar) bei 3,05 %.1216 Dennoch ist 

Malaysia nach Singapur der zweitwichtigste Handelspartner Chinas in Südostasien. Beide 

Seiten loten zudem Möglichkeiten eines Handelsabkommens aus, um das Volumen der wech-

selseitigen Im- und Exporte bis zum Jahr 2010 auf 50 Mrd. US-Dollar zu steigern.1217 Ein 

Hindernis bei der Umsetzung dieses Ziel dürfte der geringe Investitionsumfang chinesischer 

Firmen in Malaysia sein, der von 1995 bis 2004 bei lediglich 59,7 Mio. US-Dollar lag (bei 

Berücksichtigung Hongkongs kommen 207,2 Mio. US-Dollar hinzu).1218 

    Die Beziehungen zwischen den Streitkräften Chinas und Malaysias können ebenfalls als 

gut bezeichnet werden, wenngleich das Verhältnis bislang eher von symbolischen Akten denn 

durch substantielle Kooperationsprojekte geprägt worden ist. 1995 hatten beide Seiten in die-

ser Frage ein Abkommen geschlossen.1219 Im Juli 2000 legten zwei chinesische Kriegsschiffe 

im malaysischen Hafen Port Klang an.1220 Im August 2002 war es dann ein Kriegsschiff Ma-

laysias, das Shanghai anlief.1221 Von besonderer Bedeutung ist, daß beide Seiten mittlerweile 

auch zu Kooperationspartnern im Rüstungsbereich geworden sind, wenngleich es dabei bis-

lang lediglich um Projekte geringer Größe ging. Im Juli 2004 erklärte Malaysia, Boden-Luft-

Raketen mit einer Reichweite von 50 km vom Typ KS-1A in China kaufen zu wollen. Im Ge-

                                                 
1215  Vgl. IMF (2006): S. 319 – 321. Die prozentualen Berechnungen ergeben sich nicht aus den Tabellenwerten, 

sondern aus den IMF-Daten zu Malaysia. Die Tabelle gibt Handelsströme aus der Sicht Chinas und Hong-
kongs wieder. Der IMF verwendet bei der Bilanzierung des wirtschaftlichen Austauschs zweier Staaten in 
den jeweiligen nationalen Statistiken z.T. erheblich voneinander abweichende Daten. 

1216  Vgl. ebd., S. 133 – 136. 
1217  Vgl. The Straits Times, China, Malaysia to boost trade, defence cooperation, 3. September 2005 (online). 
1218  Vgl. ASEAN Secretariat (November 2005): S. 158 f. 
1219  Vgl. Bert (2003): S. 190. 
1220  Vgl. Malaysia General News, Malaysia-China Naval Ties Vital For Regional Peace – Abu Bakar, 12. Juli 

2000 (online). 
1221  Vgl. Lyall Breckon, China-Southeast Asia Relations: Beijing Pushes “Asia for the Asians”, in: Comparative 

Connections, Nr. 3, Oktober 2002, S. 62. 
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genzug soll Peking Technologie zur Verfügung stellen, die es Kuala Lumpur erlaubt, autonom 

schultergestützte Boden-Luft-Raketen vom Typ FN-6 herzustellen, die eine Reichweite von 6 

km haben.1222 Anfang September 2005 unterzeichneten Peking und Kuala Lumpur ein Memo-

randum of Understanding, das nach Auffassung des malaysischen Verteidigungsministers Da-

tuk Seri Najib Tun Razak neue Dimensionen in der Verteidigungskooperation eröffne. Dazu 

gehören gemeinsame Manöver, Austauschprogramme und regelmäßige sicherheitspolitische 

Dialoge.1223 

  Betreibt Malaysia gegenüber China bandwagoning oder balancing? Zunächst fällt auf, 

und dies widerspricht jeder Politik der Gegenmachtbildung, daß die Regierung in Kuala 

Lumpur offiziell regionale Spekulationen über eine China threat relativiert bzw. sogar zu-

rückweist. Im Februar 2003 wies Mahathir in einem Interview mit der Renmin Ribao darauf 

hin, daß ein Anstieg der militärischen Fähigkeiten Chinas nicht bedeute, daß die PLA diese 

Waffen auch zwangsläufig gegen andere Staaten einsetze.1224 Im folgenden September er-

klärte er: „We do not think that China will indulge in military adventures. There is therefore 

no reason for Southeast Asia to fear China’s military might“1225. Im Juli 2004 wies Najib Ra-

zak darauf hin, daß sein Land das Reich der Mitte als Verbündeten betrachte, um die Stimme 

Südostasiens zu stärken.1226 Badawi erklärte wiederum Anfang Juni 2005, daß China keine 

Bedrohung für die Welt sei. In Anspielung auf die USA und Japan sprach er sich gegen die 

Stärkung militärischer Allianzen im asiatisch-pazifischen Raum aus. Dies sei nur notwendig, 

wenn eine aufsteigende Macht versuche, die gegenwärtige Ordnung in Frage zu stellen. China 

habe jedoch keine hegemonialen Ambitionen.1227 Nach einem Treffen mit Hu Jintao im Sep-

tember 2003 hatte Badawi sogar noch deutlicher behauptet: „Chinese history shows that the 

country was never interested in territorial acquisition or conquest“1228. Zakaria Haji Ahmad 

vertritt daher die Meinung, daß China zumindest in der Gegenwart von den meisten malaysi-

schen Entscheidungsträgern nicht als Gefahr wahrgenommen werde: „In Malaysian concepti-

ons of the future, there is no notion of the U.S. being a strategic partner to ‘balance’, counter 

                                                 
1222  Vgl. Malaysia General News, China Offers Malaysia Missiles Technology Transfer, 20. Juli 2004 (online). 

Im März 2000 hatte sich die militärische Führung Malaysias hinsichtlich möglicher Waffenkäufe in China 
noch skeptisch gezeigt. Vgl. Bernama News Agency, Malaysia to study China’s approach to military down-
sizing, 21. März 2000 (online). 

1223  Vgl. Jamaluddin Muhammad, Malaysia-China sign MoU on Defence Cooperation, in: Malaysia General 
News, 2. September 2005 (online). 

1224  Vgl. Breckon (April 2003): S. 72. 
1225  Zit. n. AFX Asia, Malaysia’s Mahathir says no need to fear China’s economic, military might, 18. Septem-

ber 2003 (online). 
1226  Vgl. Ronald Montaperto, China-Southeast Asia Relations: Find New Friends, Reward Old Ones, but Keep 

All in Line, in: Comparative Connections, Nr. 3, Oktober 2004, S. 84. 
1227  Vgl. Japan Economic Newswire, Malaysia raps U.S.-Japan view of China as a threat, 1. Juni 2005 (online). 
1228  Zit. n. Baradan Kuppusamy, China not a threat, Malaysia tells Asean; Future prime minister Abdullah meets 

officials and praises economic relations, in: South China Morning Post, 18. September 2003 (online). 
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or neutralize China’s ‘big power’ mentality and actions, should Beijing choose to actualize 

it.“1229 Auch Joseph Chin Yong Liow behauptet: „Yet, Malaysia has not exhibited any desire 

to balance China through alliances“1230. 

  Obwohl sich die Beziehungen zwischen Malaysia und China in einem sehr guten Zustand 

befinden, ist fraglich, ob daraus auch eine Politik des bandwagoning Kuala Lumpurs gegen-

über Peking folgt. Während Wayne Bert eine Anlehnung der Wahlmonarchie in der Zukunft 

für möglich hält, geht Martin Stuart-Fox davon aus, daß Malaysia die USA in einer Konfron-

tation mit China nicht unterstützen, also sich zumindest des balancing enthalten wird.1231 Für 

diese Vermutung spricht die gemeinsame Kritik Kuala Lumpurs und Pekings an der amerika-

nischen Außenpolitik. Als Ministerpräsident Li Peng z.B. im September 1997 die malaysische 

Hauptstadt besuchte, stimmte er mit seinem Kollegen Mahathir bin Mohammad darin überein, 

daß in Europa und Asien Machtzentren entstehen müßten, um die Vormachtstellung der USA 

auszubalancieren.1232 So wundert es dann auch nicht, daß malaysische Politiker die Führungs-

rolle des Reiches der Mitte in der Region hervorheben. Abdullah Ahmad Badawi lobte China 

im September 2003 z.B. dafür, den Yuan während der Asienkrise nicht abgewertet zu haben: 

„We Asean countries were very grateful to China [...] it was an act of leadership“1233. Ma-

hathir hatte sich während eines Besuches in Peking im August 1999 ähnlich geäußert.1234 

Elina Noor formuliert dazu sinngemäß: „Malaysia’s embrace of China also signals acceptance 

of the latter’s rise as an important and respected interlocutor in international affairs.“1235 

  Soweit Autoren eine Politik des bandwagoning annehmen, läßt sich dies aus theoretischer 

Sicht wie folgt erklären: Es wird davon ausgegangen, daß Malaysia akzeptiert, den chinesi-

schen Machtaufstieg nicht verhindern zu können. Kuala Lumpur ist weder allein noch im Ver-

bund mit der ASEAN in der Lage, Peking auszubalancieren. Lediglich zusammen mit den 

USA könnte eine Politik des balancing betrieben werden, zumal Malaysia und die Super-

macht bereits über militärische Abkommen verfügen. Daß Kuala Lumpur diese Karte gegen-

über Peking nicht ausspielt, kann aus der Sicht von Vertretern des bandwagoning nur darauf 

zurückzuführen sein, daß die malaysische Führung langfristig die Entstehung einer Pax Sinica 

für wahrscheinlicher hält als die Aufrechterhaltung einer Pax Americana. Aus einer solchen 

                                                 
1229  Zakaria Haji Ahmad, Malaysia, in: Goh (2005b): S. 59. 
1230  Joseph Chin Yong Liow, Malaysia-China Relations in the 1990s. The Maturing of a Partnership, in: Asian 

Survey, Nr. 4, Juli/August 2000, S. 683. 
1231  Vgl. Bert (2003): S. 193. Stuart-Fox (2004): S. 134. 
1232  Vgl. Sokolsky/Rabasa/Neu (2000): S. 38. 
1233  Zit. n. Baradan Kuppusamy, China not a threat, Malaysia tells Asean; Future prime minister Abdullah meets 

officials and praises economic relations, in: South China Morning Post, 18. September 2003 (online). 
1234  Vgl. Carlyle A. Thayer, China-ASEAN Relations: Beijing Plans for a Long-Term Partnership and Benefits 

from Anti-Western Sentiment, in: Comparative Connections, Nr. 2, Oktober 1999, S. 40. 
1235  Noor (2005): S. 116. 
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Perspektive ist die Politik des bandwagoning daher langfristig die sicherste Variante, das ei-

gene Überleben abzusichern. Diese Zusammenhänge könnten des weiteren dahingehend in-

terpretiert werden, daß Malaysia im Sinne Randall L. Schwellers zu den revisionistischen 

Mächten zu zählen ist. Kuala Lumpur würde demnach schlicht darauf hoffen, durch seine ge-

genwärtige Unterstützung Pekings von diesem in der Zukunft belohnt zu werden. Vor diesem 

Hintergrund wäre die fast schon pro-chinesische Position Malaysias in der Spratly-Frage 

nachvollziehbar:1236 Da die Optionen „Verzicht“ bzw. „Konfrontation mit Peking“ offensicht-

lich aus Prestigegründen bzw. wegen mangelnder militärischer Kapazitäten ausscheiden, setzt 

Malaysia auf einen wohlwollenden, neuen Hegemon, der sich gegenüber den Ansprüchen 

Kuala Lumpurs künftig aufgeschlossen zeigt. Joseph Chinyong Liow geht deshalb von einem 

„bandwagoning-like behavior“ aus „[which] is motivated not so much by threat perception as 

by Kuala Lumpur’s intention to capitalize on the potential political, economic, and strategic 

benefits associated with the rise of China, which affiliation with Beijing might entail.“1237 

  Unabhängig davon, wie das Verhalten Malaysias theoretisch zu erklären ist, hat es Folgen 

für den inneren Zusammenhalt der ASEAN. Soweit Kuala Lumpur der Auffassung Pekings in 

der Spratly-Frage folgt, steht es einer einheitlichen Positionierung der südostasiatischen Staa-

tengemeinschaft entgegen. Das Verhalten der Wahlmonarchie trägt damit dazu bei, den Ver-

handlungsraum der ASEAN im Inselstreit in der Südchinesischen See einzuengen. China 

scheint zudem zu versuchen, mittels seiner Beziehungen zu Malaysia Druck auf Singapur 

auszuüben. Denn den Bestrebungen Pekings, Kuala Lumpur Waffen zu verkaufen, dürften im 

Lichte chinesischer Kritik an der Taiwan-Politik Singapurs (siehe nächster Abschnitt) nicht 

nur ökonomische Motive zugrunde liegen. Indem China signalisiert, den Nachbarn des Stadt-

staates aufzurüsten, setzt es diesen unter Druck. Gemäß Ronald Montaperto bedeutet dies: „If 

so, and if Beijing is able to construct stronger ties with Singapore’s neighbors, it might por-

tend a qualitative change in the structure of intra-ASEAN relations that could have major con-

sequences for the unity of the organization. In this sense, China’s relations with Malaysia 

could well be assuming a new and strategic significance.“1238 Eine dadurch bewirkte Schwä-

                                                 
1236  Kuala Lumpur teilt in der Spratly-Frage die Auffassung Pekings, Streitigkeiten bilateral zu verhandeln. 

Damit hatte die Regierung bereits unter Mahathir den ASEAN-Konsens, mit China auf multilateraler Ebene 
Gespräche zu führen, gebrochen und die südostasiatische Staatengemeinschaft geschwächt. Vgl. Joseph 
Chinyong Liow, Balancing, Bandwagoning, or Hedging? Strategic and Security Patterns in Malaysia’s Re-
lations with China, 1981 – 2003, in: Leong/Ku (2005): S. 291 – 296. Wayne Bert versucht, die Haltung Ma-
laysias mit folgendem Hinweis zu erklären: „One explanation is that Malaysia’s claims to the 12 reefs and 
atolls are weak, and that since they are on the southern extremity of the South China Sea and the furthest 
from China, overt conflict is less likely to break out.“ Bert (2003): S. 192. 

1237  Liow (2005): S. 300. 
1238  Montaperto (Oktober 2004): S. 82. 
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chung der ASEAN kann nicht im Interesse Washingtons liegen, weil es die Ausdehnung des 

chinesischen Einflusses in Südostasien erleichtert.  

  Soweit Beobachter Überlegungen anstellen, ob Malaysia grundsätzlich doch eher bereit 

sein dürfte, sich gegenüber China auf eine Politik der Gegenmachtbildung vorzubereiten, 

werden dazu folgende Argumente angebracht: Zum einen wird darauf verwiesen, daß sich 

Entscheidungsträger der Wahlmonarchie bis hin zu Mahathir in der Vergangenheit auch weit-

aus sorgenvoller gegenüber den machtpolitischen Ambitionen des Reiches der Mitte gezeigt 

haben als in den letzten Jahren.1239 Zum anderen gehen Autoren wie Richard Sokolsky, Angel 

Rabasa und C. R. Neu grundsätzlich davon aus, daß Malaysia hinreichend Gründe habe, 

China weiter zu mißtrauen: „Many Malaysians, especially among the Malay elite and the 

military establishment, continue to harbor deep suspicion of China’s long-term intentions, to 

some extent because of the bitter historical legacy of China’s support for the predominantly 

ethnic Chinese Malaysian guerrillas during the communist insurgency of the 1950s and 

1960s. Moreover, in light of Malaysia’s claims to the Spratlys, Malaysians regard their coun-

try as a frontline state in the South China Sea dispute.“1240 In diesem Zusammenhang ist auch 

darauf zu verweisen, daß der 1996 beschlossene Bau eines neuen Stützpunktes für die See-

streitkräfte Malaysias im nördlichen Sabah erfolgt sein dürfte, um im Bedarfsfall Ansprüche 

im Südchinesischen Meer besser durchsetzen zu können.1241 Die Anbindung Malaysias an die 

USA ergibt sich zudem nicht nur über die militärischen Beziehungen beider Seiten. Kuala 

Lumpur ist auch Mitglied des Five Power Defense Arrangements (FPDA), das 1971 gegrün-

det worden ist. Es umfaßt verschiedene Verteidigungsabkommen, in denen sich Großbritanni-

en, Australien, Neuseeland, Singapur und Malaysia verpflichten, im Falle eines Angriffs auf 

eine der Vertragsparteien Konsultationen aufzunehmen, um Gegenmaßnahmen zu erörtern. 

Das FPDA enthält jedoch keine Beistandsgarantien. Auch wenn die Bedeutung des Abkom-

mens für die regionale Sicherheit bislang begrenzt war und es eine völlig offene Frage ist, in 

welchem Umfang sich die Vertragsparteien im Konfliktfall beistehen würden, dürfte es für 

Washington dennoch von Interesse sein. Denn es bindet Malaysia insofern an die amerikani-

sche Interessensphäre an, als dessen Soldaten gemeinsame Manöver mit den Streitkräften 

                                                 
1239  Vgl. Liow (2005): S. 292 f. Haacke (2005): S. 130. 
1240  Sokolsky/Rabasa/Neu (2000): S. 36. Denny Roy geht davon aus, daß der Aufstieg eines möglicherweise 

aggressiven Chinas die potentiell größte außenpolitische Bedrohung darstelle. Daraus zieht er folgenden 
Schluß: „The United States therefore represents an important counter-weight to China in Malaysian strate-
gic thinking.“ Roy (2005): S. 316. 

1241  Vgl. Nick Cumming-Bruce, Malaysia buys into military build-up, in: The Guardian, 23. Oktober 1996 
(online). 
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dreier enger Sicherheits- und Bündnispartner der USA – Großbritannien, Australien und Sin-

gapur – abhalten.1242 

  Nach den Maßstäben dieser Arbeit betreibt Malaysia gegenüber China weiterhin balan-

cing, da es die militärische Vornepräsenz der USA unterstützt. Peking konnte seine Bezie-

hungen zu Kuala Lumpur in den vergangenen Jahren jedoch stetig vertiefen. Aus Sicht der 

chinesischen Führung gehört zu den Erfolgen dieser Politik, daß Mitglieder der malaysischen 

Regierung regelmäßig erklären, daß vom Reich der Mitte keine militärischen Bedrohungen 

für Südostasien ausgehen. Peking ist es somit gelungen, einer Intensivierung der Beziehungen 

zwischen Washington und Kuala Lumpur vorzubeugen. Malaysia betreibt damit gegenüber 

China eine sehr schwache Form des balancing, die es jedoch aufrechterhalten wird, solange 

sich beide Seiten in der Spratly-Frage nicht auf eine einvernehmliche Lösung einigen können. 

Die ausgesprochen pro-chinesische Haltung der Entscheidungsträger der Wahlmonarchie läßt 

zwar den Eindruck entstehen, daß diese gegenüber dem Reich der Mitte eine Politik des 

bandwagoning vorbereiten. Solange jedoch die langfristigen Absichten Chinas in Südostasien 

unklar sind, wird Malaysia eine solche Richtungsentscheidung nicht treffen. 

 

c)  Singapur 

Die Geschichte Singapurs ist sehr eng mit der Historie Malaysias verbunden. Grundlagen des 

heutigen Stadtstaates wurden 1819 von dem Briten Sir Stamford Raffles gelegt, der auf der 

Insel eine Handelsniederlassung gründete. Diese ging 1824 in den Besitz der British East In-

dia Company über. London nutzte die Besitzung in der Folgezeit nicht nur als wichtigen Um-

schlagplatz für Handelswaren, sondern auch als Marinestützpunkt. 1826 wurde Singapur zu-

sammen mit Malakka und Penang zu einer administrativen Einheit zusammengefaßt, genannt 

Straits Settlements. Sie war von 1867 bis 1946 britische Kronkolonie (mit einer kurzen Un-

terbrechung infolge japanischer Besatzung von 1942 bis 1945). Singapur wurde darauf sepa-

rate Kronkolonie und erhielt 1959 den Status innerer Autonomie. 1963 wurde es Mitglied der 

Föderation Malaysia, die es bereits 1965 wieder verließ. In jenem Jahr wurde die Republik 

Singapur vollständig unabhängig.1243 Die bedeutendste politische Persönlichkeit des Stadt-

staates ist Lee Kuan Yew, der von 1959 bis 1990 Ministerpräsident war. Ihm folgte Goh Chok 

Tong, der 2004 von Lee Hsien Loong, Sohn des Staatsgründers, abgelöst wurde. Dominieren-

                                                 
1242  Vgl. Damon Bristow, The Five Power Defence Arrangements: Southeast Asia’s Unknown Regional Secu-

rity Organization, in: Contemporary Southeast Asia, Nr. 1, April 2005, S. 1 – 20. 
1243  Vgl. zur Geschichte Singapurs Raj Vasil, Asianising Singapore. The PAP’s Management of Ethnicity, Sin-

gapur 1995. Lee Kuan Yew, From Third World to First. The Singapore Story: 1965 – 2000, New York 
2000. 
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de politische Kraft ist die People’s Action Party (PAP), der faktisch die Rolle einer Staatspar-

tei zukommt. 

  Einer Annäherung Chinas und Singapurs standen zunächst ideologische Faktoren entge-

gen. Der Stadtstaat verfolgte eine strikt antikommunistische Politik, die schon aus Gründen 

innerer Stabilität für notwendig erachtet wurde. Zu ersten offiziellen Kontakten kam es, als 

Außenminister Sinnathamby Rajaratnam im März 1975 nach China reiste. Zhou Enlai bot 

seinem Gast damals an, daß beide Seiten diplomatische Beziehungen aufnehmen könnten, 

wann immer Singapur dies wünsche.1244 Im November 1978 besuchte Deng Xiaoping Singa-

pur als erster hochrangiger chinesischer Politiker, 1981 folgte Ministerpräsident Zhao Ziyang. 

China und Singapur nahmen erst 1990 diplomatische Beziehungen auf. Beobachter führen 

diese verzögerte Normalisierung der Beziehungen beider Länder auf die ethnische Zusam-

mensetzung des Stadtstaates zurück. Diese besteht zu 76,8 % aus Chinesen, zu 13,9 % aus 

Malaien und zu 7,9 % aus Indern.1245 Ministerpräsident Lee Kuan Yew hatte deshalb immer 

wieder darauf hingewiesen, daß die Bürger Singapurs eine eigene Identität entwickeln müß-

ten. Anfangs wurde offensichtlich befürchtet, daß die Einwohner des Stadtstaates aus ethni-

schen Gründen Loyalitäten gegenüber der Volksrepublik China aufbauen könnten, sollten 

beide Seiten ihre Beziehungen zu früh vertiefen. Für die sehr späte Aufnahme diplomatischer 

Beziehungen ist aber noch ein weiterer, letztlich ausschlaggebender Grund zu nennen: Singa-

pur hatte angekündigt, mit China erst dann Botschafter auszutauschen, wenn auch Indonesien 

zu einem solchen Schritt bereit ist. Damit wollte es auf die Empfindlichkeiten des Archipel-

staates Rücksicht nehmen, dessen Beziehungen zum Reich der Mitte seit 1967 gestört waren 

(siehe folgender Abschnitt). Nachdem Indonesien im August 1990 seine Beziehungen zu Chi-

na normalisiert hatte, vollzog Singapur selbigen Schritt im folgenden Oktober.1246 

  Nach dem Austausch von Botschaftern erfolgte die erste offizielle chinesische Visite im 

August 1997 durch Ministerpräsident Li Peng. Im April 2000 vertieften beide Seiten ihre Zu-

sammenarbeit, indem sie ein „Joint Statement of Bilateral Cooperation“ unterzeichneten.1247 

Im Mai 2004 tagte erstmalig der Joint Council for Bilateral Cooperation.1248 Zur sicherheits-

politischen Stabilität der Beziehungen trägt bei, daß China und Singapur keine Territorial-

                                                 
1244  Vgl. Liao Kuang Sheng, Singapore’s mainland policy and its role in Inter-Strait ties, in: The Straits Times, 

28. April 1993 (online). 
1245  Diese Angaben geben den Stand von 2000 wieder. Vgl. Der Fischer Weltalmanach 2006 (2005): S. 420. 
1246  Vgl. Peter James Spielmann, China, Singapore Establish Diplomatic Ties, in: The Associated Press, 3. Ok-

tober 1990 (online). Japan Economic Newswire, China ready to seal ties with Singapore, Li says, 12. Au-
gust 1990 (online). 

1247  Vgl. Quak Hiang Whai, China, S’pore pledge to boost cooperation, in: Business Times, 12. April 2000 
(online). 

1248  Vgl. Montaperto (Juli 2004): S. 87. Siehe auch Jason Leow, China, Singapore agree to increase high-level 
exchange, in: The Straits Times, 2. Februar 2005 (online). 
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streitigkeiten haben und daß der Stadtstaat eine bedeutende Rolle des großen Nachbarn in 

Südostasien begrüßt. Dieses Wohlwollen geht soweit, Kriegsschiffen der PLA das Anlaufen 

der Changi Naval Base zu gestatten, wie dies z.B. am 23. Mai 2002 der Fall war.1249 Während 

eines Besuchs von Teo Chee Hean in Peking im November 2005 – der erste eines singapuri-

schen Verteidigungsministers seit der Reise Tony Tans 1997 – wurde beschlossen, die sicher-

heitspolitischen Beziehungen weiter auszubauen. Dazu gehören die Errichtung eines jährli-

chen verteidigungspolitischen Dialoges, hochrangige Treffen und gegenseitige Hafenbesuche 

der Seestreitkräfte.1250 Ideologisch weisen beide Staaten insofern eine Schnittmenge auf, als 

die akademische wie auch die politische Elite Singapurs maßgeblich an der Debatte um die 

„asiatischen Werte“ beteiligt waren, über die auch China Legitimation für sein politisches Sy-

stem abzuleiten versucht.1251 
 

 

Tabelle 18:  Handel Chinas und Hongkongs mit Singapur 1997 – 2005 (in Mrd. US-Dollar) 

 
 China – Singapur Hongkong – Singapur 

 Volumen Exporte Importe Balance Volumen Exporte Importe Balance 

2005 33,247 16,716 16,531 0,185 23,398 5,986 17,412 - 11,426 

2004 26,684 12,687 13,997 - 1,31 19,859 5,596 14,263 - 8,667 

2003 19,353 8,869 10,484 - 1,615 16,236 4,589 11,647 - 7,058 

2002 14,023 6,969 7,054 - 0,085 13,77 4,053 9,717 - 5,664 

2001 10,938 5,795 5,143 0,652 13,157 3,793 9,364 - 5,571 

2000 10,821 5,761 5,060 0,701 14,36 4,717 9,643 - 4,926 

1999 8,563 4,502 4,061 0,441 11,921 4,182 7,739 - 3,557 

1998 8,127 3,901 4,226 - 0,325 11,909 3,97 7,939 - 3,969 

1997 8,706 4,321 4,385 - 0,064 15,162 4,926 10,236 - 5,31 

 
International Monetary Fund, Direction of Trade Statistics. Yearbook 2006, Washington D.C. 2006, S. 134, 138. International Monetary 
Fund, Direction of Trade Statistics. Yearbook 2004, Washington D.C. 2004, S. 132, 136.  
 

                                                 
1249 Vgl. Lyall Breckon, China-Southeast Asia Relations: Former Tigers under the Dragon’s Spell, in: Compara-

tive Connections, Nr. 2, Juli 2002, S. 65. 
1250  Vgl. Clarissa Oon, Singapore, China to step up defence ties; there will also be more high-level visits, port 

calls from both sides, in: The Straits Times, 17. November 2005 (online). 
1251  Singapur befürchtete, daß sich ein schnell demokratisierendes China zu einer ähnlich unkalkulierbaren Grö-

ße entwickelt, wie dies dem postsowjetischen Rußland zugeschrieben wurde. Moskau litt demnach zu Be-
ginn der 90er Jahre daran, daß die ökonomischen Reformen nicht mit der Geschwindigkeit der politischen 
Reformen mithalten konnten. Sollte China einen ähnlichen Weg beschreiten, dann bestünde aus der Sicht 
Singapurs die Gefahr außenpolitischer Abenteuer. Peking könnte z.B. geneigt sein, mehr Druck auf seine 
„abtrünnige Provinz“ auszuüben. Eine Krise in der Taiwanstraße hätte wiederum ernsthafte Folgen für den 
Stadtstaat. Vgl. Alan Chong, Singaporean foreign policy and the Asian Values Debate, 1992-2000: reflec-
tions on an experiment in soft power, in: The Pacific Review, Nr. 1, März 2004, S. 102 f.  
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Singapur ist für China und Hongkong der jeweils wichtigste Handelspartner in Südostasien. 

Das Handelsvolumen zwischen dem Festland und dem Stadtstaat wurde von 1998 bis 2005 

auf 33,247 Mrd. US-Dollar mehr als vervierfacht, wobei das Reich der Mitte mit zuletzt 0,185 

Mrd. US-Dollar sogar einen Handelsüberschuß aufweisen konnte (Hongkong hatte dagegen in 

selbigem Jahr ein Handelsdefizit von 11,426 Mrd. US-Dollar zu verzeichnen). Somit sind die 

Handelsbeziehungen zwischen Peking und Singapur weitgehend ausgeglichen. China war 

2005 nach Malaysia, Hongkong und den USA das viertwichtigste Absatzgebiet für Produkte 

des Stadtstaates. In die Volksrepublik gingen 9,53 % der Ausfuhr Singapurs (Gesamtexporte: 

207,338 Mrd. US-Dollar). Als Einheit würden China und Hongkong gleichwohl das wichtig-

ste Absatzgebiet darstellen, das 19,93 % der singapurischen Exporte aufnahm. Bei den Liefer-

ländern des Stadtstaates lag China hinter Malaysia und den USA. Die Importe aus dem Reich 

der Mitte betrugen 2005 insgesamt 10,82 % der Einfuhr Singapurs (Gesamtimporte: 189,745 

Mrd. US-Dollar). Peking ist für Singapur damit einer der wichtigsten Handelspartner.1252 Der 

Anteil der chinesischen Exporte nach Singapur an der Gesamtausfuhr des Reiches der Mitte 

(762,337 Mrd. US-Dollar) lag 2005 hingegen lediglich bei 2,19 %, jener der Importe (660,218 

Mrd. US-Dollar) bei 2,5 %.1253 Zur weiteren Steigerung des ökonomischen Austauschs ist der 

Abschluß eines bilateralen Freihandelsabkommens angedacht. Erste Gespräche wurden dazu 

auf offizieller Ebene im Oktober 2006 aufgenommen.1254 Das Volumen chinesischer Investi-

tionen im Stadtstaat ist gleichwohl gering. Von 1995 bis 2004 lag es lediglich bei 224,4 Mio. 

US-Dollar (bei Berücksichtigung Hongkongs kommen 1,319 Mrd. US-Dollar hinzu).1255 

  Trotz dieser für beide Seiten guten Entwicklung könnte die Beziehung Belastungen ausge-

setzt werden, wenn sich Singapur – wie andere südostasiatische Staaten auch – zunehmend 

darüber verstimmt zeigt, daß China im FDI-Sektor zum bedeutendsten Konkurrenten der Ak-

teure der ASEAN geworden ist. Lee Kuan Yew bezeichnete deshalb das Reich der Mitte in 

einem Interview vom 20. Juni 2004 als „main challenger“1256 seines Landes im wirtschaftli-

chen Wettbewerb. Ein weiterer möglicher Konflikt zeichnet sich mit Blick auf ein Zukunfts-

projekt zur Umgehung der Straße von Malakka ab: China plant, eine Pipeline vom burmesi-

schen Sittwe bis nach Kunming (Yunnan) zu bauen und unterstützt desgleichen die für den 

Isthmus von Kra vorgesehene Pipeline, die anstelle eines ursprünglich anvisierten Kanals den 

                                                 
1252  Vgl. IMF (2006): S. 436 – 438. Die prozentualen Berechnungen ergeben sich nicht aus den Tabellenwerten, 

sondern aus den IMF-Daten zu Singapur. Die Tabelle gibt Handelsströme aus der Sicht Chinas und Hong-
kongs wieder. Der IMF verwendet bei der Bilanzierung des wirtschaftlichen Austauschs zweier Staaten in 
den jeweiligen nationalen Statistiken z.T. erheblich voneinander abweichende Daten. 

1253  Vgl. ebd., S. 133 f, 138. 
1254  Vgl. The Straits Times, Singapore Minister says „cannot be helped“ if China delays trade talks, 4. August 

2004 (online). Sutter/Huang (Januar 2007): S. 82. 
1255  Vgl. ASEAN Secretariat (November 2005): S. 158 f. 
1256  Zit. n. Montaperto (Juli 2004): S. 81. 
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Süden Thailands überbrücken könnte. Tanker, die von der Küste Afrikas oder vom Persischen 

Golf kommen, könnten ihr Erdöl dann bereits im Golf von Bengalen abpumpen lassen. Dies 

würde die Wirtschaft Singapurs insofern schwächen, als vermutlich zahlreiche Reeder dessen 

Serviceleistungen nicht mehr in Anspruch nehmen werden, da sie künftig z.B. an den Pipe-

lineenden östlich und westlich des Isthmus von Kra anlegen werden.1257 

  Zu den Besonderheiten der chinesisch-singapurischen Beziehungen gehört, daß der Stadt-

staat militärische Beziehungen zu Taiwan pflegt, die bereits 1975 aufgenommen wurden. Sin-

gapur unterhält im Rahmen der Operation „Starlight“ drei militärische Ausbildungslager auf 

Formosa.1258 Zum Umfang der Kooperation gehören auch gegenseitige Besuche der Seestreit-

kräfte. So legten am 24. April 2002 zwei singapurische Kriegsschiffe im Hafen Kaohsiung an, 

nachdem sie zuvor gemeinsame Manöver mit der taiwanischen Marine abgehalten hatten.1259 

Im März 2005 sorgten Berichte taiwanischer Medien für Aufregung, die behaupteten, die 

Streitkräfte des Stadtstaates und Taipehs würden gemeinsame Übungen durchführen, die von 

amerikanischen und japanischen Militärberatern begleitet würden. Sowohl Taiwan als auch 

Singapur wiesen entsprechende Pressemeldungen zurück.1260 Erstaunlich ist, daß Peking die 

Operation „Starlight“ nicht zum Anlaß genommen hat, das Verhältnis zum Stadtstaat in Frage 

zu stellen. Der Aufnahme diplomatischer Beziehungen standen die singapurischen Einheiten 

auf Formosa offensichtlich nicht im Wege. China hat bislang vielmehr auf attraktive Alterna-

tivangebote gesetzt: So offerierte es Singapur mehrfach, diesem ein militärisches Trainingsge-

lände auf Hainan zur Verfügung zu stellen, was der Stadtstaat jedoch ausgeschlagen hat.1261  

  Daß Peking die Operation „Starlight“ bislang hingenommen hat, mag an den guten Bezie-

hungen Lee Kuan Yews zur chinesischen Führung liegen. Der Stadtstaat war zudem 1993 

Gastgeber der ersten vertrauensbildenden Gespräche Pekings und Taipehs und hat das Ein-

China-Prinzip nie in Frage gestellt. Zu ernsten Verstimmungen beider Seiten war es in der 

Taiwan-Frage dann jedoch im Juli 2004 gekommen, als der damals noch stellvertretende Mi-

nisterpräsident Lee Hsien Loong nach Formosa reiste. Peking verurteilte diesen Schritt in nie 

                                                 
1257  Vgl. The Straits Times, Oil pipeline discussed during Burmese Premier’s China visit, 2. August 2004 

(online). Jason Leow, China urged to speed up talks on Thai canal; Time is ripe for building $44b canal 
which will hit Singapore’s trade by diverting traffic from Malacca Straits, in: The Straits Times, 14. Juli 
2003 (online). 

1258  Vgl. Thayer (April 2001): S. 60 f. Singapur unterhält ähnliche militärische Trainingsabkommen mit Austra-
lien, Brunei, Frankreich, Thailand und den USA. Vgl. IISS (2005): S. 298. 

1259  Vgl. Breckon (Juli 2002): S. 64. 
1260  Vgl. David Boey, Singapore denies joint war games with Taiwan, in: The Straits Times, 23. März 2005 

(online). 
1261  Vgl. Deutsche Presse-Agentur, Taiwan denies Singapore will move military training to China, 24. Septem-

ber 2002 (online). Agence France Presse, Taiwan on alert against China’s bid to undermine links with Sin-
gapore, 22. April 2002 (online). Vgl. Central News Agency, EX-PM denies Singapore promised China an 
end to military training with Taiwan, 28. Oktober 2000 (online). 
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gekannter Deutlichkeit.1262 Erstaunlich an dieser Reaktion ist, daß vergleichbare Reisen Lee 

Kuan Yews nach Taiwan, etwa das Treffen mit Chen Shui-bian im September 2000, mit deut-

licher Zurückhaltung kritisiert worden waren.1263 Yeo Lay Hwee sieht in der Reaktion Pe-

kings ein klares Signal: „China has now made it very clear that it will no longer allow Singa-

pore to freely play both sides and in so doing also sent a clear signal to the other countries of 

Southeast Asia.“1264 Die Mahnungen Pekings zeigten Wirkung: In der ersten politischen Rede 

nach seiner Amtseinführung als Ministerpräsident im August 2004 richtete Lee Hsien Loong 

warnende Worte in Richtung Formosa: „The Taiwanese know well our position, that we are 

opposed to Taiwan independence [...] if the conflict is provoked by Taiwan, Singapore will 

not support Taiwan“1265. Am 23. März 2005 beklagte sich der taiwanische Ministerpräsident 

Frank Hsieh darüber, daß zwei Kriegsschiffen seines Landes das Anlaufen des Stadtstaates 

verwehrt worden sei.1266 Nach dem Besuch von Ministerpräsident Lee Hsien Loong in China 

im Oktober 2005 scheint der Vorfall die Beziehungen beider Seiten nicht mehr zu belasten. 

  Unter Berücksichtigung der engen militärischen Kontakte zwischen den USA und Singa-

pur betreibt dieses gegenüber China eindeutig – und in Südostasien im Vergleich zu allen üb-

rigen Staaten mit dem größten Nachdruck – balancing. Gleichwohl würden Entscheidungs-

träger des Stadtstaates diese Aussage unisono zurückweisen, oder besser gesagt: anders und 

vor allem diplomatischer ausdrücken. Das strategische Kalkül Singapurs war bereits 1976 

vom damaligen Außenminister Sinnathamby Rajaratnam formuliert worden und ist im Kern 

bis heute gültig: „[…] the only rational course for Southeast Asian nations is not to work for 

the liquidation of [a] great power presence in the region but rather to ensure a multi-power 

presence as a more agreeable alternative to a single-power dominance.“1267 Dementsprechend 

betont Ministerpräsident Lee Hsien Loong: „The key players shaping this environment are the 

U.S., China and Japan. The dynamic balance between these three provides a tripod of stability 

                                                 
1262  Vgl. New China News Agency, China protests Singapore deputy PM’s visit to Taiwan, 11. Juli 2004 (onli-

ne). 
1263  Vgl. Thayer (Oktober 2000): S. 68. Lee Kuan Yew reagierte auf die Kritik Chinas mit dem Hinweis, daß 

sich die singapurische Führung auch künftig direkt vor Ort ein Bild über die Situation auf Taiwan werde 
machen müssen. Vgl. Südostasien aktuell, Nr. 4/2005, S. 57. 

1264  Yeo Lay Hwee, Singapore, in: Asia Pacific Security Outlook 2005, Tokyo – New York 2005, S. 164.  
1265  Zit. n. AFX – Asia, New Singapore PM Lee warns Taiwan against provoking China, 22. August 2004 

(online). 
1266   Vgl. Ronald N. Montaperto, China-Southeast Asia Relations: Assurance and Reassurance, in: Comparative 

Connections, Nr. 1, April 2005, S. 76. 
1267  Zit. n. Bert (2003): S. 178. Mit Blick auf die Beziehungen Singapurs zu China und den USA kann dieses 

strategische Kalkül wie folgt übertragen werden: „Singapore [...] has always been careful not to get out of 
step with its neighbours, and is unlikely to serve either as an advanced garrison for China or a lone bastion 
for America, despite providing facilities for U.S. warships.“ Martin Stuart-Fox (2004): S. 134. Vgl. zur 
China-Politik Singapurs Goh (2005c): S. 307 – 327. 
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for the region.“1268 Derartige Aussagen deuten eine gleichberechtigte Behandlung der drei 

Großmächte an, die es in der Praxis aufgrund der engen sicherheitspolitischen Beziehungen 

zwischen Singapur und den USA nicht gibt. Der Stadtstaat versucht daher, Mißtrauen Chinas 

dadurch entgegenzuwirken, daß er für dessen Lage immer wieder Verständnis zeigt. Dazu ge-

hört nicht nur ein stetig wiederholtes Bekenntnis zur Ein-China-Politik. Lee Kuan Yew wirbt 

auch regelmäßig für die Sichtweise Pekings. Kurz nach dem Amtsantritt von Georg W. Bush 

plädierte er z.B. dafür, daß die USA keine Maßnahmen ergreifen sollten, die China gegen die 

Supermacht aufbringen könnten.1269 

  Die ehemalige britische Kronkolonie wird Peking daher grundsätzlich wohlwollend ge-

genüberstehen, solange dieses keine aggressive Außenpolitik verfolgt. Mehr – also eine Aus-

grenzung der USA aus Südostasien – wird China von Singapur allerdings nicht erwarten kön-

nen. Der Stadtstaat war und ist jener Akteur der ASEAN, der sich wie kein zweiter für eine 

fortgesetzte militärische Präsenz amerikanischer Streitkräfte in der Region einsetzt. Es gibt 

zudem hinter der Forderung, alle Großmächte des Fernen Ostens gleichberechtigt in die An-

gelegenheiten Südostasiens einzubinden, direkte wie indirekte Bekenntnisse zu den USA. Im 

Mai 2001 bezeichnete Lee Kuan Yew China und Indien etwa als größte Bedrohungen des Sta-

tus quo im asiatisch-pazifischen Raum.1270 Goh Chok Tong stellte im Juni 2001 unter Beweis, 

daß ein Ministerpräsident mit fast schon versöhnlichen Worten begründen kann, warum sein 

Land gegenüber China balancing betreibt: „I believe it is in everyone’s interest if East Asia 

remains in balance even as China grows. The U.S. can help to provide this balance. Balance 

does not mean confrontation. It means that as China grows and becomes stronger, other coun-

tries in Asia too should grow and become stronger, buttressed by a strong U.S. presence.“1271 

Zahlreiche Beobachter gehen ebenfalls davon aus, daß Singapur bereit ist, an der Seite der 

USA gegenüber China einer Politik der Gegenmachtbildung zu folgen. So heißt es bei Wayne 

Bert: „If engagement fails and China has not been pacified, it is not averse to relying on the 

only available power to ensure that survival.“1272 Richard Sokolsky, Angel Rabasa und C. R. 

Neu stimmen dem zu: „[…] Singaporeans fear, as do their neighbors, the long-term threat that 

a hegemonic China could pose to Singapore’s independence and look to the United States as 

                                                 
1268  Lee Hsien Loong, The big picture; World in focus; United in prosperity, in: The Advertiser, 19. November 

2005 (online). 
1269  Vgl. Rohit Jaggi, Sheila McNulty, John Thornhill, Lee urges Bush not to confront China, in: Financial 

Times, 1. März 2001 (online). 
1270  Vgl. The Press Trust of India, Singapore says China, India biggest threat to status quo, 18. Mai 2001 (onli-

ne). 
1271  Goh Chok Tong, Keynote Address at the US-ASEAN Business Council’s Annual Dinner, Washington 

D.C., 12. Juni 2001, in: The Straits Times, 15. Juni 2001 (online). 
1272  Bert (2003): S. 181. 
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the indispensable ‘balancing’ power.“1273 Auch Jürgen Haacke nimmt eine Tendenz zur 

Gegenmachtbildung an: „Singapore’s government is keen on a continued forward presence of 

the U.S. military and the continuation of the San Francisco Treaty system to effectively bal-

ance China.“1274 Denny Roy spricht Singapur schließlich „robust balancing“1275 zu. Seit dem 

11. September 2001 verfügen die USA zudem über einen zusätzlichen Trumpf: Da Singapur 

wie Washington den Kampf gegen den Terrorismus an der ersten Stelle seiner sicherheitspoli-

tischen Agenda sieht, hat dies beide Seiten noch stärker zusammenrücken lassen. Unter Aus-

blendung längerfristiger Horizonte ließe sich dieser Zusammenhang dahingehend zuspitzen, 

daß es gegenwärtig vermutlich nicht China, sondern die Jemaah Islamiyah ist, deren Entwick-

lung von der Führung des Stadtstaates mit größter Sorge betrachtet wird – und die einer engen 

Anlehnung an die Supermacht einen zusätzlichen Schub verleiht. 

  Fraglich ist allerdings, zu wieviel Gegenmachtbildung Singapur bereit ist, wenn es etwa 

zu einer Krise in der Taiwanstraße kommt und die USA zu den Konfliktparteien gehören. 

Unter diesen Bedingungen gehen Autoren wie Teo Kah Beng von einem ganz anderen Ver-

halten aus: „Singapore is unlikely to join any U.S.-led ‘coalition of the willing’ to contain 

China, as that will be against its own long-term interest.“1276 Dabei dürfte unklar sein, ab 

wann Singapur zu einer solchen „Koalition der Willigen“ gehören würde. Gilt dies bereits 

dann, wenn es amerikanischen Streitkräften weiterhin die Nutzung der Changi Naval Base ge-

stattet – oder erst, wenn es Kampfflugzeuge des USPACOM in einer Taiwankrise über dem 

Südchinesischen Meer betankt? Singapur würde bei solchen Zugeständnissen an Washington 

einseitig Position beziehen und sich von seinem ursprünglichen strategischen Kalkül verab-

schieden. Ist der Stadtstaat zu einer solchen Haltung nicht bereit und verweigert den USA die 

Solidarität, wird er selbige künftig im Bedarfsfall kaum noch im Weißen Haus einfordern 

können. Daher ist damit zu rechnen, daß Singapur gegenüber China nicht nur in Zeiten des 

Friedens, sondern auch in solchen militärischer Auseinandersetzungen balancing an der Seite 

der USA betreiben wird. Genauer gesagt: Singapur wird vermutlich eine abgestufte Form der 

Gegenmachtbildung wählen, also dem USPACOM weiterhin die Nutzung der militärischen 

Infrastruktur des Stadtstaates gestatten, sich aber – um China zumindest auf halbem Wege 

entgegenzukommen – nicht direkt an Kampfhandlungen beteiligen, solange die Aktivitäten 

der PLA auf die nähere Umgebung Formosas begrenzt bleiben. Peking dürfte daher weiter 

                                                 
1273  Sokolsky/Rabasa/Neu (2000): S. 32. Die Autoren warnen: „Should confidence in the U.S. commitment fal-

ter, Singapore could see no alternative but to accommodate Chinese regional hegemony.“ Ebd., S. 33. 
1274  Haacke (2005): S. 135. 
1275  Roy (2005): S. 313. 
1276  Teo Kah Beng, Singapore, in: Goh (2005b): S. 47. 
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versuchen, seine Beziehungen zum Stadtstaat zu vertiefen, damit es diesem möglichst schwer 

fällt, in einem Taiwan-Szenario das USPACOM zu unterstützen. 

  

d)  Indonesien 

Der heutige indonesische Archipelstaat wurde seit dem 7. Jahrhundert vom Großreich Srivi-

jaya beherrscht, das seine Wurzeln in Ostsumatra hatte. Parallel dazu erfolgte 1293 auf Ostja-

va die Gründung des Reiches Majapahit. Es dehnte sich in der Folgezeit kontinuierlich aus, 

besiegte 1377 Srivijaya und wurde bis ca. 1520 das dominierende Herrscherhaus des Landes. 

Dem schloß sich eine mehrere Jahrhunderte währende koloniale Phase an. Dabei konnten sich 

die Niederlande im 17. Jahrhundert gegen Portugal durchsetzen, dessen Einfluß fortan bis 

1975 auf Ost-Timor begrenzt war. Der dominierende Machtfaktor vor Ort war von 1602 bis 

1799 die Dutch East India Company. Erst nach deren Auflösung ging die Oberhoheit über das 

Archipel auf die Regierung in Den Haag über. 1824 unterzeichneten Großbritannien und die 

Niederlande einen Vertrag, der die Interessengebiete beider Länder vor allem auf Borneo ab-

grenzte. „Niederländisch-Indien“ konnte fortan seine Macht festigen, obwohl es regelmäßig 

zu Aufständen kam. Das Ende der kolonialen Phase wurde schließlich, wie auch in anderen 

Teilen Südostasiens, durch den Pazifikkrieg eingeleitet. Folge dieser Entwicklung war zwar 

zunächst von 1942 bis 1945 die Besetzung Indonesiens durch japanische Truppen. Diese wa-

ren anfangs von Achmed Sukarno unterstützt worden, um der niederländischen Herrschaft ein 

Ende zu bereiten. Der spätere Präsident hatte zu diesem Zweck bereits 1927 die „Nationale 

Partei Indonesiens“ gegründet. Die Zusammenarbeit zwischen Sukarno und den japanischen 

Truppen wurde aber im Laufe der Zeit zunehmend belastet, weil die kaiserliche Armee ihre 

Besatzungsherrschaft verschärfte.1277 

  Nach der Niederlage Tokyos kam es kurzfristig zu einer Wiederbelebung des europäi-

schen Kolonialismus. Die Niederlande hatten der Republik Indonesien, deren Unabhängigkeit 

Sukarno am 17. August 1945 ausgerufen hatte, den Krieg erklärt und versuchten, ihren Ein-

fluß auf den Archipel wiederherzustellen. Erst am 27. Dezember 1949 erkannte Den Haag die 

Unabhängigkeit Indonesiens an und zog sich aus seinem einstigen Kolonialgebiet zurück 

(1954 wurde auch die Personalunion mit den Niederlanden aufgelöst). Der kurz zuvor noch 

inhaftierte Sukarno wurde zum zweiten Mal nach 1945 Staatspräsident. Durch die 1957 ent-

wickelte Politik der „gelenkten Demokratie“ gelang es ihm, den Inselstaat zusammenzuhalten. 

Zu den außenpolitischen Erfolgen Sukarnos zählt u.a. die Eingliederung von Niederländisch-
                                                 
1277  Vgl. zur Geschichte Indonesiens Michael R. J. Vatikiotis, Indonesian Politics under Suharto. Order, devel-

opment and pressure for change, London – New York 1993. Donald K. Emmerson (Hrsg.), Indonesia Be-
yond Suharto. Polity, Economy, Society, Transition, London – New York 1999. Tim Huxley, Disintegrating 
Indonesia? Implications for Regional Security, Adelphi Paper, Nr. 349, London 2002. 
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Neuguinea (heute „Papua“) 1963 in den Staatsverband, wohingegen die Konfrontationspolitik 

gegenüber der Gründung Malaysias (1963-1966) nicht von Erfolg gekrönt war. Jakarta hatte 

territoriale Ansprüche auf ganz Borneo erhoben und dazu Guerilleros in den Norden der Insel 

entsandt. Zu einem weiteren Einschnitt in der Geschichte des Landes kam es infolge des 

Putschversuches von 1965. Mohammed Suharto, der den Aufstand niedergeschlagen hatte, 

wurde nun zur zentralen politischen Figur des Landes. 1967 übernahm er die Macht und stell-

te Sukarno unter Hausarrest. Suharto machte Indonesien zu einem führenden Mitglied der 

ASEAN, besetzte 1975 Ost-Timor (Annexion 1976, Annullierung 1999) und errichtete ein au-

toritäres politisches System, das sich auf das Militär und die Regierungspartei Golkar stützte. 

Im Mai 1998 wurde seine Herrschaft infolge von Unruhen beendet. Unter den Nachfolgern 

Bacharuddin Jusuf Habibie (1998-1999), Abdurrahman Wahid (1999-2001), Megawati Su-

karnoputri (2001-2004) und Susilo Bambang Yudhoyono (seit 2004) setzte eine langsame 

Demokratisierung des Landes ein. Parallel dazu verlor Indonesien seine Führungsrolle in der 

ASEAN, wofür insbesondere die ökonomischen Konsequenzen der Asienkrise verantwortlich 

sind. 

  China und Indonesien hatten im Juni 1950 diplomatische Beziehungen aufgenommen.1278 

Beide Seiten intensivierten ihr Verhältnis während der Ära Achmed Sukarnos, dessen anti-

westlicher Kurs ganz auf der außenpolitischen Linie Mao Zedongs lag. Jakarta und Peking 

waren zudem im April 1955 tragende Säulen der Konferenz von Bandung und damit dem 

Geist der Blockfreiheit verbunden. Zu einer Wende der bilateralen Beziehungen kam es im 

Zuge des erwähnten Putschversuches indonesischer Offiziere Ende September/Anfang Okto-

ber 1965. Zu den Verschwörern gehörten Führungskader der Kommunistischen Partei Indo-

nesiens (Partai Komunis Indonesia, PKI), die wiederum über enge Kontakte zur KPCh ver-

fügte. Der Niederschlagung des Aufstandes fielen mehrere hunderttausend Menschen zum 

Opfer. Darunter waren zahlreiche Angehörige der chinesischen Minderheit, an der Pogrome 

verübt wurden. Sie war unter den Verdacht geraten, im Auftrage Pekings mit den Kommuni-

sten in Indonesien zu kooperieren. Die PKI wurde 1966 verboten. Jakarta und Peking brachen 

ihre diplomatischen Beziehungen im Herbst 1967 ab, woraufhin sich Indonesien dem Westen 

annäherte. Die genauen Umstände des Putsches konnten nie geklärt werden. Er wurde jedoch 

zu einer Art Gründungsmythos der „Neuen Ordnung“ unter General Suharto: Gemäß offiziel-

ler Geschichtsauffassung hatte China 1965 versucht, Indonesien in einen kommunistischen 

                                                 
1278  Vgl. zu den chinesisch-indonesischen Beziehungen grundlegend Rizal Sukma, Indonesia and China. The 

Politics of a Troubled Relationship, London – New York 1999. David Mozingo, Chinese Policy toward In-
donesia, 1949 – 1967, Ithaca – London 1976. 
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Satellitenstaat zu verwandeln (was jenseits der Propaganda nie bewiesen werden konnte).1279 

Diese Sicht schloß freundschaftliche Beziehungen zu Peking lange Zeit aus. Jakarta pflegte 

hingegen enge Bande mit Hanoi, was wiederum in der ASEAN zu Friktionen beitrug. 

  Eine Annäherung beider Seiten erfolgte erst im Juli 1985, als China und Indonesien ihre 

Wirtschaftsbeziehungen wiederaufnahmen. Dabei kam dem Archipelstaat zugute, daß er auch 

nach dem Abbruch der diplomatischen Beziehungen an seiner Ein-China-Politik festgehalten 

und nicht ersatzweise mit Taiwan Botschafter ausgetauscht hatte. 1988 ließ Jakarta seine For-

derung, wonach sich Peking für die ihm unterstellte Rolle während des Putsches von 1965 

entschuldigen sollte, fallen. Dem folgte im August 1990 die Wiederaufnahme diplomatischer 

Beziehungen. Auf indonesischer Seite lag diesem Schritt ein gehöriges Maß an Pragmatismus 

zugrunde. Das Land stand ökonomisch unter Druck und war auf der Suche nach neuen Han-

delspartnern, die etwa wie China als Absatzmarkt für Erdöl in Frage kamen. Wichtiger noch: 

Nach dem Gipfeltreffen zwischen den Staatsführern Chinas und der Sowjetunion im Mai 

1989 befürchtete Indonesien, ohne ein normalisiertes Verhältnis zum Reich der Mitte an Ein-

fluß zu verlieren. Jakarta wollte zudem in der Blockfreienbewegung und auch bei der Lösung 

der Kambodscha-Frage eine führende Rolle spielen, wozu es auf ausgeglichene Beziehungen 

mit Peking angewiesen war.1280 

  Die weitere Entwicklung in den 90er Jahren fällt insofern zwiespältig aus, als Indonesien 

und China durch den Austausch von Botschaftern nicht eindeutig in eine neue Phase der Ko-

operation traten. Konflikte blieben erhalten, wobei es Peking insgesamt nicht gelang, das 

Mißtrauen eines großen Teils der indonesischen Führungsschicht gegenüber den machtpoliti-

schen Ambitionen des Reiches der Mitte zu zerstreuen. Dies gilt vor allem für das weiterhin 

oftmals negative China-Bild innerhalb der Streitkräfte des Archipelstaates, der Tentara Na-

sional Indonesia (TNI). Nach Auffassung von Anthony L. Smith würden viele hochrangige 

Offiziere – wie in der Vergangenheit – in Peking die größte künftige sicherheitspolitische 

Herausforderung sehen. Im Zentrum der indonesischen Militärstrategie stünde daher weiter-

hin die Abwehr eines Invasionsversuchs im Norden des Landes. Dazu würden die Streitkräfte 

den Gegner zunächst in das Archipel einfallen lassen, um ihn dann mittels Guerillataktiken zu 

zermürben. „No one in the TNI seriously imagines that an old colonial power would attempt 

this, but China is the country that might just do so, according to some Indonesian officers.“1281 

                                                 
1279  Vgl. Ian James Storey, Indonesia’s China Policy in the New Order and Beyond: Problems and Prospects, in: 

Contemporary Southeast Asia, Nr. 1, April 2000, S. 146 f. 
1280  Vgl. zur Normalisierung der Beziehungen zwischen China und Indonesien Leo Suryadinata, Indonesia-

China Relations. A Recent Breakthrough, in: Asian Survey, Nr. 7, Juli 1990, S. 682 – 696. 
1281  Anthony L. Smith, From Latent Threat to Possible Partner: Indonesia’s China Debate, Special Assessment 

des Asia-Pacific Center for Security Studies, Honolulu, Dezember 2003, S. 7/6 f. 
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Das im Dezember 1995 zwischen Indonesien und Australien abgeschlossene Agreement on 

Maintaining Security (AMS) dürfte Ausdruck dieser Bedenken gewesen sein und wurde da-

mals als Antwort auf die chinesischen Vorstöße im Südchinesischen Meer interpretiert. Es 

war das erste Mal seit der Unabhängigkeit, daß Indonesien ein formales Sicherheitsbündnis 

einging. Im Verteidigungsweißbuch von 1997 unterstützte Jakarta die im selben Jahr zwi-

schen Washington und Tokyo vereinbarten Verteidigungsrichtlinien. China wurde zumindest 

zu jenem Zeitpunkt, so Kusnanto Anggoro, als „the main potential threat to the region and In-

donesia’s sovereignty“1282 gesehen. Selbiger Autor stellt für jene Jahre fest, daß der ideologi-

sche Faktor des Kommunismus beide Seiten zwar nicht mehr trenne, aber „the traditional stra-

tegic fear of China remains.“1283  

  Zeigt sich das Militär vor allem gegenüber der Pekinger Regierung mißtrauisch, so haben 

die vergangenen Jahre verdeutlicht, daß es in der Wahrnehmung von Teilen der indonesischen 

Bevölkerung auch eine Binnenseite der China threat gibt. Diese äußert sich in Vorurteilen 

gegenüber der chinesischen Minderheit, die sich zuletzt im Mai 1998 entluden: Damals wur-

den chinesische Geschäfte in Jakarta geplündert und niedergebrannt, chinesische Frauen wur-

den vergewaltigt. Peking war zu jener Zeit in einer prekären Lage. Hätte es sich demonstrativ 

auf die Seite der Opfer geschlagen, wären jene indonesischen Entscheidungsträger in ihren 

Ansichten bestätigt worden, die von einem interventionsbereiten Reich der Mitte ausgehen. 

Auch hätte es auf diese Weise gegen den selbst immer wieder eingeforderten Grundsatz der 

Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten eines anderen Staates verstoßen. Dem 

stand erheblicher Druck der Auslandschinesen entgegen, die eine Reaktion erwarteten. Die 

Antwort Chinas hat beide Seiten berücksichtigt: Zunächst enthielt sich die Führung des Lan-

des eines Kommentars. Im August verurteilte Peking die Ausschreitungen dann allerdings 

doch, wenngleich es keine weiteren Maßnahmen wie etwa Wirtschaftssanktionen ergriff. Da-

mit wich es zwar von seiner Linie ab, ethnische Chinesen mit einem indonesischen Paß nicht 

als Landsleute zu betrachten. Der offizielle Protest war aber so dosiert, daß er die Beziehun-

gen zwischen Peking und Jakarta – und damit auch der ASEAN – nicht beeinträchtigen konn-

te. China wollte des weiteren seine gerade in der Asienkrise gewonnene regionale Reputation 

nicht aufs Spiel setzen.1284 Daß der Umgang der indonesischen Regierung mit der chinesi-

schen Minderheit auch künftig für Dissonanzen sorgen könnte, haben Äußerungen von Vize-

präsident Jusuf Kalla gezeigt. Während des Wahlkampfes im Frühjahr 2004 hatte er sich z.B. 

                                                 
1282  Kusnanto Anggoro, Indonesia, in: Asia Pacific Security Outlook 1998, Tokyo – New York 1998, S. 59. 
1283  Kusnanto Anggoro, Indonesia, in: Asia Pacific Security Outlook 1999, Tokyo – New York 1999, S. 84. 
1284  Vgl. Daojiong Zha, China and the May 1998 riots of Indonesia: exploring the issues, in: The Pacific Re-

view, Nr. 4/2000, S. 557 – 575. „For China to return to a policy of major confrontation with Indonesia over 
the issue of ethnic Chinese would only serve to prove the ‘China threat’ concerns be true.“ Ebd., S. 560. 
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lobend über die Bumiputera-Politik Mahathirs – also die Bevorzugung ethnischer Malaien im 

gesellschaftlichen Leben Malaysias – geäußert.1285 

  Zu den ungelösten sicherheitspolitischen Konflikten gehören sich überschneidende Ge-

bietsansprüche beider Seiten im Südchinesischen Meer. Jakarta zählt nicht zu den An-

spruchstellern im Spratly-Konflikt. Seine Natuna-Inseln reichen jedoch soweit in das Südchi-

nesische Meer hinein, daß sich territoriale Forderungen Chinas mit der EEZ Indonesiens über-

lappen.1286 Bereits die Regierung Suharto hatte gegen offizielle Karten der Volksrepublik pro-

testiert, die Teile der Gewässer um die Natuna-Inseln als chinesisches Hoheitsgebiet auswei-

sen.1287 Peking reagierte in zweifacher Weise auf diese Vorwürfe: Zum einen erklärte das chi-

nesische Außenministerium im Juni 1995, daß es die Zugehörigkeit der Natuna-Inseln zu In-

donesien anerkenne.1288 Zum anderen hat Peking seine Ansprüche in dieser Frage nie aufge-

geben, sondern zugesagt, den Streit auf der Basis der UN-Seerechtskonvention von 1982 re-

geln zu wollen. Dies hat zu einer Entschärfung des Konflikts beigetragen, wofür auch folgen-

de Entwicklungen stehen: Nach erheblichen Investitionen ist die chinesische Öl-Firma 

CNOOC im April 2002 der größte Offshore-Ölproduzent Indonesiens geworden.1289 Auch 

hatten bislang kleinere gewaltsame Zwischenfälle keine Konsequenzen für die bilateralen Be-

ziehungen. Dies galt z.B. für den Vorfall vom Februar 2003, als die indonesische Marine ein 

chinesisches Boot versenkte, dessen Insassen illegale Fischerei vorgeworfen wurde.1290 Ein 

ähnlicher Vorfall ereignete sich im September 2005 im Arafurasee. Peking protestierte gegen 

das Vorgehen des indonesischen Kriegsschiffes, ließ aber keine weiteren Maßnahmen fol-

gen.1291 Jakarta hat seinerseits seit 1990 Vertrauens- und sicherheitsbildende Maßnahmen in 

Form mehrerer Workshops initiiert, an denen sich China und die südostasiatischen An-

spruchsteller in der Südchinesischen See beteiligt haben. 

  Sowohl die Lage der Indonesier chinesischer Abstammung als auch der Streit um die Ge-

wässer der Natuna-Inseln haben im Schwerpunkt vor allem in den 90er Jahren für diplomati-

sche Verstimmungen gesorgt. Diese Situation spiegelte sich in jener Zeit in einem eher gerin-

gen Umfang von gegenseitigen Besuchen auf höchster Ebene wider. Als Zhu Rongji im No-

vember 2001 nach Indonesien fuhr, war dies die erste Visite eines chinesischen Ministerprä-

                                                 
1285  Vgl. Südostasien aktuell, Nr. 1/2005, S. 58. 
1286  Vgl. Henderson (1999): S. 59. 
1287  Vgl. Andrei Bychkov, Indonesia protests at China’s „cartographic aggression“, in: ITAR-TASS, 22. Mai 

1995 (online). 
1288  Vgl. Storey (2000): S. 157 – 161. 
1289  Vgl. Rowan (2005): S. 420. 
1290  Vgl. Breckon (April 2003): S. 72. 
1291  Vgl. Xinhua News Agency, China urges Indonesia not to „abuse military force“, 22. September 2005 

(online). 
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sidenten im Archipelstaat seit 1990.1292 Die Bewertung der machtpolitischen Ambitionen des 

Reiches der Mitte durch die indonesische Führung veränderte sich Ende der 90er Jahre. Dies 

war z.B. an der Aufkündigung des AMS durch die Regierung Habibie im September 1999 ab-

zulesen. Indonesien protestierte damit gegen die Rolle Australiens bei der Intervention eines 

internationalen Streitkräftekontingents in Ost-Timor. Überlegungen, den AMS als Rückversi-

cherung gegenüber China aufrechtzuerhalten, hatten auf diese Entscheidung keinen Einfluß. 

Edi Prasetyono urteilte daher für 2001: „Although China’s rise to major power status is one of 

the biggest long-term challenges in the region, the Indonesian government no longer regards 

China as a threat.“1293 

  Zu einer deutlichen Verbesserung des Klimas zwischen beiden Seiten kam es insbesonde-

re im Zuge der Wahl Abdurrahman Wahids zum indonesischen Staatspräsidenten im Oktober 

1999. Demonstrativ absolvierte er seinen ersten Staatsbesuch im Dezember 1999 in China. An 

der Beijing Universität rief er dazu auf, daß Asien seinen Platz in der Welt stärken müsse, um 

„the hegemony of one or two powers“1294 zu verhindern (später schlug Wahid eine Dreiecks-

beziehung zwischen Indien, China und Indonesien vor)1295. Während eines Besuches in Indo-

nesien knüpfte Hu Jintao an den Vortrag Wahids in der chinesischen Hauptstadt an. In einer 

Grundsatzrede vor dem Indonesian Council on World Affairs sprach er sich am 24. Juli 2000 

gegen „Cold War mentality and hegemonism and power politics“1296 aus. Bereits im Mai 

2000 hatten beide Seiten in Peking ein „Joint Statement on the Future Direction of Bilateral 

Cooperation“ unterzeichnet, in dem sie die Auffassung vertreten, daß „multi-polarization has 

become a general trend in international relations. [...] No country has the right to interfere in 

the internal affairs of other sovereign states under any pretext.“1297 Als Megawati Sukarnopu-

tri Ende März 2002 in China zu Gast war, wurde ihr ganz im Geiste dieses neuen Klimas (und 

in Erinnerung an die guten Beziehungen zwischen ihrem Vater und Mao Zedong) ein herzli-

cher Empfang bereitet.  

  Folgt man Beobachtern wie Carlyle A. Thayer, dann versucht Peking, Jakarta zu einer Po-

litik des bandwagoning zu überzeugen: „China hopes that in the long-term it can influence the 

‘natural leader’ of Southeast Asia, gain support for resisting outside interference in domestic 

affairs, and counter U.S. influence.“1298 Dieser Ansatz wird mit diversen Zusagen an die in-

                                                 
1292  Vgl. Agence France Presse, China’s Zhu arrives in Indonesia for four-day visit, 7. November 2001 (online). 
1293  Edi Prasetyono, Indonesia, in: Asia Pacific Security Outlook 2002, Tokyo – New York 2002, S. 84. 
1294  Zit. n. Thayer (Januar 2000): S. 43. 
1295  Vgl. Sokolsky/Rabasa/Neu (2000): S. 38. 
1296  Zit. n. Thayer (Oktober 2000): S. 67. 
1297  Abdruck der Vereinbarung in Auszügen in: Xinhua Economic News Service, China, Indonesia Sign Joint 

Statement, 9. Mai 2000 (online). 
1298  Thayer (Oktober 2000): S. 67. 
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donesische Regierung abgefedert. Während der Asienkrise stellte China 3 Mio. US-Dollar 

zum Kauf von Medizin bereit und gewährte Exportkredite in einem Volumen von 200 Mio. 

US-Dollar für einen Zeitraum von zwei Jahren. An dem Hilfspaket des IWF für Indonesien, 

das 43 Mrd. US-Dollar umfaßte, beteiligte sich China mit 500 Mio. US-Dollar.1299 Im März 

2002 wurde Megawati in Peking ein Kredit in Höhe von 400 Mio. US-Dollar zugesagt.1300 Im 

März 2005 erklärte sich China bereit, Indonesien seismische Ausrüstung im Wert von 3,26 

Mio. US-Dollar zur Verfügung zu stellen, um Erdbeben besser überwachen und Tsunamis 

früher erkennen zu können.1301 Bereits unmittelbar nach dem Tsunami im Dezember 2004 

hatte China Hilfsgüter in einem Wert von 1,8 Mio. US-Dollar geliefert, um die Opfer der 

Flutwelle zu unterstützen.1302 Im April 2005 sagte China weitere Hilfslieferungen in einem 

Volumen von 20 Mio. US-Dollar zur Unterstützung von Erdbeben- und Tsunami-Opfern 

zu.1303 Im Juli 2005 folgte die Gewährung eines Kredits mit einem Volumen von 100 Mio. 

US-Dollar.1304 Zur Unterstützung der Tsunami-Überlebenden in Aceh stellte Peking im Fe-

bruar 2006 zusätzlich 7,5 Mio. US-Dollar bereit.1305 Im Mai 2006 war China erneut zur Stelle, 

um die Erdbebenopfer von Yogyakarta mit 2 Mio. US-Dollar zu unterstützen.1306 

  Peking besitzt gegenüber Washington den Vorteil, daß es weder die Menschenrechtspoli-

tik Jakartas kritisiert noch jemals seit dem 11. September 2001 mit einem „Kreuzzug gegen 

den Islam“ in Verbindung gebracht worden ist. China und Indonesien lehnen zudem jede 

Form von Einmischung in die inneren Angelegenheiten eines Staates ab, wozu insbesondere 

der Umgang mit den eigenen Separatismusbewegungen gehört. So revanchierte sich Peking 

für die Ein-China-Politik Jakartas mit einer durchgehenden Unterstützung der territorialen In-

tegrität des Archipels. Der Entsendung multinationaler Truppen nach Ost-Timor hatte es im 

August 1999 erst zugestimmt, als sichtbar geworden war, daß Jakarta diesen Schritt billigte. 

Im Mai 2001 distanzierte sich China von einer Gruppe papuanischer Unabhängigkeitsaktivi-

sten, die während ihres Aufenthaltes im Reich der Mitte erklärt hatten, daß Peking mit ihnen 

sympathisiere.1307 

  Die bis dato deutlichste Annäherung Indonesiens an China erfolgte im April 2005, als bei-

de Seiten während eines Staatsbesuches von Hu Jintao in Jakarta eine „strategische Partner-

                                                 
1299  Vgl. Storey (2000): S. 150. Antara, Indonesia needs special relationship with China, 28. Juli 1998 (online). 
1300  Vgl. Ralph A. Cossa, Regional Overview: Bush Discovers Asia, but Stays on Message, in: Comparative 

Connections, Nr. 1, April 2002, S. 13.   
1301  Vgl. Xinhua News Agency, China to assist Indonesia in earthquake monitoring, 31. März 2005 (online). 
1302  Vgl. Xinhua News Agency, China airlifts aid materials to Indonesia, 2. Januar 2005 (online). 
1303  Vgl. Thai Press Reports, Indonesia, China forge strategic partnership, 28. April 2005 (online). 
1304  Vgl. Business Daily Update, China, Indonesia sign 5 Deals to Deepen Ties, 29. Juli 2005 (online). 
1305  Vgl. Sutter (April 2006): S. 83. 
1306  Vgl. Sutter (Juli 2006): S. 84. 
1307  Vgl. Smith (Dezember 2003): S. 7/7. 
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schaft“ abschlossen.1308 Daß Präsident Susilo Bambang Yudhoyono von einer zunehmenden 

Bedeutung des Reiches der Mitte in der Weltpolitik ausgeht, ließ er während seines Aufent-

haltes in Peking im Juli 2005 erkennen: „After surpassing Germany and Japan and probably 

the United States [...] by 2050, China would become a real superpower“1309. 

  Das sich verbessernde Verhältnis beider Seiten hat auch positive Auswirkungen auf die 

Wirtschaftsbeziehungen. Das Handelsvolumen Chinas mit Indonesien hat sich von 1998 bis 

2005 auf 16,799 Mrd. US-Dollar mehr als vervierfacht. Peking ist es dabei im angegebenen 

Zeitraum gelungen, das Verhältnis von Im- und Exporten nahezu auszugleichen und das Han-

delsdefizit von 1,29 Mrd. US-Dollar auf 0,061 Mrd. US-Dollar zu reduzieren. Japan, die 

USA, Singapur und Südkorea nahmen 2005 mehr indonesische Produkte auf als das Reich der 

Mitte, in das 7,78 % der Ausfuhr des Archipelstaates (Gesamtexport: 85,623 Mrd. US-Dollar) 

gingen. Bei den Lieferländern Indonesiens liegt China nach Singapur und Japan an dritter 

Stelle. Die Importe des Archipelstaates aus dem Reich der Mitte betrugen 10,13 % der Ein-

fuhr des Landes (Gesamtimporte: 57,7 Mrd. US-Dollar).1310 
 

 

Tabelle 19:  Handel Chinas und Hongkongs mit Indonesien 1997 – 2005 (in Mrd. US-Dollar) 

 
 China – Indonesien Hongkong – Indonesien 

 Volumen Exporte Importe Balance Volumen Exporte Importe Balance 

2005 16,799 8,369 8,43 - 0,061 3,194 1,265 1,929 - 0,664 

2004 13,481 6,257 7,224 - 0,967 2,861 1,108 1,753 - 0,645 

2003 10,229 4,481 5,748 - 1,267 2,563 1,001 1,562 - 0,561 

2002 7,928 3,427 4,501 - 1,074 2,356 0,865 1,495 - 0,63 

2001 6,735 2,847 3,888 - 1,041 2,334 0,843 1,491 - 0,648 

2000 7,464 3,062 4,402 - 1,34 2,618 0,95 1,668 - 0,718 

1999 4,83 1,779 3,051 - 1,272 2,308 0,773 1,535 - 0,762 

1998 3,634 1,172 2,462 - 1,29 2,333 0,521 1,812 - 1,291 

1997 4,518 1,844 2,674 - 0,83 2,586 0,917 1,669 - 0,752 

 
International Monetary Fund, Direction of Trade Statistics. Yearbook 2006, Washington D.C. 2006, S. 134, 138. International Monetary 
Fund, Direction of Trade Statistics. Yearbook 2004, Washington D.C. 2004, S. 132, 136.  

                                                 
1308  Vgl. Xinhua News Agency, China, Indonesia in new phase of strategic partnership, 26. April 2005 (online). 
1309  Zit. n. Clarisso Oon, Indonesia and China forge strategic partnership; leaders of both countries seal eco-

nomic and defence pacts, in: The Straits Times, 29. Juli 2005 (online). 
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kongs wieder. Der IMF verwendet bei der Bilanzierung des wirtschaftlichen Austauschs zweier Staaten in 
den jeweiligen nationalen Statistiken z.T. erheblich voneinander abweichende Daten. 
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Peking ist für Jakarta folglich ein wichtiger Handelspartner, was um so mehr gilt, wenn das 

Handelsvolumen zwischen Hongkong und Indonesien, das 2005 bei 3,194 Mrd. US-Dollar 

lag, hinzugezogen wird. In umgekehrter Richtung ergibt sich hingegen ein anderes Bild: Der 

Anteil der chinesischen Exporte nach Indonesien an der Gesamtausfuhr des Reiches der Mitte 

(762,337 Mrd. US-Dollar) lag 2005 hingegen lediglich bei 1,1 %, jener der Importe (660,218 

Mrd. US-Dollar) bei 1,28 %.1311 Eine weitere Ausdehnung der Handelsbeziehungen ist wahr-

scheinlich, zumal Ende Juli 2005 Vertreter indonesischer und chinesischer Unternehmen in 

Peking Verträge zur Umsetzung von Projekten in den Bereichen Energie und Infrastruktur mit 

einem Volumen von 7 Mrd. US-Dollar unterzeichneten.1312 Ende Oktober 2006 einigten sich 

beide Seiten auf ein Memorandum of Understanding, das ab 2009 für 25 Jahre eine jährliche 

Lieferung von 2,6 Mio. Tonnen Flüssiggas für die Provinz Fujian vorsieht.1313 Die Beziehun-

gen leiden allerdings weiterhin unter praktisch nicht existenten Investitionen chinesischer 

Firmen in Indonesien. Von 1995 bis 2004 ist sogar ein Disengagement des Festlandes von 

37,3 Mio. US-Dollar zu verzeichnen. Die FDIs aus Hongkong lagen in jenem Zeitraum bei 

3,0 Mio. US-Dollar. Das Gros der von 1995 bis 2004 realisierten ausländischen Investitionen 

in Indonesien, die sich insgesamt auf 4,861 Mrd. US-Dollar beliefen, stammte mit 3,776 Mrd. 

US-Dollar und damit 77,68 % von den EU-15.1314 

  Fortschritte in den gemeinsamen Beziehungen haben sich schließlich in jüngster Zeit im 

Verteidigungssektor ergeben. Bereits seit einigen Jahren gibt es Spekulationen darüber, ob 

Indonesien Rüstungsgüter aus China importieren wird. Jakarta ist bereits seit Jahren bestrebt, 

den Pool seiner möglichen Waffenlieferanten auszuweiten.1315 So sollen nicht nur amerikani-

sche Restriktionen umgangen, sondern ganz allgemein Abhängigkeiten abgebaut werden. 

Nach Angaben von Verteidigungsminister Juwono Sudarsono stammen derzeit ca. 70 % der 

Ausrüstung der Luft- und Seestreitkräfte aus US-Beständen.1316 Indonesien hat sich bereits 

u.a. um Rüstungsgüter aus Rußland bemüht. Zu den umgesetzten Vereinbarungen gehört die 

2004 erfolgte Auslieferung von zwei Su-30 MKI und von zwei Su-27SK.1317 China wiederum 

hat Indonesien in der Vergangenheit regelmäßig angeboten, als Rüstungslieferant zur Verfü-

                                                 
1311  Vgl. ebd., S. 133 – 136. 
1312  Vgl. Clarissa Oon, China and Indonesia make up for lost time; Beijing promoting strategic ties with eye on 

trade and regional security, in: The Straits Times, 2. August 2005 (online). 
1313  Vgl. Business Daily Update, China, Indonesia Sign MOU on Energy Cooperation, 30. Oktober 2006 

(online). 
1314  Vgl. ASEAN Secretariat (November 2005): S. 158 f. 
1315  Vgl. Republika, Indonesia to pursue military cooperation with Russia, 25. November 2004 (online). Asia 

Pulse, Indonesia considers buying arms from China, 19. September 2002 (online). Antara, Indonesia: Air 
Force Exploring Cooperation With China In Equipment Maintenance, 15. Februar 2000 (online). Japan 
Economic Newswire, Indonesia to seek close military ties with China, 6. Oktober 1999 (online). 

1316  Vgl. Detikcom, Indonesia explores arms purchases from China, 6. November 2004 (online). 
1317  Vgl. IISS (2005): S. 278, 311. 
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gung zu stehen.1318 2005 konkretisierten sich dann erstmalig entsprechende Projekte: Juwono 

Sudarsono erklärte im April, daß Indonesien beabsichtige, in China leichte Waffen zu kau-

fen.1319 Während des Staatsbesuchs von Yudhoyono in Peking im Juli verdeutlichten beide 

Seiten in einem „Joint Statement“, in welche Richtung sie ihre gemeinsame verteidigungspo-

litische Kooperation zu entwickeln gedenken: „They agreed that the two countries will work 

together in developing each other’s defence industries as well as in setting up a consultation 

mechanism for defence and security officials.“1320 Auch schlossen sie bei dieser Gelegenheit 

ein „Memorandum of Understanding on Research and Development in Defence and Techno-

logical Cooperation“ ab. Einen Monat später wurde bekannt, daß China und Indonesien zu-

sammen an der Entwicklung von Raketen mit einer Reichweite von 150 km arbeiten wol-

len.1321 Im Mai 2006 fanden die ersten offiziellen Verteidigungsgespräche zwischen den zu-

ständigen Ministerien Indonesiens und Chinas statt.1322 Ende März 2007 führten zwei Zerstö-

rer der Volksbefreiungsarmee den ersten Hafenbesuch im Archipelstaat seit zwölf Jahren 

durch.1323 Die von Verteidigungsminister Juwono Sudarsono vorangetriebene Kooperation 

mit Peking im Rüstungsbereich dürfte Washington insofern bedenklich stimmen, als selbiger 

Politiker sich zeitlich parallel für eine Reduzierung des amerikanischen Einflusses im Fernen 

Osten einsetzt: „[...] the rise of Japan, China and India brings with it the need for the United 

States to look ahead to the possibility that the degree of dominance it has enjoyed for the past 

50 years might have to be redefined“1324. Gleichwohl spricht auch einiges dafür, daß die er-

klärte Absicht Indonesiens, mit China im Rüstungsbereich kooperieren zu wollen, eher takti-

scher Natur ist, um die USA unter Druck zu setzen.1325 

  Betreibt Jakarta gegenüber Peking bandwagoning? Die Entwicklung der letzten Jahre 

könnte einen solchen Schluß zulassen, die 90er Jahre sprechen eher dagegen. Irman G. Lanti 

                                                 
1318  Vgl. Asia Pulse, China seeks to sell arms to Indonesia, 20. September 2002 (online). 
1319  Vgl. Josephine Ma, With eye to tanker safety, China is ready to help rearm, in: South China Morning Post, 

26. April 2005 (online). 
1320  Das „Joint Statement“ vom 29. Juli 2005 findet sich in: Xinhua News Agency, China, Indonesia urge im-

plementation of Middle East Road Map, 29. Juli 2005 (online). 
1321  Vgl. Antara, Indonesia to develop long-range missiles, rockets with China, 20. August 2005 (online). 
1322  Vgl. Xinhua News Agency, China, Indonesia hold first defence security talks in Jakarta, 12. Mai 2006 (on-

line). 
1323  Vgl. Xinhua General News Service, Two Chinese Navy destroyer to visit Indonesia, 20. März 2007 

(online). 
1324  Zit. n. Goh Sui Noi, Jakarta minister urges Washington to redefine its role in region, in: The Straits Times, 

5. Juni 2006 (online). 
1325  Das IISS geht davon aus, daß Vorstöße Chinas, zu einem der Waffenlieferanten Südostasiens zu werden, 

wenig Aussichten auf Erfolg haben. Derartige Versuche seien „limited by most other governments’ close 
security relations with the United States, their continuing wariness of strategic entanglement with China, as 
well as the inadequacy of Chinese military technology and equipment.“ IISS, Chinese missile aid for Indo-
nesia. How strategic a partnership?, Strategic Comments, Nr. 6, August 2005, S. 1. 
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weist daher – wie diverse andere Autoren auch –1326 darauf hin, daß es schwierig sei, eine kla-

re Positionierung Jakartas gegenüber Peking zu erkennen: „As Indonesia’s perception towards 

China is mixed, so its strategy is somewhat unclear.“1327 Entsprechend divers fallen Bewer-

tungen zum bandwagoning bzw. balancing aus. Anthony L. Smith geht davon aus, daß sich 

aus den Beziehungen Chinas und Indonesiens keine sicherheitspolitische Herausforderung für 

die USA ergibt: „If competition resumes between China and the United States, it would be a 

quantum leap in logic to suggest that Indonesia might go China’s way. It is too soon to start 

alarm bells given the natural suspicion that Indonesia still has of China.“1328 Desgleichen 

kommt Denny Roy mit Blick auf die indonesische Bedrohungsperzeption zu einem für die 

USA günstigen Ergebnis: „While both the United States and the PRC pose potential security 

problems, China is the weightier threat.“ Auch wenn Jakarta die Blockfreienbewegung unter-

stütze, „in practice Indonesia accepts regional engagement with the United States to offset 

China’s power“1329. Andere Autoren verweisen wiederum darauf, daß die USA nicht darauf 

setzen können, in einem Konflikt mit China aktiv von Indonesien unterstützt zu werden. Mar-

tin Stuart-Fox erinnert: „After independence, Indonesia never joined any U.S.-led coalition: it 

always saw itself as a neutral regional leader, not a cold war follower.“1330 Folgende Bewer-

tung spricht dann jedoch eher für balancing: „Given its deep-rooted suspicions of China, its 

large population and its Islamic heritage, Indonesia still stands as probably the principal op-

ponent to increased Chinese influence in Southeast Asia – provided it does not break 

apart.“1331 Dies mache, so Stuart-Fox, Jakarta aber noch lange nicht zu einem natürlichen 

Verbündeten Washingtons.  

  Auf den ersten Blick stößt die Erklärungskraft des systemischen Realismus an dieser Stel-

le an Grenzen. Denn es ist ganz augenscheinlich, daß innerhalb des politischen Establish-

ments Indonesiens verschiedene Gruppen um verschiedene außenpolitische Richtungen ihres 

Landes streiten. So ist die Tendenz des Offizierskorps, in China eine Bedrohung zu sehen, 

weitaus größer als etwa im Außenministerium.1332 Der Liberalismus wäre daher durchweg ge-

eignet, die unterschiedlichen Erscheinungsformen der Politik Jakartas gegenüber Peking zu 

erklären. Dennoch läßt auch der systemische Realismus drei Deutungen zu: Wie in Kapitel 2, 

erstens, dargelegt, ist im Sinne Randall L. Schwellers Gegenmachtbildung nur möglich, wenn 

es einen hinreichenden Elitenkonsens gibt. Übertragen auf die in dieser Arbeit angewandte 

                                                 
1326  Vgl. z.B. Hilpert/Will (2005): S. 19 f. 
1327  Irman G. Lanti, Indonesia, in: Goh (2005b): S. 33. 
1328  Smith (Dezember 2003): S. 7/7. 
1329  Roy (2005): S. 317. 
1330  Stuart-Fox (2004): S. 135. 
1331  Ebd. 
1332  Vgl. Smith (Dezember 2003): S. 7/1. 
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Form des systemischen Realismus bedeutet dies, daß eine klare Impulsverarbeitung nicht 

möglich ist, weil sich China weder eindeutig als Freund noch als Feind zu erkennen gibt. Die 

Impulsverarbeitung könnte, zweitens, ausgeblieben sein, weil die Aufmerksamkeit der Elite 

durch innenpolitische Herausforderungen absorbiert worden ist. Dazu zählt zuvörderst der 

Zusammenhalt des Archipelstaates gegen den Widerstand verschiedener Terror- und Separa-

tismusgruppen.1333 Drittens kann argumentiert werden, daß Indonesien sich als natürliche 

Führungsmacht Südostasiens begreift,1334 die sich in einer Umbruchphase unklar darüber ist, 

ob sie ihr Ziel mittels bandwagoning mit oder balancing gegen China erreichen kann. Durch 

die ökonomischen Auswirkungen der Asienkrise sind die Möglichkeiten Indonesiens, die Rol-

le einer führenden Macht in der Region einzunehmen, zwar begrenzt worden. Ereignisse wie 

die Ausrichtung des Asiatisch-Afrikanischen Gipfeltreffens in Jakarta im April 2005, dem 

gleichzeitig die Funktion einer Jubiläumsveranstaltung in Erinnerung an die Konferenz von 

Bandung vom April 1955 zukam, lassen aber zumindest Ambitionen des Archipelstaates als 

südostasiatische Führungsmacht deutlich werden. Die Vereinbarung einer strategischen Part-

nerschaft mit China weist ebenfalls in diese Richtung.1335 

  Folgendes Fazit soll an dieser Stelle gezogen werden: Indonesien betreibt gegenüber Chi-

na nach den Maßstäben dieser Arbeit insofern balancing, als es in die amerikanische Strategie 

der places, not bases eingebunden ist. Peking ist es in den vergangenen Jahren jedoch gelun-

gen, die Politik der Gegenmachtbildung des Archipelstaates weitgehend abzuschwächen. 

 

e)  Philippinen 

Der von Fernão de Magalhães (Magellan) 1521 entdeckte und später nach dem spanischen 

König Philipp II. benannte Archipel unterscheidet sich insofern von allen übrigen Staaten 

Südostasiens, als er mit 82,9 % eine mehrheitlich christlich-katholische Bevölkerung auf-

weist.1336 Nach ersten Kolonisationsbemühungen wurden die Philippinen auf dem Westfäli-

schen Frieden von 1648 Spanien zugeschlagen. Die Herrschaft Madrids währte bis zum Ende 

des 19. Jahrhunderts, wurde bis dahin aber immer wieder durch Bauernaufstände in Bedräng-

nis gebracht. Von 1762 bis 1764 war es Großbritannien kurzfristig gelungen, Manila zu be-

setzen. Spanien verlor seine Kolonie 1898 im Krieg gegen die USA, die von aufständischen 

Filipinos unterstützt wurden. Als Washington sich im Zuge des Friedens von Paris weigerte, 

                                                 
1333  Vgl. Südostasien aktuell, Nr. 2/2006, S. 95 f. 
1334  In diese Richtung argumentiert Wayne Bert: „[...] Indonesia is large end seeks to preserve its own primary 

role in the subregion by excluding outside powers.“ Bert (2003): S. 181. Siehe auch Storey (2000): S. 165. 
1335  Vgl. Shawn Donnan, China and Indonesia to be „strategic partners“, in: Financial Times, 19. April 2005 

(online). 
1336  Diese Angabe bezieht sich auf das Jahr 2000. Vgl. Der Fischer Weltalmanach 2006 (2005): S. 365. 
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die am 12. Juni 1898 vom philippinischen Freiheitskämpfer Emilio Aguinaldo verkündete 

Unabhängigkeitserklärung anzuerkennen, kam es zu einem Bürgerkrieg. 1935 gewährten die 

USA ihrer einzigen asiatischen Kolonie durch den ein Jahr zuvor erlassenen Tydings-

McDuffie Act den Status eines autonomen Commonwealth-Gebietes. Von 1941 bis 1945 ge-

rieten die Philippinen unter den Einfluß japanischer Besatzungstruppen, denen es jedoch nie 

gelang, das Land vollständig zu kontrollieren. Dem standen Partisanenverbände wie die Huk-

balahap („Antijapanische Volksarmee“) entgegen, die nach der Unabhängigkeit 1946 ihren 

Widerstandskampf gegen die neue Regierung in Manila richteten.1337 

  Innere Unruhen blieben eines der zentralen Probleme der Philippinen. Der autoritär regie-

rende Präsident Ferdinand Edralin Marcos (1965-1986) reagierte auf diese Situation 1972 mit 

der Verhängung des Kriegsrechts (Aufhebung 1981). Während des Ost-West-Konflikts lehn-

ten sich die Philippinen eng an die USA an. Unter Präsidentin Corazon Aquino (1986-1992) 

begann der Prozeß der Demokratisierung. Er wurde von ihren Nachfolgern Fidel Ramos 

(1992-1998), Joseph Ejercito Estrada (1998-2001) und Gloria Macapagal-Arroyo (seit 2001) 

fortgesetzt. Die sicherheitspolitischen Probleme der Philippinen liegen heute vor allem im In-

nern, wo nach wie vor zahlreiche Banditen, Terroristen und Insurgenten das Gewaltmonopol 

Manilas in Frage stellen. Zu letzteren gehören die maoistische New People’s Army (NPA) 

und die muslimische Moro Islamic Liberation Front (MILF).1338 Armut, Korruption und 

schwache staatliche Institutionen, die bis dato nicht zu einer vollständigen Kontrolle des Lan-

des in der Lage sind, stehen einer Demokratisierung nach westlichem Vorbild im Wege. Aus-

druck dieser Situation sind zudem regelmäßige Putschversuche. Nach Gerüchten über einen 

erneuten Umsturzversuch, den hohe Militärs und Vertreter der NPA gemeinsam vorbereitet 

haben sollen, verhängte Arroyo von Ende Februar bis Anfang März 2006 sogar vorüberge-

hend den Ausnahmezustand.1339 

  Die Beziehungen Chinas zu den Philippinen waren in der ersten Hälfte des Ost-West-

Konfliktes durch zwei Faktoren belastet: Manila war, erstens, einer der Bündnispartner Wa-

shingtons in Südostasien. Die Philippinen verfolgten, zweitens, als Reaktion auf den Aufstand 

der kommunistisch orientierten Hukbalahap eine Außenpolitik, die Kontakte zu kommuni-

stisch orientierten Staaten ausschloß. China zeigte zudem moralische Unterstützung für die 

Anliegen der 1968 gegründeten Communist Party of the Philippines (CPP). Ihrem militäri-

                                                 
1337  Vgl. zur Geschichte der Philippinen Keith Lightfoot, The Philippines, London 1973. Gisela M. Reiterer, 

Die Philippinen. Kontinuität und Wandel, Wien 1997. 
1338  Vgl. zu den Formen gewaltsamen politischen Widerstandes auf den Philippinen Martin Wagener, Typologie 

politischer Gewalt am Beispiel der Philippinen, in: Sicherheit + Stabilität, Nr. 1, Mai 2005, S. 73 – 114. 
1339  Vgl. Südostasien aktuell, Nr. 4/2006, S. 151 f. 
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schen Arm, der NPA, soll Peking Waffen geliefert haben.1340 Zu einer Aufnahme diplomati-

scher Beziehungen kam es daher erst im Juni 1975. Da die Philippinen als Bündnispartner der 

USA deren Bedrohungsperzeption teilten, wurde in dieser Zeit nicht China, sondern die ihren 

Einfluß auf Indochina ausdehnende Sowjetunion mit Marinestützpunkten in Cam Ranh Bay 

und Da Nang als Gefahr wahrgenommen. Für Peking war und ist zudem die geostrategische 

Lage des Archipelstaates ein potentielles Argument für freundschaftliche Beziehungen: Die 

Nordspitze Luzons weist zur taiwanischen Küste eine Distanz von 380 km auf. Von der Insel 

Itbayat sind es sogar nur 170 km. Dissonanzen zwischen den Philippinen und China könnten 

daher in einer Krise in der Taiwanstraße die Voraussetzung dafür bilden, daß Manila eventu-

ellen Wünschen Washingtons entspricht, den Norden Luzons oder auch Itbayat für militäri-

sche Operationen zu nutzen.1341 

  Der Verlauf der chinesisch-philippinischen Beziehungen nach dem Ende des Ost-West-

Konfliktes läßt sich in drei Phasen einteilen, die sich auf den Umgang beider Seiten mit den 

Territorialstreitigkeiten in der Südchinesischen See beziehen.1342 Die erste Phase dauerte bis 

1995. Zu Beginn der 90er Jahre hatte Manila beschlossen, das Stützpunktabkommen mit den 

USA aufzukündigen. Dieser Schritt läßt sich dahingehend interpretieren, daß die sowjetische 

Präsenz in Vietnam nicht mehr länger als Bedrohung wahrgenommen wurde. Auch gab es 

ganz offensichtlich keine Befürchtungen hinsichtlich chinesischer Machtambitionen. Präsi-

dentin Corazon Aquino hatte sich im April 1988 in Peking mit Deng Xiaoping darauf geei-

nigt, die mit dem Inselstreit in der Südchinesischen See verbundenen Souveränitätsfragen 

aufzuschieben. Die Philippinen betrachten die zu den Spratlys zählenden Kalayaan-Inseln seit 

1978 als eigenes Hoheitsgebiet.1343 Gegenwärtig beziehen sich ihre Ansprüche auf acht In-

seln. Aquino und Deng vereinbarten weiter, die Energieressourcen gemeinsam zu erforschen 

und auszubeuten. Der Konflikt sollte friedlich gelöst werden. Beide Seiten hielten sich grund-

sätzlich an diese Übereinkunft, und so konnte Präsident Fidel Ramos während eines Staatsbe-

suches in Peking im April 1993 verkünden, daß von der militärischen Modernisierung Chinas 

                                                 
1340  Vgl. Tajima (1981): S. 17 f. 
1341  Peking scheint sich dieser Zusammenhänge bewußt zu sein. Der in Manila akkreditierte chinesische Bot-

schafter wies 2004 darauf hin, daß eine Krise in der Taiwanstraße zu einem sicherheitspolitischen Problem 
für die Philippinen werden könnte. Vgl. Noel M. Morada, Philippines, in: Asia Pacific Security Outlook 
2004, Tokyo – New York 2004, S. 157. 

1342  Vgl. Leszek Buszynski, Realism, Institutionalism, and Philippine Security, in: Asian Survey, Nr. 3, 
Mai/Juni 2002, S. 483 – 501. Ian James Storey, Creeping Assertiveness: China, the Philippines and the 
South China Sea Dispute, in: Contemporary Southeast Asia, Nr. 1, April 1999, S. 95 – 118. Johanna Son, 
Philippines-China: Spratlys spat draws nervous glances, in: IPS-Inter Press Service, 19. Januar 1999 (onli-
ne). 

1343  Vgl. zu den philippinischen Forderungen Günter Siemers, Die Seerechtansprüche der Philippinen, in: Wer-
ner Draguhn (Hrsg.), Umstrittene Seegebiete in Ost- und Südostasien. Das internationale Seerecht und seine 
regionale Bedeutung, Hamburg 1985, S. 280 – 300. Rowan (2005): S. 421 f. 
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keine Gefahr ausgehe.1344 Ihm war zudem die Ehre zuteil geworden, als erstes ausländisches 

Staatsoberhaupt von Jiang Zemin empfangen zu werden, nachdem dieser zum Präsidenten der 

Volksrepublik ernannt worden war.1345 In der ersten Phase lassen sich daher keine nennens-

werten Dissonanzen zwischen beiden Seiten feststellen. 

  Dies änderte sich schlagartig im Februar 1995, einem, so Ian James Storey, „turning point 

in Sino-Philippine relations“1346. Damals war bekannt geworden, und dies war der Beginn der 

zweiten Phase, daß die chinesische Marine begonnen hatte, auf dem zu den Kalayaans gehö-

renden Mischief Reef, das sich westlich von Palawan in der EEZ der Philippinen befindet, lo-

gistisch nutzbare Aufbauten zu errichten.1347 Photos eines philippinischen Aufklärungsflug-

zeuges vom Oktober 1998 zeigten, daß die vorhandene Infrastruktur in den folgenden Jahren 

ausgebaut worden war,1348 woraufhin Präsident Joseph Estrada einen für Mai 1999 geplanten 

Besuch in China absagte. Peking wies Vorwürfe Manilas mit dem Hinweis zurück, lediglich 

Schutzvorrichtungen für vor Ort arbeitende Fischer erstellt zu haben. Im April 2001 behaupte-

ten die Philippinen, daß China das Mischief Reef mit neuer moderner Kommunikationstech-

nologie ausgestattet habe.1349 Die Gebietsansprüche werden durch symbolische Handlungen 

untermauert. Dazu gehören Patrouillen der Seestreitkräfte, das Legen und Entfernen von 

Grenzmarkierungen, die Durchsuchung von Schiffen sowie die Festnahme von Fischern. 

  Dabei ist es immer wieder auch zu ernsteren Zusammenstößen gekommen. Im Mai 1999 

war ein philippinisches Kriegsschiff an einem Riff in der Nähe des Second Thomas Shoal ge-

kentert; wenige Tage später sollen zwei chinesische Fregatten das bewegungsunfähige Schiff 

zu Übungszwecken beschossen haben. Im selben Monat war es am Scarborough Shoal zu ei-

nem Zusammenstoß zwischen einem philippinischen Kriegsschiff und einem chinesischen Fi-

scherboot gekommen, das darauf sank.1350 Das Scarborough Shoal liegt in der EEZ der Phil-

ippinen, gehört jedoch nicht zu den Spratlys. An selbigem Ort gab der Zerstörer Rajah Huma-

bon im Februar 2000 Warnschüsse auf zwei chinesische Fischerboote ab.1351 Im März be-

                                                 
1344  Vgl. Storey (1999): S. 106. 
1345  Vgl. Japan Economic Newswire, Philippine President arrives in China for state visit, 25. April 1993 

(online). 
1346  Storey (1999): S. 97. 
1347  Vgl. The Associated Press, Philippines Defense Chief Fears China Takeover of Reef, 13. Februar 1995 

(online). 
1348  Vgl. Rigoberto Tiglao, Andrew Sherry, Nate Thayer, Michael Vatikiotis, ’Tis the Season, in: Far Eastern 

Economic Review, 24. Dezember 1998, S. 18 – 20. 
1349  Vgl. Deutsche Presse-Agentur, China upgrades facilities on Spratlys reef, Philippines says, 15. April 2001 

(online). 
1350  Vgl. zu den Ereignissen im Mai 1999 Carlyle A. Thayer, China-ASEAN: Some Progress, along with Dis-

agreement and Disarray, in: Comparative Connections, Nr. 1, Juli 1999, S. 38 f. China Daily, China-
Spokesman – Philippines violates basic rules, 4. Juni 1999 (online). Bernama News Agency, Manila wants 
China to respect Philippine sovereignty, 27. Mai 1999 (online). 

1351  Vgl. Carlyle A. Thayer, China-ASEAN: Tensions Promote Discussions on a Code of Conduct, in: Com-
parative Connections, Nr. 1, April 2000, S. 52. 
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hauptete der Abgeordnete Roilo Golez, daß China Marineeinheiten in der Nähe des Scarbo-

rough Shoal disloziert habe, um Bewegungen der philippinische Seestreitkräfte zu beobach-

ten. Ebenfalls im März wurden zwei Kanonenboote zu dieser Sandbank entsandt, um dort sich 

aufhaltende chinesische Fischerboote zum Beidrehen zu zwingen.1352 Im März 2001 kündigte 

Roilo Golez an, daß die Regierung ein Kriegsschiff in die Nähe des Scarborough Shoal ent-

sandt habe, wo in den ersten drei Monaten des Jahres 14 chinesische Fischerboote von philip-

pinischen Einheiten durchsucht worden waren. Golez wies darauf hin, daß mit diesem Schritt 

einer erneuten Besetzung einer Insel nach dem Muster des chinesischen Vorgehens von 1995 

vorgebeugt werden sollte.1353 Zwischen Ende Januar und Anfang Februar 2002 nahmen die 

philippinischen Seestreitkräfte vorübergehend 95 Fischer fest, die sich in der Nähe des Scar-

borough Shoal befanden.1354 Am 26. Mai 2003 forderte Verteidigungsminister Angelo Reyes 

die Luftstreitkräfte auf, gegenüber der Errichtung neuer Aufbauten in der Südchinesischen 

See durch konkurrierende Anspruchsteller wachsam zu sein.1355 Im November 2003 entdeck-

ten die Armed Forces of the Philippines (AFP) neue chinesische Grenzmarker auf mehreren 

unbesetzten Riffen und Sandbänken im Bereich der Spratly-Inseln. Zwei chinesische Kriegs-

schiffe sollen seit September 2003 in der Nähe von Mischief Reef operiert haben.1356 

  Peking war 1995 in jenes Machtvakuum vorgestoßen, das der Ende 1992 abgeschlossene 

amerikanische Rückzug von den Philippinen gleich in doppelter Weise hinterlassen hatte. Es 

waren, erstens, keine US-Einheiten mehr direkt vor Ort, die etwa durch Patrouillefahrten in 

der Region ein Signal in Richtung China hätten senden können (show of force). Den amerika-

nischen Streitkräften war, zweitens, in der Vergangenheit die faktische Rolle der See- und 

Luftraumverteidigung der Philippinen zugefallen. Manila verfügte daher 1995 über keine hin-

reichenden See- und Luftkriegsmittel, um den chinesischen Vorstoß am Mischief Reef abzu-

schrecken.1357 Die AFP befanden sich in einem desolaten Zustand und waren nicht einmal in 

der Lage, die im Innern aktiven Widerstandsgruppen effektiv zu bekämpfen. An dieser Situa-

tion hat sich bis heute nichts geändert. Das Mischief Reef ist in den folgenden Jahren zum 

Symbol des chinesischen Expansionismus in der Südchinesischen See geworden. Nach Hanoi 

mußte damals erstmals ein weiterer Staat Südostasiens – und der erste der ASEAN! – die Er-
                                                 
1352  Vgl. Thayer (April 2000): S. 53. 
1353  Vgl. Agence France Presse, Philippines send gunboat to keep China from shoal, 28. März 2001 (online). 
1354  Vgl. Breckon (April 2002): S. 69. 
1355  Vgl. Breckon (Juli 2003): S. 80. 
1356  Vgl. Lyall Breckon, China-Southeast Asia Relations: A New Strategic Partnership is Declared, in: Com-

parative Connections, Nr. 4, Januar 2004, S. 82 f. 
1357  Im Januar 1999 gab der damalige philippinische Verteidigungsminister, Orlando Mercado, ohne Umschwei-

fe zu, daß die AFP einer möglichen chinesischen militärischen Präsenz auf dem Mischief Reef oder in der 
Nähe des Riffs nichts entgegenzusetzen hätten. Vgl. Michael Richardson, Philippines Is Stymied In Dispute 
With China; Manila, Claiming It Owns a Nearby Reef, Has Few Friends and Even Fewer Options, in: Inter-
national Herald Tribune, 21. Januar 1999 (online). 
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fahrung machen, daß Peking gewillt ist, seinen theoretischen Rechtsansprüchen in der Süd-

chinesischen See Taten folgen zu lassen. Die Inbesitznahme von Mischief Reef war die be-

deutendste territoriale Machtausdehnung Chinas im Spratly-Archipel seit dem Seegefecht mit 

Vietnam 1988. Mit Blick auf die nachfolgenden Ereignisse resümiert daher Wayne Bert: „The 

Philippines appears to have become a second ‘front-line’ state (after Vietnam) confronting 

China in the Spratlys“1358. Diese dramatisch klingenden Worte scheinen auf den ersten Blick 

übertrieben. Denn das Mischief Reef ist weit von China entfernt gelegen, allein die Distanz 

zwischen der Küste Hainans und Palawan beträgt über 1.300 km. Die Insel wäre in einem 

Konflikt mit den USA nicht zu halten, und die Aufbauten ließen sich durch einen einzigen 

Luftangriff komplett zerstören. Fällt die amerikanische Schutzmacht hingegen aus, und ge-

lingt es China, in diesem Gebiet weitere militärische Infrastrukturen zu errichten, dann könn-

ten auf den Philippinen schnell Erinnerungen an den Pazifikkrieg wach werden. Damals nutz-

ten die japanischen Truppen u.a. die Kalayaans, um ihre Invasion in Südostasien vorzuberei-

ten. Ein solches Szenario wäre im Falle weiterer chinesischer Machtausdehnung zwar nicht zu 

erwarten. Je stärker es Peking jedoch gelingt, einzelne Inseln unter seine Kontrolle zu brin-

gen, desto größer wird sein Einfluß auf die regionalen Seewege sein.  

  China hat auf die heftigen Proteste der philippinischen Regierung in der Frage des Mi-

schief Reef durchaus wohlwollend reagiert, dabei allerdings in der Sache selbst keine substan-

tiellen Zugeständnisse gemacht. Im August 1995 unterzeichnete es mit den Philippinen einen 

Verhaltenskodex für den Umgang mit den umstrittenen Seegebieten.1359 In den folgenden 

Monaten reisten hochrangige chinesische Entscheidungsträger in rascher Abfolge nach Mani-

la, darunter die Führungsspitze der PLA: Im September 1996 war Fu Quanyou, Chef des Ge-

neralstabes, in der philippinischen Hauptstadt; im Februar 1997 folgte Verteidigungsminister 

Chi Haotian; im Mai war Xiong Guangkai, stellvertretender Generalstabschef, zugegen. Hö-

hepunkt war der Staatsbesuch von Jiang Zemin im November 1996. Im März 1997 gingen 

mehrere chinesische Kriegsschiffe im Rahmen eines Freundschaftsbesuches im Hafen von 

Manila vor Anker. Im Juni 2002 besuchten dann erstmalig Einheiten der philippinischen Ma-

rine China und legten in Shanghai an.1360 Beide Seiten diskutieren ihre bilateralen Probleme 

regelmäßig in Treffen von Expertengruppen. So existiert z.B. seit März 1999 die China-

Philippines Working Group on Confidence Building Measures.1361 Im Mai 2000 hatten sich 

China und die Philippinen des weiteren auf ein „Joint Statement on the Framework of Bilate-

                                                 
1358  Bert (2003): S. 200. 
1359  Vgl. Joint Statement: RP – PRC Consultations on the South China Sea and on Other Areas of Cooperation, 

o.O., 9. – 10. August 1995, in: Snyder/Glosserman/Cossa (August 2001): S. D-1 f. 
1360   Vgl. Breckon (Juli 2002): S. 65. 
1361  Vgl. Thayer (Juli 1999): S. 38. 
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ral Cooperation in the Twenty-first Century“ geeinigt, in dem sie sich zur Zusammenarbeit in 

der Spratly-Frage verpflichteten.1362 Joseph Estrada soll bei dieser Gelegenheit von Jiang Ze-

min zugesichert worden sein, daß China keine Bedrohung für die Philippinen sei. Fraglich ist 

jedoch, wie glaubwürdig diese VBMs sind. Beobachter unterstellen China, in der zweiten 

Hälfte der 90er Jahre eine Politik des „talk and take“ bzw. der „creeping assertiveness“ be-

trieben zu haben.1363 

  Die genannten Formen der Zusammenarbeit sind daher kein Hinweis für die Einleitung 

einer neuen Phase in den Beziehungen zwischen Peking und Manila. Beide Seiten hatten be-

reits im erwähnten Verhaltenskodex vom August 1995 erklärt, die Spratly-Frage von mögli-

chen Kooperationsfeldern abkoppeln zu wollen: „Territorial disputes between the two sides 

should not affect the normal development of their relations.“1364  

 
 

Tabelle 20:  Handel Chinas und Hongkongs mit den Philippinen 1997 – 2005  
(in Mrd. US-Dollar) 

 
 China – Philippinen Hongkong – Philippinen 

 Volumen Exporte Importe Balance Volumen Exporte Importe Balance 

2005 17,559 4,689 12,870 - 8,181 7,531 2,607 4,924 - 2,317 

2004 13,328 4,269 9,059 - 4,79 6,888 2,521 4,367 - 1,846 

2003 9,4 3,094 6,306 - 3,212 5,981 2,227 3,754 - 1,527 

2002 5,259 2,042 3,217 - 1,175 5,019 2,308 2,711 - 0,403 

2001 3,567 1,622 1,945 - 0,323 3,903 1,926 1,977 - 0,051 

2000 3,141 1,464 1,677 - 0,213 4,099 2,011 2,088 - 0,077 

1999 2,287 1,379 0,908 0,471 3,333 1,743 1,59 0,153 

1998 2,016 1,499 0,517 0,982 3,012 1,688 1,324 0,364 

1997 1,661 1,334 0,327 1,007 3,478 2,209 1,269 0,94 

 
International Monetary Fund, Direction of Trade Statistics. Yearbook 2006, Washington D.C. 2006, S. 134, 138. International Monetary 
Fund, Direction of Trade Statistics. Yearbook 2004, Washington D.C. 2004, S. 132, 136.  
 

 

                                                 
1362  Vgl. den vollständigen Text der Gemeinsamen Erklärung in: Xinhua News Agency, China, Philippines sign 

statement; agree to follow procedures on South China Sea, 18. Mai 2000 (online). 
1363  Ian James Storey versteht darunter „a gradual policy of establishing a greater physical presence in the South 

China Sea, without recourse to military confrontation.“ Storey (1999): S. 99. 
1364  Joint Statement: RP – PRC Consultations on the South China Sea and on Other Areas of Cooperation, o.O., 

9. – 10. August 1995, in: Snyder/Glosserman/Cossa (August 2001): S. D-1. 
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Das chinesisch-philippinische Handelsvolumen konnte von 1997 bis 2005 auf 17,559 Mrd. 

US-Dollar mehr als verzehnfacht werden, wobei das Reich der Mitte seit 2000 ein Handelsde-

fizit zu verzeichnen hat, das 2005 bereits bei 8,181 Mrd. US-Dollar lag. Der Archipelstaat 

wickelt zudem einen sichtbaren Anteil seines Handelsvolumens mit Hongkong ab, das zuletzt 

bei 7,531 Mrd. US-Dollar lag. Nur die USA und Japan nahmen 2005 mehr philippinische 

Produkte auf als China, in das 14,89 % der Ausfuhr (Gesamtexporte: 41,215 Mrd. US-Dollar) 

gingen. Bei den Lieferländern der Philippinen liegt China ebenfalls hinter den USA und Ja-

pan. Die Importe aus der Volksrepublik betrugen 2005 insgesamt 6,27 % der Einfuhr der Phil-

ippinen (Gesamtimporte: 47,414 Mrd. US-Dollar). Peking ist für Manila damit der drittwich-

tigste Handelspartner.1365 Der Anteil der chinesischen Exporte in die Philippinen an der Ge-

samtausfuhr des Reiches der Mitte (762,337 Mrd. US-Dollar) lag 2005 hingegen lediglich bei 

0,62 %, jener der Importe (660,218 Mrd. US-Dollar) bei 1,95 %.1366 

  Im Bereich der Investitionen sind von 1995 bis 2004 zwar nur 303,9 Mio. US-Dollar von 

chinesischen Firmen in den Philippinen realisiert worden. Dies entsprach allerdings 29,85 % 

sämtlicher FDIs in der ASEAN (1,018 Mrd. US-Dollar). Die Philippinen sind damit – wenn-

gleich auf niedrigem Niveau – der beliebteste Investitionsstandort des Reiches der Mitte.   

Über die Berücksichtigung Hongkongs ergibt sich allerdings ein anderes Bild. Dieses inve-

stierte im benannten Zeitraum 486 Mio. US-Dollar in den Philippinen, was deutlich hinter den 

FDIs der ehemaligen Kronkolonie in Thailand, Malaysia, Singapur und Vietnam liegt.1367 

  Wie gegenüber anderen südostasiatischen Staaten hat China auch gegenüber den Philippi-

nen versucht, sein Image durch Hilfszusagen zu verbessern. Im Oktober 1999 gewährte die 

Volksrepublik dem Archipelstaat einen Kredit in Höhe von 1 Mrd. US-Dollar, um Projekte in 

der landwirtschaftlichen Produktion zu fördern.1368 Peking sagte Manila während des Besu-

ches von Li Peng, damaliger Vorsitzender des Nationalen Volkskongresses, im September 

2002 einen Kredit mit einem Volumen von 29,2 Mio. US-Dollar zu, um den Hafen von Gene-

ral Santos City auf Mindanao auszubauen.1369 Im September 2003 wurde bekannt, daß China 

den Philippinen einen Vorzugskredit in Höhe von 400 Mio. US-Dollar zum Bau einer Eisen-

bahnverbindung auf Luzon („North Rail Project“) gewährt hat.1370 Im Januar 2007 entschied 

sich Manila wiederum gegen ein Angebot der ADB und für einen Kredit der Chinese Export-

                                                 
1365  Vgl. IMF (2006): S. 393 – 395. Die prozentualen Berechnungen ergeben sich nicht aus den Tabellenwerten, 

sondern aus den IMF-Daten zu den Philippinen. Die Tabelle gibt Handelsströme aus der Sicht Chinas und 
Hongkongs wieder. Der IMF verwendet bei der Bilanzierung des wirtschaftlichen Austauschs zweier Staa-
ten in den jeweiligen nationalen Statistiken z.T. erheblich voneinander abweichende Daten. 

1366  Vgl. ebd., S. 133 – 136. 
1367  Vgl. ASEAN Secretariat (November 2005): S. 158 f. 
1368  Vgl. Asia Pulse, China provides US$ 1 bln loan for Philippine agriculture, 11. Oktober 1999 (online). 
1369  Vgl. Breckon (Oktober 2002): S. 57. 
1370  Vgl. Xinhua General News Service, Philippines should not ignore China, 7. September 2004 (online). 
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Import-Bank mit einem Volumen von 70 Mio. US-Dollar, um Wasserleitungen in Manila zu 

reparieren.1371 

  Wenn aus der Retrospektive in den kommenden Jahren vom Beginn einer neuen Phase – 

nach Zählung des Verfassers der dann dritten seit dem Ende des Ost-West-Konflikts – die 

Rede sein wird, dann könnte diese 2004 begonnen haben. Zwei Ereignisse jenes Jahres kön-

nen als Meilensteine in den chinesisch-philippinischen Beziehungen gewertet werden: Am 9. 

Februar 2004 kündigten beide Seiten an, die Ressourcen der umstrittenen Spratly-Inseln ge-

meinsam ausbeuten zu wollen.1372 Wu Bangguo, Vorsitzender des Ständigen Ausschusses des 

Nationalen Volkskongresses, hatte dazu bereits am 1. September 2003 in der philippinischen 

Hauptstadt einen entsprechenden Vorschlag unterbreitet. Im folgenden November unterzeich-

neten CNOOC und die Philippine National Oil Company eine Übereinkunft, um gemeinsame 

Untersuchungen in einem Offshore-Gebiet nordwestlich von Palawan durchzuführen.1373 Zu 

einem möglicherweise historischen Abkommen kam es am 14. März 2005. China, Vietnam 

und die Philippinen einigten sich auf die gemeinsame Erforschung der umstrittenen Erdöl- 

und Erdgasreserven im Südchinesischen Meer. Das „Tripartite Agreement“ bezieht sich auf 

eine Fläche von 142.886 km² und hat eine Laufzeit von drei Jahren.1374 Ende August nahmen 

die Vertragsparteien ihre Arbeit auf, und bereits Mitte November teilte CNOOC mit, daß 

seismische Daten für ein Gebiet in der Größe von 11.020 km² gesammelt worden seien.1375 

Mit diesen beiden Vereinbarungen setzten Peking und Manila um, was schon Ende der 80er 

Jahre und während des Besuchs von Fidel Ramos in Peking im April 1993 angedacht worden 

war.1376 Halten China und die Philippinen an ihren Absichtserklärungen fest, dann ist der Ter-

ritorialstreit zwischen ihnen vorübergehend entschärft. Diesbezüglich zeigte sich Außenmini-

ster Alberto Romulo während seines Besuches in China Ende Februar 2005 optimistisch: Die 

Streitigkeiten gehörten der Vergangenheit an. „The South China Sea, instead of a regional 

flashpoint, has been transformed into an area of cooperation, peace and development.“1377 

  Als zweiter Meilenstein kann die Anfang September 2004 unternommene Reise von Glo-

ria Macapagal-Arroyo nach Peking betrachtet werden. Die philippinische Präsidentin hatte 

China als Destination des ersten Staatsbesuches nach ihrer Wiederwahl im Mai ausgewählt, 

                                                 
1371  Vgl. Sutter/Huang (April 2007): S. 80. 
1372  Vgl. Breckon (April 2004): S. 72. 
1373  Vgl. Rowan (2005): S. 422. 
1374  Vgl. Japan Economic Newswire, Philippines, China, Vietnam to explore S. China Sea areas, 14. März 2005 

(online). 
1375  Vgl. Cossa (Oktober 2005): S. 13. Vgl. Sutter (Januar 2006): S. 76. 
1376  Vgl. Chen Jie, China’s Spratly Policy. With Special Reference to the Philippines and Malaysia, in: Asian 

Survey, Nr. 10, Oktober 1994, S. 899. 
1377  Zit. n. Xinhua News Agency, South China Sea to be area of cooperation, Philippines official says, 1. März 

2005 (online). 
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was weithin als symbolisches Zeichen begriffen wurde. Beide Seiten bestätigten ihre Absicht, 

gemeinsam seismische Messungen im Spratly-Archipel durchzuführen, und einigten sich dar-

auf, ihre Verteidigungskooperation auszubauen.1378 Im Verteidigungssektor waren bis zu je-

nem Zeitpunkt nur kleinere Fortschritte erzielt worden. 1996 hatten beide Seiten den Aus-

tausch von Militärattachés vereinbart. In der Ramos-Ära hatte China zudem Kipper für eine 

Pionierbrigade geliefert.1379 Im „Joint Statement“ vom Mai 2000 war von „further exchanges 

and cooperation in the defence and military fields“1380 die Rede. Im September 2002 wurde 

während eines Besuches von Chi Haotian in Manila eine engere Zusammenarbeit im Kampf 

gegen den Terrorismus vereinbart.1381 Aber erst Mitte November 2004 schlossen die Verteidi-

gungsminister beider Länder, Avelino Cruz und General Cao Gangchuan, ein „Memorandum 

of Agreement on Defense Cooperation“ ab. China sagte zudem zu, Ausrüstungsgegenstände 

im Wert von 1,2 Mio. US-Dollar für Pioniereinheiten liefern zu wollen.1382 Die anvisierten 

Gespräche auf Ministerebene fanden erstmalig im Mai 2005 statt. Dazu war Xiong Guangkai 

zu einem Meinungsaustausch nach Manila gereist. Fraglich ist, ob es künftig auch zu gemein-

samen Manövern der Streitkräfte kommen wird. Ein entsprechendes Angebot Pekings liegt 

vor.1383 Manila hat seinerseits ein solches Projekt zumindest nicht ausgeschlossen.1384  

  Ronald N. Montaperto führt diese Entwicklung nicht auf innenpolitische Opportunitätser-

wägungen der philippinischen Seite zurück: „It is worth noting that the agreement on the de-

fense discussion mechanism could not have been reached in the absence of an upturn in the 

overall relationship.“1385 Die neuen Kooperationsprojekte in der Südchinesischen See und auf 

militärischer Ebene zeitigten alsbald Synergieeffekte: Im Mai 2006 vereinbarten Vietnam, 

China und die Philippinen, ihre sicherheitspolitische Zusammenarbeit in den Spratlys zu ver-

stärken, nachdem bei einem Überfall von Piraten auf ein chinesisches Fischerboot vier Men-

                                                 
1378  Noel M. Morada geht davon aus, daß Arroyo die China-Karte vor allem aus innenpolitischen Gründen ge-

spielt habe. Die Regierung war durch die Unterstützung des Irak-Krieges der USA in der eigenen Bevölke-
rung erheblich unter Druck geraten und könnte mit diesem Schritt versucht haben, die Unabhängigkeit der 
eigenen Außenpolitik zu demonstrieren. „In any case, the Arroyo government is likely to carefully balance 
Manila’s ties with Beijing and Washington.“ Noel M. Morada, Philippines, in: Asia Pacific Security Out-
look 2005, Tokyo – New York 2005, S. 146. 

1379  Vgl. Asia Pulse, Philippine-China discuss defence, territorial matters, 25. September 2002 (online). 
1380  Zit. n. Xinhua News Agency, China, Philippines sign statement; agree to follow procedures on South China 

Sea, 18. Mai 2000 (online). 
1381  Vgl. Philippine Daily Inquirer, Philippines, China agree to cooperate in fighting terrorism, 26. September 

2002 (online). 
1382  Vgl. Asia Pulse, China, Philippines seek to boost defence ties, 17. November 2004 (online). 
1383  Vgl. Japan Economic Newswire, China invites the Philippines to maritime exercises, 23. Mai 2005 (online). 
1384  Vgl. Xinhua News Agency, Philippine military official says ties with China do not conflict with US, 3. 

März 2005 (online). 
1385  Ronald N. Montaperto, China-Southeast Asia Relations: Thinking Globally, Acting Regionally, in: Com-

parative Connections, Nr. 4, Januar 2005, S. 79. 
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schen getötet worden waren.1386 Die neue Nähe beider Seiten spiegelt sich auch in Begegnun-

gen auf höchster Ebene wider. Ende April 2005 stattete Präsident Hu Jintao den Philippinen 

einen Staatsbesuch ab. Bemerkenswert ist zudem, daß Manila in selbigem Monat mit Teofisto 

Guingona einen ehemaligen Vizepräsidenten zum neuen Botschafter in Peking ernannt 

hat.1387 Im Juni 2007 war Arroyo in Chengdu und Chongqing, um für chinesische Investitio-

nen im Archipelstaat zu werben.1388 

  Nach den Maßstäben dieser Arbeit betreiben die Philippinen allen Annäherungen zum 

Trotz gegenüber China weiterhin balancing, wenngleich dieses in den vergangenen Jahren 

etwas abgeschwächt worden ist. Der Archipelstaat gehört zu jenen Staaten, die zur Aufrecht-

erhaltung der amerikanischen Vornepräsenz beitragen. Diese Bewertung soll in den Ausfüh-

rungen zu den amerikanisch-philippinischen Beziehungen in den Kapiteln 6 und 7 weiter er-

härtet werden. Jenen Erörterungen etwas vorgreifend, sei aber bereits an dieser Stelle auf eine 

sicherheitspolitische Herausforderung der USA verwiesen, die sich aus dem Verhältnis Pe-

kings zu Manila ergeben könnte: Der Streit um das Mischief Reef und umliegende Inseln ist 

nicht gelöst, sondern nur auf Eis gelegt worden. Selbst im hochgelobten „Tripartite Agree-

ment“ heißt es, daß die Übereinkunft „will not undermine the basic positions held by their re-

spective governments on the South China Sea“1389. Sollte es daher erneut zu einem Konflikt 

kommen, der zu direkten militärischen Zusammenstößen zwischen chinesischen und philippi-

nischen Seestreitkräften führt, würden die USA unter Handlungsdruck geraten. Enthalten sie 

sich einer Antwort, könnte dies ihre Glaubwürdigkeit als Bündnispartner im asiatisch-

pazifischen Raum erschüttern. Intervenieren sie zugunsten der Philippinen, könnte dies zu ei-

ner direkten militärischen Auseinandersetzung zwischen China und den USA führen (Sogef-

fekt). Peking wird daher seinen Vorstoß am Mischief Reef auch als Test gesehen haben, um 

die amerikanische Reaktion im Ernstfall besser einschätzen zu können.1390 Washington dürfte 

eine engere Zusammenarbeit Manilas mit Peking deshalb nicht als bandwagoning betrachten, 

sondern als willkommene Vorbeugung möglicher Sogeffekte infolge gewaltsamer Konflikte 

zur See. 

  Sollten beide Seiten ihre Beziehungen weiter vertiefen wollen, könnten sie dazu – wie dies 

bereits heute zwischen Peking und Bangkok der Fall ist – auf gemeinsame Abstammungslini-

en verweisen. Schätzungen gehen davon aus, daß mehr als die Hälfte der Filipinos zumindest 

                                                 
1386  Vgl. Sutter/Huang (Juli 2006): S. 84. 
1387  Vgl. Xinhua News Agency, Former Vice-President confirmed as Philippine ambassador to China, 26. April 

2005 (online). 
1388  Vgl. Sutter/Huang (Juli 2007): S. 89. 
1389  Zit. n. Japan Economic Newswire, Philippines, China, Vietnam to explore S. China Sea areas, 14. März 

2005 (online). 
1390  Vgl. Opitz (2002): S. 232. 
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zu einem geringen Anteil chinesischer Abstammung ist.1391 Der Führer des Unabhängigkeits-

kampfes der Philippinen, Emilio Aguinaldo, war Halbchinese.1392 

  Der Verfasser geht davon aus, daß die chinesisch-philippinische Annäherung der vergan-

genen Jahre zu einer Klimaverbesserung – Arroyo sprach im Dezember 2005 von einer „gol-

den period“1393 – in den Beziehungen beider Seiten beigetragen hat, nicht jedoch zu einem 

außenpolitischen Kurswechsel der Regierung in Manila. Die Philippinen dürften vielmehr 

versuchen, durch ein gezieltes Einsetzen der China-Karte ihren außenpolitischen Spielraum 

gegenüber den USA zu vergrößern, wobei sie selbst darauf hinweisen, sich dadurch nicht von 

Washington distanzieren zu wollen.1394 Sollte es dennoch in den nächsten Jahren zu einer au-

ßenpolitischen Richtungsänderung des Archipelstaates kommen, könnte dies darauf hindeu-

ten, daß die Philippinen nicht damit rechnen, in einer Krise von den USA unterstützt zu wer-

den. Durch bandwagoning gegenüber Peking könnte Manila dann Schadensbegrenzung 

betreiben. Für Washington würde dies bedeuten, philippinisches Mißtrauen gegenüber dem 

Reich der Mitte nicht mehr instrumentalisieren zu können (etwa zur vertieften Nutzung von 

See- und Luftbasen). 

 

f)   Brunei 

Die Islamische Monarchie Brunei gehört heute zu den reichsten Ländern der Welt. Politisch 

ist das Land jedoch weitgehend unbedeutend, obwohl es in seiner Geschichte einst eine mäch-

tige Rolle im insularen Südostasien einnahm. Im 16. Jahrhundert herrschten die Sultane von 

Brunei über das heutige Sarawak und Sabah. Zum Wendepunkt der territorialen Ausdehnung 

wurden innere Aufstände in der Mitte des 19. Jahrhunderts, die nur mit britischer Hilfe nie-

dergeschlagen werden konnten. Der Sultan hatte dazu mit dem Seefahrer James Brooke ein 

Abkommen geschlossen und ihm aus Dank für seine militärische Unterstützung 1841 die 

Herrschaft über Sarawak übertragen. Nach diesem Muster – Gebietsabtretungen gegen Si-

cherheitsgarantien – verlor Brunei den größten Teil seines Staatsgebietes. Sabah wurde 

1877/1878 der späteren British North Borneo Company überschrieben. Das übrige Brunei 

wurde 1888 britisches Protektorat, erhielt 1959 das Recht auf innere Selbstverwaltung und 

                                                 
1391  Vgl. Carl Baker, China-Philippines Relations: Cautious Cooperation, Special Assessment des Asia-Pacific 

Center for Security Studies, Honolulu, Oktober 2004, S. 2/2. 
1392  Vgl. Wolfgang Etschmann, Amerikas „erstes Vietnam“? Die „Insurrection“ auf den Philippinen 1899-1902, 

in: Österreichische Militärische Zeitschrift, Nr. 1, Januar/Februar 2001, S. 58. 
1393  Zit. n. Sutter (Januar 2006): S. 70.  
1394  Vgl. Asia Pulse, Closer ties with China won’t damage US ties: Philippine military, 4. März 2005 (online). 

Asia Pulse, Malacanang defends Philippine-China seismic research agreement, 4. März 2005 (online). Luz 
Baguioro, Philippines wants to strengthen ties with China; But President Arroyo stresses that such moves 
by Manila will not undermine its close relationship with the United States, in: The Straits Times, 8. Sep-
tember 2004 (online). 
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wurde von London 1984 in die Unabhängigkeit entlassen, nachdem es während des Zweiten 

Weltkrieges von 1941 bis 1945 vorübergehend unter japanische Besatzung geraten war.1395 

Staatsoberhaupt ist der seit 1967 amtierende Sultan Haji Hassan al-Bolkiah. Die Beziehungen 

zur ehemaligen Kolonialmacht sind bis heute eng. Großbritannien hat nach wie vor 1.120 

Gurkha-Soldaten im Land stationiert.1396 

  China und Brunei nahmen 1991 diplomatische Beziehungen auf. Das Verhältnis konnte 

vor allem deshalb stetig verbessert werden, weil es zwischen beiden Seiten keine sicherheits-

strategisch relevanten Konflikte gibt. Brunei gehört zwar zu den Streitparteien im Südchinesi-

schen Meer und beansprucht seit 1954 das Louisa Reef, das derzeit von Malaysia kontrolliert 

wird. Die 1993 ausgewiesene EEZ weist zudem eine territoriale Schnittmenge zu chinesi-

schen Forderungen auf.1397 Da dem Sultanat aber die militärischen Kapazitäten fehlen, diesen 

Anspruch abzustützen, ist der Konflikt zwischen beiden Seiten in der Südchinesischen See 

eher theoretischer Natur. Essentiell für die Sicherheit Bruneis sind ohnehin nicht die Bezie-

hungen zu China, sondern jene zu Indonesien und insbesondere zum direkten Nachbarn Ma-

laysia, mit dem es einen alten Streit um den Limbang-Korridor gibt. Die guten Beziehungen 

zwischen dem Reich der Mitte und dem Sultanat werden an einer ausgedehnten Besucherdi-

plomatie deutlich. Dazu gehörte die Visite Jiang Zemins, der im November 2000 als erster 

chinesischer Staatspräsident Brunei, das in jenem Monat Ausrichter des APEC-Gipfels war, 

einen Staatsbesuch abstattete. Im April 2005 war wiederum Hu Jintao im Sultanat zu Gast. 

Haji Hassan al-Bolkiah hat das Reich der Mitte im Gegenzug 1993, 1999, 2001 und zuletzt 

2004 besucht.1398 Im März 2002 weilte Kronprinz Al-Muhtadee Billah erstmals zu Gesprä-

chen mit Jiang Zemin und Hu Jintao in Peking. Für China ist Brunei als Exporteur von Erdöl 

und Erdgas ein interessanter Kooperationspartner, wenngleich die Importe aus dem Sultanat 

2004 aufgrund des hohen Ölpreises zurückgegangen sind. Das Reich der Mitte hat einen An-

teil von ca. 10 % an der Erdölausfuhr des Sultanats.1399 

  Der Handel zwischen China und Brunei bewegt sich insgesamt auf geringem Niveau (die 

wirtschaftlichen Beziehungen zwischen dem Kleinststaat und Hongkong sind ebenfalls von 

untergeordneter Bedeutung). Nachdem der Handel nach der Asienkrise weitgehend zusam-

mengebrochen war, umfaßte er 2005 wieder 261 Mio. US-Dollar. Seit 2000 erzielt China ein 

Handelsdefizit. Die Wirtschaftsbeziehungen weisen dabei erhebliche Asymmetrien auf: 2005 

                                                 
1395  Vgl. zur Geschichte Bruneis David Leake, Jr., Brunei. The Modern Southeast-Asian Islamic Sultanate, Jef-

ferson – London 1989. 
1396  Vgl. IISS (2007): S. 345. 
1397   Vgl. Snyder/Glosserman/Cossa (2001): S. B-1. Möller (1998): S. 136. 
1398  Vgl. Borneo Bulletin, Brunei: Sultan Arrives in Dalian to Begin Working Visit to China, 21. September 

2004 (online). 
1399  Vgl. Südostasien aktuell, Nr. 3/2005, S. 24. 
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nahm China 3,35 % der Ausfuhr der Monarchie (Gesamtexport: 5,633 Mrd. US-Dollar) auf. 

Wichtigstes Absatzgebiet war mit einem Anteil von 36,83 % Japan. Bei den Lieferländern 

kam China auf einen Anteil von 3,51 % der Einfuhr Bruneis (Gesamtimport: 1,669 Mrd. US-

Dollar).1400 Der Anteil der chinesischen Exporte nach Brunei an der Gesamtausfuhr des Rei-

ches der Mitte (762,337 Mrd. US-Dollar) lag 2005 hingegen lediglich bei 0,007 %, jener der 

Importe (660,218 Mrd. US-Dollar) bei 0,031 %.1401 Die Investitionen Chinas (inklusive 

Hongkongs) in Brunei lagen zwischen 1995 und 2004 bei verschwindend geringen 33,3 Mio. 

US-Dollar.1402 

 

 

Tabelle 21:  Handel Chinas und Hongkongs mit Brunei 1997 – 2005 (in Mio. US-Dollar) 

 
 China – Brunei Hongkong – Brunei 

 Volumen Exporte Importe Balance Volumen Exporte Importe Balance 

2005 261 53 208 - 155 33 32 1 31 

2004 299 48 251 - 203 59 56 3 53 

2003 346 34 312 - 278 56 54 2 52 

2002 263 21 242 - 221 58 58 – 58 

2001 165 17 148 - 131 52 51 1 50 

2000 74 13 61 - 48 56 55 1 54 

1999 8 8 – 8 41 39 2 37 

1998 9 9 – 9 30 26 4 22 

1997 33 33 – 33 25 24 1 23 

 
International Monetary Fund, Direction of Trade Statistics. Yearbook 2006, Washington D.C. 2006, S. 134, 138. International Monetary 
Fund, Direction of Trade Statistics. Yearbook 2004, Washington D.C. 2004, S. 132, 136.  
 

 

Gerade weil Brunei im sicherheitspolitischen Gefüge des asiatisch-pazifischen Raums eine 

untergeordnete Rolle spielt, können auch dessen Beziehungen zu China nur in sehr begrenzter 

Weise zu einer Herausforderung für die USA werden. Bemerkenswert ist diesbezüglich vor 

allem eine angestrebte Vertiefung der militärischen Beziehungen zwischen Peking und Ban-

dar Seri Begawan. Dieses Thema war Gegenstand der Gespräche, die der Sultan von Brunei 

                                                 
1400  Vgl. IMF (2006): S. 105 f. Die prozentualen Berechnungen ergeben sich nicht aus den Tabellenwerten, 

sondern aus den IMF-Daten zu Brunei. Die Tabelle gibt Handelsströme aus der Sicht Chinas und Hong-
kongs wieder. Der IMF verwendet bei der Bilanzierung des wirtschaftlichen Austauschs zweier Staaten in 
den jeweiligen nationalen Statistiken z.T. erheblich voneinander abweichende Daten. 

1401  Vgl. ebd., S. 133 f, 138. 
1402  Vgl. ASEAN Secretariat (November 2005): S. 158 f. 
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im August 1999 in der chinesischen Hauptstadt führte.1403 Eine engere militärische Zusam-

menarbeit wurde auch während des Aufenthalts einer Delegation der Royal Brunei Armed 

Forces in Peking im Juni 2002 diskutiert.1404 Im September 2003 unterzeichneten beide Seiten 

ein „Memorandum of Understanding on Military Exchanges“.1405 Vorläufiger Höhepunkt die-

ser Entwicklung war der erste Besuch eines chinesischen Kriegsschiffes im Sultanat: Im No-

vember 2003 legte der Zerstörer „Shenzen“ im Hafen von Muara an.1406  

  Wie in allen übrigen Beziehungen zu den Staaten Südostasiens versucht China auch ge-

genüber Brunei, durch einen Ausbau der Zusammenarbeit dessen Verhalten in internationalen 

Organisationen zugunsten Pekinger Positionen zu beeinflussen. Die Vertiefung der Verteidi-

gungskooperation, die vorerst weitgehend symbolischer Natur ist, könnte langfristig aber 

noch einem weiterem Ziel dienen: Sollten sich China und Brunei auf eine gemeinsame Aus-

beutung der umstrittenen Erdölgebiete im Südchinesischen Meer einigen, könnte dies eventu-

ell dazu führen, daß das Sultanat im Rahmen dieser Zusammenarbeit Einheiten der PLA An-

laufrechte an seiner Küste gewährt. Peking würde dadurch seine Machtprojektionsfähigkeiten 

in den zahlreichen Inselstreitigkeiten sowie bei der Kontrolle der Seewege verbessern. Diese – 

und bis auf weiteres nur diese – Entwicklung könnte dazu führen, daß die Beziehungen zwi-

schen China und Brunei zu einer Herausforderung für die USA werden. Vorerst dürfte dies-

bezüglich für die amerikanische Regierung aber kein Anlaß zur Sorge bestehen, wenngleich 

konstatiert werden muß, daß Peking, das über Jahre keinerlei sicherheitspolitische Kooperati-

onsprojekte mit dem Sultanat unterhielt, diese seit 2003 ausgebaut und damit gegenüber Wa-

shington aufgeholt hat. Bislang haben diese Bemühungen aber noch nicht dazu geführt, Bru-

nei zum bandwagoning gegenüber dem Reich der Mitte zu bewegen, wenngleich die vertief-

ten Beziehungen zu China das balancing an der Seite der USA abgeschwächt haben. 

 

                                                 
1403   Vgl. Thayer (Oktober 1999): S. 41. 
1404  Vgl. Breckon (Juli 2002): S. 66. 
1405  Vgl. Borneo Bulletin, Brunei, China Sign Memo on Military Exchanges, 14. September 2003 (online). 
1406  Vgl. Südostasien aktuell, Nr. 6/2003, S. 526. 
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4.  Konkurrent um die Gunst der ASEAN 

Das Verhältnis Chinas zur ASEAN1407 ist aus historischer Sicht äußerst wechselhaft. Peking 

unterstellte der am 8. August 1967 gegründeten Organisation zunächst, ein von Washington 

gesteuertes, antikommunistisches Bündnis zu sein. Diese Bewertung änderte sich erst im Zu-

ge der amerikanisch-chinesischen Annäherung 1972. Peking sah nun vor allem Moskau als 

zentrale Bedrohung an, das seinen Einfluß über enge Bündnisbeziehungen zu Hanoi Ende der 

70er Jahre auf Indochina ausdehnte. Nachdem das Reich der Mitte die Unterstützung lokaler, 

kommunistisch orientierter Widerstandgruppen in Südostasien aufgegeben hatte, gelang es 

ihm zwar, zu mehreren Staaten diplomatische Beziehungen aufzunehmen. Dies führte wäh-

rend des Ost-West-Konflikts jedoch nicht zu direkten Verbindungen zwischen China und der 

ASEAN. Die Aufnahme offizieller Beziehungen wurde dann durch wenigstens drei Faktoren 

begünstigt: China war, erstens, nach dem Tiananmen-Massaker vom 4. Juni 1989 internatio-

nal isoliert. Kontakte zu einzelnen ASEAN-Staaten halfen, diese Situation zu überwinden.1408 

In normativer Hinsicht weisen die außenpolitischen Positionen beider Seiten, zweitens, erheb-

liche Schnittmengen auf. Dies gilt z.B. für die Frage der Menschenrechte, in der die Haltung 

Chinas an das ASEAN-Prinzip der Nichteinmischung nahtlos anknüpft. Die Washingtoner 

Politik, mit Verweis auf menschenrechtliche Mißstände humanitäre Interventionen und re-

gime change zu rechtfertigen, wird sowohl von Peking als auch in den südostasiatischen 

Hauptstädten zurückgewiesen oder wenigstens kritisch gesehen.1409 Gleiches gilt für amerika-

nische Versuche, Junktims zwischen wechselseitigen Handelsbeziehungen und der politischen 

Verfaßtheit des Kooperationspartners, der zu Reformen aufgefordert wird, zu bilden. Eine 

solche amerikanische Vorgehensweise wurde z.B. während der Asienkrise von 1997 kritisiert. 

Schließlich ist die ASEAN, drittens, daran interessiert, möglichst viele Großmächte in ihre 

Angelegenheiten einzubinden, damit diese sich untereinander ausbalancieren und so den süd-

ostasiatischen Akteuren Handlungsräume eröffnen. China wiederum sieht in engen Beziehun-

gen zur ASEAN ein Gegengewicht zu den USA. Deshalb habe Peking, so Joseph Y. S. 

Cheng, auch seine Haltung gegenüber der südostasiatischen Staatenorganisation überdacht: 

„The Chinese leadership is worried about the emergence of a new U.S.-led Asian security al-

liance composed of Japan, South Korea, and Australia, and it appreciates the ASEAN states’ 
                                                 
1407  Vgl. zur südostasiatischen Staatenorganisation Jörn Dosch, Die ASEAN: Bilanz eines Erfolges. Akteure, 

Interessenlagen, Kooperationsbeziehungen, Hamburg 1997. 
1408  Vgl. Gerhard Will, Die Politik der VR China gegenüber Südostasien nach dem Pekinger Massaker, Bericht 

des Bundesinstituts für ostwissenschaftliche und internationale Studien, Nr. 62, Köln 1991. „ASEAN’s de-
sire to engage China at this critical time left an impression on the leadership in Beijing. While the rest of the 
world was doing its best to isolate China, ASEAN chose to reach out to Beijing.“ Shambaugh (2004/2005): 
S. 68. 

1409  Lee Lai To hat bereits sehr früh darauf hingewiesen, daß dieses Thema als Kooperationsgrundlage taugt. 
Vgl. Lee Lai To, ASEAN-PRC Political and Security Cooperation. Problems, Proposals, and Prospects, in: 
Asian Survey, Nr. 11, November 1993, S. 1103. 



362 Der Herausforderer: China als revisionistische Macht   
 
 

 

reluctance to get involved, despite their eagerness to retain a substantial American military 

presence in the region.“1410 

  Auf chinesischer Seite lag aber noch ein weiterer, gewichtiger Grund vor, um die Gunst 

der ASEAN zu werben. Peking hat ein großes Interesse daran, vor allem an seiner geostrate-

gischen Peripherie das Ein-China-Prinzip umfassend durchzusetzen.1411 Taiwan soll aus allen 

südostasiatischen Kooperationsprojekten herausgehalten werden. China konnte sich lediglich 

dazu durchringen, der Mitgliedschaft seiner „abtrünnigen Provinz“ unter der Bezeichnung 

„Taipei China“ in der ADB und der APEC zuzustimmen. Das Ziel, Taipeh in Südostasien zu 

isolieren, begründet sich nicht nur über den Alleinvertretungsanspruch Pekings. Auch soll 

verhindert werden, daß sich einzelne ASEAN-Staaten aufgrund enger Beziehungen zu Taiwan 

mit diesem während einer militärischen Krise solidarisch zeigen könnten. Die chinesische 

Führung hat insbesondere kein Interesse daran, daß Formosa möglicherweise beginnt, mit of-

fiziellen Bündnispartnern der USA in Südostasien Kontakte zu pflegen, deren Ergebnisse sich 

im Ernstfall gegen das Festland richten. Taiwan soll des weiteren als territorialer Konkurrent 

in der Südchinesischen See diplomatisch ausgeschaltet werden. Die Ansprüche Taipehs und 

Pekings auf die Paracel- und Spratly-Inseln sind fast deckungsgleich. Der Inselstaat hält mit 

Itu Aba zwar nur eine einzige, dafür aber die größte Insel militärisch besetzt (wenngleich sie 

im Ernstfall bei einer Distanz von 1.600 km zur taiwanischen Küste nur schwer zu verteidigen 

wäre).1412  

  Insgesamt ist festzustellen, daß Peking das Ein-China-Prinzip in Südostasien umfassend 

durchsetzen konnte. Nach der Aufnahme diplomatischer Beziehungen haben sämtliche Akteu-

re der ASEAN daran festgehalten, die Pekinger Führung als alleinige Vertretung Chinas an-

zuerkennen.1413 Der Staatenverband hat zudem einen Beobachterstatus Taiwans abgelehnt. 

Die Südostasiaten haben sich dabei selbst in turbulenten Zeiten als zuverlässig erwiesen. So 

bekannten sie sich auf dem 32. ASEAN Ministerial Meeting (AMM) in Singapur, das vom 

23. bis 24. Juli 1999 stattfand, erneut zum Ein-China-Prinzip und setzten damit ein Gegenzei-

chen zur kurz zuvor vom taiwanischen Präsidenten Lee Teng-hui gemachten Aussage von den 

„besonderen zwischenstaatlichen Beziehungen“ zwischen Peking und Taipeh.1414 Diese Soli-

                                                 
1410  Cheng (2001): S. 446. „Hence, China welcomes ASEAN’s balance of power strategy and supports the re-

gional organization in playing an active role in the Asia-Pacific region.“ Joseph Y. S. Cheng, China’s 
ASEAN Policy in the 1990s: Pushing for Regional Multipolarity, in: Contemporary Southeast Asia, Nr. 2, 
August 1999, S. 185. 

1411  Vgl. zur Südostasien-Politik Taiwans Michael Leifer, Taiwan and South-East Asia: The Limits to Pragmatic 
Diplomacy, in: The China Quarterly, März 2001, S. 173 – 185. 

1412  Vgl. ebd., S. 182 f. 
1413  Lediglich das nicht direkt zu Südostasien gehörende Papua-Neuguinea hatte im Juli 1999 kurzfristig Taiwan 

diplomatisch anerkannt, diese Entscheidung nach gut zwei Wochen allerdings wieder revidiert. 
1414  Lee Teng-hui erläuterte seine Position kurz darauf in der Foreign Affairs: „The facts have been distorted by 

Beijing and overlooked by the international community for many years. Cross-strait ties now form a ‘spe-
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darität ist erstaunlich, da Taiwan zu den wichtigsten Handels- und Investitionspartnern Süd-

ostasiens gehört. Die Exporte der Inselrepublik in den ASEAN-Raum lagen 2005 bei 32,122 

Mrd. US-Dollar, die Importe betrugen 20,932 Mrd. US-Dollar. Das Handelsvolumen in einem 

Umfang von 53,054 Mrd. US-Dollar entsprach damit 40,66 % des Handelsvolumens zwi-

schen China und der ASEAN (130,496 Mrd. US-Dollar). 
 

 

Tabelle 22:  Handel Taiwans mit einzelnen Staaten Südostasiens 2005 (in Mrd. US-Dollar) 
 

 
 

Volumen 
 

Export 
 

Import 
 

Balance 
Singapur 20,805 8,97 11,835 - 2,865 

Malaysia 10,244 3,913 6,331 - 2,418 

Thailand 7,195 2,694 4,501 - 1,807 

Philippinen 5,436 1,887 3,549 - 1,662 

Vietnam 5,265 0,936 4,329 - 3,393 

Indonesien 3,813 2,475 1,338 1,137 

Burma 0,134 0,047 0,087 - 0,04 

Kambodscha 0,134 0,002 0,132 - 0,13 

Brunei 0,018 –** 0,018 - 0,018 

Laos 0,01 0,008 0,002 0,006 

Südostasien* 53,054 20,932 32,122 - 11,19 

 
International Monetary Fund, Direction of Trade Statistics. Yearbook 2006, Washington D.C. 2006, S. 105, 116, 253, 293, 320, 346, 394, 
437, 478, 524. Die Angaben geben Handelsströme aus der Sicht Taiwans wieder. * Ohne Ost-Timor. ** Die Exporte Taiwans nach Brunei 
lagen bei 30.000 US-Dollar. 
 

 

Ist Taiwan damit ein zumindest wichtiger Handelspartner Südostasiens, so übertrumpft die 

„abtrünnige Provinz“ das Festland im Bereich der FDIs sehr deutlich. China hat von 1995 bis 

2004 lediglich 1,018 Mrd. US-Dollar im ASEAN-Raum investiert. Hinzu kommen 7,29 Mrd. 

US-Dollar Hongkongs, so daß das Gesamtvolumen der von beiden Akteuren getätigten FDIs 

auf 8,308 Mrd. US-Dollar zu beziffern ist. Dem stehen im gleichen Zeitraum taiwanische In-

vestitionen in Höhe von 8,903 Mrd. US-Dollar gegenüber.1415  

  Durch die Erweiterung der ASEAN auf ganz Südostasien in der zweiten Hälfte der 90er 

Jahre eröffneten sich für China zugleich Chancen und Herausforderungen. Seit den Beitritten 

Vietnams (1995), Burmas (1997), Laos (1997) und Kambodschas (1999) zur südostasiati-

                                                                                                                                                         
cial state-to-state relationship’.“ Lee Teng-hui, Understanding Taiwan. Bridging the Perception Gap, in: 
Foreign Affairs, Nr. 6, November/Dezember 1999, S. 12. 

1415  Vgl. ASEAN Secretariat (November 2005): S. 142 f. 
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schen Staatenorganisation verfügte diese über eine direkte Grenze zu China. Die ASEAN 

wurde nicht nur größer, sondern auch heterogener. Damit war die Erwartung verbunden, daß 

es ihr weniger leicht fallen dürfte, eine einheitliche Position gegenüber China zu beziehen, 

etwa in der Spratly-Frage. Die politischen Systeme der Neumitglieder wiesen zudem autoritä-

re bis diktatorische Merkmale auf, womit ein Gegengewicht zu Demokratisierungsbemühun-

gen in den Gründungsstaaten der ASEAN entstand. Peking sah somit ein Szenario aufgescho-

ben, in dem an seiner Südflanke ein Geflecht demokratischer Staaten entsteht, das China 

möglicherweise regelmäßig mit Reformvorschlägen entgegentritt. Aber es waren auch Her-

ausforderungen entstanden. Mit Vietnam war der ASEAN jener Staat beigetreten, der in der 

Vergangenheit die meisten militärischen Konflikte mit China in Südostasien ausgetragen hat-

te. Peking mußte folglich befürchten, daß Hanoi innerhalb der Organisation das Mißtrauen 

gegenüber dem großen Nachbarn wachhalten würde. 

  Seit Beginn der 90er Jahre hat sich auf Pekinger Seite die Einschätzung durchgesetzt, daß 

die Zusammenarbeit mit der ASEAN neue Chancen zur Umsetzung chinesischer Interessen 

eröffnet und nicht, wie dies zuvor befürchtet worden war, auf Kosten der eigenen Handlungs-

freiheit geht. Die Anfänge offizieller Verbindungen reichen bis in den Juli 1991 zurück, als 

der chinesische Außenminister Qian Qichen als Gast Malaysias am 24. AMM in Kuala Lum-

pur teilnahm. Dem folgte im September 1993 ein offizieller Besuch des Generalsekretärs der 

ASEAN, Dato’ Ajit Singh, in Peking. Im Juli 1994 erhielt China auf dem Außenministertref-

fen in Bangkok den Status eines Konsultativpartners und wurde gleichzeitig Gründungsmit-

glied des ASEAN Regional Forum. Seit April 1995 sind für hohe Beamte beider Seiten die 

ASEAN-China Senior Officials Meetings (SOM) eingerichtet worden, die unterhalb der 

höchsten Entscheidungsebene politische Inhalte diskutieren und Treffen der Staats- und Re-

gierungschefs sowie der Minister vorbereiten. Ähnlichen Zwecken dienen auch das 1996 ge-

schaffene ASEAN-Beijing Committee, dem alle in der chinesischen Hauptstadt akkreditierten 

ASEAN-Botschafter angehören, sowie das im Februar 1997 eingesetzte ASEAN-China Joint 

Cooperation Committee, das auf der Arbeitsebene alle wesentlichen Koordinationsaufgaben 

wahrnimmt. Im Juli 1996 wurde China der Status eines Dialogpartners der ASEAN gewährt, 

wodurch es in die Post Ministerial Conferences (PMCs) eingebunden wird. Dieser Kooperati-

onsrahmen ist auch als ASEAN-China Dialogue („ASEAN Plus One“ oder „10+1“) bekannt. 

Seit Dezember 1997 finden schließlich jährliche Gipfeltreffen der Staats- und Regierungs-

chefs der ASEAN, Chinas, Japans und Südkoreas („ASEAN Plus Three“) statt, die im An-

schluß an die regulären ASEAN-Gipfeltreffen durchgeführt werden. De facto haben sich diese 

Versammlungen zu Ostasiengipfeln entwickelt. Institutionell können somit drei Formen der 

Zusammenarbeit unterschieden werden: Die Ebene der Staats- und Regierungschefs (ASEAN 



 Pekinger Diplomatie im Dienst bi- und multilateraler Gegenmachtbildung 365  
 
 

 

Plus One, ASEAN Plus Three), die Ebene der Minister (AMM, PMC, ASEAN Regional Fo-

rum) sowie die Ebene der Botschafter, hoher Beamter und weiterer vorbereitender Koordinie-

rungsgremien (ASEAN-Beijing Committee, SOM, ASEAN-China Joint Cooperation Com-

mittee).1416 Gleichwohl sind dies nur die wichtigsten Formen der Zusammenarbeit. Insgesamt 

gibt es 28 Kooperationsmechanismen zwischen China und der ASEAN.1417 

  Beide Seiten konnten sich im Laufe der Jahre auf eine ganze Reihe bemerkenswerter Ver-

einbarungen einigen. Dazu gehören die „Joint Declaration of ASEAN and China on Coopera-

tion in the Field of Non-Traditional Security Issues“1418 und die „Declaration on the Conduct 

of Parties in the South China Sea“1419, die beide am 4. November 2002 auf dem 6. ASEAN-

China-Gipfel in Phnom Penh unterzeichnet wurden. Im Oktober 2003 trat China während des 

Gipfels von Bali zudem als erster Dialogpartner der ASEAN dem Treaty of Amity and Coo-

peration (TAC) vom 24. Februar 1976 bei.1420 Vorläufiger Höhepunkt der Zusammenarbeit 

war auf selbigem Treffen die Unterzeichnung der „Joint Declaration of the Heads of 

State/Government of the Association of Southeast Asian Nations and the People’s Republic of 

China on Strategic Partnership for Peace and Prosperity“1421 am 8. Oktober 2003, die als Wei-

terentwicklung des Joint Statement vom 16. Dezember 1997 gesehen wird.1422 Beide Seiten 

bezeichneten das Abkommen als „the beginning of a new stage in our relations.“1423 Im si-

cherheitspolitischen Bereich haben China und die ASEAN erwogen, bei Friedensmissionen 

zusammenzuarbeiten. Des weiteren wurde angedacht, Beobachter zu militärischen Übungen 

des jeweils anderen zu entsenden sowie „the possibility of conducting bilateral or multilateral 

joint military exercises“1424 auszuloten. Peking hat sich zudem im Mai 2005 als verläßlicher 

                                                 
1416  Vgl. zu den institutionalisierten Kooperationsrahmen zwischen der ASEAN und China Schmidt (2001): S. 

174 – 176, 341 – 344. ASEAN Secretariat, ASEAN-China Dialogue Relations, Jakarta 2004.  
1417  Vgl. ASEAN-China Eminent Persons Group, Report, Jakarta, November 2005, S. 16. 
1418   Vgl. ASEAN Secretariat, Joint Declaration of ASEAN and China on Cooperation in the Field of Non-

Traditional Security Issues, Phnom Penh, 4. November 2002a.  
1419  Vgl. ASEAN Secretariat, Declaration on the Conduct of Parties in the South China Sea, Phnom Penh, 4. 

November 2002c. 
1420   Vgl. Treaty of Amity and Cooperation in Southeast Asia, Bali, 24. Februar 1976, in: ASEAN Secretariat, 

Handbook on Selected ASEAN Political Documents, Jakarta 2003, S. 21 – 29. 
1421  Vgl. ASEAN Secretariat, Joint Declaration of the Heads of State/Government of the Association of South-

east Asian Nations and the People’s Republic of China on Strategic Partnership for Peace and Prosperity, 
Bali, 8. Oktober 2003a.  

1422  Vgl. ASEAN Secretariat, ASEAN-China Cooperation towards the 21st Century. Joint Statement of the 
Meeting of Heads of State/Government of the Member States of ASEAN and the President of the People’s 
Republic of China, Kuala Lumpur, 16. Dezember 1997.  

1423  ASEAN Secretariat, Press Statement – The Chairperson of the ASEAN + China Summit, the ASEAN + Ja-
pans Summit, the ASEAN + Republic of Korea Summit, and the ASEAN + India Summit, Bali, 8. Oktober 
2003b. 

1424  ASEAN Secretariat, Plan of Action to Implement the Joint Declaration on ASEAN-China Strategic Partner-
ship for Peace and Prosperity, Bali, 8. Oktober 2003c. 
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Partner erwiesen, als es die Bewerbung des thailändischen Kandidaten Surakiart Sathirathai 

für die Nachfolge von UN-Generalsekretär Kofi Annan 2007 unterstützte.1425 

  Die künftig größten Effekte für eine Vertiefung der Zusammenarbeit dürften von einem 

Vorhaben ausgehen, das der damalige chinesische Ministerpräsident Zhu Rongji während ei-

nes Gipfeltreffens mit der ASEAN im November 2000 in Singapur angekündigt hatte: Beide 

Seiten sollten innerhalb von zehn Jahren eine Freihandelszone anstreben.1426 Die Idee wurde 

positiv aufgenommen und führte zur Bildung der ASEAN-China Expert Group on Economic 

Cooperation. Diese legte im Oktober 2001 einen Bericht vor, der sowohl die Schaffung eines 

Framework on Economic Cooperation als auch die Errichtung einer ASEAN-China Free Tra-

de Area (ACFTA) anregte.1427 Die Vorschläge wurden auf dem 7. Gipfeltreffen der ASEAN 

und Chinas in Brunei am 6. November 2001 angenommen und ein Jahr später, am 4. Novem-

ber 2002, in Phnom Penh im „Framework Agreement on Comprehensive Economic Coopera-

tion between the Association of Southeast Asian Nations and the People’s Republic of 

China“1428 schriftlich fixiert. Die Vereinbarung sieht bis 2010 die Schaffung einer Freihan-

delszone zwischen China, Thailand, Indonesien, Malaysia, den Philippinen, Singapur sowie 

Brunei vor. Bis 2015 soll das Regelwerk dann auch in den jüngeren Mitgliedsstaaten der 

ASEAN (Vietnam, Laos, Burma, Kambodscha) gelten. Das Rahmenabkommen ist seit seiner 

Verabschiedung Ausgangsdokument aller weiteren Verhandlungen zur Umsetzung der 

ACFTA. Darauf aufbauend setzen beide Seiten seit Januar 2004 den Early Harvest Plan um. 

Im November 2004 wurde ein „Agreement on Trade in Goods“ geschlossen.1429 Zur schritt-

weisen Umsetzung der ACFTA gehört die Vereinbarung Chinas und der ASEAN vom Juli 

2005, die Zölle für 7.000 Produkte zu senken und sich gegenseitig den Meistbegünstigungs-

status einzuräumen. Beobachter deuten dies als „faktische Inkraftsetzung der China-ASEAN-

Freihandelszone“1430. 

                                                 
1425  Vgl. Ronald N. Montaperto, China-Southeast Asia Relations: Dancing with China (In a Psyche of Adapta-

bility, Adjustment, And Cooperation), in: Comparative Connections, Nr. 2, Juli 2005, S. 77. 
1426  Der Vorschlag zur Errichtung einer Freihandelszone zwischen der ASEAN und China soll erstmalig wäh-

rend des dritten Gipfeltreffens beider Seiten 1999 in Manila zur Sprache gekommen sein. Peking schlug 
damals eine engere Kooperation mit der ASEAN Free Trade Area vor, was von den Südostasiaten sofort 
akzeptiert wurde. Vgl. Kevin G. Cai, The ASEAN-China Free Trade Agreement and East Asian Regional 
Grouping, in: Contemporary Southeast Asia, Nr. 3/2003, S. 396. 

1427  Vgl. ASEAN-China Expert Group on Economic Cooperation, Forging Closer ASEAN-China Economic Re-
lations in the Twenty-First Century, o.O., Oktober 2001, S. 30 f. 

1428   Vgl. ASEAN Secretariat, Framework Agreement on Comprehensive Economic Co-Operation between the 
Association of South East Asian Nations and the People’s Republic of China, Phnom Penh, 4. November 
2002b. 

1429  Vgl. ASEAN Secretariat, Agreement on Trade in Goods of the Framework Agreement on Comprehensive 
Economic Co-operation between the Association of Southeast Asian Nations and the People’s Republic of 
China, Vientiane, 29. November 2004. 

1430  Südostasien aktuell, Nr. 4/2005, S. 39. 
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  Das Projekt der Errichtung einer ACFTA wird nicht nur durch die seit Jahren zu beobach-

tende Dynamik im wechselseitigen wirtschaftlichen Austausch,1431 sondern auch durch ent-

sprechende Potentialanalysen beflügelt. Die ASEAN-China Expert Group on Economic Coo-

peration wies in ihrem Bericht darauf hin, daß eine gemeinsame Freihandelszone 1,7 Mrd. 

Menschen, ein regionales Bruttoinlandsprodukt im Wert von 2 Bio. US-Dollar und ein Ge-

samthandelsvolumen von 1,23 Bio. US-Dollar umfassen werde. Die Exporte der ASEAN-

Staaten nach China würden um 48 %, diejenigen Chinas in den ASEAN-Raum um 55,1 % 

zunehmen.1432 

  Sollte das Projekt einer gemeinsamen Freihandelszone gelingen, dann ließe sich diese aus 

Pekinger Sicht gleich mehrfach instrumentalisieren. Der von einer verwirklichten ACFTA zu 

erwartende Rückenwind könnte den Handlungsspielraum Chinas in regionalen oder überre-

gionalen Organisationen vergrößern. Im Gegensatz zu Nordostasien bietet sich Südostasien 

zudem geradezu an, erstmalig ein derartiges Projekt zu wagen. Denn gegenüber den ASEAN-

Staaten besitzt China vergleichsweise mehr Verhandlungsmacht als etwa gegenüber Südkorea 

und Japan, die entsprechende Gespräche zudem wegen ihrer engen Beziehungen zu den USA 

komplizieren dürften. Peking könnte die ACFTA als Basis zur Schaffung einer Ostasiatischen 

Freihandelszone mit Seoul und Tokyo zu nutzen versuchen, wobei es dann an der Seite der 

Südostasiaten über eine weitaus bessere Verhandlungsposition verfügen würde.1433 Mit den 

Worten von Alice D. Ba läßt sich die politische Stoßrichtung dieses Projektes wie folgt zu-

sammenfassen: „In solidifying China’s influence along its southern periphery, the FTA arran-

gement with ASEAN helps Beijing support its long-term interest in mitigating, if not counte-

ring, U.S. influence in Asia.“1434 Kuik Cheng-Chwee unterstellt der chinesischen Führung 

ebenfalls eine „versteckte Agenda“, wenn er behauptet: „China obviously hopes that the 

short-term generosity in economic cooperation will lead to long-term political and economic 

gains.“1435 China hoffe, auf diesem Wege zwei weitere Ziele zu erreichen. Zum einen solle 

das Gefühl einer chinesischen Bedrohung sowohl im Bereich der Ökonomie als auch in jenem 

der Sicherheit abgebaut werden. Zum anderen seien enge ökonomische Beziehungen „a boon 

to the management of the Spratly dispute.“1436 

  Ist die Entstehung einer ACFTA eine Herausforderung für die USA und damit ein erfolg-

reicher Versuch des soft balancing der chinesischen Führung? Die schlichte Antwort lautet: 
                                                 
1431  Vgl. dazu in dieser Arbeit Tabelle 9: Handel Chinas und Hongkongs mit der ASEAN 1997 – 2005, S. 194. 
1432   Vgl. ASEAN-China Expert Group on Economic Cooperation (Oktober 2001): S. 30 f. 
1433  Vgl. Cai (2003): S. 398. 
1434  Alice D. Ba, China and ASEAN. Renavigating Relations for a 21st-Century Asia, in: Asian Survey, Nr. 4, 

Juli/August 2003, S. 641. Ba vermutet, daß das chinesische Interesse an einer Freihandelszone mit der 
ASEAN „more political than economic“ sei. Ebd., S. 643. 

1435  Cheng-Chwee (2005): S. 118. 
1436  Ebd., S. 113. 
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Es kommt darauf an, wie sich die Freihandelszone entwickelt. Denn allen Potentialschätzun-

gen zum Trotz haben China und die ASEAN-Staaten erhebliche Probleme zu bewältigen. 

Dies gilt vor allem für einen zu erwartenden dornigen Weg zur Verwirklichung von Freihan-

delsbedingungen. Auch wenn das Handelsvolumen beachtliche Zuwächse aufweist, legen die 

Daten zum Umfang der wirtschaftlichen Zusammenarbeit von 1980 bis 2000 Schwierigkeiten 

offen. China exportierte in dieser Zeit durchschnittlich 3,1 % seiner Gesamtausfuhr nach Sin-

gapur, 0,9 % nach Thailand, 0,8 % nach Malaysia, 0,7 % in die Philippinen und 0,6 % nach 

Indonesien. In umgekehrter Richtung gingen im besagten Zeitraum durchschnittlich 2,2 % der 

Gesamtausfuhr Singapurs nach China. Für Thailand lag der Anteil bei 2,7 %, für Indonesien 

bei 2,5 %, für Malaysia bei 2,0 % und für die Philippinen bei 1,3 %.1437 John Wong und Sarah 

Chan schlußfolgern daraus: „The fact that China and ASEAN are not each other’s major ex-

port markets suggests that their trade structures are fundamentally competitive rather than 

complementary.“1438 Beide Seiten richten ihre Exportstruktur auf die Bedürfnisse des westli-

chen und japanischen Marktes aus. Langfristig ist zudem fraglich, wie groß der Anteil der 

Produkte Südostasiens sein wird, der auf dem chinesischen Markt konkurrenzfähig ist.1439 Die 

ASEAN-China Expert Group on Economic Cooperation geht davon aus, daß das BIP der 

ASEAN durch eine Freihandelszone lediglich um 0,9 % und jenes Chinas sogar nur um 0,3 % 

wachsen würde.1440 Wong und Chan weisen allerdings auch auf folgendes Szenario hin: „If 

China and ASEAN can interlock their economies through deeper integration in the long term, 

both would become more competitive as a region and would attract foreign investment into 

their integrated market.“1441  

  Der Erfolg der ACFTA wird schließlich davon abhängen, wie sich das politisch-

ökonomische Klima beider Seiten entwickelt. So klagen die Südostasiaten darüber, daß China 

heute jenen Teil ausländischer Direktinvestitionen im asiatisch-pazifischen Raum aufnimmt, 

der früher dem ASEAN-Markt zugute kam.1442 Lag der Anteil des Reiches der Mitte zu Be-

                                                 
1437  Vgl. John Wong, Sarah Chan, China-ASEAN Free Trade Agreement. Shaping Future Economic Relations, 

in: Asian Survey, Nr. 3, Mai/Juni 2003, S. 517. 
1438  Ebd. Vgl. zur ökonomischen Vernetzung zwischen der ASEAN und China auch Shen Danyang, ASEAN-

China FTA: Opportunities, Modalities and Prospects, in: Saw Swee-Hock, Sheng Lijun, Chin Kin Wah 
(Hrsg.), ASEAN-China Relations. Realities und Prospects, Singapur 2005, S. 208 – 228. 

1439  Vgl. Michael A. Glosny, Heading toward a Win-Win Future? Recent Developments in China’s Policy to-
ward Southeast Asia, in: Asian Security, Nr. 1/2006, S. 47. 

1440   Vgl. ASEAN-China Expert Group on Economic Cooperation (2001): S. 31. 
1441  Wong/Chan (2003): S. 526. 
1442  Vgl. Institute of Southeast Asian Studies, Developing ASEAN-China Relations. Realities and Prospects. A 

Brief Report on the ASEAN-China Forum, Singapur 2004, S. 30 f. Vgl. zu den methodischen Problemen, 
Investitionsströme zwischen China und Südostasien zu erfassen, Stephen Frost, Chinese outward direct in-
vestment in Southeast Asia: how big are the flows and what does it mean for the region?, in: The Pacific 
Review, Nr. 3/2004, S. 323 – 340. Frost kommt zu einem ernüchternden Ergebnis: „On the basis of current 
data, then, its is impossible to gain a true picture of Chinese ODI [Outward Direct Investment, M.W.] in 
general or in Southeast Asia in particular.“ Ebd., S. 329. 
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ginn der 90er Jahre noch bei 18 % und jener der ASEAN bei 61 %, so hat sich diese Relation 

mittlerweile vollständig gewandelt. Ende der 90er Jahren gingen 61 % der ausländischen Di-

rektinvestitionen im asiatisch-pazifischen Raum nach China und nur noch 17 % nach Südost-

asien.1443 Für 2004 veröffentlichte die United Nations Conference on Trade and Development 

(UNCTAD) folgende Zahlen: Nach Nord- und Südostasien1444 gingen insgesamt FDIs in ei-

nem Volumen von 138,515 Mrd. US-Dollar. Davon entfielen 43,77 % auf das chinesische 

Festland (60,63 Mrd. US-Dollar), 24,57 % auf Hongkong (34,035 Mrd. US-Dollar) und 0,43 

% auf Macao (0,6 Mrd. US-Dollar). Das Reich der Mitte absorbierte damit 68,77 % (95,265 

Mrd. US-Dollar) aller in Nord- und Südostasien getätigten FDIs. Auf den ASEAN-Raum und 

Ost-Timor entfielen hingegen lediglich 18,53 % der Direktinvestitionen (25,662 Mrd. US-

Dollar).1445 Der Trend der Umkehrung der noch Anfang der 90er Jahre erfolgten Investitions-

ströme hat sich damit verstetigt. Zu dieser in sehr vielen Abhandlungen zum Thema getroffe-

nen Feststellung sollen folgende Präzisierungen angefügt werden: Es ist, erstens, ein Trug-

schluß, von „FDIs in Südostasien“ zu sprechen, soweit damit eine gleichmäßige Verteilung 

der Investitionsströme gemeint ist. Diejenigen FDIs, die in den ASEAN-Raum gehen, gelan-

gen zu 62,58 % (16,06 Mrd. US-Dollar) nach Singapur und zu 18,02 % (4,624 Mrd. US-

Dollar) nach Malaysia.1446 Zweitens nimmt sich die Benachteiligung Südostasiens weitaus 

weniger dramatisch aus, wenn berücksichtigt wird, daß die ASEAN-Staaten gegenüber China 

einen Handelsüberschuß aufweisen. Dabei liefern die Südostasiaten dem Reich der Mitte Pro-

dukte, die dort weiterverarbeitet und dann exportiert werden. FDIs, die nach China gelangen 

und in diesen Prozeß eingebunden sind, kommen damit auch der Handelsbilanz der ASEAN 

zugute.1447 Drittens kann nicht davon ausgegangen werden, daß heute exakt jene Mittel, die 

eigentlich für Südostasien vorgesehen waren, in das chinesische Festland, Hongkong und Ma-

cao investiert werden. Nicht nur China, sondern auch Indien und die Staaten Lateinamerikas 

haben ihre Märkte geöffnet.1448 Schließlich ist, viertens, damit zu rechnen, daß das Reich der 

Mitte künftig weniger FDIs erhalten wird, sobald dort die Lohnkosten steigen.1449 

  Für die USA bedeutet dies, daß absehbare Schwierigkeiten zwar zu einer Verzögerung des 

Freihandelsprojektes führen könnten. Zweifelhaft ist jedoch, ob es sich insgesamt aufhalten 

                                                 
1443  Vgl. Wong/Chan (2003): S. 523. 
1444  Zu Nordostasien zählen in diesem Fall: China, Hongkong, Macao, Nord- und Südkorea, die Mongolei und 

Japan. Zu Südostasien werden sämtliche ASEAN-Staaten und Ost-Timor gerechnet. 
1445  Vgl. United Nations Conference on Trade and Development, World Investment Report 2005. Transnational 

Corporations and the Internationalization of R&D, New York – Genf 2005, S. 303, 306. 
1446  Vgl. ebd., S. 306. 
1447  Vgl. Manu Bhaskaran, The Economic Impact of China and India on Southeast Asia, in: ISEAS (2005): S. 

66. 
1448  Vgl. ebd., S. 68. 
1449  Vgl. Michael R. J. Vatikiotis, Catching the dragon’s tail: China and Southeast Asia in the 21st century, in: 

Contemporary Southeast Asia, Nr. 1, April 2003, S. 73. 
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läßt.1450 Dafür spricht, daß China mit großem Ernst an der Freihandelszone arbeitet. Es hat 

das Projekt nicht nur vorgeschlagen, sondern war von Anfang an bereit, den jüngeren Mit-

gliedern der ASEAN Vorzugsbedingungen einzuräumen. Sie sollten z.B. den Meistbegünsti-

gungsstatus erhalten, auch wenn sie noch nicht alle Mitglied der WTO1451 waren. Obwohl sie 

selbst fünf Jahre mehr Zeit haben, die FTA-Bedingungen zu erfüllen, hat Peking ihnen für 

diese Zeit Zugang zum chinesischen Markt in Aussicht gestellt. Im Gespräch ist zudem ein 

Schuldenerlaß für Vietnam, Laos, Burma und Kambodscha.1452 Die chinesische Regierung 

zeigt in dieser Frage ökonomische Führungsqualitäten und politische Weitsicht, durch die es 

zu positionalen Verlusten für die USA kommen könnte. In der Praxis wird sich dies u.a. da-

hingehend äußern, daß amerikanische Firmen gegenüber chinesischen Firmen in diversen 

Sektoren insofern benachteiligt sein werden, als letztere bei einer Verwirklichung der ACFTA 

zollfrei nach Südostasien liefern können.1453 

  Die Beziehungen Chinas zur ASEAN sind aber nicht nur aus ökonomischer Sicht eine 

Herausforderung für die amerikanischen Interessen in Südostasien. Beide Seiten arbeiten an 

weiteren Projekten, die zu Lasten der Amerikaner gehen könnten. Im Bereich der Sicherheits-

politik hat Peking in Aussicht gestellt, das Protokoll zum Vertrag über eine Southeast Asian 

Nuclear Weapon-Free Zone (SEANWFZ)1454 vom 15. Dezember 1995 (in Kraft getreten 

1997) zu unterzeichnen. Außenminister Tang Jiaxuan hatte bereits im Juli 1999 zugesagt, daß 

sein Land die erste Nuklearmacht sein werde, die sich dieser Abmachung anschließen wolle – 

vorausgesetzt, daß sich die Inhalte des Abkommens weder auf die EEZs noch auf den Konti-

nentalsockel beziehen würden.1455 China steht in diesem Zusammenhang auch der am 27. No-

vember 1971 unterzeichneten Erklärung der Zone of Peace, Freedom and Neutrality 

(ZOPFAN) wohlwollend gegenüber.1456 Beide Projekte sollen einem zu großen militärischen 

                                                 
1450  Vgl. zu den Perspektiven der ACFTA Suthiphand Chirathivat, Building ASEAN-China FTA: Opportuni-

ties, Modalities and Prospects, in: Saw/Sheng/Chin (2005): S. 229 – 259. Xiangshuo Yin, The Impact of the 
China-ASEAN Free Trade Agreement on Regional Trade, in: The Journal of East Asian Affairs, Nr. 2, 
Herbst/Winter 2004, S. 311 – 339. 

1451  Insgesamt umfaßt die WTO 150 Mitglieder, darunter neun Staaten Südostasiens. Laos verfügt über Beob-
achterstatus (Stand: 11. Januar 2007). Vgl. World Trade Organization, Members and Observers, Genf 2007. 
China hat die Mitgliedschaft aller ASEAN-Staaten in der WTO mit Nachdruck unterstützt. 

1452  Vgl. Ba (2003): S. 640. 
1453  Vgl. Bruce Vaughn, Wayne M. Morrison, China-Southeast Asia Relations: Trends, Issues, and Implications 

for the United States, CRS Report for Congress (RL32688), Washington D.C., Stand vom 4. April 2006, S. 
16. 

1454  Vgl. ASEAN Secretariat, Treaty on the Southeast Asia Nuclear Weapon-Free Zone, Bangkok, 15. Dezem-
ber 1995. 

1455  Vgl. Thayer (Oktober 1999): S. 40. Am 30. Oktober 2006 wiederholte China in einer Gemeinsamen Erklä-
rung mit der ASEAN seine Absicht, der SEANWFZ beizutreten. Vgl. ASEAN Secretariat, Joint Statement 
of ASEAN-China Commemorative Summit. Toward An Enhanced ASEAN-China Strategic Partnership, 
Nanning, 30. Oktober 2006, S. 4. 

1456  Im Joint Statement beider Seiten vom 16. Dezember 1997 heißt es: „China reaffirmed that it would respect 
and support efforts of ASEAN to establish a Zone of Peace, Freedom and Neutrality in Southeast Asia.“ 
ASEAN Secretariat (16.12.1997). Vgl. Zone of Peace, Freedom and Neutrality Declaration, Kuala Lumpur, 
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Einfluß externer Großmächte in der Region vorbeugen. Dies richtet sich zwar auch gegen 

China. Wayne Bert weist aber mit Blick auf ZOPFAN völlig zu Recht darauf hin, daß „its im-

plementation would exclude a US military presence in the subregion but leave China close 

by.“1457 M. C. Abad Jr. sieht bei einer Umsetzung der SEANWFZ ebenfalls Washington als 

Verlierer und Peking als Gewinner. Durch die nuklearwaffenfreie Zone würde die Bewe-

gungsfreiheit der Nuklearmächte in einem Gebiet eingeschränkt, das China zu seiner Interes-

sensphäre zählt.1458 Für Peking besteht der Vorteil der SEANWFZ vor allem darin, daß sie die 

Stationierung amerikanischer Nuklearwaffen im ASEAN-Raum ausschließt. Konkret unter-

sagt Artikel 3, daß die Staaten Südostasiens weder selbst über A-Waffen verfügen noch ir-

gendeinem anderen Akteur gestatten dürfen, auf ihrem Territorium nukleare Waffensysteme 

zu stationieren. Die SEANWFZ hat jedoch bislang nicht zu einer Einschränkung der Bewe-

gungsfreiheit der 7. US-Flotte und ihrer z.T. mit Nuklearwaffen bestückten Seekriegsmittel 

geführt. Artikel 7 SEANWFZ ermöglicht den Sicherheits- und Bündnispartnern der USA, 

Ausnahmeregelungen zu treffen: „Each state Party, on being notified, may decide for itself 

whether to allow visits by foreign ships and aircraft to its ports and airfields, transit of its air-

space by foreign aircraft, and navigation by foreign ships through its territorial sea or archi-

pelagic waters and overflight of foreign aircraft above those waters in a manner not governed 

by the rights of innocent passage, archipelagic sea lanes passage or transit passage.“1459 

  Indem Peking sein Verhältnis zur südostasiatischen Staatenorganisation in den vergange-

nen Jahren grundlegend änderte und stetig positiv fortentwickelte – beide Seiten gedachten 

am 30. Oktober 2006 in einer Gemeinsamen Erklärung des Beginns der Dialogpartnerschaft 

1991 –,1460 ist es für Washington praktisch unmöglich geworden, die ASEAN für eine gegen 

das Reich der Mitte gerichtete Politik zu instrumentalisieren.1461 Dies gilt allerdings auch in 

umgekehrter Richtung. Die ASEAN-Staaten haben daher auch kein Interesse an einer sich zu-

spitzenden Konfrontation zwischen China und den USA, in der sie dann gezwungen sein 

könnten, sich für eine Seite zu entscheiden. Sollte es z.B. zu einem militärischen Konflikt 

zwischen Peking und Taipeh kommen,1462 dann ist mit folgendem Verhalten der meisten süd-

                                                                                                                                                         
27. November 1971, in: ASEAN Secretariat, Handbook on Selected ASEAN Political Documents, Jakarta 
2003, S. 7 – 10.  

1457  Bert (2003): S. 188 f. 
1458  Vgl. M. C. Abad Jr., A Nuclear Weapon-Free Southeast Asia and its Continuing Strategic Significance, in: 

Contemporary Southeast Asia, Nr. 2, August 2005, S. 178. 
1459  ASEAN Secretariat (15.12.1995). 
1460  Vgl. ASEAN Secretariat (30.10.2006). „In fact, it can be argued that Beijing has ingratiated itself to South-

east Asia by taking on board the practices of ASEAN-style multilateralism it had eschewed in the early 
1990s.“ Liow (2005): S. 300. 

1461  China und ASEAN würden sich, so Helen E. S. Nesadurai, immer mehr integrieren. Ein Krieg würde 
ASEAN schaden. Dieser würde es auch schwer fallen, sich mit den USA zu verbünden. Interview des Ver-
fassers mit Helen E. S. Nesadurai, Assistant Professor, Singapur, 6. Oktober 2005. 

1462  Vgl. dazu Peter J. Opitz, Szenarien einer militärischen Konfrontation, in: Luther/Opitz (2000): S. 39 – 47. 
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ostasiatischen Staaten zu rechnen: Ist die Krise entstanden, weil sich Taiwan für unabhängig 

erklärt hat, würde dieses nicht mit einer Unterstützung der ASEAN rechnen können. Vielmehr 

würde Taipeh als Provokateur eines Angriffs der PLA betrachtet werden. Ist es hingegen Chi-

na, das ohne taiwanische Unabhängigkeitserklärung einen Eroberungsversuch Formosas wagt, 

dann dürften die meisten ASEAN-Staaten eher geneigt sein, den vermutlich involvierten USA 

sowie der „abtrünnigen Provinz“ mehr oder weniger direkte Unterstützung zukommen zu las-

sen. Brantly Womack hat deshalb für die chinesische Führung eine gute und eine schlechte 

Voraussage parat: „Given the current normalcy of relations between China and Southeast 

Asia, it is doubtful that the United States could contain Chinese influence in the region. But it 

is possible, if China shifted its policy and put pressure on the region to support its side in a 

global conflict, that China could alienate its neighbours and thereby contain itself.“1463 

  Im künftigen Wettbewerb zwischen China und den USA um Einfluß in Südostasien könn-

te Peking schließlich versuchen, sich einen Trumpf zunutze zu machen, über den Washington 

nicht verfügt: Im ASEAN-Raum leben mehrere Millionen, oft finanzstarke „Auslandschine-

sen“. Es liegt daher zumindest die Vermutung nahe, daß China darauf hofft, von diesen bei 

der ökonomischen Durchdringung Südostasiens unterstützt zu werden.1464 Die Diskussion zu 

diesem Thema weist sowohl empirische als auch terminologische Defizite auf. Unklar ist zu-

nächst, was ein „ethnischer Chinese“ ist. In Frage kommen primär jene Menschen, deren El-

ternteile beide chinesischer Abstammung sind. Im Falle von Mischehen ist eine ethnische Zu-

schreibung hingegen schwierig. Es bleibt dem einzelnen überlassen, ob er seine Identität in 

der chinesischen Abstammung, der Herkunft des anderen Elternteils oder beiden sieht. Un-

durchsichtig ist zudem, in welcher Statistik vollständig assimilierte und in das jeweilige süd-

ostasiatische Land eingebürgerte Chinesen registriert werden. Der Terminus „Auslandschine-

sen“ ist wiederum im Falle Singapurs problematisch. Dessen Bürger setzen sich zwar zu etwa 

drei Vierteln aus Chinesen zusammen, sie besitzen aber mehrheitlich eine auf den Stadtstaat 

fixierte, von China unabhängige Identität.1465 

 

 

                                                 
1463  Brantly Womack, China and Southeast Asia: Asymmetry, Leadership and Normalcy, in: Pacific Affairs, Nr. 

4, Winter 2003/2004, S. 548. 
1464  Diese Meinung vertritt Daojiong Zha (2000): S. 571. 
1465  David S. G. Goodman ist deshalb zu folgendem Fazit gelangt: „The very concept of Ethnic Chinese is al-

most impossible to operationalise academically except perhaps as a socio-economic category – the business 
classes of Southeast Asia – rather than an ethno-political or racial category.“ David S. G. Goodman, The 
Ethnic Chinese in East and Southeast Asia: Local Insecurities and Regional Concerns, Paper Nr. 17 des 
Chinese Council of Advanced Policy Studies, Taipeh 1997, S. 18. Vgl. zu den terminologischen Anwen-
dungsproblemen ebd., S. 8 – 13. 
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Tabelle 23:  Bevölkerungsanteile ethnischer Chinesen in Südostasien 2007 
 

 

 
 
 

Einwohner 
(Juli 2007)* 

 
 

Chinesen 

Brunei 374.577 41.578 – 66.675 11,1 % – 17,8 % 

Burma 47.373.958 663.235 – 1.752.836 1,4 % – 3,7 % 

Indonesien 234.693.997 2.346.934 – 9.622.454 1 % – 4,1 % 

Kambodscha 13.995.904 139.959 – 517.848 1 % – 3,7 % 

Laos 6.521.000 26.084 – 247.798 0,4 % – 3,8 % 

Malaysia 24.821.286 6.453.534 – 7.446.386 26 % – 30,0 % 

Philippinen 91.077.287 1.184.005 – 9.107.729 1,3 % – 10 % 

Singapur 4.553.009 3.496.711 – 3.537.688 76,8 % – 77,7 % 

Thailand 65.068.149 5.595.861 – 7.808.178 8,6 % – 12 % 

Vietnam 85.262.356 852.624 – 2.557.871 1 % – 3 % 

ASEAN 573.741.523 20.654.695 – 40.735.648 3,6 % – 7,1 % 

 
Central Intelligence Agency, The World Factbook 2007, Washington D.C., Stand vom 19. Juni 2007. Paul J. Bolt, China and Southeast 
Asia’s Ethnic Chinese. State and Diaspora in Contemporary Asia, Westport – London 2000, S. 21 – 24. Der Fischer Weltalmanach 2005. 
Zahlen, Daten, Fakten, Frankfurt am Main 2004, S. 85, 199, 242, 271, 284, 303, 342, 397, 422, 464. Der Brockhaus, Multimedial 2004 Pre-
mium, Mannheim, Stand vom 2. Juni 2003. * Schätzung 
 

 

Welche Personen zu den „ethnischen Chinesen“ gehören, ist folglich eine Frage des Maßsta-

bes. Aus diesem Grunde schwanken auch die prozentualen und numerischen Angaben erheb-

lich. So kann lediglich festgehalten werden, daß es in Südostasien eine größere Bevölke-

rungsgruppe mit chinesischen Wurzeln gibt. Mittelwerte der Tabelle 23 ergeben für 2007 ei-

nen Umfang von über 30 Mio. Auslandschinesen, was 5,35 % der Gesamtbevölkerung des 

ASEAN-Raumes und damit den in der Literatur üblicherweise ermittelten Werten ent-

spricht.1466 Ebenfalls schwer einzuschätzen ist die ökonomische Macht dieser Bevölkerungs-

gruppe. Sämtliche Studien kommen aber zu einem klaren Ergebnis: Ihr großer wirtschaftli-

cher Einfluß in vielen Staaten steht im umgekehrten Verhältnis zu ihrem geringen Bevölke-

rungsanteil. Mitte der 90er Jahre sollen sich in Malaysia 61 %, in Indonesien 73 % und in 

Thailand 81 % aller eingetragenen Wirtschaftsunternehmen im Besitz ethnischer Chinesen be-

funden haben.1467 Für Ostasien wurde davon ausgegangen, daß neun von zehn Millionären aus 

                                                 
1466  Diese Größenordnung findet sich z.B. bei Linda Scheers, Spannungen unter der Oberfläche. Auslandschine-

sen sind in vielen Ländern Südostasiens eine starke Minderheit, in: Das Parlament, Nr. 30/31, 24./31. Juli 
2006, S. 6. 

1467  Vgl. Goodman (1997): S. 6. 
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der Gruppe der Auslandschinesen stammen. Diese zeichne, so Paul J. Bolt, zudem für zwei 

Drittel des regionalen Einzelhandels verantwortlich.1468 

  Zwei Szenarien sind denkbar, in denen der Status der Auslandschinesen zu einer sicher-

heitspolitischen Herausforderung nicht nur für die Gastländer, sondern auch für die USA 

werden würde: China könnte, erstens, versuchen, die Auslandschinesen als Vehikel zur Aus-

dehnung seines wirtschaftlichen Einflusses in Südostasien zu nutzen. Nach Auffassung von 

Leo Suryadinata haben sie das Potential „to serve as a golden bridge between China and 

ASEAN states“1469. Das Reich der Mitte hätte damit einen klaren Vorteil gegenüber den USA, 

die in der Region über keine vergleichbaren kulturellen Verbindungen verfügen. Eine solche 

Politik ist an zwei Voraussetzungen gebunden: enge und instrumentalisierbare Kontakte unter 

den Auslandschinesen sowie ein gemeinsames kulturelles Bewußtsein im Sinne eines „Chine-

se Commonwealth“. Beides dürfte es bis zu einem gewissen Grade geben. Mitte der 90er Jah-

re ging z.B. John Naisbitt von 6.000 chinesischen Clan-Netzen in Südostasien aus.1470 Auch 

ist es ein offenes Geheimnis, daß die Pekinger Führung die Auslandschinesen für Direktinve-

stitionen auf dem Festland zu gewinnen versucht. Hu Jintao ließ z.B. während seines Besu-

ches in Bangkok am 18. Oktober 2003 ein Bankett ausrichten, an dem mehr als 1.000 chine-

sischstämmige Thais teilnahmen. Am 25. November 2003 organisierte die chinesische Regie-

rung in Guangzhou ein „Global Get-together of Overseas Chinese and People of Chinese Ori-

gin in Vietnam, Cambodia, and Laos“ mit annähernd 1.000 Teilnehmern.1471 Dies sind jedoch 

bislang nicht mehr als punktuelle Ereignisse. Peking ist weit davon entfernt, mit den etwa 30 

Mio. Auslandschinesen konzertierte Aktionen in Südostasien durchzuführen. Die meisten Be-

obachter gehen davon aus, daß für eine solche Politik zudem kein hinreichendes kulturelles, 

verbindendes Bewußtsein der beteiligten Akteure vorhanden ist.1472 Zu den Minimalanforde-

rungen einer solchen Geisteshaltung würde das Vorliegen einer homogenen Gruppe gehören, 

was jedoch nicht für den Sammelbegriff „Auslandschinesen“ gilt. Hinzu kommt, daß die      

Übersee-Chinesen auf dem Festland oftmals als Außenseiter betrachtet werden, weil sie der 

vorherrschenden Landessprache, Mandarin, nicht mächtig sind.1473 

                                                 
1468  Vgl. Paul J. Bolt, China and Southeast Asia’s Ethnic Chinese. State and Diaspora in Contemporary Asia, 

Westport – London 2000, S. 25. 
1469  Leo Suryadinata, China and Ethnic Chinese in ASEAN: Post-Cold War Development, in: Saw/Sheng/Chin 

(2005): S. 364. 
1470  Vgl. John Naisbitt, Megatrends Asien. Acht Megatrends, die unsere Welt verändern, Wien 1995, S. 43. 
1471  Vgl. Breckon (Januar 2004): S. 81 f. 
1472  Vgl. David S. G. Goodman, Are Asia’s ‘Ethnic Chinese’ a Regional-Security Threat?, in: Survival, Nr. 4, 

Winter 1997/1998, S. 151 f. Goodman hält ein solches Gemeinschaftsbewußtsein jedoch für möglich: „A 
Chinese Commonwealth may not be on the immediate agenda, but there can be little doubt that China’s 
domestic and international politics are changing rapidly in ways which are not always fully understood or 
understandable, and which are thus of concern to East and South-east Asian countries.“ Ebd., S. 153. 

1473  Vgl. Scheers (24./31.07.2006): S. 6. 
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  Es bleibt das zweite Szenario: Die Pekinger Führung könnte Übergriffe auf Angehörige 

der chinesischen Minderheit in Südostasien als Vorwand für militärische Interventionen nut-

zen.1474 Völkerrechtlich würde sie diese Aktionen vermutlich als „humanitäre Nothilfe“ zur 

Verhinderung eines Genozids deklarieren und auf eine Stufe mit der Intervention der NATO 

im Kosovo stellen. Die Lage der Auslandschinesen könnte dabei zu einem willkürlich ein-

setzbaren Instrument werden, um gegen einzelne Staaten in Südostasien militärisch vorzuge-

hen (etwa in Form neuer „Strafaktionen“, z.B. in der Südchinesischen See). Derzeit deutet 

nichts darauf hin, daß China diese Karte zu spielen gedenkt.1475 Peking hat zudem mehrfach 

betont, daß es jene Auslandschinesen, die sich entschlossen haben, die Staatsbürgerschaft ih-

res Gastlandes anzunehmen, nicht mehr als Bürger der Volksrepublik betrachte. An diese 

Vorgabe hat sich China mit zwei Ausnahmen gehalten: Dem „Straffeldzug“ vom Frühjahr 

1979 dürfte auch das Motiv zugrunde gelegen haben, gegen die Behandlung ethnischer Chi-

nesen in Vietnam ein Zeichen zu setzen.1476 Peking hat zudem – wenn auch erst mit drei Mo-

naten Verzögerung – Kritik an Ausschreitungen gegen die chinesische Minderheit in Indone-

sien im Mai 1998 geübt.1477 

  Somit läßt sich festhalten, daß gegenwärtig nicht ersichtlich ist, daß China aus seinen Ver-

bindungen zu den Auslandschinesen übermäßig Kapital schlagen kann. Es gibt folglich im 

Sinne des systemischen Realismus keinen Zuwachs an demographischen capabilities. 

  Die Impulsverarbeitung wird am Ende dieses Kapitels vorgenommen. Hintergrund dieser 

Vorgehensweise ist, daß sich amerikanische Entscheidungsträger mehrheitlich zu „ASEAN-

Staaten“ oder „China in Südostasien“, nicht jedoch zum Spezifikum „China und die ASEAN“ 

äußern. 

                                                 
1474  Vgl. Goodman (1997/1998): S. 141. 
1475  Sämtliche Interviewpartner des Verfassers in Honolulu, Singapur und Kuala Lumpur haben in den Gesprä-

chen von 2005 ausgeschlossen, daß China zugunsten der Auslandschinesen militärische Interventionen 
durchführen wird. 

1476  Vgl. Mayer (1980): S. 31 – 35. Amer (2004): S. 325 f.  
1477  Vgl. Zha (2000): S. 557 – 575. 
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5.  ASEAN Plus Three und der East Asia Summit 

China und die USA sind gegenüber der ASEAN insofern gleichberechtigt, als beide zu deren 

Dialogpartnern gehören. Soweit Peking mit Washington um die Gunst der südostasiatischen 

Staatenorganisation konkurriert, wird dabei das Ziel verfolgt, Projekte zu realisieren, die den 

eigenen Nutzen relativ zum Nutzen des anderen mehren. Dem dient auf chinesischer Seite die 

anvisierte Umsetzung des Freihandelsabkommens oder die Förderung nuklearwaffenfreier 

Zonen. Einer solchen Form des soft balancing sind allerdings insofern Grenzen gesetzt, als 

die ASEAN zu vermeiden sucht, sich eindeutig zugunsten einer Großmacht zu positionieren. 

Dies ist ihr nach dem Ende des Ost-West-Konflikts gelungen, allerdings mit zwei Ausnah-

men: Seit Dezember 1997 finden Treffen der ASEAN Plus Three (APT) statt, an denen neben 

den ASEAN-Staaten China, Japan und Südkorea teilnehmen. Im Dezember 2005 versammel-

ten sich die APT-Mitglieder dann mit Indien, Australien und Neuseeland zum ersten East 

Asia Summit (EAS). Die USA nehmen an beiden Prozessen nicht teil. Wenn es also gegen-

wärtig von chinesischer Seite Versuche gibt, institutionelle Gegenmacht zur amerikanischen 

Präsenz im asiatisch-pazifischen Raum aufzubauen, dann durch Förderung von APT und 

EAS. Peking unterstützt zwar auch weitere Foren, in denen Washington nicht Mitglied ist, 

wie etwa das 1996 gegründete Asia-Europe Meeting.1478 Für die Analyse der Lage in Südost-

asien sind APT und EAS aber aufgrund des geographischen Bezuges wesentlich relevan-

ter.1479 Vor einer Vertiefung des Gegenstandes ist den weiteren Ausführungen eine wichtige 

Vorbemerkung voranzustellen: Daß China regionale Abmachungen als Gegengewichte zum 

amerikanischen Einfluß im asiatisch-pazifischen Raum aufzubauen versucht, ist an dieser 

Stelle nicht mehr als eine aus dem systemischen Realismus abgeleitete These, die von diver-

sen Beobachtern und auch vom Verfasser vertreten wird.1480 Nachfolgend soll daher erörtert 

                                                 
1478   Vgl. zur chinesischen ASEM-Politik Sebastian Bersick, Das Asia-Europe Meeting (ASEM): Akteure und 

Interessenlagen, in: KAS-AI, Nr. 12/2003, S. 45 – 47. Sebastian Bersick, Multipolarität gestalten. Chinas 
Rolle im ASEM-Prozeß, in: Internationale Politik, Nr. 9, September 2004, S. 30 – 36. 

1479  Als Instrumente der institutionellen Gegenmachtbildung bieten sich theoretisch auch das ARF und die 
APEC an, wobei China dann aus realistischer Sicht eine andere Vorgehensweise zu unterstellen wäre. Die 
USA würden hier nicht durch einen extern organisierten Block ausbalanciert, sondern innerhalb multilate-
raler Abmachungen durch antiamerikanische Abstimmungskoalitionen begrenzt. Aus Platzgründen wird 
diese Frage an dieser Stelle nicht weiter vertieft. Das Thema wird jedoch aus amerikanischer Perspektive 
am Ende von Kapitel 6 wieder aufgenommen. 

1480  Vgl. dazu beispielhaft zur chinesischen APT-Politik Eric Teo Chu Cheow, ASEAN+3: The Roles of 
ASEAN and China, in: Saw/Sheng/Chin (2005): S. 66. Markus Hund, Nuria Okfen, Der East Asian Eco-
nomic Caucus (EAEC)/ASEAN-Plus-Drei, in: Hanns W. Maull, Dirk Nabers (Hrsg.), Multilateralismus in 
Ostasien-Pazifik. Probleme und Perspektiven im neuen Jahrhundert, Hamburg 2001, S. 84. „If multilateral-
ism in general is seen as an effective means to further the PRC’s interests, it is evident that China must be 
especially interested in playing a role in APT, where strategic opponents such as the US have no place and 
where shows of political goodwill and support to ASEAN are likely to yield high diplomatic returns.“ Mar-
kus Hund, ASEAN Plus Three: towards a new age of pan-East Asian regionalism? A skeptic’s appraisal, 
in: The Pacific Review, Nr. 3/2003, S. 402. Kay Möller und Gerhard Will sehen China „bemüht, der Ge-
samtregion kooperative Angebote zu machen und damit amerikanischen und japanischen Einfluß zu be-
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werden, ob und in welchem Umfang es China gelungen ist, APT und EAS zum soft balancing 

gegen die USA einzusetzen. 

  Die Idee der Schaffung rein asiatischer Institutionen zur autonomen, vom Westen unab-

hängigen Regelung ökonomischer und sicherheitspolitischer Fragen wird dem ehemaligen 

malaysischen Ministerpräsidenten Mahathir bin Mohammed zugeschrieben. Im Dezember 

1990 schlug er während eines Treffens mit dem damaligen chinesischen Ministerpräsidenten 

Li Peng die Bildung eines ostasiatischen Wirtschaftsblocks vor. Der Ansatz firmierte fortan 

unter der Bezeichnung East Asia Economic Group (EAEG).1481 Eines der Motive Mahathirs 

dürfte die Schaffung eines Konkurrenzmodells zur ein Jahr zuvor gegründeten APEC gewe-

sen sein, die mit den USA, Kanada, Australien und Neuseeland einen hohen Anteil von Staa-

ten mit europäisch-westlichem Hintergrund aufweist.1482 Offiziell betonte der malaysische 

Ministerpräsident hingegen, daß EAEG und APEC miteinander vereinbar seien. Washington 

lehnte den Vorschlag erwartungsgemäß ab, und auch innerhalb Südostasiens stieß er auf Vor-

behalte. Gleichwohl nahm die ASEAN die Idee Mahathirs auf der Sitzung ihrer Wirtschafts-

minister in Kuala Lumpur vom 7. bis 8. Oktober 1991 auf und schlug die Errichtung eines 

East Asian Economic Caucus (EAEC) vor. Der ursprüngliche Ansatz der EAEG wurde damit, 

auch um tiefergehende Dissonanzen mit den USA zu vermeiden, stark relativiert. Das Signal 

war eindeutig: Der EAEC, was zu deutsch soviel wie „Ostasiatischer Wirtschaftstag“ oder 

auch „Ostasiatische Wirtschaftsplattform“ bedeutet, sollte ein unverbindliches wirtschaftli-

ches Konsultationsforum werden, nicht jedoch wie die APEC das Ziel einer integrierten Frei-

handelszone verfolgen. Auch wenn der Ansatz institutionell letztlich nie über das Planungs-

stadium hinauskam, zeigten sich in der Praxis zunehmende Formen der Abstimmung zwi-

schen der ASEAN, China, Japan und Südkorea. Sie nahmen z.B. als Vertreter der asiatischen 

Seite am ersten ASEM-Treffen 1996 in Bangkok teil, womit „erstmals diejenigen ostasiati-

                                                                                                                                                         
schneiden.“ Kay Möller, Gerhard Will, Südostasien 2003. Transformation, Kräftegleichgewicht, Koopera-
tion, SWP-Studie, Nr. 8, Berlin, März 2004, S. 36. Siehe auch Cheng-Chwee (2005): S. 109. 

1481  Vgl. zur Entstehung des Konzeptes Klaus-Albrecht Pretzel, Der Ostasiatische Wirtschaftstag (EAEC), in: 
Klaus-Albrecht Pretzel (Hrsg.), Die ASEAN heute, Hamburg 1994 (Sonderausgabe „Südostasien aktuell“), 
S. 69 – 72. Die Verkündung des EAEG-Planes scheint nur zufällig während der Zusammenkunft mit dem 
chinesischen Ministerpräsidenten erfolgt zu sein. Mahathir setzte sich ansonsten für eine wirtschaftliche 
Führungsrolle Japans im asiatisch-pazifischen Raum ein. 

1482  Dieser Gedanke findet sich interessanterweise auch in einem Vorschlag der East Asia Vision Group 
(EAVG) wieder. Sie schlug vor, eine East Asian Free Trade Area (EAFTA) zu errichten, die noch vor Um-
setzung der Zielvorgaben der APEC zur Handelsliberalisierung Wirklichkeit werden sollte. 1994 hatte die-
se in ihrer Bogor-Erklärung festgelegt, bis 2020 eine Freihandelszone im asiatisch-pazifischen Raum er-
richten zu wollen, wobei die Industriestaaten der APEC dieses Ziel bereits 2010 erreichen sollten. Vgl. East 
Asia Study Group, Final Report, Phnom Penh, 4. November 2002, S. 10. 
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schen Länder international als eine gemeinsame Gruppe [auftraten], die schon als Hauptkan-

didaten für die Mitgliedschaft des intendierten EAEC gegolten hatten.“1483 

  Der Ausbruch der Asienkrise im Sommer 1997 hatte auf die Entstehung des APT-

Prozesses katalytischen Einfluß.1484 Bei den regionalen Akteuren setzte sich der Eindruck 

durch, daß sich die APEC als untauglicher Krisenmanager erwiesen hatte. Die Ursachen dafür 

sahen einige Beobachter darin, daß es dieser regionalen Institution nicht gelungen war, west-

liche sowie asiatische Impulse zu integrieren und in Handlungsfähigkeit umzuwandeln. Vor 

diesem Hintergrund begann der APT-Prozeß im Dezember 1997, als die Staats- und Regie-

rungschefs der ASEAN, Chinas, Japans und Südkoreas in Kuala Lumpur erstmalig ein infor-

melles Gipfeltreffen abhielten.1485 Mit diesem Forum war die Hoffnung verbunden, so Mark 

Beeson, daß es „will be able to build more successfully on its putative regional identity.“1486 

Dabei war 1997 noch nicht einmal klar, ob es überhaupt zu weiteren gemeinsamen Treffen 

der ASEAN, Chinas, Japans und Südkoreas kommen wird. Auch wurde der heute gebräuchli-

che Terminus „ASEAN Plus Three“ 1997 und 1998 kaum verwendet.1487 Erst 1999 waren die 

Gipfeltreffen offiziell etabliert, aus dem vagen Konzept des EAEC war die etwas konkretere 

Zusammenkunft der APT geworden.1488 Das zentrale Ziel dieser Gruppierung ist die Stärkung 

des gegenseitigen ökonomischen Austauschs; die diskutierte Themenpalette beinhaltete aber 

auch kulturelle und sicherheitspolitische Aspekte.1489 Der APT-Prozeß umfaßt 48 Kooperati-

onsmechanismen in 16 Politikbereichen. Erklärungen von Vertretern der APT beziehen zur 

ganzen Bandbreite internationaler Fragestellungen Position. Auf einem Treffen der Außenmi-

                                                 
1483  Hund/Okfen (2001): S. 76. 
1484  „It was in fact this very event that tempered and toughened this region, re-awakening us to the value of 

working together and building a solid framework for cooperation in this region.“ East Asia Study Group 
(2002): S. 56. Die Asienkrise ist in vielen Hauptstädten als Ergebnis von Liberalisierungsprozessen wahr-
genommen worden, die der IWF und die USA zu Beginn der 90er Jahre durchgesetzt hatten. „They have 
also increased the willingness of East Asian countries to explore a vehicle for close regional cooperation 
that would help to weaken American dominance in East Asia’s political economy.“ Cai (2003): S. 390. 
China sei, so Kevin G. Cai, vor allem infolge der Asienkrise dazu übergegangen, regionale Abmachungen 
stärker zu unterstützen. Vgl. Cai (2003): S. 397. 

1485  Vgl. dazu die detaillierte Betrachtung von Takashi Terada, Constructing an ‘East Asian’ concept and grow-
ing regional identity: from EAEC to ASEAN+3, in: The Pacific Review, Nr. 2/2003, S. 251 – 277. 

1486  Mark Beeson, ASEAN Plus Three and the Rise of Reactionary Regionalism, in: Contemporary Southeast 
Asia, Nr. 2, August 2003, S. 262. 

1487  Vgl. Terada (2003): S. 264, 269. Eine vom ASEAN-Sekretariat herausgegebene Sammlung von Dokumen-
ten zum APT-Prozeß beginnt dementsprechend erst mit Ereignissen des Jahres 1999. Vgl. ASEAN Secre-
tariat, ASEAN + 3. Documents Series 1999 – 2004, Jakarta, April 2005. 

1488   Hu Jintao erklärte während eines Besuchs in Malaysia im April 2002, daß APT die Verwirklichung des ur-
sprünglichen Vorschlags einer EAEG sei. Nach dem Besuch des damaligen chinesischen Vizepräsidenten 
knüpfte Mahathir an diese Aussage an und sagte, „we call it the ASEAN Plus Three, but we are kidding 
ourselves. ASEAN Plus Three is, in fact, EAEG.“ Zit. n. Breckon (Juli 2002): S. 60. „[…] ASEAN Plus 
Three has continued to develop momentum despite the fact that it is essentially Mahathir’s vision in another 
guise.“ Beeson (2003): S. 262. Stephen Leong sieht den APT-Prozeß ebenfalls de facto als Verwirklichung 
des EAEC an. Interview des Verfassers mit Stephen Leong, Assistant Director-General, Institute of Strate-
gic and International Studies, Kuala Lumpur, 11. Oktober 2005. 
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nister in Kuala Lumpur vom 26. Juli 2006 wurde z.B. gefordert – und hier zeigt sich der spe-

zifische „asiatische“ Charakter der APT –, daß der nächste UN-Generalsekretär aus dem 

Kreis der asiatischen Nationen stammen solle.1490 Bis dato ist es jedoch noch nicht zu einer 

nachhaltigen Institutionalisierung gekommen.1491 Der am 5. November 2001 während des 

Treffens in Bandar Seri Begawan gemachte Vorschlag, ein gemeinsames Sekretariat zu er-

richten,1492 konnte insofern umgesetzt werden, als im Dezember 2003 eine „ASEAN Plus 

Three Unit“ im Sekretariat der ASEAN in Jakarta eingerichtet wurde.1493 Auf dem Treffen in 

Kuala Lumpur im Dezember 2005 wurde vereinbart, diese Einheit zu stärken.1494   

  In welche Richtung sich der APT-Prozeß weiterentwickeln wird, ist offen. Auf dem Gipfel 

von Singapur am 24. November 2000 war dazu auf Vorschlag Südkoreas eine East Asia Stu-

dy Group (EASG) etabliert worden, die an die Arbeiten der im Dezember 1998 errichteten 

East Asian Vision Group (EAVG) anknüpfte. In ihrem „Final Report“ vom 4. November 

2002 schlägt die EASG 26 Maßnahmen zur Vertiefung der Zusammenarbeit Nordost- und 

Südostasiens vor. Dazu gehören u.a. die Errichtung einer East Asian Free Trade Area 

(EAFTA) sowie die langsame Umwandlung der APT-Zusammenkünfte in einen East Asia 

Summit. Beide Anregungen des Final Reports wurden am Tag seiner Vorstellung auf dem 

Gipfeltreffen der ASEAN, Chinas, Japans und Südkoreas in Phnom Penh angenommen.1495 

Während der Zusammenkunft in Vientiane am 29. November 2004 bekannten sich die Staats- 

und Regierungschefs der APT erneut zu den verschiedenen Projekten regionaler Integration. 

Zur Auslotung der Chancen und Grenzen der EAFTA gaben die Wirtschaftsminister eine 

Machbarkeitsstudie in Auftrag. In der Erklärung von Vientiane vom 29. November 2004 wur-

de zusätzlich die Schaffung einer Ostasiatischen Gemeinschaft zu einem langfristigen Ziel er-

klärt: „We reaffirmed the role of ASEAN+3 process as the main vehicle for the eventual esta-

blishment of an East Asian Comunity.“1496 Um diesem Ziel näherzukommen – und um 

                                                                                                                                                         
1489  Vgl. ASEAN Secretariat, Joint Statement on East Asia Cooperation, Manila, 28. November 1999. 
1490  Vgl. ASEAN Secretariat, Chairman’s Press Statement for the Seventh ASEAN Plus Three Foreign Minis-

ters’ Meeting, Kuala Lumpur, 26. Juli 2006. 
1491  Vgl. Brad Glossermann, ASEAN Plus Three leads the way, in: PacNet, Nr. 51 A, 7. Dezember 2004.  
1492  Vgl. ASEAN Secretariat, Press Statement by the Chairman of the 7th ASEAN Summit and the 5th ASEAN + 

3 Summit, Bandar Seri Begawan, 5. November 2001. 
1493   Siehe dazu das Faktenblatt ASEAN Secretariat, ASEAN Plus Three Cooperation, Jakarta, o.J. 
1494  Vgl. ASEAN Secretariat, Chairman’s Statement of the Ninth ASEAN Plus Three Summit, Kuala Lumpur, 

12. Dezember 2005a. ASEAN Secretariat, Kuala Lumpur Declaration on the ASEAN Plus Three Summit, 
Kuala Lumpur, 12. Dezember 2005b.  

1495  Vgl. East Asia Study Group (04.11.2002): S. 43 – 44, 50, 56 – 60. ASEAN Secretariat, Press Statement by 
the Chairman of the 8th ASEAN Summit, the 6th ASEAN + 3 Summit and the ASEAN-China Summit, 
Phnom Penh, 4. November 2002d. 

1496  ASEAN Secretariat, Strengthening ASEAN + 3 Cooperation, Chairman’s Statement of the 8th ASEAN + 3 
Summit, Vientiane, 29. November 2004. 
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gleichzeitig die angestrebte EAFTA zu ergänzen –, wurde auf APT-Gipfel in Cebu am 14. Ja-

nuar 2007 erwogen, über ein Freihandelsabkommen der EAS-Staaten nachzudenken.1497 

  Andreas Ufen hat nicht ganz zu Unrecht festgestellt, daß die APT-Gipfel mittlerweile „die 

ASEAN-Konferenzen zunehmend in den Schatten stellen.“1498 Dennoch fällt bei einem Ver-

gleich der politischen Visionen und Potentialschätzungen mit den real greifbaren Ergebnissen 

des APT-Prozesses auf, daß zwischen Wunsch und Wirklichkeit eine erhebliche Lücke klafft. 

Von 1981 bis 2001 stiegen etwa die intraregionalen Exporte von 32 % auf 40 % an, während 

der Umfang der intraregionalen Importe von 32 % auf 50 % zunahm. Das Handelsvolumen 

konnte insgesamt von 170,8 Mrd. US-Dollar in 2002 auf 195,6 Mrd. US-Dollar in 2003 aus-

gedehnt werden.1499 Aus dieser für alle Seiten offensichtlichen ökonomischen Vernetzung 

Nordost- mit Südostasiens hat es bislang jedoch keine tiefergehenden Spill-Over-Effekte ge-

geben, die etwa zu einer Freihandelszone – ganz zu schweigen von einem integrierten Markt 

nach EU-Vorbild – oder der Schaffung einer auch von der ADB befürworteten gemeinsamen 

Währung, der Asian Currency Unit (ACU),1500 geführt hätten.  

  Große Hoffnungen sind daher mit Projekten der APT-Staaten wie dem Asian Bond Fund 

(ABF) und insbesondere der Initiative von Chiang Mai verbunden.1501 Im Mai 2000 hatten die 

APT-Finanzminister die Schaffung eines regionalen Liquiditätsfonds vereinbart, um sich im 

Falle regionaler Finanzkrisen gegenseitig beistehen zu können. Praktisch bedeutet dies, daß 

ein Staat, dessen Währung etwa durch spekulative Geschäfte unter Druck geraten ist, sich 

ausländische Währungen – meist US-Dollar – von dem/den Mitunterzeichner(n) der Swap-

Vereinbarung leiht. Mit diesem Geld kauft er Bestände der heimischen Währung auf, um sie 

zu stützen. Bei der Chiang-Mai-Initiative geht es darum, das vorhandene ASEAN Swap Ar-

rangement (ASA), zu dem bereits am 5. August 1977 ein Memorandum of Understanding un-

terzeichnet worden war,1502 um ein Netz von Bilateral Swap Arrangements (BSAs) zu ergän-

zen. Ziel ist, das im September 1997 vorgeschlagene japanische Projekt eines Asian Monetary 

Fund (AMF), der kurz darauf am Widerstand der USA gescheitert war, als regionalen Gegen-

                                                 
1497  Vgl. ASEAN Secretariat, Chairman’s Statement of the Tenth ASEAN Plus Three Summit, Cebu, 14. Januar 

2007. 
1498  Andreas Ufen, Der 7. ASEAN-Gipfel und das Projekt einer ASEAN-China-Freihandelszone, in: Südostasi-

en aktuell, Nr. 1/2002, S. 77. 
1499  Vgl. Glosserman (07.12.2004). 
1500  Vgl. Südostasien aktuell, Nr. 4/2006, S. 118. 
1501  Vgl. dazu Seok-Dong Wang, Lene Andersen, Regional Financial Cooperation in East Asia: The Chiang 

Mai Initiative and Beyond, in: Bulletin on Asia-Pacific Perspectives 2002/2003, S. 89 – 99. Kay Möller, 
Pacific Sunset. Vom vorzeitigen Ende des ostasiatischen Jahrhunderts, SWP-Studie, Nr. 9, Berlin, April 
2002, S. 39.  

1502  Vgl. ASEAN Secretariat, Memorandum Of Understanding On The ASEAN Swap Arrangements, Kuala 
Lumpur, 5. August 1977. 
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entwurf zum IWF in neuer Form wiederzubeleben.1503 Im April 2007 hatte der ASA ein Vo-

lumen von 2 Mrd. US-Dollar,1504 die BSAs kamen auf einen Umfang von 80 Mrd. US-

Dollar.1505 Dabei hat allerdings nicht Peking, sondern Tokyo eine Führungsrolle übernom-

men: Während Japan an BSAs mit einem Volumen von 50,5 Mrd. US-Dollar beteiligt war, 

hatte China nur BSAs in einem Umfang von 23,5 Mrd. US-Dollar unterzeichnet.  

  Das Volumen von ASA und BSAs ist einerseits beeindruckend: Im Mai 2004 lag es bei 

37,5 Mrd. US-Dollar, im November 2005 bereits bei 60,5 Mrd. US-Dollar.1506 Als im Mai 

2006 ein Volumen von 77 Mrd. US-Dollar erreicht worden war, hatte sich der Umfang von 

ASA und BSAs in nur zwei Jahren mehr als verdoppelt.1507 Diese an sich bemerkenswerte 

Ausdehnung möglicher Kreditlinien wird dadurch getrübt, daß erhebliche Zweifel bestehen, 

ob das Chiang-Mai-System auf eine umfassende Finanzkrise effektiv reagieren kann.1508 So 

entsprach im Mai 2006 der Liquiditätsumfang, erstens, nur knapp zwei Drittel jener Mittel, 

die der IWF in einer Höhe von 119 Mrd. US-Dollar während der Asienkrise zur Verfügung 

stellen konnte. Damals waren in nur drei Monaten 150 Mrd. US-Dollar aus der Region abge-

flossen. Angesichts der Tatsache, daß die APT-Staaten 2005 über mehr als 2,28 Bio. US-

Dollar Währungsreserven verfügten, fällt das ASA/BSAs-Volumen vom November 2005 mit 

einem Anteil von ca. 2,56 % sehr bescheiden aus.1509 Zweitens sind es nicht multilaterale, 

sondern bilaterale Swap-Abkommen, die im April 2007 über 97 % der liquiden Mittel aus-

                                                 
1503  Zum damaligen Zeitpunkt war auch China gegen die Errichtung des AMF, weil dieser auf eine Initiative 

Japans zurückging. 
1504  Ursprünglich war der ASA mit nur 200 Mio. US-Dollar ausgestattet. Im November 2000 erfolgte eine Auf-

stockung auf 1 Mrd. US-Dollar. Die Verdoppelung dieses Volumens war im April 2005 beschlossen wor-
den. Vgl. Hadi Soesastro, Regional Integration Initiatives in the Asia Pacific: Trade and Finance Dimen-
sions, Präsentation auf dem 15th Pacific Economic Cooperation Council General Meeting, Brunei Darussa-
lam, 1. September 2003, S. 7.  

1505  Vgl. Ministry of Finance (Japan), Network of Bilateral Swap Arrangements (BSAs) under the Chiang Mai 
Initiative (CMI), Tokyo, Stand vom April 2007. 

1506  Vgl. Joint Ministerial Statement of the ASEAN+3 Finance Ministers Meeting, Jeju, 15. Mai 2004, in: 
ASEAN Secretariat (April 2005): S. 188. Ministry of Finance (Japan), Network of Bilateral Swap Ar-
rangements (BSAs) under the Chiang Mai Initiative (CMI), Tokyo, Stand vom 9. November 2005. 

1507  Vgl. Ministry of Finance (Japan), Network of Bilateral Swap Arrangements (BSAs) under the Chiang Mai 
Initiative (CMI), Tokyo, Stand vom 4. Mai 2006. 

1508  Vgl. Howard Loewen, Vu Anh Minh, Finanzielle Kooperation in Ostasien am Beispiel der Swap-
Agreements und der Asian-Bond-Markets-Initiative, in: Südostasien aktuell, Nr. 6/2005, S. 36 – 38, hier S. 
37. 

1509  Vgl. Department of Investment Services, Foreign Exchange Reserves, Taipeh, Stand vom Juni 2006. Die 
Daten beruhen auf eigenen Berechnungen und geben nicht mehr als eine grobe Schätzung wieder. So muß-
ten für Malaysia, Vietnam, Laos und Burma Angaben von 2004 herangezogen werden. Für Brunei lagen 
keine Werte vor. „China“ bezieht sich auf das Festland und Hongkong. Siehe auch Heribert Dieter, Das 
Gipfeltreffen in Ostasien. Finanzpolitische Kooperation und intraregionale Verflechtungen, SWP-Aktuell, 
Nr. 58, Berlin, Dezember 2005, S. 3. Im Juli 2000 gab Heribert Dieter folgende Margen an, die dem Li-
quiditätsfonds Handlungsfähigkeit ermöglichen könnten: „Even if only 10% – 20 % of East Asia’s reserves 
were available for the regional fund, participating economies could easily overcome any liquidity crisis 
without help from Washington.“ Heribert Dieter, Asia’s Monetary Regionalism, in: Far Eastern Economic 
Review, 6. Juli 2000, S. 30. 
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machten. Die Einzelstaaten könnten daher bei Bedarf nur auf einen Bruchteil der Gesamt-

summe zugreifen. Drittens hat sich der Prozeß der Ausdehnung der Swap Arrangements ver-

langsamt. Vom Mai 2006 bis zum April 2007 ist lediglich ein Zuwachs von 6,67 % zu ver-

zeichnen, der das Gesamtvolumen von ASA und BSA auf 82 Mrd. US-Dollar ansteigen ließ. 

Schließlich wurde, viertens, die eigentlich intendierte Loslösung von den Vergabekriterien 

des Internationalen Währungsfonds nicht erreicht. In einer Krise würden 80 % der benötigten 

Mittel über den IWF vergeben.1510 Mit institutioneller Gegenmachtbildung hat dies nichts zu 

tun. Vielmehr ist Seok-Dong Wang und Lene Andersen zuzustimmen: „[...] the swap ar-

rangements under CMI can be said to be supplementary to the existing IMF financing facili-

ties.“1511 Es spricht daher einiges für die Behauptung, daß die Initiatoren der Initiative von 

Chiang Mai diese nicht mit dem dazu notwendigen politischen Willen verfolgen.1512 

  Der derzeitige Zustand von APT ist damit alles andere als ein gelungener Versuch Chinas, 

soft balancing gegenüber den USA zu betreiben. Im Vergleich zur APEC ist das Projekt un-

terinstitutionalisiert und kann kaum nennenswerte inhaltliche Erfolge vorweisen. Die Interes-

sen der Mitglieder sind zu heterogen, und China ist es diesbezüglich nicht gelungen, eine ein-

heitliche, gegen den amerikanischen Einfluß gerichtete Linie zu organisieren. Aus der Sicht 

des Reiches der Mitte kann nicht einmal das Peking insgesamt äußerst gewogene Kuala Lum-

pur als verläßlicher Verbündeter begriffen werden, nachdem dieses sich für einen ständigen 

Sitz Tokyos im UN-Sicherheitsrat eingesetzt hat.1513 Die ASEAN betrachtet die Teilnahme 

Chinas am APT-Dialog schlicht als weiteren Versuch des engagement, wie auch Douglas 

Webber feststellt: „In Southeast Asia [...] APT is seen as a mechanism for coping with the rise 

of China as a ‘great power’, complementary in this purpose presumably to the more explicitly 

security-oriented ARF.“1514 Die ASEAN ist jedoch nicht bereit, über den APT-Prozeß die 

USA aus der Region auszugrenzen. Gleiches gilt für Japan und Südkorea, die sich gegen eine 

asiatische Exklusivität dieses Kooperationsmechanismus ausgesprochen haben.1515 Webber 

sieht den Gegensatz zwischen Peking und Tokyo, die sich in einer „constellation of ‘duelling’ 

would-be hegemons“1516 befänden, als zentrales Hindernis eines langfristig erfolgreichen 

                                                 
1510  Bis 2005 hingen sogar 90 % der Mittelvergabe von IWF-Konditionen ab. Vgl. Loewen/Minh (2005): S. 37. 

„Damit wurde ausgerechnet jener ‘amerikanische Mechanismus’ gestärkt, zu dem Chiangmai die Alternati-
ve hätte liefern sollen.“ Kay Möller, Gerhard Will, Südostasien 2002. Transformation, Kräftevergleich, 
Kooperation, SWP-Studie, Nr. 27, Berlin, August 2002, S. 31. 

1511  Wang/Andersen (2002/2003): S. 94. 
1512  Vgl. Beeson (2003): S. 263. Heribert Dieter, East Asia’s Puzzling Regionalism, in: Far Eastern Economic 

Review, 12. Juli 2001, S. 29. 
1513  Vgl. Südostasien aktuell, Nr. 3/2005, S. 24. 
1514  Douglas Webber, Two funerals and a wedding? The ups and downs of regionalism in East Asia and Asia-

Pacific after the Asian crisis, in: The Pacific Review, Nr. 3/2001, S. 359. 
1515  Vgl. zu den unterschiedlichen Positionen Hund (2003): S. 386 – 395. 
1516  Webber (2001): S. 362. 
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APT-Prozesses.1517 Es ist ganz offensichtlich, daß sich viele Staaten mit den in der Vergan-

genheit am deutlichsten von Malaysia kritisierten, stark westlich geprägten Wirtschafts- und 

Finanzinstitutionen arrangiert haben. Sie sind zwar für asiatisch-pazifische Gemeinschafts-

projekte, wollen diese aber nicht aggressiv gegen den Westen in Stellung bringen. Vorläufig 

ist daher das Engagement Pekings in diesem Kooperationsrahmen als bloßer Versuch des soft 

balancing zu qualifizieren.1518 

  Die APT-Staaten hatten in ihrer Erklärung von Vientiane vom 29. November 2004 be-

schlossen, den regionalen Integrationsprozeß auszudehnen und dazu einen East Asia Summit 

abzuhalten. So fand erstmalig ein Ostasiengipfel, der auch expressis verbis als solcher be-

nannt wurde, am 14. Dezember 2005 in Kuala Lumpur im Anschluß an das Treffen der 

ASEAN Plus Three statt.1519 Bereits im Vorfeld der Veranstaltung hatten sich die Diskussio-

nen mehr auf die Zusammensetzung des Teilnehmerkreises als auf mögliche politische Ge-

sprächsthemen konzentriert. Dabei ließen sich zwei Lager ausmachen: Während China für ein 

nichtwestliches Teilnehmerfeld im Sinne des EAEC-Projektes plädierte, sprach sich Japan 

gegen ein exklusives asiatisches Gipfeltreffen und damit für die Option einer künftigen US-

Mitgliedschaft aus. An der Zusammenkunft nahmen die APT-Staaten sowie Indien, Australi-

en und Neuseeland teil, Rußland hatte Beobachterstatus. Aus der Sicht Malaysias und auch 

Chinas kann dieses Format als Betriebsunfall gelten. Denn beide konnten sich vermutlich 

nicht vorstellen, daß Australien und Neuseeland tatsächlich den TAC – offizielle Vorausset-

zung zur Teilnahme am EAS – unterschreiben würden. Da Kuala Lumpur und Peking davon 

ausgingen, daß Canberra, Wellington und erst recht Washington vor einer Unterzeichnung des 

TAC zurückschrecken würden, war er zur Beitrittshürde erklärt worden. Die Initiatoren des 

EAS hofften damit auf eine komfortable diplomatische Position: Die USA und ihre westli-

chen Verbündeten würden sich selbst vom Ostasiengipfel ausschließen, da sie den TAC nicht 

unterzeichnen wollten (was im Falle der Bush-Administration weiterhin gilt). Auch die Er-

gebnisse des EAS dürften zu großen Teilen nicht den chinesischen Erwartungen entsprechen: 

In der Erklärung von Kuala Lumpur wurde die ASEAN als „driving force“ künftiger Gipfel-

                                                 
1517  Vgl. zur Bedeutung der chinesisch-japanischen Beziehungen für Südostasien Yang (2003): S. 306 – 327. 
1518  „Such balancing of US power remains light so long as China is unable to explicitly treat ASEAN or the 

ASEAN+3 as a ‘pole’ of global power.“ Hughes (2005): S. 130. 
1519  Vgl. zum ersten East Asia Summit die Debatte des Pacific Forum CSIS: Ron Huisken, What to Expect at 

the First East Asia Summit, PacNet, Nr. 54A, Honolulu, 12. Dezember 2005. Ralph A. Cossa, The East 
Asian Summit: Should Washington Be Concerned?, PacNet, Nr. 54B, Honolulu, 12. Dezember 2005. Eric 
Teo Chu Cheow, Geostrategic imperatives of the East Asia Summit, PacNet, Nr. 55, Honolulu, 16. Dezem-
ber 2005. Ron Huisken, The First East Asia Summit, PacNet, Nr. 55A, Honolulu, 19. Dezember 2005. 
Barry Desker, Why the East Asian Summit Matters, PacNet, Nr. 55B, Honolulu, 19. Dezember 2005. Ralph 
A. Cossa, The East Asia Summit: Much Ado About Something?, PacNet, Nr. 55C, Honolulu, 19. Dezem-
ber 2005. 
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treffen festgehalten; hinsichtlich der Teilnehmerzusammensetzung wurde ein „open, inclusi-

ve, transparent and outward-looking forum“1520 beschlossen. Zu den Niederlagen Pekings ge-

hört desgleichen, daß es nicht – wie beabsichtigt – den zweiten EAS ausrichten konnte. Er 

fand am 15. Januar 2007 in Cebu auf den Philippinen statt. Hintergrund ist die Entscheidung, 

daß grundsätzlich jenes Land, das gerade den ASEAN-Vorsitz innehat, auch Ausrichter des 

Ostasiengipfels sein soll. Der dritte EAS ist für den 21. November 2007 in Singapur ange-

setzt. 

  Der Ostasiengipfel hat mit Blick auf künftige regionale Integrationsprozesse mehr Fragen 

hinterlassen als Antworten gegeben. Offen ist z.B., in welchem Verhältnis er zum APT-

Prozeß oder zum ARF oder der APEC stehen wird. Im „Chairman’s Statement“ zum Ostasi-

engipfel vom 14. Dezember 2005 heißt es dazu: „[...] we believed that the EAS together with 

the ASEAN+3 and the ASEAN+1 processes could play a significant role in community build-

ing in the region.“1521 In dem zwei Tage zuvor verabschiedeten „Chairman’s Statement“ des 

APT-Treffens wurde hingegen betont, „that the ASEAN Plus Three process will continue to 

be the main vehicle in achieving that goal [East Asian cooperation and community building, 

M.W.]“1522. Das „Chairman’s Statement“ zum Ostasiengipfel von Cebu sprach davon, „that 

the East Asia Summit is an important component of the emerging regional architecture“1523. 

Damit ist zumindest auszuschließen, daß der EAS als Krone regionaler Integrationsprojekte 

des asiatisch-pazifischen Raumes verstanden wird. Fraglich ist zudem, und hier gleichen sich 

die Schwierigkeiten von APT und EAS, wie Gemeinschaftsbildung auf der großen Ebene 

funktionieren soll, wenn bislang selbst kleinere Schritte nicht gelingen wollten. Indonesien 

konnte sich z.B. in den vergangenen Jahren innerhalb der ASEAN nicht mit seinen Vorschlä-

gen zur Schaffung gemeinsamer Friedenstruppen innerhalb einer südostasiatischen Sicher-

heitsgemeinschaft durchsetzen.1524 So kam es, daß die Blauhelmsoldaten Thailands, Malaysi-

as, Singapurs und der Philippinen, die im September 2005 ihren Marschbefehl für Aceh erhal-

ten hatten, dem Kommando der EU-Mission unterstellt wurden.1525 Gleichermaßen bezeich-

nend ist, wie schwer es den zentralen Akteuren Nordostasiens fällt, über bilaterale Differen-

zen hinwegzusehen und im Interesse der Gemeinschaftsbildung zusammenzuarbeiten. Wäh-

                                                 
1520  ASEAN Secretariat, Kuala Lumpur Declaration on the East Asia Summit, Kuala Lumpur, 14. Dezember 

2005. 
1521  ASEAN Secretariat, Chairman’s Statement of the First East Asia Summit, Kuala Lumpur, 14. Dezember 

2005. 
1522  ASEAN Secretariat (12.12.2005a). Selbiger Wortlaut findet sich in der Erklärung des APT-Treffens von 

Kuala Lumpur. Vgl. ASEAN Secretariat (12.12.2005b). 
1523  Vgl. ASEAN Secretariat, Chairman’s Statement of the Second East Asia Summit, Cebu, 15. Januar 2007. 
1524  Vgl. Südostasien aktuell, Nr. 2/2004, S. 110. 
1525  Vgl. Kay Möller, Zusammenarbeit in Ostasien. Perspektiven für ordnungspolitische Strukturen, SWP-

Studie, Nr. 29, Berlin, Oktober 2005, S. 10. 
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rend des APT-Treffens in der malaysischen Hauptstadt sagten Peking und Seoul z.B. das üb-

liche trilaterale Gipfeltreffen mit dem Vertreter Tokyos ab, um gegen den Besuch des japani-

schen Ministerpräsidenten Junichiro Koizumi am Yasukuni-Schrein im Oktober 2005 zu pro-

testieren. Es stellt sich schließlich eine weitere Frage: Hat China überhaupt noch Interesse, 

den EAS zum Zwecke des soft balancing auszubauen? Die hier skizzierte Entwicklung läßt 

ein „Nein“ plausibel erscheinen.1526 Nicht nur die Ergebnisse des EAS, sondern auch dessen 

Vorgeschichte haben gezeigt, daß sich die ASEAN-Staaten nicht ohne weiteres instrumentali-

sieren lassen. Peking konnte keine Mehrheit für sein Ansinnen finden, neben Canberra und 

Wellington auch Neu-Delhi nicht zum Ostasiengipfel zuzulassen.1527  

  Offen ist, wie Peking mit dieser Situation umgehen wird. Vorstellbar wäre, daß China 

künftig seine Energien auf Veranstaltungen der APT konzentrieren wird,1528 da es dort relativ 

betrachtet über mehr Einfluß verfügt als auf dem EAS.1529 Soft balancing könnte dann heißen, 

sich als Gruppe in weiteren multilateralen Abmachungen abzustimmen. Im „Joint Statement 

on East Asia Cooperation“, das die ASEAN, China, Japan und Südkorea am 28. November 

1999 verabschiedet hatten, heißt es dazu: „[...] the Leaders agreed to intensify coordination 

and cooperation in various international and regional fora such as the UN, WTO, APEC, 

ASEM, and the ARF, as well as in regional and international financial institutions.“1530 Dabei 

bietet sich für China zudem die Gelegenheit, bereits seit 1999 bestehende Mechanismen zur 

Politikkoordination mit Japan und Südkorea zu nutzen (immer vorausgesetzt, daß es im Vor-

feld der Gipfeltreffen nicht zu diplomatischen Spannungen zwischen den Protagonisten 

kommt). Die am Rande der APT-Gipfel stattfindenden Treffen („Tripartite Cooperation“) 

wurden am 7. Oktober 2003 in einer Gemeinsamen Erklärung formalisiert.1531  

  Für die USA gehen von diesen Formen des soft balancing kurz- und mittelfristig weder 

Herausforderungen noch Bedrohungen aus. Sowohl der APT-Prozeß als auch der EAS haben 

gegenwärtig nicht die Substanz, um chinesische gegen amerikanische Interessen in Form in-

stitutioneller Gegenmachtbildung durchzusetzen. Insofern bleibt auch die Sorge von Bruce 

                                                 
1526  Shulong Chu vertritt die Auffassung, daß es sehr unwahrscheinlich sei, daß China eine Führungsrolle in-

nerhalb des EAS anstrebe. Peking betrachte den APT-Prozeß als wichtigstes Vehikel regionaler Integration. 
Vgl. Shulong Chu, The East Asia Summit: Looking for an Identity, Brookings Northeast Asia Commen-
tary, Washington D.C., Februar 2007. 

1527  Vgl. Mohan Malik, China and the East Asian Summit: More Discord than Accord, Essay des Asia-Pacific 
Center for Security Studies, Honolulu, Februar 2006.  

1528  Darüber hatte Evelyn Goh bereits vor dem ersten EAS spekuliert: „China now appears to be particularly 
keen on promoting ASEAN+3 as the premier Asian regional institution.“ Goh (2005c): S. 318. 

1529  „APT is an ideal ground for China to raise its profile and image in Southeast Asia, as it imposes few eco-
nomic and political costs and presents an opportunity to both promote ‘multipolarity’ and disperse South-
east Asian fears of the ‘China threat’.“ Hund (2003): S. 403. 

1530  ASEAN Secretariat (28.11.1999). 
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Vaughn, daß der Ostasiengipfel die APEC verdrängen und zur „leading multilateral grouping 

of Asia“1532 werden könnte, bis auf weiteres unbegründet. Frühzeitige Prognosen wie jene 

von Axel Berkofsky kamen dem tatsächlichen Verlauf des EAS weitaus näher: „It is unclear 

if the envisioned EAC [East Asian Community, M.W.] will ever go beyond the stage of rheto-

ric and wishful thinking.“1533 Ralph A. Cossa hat darauf hingewiesen, was passieren müßte, 

damit Projekte wie der Ostasiengipfel auf den Widerstand Washingtons stoßen. Dies wäre 

dann der Fall, wenn sie offensiv darauf ausgerichtet wären, das bilaterale Allianzsystem der 

USA im Fernen Osten zu untergraben.1534 Daraus lassen sich zwei Schlußfolgerungen ziehen: 

Selbst wenn sich China auf den APT-Prozeß fokussiert, wird dies, erstens, nicht zu einer Un-

terminierung amerikanischer Machtgrundlagen in Asien-Pazifik führen. Denn dazu müßten 

sich urplötzlich und gleichzeitig sämtliche fernöstlichen Bündnispartner der USA sowie der 

enge Sicherheitspartner Singapur, die allesamt APT-Mitglieder sind, dazu entscheiden, den 

Einfluß der USA zu reduzieren.  

  Langfristig könnte dieser Prozeß aber, zweitens, dennoch das Potential haben, zu einer 

Herausforderung Washingtons zu werden. Dabei ist zwischen dem derzeitigen Zustand des 

Integrationsprojektes und den Folgen einer nicht auszuschließenden Umsetzung zu unter-

scheiden. Kuik Cheng-Chwee urteilt dazu: „As these countries are increasingly forming a col-

lectivity, their interests will become more and more different from those of the United States. 

Over time, their relationships with the United States are expected to adjust drastically“.1535 

Sollten sich die Beziehungen zwischen den USA und ihren Bündnis- und Sicherheitspartnern 

in Nordost- und Südostasien eines Tages substantiell verschlechtern, dann wäre APT mit Chi-

na als Führungsmacht als alternatives Interaktionsmuster geeignet, von der Supermacht ent-

täuschte Staaten zu absorbieren.  

  Für die USA besteht gegenwärtig kein Grund, auf den APT-Prozeß oder den EAS nervös 

zu reagieren. Aus der Sicht des systemischen Realismus sind daher auch keine Gegenmaß-

nahmen Washingtons zu erwarten, sondern eher eine abwartende Haltung. Äußerungen ame-

rikanischer Entscheidungsträger ist eine solche Positionierung zu entnehmen, was für eine 

korrekte Impulsverarbeitung spricht. Michael Michalak, U.S. Senior Official for APEC im 

                                                                                                                                                         
1531  Vgl. ASEAN Secretariat, Joint Declaration on the Promotion of Tripartite Cooperation among the People’s 

Republic of China, Japan and the Republic of Korea, Bali, 7. Oktober 2003. 
1532  Bruce Vaughn, East Asian Summit: Issues for Congress, CRS Report for Congress (RS22346), Washington 

D.C., 9. Dezember 2005, S. 1. 
1533  Axel Berkofsky, China’s Asian Ambitions, in: Far Eastern Economic Review, Nr. 7, Juli/August 2005, S. 

21. 
1534  Vgl. Cossa (12.12.2005): S. 1. 
1535  Cheng-Chwee (2005): S. 118. Diese Befürchtung teilen auch jene Beobachter, die davon ausgehen, daß die 

Verfolgung des Projektes APT auf Kosten der APEC gehe. Vgl. Cheng (2001): S. 446. „[…] the new, East 
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amerikanischen Außenministerium, erklärte am 25. Januar 2006 mit Blick auf den APT-

Prozeß und den EAS: „The United States does not view such meetings as inimical to U.S. in-

terests; we do not need to be in every room and every conversation that Asians have with one 

another.“1536 Auch Christopher R. Hill, Ostasienbeauftragter unter Condoleezza Rice, ließ am 

8. März 2006 eine gelassene Haltung erkennen: „We will continue to watch the East Asian 

Summit (EAS) to gain understanding of its relationship to the regional fora which we actively 

support and participate in and our goals for the region.“1537 Kurz darauf, am 22. Mai 2006, 

betonte er hingegen, daß „we need to think hard and clearly about the question of how we can 

integrate pan-Asian and trans-Pacific fora.“1538 Dabei hob Hill die Bedeutung der APEC und 

des ARF für die USA hervor. Marie T. Huhtala, stellvertretende Ostasienbeauftragte des ame-

rikanischen Außenministeriums, hatte bereits vor dem EAS eine Position Washingtons ange-

deutet, die zukunftsweisend sein könnte. Am 11. Februar 2005 wies sie darauf hin, daß die 

USA die Schaffung regionaler Organisationen auch ohne amerikanische Beteiligung begrüßen 

würden. Sie ergänzte dann allerdings: „That said, we will never say no to a seat at the table, 

or at least in the room!“1539 

 

 

                                                                                                                                                         
Asian integration is taking place in effect in opposition to the West in general and the US in particular.“ 
Webber (2001): S. 364. 

1536  Michael Michalak, U.S. Views on Asia Regional Integration (Remarks at International Institute of Mone-
tary Affairs), Tokyo, 25. Januar 2006. Fast wörtlich äußerte sich so auch: Evans J. R. Revere, The Bush 
Administration’s Second-Term Foreign Policy Toward East Asia (Remarks to Center for Strategic Interna-
tional Studies (CSIS) Conference), Washington D.C., 17. Mai 2005.  

1537  Christopher R. Hill, East Asia in Transition: Opportunities and Challenges for the United States (Statement 
to the Asia and the Pacific Subcommittee of the House International Relations Committee), Washington 
D.C., 8. März 2006. 

1538  Christopher R. Hill, The U.S. and Southeast Asia (Remarks to the Lee Kuan Yew School of Public Policy), 
Singapur, 22. Mai 2006. 

1539  Marie T. Huhtala, U.S.-Asia Relations: The Next Four Years (Remarks to the Asia Society/Texas Annual 
Ambassadors’ Forum), Houston, 11. Februar 2005. 
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IV.          Stärken und Schwächen des Herausforderers 
 

 

Kann China im Jahr 2007 beanspruchen, zum peer competitor der USA geworden zu sein? 

Die Ausführungen dieses Kapitels haben sowohl machtpolitische Stärken als auch Schwächen 

des Reiches der Mitte dargelegt. Nachfolgend soll versucht werden, beide Seiten vor dem 

Hintergrund des Engagements Pekings in Südostasien gegeneinander abzuwägen. 

  Zunächst fällt auf, daß China auf der für den systemischen Realismus wichtigsten Ver-

gleichsebene, den militärischen Fähigkeiten, trotz jahrelanger zweistelliger Zuwachsraten im 

Verteidigungsetat nicht zu einer ernsthaften Bedrohung für die USA geworden ist. Sich ent-

wickelnde Optionen der asymmetrischen Kriegführung haben zwar die Qualität einer Heraus-

forderung und mögen in einzelnen Konfliktszenarien auch geeignet sein, temporären Bedro-

hungscharakter zu erlangen. Soweit die PLA tatsächlich zum nuklearen Zweitschlag in der 

Lage ist, hätte ein Taiwan-Konflikt mit amerikanischer Beteiligung das mit Abstand bedroh-

lichste Eskalationspotential. Die USA werden aber auf absehbare Zeit in der Lage sein, in je-

der vorstellbaren militärischen Auseinandersetzung mit chinesischen Streitkräften langfristig 

die Oberhand zu behalten, solange dazu die notwendige Entschlossenheit im Weißen Haus 

vorliegt. Die Reichweite des chinesischen internal balancing ist somit als gering zu bewerten, 

solange die Fähigkeiten der USA der Vergleichsmaßstab sind. China ist es vor allem nicht ge-

lungen, jene Summen für den Verteidigungsetat bereitzustellen, die auch nur annähernd die 

Größenordnung amerikanischer Rüstungsausgaben erreichen. Des weiteren ist nicht erkenn-

bar, wie China in den nächsten Jahren die technologische Lücke zu den Streitkräften der USA 

schließen könnte. Die meisten Waffensysteme des Reiches der Mitte liegen zwei Entwick-

lungsgenerationen hinter ihren amerikanischen Pendants zurück.   

  David Shambaugh ist daher zuzustimmen, wenn er behauptet: „The PLA does not seem to 

have made much progress in enhancing its power projection capabilities, nor do these seem to 

be a priority.“1540 Kay Möller stellt fest, daß China, wenn es „die unipolare Welt ernsthaft 

herausfordern“ wolle, „selbst unilateral handlungsfähig werden“1541 müsse. Robert A. Pape ist 

zu dem Schluß gelangt, daß seit der Sowjetunion kein Staat mehr versucht habe, Gegenmacht 

zu den USA aufzubauen.1542 T. V. Paul weist darauf hin, daß China selbst dann nicht automa-

tisch zur führenden Militärmacht würde, wenn es zur dominierenden Wirtschaftsmacht ge-

worden sei: „[…] as most modern weapons systems take considerable time to develop and 

                                                 
1540  Shambaugh (2004/2005): S. 85. 
1541  Kay Möller, Die Grenzen des „Aufstiegs“ der Volksrepublik China, in: Politische Studien, Nr. 408, Ju-

li/August 2006, S. 36. 
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deploy, U.S. dominance in this area is unlikely to be challenged for some time by a potential 

peer competitor, such as China, even after it overtakes the United States in gross economic 

terms.“1543 Colin Elman wiederum ist der Frage nachgegangen, ob die USA in den nächsten 

Jahren überhaupt mit einem peer competitor zu rechnen haben. Seine Antwort rekurriert auf 

den Aufstieg der USA in Nordamerika, der nur deshalb möglich gewesen sei, weil Washing-

ton keine richtige Gegenwehr zu überwinden gehabt habe. „It became a regional hegemon be-

cause there were no indigenous balancers, and because the anarchic international system pro-

vided only weak cues for European great powers to block its bid.“1544 Da es unwahrscheinlich 

sei, daß eine Großmacht erneut derart günstige Umstände vorfinde, sei davon auszugehen, 

daß es vorläufig nicht zum Aufstieg eines regionalen Hegemons kommen werde. Elman 

schließt daraus: „Even if contemporary rising states can overcome local opposition to their 

ascension, the United States is likely to balance vigorously to prevent the rise of a peer com-

petitor in another region. With such a powerful offshore balancer waiting in the wings, 

would-be revisionists have no structural incentives to start a fight they cannot win.“1545  

  Auch wenn China somit nur begrenzt internal balancing betreibt, dürfte es doch – so der 

notwendige Handlungswille vorliegen sollte – zu größeren militärischen Anstrengungen fähig 

sein. Die gegenwärtige relative Zurückhaltung ist weiterhin darauf zurückzuführen, daß der 

ökonomischen Modernisierung des Landes oberste Priorität beigemessen wird. Da China kei-

ne auswärtigen Militärallianzen eingegangen ist, fällt auch die Möglichkeit des external ba-

lancing weg. Peking bleibt zur Gegenmachtbildung derzeit folglich nur soft balancing übrig, 

wobei auch bei dieser Vorgehensweise Defizite zu erkennen sind. So ist China zwar zu einem 

wichtigen Handels- und Investitionspartner der ASEAN-Staaten geworden. In seiner Bedeu-

tung für die meisten südostasiatischen Akteure rangiert es aber entweder hinter den USA und 

Japan, oder aber Staaten wie Thailand und Singapur nehmen in ihrer unmittelbaren Nachbar-

schaft die führende Stellung als Wirtschaftspartner ein.1546 Bei der Gewährung von Krediten 

und Hilfsgeldern gehört China zu den Geberländern Südostasiens. Bei genauer Betrachtung 

scheint es Peking dabei aber regelmäßig weitaus mehr um Imagepflege und öffentlichkeits-

wirksame Effekte als um die Sache selbst zu gehen. Dies wird z.B. immer dann deutlich, 

                                                                                                                                                         
1542  Vgl. Pape (2005): S. 18. 
1543  Paul (2005): S. 50. 
1544  Colin Elman, Extending Offensive Realism: The Lousiana Purchase and America’s Rise to Regional He-

gemony, in: American Political Science Review, Nr. 4, November 2004, S. 563. 
1545  Ebd., S. 575. 
1546  „The contrast with the often extravagant claims made over the last decade within and beyond the region re-

garding China’s burgeoning economic power and military power projection capabilities on the one hand, 
and the reality of China’s limited capacity on the other, has been striking.“ Tim Huxley, The Tsunami and 
Security: Asia’s 9/11?, in: Survival, Nr. 1, Frühjahr 2005, S. 127. 
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wenn letztlich geringe, unter 100.000 € liegende Beträge medienwirksam wie etwa bei der 

SARS-Krise den betroffenen Akteuren überreicht werden.  

  Selbiges Urteil gilt für die neu angedachten Formen der militärischen Zusammenarbeit, 

die China in den vergangenen Jahren auch mit Unterstützern der US-Vornepräsenz vereinbart 

hat. Zu den Ergebnissen gehören u.a. die Lieferung von Ausrüstungsgegenständen für philip-

pinische Pioniere, die mögliche Entwicklung von SRBMs mit Indonesien und die Lieferung 

von Boden-Luft-Raketen an Malaysia. China stellt den Südostasiaten jedoch nicht Mittel zur 

substantiellen Machtprojektion zur Verfügung und führt mit ihnen auch keine umfassenden, 

mehrere tausend Mann starken Militärmanöver durch.1547 Dafür lassen sich zum einen man-

gelnde Fähigkeiten verantwortlich machen. China dürfte aber auch befürchten, daß jene Ak-

teure, die über enge Verbindungen zu den USA verfügen, sensible Informationen aus umfas-

senderen militärischen Kooperationsprojekten weiterreichen, wovon die amerikanischen 

Streitkräfte in einer Auseinandersetzung mit der PLA profitieren könnten.1548 

  Im Falle der ASEAN ist es China gelungen, seine Beziehungen deutlich zu verbessern. 

Aber auch hier ist in einigen Fällen zu beobachten, daß Substanz durch Rhetorik ersetzt wird. 

In dem zwischen China und der ASEAN im Oktober 2003 abgeschlossenen Dokument zur 

Errichtung einer strategischen Partnerschaft heißt es z.B. einschränkend: „This strategic part-

nership is non-aligned, non-military, and non-exclusive, and does not prevent the participants 

from developing their all-directional ties of friendship and cooperation with others.“1549 Weit-

gehend gescheitert sind bislang zudem Versuche, mit APT und EAS soft balancing zu betrei-

ben.  

  Aus der Sicht Chinas mutet die gegenwärtige Situation paradox an. Einerseits akkumuliert 

es zunehmend soft power: Ende 2005 gab es 32 Konfuzius-Institute in 23 Ländern, die zu ei-

ner Verbreitung der chinesischen Sprache und Kultur beitragen. Ausländische Studenten wäh-

len zunehmend das Reich der Mitte als Studienort. Im Vergleich zu Japan und Südkorea ist es 

China gelungen, seine öffentliche Wahrnehmung in Südostasien stark zu verbessern. Ende 

2003 ergab eine Umfrage in Thailand sogar, daß über drei Viertel der Befragten China und 

nur 9 % die USA als engsten Freund des Königreichs betrachten.1550 Andererseits stellen 

Bates Gill und Yanzhong Huang zu Recht fest: „Despite an expansion and successful use of 

                                                 
1547  Amitav Acharya hatte im Frühjahr 2003 festgestellt: „Defense relations between China and the original 

members of ASEAN remain rudimentary.“ Acharya (März 2003): S. 17. 
1548  Vgl. Glosny (2006): S. 39. 
1549   ASEAN Secretariat (08.10.2003a). 
1550  Vgl. Bates Gill, Yanzhong Huang, Sources and Limits of Chinese ‘Soft Power’, in: Survival, Nr. 2, Som-

mer 2006, S. 17 – 35. 
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soft power, China has not yet developed an ideal mix of soft-power resources to achieve de-

sired foreign-policy objectives.“1551 

  Aus der Sicht des systemischen Realismus steht Peking vor einem nur schwer zu über-

windenden Problem: Selbst wenn davon ausgegangen wird, daß der chinesische Aufstieg 

friedlich erfolgt, bleibt eine Frage bestehen: Wird sich Peking friedlich verhalten, wenn es 

aufgestiegen ist?1552 Aus theoretischer Sicht verfügt China gar nicht über die Möglichkeit, 

Unsicherheit vollständig abzubauen, denn für Mißtrauen, das auf prognostischen Annahmen 

über künftiges Verhalten basiert, kann kein Staat den Gegenbeweis antreten. Hintergrund ei-

nes eher skeptischen Blicks in die Zukunft ist die Überlegung, wie sich China in seiner Au-

ßenpolitik verhalten wird, wenn es nicht mehr – wie gegenwärtig – auf eine unbedingt friedli-

che und politisch ausgeglichene Peripherie angewiesen ist, da es aus einer Position der öko-

nomischen und militärischen Stärke agiert.1553 Anders gefragt: Werden zunehmende Formen 

der Autarkie rücksichtslose Züge in der chinesischen Außenpolitik fördern? Antworten kön-

nen nur spekulativ ausfallen. Es gibt allerdings bereits heute einen konkreten Fall, aus dem 

sich zumindest Hinweise ableiten lassen: das Verhalten Chinas in der Greater Mekong Subre-

gion (GMS).1554 Der Mekong ist mit 4.500 km Länge der größte Flußlauf Südostasiens. Er 

entspringt im tibetischen Hochland und mündet in das Südchinesische Meer. Dabei durchläuft 

er die Uferstaaten der GMS, die insgesamt ein Gebiet von 2,3 Mio. km² sowie ca. 245 Mio. 

Menschen umfaßt. Zu den betroffenen Staaten dieses Teils Südostasiens zählen Laos, Thai-

land, Kambodscha, Vietnam, Burma und das chinesische Yunnan.1555 Sie alle sind auf den 

Mekong mehr oder weniger stark angewiesen, da er ihre Seen wie etwa den kambodschani-

schen Tonle Sap speist, zum Fischreichtum beiträgt, die Größe der Reisernten beeinflußt und 

nicht zuletzt durch Staubildung Energiegewinnung mittels Wasserkraft ermöglicht. Peking 

befindet sich dabei insofern in einer starken Position, als es die zentrale Quelle des Flußlaufs 

kontrolliert. Daß China 20 % zum Wasser des Mekongs beiträgt, ist in der Regenzeit für Ge-

biete am Unterlauf des Flusses begrenzt besorgniserregend. In der Trockenzeit steigt der An-

                                                 
1551  Ebd., S. 30. Michael A. Glosny weist in seiner Studie ebenfalls darauf hin, daß der Einfluß Chinas in Süd-

ostasien überschätzt werde. Vgl. Glosny (2006): S. 25 – 57. 
1552  Kumar Ramakrishna betont, daß China immer kapitalistischer werde. Es brauche in den nächsten 25 bis 30 

Jahren vor allem Raum, um sich zu modernisieren. Die Chinesen wollten keine Konflikte in Südostasien. 
Sie würden ihre Beziehungen mit Japan und den USA managen. Nach 50 Jahren sei dann jedoch von ande-
ren Verhältnissen auszugehen: China werde versuchen, Hegemon zu werden. Interview des Verfassers mit 
Kumar Ramakrishna, Assistant Professor, Head of Studies, Institute of Defence and Strategic Studies, Sin-
gapur, 4. Oktober 2005. 

1553  So auch Glosny (2006): S. 32. 
1554  Vgl. zu dieser Problematik Alex Liebman, Trickle-down Hegemony? China’s “Peaceful Rise” and the Dam 

Building on the Mekong, in: Contemporary Southeast Asia, Nr. 2, August 2005, S. 281 – 304. 
1555  Vgl. zu den Entwicklungen in der GMS Jörn Dosch, Colin Dürkop, Nguyen Xuan Thang (Hrsg.), Eco-

nomic and Non-Traditional Security Cooperation in the Greater Mekong Subregion (GMS), Singapur 2005. 
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teil des aus Tibet und Yunnan stammenden Wassers allerdings auf 50 % bis 70 % an, wo-

durch das Reich der Mitte zur dominierenden Macht in der GMS wird. Peking hat zwar zuge-

sagt, den Mekong gemeinsam mit allen Uferstaaten entwickeln und nutzen zu wollen.1556 

Gleichzeitig deutet jedoch nichts darauf hin, daß China neben zwei bereits umgesetzten weite-

re geplante Dammbauten, die vor allem der Stromerzeugung dienen, einschränken wird. Dies 

hat bereits jetzt Folgen für das wirtschaftliche Leben der Uferstaaten, die mit weniger Wasser 

auskommen müssen. In Kambodscha, das seinen Proteinbedarf zu 70 % über den Mekong 

deckt, ist z.B. der Fischfang deutlich zurückgegangen.1557 Alex Liebman kommt daher mit 

Blick auf das chinesische Verhalten in der GMS zu folgendem Schluß: „[...] where key do-

mestic interests (in this case production of energy and development) are at stake, on which 

‘win-win’ arrangements are not really practical, and on which other countries have little 

means to influence China, the Chinese will not be willing to pay a price to improve relations 

with its southern neighbours.“1558 

  Der Vertrauenskredit, den Peking in den vergangenen Jahren in Südostasien erworben hat, 

könnte daher auch leicht wieder verspielt werden. Würde China z.B. die südostasiatischen 

Staaten auffordern, ihre Zusammenarbeit mit den USA einzuschränken, dürfte dies gerade je-

nem Mißtrauen Auftrieb geben, welches das Reich der Mitte seit Jahren einzudämmen ver-

sucht.1559 Vertrauen ist nicht selbstverständlich. Daß es zudem auch gegenwärtig in Südost-

asien nicht vollkommen ist, zeigt die Tatsache, daß die ASEAN-Staaten – darunter selbst so 

enge Partner Pekings wie Rangun – ihre außenpolitischen Beziehungen diversifizieren. Die 

südostasiatische Staatenorganisation war und ist zudem bestrebt, mit möglichst vielen regio-

nalen Großmächten zu kooperieren, um Abhängigkeiten zu vermeiden. Diese Haltung der 

ASEAN offenbart nicht eine Schwäche Chinas, sondern eine natürliche Grenze chinesischer 

Machtausdehnung. Schließlich muß Peking damit leben, daß noch so große „Charme-

Offensiven“ nicht dazu beitragen, als altruistische Macht begriffen zu werden. In ökonomi-

scher Hinsicht befindet sich Südostasien schon heute mit China in einem harten Konkurrenz-

kampf um Investitionsströme und Marktanteile im westlichen Ausland. Mannigfaltige Asym-

metrien in den wechselseitigen Beziehungen erhöhen dabei das Konfliktrisiko.1560 Auch sind 

sich beide Seiten bewußt, daß die Interessengegensätze in der Südchinesischen See nur aufge-

schoben, nicht aber aufgehoben sind. Darauf wies selbst die ASEAN-China Eminent Persons 

                                                 
1556  Vgl. Kao Kim Hourn, Sisowath Doung Chanto, ASEAN-China Cooperation for Greater Mekong Sub-

Region Development, in: Saw/Sheng/Chin (2005): S. 316 – 328. 
1557  Vgl. Vaughn/Morrison (04.04.2006): S. 31 f. 
1558  Liebman (2005): S. 299. 
1559  Vgl. Glosny (2006): S. 44. 
1560  Vgl. Womack (2003/2004): S. 538. 
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Group in ihrem ansonsten äußerst positiv und diplomatisch gehaltenen Bericht vom Novem-

ber 2005 hin.1561 

  Müßten Sicherheitsstrategien bei der Bewertung von Herausforderungen und Bedrohun-

gen nur kurz- bis mittelfristige Horizonte berücksichtigen, dann wäre an dieser Stelle festzu-

stellen, daß die dominierende Position der USA in Südostasien nicht gefährdet ist. Zu ganz 

anderen Ergebnissen gelangen hingegen diejenigen IB-Theoretiker, die Fähigkeitspotentiale 

und daraus resultierende langfristige Absichten Chinas auswerten.1562 So sieht z.B. John J. 

Mearsheimer China auf dem Weg zur Großmacht und betrachtet dessen Möglichkeiten kri-

tisch: „What makes a future Chinese threat so worrisome is that it might be far more powerful 

and dangerous than any of the potential hegemons that the United States confronted in the 

twentieth century.“1563 Eine konfrontative Ausrichtung der amerikanisch-chinesischen Bezie-

hungen halten allerdings auch IB-Theoretiker für möglich, die nicht zu den Anhängern des 

realistischen Paradigmas zählen. Hanns W. Maull sieht z.B. in der Volksrepublik China 

„America’s only conceivable long-term rival for the status of a dominant power in interna-

tional relations.“1564 

  Zahlreiche Südostasien-Experten bestätigen diese Sichtweise, wenn sie darauf hinweisen, 

daß China den ASEAN-Raum als traditionelle Einflußsphäre betrachtet. Susanne Feske stellt 

fest, daß diese Region „aufgrund der historischen Entwicklung und der geographischen Nähe 

[...] von jeher als chinesische Interessensphäre galt“1565. Dem schließt sich Kuik Cheng-

Chwee an: „Due to geographical, historical and cultural reasons, the region has always been 

seen as a periphery […] to which Beijing could exert its influence effectively.“1566 Entspre-

chend urteilt S. D. Muni: „Historically, China has perceived these countries as constituting a 

natural area of assertion of its influence.“1567 Auch Joseph Y. S. Cheng ist dieser Auffassung: 

„Its strategy in the Asia-Pacific region has been consistent: to stabilize China’s periphery, and 

treat the region as China’s base.“1568 Martin Stuart-Fox folgt dieser Meinung: „It is obviously 

tempting for Beijing, therefore, to attempt to draw Southeast Asia into a recognizably Chinese 

                                                 
1561  Vgl. ASEAN-China Eminent Persons Group (November 2005): S. 23. Die ASEAN-China EPG hatte sich 

im April 2005 auf Beschluß des 8. ASEAN-China Gipfels vom 29. November 2004 konstituiert. 
1562  Vgl. dazu ausführlich die entsprechenden Passagen in Kapitel 7/I in dieser Arbeit. 
1563  Mearsheimer (2001): S. 401. 
1564  Hanns W. Maull, The Precarious State of International Order: Assessment and Policy Implications, in: 

Asia-Pacific Review, Nr. 1/2006, S. 69 f. 
1565  Susanne Feske, ASEAN: Ein Modell für regionale Sicherheit. Ursprung, Entwicklung und Bilanz sicher-

heitspolitischer Zusammenarbeit in Südostasien, Baden-Baden 1991, S. 104. 
1566  Cheng-Chwee (2005): S. 118. 
1567  Muni (2002): S. 5. 
1568  Cheng (2001): S. 421. 
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sphere of influence.“1569 Desgleichen äußert sich Marvin C. Ott: „There is little doubt that the 

leadership seeks to establish a classic sphere of influence in which China has a security mo-

nopoly […] Chinese strategists see Southeast Asia as the weak link in what they perceive as 

an emerging US containment of China. Government-linked publications identify the region as 

the point where China can ‘break through’ containment.“1570 Michael R. J. Vatikiotis sieht in 

China zwar keine klassische expansive Macht, wie dies dereinst bei den europäischen Kolo-

nialmächten der Fall war. Dennoch konzediert er: „It would be naïve to believe that China is 

not interested in exerting a dominant influence over its regional hinterland; commercial and 

financial muscle will eventually be the levers of choice – perhaps spearheaded by a strong re-

gional currency.“1571 Machtpolitisch ist Südostasien für China vor allem deshalb interessant, 

weil in dieser Region die physische Präsenz konkurrierender Großmächte am geringsten ist 

und positionale Erfolge dadurch wahrscheinlicher werden. Sollte es Peking eines Tages ge-

lingen, die Taiwan-Frage zu seinen Gunsten zu lösen, dann könnte auch der militärische 

Druck auf Südostasien größer werden. Nach einer Wiedervereinigung Chinas ist es durchaus 

vorstellbar, daß die Fähigkeiten der PLA stärker auf die Südchinesische See ausgerichtet wer-

den.1572 

  Nun wäre es für die USA vollkommen unproblematisch, einem Akteur gegenüberzuste-

hen, der zwar revisionistische Ambitionen verfolgt, diesen Handlungswillen aber nicht – wie 

bereits festgestellt – mit den notwendigen Handlungsfähigkeiten abstützen kann. Die eingangs 

eher auf die Schwächen Chinas abgestellten Bemerkungen erfolgten vor dem Hintergrund 

kurz- bis mittelfristiger Projektionen. Aus einer langfristigen Sicht erscheint hingegen insbe-

sondere die Vorgehensweise des soft balancing geeignet, die USA in Bedrängnis zu bringen. 

Die Schwächen dieses Ansatzes wurden bereits kurz angesprochen. China kann jedoch im 

Rahmen „sanfter Gegenmachtbildung“ auch auf Erfolge verweisen: 
 

• Gab es Mitte der 90er Jahre noch eine ganze Reihe von Autoren, die davon ausgingen, 

daß die meisten ASEAN-Staaten in China eine Gefahr sehen,1573 so hat sich diese Bewer-

                                                 
1569  Stuart-Fox (2004): S. 117. 
1570  Marvin C. Ott, China’s Strategic Reach Into Southeast Asia (Presentation to the U.S.-China Commission), 

Washington D.C., 22. Juli 2005, S. 4. „Knowing that cooperation with Japan remains tightly constrained 
and regional cooperation in Northeast Asia has stalled, Southeast Asia is presented as the region where po-
litical breakthroughs are most likely to be made on the back of economic integration.“ Hughes (2005): S. 
127 f. 

1571  Vatikiotis (2003): S. 75. 
1572  Gerade weil sämtliche verfügbaren Einheiten für ein mögliches Taiwan-Szenario benötigt werden, war es 

für China wichtig, Grenzstreitigkeiten zu entschärfen, damit diese keine Streitkräftekontingente binden. 
Vgl. Muni (2002): S. 124. 

1573  Das Mißtrauen der ASEAN-Staaten gegenüber wachsenden machtpolitischen, vor allem militärischen Mög-
lichkeiten Chinas stellen u.a. folgende Autoren fest: David B. Denoon, Wendy Frieman, China’s Security 
Strategy. The View from Beijing, ASEAN, and Washington, in: Asian Survey, Nr. 4, April 1996, S. 433. 
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tung in den vergangenen Jahren drastisch verändert. Zahlreiche Experten verweisen heute 

darauf, daß die Beziehungen zwischen dem Reich der Mitte und Südostasien so gut wie 

selten oder gar nie seien.1574 Diese Bewertung findet u.a. in Gemeinsamen Erklärungen 

ihren Ausdruck, die Peking von Februar 1999 bis November 2000 mit sämtlichen Akteu-

ren geschlossen hat. Aus historischer Perspektive erinnern Beobachter daran, daß China 

im heutigen ASEAN-Raum keine traditionelle militärische Vormacht ist. Die diplomati-

schen Offensiven Pekings in seiner Nachbarschaft werden als durchaus erfolgreich be-

trachtet: „As a result, most nations in the region now see China as a good neighbor, a con-

structive partner, a careful listener, and a nonthreatening regional power.“1575 
 

• Basis dieser guten Beziehungen war und ist die Bereitschaft Pekings, die klassischen 

Streitgegenstände der Vergangenheit zu beseitigen bzw. zu entschärfen. China wird heute 

nicht mehr verdächtigt, südostasiatische Insurgenten zu unterstützen. Der Faktor ideologi-

scher Differenzen – kommunistisches versus kapitalistisches System – ist damit komplett 

aus den Beziehungen herausgenommen worden.1576 Die Auslandschinesen werden nur 

noch sehr begrenzt als „Fünfte Kolonne“ des Reiches der Mitte wahrgenommen. Mit den 

betroffenen Akteuren des festländischen Südostasiens wurden Grenzabkommen geschlos-

sen, und sogar im Spratly-Konflikt ist es seit der am 4. November 2002 mit der ASEAN 

erfolgten Unterzeichnung der „Declaration on the Conduct of Parties in the South China 

Sea“ zu einer Deeskalation der Situation gekommen. In der Gemeinsamen Erklärung zwi-

schen China und der ASEAN vom 30. Oktober 2006 heißt es sogar: „We are also com-

mitted to [...] work towards the eventual adoption, on the basis of consensus, of a code of 

conduct in the South China Sea, which would enhance peace and stability in the re-

gion.“1577 Machtpolitisch sind solche diplomatischen Schachzüge für China attraktiv: Die 

Abmachung ist völkerrechtlich nicht bindend – und die Zusage für die Aushandlung eines 

Verhaltenskodexes ist ohne Zieldatum versehen. Gleichzeitig signalisiert Peking den kon-

kurrierenden Anspruchstellern guten Willen, womit es ein Gegenargument zum Bild des 

expansiven Chinas liefert. Diesem Zweck dient auch das „White Paper on China’s Peace-

ful Development Road“ vom 22. Dezember 2005, in dem die Pekinger Führung versucht, 

in Form einer Doktrin den Aufstieg ihres Landes als unabweislich friedlich zu deklarie-

                                                 
1574  Vgl. Wang Gungwu, China and Southeast Asia. The Context of a New Beginning, in: Shambaugh (2005): 

S. 187. 
1575  Shambaugh (2004/2005): S. 64. 
1576  Vgl. Eric Teo Chu Cheow, China’s Rising Soft Power in Southeast Asia, PacNet, Nr. 19A, 3. Mai 2004, S. 

1. 
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ren.1578 Aus dieser Vorgehensweise kann grundsätzlich – nicht nur hinsichtlich der Süd-

chinesischen See – folgender Schluß gezogen werden: Die chinesische Interessenlage hat 

sich nicht verändert, wohl aber die Vorgehensweise.  
 

• Die Politik Pekings hat Folgen für das Verhältnis der ASEAN-Staaten zu Akteuren au-

ßerhalb Südostasiens. Die Zurückhaltung Chinas nimmt z.B. den Anspruchstellern in der 

Spratly-Frage ein wichtiges Motiv, sich an Washington anzulehnen.1579 Peking war und 

ist sehr erfolgreich in seinem Vorhaben, Taiwan in Südostasien diplomatisch vollständig 

zu isolieren. Indem es China als erstem Akteur gelungen ist, mit der ASEAN ein Freihan-

delsabkommen abzuschließen, wird die Rolle Japans als mögliche asiatische Führungs-

macht in der Region in Frage gestellt.1580 
 

• Eine der wichtigsten neuen Fähigkeiten Pekings ist gänzlich unmilitärisch, wenngleich sie 

auch im systemischen Realismus zu den capabilities gezählt wird:1581 diplomatisches Ge-

schick.1582 Obwohl China weder der wichtigste Handels- noch der wichtigste Investiti-

onspartner Südostasiens ist, gelingt es dem Reich der Mitte immer wieder, nach außen ein 

Image zu kreieren, das diesen Eindruck nahelegt.1583 Peking setzt zudem auf symbolische 

Handlungen wie die Reihenfolge von Reiseterminen, um seinem Wohlwollen Ausdruck 

zu verleihen. Als Hu Jintao noch Vizepräsident war und sich im April 2002 auf den Weg 

zu seinem ersten Besuch in die USA machte, legte er Zwischenstopps in Malaysia und 

Singapur ein.1584 Und während sich amerikanische Entscheidungsträger oft nur Stunden 

zu Spitzengesprächen in einzelnen Ländern Südostasiens aufhalten, verweilen Spitzenpo-

litiker der chinesischen Führung regelmäßig zwei bis drei Tage vor Ort. Zu den Mitteln 

                                                                                                                                                         
1577  ASEAN Secretariat (30.10.2006): S. 4 f. Auf dem ASEAN-China-Gipfel vom 14. Januar 2007 war eben-

falls von der „eventual adoption of a regional code of conduct in the South China Sea“ die Rede. ASEAN 
Secretariat, Chairman’s Statement of the Tenth ASEAN-China Summit, Cebu, 14. Januar 2007. 

1578  In Anspielung an die expansionistische Kolonialpolitik Europas und Japans wird dazu sogar Bezug auf die 
Seereisen von Admiral Zheng He vor ca. 600 Jahren genommen: „What he took to the places he visited 
were tea, chinaware, silk and technology, but did not occupy an inch of any other’s land.“ State Council In-
formation Office, White Paper on China’s Peaceful Development Road, Peking, 22. Dezember 2005.  

1579  Vgl. Opitz (2002): S. 231. 
1580  Vgl. Cai (2003): S. 394. 
1581  Vgl. dazu S. 66 in dieser Arbeit. 
1582  China wisse, so K. S. Nathan, daß es den USA militärisch nichts entgegenzusetzen habe. China könne folg-

lich nur im Bereich soft power/diplomacy Einfluß ausüben. Interview des Verfassers mit K. S. Nathan, Sen-
ior Fellow, Editor (Contemporary Southeast Asia), Institute of Southeast Asian Studies, Singapur, 7. Okto-
ber 2005. 

1583  Die diplomatischen Offensiven Chinas in Südostasien würden, so Mohan Malik, auf einen Einflußverlust 
der USA im Bereich der soft power, nicht jedoch auf dem Feld der hard power hinauslaufen. Dabei sei fol-
gendes zu bedenken: China werde seine soft power nicht voll ausspielen können, solange es enge Bezie-
hungen zu Burma habe, auf Taiwan Druck ausübe und Ansprüche auf die Spratlys stelle. Interview des 
Verfassers mit Mohan Malik, Professor, Department of Transnational Studies, Asia-Pacific Center for Se-
curity Studies, Honolulu, 14. September 2005. 

1584  Vgl. Breckon (Juli 2002): S. 60. 
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der Diplomatie gehört dabei, für eine multipolare – und damit suggestiv gleichberechtigte 

– Weltordnung zu werben. China signalisiert den Südostasiaten, sich nicht in deren innere 

Angelegenheiten einmischen zu wollen. Dementsprechend werden Kreditzusagen nicht 

an politische Konditionen gebunden, was sie trotz ihres oft geringen Volumens für die be-

troffenen Staaten attraktiv macht. Peking deutet zudem durch umfangreiche Kooperati-

onsabkommen an, die Probleme der ASEAN-Staaten in ihrer ganzen inhaltlichen Breite 

ernst zu nehmen, womit es einen Kontrapunkt zur auf den Terrorismus fixierten Südost-

asien-Agenda Washingtons setzt.1585 
 

•  Somit kristallisiert sich ein weiteres Element heraus, das Voraussetzung eines späteren 

Erfolges des soft balancing wäre: Die chinesische Vorgehensweise in Südostasien ist auf 

langfristige und vor allem nachhaltige Wirkungen ausgerichtet. Dazu gehört auch, Ver-

bindungsnetzwerke – ob zu Land oder zu Wasser – zwischen dem südlichen China und 

dem festländischen Südostasien zu schaffen. Auf diese Weise entstehen die langfristigen 

Grundlagen für einen verbesserten ökonomischen Austausch sowie für die Anbindung der 

betroffenen Staaten an den großen Nachbarn im Norden. Im Januar 2006 wurde die erste 

Schnellstraße zwischen China und der ASEAN eröffnet, die auf einer Länge von 180 km 

Nanning in der Provinz Guangxi mit der vietnamesischen Grenze verbindet. In Planung 

befinden sich zudem ein Straßenbauprojekt, um Yunnan an seine südostasiatischen Nach-

barn besser anzuschließen, sowie drei Eisenbahnprojekte, die nach Laos und Vietnam ge-

hen.1586 Ende Dezember 2006 gelang erstmals der Transport raffinierten Erdöls mit zwei 

Schiffen über den Mekong. Sie waren von einem Hafen in der thailändischen Nordpro-

vinz Chiang Rai gestartet; die Ladung war für die Provinz Yunnan vorgesehen.1587 
 

Wenn China langfristig einerseits in der Lage ist, diese Formen des soft balancing fortzuset-

zen oder gar auszubauen, und andererseits durch anhaltendes wirtschaftliches Wachstum bes-

sere Voraussetzungen zum hard balancing schafft, dann könnte es die USA in Südostasien 

eines Tages in Bedrängnis bringen. Die eigentliche Herausforderung, der Washington in der 

Gegenwart gegenübersteht, kann damit wie folgt konkretisiert werden: China ist es bislang 

zwar nicht gelungen, zentrale Pfeiler amerikanischer Macht in Südostasien zum Einsturz zu 

bringen. Gerade die diplomatischen Vorstöße Pekings im ASEAN-Raum in den vergangenen 

Jahren müssen aber insofern als „Herausforderung“ qualifiziert werden, als sie geeignet sind, 

Grundlagen der Machtpolitik der USA zu erschüttern. Die chinesische Diplomatie zielt darauf 

                                                 
1585  Vgl. Muni (2002): S. 126. 
1586  Vgl. Sutter (April 2006): S. 77. Vgl. zu weiteren Projekten Muni (2002): S. 80 – 88. 
1587  Vgl. Inter Press Service, China Turns Mekong Into Oil-Shipping Route, 8. Januar 2007 (online). 
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ab, Lücken der amerikanischen Einkreisungspolitik zu festigen und Ecksteine einer unterstell-

ten Politik des encirclement dadurch zu schwächen, daß ihnen im Vergleich zu dem, was Wa-

shington zu bieten hat, attraktivere bzw. alternative Kooperationsrahmen offeriert werden. 

Die Untersuchung der einzelnen bilateralen Beziehungen Pekings im ASEAN-Raum hat ge-

zeigt, daß China zumindest im festländischen Südostasien Tendenzen des bandwagoning aus-

lösen konnte. Im maritimen Südostasien ist es ihm gelungen, bei fast allen Akteuren eine Po-

litik des balancing abzuschwächen. Das Reich der Mitte sieht dabei den Zeitfaktor auf seiner 

Seite. Denn die diplomatischen Vorstöße Chinas in Südostasien sind auf eine schleichende, 

langfristige Unterminierung der Stellung der USA gerichtet. Aus chinesischer Sicht kommt es 

dabei im Idealfall nicht zu einer direkten Konfrontation mit Washington, sondern zu einer 

lautlosen Wachablösung durch Peking. 

  Dieser Bewertung folgen eine ganze Reihe von China-Experten. Ronald N. Montaperto 

sieht einen klaren Machtzuwachs Chinas: „[…] Beijing is now exerting more influence than 

any other external power over the Southeast Asian economic, political, and diplomatic 

agenda. […] the connections between China and Southeast Asia are stronger and more di-

verse than at any time in the past.“1588 Auch wenn das Reich der Mitte nicht fähig ist, die 

USA aus der Region zu drängen, so verfügt es doch über eine Art „Verhinderungsmacht“, wie 

Evan Medeiros und M. Taylor Fravel beobachten: „Beijing’s new skills may at times frustrate 

Washington’s objectives, as China is becoming better positioned to undermine, and potential-

ly challenge, the policies of the United States and its allies.“1589 Auch Kay Möller sieht diesen 

Ansatz als Ziel chinesischer Sicherheitspolitik: „Pekings neuer diplomatischer Aktivismus 

konzentriert sich auf die eigene asiatisch-pazifische Peripherie, in der amerikanische Einflüs-

se zurückgedrängt und eine japanische Führungsrolle verhindert werden sollen.“1590 Yong 

Deng und Thomas G. Moore betonen, daß China zur Gegenmachtbildung soft power einsetzt: 

„[…] Beijing’s grand strategy now shows signs of relying on formal and informal mecha-

nisms (strengthened multilateral institutions and strong economic ties, respectively) of inter-

dependence as a de facto strategy for restraining the United States.“1591 Die positionalen Ge-

winne des Reiches der Mitte reichen nach Auffassung von Martin Stuart-Fox aus, antichine-

sischen Blockbildungen entgegenzuwirken: „Possibly the U.S. could construct an offshore 

coalition of states to contain China, running from Japan through Taiwan, the Philippines – ex-

cluding Indonesia – to Australia, perhaps even with visiting rights in nominally neutral Sin-

                                                 
1588  Montaperto (Januar 2005): S. 83 f. 
1589  Medeiros/Fravel (2003): S. 34. 
1590  Möller (November 2003): S. 5. 
1591  Yong Deng, Thomas G. Moore, China Views Globalization: Toward a New Great-Power Politics?, in: The 

Washington Quarterly, Nr. 3, Sommer 2004, S. 126. 
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gapore. But Washington cannot hope to sign up ASEAN as a bloc, no matter how great suspi-

cions are of China.“1592 Kavi Chongkittavorn vom thailändischen „The Nation“ faßt dies in 

folgendes Bild: „China hasn’t replaced the U.S. But it’s eating away at America’s influence. 

This is going to keep happening unless Washington changes its ways.“1593 Dies sehen Hanns 

Günther Hilpert und Gerhard Will ähnlich, obwohl sie keinen hegemonialen Wandel zugun-

sten Chinas erwarten: „China hat es in den zurückliegenden Jahren geschickt verstanden, [...] 

Spannungen und Mißstimmungen für sich auszunutzen und sukzessive die eigene Position in 

der Region zu Lasten der USA zu verbessern.“1594 Robert G. Sutter sieht China als deutlichen 

Gewinner: „Chinese economic, political, and security initiatives also had the effect of increas-

ing Chinese influence in Southeast Asia relative to that of the United States, Japan, India and 

other powers.“1595 Positionale Verluste der USA erkennt auch Alice D. Ba: „[…] China’s pro-

active efforts to deepen its relations with ASEAN are aimed at buffering the nation and miti-

gating U.S. influence in the region, underscoring again such links have strategic, as well as 

economic, value.“1596 Peter J. Opitz sieht „strategische Geländegewinne“ Chinas im asiatisch-

pazifischen Raum. Ergebnis sei, daß die „Hegemonialstellung [der USA] in der Region zwar 

bislang nicht grundsätzlich in toto in Frage gestellt, aber doch an zahlreichen Stellen relati-

viert und aufgeweicht wurde.“1597 Desgleichen schreibt David Shambaugh, daß es verfrüht 

sei, von sinozentrischen Ordnungsstrukturen im asiatisch-pazifischen Raum zu sprechen: 

„The United States remains the region’s most powerful actor, although its power and influen-

ce are neither unconstrained nor uncontested.“1598  

  Eine Herausforderung kann für einen Staat aus zwei Gründen zu einem Problem werden: 

Entweder verfügt er nicht über die Mittel, ihrer Entstehung entgegenzuwirken bzw. – so das 

nicht möglich war – ihre Konsequenzen abzuwenden. Oder aber er erkennt eine Entwicklung 

nicht als Herausforderung und kann dann auf ihre Ergebnisse nicht mehr zeitgerecht reagie-

ren. Die bisherigen Ausführungen haben gezeigt, daß die USA vor allem die militärische Sei-

te des chinesischen Aufstiegs korrekt im Sinne der Erwartungen des systemischen Realismus 

bewerten. Fraglich ist nun, ob auch im Bereich der diplomatischen Offensiven Pekings eine 

Impulsverarbeitung vorliegt. Mit Blick auf die Clinton-Administration ist festzustellen, daß 

                                                 
1592  Stuart-Fox (2004): S. 135 f. 
1593  Zit. n. Thayer (Januar 2001): S. 58. 
1594  Hilpert/Will (2005): S. 9. Vgl. ebd., S. 29 f. 
1595  Robert G. Sutter, China’s Rise in Asia. Promises and Perils, Lanham – Boulder – New York – Toronto – 

Oxford 2005, S. 193. Sutter schreibt der chinesischen Südostasienpolitik eine antiamerikanische Stoßrich-
tung zu. Vgl. ebd., S. 180. 

1596  Ba (2003): S. 646. 
1597  Opitz (2002): S. 234. 
1598  Shambaugh (2004/2005): S. 66. 
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diese die Konsequenzen des chinesischen Aufstiegs mehrheitlich hinsichtlich der Entwick-

lungen in Nordostasien sowie der Situation in der Taiwanstraße reflektiert hat. Welche strate-

gischen Folgen die diplomatischen Initiativen Pekings in Südostasien für die amerikanische 

Position haben könnten, wurde nicht systematisch durchdacht. Stanley O. Roth, letzter Ost-

asienbeauftragter im Außenministerium der Clinton-Administration, stellte deshalb am Ende 

seiner Amtszeit kritisch fest: „[...] I felt that not enough attention had been given to Southeast 

Asia, despite the fact that the United States has enormous interests and several treaty relation-

ships in that region of the world.“1599 

  Grundsätzlich ist zwar sowohl der Clinton- als auch der Bush-Administration zuzuspre-

chen, erkannt zu haben, daß zunehmende ökonomische und militärische Fähigkeiten auch 

Folgen für die diplomatischen Möglichkeiten Chinas haben. In den „Global Trends 2015“ des 

National Intelligence Council vom Dezember 2000 wird die Stoßrichtung der militärischen 

Modernisierung der PLA wie folgt eingeschätzt: „Its long-term military program in particular 

suggests that Beijing wants to have the capability to achieve its territorial objectives, out-

match its neighbors, and constrain US power in the region.“1600 Das Pentagon erklärte wie-

derum im Juli 2005: „In the future, as China’s military power grows, China’s leaders may be 

tempted to resort to force or coercion more quickly to press diplomatic advantage, advance 

security interests, or resolve disputes.“1601 Die Bush- hat aber im Vergleich zur Clinton-

Administration im Sinne des systemischen Realismus weitaus treffender analysiert, welche 

Motive mit der chinesischen Charme-Offensive im asiatisch-pazifischen Raum verbunden 

sind. Im Mai 2004 verlautete aus dem Pentagon: „Beijing seeks to acquire and establish a fa-

vourable security environment that is conducive to continued economic growth, thus allowing 

it to develop its economic strength to continue its military modernization.“1602 CIA-Direktor 

George J. Tenet erklärte im März 2004: „Beijing is making progress in asserting its influence 

in East Asia.“1603 Sein Nachfolger Porter J. Goss präzisierte ein Jahr später: „China is increas-

ingly confident and active on the international stage, trying to ensure it has a voice on major 

international issues, secure access to natural resources, and counter what it sees as US efforts 

to contain or encircle China.“1604 

                                                 
1599  Roth (11.01.2001). 
1600  National Intelligence Council (Dezember 2000): S. 16. 
1601  Department of Defense (Juli 2005): S. 14. Vgl. ebd., S. 15. Department of Defense (Mai 2006): S. 7, 10, 

12. 
1602  Department of Defense (Mai 2004): S. 8. 
1603   George J. Tenet, The Worldwide Threat 2004: Challenges in a Changing Global Context (Testimony before 

the Senate Armed Services Committee), Washington D.C., 9. März 2004. 
1604  Porter J. Goss, Global Intelligence Challenges 2005: Meeting Long-Term Challenges with a Long-Term 

Strategy (Testimony before the Senate Select Committee on Intelligence), Washington D.C., 16. Februar 
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  Nach Recherchen des Verfassers dauerte es bis zur Amtsperiode des Ostasienbeauftragten 

des Außenministeriums, James A. Kelly, daß Entscheidungsträger in Washington strategische 

Konsequenzen des machtpolitischen Aufstiegs Chinas in Südostasien für die USA direkt an-

sprechen. Am 4. April 2002 forderte er: „Americans have always been strong supporters of 

ASEAN, but now the time is ripe to do more. Other nations are. For example, China is taking 

an increasingly active role in expanding its commercial ties with ASEAN countries. […] 

Americans must realize that ASEAN countries have options – one big one being China – and 

to maintain our influence in the development of commerce and industry in ASEAN, we must 

participate to the fullest extent at every opportunity.“1605 Am 2. Juni 2004 äußerte er sich 

nicht minder deutlich: „In other areas, China is challenging the status quo aggressively. It is 

expanding its influence in Southeast Asia by enhancing its diplomatic representation, increas-

ing foreign assistance, and signing new bilateral and regional agreements.“ Mit Blick auf 

jüngste Abkommen zwischen China und Kambodscha erklärte Kelly weiter: „These agree-

ments involve relatively little in financial terms, but they serve notice of how China is using 

its newly won economic power to expand its presence and political influence among its 

southern neighbors. While we welcome constructive engagement by China in the Asia-Pacific 

region, we need to ensure that the United States remains fully engaged with the nations of 

Southeast Asia.“1606 

  Weitere Erklärungen von Vertretern des amerikanischen Außenministeriums deuten eine 

Impulsverarbeitung an. Der Nachfolger Kellys im Amt des Ostasienbeauftragten, Christopher 

R. Hill, sagte am 7. Juni 2005: „China’s most dramatic diplomatic, political, and economic 

gains of the past few years have been in Southeast Asia.“1607 Sein damaliger Stellvertreter, 

Eric G. John, vertrat am 12. September 2005 die Auffassung: „An important factor for the 

U.S. in Southeast Asia is the influence of China in the region. […] China is also clearly inter-

ested in matching its economic power with political influence, thereby giving it an opportu-

nity to advance its own interests in the region.“1608 Am 22. Mai 2006 erklärte Hill wiederum: 

„But of all these bilateral relationships in Southeast Asia, there is one relationship that could 

have an impact on all of them, and that is our relationship with China.“1609 Auch im Pentagon 

sind präzise Bezüge herausgearbeitet worden: „Finally, Beijing is using stepped up bilateral 

                                                 
1605  James A. Kelly, Issues in U.S.-East Asia Policies (Remarks before the Asia Society), Washington D.C., 4. 

April 2002. 
1606  Kelly (02.06.2004). 
1607  Christopher R. Hill, Emergence of China in the Asia-Pacific: Economic and Security Consequences for the 

U.S. (Testimony before the Senate Foreign Relations Committee, Subcommittee on East Asian and Pacific 
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military and economic relations and greater multilateral engagement in Southeast Asia – pri-

marily through direct dialogue with the Association of Southeast Asian Nations (ASEAN) in 

the 10+3 format (ASEAN plus China, Japan, and South Korea) and participation in the 

ASEAN Regional Forum – to strengthen its regional influence.“1610 Gut ein Jahr später hieß 

es: „Meanwhile, China maintains active diplomacy, including military relations, with most 

ASEAN member states to promote positive views of China’s rise, gain access to resources, 

and isolate Taiwan.“1611  

  Die Impulsverarbeitung im Sinne der Verhaltenserwartungen des systemischen Realismus 

hat damit in der Amtszeit von George W. Bush zwar insofern zugenommen, als die Vorstöße 

Chinas in Südostasien erkannt werden. Weitere Äußerungen der Entscheidungsträger deuten 

jedoch an, daß aus diesen Beobachtungen Schlüsse gezogen worden sind, die auf eine unzu-

reichende Impulsverarbeitung hinweisen. Dies gilt insbesondere für Aussagen, die positionale 

Konkurrenz nicht aus der Perspektive eines Nullsummenspiels betrachten. Christopher R. Hill 

weist z.B. darauf hin: „China’s success in extending its political influence in the Asia-Pacific 

region and throughout the developing world is […] a logical evolution, closely tied to its 

emerging economic clout, and certainly is not a zero-sum game for the United States.“1612 An 

anderer Stelle behauptet er: „[...] I want to be very clear about China: more China in South-

east Asia does not mean less of the United States.“1613 Sein Kollege Eric G. John erklärt: „It is 

important to remember in this context that America’s role in the region has increased at the 

same time China has sought to invest further in Southeast Asia.“1614 Hier wird im Sinne abso-

luter, nicht relativer Gewinne argumentiert, was im Widerspruch zu den Verhaltenserwartun-

gen des systemischen Realismus steht. 

  Bei James A. Kelly ist hingegen eher eine Impulsverarbeitung zu erkennen, wenn er wäh-

rend einer Anhörung vor dem Internationalen Ausschuß des Repräsentantenhauses am 12. 

Juni 2001 behauptete: „We do not view China as an enemy. We view China as a partner on 

some issues and a competitor for influence in the region.“1615 Jenseits diplomatischer Rück-

sichtnahmen und einer Unterbewertung der Qualität des Engagements Pekings im ASEAN-

Raum ließe sich die amerikanische Haltung mit einer gewissen Selbstsicherheit erklären, der 

                                                 
1610  Department of Defense (Mai 2004): S. 15. 
1611  Department of Defense (Juli 2005): S. 2. 
1612  Hill (07.06.2005). 
1613  Hill (22.05.2006). „But, what I want to caution against is an implication that somehow we are in some sort 

of competition with China for the hearts and souls of Southeast Asia. In fact, we want Southeast Asia to 
have a good relationship with China. […] So, I don’t look at it as a competition, rather, I think we look at 
as an area of the world where we work on together.“ Ebd. 

1614  John (21.09.2005). 
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die Annahme zugrunde liegt, dauerhaft im Fernen Osten gebraucht zu werden. George J. Te-

net behauptete z.B. am 9. März 2004: „[…] China’s neighbors still harbor suspicions about 

Beijing’s long-term intentions. They generally favor a sustained US military presence in the 

region as insurance against potential Chinese aggression.“1616 

  Folgendes Fazit kann damit am Ende des vierten Kapitels gezogen werden: Die USA 

nehmen zwar im Sinne der Verhaltenserwartungen des systemischen Realismus eine korrekte 

Bewertung der militärischen Fähigkeiten Chinas vor. Sie unterschätzen jedoch die langfristi-

gen Konsequenzen des Pekinger soft balancing im ASEAN-Raum. Dafür sind zwei Gründe 

verantwortlich zu machen: Die USA nehmen Formen „sanfter Gegenmachtbildung“, erstens, 

weniger ernst, weil sie China ökonomisch und militärisch stark überlegen sind.1617 Die bishe-

rigen Versuche des Reiches der Mitte, die amerikanischen Vormachtstellung in Südostasien 

zu untergraben, sind, zweitens, nicht nachhaltig genug, um eine deutlichere Impulsverarbei-

tung zu bewirken. Mit anderen Worten: Im Segment der Herausforderungen und Bedrohun-

gen nehmen die USA zwar eine strategische Bewertung vor, die gleichwohl strategischer aus-

fallen könnte. 

  Dieses Ergebnis wird von einer ganzen Reihe von Experten bestätigt. Carlyle A. Thayer 

schreibt: „China’s diplomatic initiatives stand in contrast with the lack of strategic vision in 

U.S. policy toward Southeast Asia.“1618 Bates Gill und Yanzhong Huang bestätigen zwar, daß 

den USA genügend Instrumente zur Verfügung stehen, um auf chinesische hard power zu 

reagieren, aber: „Less obvious is whether the major powers have fully grasped the steady ad-

vance of Chinese soft power – both its opportunities and challenges – and how to respond to 

them.“1619 Toshi Yoshihara und James Holmes sehen folgenden strategischen Ansatz Chinas: 

„Part of Beijing’s grand strategy is to either coopt or isolate states along the periphery, weak-

ening the political will of Asian nations to play host to U.S. forces. In so doing, deft Chinese 

                                                                                                                                                         
1615  James A. Kelly, U.S. Policy in East Asia and the Pacific: Challenges and Priorities (Testimony before the 

Subcommittee on East Asia and the Pacific, House Committee on International Relations), Washington 
D.C., 12. Juni 2001. 

1616   Tenet (09.03.2004). 
1617  Wie ohnmächtig Peking amerikanischer Machtanwendung gegenübersteht, wurde während des Kosovo-

Krieges deutlich. Ein Kampfflugzeug der USA zerstörte – aus Washingtoner Sicht versehentlich – am 7. 
Mai 1999 die chinesische Botschaft in Belgrad. Nicht wenige Beobachter waren damals der Meinung, daß 
das Weiße Haus die Gelegenheit des Durcheinanders eines Krieges u.a. als Vorwand nutzte, um dem Reich 
der Mitte eine unmißverständliche Nachricht zu senden: Die USA können China gezielt treffen – und außer 
heftiger Empörung und Forderungen nach finanzieller Kompensation hat Peking keine realistischen Mög-
lichkeiten, auf derartige Ereignisse mit militärischen Maßnahmen zu reagieren. Vgl. Martin Wagener, Die 
Bombardierung der chinesischen Botschaft in Belgrad: Ursachen, Reaktionen und Konsequenzen, in: 
ASIEN, Nr. 77, Oktober 2000, S. 23 – 47. 

1618  Thayer (Januar 2000): S. 39. 
1619  Gill/Huang (2006): S. 31 f. 
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diplomacy could indirectly enfeeble U.S. power projection over time.“1620 Deshalb warnen sie 

die amerikanische Führung: „U.S. leaders must acknowledge that their strategic worldview, 

shaped as it is by globalization, is increasingly out of sync with China’s worldview, which 

owes much to the mode of strategic thought prevalent at the beginning of the twentieth cen-

tury.“1621 Bruce Vaughn und Wayne M. Morrison sehen vor allem in amerikanischer Pas-

sivität eine Gefahr: „If regional states perceive the United States as unwilling or unable to 

play an active role across the economic, diplomatic, and security spectrum in Southeast Asia 

they may be increasingly drawn to China.“1622 Marvin C. Ott, der seit Jahren die amerikani-

sche Politik im ASEAN-Raum kritisiert, weist auf den grundsätzlichen Charakter der Ausein-

andersetzung zwischen Washington und Peking hin: „China is mounting a strategic challenge 

to Southeast Asia and to the U.S. position in the region that is substantial and long term.“1623 

Dies habe das Weiße Haus allerdings nicht begriffen: „Put another way, there is a strategic 

contest (a ‘Great Game’) underway and one player has developed a sophisticated strategy and 

has already collected a number of chips; the other player does not have a strategy and acts 

like it is unaware the game has started. So far, the U.S. is losing the game.“1624 

 

 

                                                 
1620  Yoshihara/Holmes (2005): S. 690. 
1621  Ebd., S. 694. 
1622  Vaughn/Morrison (04.04.2006): S. 35. 
1623  Ott (22.07.2005): S. 3. 
1624  Ebd., S. 5. 
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KAPITEL  5 
 

Die Ordnungspräferenz:  
Pax Americana 

 

 

 

Der Begriff der „Ordnung“ ist in der Wissenschaft von den internationalen Beziehungen um-

stritten.1625 Etymologisch wird unter ihm die „Art und Weise, wie etwas geordnet, geregelt 

ist“1626, verstanden. Übertragen auf die zwischenstaatliche Interaktion in einer beliebigen Re-

gion dieser Welt bedeutet dies, daß dann vom Vorliegen einer „sicherheitspolitischen Ord-

nung“ gesprochen werden kann, wenn ein Staat in der Lage ist bzw. mehrere Staaten imstande 

sind, der Entstehung von Konflikten und Kriegen vorzubeugen bzw. diese nach ihrer Entste-

hung effektiv zu entschärfen oder zu lösen. Als besonders erfolgreich kann ein solcher Ord-

nungsrahmen dann angesehen werden, wenn er fähig ist, sich ständig verändernde Machtmög-

lichkeiten der Akteure in friedliche Bahnen zu lenken.1627 Die USA sind demnach nur als Ga-

rant eines solchen Ordnungsrahmens auch eine „Ordnungsmacht“. Von einer strategischen 

„Ordnungspräferenz“ kann gesprochen werden, wenn Washington versucht, seine Beziehun-

gen zu befreundeten und konkurrierenden Akteuren im asiatisch-pazifischen Raum so zu ord-

nen – heißt: zu beeinflussen –, daß sie der Umsetzung amerikanischer Interessen nicht entge-

genstehen, sondern sie im Idealfall unterstützen. Eine Ordnungsmacht ist folglich bestrebt, die 

erzielte Ordnung zu ihren Gunsten zu nutzen. 

  Im offensiven Realismus ist die Ordnungspräferenz eines Staates ganz maßgeblich an des-

sen capabilities gebunden. Der erste Abschnitt dieses Kapitels beginnt daher mit einer kurzen 

Skizzierung der ökonomischen und militärischen Machtfähigkeiten der USA. Anschließend 

wird erörtert, welchen Weg die USA beschreiten müßten, um eine Pax Americana in und um 

Südostasien, die den strategischen Kriterien dieser Arbeit gerecht wird, zu errichten bzw. zu 

erhalten. Die aktuelle Debatte zur amerikanischen Position als Weltmacht läßt zwei Antwor-

ten zu: Die USA könnten eine Pax Americana sowohl durch Aufbau eines Imperiums (empi-

re) als auch durch eine Politik der Hegemonie (hegemony) errichten. Für den Machteinsatz 

stehen ihnen dabei zwei Optionen zur Verfügung, die im zweiten Abschnitt diskutiert werden 

                                                 
1625  Vgl. zu einer aktuellen Betrachtung der Dimensionen internationaler Ordnung Maull (2006): S. 68 – 77. 
1626  Duden (2003): S. 1168. Das Zitat ist im Original kursiv gesetzt und unter Verwendung von Abkürzungen 

wiedergegeben. 
1627  Vgl. Michael Mastanduno, Incomplete Hegemony and Security Order in the Asia-Pacific, in: G. John Iken-

berry (Hrsg.), America Unrivaled. The Future of the Balance of Power, Ithaca – London 2002, S. 182. 
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sollen: Entweder versuchen die USA, durch eine Politik der distanzierten Gleichgewichtsher-

stellung (offshore balancing) das Machtgefüge zu ihren Gunsten zu beeinflussen. Oder aber 

sie betreiben inshore balancing. Dieser Begriff soll neu in die Debatte eingeführt werden. Das 

Kapitel endet im dritten Abschnitt mit einer exkursorischen Betrachtung der Ideen Alfred 

Thayer Mahans und ihrer Übertragbarkeit auf die heutige amerikanische Sicherheitspolitik im 

asiatisch-pazifischen Raum. 

  Die Erörterung der amerikanischen Ordnungspräferenz für Südostasien ist aus zweierlei 

Gründen methodisch problematisch. Zum einen sind die USA nicht nur eine regionale, son-

dern auch die letzte wirkliche globale Macht. Daher ist davon auszugehen, daß es keine auf 

den Fernen Osten begrenzte spezifische Ordnungspräferenz gibt. Raumpolitik und globaler 

Führungsanspruch sind in der Praxis verschränkt und müssen dementsprechend analytisch 

aufbereitet werden. Für den Untersuchungsgegenstand sind damit drei Perspektiven der Pax 

Americana relevant: die transozeanisch-globale, die asiatisch-pazifische und nicht zuletzt die 

südostasiatische. Zum anderen umfassen Ausführungen zu einer sicherheitspolitischen Ord-

nungspräferenz immer auch Inhalte, die thematisch in die Kapitel zu den Themen „Interes-

sen“, „Herausforderer“, „Instrumente“ und „Vorgehensweisen“ passen würden. Dies liegt 

schlicht daran, daß der Begriff der „Ordnungspräferenz“ einen sehr umfassenden, Rahmen 

setzenden Charakter hat. Grundsätzlich werden die einzelnen Kapitel inhaltlich wie folgt ge-

trennt: Im Kapitel zur Ordnungspräferenz werden mehrheitlich konzeptionelle Ansätze be-

trachtet. Die Leitfrage lautet: Welche Wege wollen die USA beschreiten, um eine Pax Ameri-

cana im asiatisch-pazifischen Raum und damit in Südostasien zu erreichen bzw. zu erhalten? 

Den Kapiteln zu den Mitteln und Instrumenten sowie den Vorgehensweisen liegt folgende 

Leitfrage zugrunde: Was setzen die USA wie ein, um die gewählte Ordnungspräferenz zu rea-

lisieren?  
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I.          Varianten des „amerikanischen Friedens“ 
 

 

Im Vergleich zu den übrigen Großmächten des asiatisch-pazifischen Raums können die USA 

nicht von sich behaupten, in sämtlichen Kategorien der im systemischen Realismus relevanten 

capabilities führend zu sein.1628 Mit 9.826.630 km² und 301.139.947 Mio. Staatsbürgern lie-

gen sie in den Bereichen „Territorium“1629 und „Bevölkerung“ im Weltmaßstab nur an zwei-

ter bzw. dritter Stelle. Wichtige Ressourcen wie Erdöl müssen trotz eigener Vorräte importiert 

werden.1630 Zudem wird man ohne jede Polemik behaupten können, daß Washington in der 

Kategorie „diplomatisches Geschick“ keine führende Position einnimmt, solange darunter je-

ne Fähigkeiten verstanden werden, die zur Einflußmaximierung ohne militärischen oder öko-

nomischen Druck beitragen. Die Stärke der USA resultiert vielmehr aus der Kombination 

dreier capabilities: Die amerikanische Regierung vertritt den sowohl wirtschaftlich als auch 

militärisch bedeutendsten Akteur der Welt, der in beiden Kategorien u.a. aufgrund herausra-

gender technologischer Möglichkeiten innovationsfähig ist und damit seinen Vorsprung hal-

ten kann. 

  Die ökonomische Macht der USA ist an folgenden Zahlen abzulesen: Das amerikanische 

BIP lag 2006 bei 13,245 Bio. US-Dollar. Dies entsprach 27,53 % der globalen Wertschöp-

fung, die insgesamt 48,114 Bio. US-Dollar umfaßte. Kein anderer Staat verfügt über eine 

auch nur annähernd vergleichbare Wirtschaftskraft. Japan kam 2006 mit 4,367 Bio. US-Dollar 

(9,08 %) auf Platz 2, Deutschland mit 2,897 Bio. US-Dollar (6,02 %) auf Platz 3 und China 

mit 2,63 Bio. US-Dollar (5,47 %) auf Platz 4. Das BIP der USA war damit größer als die ad-

dierte Wertschöpfung der nachfolgenden Akteure auf den Plätzen 2 bis 5 (Japan, Deutschland, 

China, Großbritannien).1631 Diese Situation spiegelt sich im Außenhandel (Bezug: Warenver-

kehr) wider: Das Volumen der amerikanischen Exporte lag mit 904,4 Mrd. US-Dollar 2005 

(Anteil Weltexport: 8,67 %) an zweiter Stelle hinter Deutschland. Bei den Importen führten 

die USA hingegen mit 1.732,4 Mrd. US-Dollar (Anteil Weltimport: 16,07 %) vor Deutsch-

                                                 
1628  Vgl. dazu S. 66 dieser Arbeit. Siehe auch „Tabelle 7: Machtpotentiale asiatisch-pazifischer Großmächte im 

Vergleich“ auf S. 189 dieser Arbeit. Einzelne Werte können in diesem Kapitel aufgrund unterschiedlicher 
Ausgangsdaten voneinander abweichen. 

1629  Der Wert der capability „Territorium“ wird allerdings durch dessen Lage verbessert, zu der zwei militärisch 
schwache Nachbarn im Norden und Süden der USA gehören sowie der Atlantik und der Pazifik an der Ost- 
bzw. Westflanke des Landes. 

1630  Seit 1985 ist die Ölproduktion in den USA um ca. 31 % gesunken, wohingegen der Verbrauch um ca. 32 % 
gestiegen ist. Der Import ausländischen Öls hat sich daher seit 1985 mehr als verdreifacht. Vgl. Katrin Jor-
dan, Neue Initiativen in der amerikanischen Energiepolitik – aber keine Neuorientierung, SWP-Studie, Nr. 
18, Berlin, August 2006, S. 8 – 10, hier S. 9. 

1631  Vgl. International Monetary Fund, World Economic and Financial Surveys. World Economic Outlook Da-
tabase, Washington D.C., April 2007. 
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land. Das amerikanische Handelsvolumen lag bei 2.636,8 Mrd. US-Dollar (Anteil Welthan-

del: 12,43 %), womit es den Umfang des Außenhandels der Berliner Republik deutlich über-

traf (1.743,7 Mrd. US-Dollar/8,22 %). Die USA sind im Vergleich zu den asiatisch-

pazifischen Großmächten die mit Abstand führende Handelsmacht. Das Volumen der Ex- und 

Importe Chinas (ohne Hongkong) lag 2005 bei 1.422 Mrd. US-Dollar (6,7 %), jenes Japans 

bei 1.109,8 Mrd. US-Dollar (5,23 %), jenes Rußlands bei 368,9 Mrd. US-Dollar (1,74 %) und 

jenes Indiens bei 229,9 Mrd. US-Dollar (1,08 %).1632 

  Diese Arbeit erhebt nicht den Anspruch, die Stärken und Schwächen der amerikanischen 

Wirtschaft in toto gegeneinander abzuwägen.1633 Einige weitere Indikatoren seien dennoch 

kurz skizziert. Aus einer eher skeptischen Sicht sind folgende Entwicklungen bedenklich: 

Hatten die USA unter Präsident Bill Clinton im Haushaltsjahr 2000 noch einen Überschuß 

von 236 Mrd. US-Dollar, so lag das Haushaltsdefizit unter Präsident George W. Bush 2005 

bei 318 Mrd. US-Dollar.1634 Das Handelsdefizit war 2005 mit 828 Mrd. US-Dollar Weltspit-

ze.1635 Verantwortlich dafür ist u.a. ein ungebremster Konsum der amerikanischen Gesell-

schaft, der mittlerweile über Ersparnisse finanziert wird. 2005 hatten die USA mit - 0,5 % 

erstmalig seit 1933 wieder eine negative Sparquote.1636 Der Schuldenstand betrug 2006 insge-

samt 65,53 % des BIP, mithin 8,68 Bio. US-Dollar.1637 Ein eher optimistischer Blick führt 

hingegen folgende Entwicklungen an: 2006 konnte das Haushaltsdefizit auf 248 Mrd. US-

Dollar abgesenkt werden, und für 2007 wird ein weiterer Rückgang auf 200 Mrd. US-Dollar 

erwartet.1638 Im Januar 2006 lag die Arbeitslosenquote bei nur 4,7 %.1639 Von Mitte 2003 bis 

Mitte 2006 sind insgesamt 5,3 Mio. neue Arbeitsplätze entstanden.1640 Zu den Stärken der 

amerikanischen Wirtschaft zählen eine hohe Arbeitsstundenproduktivität sowie überdurch-

schnittliche Jahresarbeitsstunden. 2003 arbeitete z.B. ein deutscher Arbeitnehmer durch-

schnittlich 1.362 Stunden, wohingegen sein amerikanischer Kollege auf 1.782 Stunden 

                                                 
1632  Vgl. World Trade Organization (2006): S. 17. 
1633  Vgl. zur Lage der amerikanischen Wirtschaft Jens van Scherpenberg, Der geborgte Aufschwung. Die wirt-

schaftspolitische Bilanz der Regierung Bush 2001-2004, SWP-Studie, Nr. 40, Berlin, Oktober 2004. 
1634  Vgl. ebd., S. 18. Frankfurter Allgemeine Zeitung, Nr. 105, 6. Mai 2006, S. 13. Die amerikanische Regie-

rung beginnt ein Haushaltsjahr Anfang Oktober und beschließt es Ende des folgenden Septembers. 
1635  Vgl. World Trade Organization (2006): S. 17. 
1636  Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung, Amerikaner finanzieren Konsum auf Pump, Nr. 30, 4. Februar 2006, 

S. 18. 
1637  Vgl. U.S. Department of the Treasury, Bureau of the Public Debt, TreasuryDirect. The Daily History of the 

Debt Results, Washington D.C., Stand vom 31. Dezember 2006. 
1638  Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung, Amerikanisches Staatsdefizit sinkt weiter, Nr. 159, 12. Juli 2007, S. 

10. Der Wert für 2006 entsprach 1,9 % des BIP. Aus europäischer Sicht könnte dieses Ergebnis insofern als 
positiv gewürdigt werden, als die USA mit ihrem laufenden Haushaltsdefizit immer noch unterhalb des 
Maastricht-Kriteriums von 3 % geblieben sind. 

1639  Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung, Nr. 30, 4. Februar 2006, S. 18. 
1640  Vgl. Claus Tigges, Amerikas riskante Finanzpolitik, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Nr. 134, 12. Juni 

2006, S. 13. 
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kam.1641 Das Wachstumspotential der USA wird zudem durch einen Geburtenüberschuß be-

günstigt: 2004 lag die Rate der Fertilität bei 14 pro 1.000 Einwohner, jene der Mortalität bei 8 

pro 1.000 Einwohner.1642 Weitere positive und negative Trends ließen sich anführen. Für die 

Analyse dieser Arbeit würden sie allerdings erst dann relevant, wenn sich der Anteil der USA 

an der globalen Wertschöpfung vermindert und konkurrierende Großmächte aufschließen. 

  In militärischer Hinsicht resultiert die führende Stellung der USA nicht aus ihrem be-

trächtlichen Streitkräfteumfang von 1.506.757 Soldaten. Dieser wird numerisch von China 

mit 2.255.000 Soldaten deutlich übertroffen. Auch vorhandene Atombomben machen aus ei-

nem Akteur noch nicht die führende Großmacht. Zum russischen Arsenal gehören z.B. mit 

7.958 einsatzbereiten nuklearen Sprengköpfen mehr als zum amerikanischen, das bei 7.088 

Einsatzmitteln liegt. Die militärische Macht Washingtons ist an folgenden Faktoren abzule-

sen: Die Verteidigungsausgaben sämtlicher Staaten Nordostasiens, Südostasiens, Südasiens 

sowie Australasiens lagen 2006 bei 205,29 Mrd. US-Dollar. Dies entsprach zusammen nur 

38,31 % des amerikanischen Verteidigungsetats, der bei 535,85 Mrd. US-Dollar lag.1643 

Selbst bei einer Addition der Ausgaben der NATO-Staaten (ohne Washington), die für ihre 

Streitkräfte 2006 insgesamt 227,26 Mrd. US-Dollar veranschlagt hatten,1644 zu den Mittelzu-

weisungen der Asiaten würden mit dann 432,55 Mrd. US-Dollar erst 80,72 % des amerikani-

schen Wertes erreicht! Bedenkt man, daß der Verteidigungsetat der USA gemessen am BIP in 

etwa dem entspricht, was Rußland und China ausgeben, dann wird deutlich, daß der militäri-

sche Abstand nicht Folge zügelloser Rüstungsausgaben ist, sondern auf einer insgesamt brei-

teren ökonomischen Grundlage erfolgt. Entsprach der Verteidigungsetat Washingtons 2005 

insgesamt 4 % des BIP, so lagen die Ausgaben Moskaus und Pekings bei 3,7 % bzw. 1,3 % 

(bei Berücksichtigung inoffizieller Werte: 4,66 %).1645 Die Ausgangsbedingungen militäri-

scher Einflußnahme der USA und der Staaten des Fernen Ostens – wie auch aller übrigen Ak-

teure der Staatenwelt – unterscheiden sich damit fundamental. Dies wird des weiteren an den 

Aufwendungen des Pentagons für Forschung und Entwicklung deutlich, die von 41,1 Mrd. 

US-Dollar in 2001 auf 64,3 Mrd. US-Dollar in 2004 angestiegen sind.1646 2006 lag der Etat 

für Research, Development, Test, and Evaluation (RDTE) bei 71,046 Mrd. US-Dollar.1647 Die 

Ausgaben der USA für die Entwicklung neuer Rüstungsprodukte liegen damit über dem, was 

                                                 
1641  Vgl. Van Scherpenberg (2004): S. 10 f. 
1642  Vgl. Fischer Weltalmanach 2007 (2006): S. 529. 
1643  Vgl. IISS (2007): S. 28, 313 – 319, 321 – 325, 342 – 379. 
1644  Vgl. ebd., S. 103 – 153. 
1645  Vgl. ebd., S. 346, 406 – 408. 
1646  Vgl. Department of Defense, Diverse Angaben zum Haushaltsjahr 2005 [Überschrift Zusammenfassung 

M.W.], Washington D.C., o.J.  
1647  Vgl. IISS (2007): S. 19. 
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jedem Staat Nordost- und Südostasiens sowie Südasiens und Australasiens jeweils insgesamt 

an Verteidigungsausgaben zur Verfügung steht.1648 Gemäß einer RAND-Studie von 2005 

wird sich für Peking an dieser Situation vermutlich auch in den nächsten zwei Dekaden nichts 

ändern – immer vorausgesetzt, Washington kann das derzeitige Niveau seiner Verteidigungs-

ausgaben halten. Die Autoren gehen für 2025 bei einer mittleren Schätzung von einem chine-

sischen Verteidigungsetat in Höhe von 185 Mrd. US-Dollar aus, ihre Maximalschätzung liegt 

bei 403,4 Mrd. US-Dollar.1649  

  Die quantitativ wie qualitativ überlegenen militärischen capabilities Washingtons erwei-

sen sich zwar gegenüber Akteuren, die über Nuklearwaffen verfügen, als stumpfes Instru-

ment. Das hochmoderne, konventionelle Waffenarsenal der USA sorgt jedoch dafür, daß die-

se als einzige sämtlicher Atommächte zu globaler Machtprojektion in der Lage sind, um Kon-

flikte unterhalb der Schwelle zum nuklearen Schlagabtausch zu beeinflussen. Dies findet sei-

nen deutlichsten Ausdruck in der Bereithaltung von elf bis zwölf Flugzeugträgergruppen, die 

kontrollierenden Einfluß auf die Weltmeere ausüben. Außer Washington ist zudem keine wei-

tere Regierung in der Lage, binnen Wochen mehrere zehntausend Soldaten zu mobilisieren 

und weltweit einzusetzen.  

  Die USA verfügen damit über umfassende Machtfähigkeiten, was Konsequenzen für die 

Sicherheitspolitik des Landes hat. Der offensive Realismus geht davon aus, daß Washington 

unter diesen Bedingungen nach einer, im Idealfall der dominierenden Stellung im Staatensy-

stem strebt. In der Literatur wird der Zustand, den die USA über eine derartige Position schaf-

fen, oft als Pax Americana bezeichnet. Trotz seiner häufigen Verwendung wird dieser Begriff 

relativ selten präzise definiert.1650 Ganz grundsätzlich verstehen die meisten Autoren unter 

ihm eine mehr oder weniger stark ausgeprägte Form amerikanischer Dominanz. Soweit die 

Pax Americana mit der Pax Romana oder der Pax Britannica verglichen wird, rekurrieren 

                                                 
1648  Hinsichtlich Chinas gilt diese Feststellung nur für offizielle Angaben zum Haushalt der PLA. Die DIA ver-

mutet, daß der tatsächliche Verteidigungsetat Chinas dem zwei- bis dreifachen Wert der offiziellen Anga-
ben entspricht. Damit würde er 2006 bei 70 Mrd. US-Dollar bis 105 Mrd. US-Dollar liegen. Vgl. Depart-
ment of Defense (Mai 2006): S. 20. Das IISS ging für 2006 von einem Etat von 122 Mrd. US-Dollar aus. 
Vgl. IISS (2007): S. 346. Vgl. auch Keith Crane, Roger Cliff, Evan Medeiros, James Mulvenon, William 
Overholt, Modernizing China’s Military. Opportunities and Constraints, Santa Monica 2005, S. 91 – 134. 
Die Autoren verweisen darauf, daß folgende Ausgaben nicht zum offiziellen Verteidigungsetat zählen: Aus-
ländische Rüstungseinkäufe, Aufwendungen für paramilitärische Kräfte, der Etat für die Second Artillery, 
staatliche Subventionen für die heimische Rüstungsindustrie sowie diverse Ausgaben im Bereich Forschung 
und Entwicklung. Bei einer Berücksichtigung dieser Einzelposten kommen sie für 2003 auf einen Verteidi-
gungsetat von 31 Mrd. US-Dollar bis 38 Mrd. US-Dollar, was dem 1,4- bis 1,7-fachen des damaligen offi-
ziellen Wertes von 22,4 Mrd. US-Dollar entspricht. 

1649  Vgl. ebd., S. 233. 
1650  Vgl. z.B. Charles A. Kupchan, After Pax Americana. Benign Power, Regional Integration, and the Sources 

of a Stable Multipolarity, in: International Security, Nr. 2, Herbst 1998, S. 40 – 79. Kupchan definiert in 
seinem Beitrag nicht ein einziges Mal, was er unter dem in der Hauptüberschrift verwendeten Terminus 
„Pax Americana“ in concreto versteht. Es wird im Laufe der Untersuchung lediglich eine allgemeine 
Gleichsetzung zwischen Pax Americana und amerikanischer Hegemonie vorgenommen. 
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entsprechende Beiträge eher auf den Begriff des Imperiums.1651 Jenseits dessen wird unter 

„amerikanischem Frieden“ vor allem Hegemonie verstanden. Die Pax Americana ist demnach 

kein inhaltlich unabhängig existierender Ordnungsrahmen der dritten Art, sondern – je nach 

Verständnis des jeweiligen Autors – ein Etikett zur Kennzeichnung einer als imperial oder 

hegemonial verstandenen Sicherheitspolitik der USA. 

  Für diese Arbeit soll folgendes Verständnis festgelegt werden: Von einer Pax Americana 

kann dann im asiatisch-pazifischen Raum gesprochen werden, wenn die USA den mit Ab-

stand größten Sicherheitsbeitrag zur Stabilisierung Nord- und Südostasiens leisten.1652 Sie 

müßten dazu die Position eines Sicherheitsgaranten abbilden, der erfolgreich soft power 

und/oder hard power einsetzt. Konkurrierende Führungsmächte müßten den Führungsan-

spruch der USA entweder hinnehmen oder aber erfolglos herausfordern. Die Akzeptanz einer 

Pax Americana durch die Nichtführungsmächte würde sich dadurch zeigen, daß sie die vita-

len Sicherheitsinteressen Washingtons entweder offen unterstützen oder aber vor einer außen-

politischen Entscheidung insofern berücksichtigen, als sie die amerikanische Position nicht zu 

untergraben versuchen. Dabei geht der Verfasser nicht davon aus, daß eine Pax Americana 

lediglich vorliegt, wenn die USA zur totalen Dominanz fähig sind. Entscheidend ist vielmehr, 

daß Washington selbst dann seine vitalen Sicherheitsinteressen wahren kann, wenn nachfol-

gende Führungsmächte bzw. Staatenkoalitionen versuchen sollten, diese in Frage zu stellen. 

Eine Pax Americana setzt damit eine kluge, im realistischen Sinne rationale Politik der Do-

minanz voraus.  

  Ob die USA dazu ein Imperium schaffen oder eine Politik der Hegemonie betreiben müs-

sen, soll dieser Abschnitt klären. Weitere Ordnungsmodelle werden nicht erörtert, da der of-

fensive Realismus davon ausgeht, daß Großmächte wie die USA zuvörderst nach einer domi-

nierenden Stellung innerhalb der Staatenwelt streben. Die Ansätze der kollektiven Sicherheit 

(collective security) und der kooperativen Sicherheit (cooperative security) scheiden aus, weil 

                                                 
1651   Vgl. Christian Meier, Von der „Pax Romana“ zur „Pax Americana“, in: Alfred Herrhausen Gesellschaft für 

Internationalen Dialog, Pax Americana?, München – Zürich 1998, S. 95 – 122. Meier hält es für durchaus 
legitim, die Pax Americana mit der Pax Romana zu vergleichen. Zwar gebe es bedeutende Unterschiede bei 
den Formen der Machtausübung. „Aber bestehen nicht gleichwohl große Gemeinsamkeiten in der Funktion 
der Sicherung des von einer Macht dominierten Friedens?“ Ebd., S. 118. Siehe zu diesem Vergleich auch 
Peter Bender, The New Rome, in: Andrew Bacevich (Hrsg.), The Imperial Tense. Prospects and Problems 
of American Empire, Chicago 2003a, S. 81 – 92. Bender sieht bei allen Parallelen folgenden Unterschied 
zwischen dem alten Rom und den USA: „Rome ruled by forging the orbis terrarum, the world at that time, 
into a single state; America rules by indirectly steering the world with as much soft power as possible and 
as much hard power as necessary.“ Ebd., S. 91. 

1652   Jens van Scherpenberg definiert Pax Americana wie folgt: „Die USA sind dabei, der alleinige Produzent 
und Garant grundlegender öffentlicher Güter zu werden: Frieden, Stabilität, Rechtsstaatlichkeit und ein 
günstiges Klima für Handel und Direktinvestitionen. Nennen wir dieses Ensemble das globale öffentliche 
Gut Pax Americana.“ Jens van Scherpenberg, Pax Americana als globales öffentliches Gut, Diskussionspa-
pier der FG 4 der SWP, 2003/3, Mai 2003, S. 2. 
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sich Führungsstaaten, wenn sie denn solche bleiben wollen, nicht durch multilaterale Projekte 

vollständig einbinden lassen. Die Beteiligung an multilateralen Abmachungen kann das Stre-

ben nach Dominanz ergänzen, nicht jedoch ersetzen. Anders ausgedrückt: Für eine Groß-

macht sind multilaterale Abmachungen von Interessen abhängig einsetzbare Instrumente, je-

doch nicht Ordnungsmodelle sui generis. Die Ansätze des bi- oder multipolaren Machtgleich-

gewichts (balance of power) oder eines Machtgleichgewichts der dominierenden Staaten 

(concert of powers) ergeben sich zwar aus der Logik des realistischen Paradigmas. Würde 

sich die Arbeit mit in etwa gleichstarken Großmächten befassen, müßte der Forschungsfokus 

dementsprechend justiert werden. Für die letzte verbliebene Supermacht gibt es jedoch nur 

zwei Ordnungsmodelle, die auch die Debatte über die amerikanische Weltmachtposition prä-

gen: Imperium oder Hegemonie. 

 

1.  Imperium (empire) 

Der Begriff des „Imperiums“ (empire) geht auf das lateinische „imperium“ zurück und wird je 

nach Kontext u.a. mit „Befehl“, „Macht“, „Reich“ und „Herrschaft“ übersetzt.1653 Der Brock-

haus konkretisiert dies zu „Weltreich“ und „Herrschaftsbereich“,1654 wohingegen sich im Du-

den die Formulierung „riesiger Macht-, Herrschaftsbereich“1655 findet. Hin und wieder wird 

synonym auch der Begriff des „Dominiums“ (dominion) eingesetzt, der sich vom lateinischen 

„dominium“ ableitet und zu deutsch „Herrschaft“ oder „Gewalt“1656 bedeutet. Der Brockhaus 

führt dazu die Wendung „Bezeichnung für das nicht beschränkte Herrschaftsrecht an einem 

Gegenstand oder über ein Gebiet“1657, wohingegen der Duden von „Herrschaft(sgebiet)“1658 

spricht. Ein Staat, der eine imperiale Politik betreibt, dominiert demnach direkt und setzt seine 

Interessen auch gegen den Widerwillen anderer Staaten durch, notfalls unter Verwendung von 

Zwangsmitteln. Er verfügt in seinem Einflußbereich über uneingeschränkte Herrschaftsrechte.  

  An dieser Stelle soll es nicht um die Erörterung der verschiedenen Imperialismustheorien 

gehen, die einerseits versuchten, das überseeische Verhalten der europäischen Großmächte im 

ausgehenden 19. Jahrhundert als gesteigerte Form des Kolonialismus zu erklären. Anderer-

seits wurde der Begriff „Imperialismus“ als Vokabel des Klassenkampfes verwendet. Lenin 

sah in ihm die gesteigerte Form bzw. Endstufe des Kapitalismus. Die Untersuchung steigt 

vielmehr in jene Debatte ein, in der insbesondere seit dem Amtsantritt von George W. Bush 

                                                 
1653  Der Kleine Stowasser (1980): S. 221. 
1654  Brockhaus (2003). 
1655  Duden (2003): S. 822. Die Definitionen sind im Original kursiv gesetzt. 
1656  Der Kleine Stowasser (1980): S. 147. 
1657  Brockhaus (2003). 
1658  Duden (2003): S. 389. 
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erörtert wird, ob die USA ein weltweites Imperium errichten bzw. bereits errichtet haben. Die 

Bezeichnung „Imperialismus“ wird aufgrund ihres historischen Hintergrundes nachfolgend 

nicht weiter verwendet, wenngleich die Inhalte dieses Begriffs gemäß Duden fast nahtlos an 

das anknüpfen, was unter „Imperium“ verstanden wird: „Bestreben einer Großmacht, ihren 

politischen, militärischen und wirtschaftlichen Macht- und Einflußbereich immer weiter aus-

zudehnen“1659. 

  Nach wie vor gibt es keine allgemein anerkannte Definition der Bedeutung bzw. Erklä-

rung der Herrschaftslogik von Imperien.1660 In der Diskussion sind jedoch folgende Merkmale 

weitgehend anerkannt:1661 
 

• Umfassende Größe: Imperien verfügen grundsätzlich über eine erhebliche maritime 

und/oder erdgebundene, wenigstens kontinentale Ausdehnung. 
 

• Mehr als ein Staat: Ein Imperium besteht aus einem herrschenden Zentrum und einer be-

herrschten Peripherie. Dabei ist umstritten, ob und – wenn ja – von welcher Form von 

Staatlichkeit innerhalb eines Imperiums auszugehen ist. Herfried Münkler schreibt dazu: 

„Imperien sind mehr als große Staaten; sie bewegen sich in einer ihnen eigenen Welt. Staa-

ten sind in eine Ordnung eingebunden, die sie gemeinsam mit anderen Staaten geschaffen 

haben und über die sie daher nicht alleine verfügen. Imperien dagegen verstehen sich als 

Schöpfer und Garanten einer Ordnung, die letztlich von ihnen abhängt und die sie gegen 

den Eindruck des Chaos, der für sie eine stete Bedrohung darstellt, verteidigen müs-

sen.“1662 Innerhalb eines Imperiums ist von einer entweder aufgehobenen Staatlichkeit oder 

aber von einer stark begrenzten Souveränität der Akteure, die als Satellitenstaaten bzw. 

Protektorate an das Zentrum angebunden sind, auszugehen. Soweit das Imperium auf einen 

Kontinent begrenzt ist, kann es zu Akteuren, die nicht zu seinem Herrschaftsgebiet gehö-

ren, zwischenstaatliche Beziehungen aufbauen. 
 

                                                 
1659  Duden (2003): S. 822. Das Zitat ist im Original kursiv gesetzt und unter Verwendung von Abkürzungen 

wiedergegeben. 
1660  Vgl. Herfried Münkler, Imperien. Die Logik der Weltherrschaft – vom Alten Rom bis zu den Vereinigten 

Staaten, 3. Auflage, Berlin 2005, S. 15. Carlo Masala stellt dazu lakonisch fest: „Es besteht weitgehende 
Einigkeit darin, daß die Vereinigten Staaten heute ein Imperium sind, obgleich mit diesem Begriff die un-
terschiedlichsten Vorstellungen verbunden sind.“ Carlo Masala, „Gütiger Imperator“. Hegemonialmacht 
oder Imperium: Die amerikanische Empire-Debatte, in: Internationale Politik, Nr. 10, Oktober 2004, S. 67. 

1661  Vgl. Münkler (2005): S. 11 – 34. Masala (2004): S. 63 – 68. Eliot A. Cohen, History and Hyperpower, in: 
Foreign Affairs, Nr. 4, Juli/August 2004, S. 49 – 63. Dimitri K. Simes, America’s Imperial Dilemma, in: 
Foreign Affairs, Nr. 6, November/Dezember 2003, S. 91 f. Art (2003): S. 87 – 90. Siehe auch die Debatten 
in zwei Sammelbänden zum Thema: Bacevich (2003a). Ulrich Speck, Natan Sznaider, Empire Amerika. 
Perspektiven einer neuen Weltordnung, München 2003b. 

1662   Münkler (2005): S. 8. 
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• Herrschaftsformen: In der Frage der Ausübung imperialer Herrschaft lassen sich zwei Auf-

fassungen finden. Die klassische Interpretation knüpft an den Gedanken der umfassenden 

räumlichen Dominanz an, in der Mechanismen von Befehl und Gehorsam wirken. Diese 

Herrschaftsstruktur kann z.B. Ergebnis territorialer Eroberung sein. Der Grundsatz der 

Gleichheit der Akteure ist unter diesen Bedingungen aufgehoben. Eine geöffnete Sichtwei-

se hält auch weniger direkte Formen der Dominanz, ein „Empire lite“1663, für möglich. Im-

periale Politik beruht dann auf der ökonomischen oder kulturellen Durchdringung von 

Räumen, in denen die Akteure der Peripherie die Dominanz des Zentrums weitgehend 

freiwillig akzeptieren. Oder um es mit Andrew J. Bacevich auszudrücken: „Obwohl unsere 

militärische Überlegenheit [die der USA, M.W.] außer Zweifel steht und wir sehr wohl be-

reit sind, auch Gewalt anzuwenden, ziehen wir doch die Verführung dem Zwang vor.“1664 

Die geöffnete Sichtweise geht von einer Staatenwelt aus, die von imperialen Strukturen 

überlagert wird.1665 Demnach ist nicht nur das sichtbare, sondern auch das unsichtbare, das 

informelle Imperium denkbar.1666  
 

• Missionarische Zielsetzungen: Imperien berufen sich durchweg auf missionarische Ziele, 

um ihre Herrschaft zu rechtfertigen. Zu nennen sind unterschiedliche Formen eines zivili-

satorischen Sendungsbewußtseins, kommunistische Heilsversprechungen wie etwa wäh-

rend des Ost-West-Konflikts oder postmoderne Agenden der Humanisierung und Demo-

kratisierung. Die imperiale Mission stelle, so Münkler, „eine grundlegende Rechtfertigung 

der Weltreichsbildung“1667 dar.  
 

• Zwang zur Intervention: Aus diesem Grunde ist das herrschende Zentrum auch gezwungen, 

an seiner Peripherie zu intervenieren, will es seinen Herrschaftsbereich aufrechterhalten. In 

der Staatenwelt verfügen Großmächte hingegen über eine Neutralitätsposition gegenüber 

Konflikten in Randzonen, deren Folgen nicht notwendigerweise zu ihrer Schwächung bei-

tragen.1668 
 

                                                 
1663  Vgl. Michael Ignatieff, Empire lite. Die amerikanische Mission und die Grenzen der Macht, Hamburg 2003. 
1664  Andrew J. Bacevich, Neues Rom, Neues Jerusalem, in: Speck/Sznaider (2003b): S. 72. 
1665  „Wer Imperialität lediglich als Alternative zu Staatlichkeit denkt, wird zu dem Ergebnis kommen, daß es 

heute keine Imperien mehr gibt. Wer dagegen von einer Überlagerung der Staaten durch imperiale Struktu-
ren ausgeht, wird auf Macht- und Einflußgefüge stoßen, die nicht mit der Ordnung der Staaten identisch 
sind.“ Münkler (2005): S. 18. 

1666  Niall Ferguson betrachtet die USA zwar als Imperium – „albeit one that has, until now, generally preferred 
indirect and informal rule.“ Niall Ferguson, Hegemony or Empire? (Review Essay), in: Foreign Affairs, Nr. 
5, September/Oktober 2003, S. 161. 

1667  Münkler (2005): S. 8. 
1668  Vgl. ebd., S. 30. 
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Sind die USA demnach ein Imperium? Es gibt eine Reihe von Anzeichen, die dafür sprechen. 

Kein Staat verfügt auch nur annähernd über die militärischen Möglichkeiten der USA. Dies 

hat dazu geführt, daß amerikanische Kriegsschiffe eine dominierende Position auf den Welt-

meeren einnehmen. Hinsichtlich der Kontrolle der SLOCs können die USA mit Fug und 

Recht als Seeimperium bezeichnet werden.1669 Zwar nutzen auch weitere Staaten die Meere – 

aber nur, weil sie von amerikanischen Einheiten daran nicht gehindert werden. Selbige 

Machtverhältnisse können auf den Weltraum übertragen werden. Für die geöffnete Herr-

schaftssicht lassen sich weitere Beispiele finden: Nur die USA haben die Welt in – insgesamt 

fünf – militärische Regionalkommandos eingeteilt, deren Befehlshaber mit römischen Pro-

konsuln verglichen werden.1670 Welthandel und Weltfinanzsystem beruhen auf Institutionen, 

die wie die Welthandelsorganisation, die Weltbank oder der Internationale Währungsfonds 

von amerikanischen Regierungen maßgeblich initiiert worden sind und weiterhin stark beein-

flußt werden. Der US-Dollar dürfte zudem auf nicht absehbare Zeit die Leitwährung der 

Weltwirtschaft bleiben. 

  Die Debatte um das „Imperium Amerika“ ist nicht neu.1671 In der aktuellen Diskussion 

werden insbesondere dem Verhalten der Bush-Administration imperiale Züge zugeschrieben. 

Ein Staat, der sich das jederzeitige Recht auf militärische Präemptiv- und Präventivschläge 

zuspricht und nicht nur zu humanitären Interventionen bereit ist, sondern wie etwa im Irak 

2003 aktiv regime change betreibt, arbeitet aktiv gegen den Grundsatz der souveränen 

Gleichheit, auf dem die Staatenwelt basiert. Die USA würden gegenwärtig versuchen, wie 

Carlo Masala konstatiert, ein hierarchisches System zu schaffen, in dem sie selbst „darüber 

entscheiden, ob die Souveränität von Staaten aufrechterhalten oder suspendiert wird.“1672 Jens 

van Scherpenberg interpretiert die Irak-Politik der Bush-Administration dahingehend, daß im 

übertragenen Sinne versucht werde, „die wachsenden Kosten internationaler Präsenz zur Si-

cherung von Pax Americana zumindest im Irak durch moderne Formen der Tributzahlung 

                                                 
1669  Münkler weist darauf hin, daß sich Seeimperien nicht wie Kontinentalimperien in erster Linie durch räumli-

che Ausdehnung qualifizieren. Ihr Einfluß manifestiere sich „in der Kontrolle von Waren-, Kapital- und In-
formationsströmen sowie wirtschaftlicher Knotenpunkte. Hochseehäfen und gesicherte Handelsrouten, die 
ihnen zur Verfügung stehenden Ressourcen und das Vertrauen der Geschäftspartner in eine weltweit akzep-
tierte Währung sind bei Seereichen für die Machtentfaltung erheblich wichtiger als die physische Kontrolle 
von Territorien.“ Münkler (2005): S. 24. „Die Transglobalität ist eine wesentliche Machtressource des ame-
rikanischen Imperiums.“ Ebd., S. 26. 

1670  Vgl. Cohen (2004): S. 60. 
1671  Vgl. dazu u.a. folgende Beiträge, die der amerikanischen Außenpolitik während der Amtszeit von US-

Präsident Bill Clinton gewidmet sind: Robert Kagan, The Benevolent Empire, in: Foreign Policy, Nr. 111, 
Sommer 1998, S. 24 – 35. Charles William Maynes, The Perils of (and for) an Imperial America, in: For-
eign Policy, Nr. 111, Sommer 1998, S. 36 – 48. Beide Autoren gehen begrifflich unscharf vor. Während sie 
im Titel „Empire“ oder „Imperial“ führen, befassen sich die Beiträge mit Fragen der Hegemonie, unter der 
dann wiederum sowohl Inhalte der „Führung“ als auch der „Dominanz“ verstanden werden. 

1672  Masala (2004): S. 63. 
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sowie halbkolonialen exklusiven Marktzugang für amerikanische Unternehmen wieder her-

einzuholen.“1673 Dort, wo die USA durch Formen zerfallender Staatlichkeit bedroht werden, 

erblicken Kommentatoren wie Sebastian Mallaby einen „imperial moment“1674, der die ame-

rikanische Regierung zum Handeln zwinge. Den militärischen Interventionen der vergange-

nen Jahre mangelt es zudem nicht an missionarischem Pathos: Bush hat u.a. mit Blick auf den 

Irak-Krieg erklärt, der Welt Freiheit und Demokratie bringen zu wollen.1675 

  Fraglich ist nun, ob das Vorliegen imperialer Facetten bereits ausreicht, um auf ein ameri-

kanisches Imperium schließen zu können. Stanley Hoffman hat an dieser Stelle zu Recht Ein-

spruch erhoben: „Alle Behauptungen, die (billigend oder ablehnend) annehmen, daß Amerika 

nach 1945 oder nach 1989 ein Imperium sei, ziehen verallgemeinernde Schlüsse aus den Ele-

menten von Militärpräsenz und Vorherrschaft in einem großen Teil der Welt und dem welt-

weiten Umfang und der globalen Größe der amerikanischen Wirtschaft, die nicht abzustreiten 

sind.“1676 Übersehen werde zudem, daß die amerikanische Gesellschaft aufgrund ihrer histori-

schen Wurzeln stark antikoloniale Züge aufweise und sich eher auf innenpolitische Probleme 

konzentriere. Eliot A. Cohen hat in diesem Zusammenhang die These aufgestellt, „that demo-

cracy and empire are ultimately incompatible.“1677 Hintergrund dieser Aussage ist, daß demo-

kratische Gesellschaften weniger bereit sind, die Kosten und Risiken übermäßiger Machtaus-

dehnung dauerhaft zu billigen.1678  

  Die USA sind aber noch vielmehr deshalb kein Imperium und gebieten auch nicht über ein 

solches, weil sie nicht zu totaler Beherrschung fähig sind. Sie können zwar jederzeit und an 

jedem Ort der Welt militärisch intervenieren, um einem Akteur ihren Willen aufzuzwingen 

(zu den Ausnahmen zählen mit Nuklearwaffen ausgerüstete Großmächte). Der letzte amerika-

nische Irak-Krieg hat jedoch dreierlei gezeigt: Es wurde, erstens, deutlich, daß die USA rela-

tiv einfach eine Regierung stürzen können. Es fällt ihnen jedoch weitaus schwerer, neue poli-

tische Strukturen aufzubauen, die funktionieren. Eine Mischung aus Insurgenten sowie Terro-

risten an Euphrat und Tigris demonstriert täglich, den amerikanischen Einfluß nicht akzeptie-

ren zu wollen. Trotz qualitativer und quantitativer militärischer Überlegenheit sind die USA 

als vermeintliches „Zentrum“ nicht in der Lage, an der mutmaßlichen „Peripherie“ für Ruhe 

und Ordnung zu sorgen. Zweitens hat der Irak-Krieg gezeigt, wie schnell die Kräfte des Pen-

tagons überdehnt werden können. Auch 2007 war daher ein weiteres größeres militärisches 

                                                 
1673  Van Scherpenberg (2003): S. 3. 
1674  Sebastian Mallaby, The Reluctant Imperialist. Terrorism, Failed States, and the Case for American Empire, 

in: Foreign Affairs, Nr. 2, März/April 2002, S. 6. 
1675  Vgl. dazu sein Vorwort in der NSS 2006: Department of Defense (16.03.2006). 
1676  Stanley Hoffmann, Die Gefahren des Imperiums, in: Internationale Politik, Nr. 10, Oktober 2004, S. 43. 
1677  Cohen (2004): 54. Siehe dazu auch Ignatieff (2003): S. 104 f. 
1678  Vgl. auch Bacevich (2003b): S. 80. 
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Unternehmen, etwa ein Schlag der USA gegen das Nuklearprogramm des Iran, vor allem des-

halb unwahrscheinlich, weil für einen Bodeneinsatz nicht genügend Truppen zur Verfügung 

standen – eine Situation, an der sich kurzfristig nichts ändern dürfte. Das Gros der kampfbe-

reiten Einheiten ist im Irak gebunden. Sollten die USA dennoch den Iran angreifen wollen, 

müßten sie sich auf Luftschläge mit ungewissem Ausgang konzentrieren. Die Ereignisse dürf-

ten Washington schließlich, drittens, vorgeführt haben, daß es sich nicht uneingeschränkt auf 

seine Sicherheits- und Bündnispartner verlassen kann. Deutschland hat offen gegen den ame-

rikanischen Feldzug opponiert und sich zu dessen Verhinderung auf eine rhetorisch-

diplomatische Achsenbildung mit Frankreich und Rußland eingelassen. Spanien hatte zu-

nächst Truppen entsandt, diese dann jedoch – und zwar gegen den Wunsch der USA – wieder 

zurückgezogen. Weitere Beispiele ließen sich anführen, die alle eines zeigen: Einem Imperi-

um dürfte derartiges nicht passieren! Ein wahres „Empire“ wäre zudem nicht auf den guten 

Willen seines wichtigsten asiatischen Konkurrenten angewiesen. Denn sollte sich Peking ent-

scheiden, einen großen Teil seiner amerikanischen Staatsanleihen, über die das amerikanische 

Haushaltsdefizit mitfinanziert wird, aufzulösen, dann stünde Washington vor einem Pro-

blem.1679 G. John Ikenberry konzediert daher trotz der von ihm hervorgehobenen außerordent-

lichen Machtposition der USA, daß deren Beziehungen zu Europa, Japan, China und Rußland 

nicht als imperial bezeichnet werden könnten. „Together, they form a political order built on 

bargains, diffuse reciprocity, and an array of intergovernmental institutions and ad hoc work-

ing relationships. This is not empire; it is a U.S.-led democratic political order that has no 

name or historical antecedent.“1680 

  Die Herrschaftslogik eines Imperiums paßt zudem nicht zu den Annahmen des systemi-

schen Realismus. Wären die USA tatsächlich in der Lage, das internationale System hierar-

chisch zu ordnen,1681 dann wäre die Annahme einer anarchischen Staatenwelt obsolet. Robert 

J. Art hat deshalb zu Recht darauf verwiesen, daß der Ansatz des dominion eine „transforma-

tional strategy“1682 sei. Das arrangement des internationalen Systems würde sich nämlich im 

Sinne von Kenneth N. Waltz von Anarchie zu Hierarchie wandeln. Dies würde wenigstens für 

                                                 
1679  Vgl. dazu Kapitel 7/I in dieser Arbeit. 
1680  G. John Ikenberry, Illusions of Empire. Defining the New American Order (Review Essay), in: Foreign Af-

fairs, Nr. 2, März/April 2004, S. 154. 
1681  Die USA hätten, so G. John Ikenberry, das Westfälische System einer anarchischen Staatenwelt verändert: 

„Since September 11, the Bush administration’s assertion of ‘contingent sovereignty’ and the right of pre-
emption have made this transformation abundantly clear. The rise of unipolarity and the simultaneous un-
bundling of state sovereignty is a new and volatile brew.“ Ikenberry (2004): S. 146. Ikenberry bezeichnet 
die USA als „producer of world order“, was ebenfalls ein hierarchisches Ordnungssystem andeutet. „For 
better or worse, other states must come to terms with or work around this protean order.“ Ebd., S. 145. 

1682  Art (2003): S. 87. Eine solche Option scheide jedoch für die USA aus: „The United States has neither suffi-
cient military power nor sufficient resources to generate enough military power to subject the world to an 
American imperium.“ Ebd., S. 89. 
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den (regionalen) Herrschaftsbereich des Imperiums gelten. Auch die Unterscheidung von 

„Zentrum“ und „Peripherie“, die nicht durch klare Grenzen voneinander getrennt werden, ist 

dem Wesen der Staatenwelt fremd.  

  Aus der Sicherheitspolitik der Bush-Administration sind seit den Terroranschlägen vom 

11. September 2001 zudem vorschnelle Schlüsse gezogen worden. Vorbeugende Militär-

schläge und erzwungene Regimewechsel mögen die Grundgedanken der UN-Charta (deren 

Inhalte aus realistischer Sicht staatliches Verhalten ohnehin nicht erklären können) auf den 

Kopf gestellt haben. Diese letztlich punktuellen Ereignisse haben jedoch nicht zu einer Trans-

formation der Struktur des internationalen Systems geführt.1683 

  In offiziellen Dokumenten wird der Gedanke, die USA seien eine imperiale Macht, zudem 

abgelehnt. 1999 formulierte der Nationale Sicherheitsberater der Clinton-Administration, Sa-

muel „Sandy“ R. Berger, dies wie folgt: Die USA seien die „first global power in history that 

is not an imperial power“1684. In selbigem Jahr hatte auch George W. Bush in einer program-

matischen Rede zur Außenpolitik im Vorfeld seiner Bewerbung um das Präsidentenamt er-

klärt: „America has never been an empire. We may be the only great power in history that had 

the chance, and refused“1685. Im QDR 2001 wird die amerikanische Ordnungspräferenz fol-

gendermaßen umschrieben: „America seeks to use its current political, economic, and military 

advantages not to dominate others, but to build durable framework upon which the United 

States and its allies and friends can prosper in freedom and into the future.“1686 Um den ex-

klusiven Charakter der Rolle der USA in der Welt hervorzuheben, wurden weniger aussage-

kräftige Formulierungen verwendet. Außenministerin Madeleine K. Albright sprach von der 

„indispensable nation“1687 – eine Zuschreibung, die sich auch im Vorwort von William S. Co-

hen zum QDR 1997 wiederfindet: „America begins the new millenium as the sole superpo-

wer, the indispensable nation.“1688 

 

                                                 
1683  So auch Link (2002): S. 53 f.  
1684  Zit. n. Thomas E. Ricks, Empire or Not? A Quiet Debate Over U.S. Role, in: The Washington Post, 21. Au-

gust 2001, S. A01. 
1685  Bush (19.11.1999). Bush erklärte ebenfalls: „We have partners, not satellites.“ Ebd. 
1686  Department of Defense (30.09.2001): S. 1. 
1687  Madeleine K. Albright, Interview on NBC-TV „The Today Show“ with Matt Lauer, Columbus (Ohio), 19. 

Februar 1998. 
1688  Department of Defense (Mai 1997): Vorwort. 
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2.  Hegemonie (hegemony) 

Der Begriff der „Hegemonie“ (hegemony) geht auf das griechische „hēgemonía“ zurück und 

wird mit „Anführen“1689 übersetzt. Der Brockhaus spricht in diesem Zusammenhang von der 

„Vormachtstellung eines Staates gegenüber anderen“1690. Der Duden definiert Hegemonie     

ebenfalls als „Vorherrschaft, Vormachtstellung, die ein Staat gegenüber einem oder mehreren 

anderen Staaten besitzt“ sowie als „faktische Überlegenheit politischer, wirtschaftlicher oder 

ähnlicher Art“1691. Synonym werden in der englischsprachigen Literatur auch folgende Be-

griffe verwendet: primacy (Vorrang), preponderance (Übergewicht) sowie supremacy (Vor-

herrschaft). Soweit die Stellung der USA unter anderen Großmächten im hegemonialen Sinne 

hervorgehoben werden soll, ist von „Supermacht“ oder aber, wie dies der einstige französi-

sche Außenminister Hubert Vedrine mit einer abwertenden Stoßrichtung formulierte, von 

„Hypermacht“1692 die Rede. Amerikanische Entscheidungsträger vermeiden zur Kennzeich-

nung ihrer eigenen Rolle in den internationalen Beziehungen die Verwendung des Begriffes 

„Hegemonie“ und sprechen bevorzugt von leadership (Führung). Dafür sind ausschließlich 

psychologische Beweggründe verantwortlich zu machen: So wird hegemony im Kontext poli-

tischer und auch politikwissenschaftlicher Debatten eher mit „Bevormundung“ oder den In-

halten eines empire assoziiert, was weniger für das Wort leadership gilt. Etymologisch wird 

dabei übersehen, daß beide Begriffe mit „Führung“ zu übersetzen sind.  

  Eine genauere Definition von „Hegemonie“ soll zunächst über eine Abgrenzung zum 

„Imperium“ erfolgen.1693 Im Schrifttum geht eine präzise Differenzierung regelmäßig verlo-

ren, weil hegemony und empire für inhaltlich identisch gehalten werden.1694 Und in der Tat, 

beide Varianten der Dominanz weisen in ihren Merkmalen Schnittmengen auf. Es gibt jedoch 

einen ganz zentralen Unterschied: Ein Imperium basiert auf der Anwendung von Zwang. Eine 

hegemoniale Ordnung setzt Gefolgschaft formal gleichberechtigter Akteure voraus.1695 An-

                                                 
1689  Duden (2003): S. 732. 
1690   Brockhaus (2003). 
1691  Duden (2003): S. 732. Das Zitat ist im Original kursiv gesetzt und unter Verwendung von Abkürzungen 

wiedergegeben. 
1692  Sandy Berger hat diese Formulierung in einer Zusammenfassung der außenpolitischen Leistungen der Clin-

ton-Administration offensiv aufgenommen: „We should not apologize for being a ‘hyperpower.’ But to re-
main strong, we must be a hyperpower that our friends and allies can depend on.“ Samuel R. Berger, A For-
eign Policy for the Global Age, in: Foreign Affairs, Nr. 6, November/Dezember 2000, S. 38.  

1693  Vgl. Münkler (2005): S. 67 – 77. Philip S. Golub, Imperial politics, imperial will and the crisis of US he-
gemony, in: Review of International Political Economy, Oktober 2004, S. 767. John Agnew, American He-
gemony Into American Empire? Lessons from the Invasion of Iraq, in: Antipode, Oxford – Malden 2003, S. 
874 – 876. 

1694   Um die Verwirrung abzurunden, spricht Chalmers Johnson von einer „imperialen Hegemonie“. Chalmers 
Johnson, Ein Imperium verfällt. Wann endet das Amerikanische Jahrhundert?, 2. Auflage, München 2000, 
S. 296. 

1695  „Sie gründet sich auf die Anerkennung der politischen (ideologischen), militärischen, wirtschaftlichen 
und/oder kulturellen Überlegenheit eines Staates seitens anderer Staaten. Hegemonie geht über bloße Ein-



420 Die Ordnungspräferenz: Pax Americana   
 
 

 

ders ausgedrückt: Ein imperialer Staat herrscht, ein hegemonialer Staat führt.1696 Heinrich 

Triepel hat Imperium und Hegemonie treffend unterschieden: „Im Gegensatze zum bloßen 

Einflusse ist Herrschaft die Fähigkeit eines Willens, andere Willen durch die Aussicht auf äu-

ßeren Zwang zu motivieren. Sie ist streng einseitig, setzt keinerlei Anerkennung des Unter-

worfenen voraus. [...] Die Hegemonie aber stützt sich immer auf eine A n e r k e n n u n g des 

geführten Staats, und sie neigt sich ihrem Ende zu, wenn die Anerkennung ins Schwanken ge-

rät.“1697 Es ist demnach nicht nur die materielle Machtverteilung entscheidend, sondern im-

materielle Faktoren spielen ebenfalls einen Rolle.1698  

  Der Hegemon ist der mächtigste Akteur innerhalb eines regionalen oder globalen Bezugs-

rahmens. In diesem verfügen konkurrierende Mächte jedoch über die Möglichkeit, ihn her-

auszufordern und auch abzulösen. Hegemonie setzt also eine anarchische Staatenwelt voraus, 

womit sie an die sich aus dem systemischen Realismus ergebenden Ordnungsmodelle an-

knüpft. In dieser Staatenwelt kann es mehrere Großmächte geben, die oft auch als Führungs-

mächte bezeichnet werden. Der Hegemon wäre dann die „führende Führungsmacht“, wofür 

auch die Formulierung primus inter pares gebraucht wird. „Von Imperien soll dagegen ge-

sprochen werden, wenn das Machtgefälle zwischen der Zentralmacht und den anderen Ange-

hörigen der politischen Ordnung so groß geworden ist, daß es auch durch Gleichheitsfiktionen 

nicht mehr überbrückt werden kann.“1699 Aus diesem Grunde kann eine imperiale Macht auch 

weniger durch gewaltsame Konflikte an der Peripherie herausgefordert werden. Kommt es 

dennoch zu einem Krieg und einer Niederlage des Zentrums, sind die Folgen erheblich: Das 

hierarchische Ordnungssystem bricht in sich zusammen. In hegemonialen Kriegen sind die 

Konsequenzen hingegen weniger weitreichend. „Es geht in ihnen nur um den Austausch des 

Hegemons, das Ordnungsmodell selbst hingegen wird von allen Konfliktparteien aner-

kannt.“1700 Die anarchische Struktur des internationalen Systems bleibt dabei erhalten. Hege-

monien gründen schließlich im Gegensatz zu Imperien nicht zwangsläufig auf einem missio-

narischen Anspruch. Setzen sie einen solchen dennoch ein, so steckt dahinter der Versuch, na-

tionale Interessen durch gemeinschaftlich orientierte Appelle zu kaschieren. 
                                                                                                                                                         

flußnahme hinaus, endet aber unterhalb der Schwelle unmittelbarer Herrschaftsausübung. Im Gegensatz zu 
einem mit Gewalt erzwungenen Über- und Unterordnungsverhältnis schließt Hegemonie – idealtypisch ge-
sehen – das Moment der Freiwilligkeit und Gleichberechtigung der Partner innerhalb des Hegemoniesy-
stems ein.“ Brockhaus (2003). 

1696  Das Wesen der Hegemonie liege, so Heinrich Triepel, „unter der Linie [...], an der H e r r s c h a f t be-
ginnt.“ Heinrich Triepel, Die Hegemonie. Ein Buch von führenden Staaten, 2. Auflage, Stuttgart 1943, S. 
135. Triepel spricht von „einem alten Mißverständnisse, das Führung mit Herrschaft verwechselt.“ Ebd., S. 
137. 

1697  Ebd., S. 141. 
1698  Vgl. Takashi Inoguchi, Paul Bacon, Empire, hierarchy, and hegemony: American grand strategy and the 

construction of order in the Asia-Pacific, in: International Relations of the Asia-Pacific, Nr. 2/2005, S. 124. 
1699   Münkler (2005): S. 77. 
1700  Ebd., S. 68. 
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  Triepel sieht das Wesen der Hegemonie in der Willensbeziehung: „Wie jede echte Füh-

rung ist auch die staatliche Hegemonie das Verhältnis eines W i l l e n s zu einem anderen. 

Staatlicher Wille erstrebt und gewinnt Macht über einen anderen staatlichen Willen, leitet die-

ses zu einem bestimmten Verhalten hin.“1701 Aus diesem Grunde hält er es für unzureichend, 

Hegemonie mit „Vormacht“ zu übersetzen, „die voran s t e h t, nicht notwendig eine, die vor-

an g e h t.“1702 Das „Führerverhältnis“1703 werde durch den Begriff „Vormacht“ nicht abge-

deckt. Ein Hegemon verfolge mindestens zwei Ziele: Indem er Staaten um sich schart, die 

sich führen lassen, komme es zur „Kraftsammlung“. Dabei strebe der Hegemon „eine politi-

sche Isolierung der Gefolgschaft gegenüber Einflüssen dritter Mächte“1704 an. Triepel unter-

scheidet Machtgrade von Einfluß bis Herrschaft, wobei staatliche Hegemonie „ungefähr in 

der Mitte“1705 stehe. „Hegemonie ist natürlich auch Einfluß, aber nicht der alltägliche, dem 

jeder Staat unterliegt. Sie ist der ‘vorwiegende und entscheidende Einfluß’“1706. Die 1938 

erstmals erschienene Abhandlung des ehemals an der Universität Berlin lehrenden Rechtshi-

storikers ist für die vorliegende Untersuchung schließlich deshalb interessant, weil in ihr An-

nahmen über die internationalen Beziehungen verarbeitet werden, die man heute zum offensi-

ven Realismus rechnen würde: „Es ist selbstverständlich, daß sich mit dem Besitze der die 

Überlegenheit begründenden Eigenschaft der Wille verbinden muß, die Überlegenheit auszu-

nutzen. Jede Hegemonie entspringt dem M a c h t s t r e b e n eines an sich Mächtigen, genau-

er dem Willen, die Macht zu erweitern.“1707 

  Daß das Handeln der USA in der Praxis die Ordnungspräferenz einer Hegemonie abbildet, 

läßt sich nicht nur mittels eines Ausschlußverfahrens mit Blick auf die oben erfolgten Ausfüh-

rungen zu möglichen imperialen Ambitionen begründen. Eine solche Bewertung ergibt sich 

aus wenigstens vier Merkmalen: Nur die USA verfügen, erstens, im asiatisch-pazifischen 

Raum über die notwendigen militärischen Instrumente, um in Krisenfällen führen zu können. 

Das vor Ort bereits in den 50er Jahren errichtete, aus mehreren bilateralen Allianzen beste-

hende Sicherheitssystem ist, zweitens, auf die USA als Führungsmacht zugeschnitten. Dabei 

hat bislang jede amerikanische Regierung darauf verzichtet, alliierte Staaten jenseits des übli-

chen diplomatischen Drucks zu außenpolitischen Akten zu zwingen. Dafür sprechen z.B. im 

Falle Manilas die Aufkündigung des Stationierungsabkommens zu Beginn der 90er Jahre oder 

auch der philippinische Truppenabzug aus dem Irak 2004, der gegen den ausdrücklichen Wil-

                                                 
1701  Triepel (1943): S. 133. 
1702  Ebd., S. 138. 
1703  Ebd. 
1704  Ebd., S. 135. 
1705  Ebd., S. 140. 
1706  Ebd., S. 141. 
1707  Ebd., S. 175. 
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len Washingtons erfolgte. Das amerikanische Führungsverständnis setzt also bei den Si-

cherheits- und Bündnispartnern auf Freiwilligkeit.1708 Die hegemoniale Ordnungspräferenz 

wird, drittens, in einer ganzen Reihe multilateraler Hilfsmissionen und Militäroperationen 

deutlich, in denen die USA wie etwa während der Kriege gegen Jugoslawien 1999, Afghani-

stan 2001 und den Irak 2003 die Führung einer „Koalition der Willigen und Fähigen“ über-

nahmen. Im asiatisch-pazifischen Raum hatte Washington seinem Verbündeten Canberra 

1999 die Leitung der INTERFET überlassen, gleichwohl jedoch im Hintergrund eine wichtige 

logistische Rolle übernommen. Nach der Tsunami-Katastrophe vom Dezember 2004 waren es 

ebenfalls die USA, die Anfang 2005 als Führer einer „Core Group“, zu der Indien, Japan und 

Australien gehörten, Hilfsmaßnahmen durchführten, die vor allem dem besonders betroffenen 

Aceh galten. Schließlich wird Washington, viertens, in Sicherheitsfragen immer dann seiner 

Rolle als Hegemon gerecht, wenn es zur Umsetzung nationaler Interessen multilaterale Initia-

tiven wie die Container Security Initiative (CSI) oder die PSI lanciert und es ihm dabei ge-

lingt, regionale Akteure zur Mitarbeit zu bewegen. 

  Es lassen sich allerdings auch klare Grenzen der Hegemonie nennen. Autoren wie Philip 

S. Golub zweifeln z.B. den Grad freiwilliger Kooperation an. Das Verhalten der USA im 

Kampf gegen den Terrorismus sei auf Kosten ihrer hegemonialen Stellung gegangen. Denn 

Führung bedeute, Kooperation einzuwerben, und nicht, sie faktisch zu erzwingen.1709 Die 

amerikanische Hegemonie ist zudem insofern unvollständig, als sie nicht von allen Staaten 

Asien-Pazifiks akzeptiert wird.1710 Ihre Stärke nimmt jenseits der direkten Einflußsphäre der 

USA ab und gilt auch in dieser – jeweils in Abhängigkeit des politischen Kooperationsfeldes 

– unterschiedlich intensiv. 

  Die amerikanische Regierung hat sich in den vergangenen Jahren ohne Einschränkung zu 

einer globalen Führungsrolle bekannt. Präsident Bush schloß seine einleitenden Worte zur 

NSS 2006 mit den Worten: „America must continue to lead.“1711 Dieses Postulat gehörte zu 

den Standard-Textbausteinen in Reden amerikanischer Präsidenten.1712 Im eigentlichen 

                                                 
1708  Vgl. dazu das Kapitel „Eine Hegemonie neuen Typs“ bei Zbigniew Brzezinski, Die einzige Weltmacht. 

Amerikas Strategie der Vorherrschaft, Weinheim – Berlin 1997, hier S. 45. 
1709  Vgl. Golub (2004): S. 779. Bush hatte in seiner nach dem 11. September 2001 ersten Rede vor dem Kon-

greß ein Freund-Feind-Schema entwickelt: „Every nation, in every region, now has a decision to make. Ei-
ther you are with us, or you are with the terrorists.“ George W. Bush, Address to a Joint Session of Con-
gress and the American People, Washington D.C., 20. September 2001. 

1710  Vgl. Inoguchi/Bacon (2005): S. 123. 
1711  The White House (16.03.2006): Vorwort. In der NSS 2002 schloß Bush sein Vorwort mit Blick auf den 

Kampf gegen den Terrorismus ähnlich: „The United States welcomes our responsibility to lead in this great 
Mission.“ The White House (17.09.2002): Vorwort. 

1712  Die Zielvorgabe amerikanischer Führung wird dabei oft in geradezu dramatische Bilder gefaßt. Präsident 
Bush sagte z.B. während seiner Rede an die Nation im Januar 2006: „The only alternative to American 
leadership is a dramatically more dangerous and anxious world.“ George W. Bush, President Bush Delivers 
State of the Union Address, Washington D.C., 31. Januar 2006. 
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Haupttext der NSS 2006 heißt es dann weiter: „America must lead by deed as well as by ex-

ample.“1713 Die USA betonen immer wieder, Führung einerseits durch Vorbild ausüben zu 

wollen. Madeleine K. Albright erklärte dazu beispielhaft: „[...] the United States cannot per-

suade others to act if we are not willing to do so ourselves. Effective coalition are a conse-

quence of, not an alternative to, U.S. leadership.“ Mit Blick auf die erwähnten „Koalitionen 

der Willigen und Fähigen“ vertrat sie die Auffassung, daß „America often serves as a catalyst 

and coalition-builder. We can sound the trumpet, frame the issues, and point the way, but if 

global standards are to be enforced, many nations – not just the United States – have indis-

pensable roles to play.“1714 Andererseits weisen Dokumente wie die NSS 2002 darauf hin, daß 

Führung die Berücksichtigung der Interessen der Geführten zu beinhalten habe: „In exercising 

our leadership, we will respect the values, judgment, and interests of our friends and part-

ners.“1715 Der QDR 2001 sieht die amerikanische Führungsrolle in praktisch allen relevanten 

Themenfeldern verwirklicht: „America’s political, diplomatic, and economic leadership con-

tributes directly to global peace, freedom, and prosperity.“1716 Die einzelnen Strategiepapiere 

verweisen zudem regelmäßig, wie etwa der QDR 1997, auf die militärischen Voraussetzun-

gen effektiver Führung: „The United States seeks to play a leadership role in the international 

community“. Um diese aufrechtzuerhalten, sei es „imperative that the United States maintain 

its military superiority in the face of evolving, as well as discontinuous, threats and chal-

lenges. Without such superiority, our ability to exert global leadership and to create interna-

tional conditions conducive to the achievement of our national goals would be in doubt.“1717 

Schließlich bedeutet Führung, wie es in der NSS 1999 festgehalten wird, auch die 

Bereitschaft zu Alleingängen bzw. das Streben nach Lastenteilung: „America must be willing 

to act alone when our interests demand it, but we should also support the institutions and ar-

rangements through which other countries help us bear the burdens of leadership.“1718 

 

                                                 
1713  The White House (16.03.2006): S. 49. 
1714  Albright (November/Dezember 1998): S. 61. 
1715  The White House (17.09.2002): S. 31. „Effective coalition leadership requires clear priorities, an apprecia-

tion of others’ interests, and consistent consultations among partners with a spirit of humility.“ Ebd., S. 25. 
1716  Department of Defense (30.09.2001): S. 1. 
1717  Department of Defense (Mai 1997): Section III. 
1718  The White House (Dezember 1999): S. iv. 
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II.               Optionen des Machteinsatzes 
 

 

Staaten entscheiden nach Reflektion ihrer capabilities und der ihre Interessen in Frage stel-

lenden Herausforderungen bzw. Bedrohungen, welche Machtkonstellation unter den gegebe-

nen Umständen die für sie günstigste ist. Dies wurde im vorangegangenen Abschnitt als 

„Ordnungspräferenz“ bezeichnet. Erst anschließend überlegen sie, welchen Weg sie zu be-

schreiten haben, in welcher Weise sie also Macht einsetzen müssen, um den angestrebten 

Ordnungszustand zu erreichen. Dazu wird in diesem Abschnitt zunächst das Konzept der „di-

stanzierten Gleichgewichtsherstellung“ (offshore balancing) erörtert. Anschließend wird der 

Begriff des inshore balancing vorgestellt. 

  Folgende Ansätze werden an dieser Stelle nicht weiter betrachtet: Das Konzept des „Isola-

tionismus“ (isolationism) ist dem realistischen Paradigma fremd. Staaten, die darauf verzich-

ten, internationale Machtkonstellationen zu ihren Gunsten zu beeinflussen, widersprechen der 

Annahme, daß in einem anarchischen System jeder Akteur dazu gezwungen ist, unter sich 

ständig verändernden Umfeldbedingungen aktiv nach Überleben zu streben. Dementspre-

chend werden auch die inhaltlich verwandten Termini des restraint oder des disengagement 

nicht verwendet. Der Begriff der „Eindämmung“ (containment) taugt wiederum nur unter be-

grenzten Bedingungen als umfassende Kennzeichnung eines Konzepts des Machteinsatzes. 

Die Politik der USA gegenüber Deutschland und Japan während des Zweiten Weltkrieges    

oder gegenüber der Sowjetunion während des Ost-West-Konfliktes weist starke Merkmale ei-

nes containment auf. Gegenüber China wäre der Begriff jedoch angesichts umfassender Ko-

operationsbeziehungen irreführend. Daraus den Schluß zu ziehen, daß der Terminus des „En-

gagements“ (engagement) besser in der Lage wäre, Realitäten amerikanischer Asien-Politik 

mit ihrem Fokus China abzubilden, wäre ebenfalls ein Trugschluß. Denn obwohl Washington 

in vielen Gebieten eng mit Peking zusammenarbeitet, bereitet es sich dennoch in vielfältiger 

Weise auch auf Szenarien vor, in denen das Reich der Mitte zu einer expansiven Außenpolitik 

übergeht. Politikwissenschaftler haben deshalb zum einen attributive Ergänzungen, etwa jene 

des selective engagement oder des preventive containment, vorgeschlagen, um die Form des 

amerikanischen Machteinsatzes im asiatisch-pazifischen Raum zu kennzeichnen. Zum ande-

ren haben sie Mixturen gebildet, die zu den künstlichen Begriffen des congagement oder con-

strainment geführt haben. Der Verfasser hält auch diese Begriffe im Kontext der vorliegenden 

Arbeit für ungeeignet. Sie sind nicht spezifisch genug, da mit ihnen versucht wird, die dem 

jeweiligen Autor am plausibelsten erscheinenden Merkmale des containment bzw. des enga-
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gement miteinander zu kombinieren. Insofern taugen sie auch nicht als subsumierende Be-

schreibungen des Machteinsatzes, der ja fast immer Elemente der Kooperation und der Kon-

frontation enthält.1719 Die Begriffe des offshore/inshore balancing lassen sich hingegen weit-

aus besser mit dem im Theoriekapitel erarbeiteten Vokabular verknüpfen. 

 

1.  Distanzierte Gleichgewichtsherstellung (offshore balancing) 

Trotz aller Unterschiede weisen die Ansätze des Isolationismus und der distanzierten Gleich-

gewichtsherstellung in einer Frage eine große Schnittmenge auf: Vertreter beider Seiten sind 

sich einig, daß die USA ihre Truppen von den Gegenküsten zurückziehen sollten. Dies wird 

mit drei Kernargumenten begründet. Die USA seien, erstens, strategisch sicher. Der Besitz 

von Nuklearwaffen sowie die geostrategischen Ausgangsbedingungen in Form von zwei Oze-

anen und zwei militärisch schwachen Staaten an den eigenen Grenzen machten das Land „vir-

tually impregnable against direct attack“1720. Die militärische Vornepräsenz sei, zweitens, 

langfristig nicht finanzierbar. Durch einen Rückzug könnten erhebliche Mittel eingespart 

werden, die dann für dringend benötigte innenpolitische Investitionen zur Verfügung stün-

den.1721 Eugene Gholz, Daryl G. Press und Harvey M. Sapolsky haben dies prononciert for-

muliert: „The key to America’s economic future lies in maintaining a well-educated work-

force and addressing its problems at home, not in stationing troops overseas. America’s pros-

pects are quite bright. […] In fact, the only way the United States could jeopardize its favor-

able position is to meddle in other nations’ affairs, join their wars, and overspend on de-

fense.“1722 Zudem werde, so Chalmers Johnson und E. B. Keehn, die Wechselwirkung zwi-

schen militärischer Präsenz und wirtschaftlichem Austausch falsch eingeschätzt: „East Asian 

markets will not open wider to U.S. goods and services because of the presence of the Se-

venth Fleet.“1723 Die militärische Vornepräsenz löse schließlich, drittens, Gegenmaßnahmen 

aus, durch die amerikanische Truppen erst in Konflikte hineingezogen würden. Vorurteile und 

Haß würden zudem in jenen Staaten zunehmen, in denen US-Soldaten stationiert sind. Chal-

mers Johnson, der seit langen Jahren von allen Politikwissenschaftlern der USA am profilier-

testen und gleichzeitig polemischsten für einen Rückzug der amerikanischen Streitkräfte auf 

heimisches Territorium plädiert, spricht in diesem Zusammenhang vom blowback. Ein solcher 

                                                 
1719  Vgl. zu der Debatte der Ansätze des engagement und containment in dieser Arbeit Kapitel 7/I. 
1720  Christopher Layne, From Preponderance to Offshore Balancing. America’s Future Grand Strategy, in: In-

ternational Security, Nr. 1, Sommer 1997, S. 116. 
1721  Vgl. ebd., S. 122. 
1722  Eugene Gholz, Daryl G. Press, Harvey M. Sapolsky, Come Home, America. The Strategy of Restraint in 

the Face of Temptation, in: International Security, Nr. 4, Frühjahr 1997, S. 10 f. 
1723  Chalmers Johnson, E. B. Keehn, The Pentagon’s Ossified Strategy, in: Foreign Affairs, Nr. 4, Juli/August 

1995, S. 112. 
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„Rückstoß“ werde sowohl durch die Vornepräsenz als auch durch regelmäßige militärische 

Interventionen der USA ausgelöst. Ergebnis seien jedoch nicht nur Formen militärischer Ge-

genmachtbildung. Johnson hat seine These vom blowback weit gefaßt: „Der Begriff Rückstoß 

bringt auf einen Nenner, daß ein Land eben das erntet, was es gesät hat, selbst wenn es nicht 

genau weiß oder versteht, was es da ausgesät hat.“1724 Der blowback reiche von Terroran-

schlägen gegen amerikanische Bürger bis hin zum Niedergang der amerikanischen Industrie. 

Mit Blick auf den Fernen Osten hält er es nur noch für eine „Frage der Zeit, bis die kleinen 

Nationen Ostasiens angesichts des rücksichtslosen Auftretens der Amerikaner die Geduld ver-

lieren und sich nach einem geeigneten Führer zur Bildung einer anti-amerikanischen Koaliti-

on umsehen.“1725 

  Aus diesen Gründen hat Christopher Layne der amerikanischen Regierung empfohlen, 

dem Ansatz des offshore balancing zu folgen, der in der Literatur auch unter engaged disen-

gagement, distant balancer oder balancer of last resort firmiert und aus dem realistischen Pa-

radigma abgeleitet wird.1726 Layne geht davon aus, daß die internationalen Beziehungen im 

Zustand der balance of power stabiler seien als unter Bedingungen der hegemony. Amerikani-

sche Vorherrschaft würde Gegenmachtbildung provozieren, was zu der Voraussage führt, daß 

„attempting to maintain U.S. hegemony is self-defeating“1727. Führungsstaaten würden sich 

durch eine Überdehnung ihrer Kräfte schwächen und gerade dadurch ihre Sicherheit gefähr-

den. Vorherrschaft sei zudem dann nicht zu rechtfertigen, wenn die führende Macht keinen 

Herausforderer habe. Der Hegemon müsse sich folglich zurücknehmen und das Aufkommen 

neuer Großmächte akzeptieren. Dazu gehöre auch, diesen exklusive Einflußsphären zuzuge-

stehen, in denen sie ihre Sicherheitsinteressen konkurrenzlos umsetzen können: „By recogni-

zing each other’s paramount interests in certain regions, great powers can avoid the kinds of 

misunderstandings that could trigger conflict.“1728 Die Akzeptanz neuer Großmächte sollte ei-

nem offshore balancer vor allem dann leichter fallen, wenn er über eine insulare Lage und die 

damit verbundenen geostrategischen Schutzvorteile verfügt. Friede entsteht in diesem Modell 

dadurch, daß ein Konzert saturierter und mit dem Status quo zufriedener Großmächte geschaf-

fen wird.  

  Im Gegensatz zum herkömmlichen Konzert der Mächte gibt es in dieser Machtkonstellati-

on einen Akteur, den offshore balancer, der insofern der stärkste Staat ist, als er über die um-

                                                 
1724   Johnson (2000): S. 289. 
1725   Ebd., S. 294. 
1726  Vgl. dazu grundlegend Layne (1997): S. 86 – 124. Christopher Layne, Offshore Balancing Revisited, in: 

The Washington Quarterly, Frühjahr 2002, S. 233 – 248. 
1727  Layne (1997): S. 113. 
1728  Layne (2002): S. 246. 
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fassendsten capabilities verfügt. Diese setzt er jedoch zurückhaltend ein, weil er seine vitalen 

Interessen enger definiert als ein klassischer Hegemon. Zunächst investiert der offshore ba-

lancer in umfassende Sicherungsmaßnahmen des eigenen Territoriums, wozu glaubwürdige 

Abschreckungsmittel gehören. Sollte es unter den Großmächten einen revisionistischen Ak-

teur geben, der auf der eurasischen Landmasse nach einer hegemonialen Position strebt, so 

wäre es die Aufgabe des offshore balancer, eindämmende Maßnahmen zunächst jenen Staa-

ten zu überlassen, die sich in direkter Nachbarschaft des revisionistischen Akteurs befinden 

(buck-passing). Dem Ansatz geht es folglich nicht um Lastenteilung: „Offshore balancing is a 

grand strategy based on burden shifting, not burden sharing.“1729 Eine Großmacht, die dieser 

Logik folgt, würde ihre positionale Stellung verbessern und relativ an Macht gewinnen, da sie 

ihre Gegner im Regelfall nicht direkt angehen müßte und dadurch Ressourcen sparen könn-

te.1730 Erst wenn das buck-passing zu versagen droht, greift der offshore balancer selbst in das 

Geschehen ein.1731 Distanzierte Gleichgewichtshersteller sehen im Entstehen eines eurasi-

schen Hegemons eine Bedrohung ihrer eigenen Sicherheit. Ein offshore balancer wird daher 

keine Politik des Isolationismus betreiben. Er steht im wahrsten Sinne des Wortes Gewehr bei 

Fuß. Dazu verfügt er jedoch nicht über eine militärische Vornepräsenz, sondern über umfas-

sende schnelle Eingreiftruppen, die im Krisenfall zum offshore balancing eingesetzt werden 

können. Das Funktionieren dieses Ansatzes ist damit an eine entscheidende Voraussetzung 

gebunden: „The key assumption of offshore balancing is that the United States would have 

sufficient time to organize the wherewithal to attack and destroy the threat before it reached 

the United States. If allies are required to deal with such future threats, then the United States 

would be able to throw together ad-hoc coalitions to deal with them.“1732 

  Eine Umsetzung des Ansatzes des offshore balancing hätte für die amerikanische Sicher-

heitspolitik im asiatisch-pazifischen Raum weitreichende Folgen.1733 Die USA müßten sämt-

                                                 
1729  Ebd., S. 245. 
1730  „The overriding objectives of an offshore balancing strategy would be to insulate the United States from fu-

ture great powers wars and maximizing its relative power position in the international system.“ Layne 
(1997): S. 112. „Great powers that stand on the sidelines while their peers engage in security competitions 
and conflict invariably gain in relative power.“ Ebd., S. 119. 

1731  Vgl. Mearsheimer (2001): S. 237. „Offshore balancing might be described as a combination of buck-
passing and balancing: Stay out (optimally behind a broad body of water); meanwhile build up one’s mili-
tary strength and intervene only when absolutely necessary to preserve a balance.“ Snyder (2002): S. 164. 

1732  Art (2003): S. 176. 
1733   Vgl. dazu Kast (1998): S. 253 – 259. Kast plädiert dafür, daß die USA darauf hinarbeiten sollten, „ihre ‘Si-

cherheitshegemonie’ durch eine Rolle als off-shore balancer oder als geographisch distanzierter, aber den-
noch engagierter Gleichgewichtshersteller zu substituieren“. Ebd., S. 253. Dieser Schritt könne gleichwohl 
nur eine Zwischenlösung sein, denn langfristig sollten sich die USA stärker in die vorhandenen multilatera-
len Sicherheitsstrukturen des asiatisch-pazifischen Raums einbringen und diese ausbauen, damit „ein Inte-
grations-Level ähnlich wie in Europa entsteht.“ Ebd., S. 257. Aufgabe des offshore balancing sei es folg-
lich, „die Transformation von der Uni- zur Multipolarität in Ostasien“ zu begünstigen. Ebd., S. 255. Siehe 
auch Gholz/Press/Sapolsky (1997): S. 20. 
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liche bilateralen Bündnisverträge und anderweitige Sicherheitsvereinbarungen in Nord- und 

Südostasien aufkündigen. Die amerikanischen Truppen würden auf heimischen Boden zu-

rückgezogen. Die USA würden dadurch, so Vertreter dieses Ansatzes, an Handlungsfreiheit 

gewinnen, da sie nicht mehr über ihre militärische Vornepräsenz erpreßbar wären (was ge-

genwärtig der Fall sei, da Staaten wie China und Nordkorea ihre Kurz- und Mittelstreckenra-

keten auf amerikanische Basen in Südkorea und Japan richten könnten). Washington müßte 

seine Position als Hegemon des Fernen Ostens aufgeben, was seinen stärksten Ausdruck in 

der Tatsache finden würde, Peking eine eigene Einflußsphäre zuzugestehen.1734 Ziel einer sol-

chen Entscheidung wäre, so Günter Kast, „eine Provokation Chinas zu vermeiden und die Ge-

fahr zu minimieren, ungewollt in einen militärischen Konflikt involviert zu werden, bei dem 

keine vitalen Interessen Amerikas auf dem Spiel stehen.“1735 Der Ansatz hätte zudem Konse-

quenzen für die Streitkräftestruktur. Rückgrat des offshore balancing wäre eine glaubwürdige 

nukleare Abschreckung. See- und Luftstreitkräften würde eine höhere Bedeutung beigemes-

sen als Bodentruppen, da sie im Interventionsfall als erste zum Zuge kämen. Seegestützte Ra-

ketenabwehrvorrichtungen sowie Präzisionswaffen wären gemäß Layne erfolgsentscheidend. 

Letztere würden benötigt, um Bodentruppen nicht einsetzen zu müssen. 

  Weitere Konsequenz wäre, daß Washington nicht mehr versuchen würde, die Idee der 

Demokratie zu exportieren bzw. an friedenserhaltenden oder friedenserzwingenden Maßnah-

men bzw. humanitären Interventionen teilzunehmen. Die USA würden fortan nicht mehr in 

ostasiatische Konflikte von sekundärer Bedeutung eingreifen, nur um zu beweisen, daß sie 

über eine glaubwürdige Machtprojektionsfähigkeit verfügen. Das bedeutet, daß „when the 

United States fails to intervene in peripheral areas, others will not draw adverse inferences 

about its willingness to defend vital, core interests.“1736 Allianzen würde Washington nur 

kurzfristig eingehen, um als offshore balancer in einen Konflikt besser eingreifen zu können. 

Sollte dies z.B. notwendig werden, weil China aktiv nach Hegemonie auf der eurasischen 

Landmasse strebt, dann wäre allerdings zunächst damit zu rechnen, daß die USA versuchen, 

Japan und Indien zu überreden, Maßnahmen gegen das Reich der Mitte zu ergreifen (buck-

passing).1737 Kast geht davon aus, daß Machtrivalitäten zwischen den ostasiatischen Groß-

mächten die relative Machtposition Washingtons stärken würden. China und Japan würden 

sich „gegenseitig eindämmen, ohne daß die Vereinigten Staaten eine direkte Konfrontation 

                                                 
1734  Dies ist eine der Schlüsselforderungen von Anhängern eines militärischen Rückzuges der USA aus dem    

asiatisch-pazifischen Raum. Vgl. Johnson (2000): S. 296. 
1735  Kast (1998): S. 255. 
1736  Layne (1997): S. 115. 
1737  „As an offshore balancer, the United States would increase its relative power against both China and Japan 

by letting them compete and balance against, and contain, each other.“ Ebd., S. 119. 
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mit einer der beiden Nationen riskieren müßten.“1738 Eine weitere Folge einer solchen Aus-

einandersetzung wäre, daß die asiatischen Akteure höhere Ausgaben für ihre Sicherheit ver-

anschlagen müßten. Ein wichtiger wirtschaftlicher Vorteil, der gegenüber den USA unter den 

herrschenden Bedingungen besteht, würde dann wegfallen. 

  Nicht der Rückzug von den Gegenküsten, wie Vertreter dieses Ansatzes behaupten, son-

dern gerade das Eingehen von Sicherheitsverpflichtungen in Europa und Asien habe in der 

Vergangenheit dazu geführt, daß die USA in den Krieg ziehen mußten. Offshore balancer 

würden über den Vorteil verfügen, sich aus den Konflikten der Großmächte herauszuhalten, 

da sie mit keiner Seite Abkommen eingegangen sind.1739 Mit einer absehbaren Destabilisie-

rung der Region infolge eines militärischen Rückzuges der USA wird nicht gerechnet, da die 

topographischen Verhältnisse im asiatisch-pazifischen Raum eher defensive als offensive    

Operationen begünstigen. Inselstaaten wie Japan und Taiwan seien schwer zu erobern, Ruß-

land verfüge durch Sibirien über den Vorteil strategischer Tiefe, und die gebirgige Landschaft 

Südkoreas begrenze mögliche Einmarschrouten Nordkoreas.1740 

 

2.  Gleichgewichtsherstellung vor Ort (inshore balancing) 

Die USA haben in ihrer Geschichte zweimal eine Politik des offshore balancing betrieben. 

1917 griffen sie in den Ersten Weltkrieg ein und versuchten darauf, sich an der Neuordnung 

Europas zu beteiligen. Anfang 1923 verließen jedoch bereits die letzten noch in Deutschland 

stationierten Besatzungstruppen den alten Kontinent. Im Zweiten Weltkrieg intervenierte Wa-

shington von 1941 bis 1945 sowohl in Europa als auch in Asien, um den Aufstieg Berlins und 

Tokyos zu regionalen Hegemonen zu verhindern. Die Zwischenzeiten von 1789 bis 1917 so-

wie von 1923 bis 1941 können grob als Phasen des Isolationismus bezeichnet werden.1741 Ob 

die Politik der USA von 1945 bis 1990 ebenfalls den Kriterien eines distanzierten Gleichge-

                                                 
1738  Kast (1998): S. 256. Auch Eugene Gholz, Daryl G. Press und Harvey M. Sapolsky sehen in einem militäri-

schen Rückzug eine Stärkung der amerikanischen Wettbewerbsfähigkeit im asiatisch-pazifischen Raum. 
Derzeit reduziere die US-Vornepräsenz „the defense burden on America’s leading economic competitors, 
helping them compete against U.S. companies.“ Gholz/Press/Sapolsky (1997): S. 20. 

1739  Layne begreift das Allianzverständnis des Ansatzes der Vorherrschaft daher auch als Paradoxon: „The 
strategy of preponderance commits the United States to alliance relationships that run counter to geostrate-
gic logic: it imposes the greatest burden (in terms of danger and cost) on the alliance partner (the United 
States) whose security is at least at risk. An offshore balancing strategy would reverse this pattern of alli-
ance relations.“ Layne (1997): S. 118. 

1740  Vgl. Gholz/Press/Sapolsky (1997): S. 31 f.  
1741  Dies gilt vornehmlich für die Beziehungen der amerikanischen Regierung zu Europa. Im asiatisch-

pazifischen Raum betrieben die USA aktiv Außenpolitik, als sie 1898 nach dem Sieg über Spanien die Phil-
ippinen als Kolonie übernahmen. Geradezu absurd wäre der Bezug des Isolationismus auf das Verhältnis 
Washingtons zu den Akteuren Nord- und Südamerikas vom Ende des 18. bis zum Beginn des 20. Jahrhun-
derts. Auf dem Weg ihrer territorialen Ausdehnung von der Ost- zur Westküste betrieben die USA aktiv 
Außenpolitik (z.B. Erwerb Louisianas 1803 von Frankreich). Auch in Lateinamerika intervenierten sie re-
gelmäßig (z.B. Förderung der Abspaltung Panamas von Kolumbien 1903).  
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wichtsherstellers gerecht wird, hängt vom jeweiligen Bewertungsmaßstab ab.1742 Aus folgen-

der Sicht greift auch nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges die Logik des offshore balan-

cing: Die USA hatten ihren Truppen in Europa und Asien zunächst stark reduziert. Erst im 

Zuge der Truman-Doktrin von 1947, vor allem aber nach dem Beginn des Koreakrieges 1950 

entschlossen sie sich, dokumentiert durch den Abschluß verschiedener Bündnisverträge, er-

neut eine stärkere Präsenz in Übersee aufzubauen, um auf diese Weise einen Sperriegel ge-

genüber dem Vordringen des vor allem sowjetisch gefärbten Kommunismus zu errichten. Im 

Unterschied zu den beiden ersten Phasen des offshore balancing wurde aus dieser Interventi-

on jedoch eine Daueranwesenheit, der im Laufe der Jahre eine zusätzliche Funktion zufiel: 

Die militärische Vornepräsenz der USA und damit die Kontrolle der Gegenküsten wurde zur 

Grundlage amerikanischer Hegemonialpolitik. Washington hatte also gerade nicht, wie Layne 

dies fordert, auf umfassende Vorherrschaft verzichtet. Für diese Arbeit wird daher eine engere 

Definition des offshore balancing gewählt. Es liegt nur dann vor, wenn die USA aus transkon-

tinentaler Distanz in ein Geschehen eingreifen, an das sie zuvor nicht durch sicherheitspoliti-

sche Verpflichtungen gebunden waren. Ziel ist dabei stets, das Entstehen eines konkurrieren-

den Hegemons auf der eurasischen Landmasse zu verhindern.1743  

  Die Antithese zum offshore balancing soll nachfolgend als inshore balancing bezeichnet 

und frei mit „Gleichgewichtsherstellung vor Ort“ übersetzt werden. Diese Form des Macht-

einsatzes lag der amerikanischen Sicherheitspolitik im asiatisch-pazifischen Raum während 

des Kalten Krieges umfassend zugrunde. Die Kernannahmen dieses Ansatzes lassen sich wie 

folgt zusammenfassen: Die USA werden ihren dominierenden Einfluß als Pacific power nur 

dann aufrechterhalten, wenn sie aktiv versuchen, das Geschehen zu ihren Gunsten zu beein-

flussen. Sie müssen dazu vor Ort dauerhaft militärisch Flagge zeigen, um als Hegemon ernst-

genommen zu werden. Der Leser wird sich fragen, warum nun noch ein weiterer Begriff in 

die Debatte eingeführt werden soll, um diese Form des Machteinsatzes zu markieren. Inhalt-

lich könnte inshore balancing auf den ersten Blick auch als selective engagement verstanden 

werden. Der Begriff des „selektiven Engagements“ ist jedoch viel zu ungenau. Letztlich en-

                                                 
1742  Robert J. Art und John J. Mearsheimer sehen in dieser Phase den Ansatz des offshore balancing verwirk-

licht. Christopher Layne hingegen bezeichnet diese Zeit als Ära der preponderance. Vgl. Art (2003): S. 
178. Mearsheimer (2001): S. 237, 252. Layne (1997): S. 122. 

1743  Demnach wäre jene distanzierte Gleichgewichtsherstellung, die Beobachter wie Generalmajor Norton 
Schwartz feststellen, zu vernachlässigen: Dieser ist zwar für eine Beibehaltung der amerikanischen Vorne-
präsenz, sieht eine Strategie des offshore balancing aber dort verwirklich, wo die USA im Rahmen diverser 
Fälle der Krisenreaktion direkt von CONUS aus Terrorcamps Osama Bin Ladens bombardieren. Interview 
des Verfassers mit Norton Schwartz, Major General, Director of Strategic Planning, Department of De-
fense, Washington D.C., 18. November 1999. Da Terroristen aus der Sicht des systemischen Realismus 
keine Akteure der internationalen Beziehungen sind und somit auch Machtgleichgewichte nicht beeinflus-
sen können, trägt die Argumentation von Schwartz nicht im Sinne des hier vorgestellten Ansatzes. 
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gagieren sich alle Großmächte des asiatisch-pazifischen Raumes, und dies auch nicht perma-

nent, sondern dann, wenn es ihre Interessen gebieten – also „selektiv“ im Sinne Robert J. 

Arts. Das Konzept des selective engagement ist zudem Ergebnis einer sehr eklektischen Vor-

gehensweise. Sein wichtigster Vertreter gibt offen zu, daß „it is a hybrid strategy because it 

combines the best features of the other grand strategies.“1744 

  Der Terminus inshore balancing ist hingegen weitaus präziser, um die gegenwärtige Form 

des Machteinsatzes Washingtons im Fernen Osten zu kennzeichnen. Die USA sind keine na-

türliche asiatische Landmacht, weshalb sie ihre Machtprojektionsfähigkeiten so aufbauen 

müssen, daß sie diese von See aus zur Wirkung bringen können. Die Kontrolle der Gegenkü-

ste erfolgt also zuvörderst inshore, wozu substantielle Streitkräftekontingente der USA in di-

rekter maritimer Nähe zum potentiellen Gegner disloziert werden. Fraglich ist nun, ob es in 

der Systematik des Realismus liegt, daß ein Hegemon balancing betreibt. Der Begriff ist ei-

gentlich für jenes Verhalten vorgesehen, das darauf gerichtet ist, gegenüber der Vormacht 

Gegenmacht aufzubauen. Wie üblich ist auch diese Problematik eine Frage der Auslegung 

und Definition. Daß ein Hegemon kein bandwagoning betreiben kann, liegt in der Natur der 

Sache. Der Begriff des balancing paßt jedoch dann, wenn er Gegengewichte aufbaut, um die 

weitere Machtausdehnung eines revisionistischen Akteurs zu beschränken – und um auf diese 

Weise die eigene hegemoniale Stellung abzusichern. Würde der Hegemon z.B. die Nachbar-

staaten des Herausforderers militärisch stärken und diesen dadurch zwingen, seine Kräfte zu 

streuen, würde er balancing betreiben. 

  Um offshore und inshore balancing präzise voneinander unterscheiden zu können, sollen 

nachfolgend zentrale Annahmen gegenübergestellt werden. In folgenden Punkten, die jeweils 

mit einer kritischen Würdigung der Merkmale der „distanzierten Gleichgewichtsherstellung“ 

durch den Verfasser eingeleitet werden, stehen sich beide Ansätze diametral gegenüber: 
 

• Das Machtgefüge Nord- und Südostasiens dürfte im Falle des offshore balancing insge-

samt destabilisiert werden, da der Rückzug der USA ein Machtvakuum schaffen würde, 

in das die asiatischen Großmächte China und Japan vorzudringen versuchen könnten.1745 

Zwischen Peking und Tokyo würde es dabei zu einer Konkurrenz um die neu zu verge-

bende Führungsposition kommen, wodurch die Wahrscheinlichkeit gewaltsam ausgetra-

gener Konflikte zunimmt. Ohne militärische Vornepräsenz würden die USA die asiatisch-
                                                 
1744  Art (2003): S. 121. 
1745  Eine Destabilisierung Asien-Pazifiks infolge eines militärischen Rückzuges der USA sieht u.a. Opitz 

(2002): S. 223. Bereits 1994 hatte Opitz geschrieben: „Unübersehbar ist zudem, daß die Hauptgefahr für ei-
ne Destabilisierung von einem Rückzug – ja sogar schon vom Anschein eines militärischen Rückzugs – der 
USA aus der Region ausgeht.“ Peter J. Opitz, Die asiatisch-pazifische Region – Ruhe vor dem Sturm?, in: 
Mir A. Ferdowsi (Hrsg.), Die Welt der 90er Jahre. Das Ende der Illusionen, München 1994, S. 141. Vgl. 
auch Van Ness (1998): S. 161. 
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pazifischen Großmächte geradezu ermuntern, ihre positionale Stellung zu verbessern. Als 

inshore balancer kann Washington hingegen weiter zur Aufrechterhaltung des Status quo 

beitragen. 
 

• Die amerikanische Diplomatie würde an Einfluß verlieren, sollten sich die USA zum off-

shore balancer wandeln.1746 Gegner und Konkurrenten wüßten, daß Washington Vor-

schlägen und Forderungen, die eine sicherheitspolitische Dimension haben, nicht mehr 

mit vor Ort zur Verfügung stehenden Eingreifkräften unausgesprochen Nachdruck verlei-

hen könnte. Erhebliche diplomatische Auswirkungen wären auch insofern zu erwarten, 

als die militärische Komponente in zahlreichen bilateralen Beziehungen der USA im asia-

tisch-pazifischen Raum ganz erheblich dazu beiträgt, den amerikanischen Einfluß zu wah-

ren. Wenn Washington etwa Tokyo, Seoul oder Manila Rüstungsgüter verkauft und mit 

deren Truppen regelmäßig Manöver abhält, trägt es auf diese Weise zum Aufbau wech-

selseitiger Loyalitäten bei, die dann auch in nichtmilitärischen Kooperationsfeldern grei-

fen können. Die USA würden daher durch den Rückzug ihrer Streitkräfte nicht nur militä-

risch, sondern auch im weiteren Sinne politisch an Einfluß verlieren. Ein inshore balan-

cer federt seine Diplomatie dagegen militärisch vor Ort ab und pflegt bereits in Friedens-

zeiten Allianzen, um diese in Krisenzeiten nutzen zu können.1747 Gleichzeitig wird so der 

Wahrscheinlichkeit vorgebeugt, daß sich diese Staaten an mögliche Herausforderer an-

lehnen. 
 

• Die allgemeine Abschreckungsfähigkeit der USA würde ebenfalls unter Bedingungen des 

offshore balancing zurückgehen. Zwar stünde totale Zerstörungsfähigkeit weiter in Form 

von Nuklearwaffen umfassend zur Verfügung, doch dieses Instrument ist für den Einsatz 

in den meisten konventionellen Konflikten nicht geeignet. Wenn der Gegner davon aus-

zugehen hat, daß der Streitgegenstand zu unwichtig ist, um einen amerikanischen Atom-

schlag zu rechtfertigen, und er gleichzeitig nicht mehr mit unmittelbaren Gegenmaßnah-

men der Vornepräsenz der US-Streitkräfte rechnen muß, könnte er weitaus eher geneigt 

sein, in einer Krise die militärische Initiative zu ergreifen. Akteure wie Nordkorea dürften 

dabei nach einem Angriff auf Südkorea darauf hoffen, daß die USA letztlich doch zögern, 

in das Geschehen zu intervenieren. Solange amerikanische Soldaten am 38. Breitengrad 
                                                 
1746  Terry L. Deibel weist darauf hin, daß die amerikanische Vornepräsenz zur Machtprojektion unerläßlich sei. 

Sie stelle zudem ein „psychological commitment“ dar. Interview des Verfassers mit Terry L. Deibel, Pro-
fessor of National Strategy in the Department of National Security Policy, National Defense University, 
Washington D.C., 19. November 1999.  

1747  Marvin Ott sieht daher den Inhaber des Amtes des USCINCPAC vor allem in der Rolle des Diplomaten. In 
Friedenszeiten habe die Vornepräsenz zu 30 % eine militärische und zu 70 % eine diplomatische sowie     
ökonomische Funktion. Interview des Verfassers mit Marvin Ott, Professor for National Security Policy, 
National War College, National Defense University, Washington D.C., 29. November 1999. 
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stationiert sind, stellt sich diese Frage nicht. Das Konzept des offshore balancing unter-

schätzt die Abschreckungswirkung vor Ort stationierter Soldaten und ihres Geräts in Frie-

denszeiten. Ein inshore balancer setzt auf umfassende und jederzeit glaubwürdige Ab-

schreckungsfähigkeiten. 
 

• Im Konfliktfall ist es für einen offshore balancer grundsätzlich schwierig, seine Truppen 

schnell und effektiv im Krisengebiet zum Einsatz zu bringen.1748 Die USA müßten große 

Distanzen überbrücken und könnten nicht auf ihre vor allem in Japan stationierten Einhei-

ten zurückgreifen. Wenn sie im Rahmen einer Intervention mehr als nur Luftschläge 

durchführen wollen, müßten sie einen erheblichen Zeitaufwand einkalkulieren, um das 

Gros der Ausrüstung, das zur See zu transportieren wäre, zu verlegen. Das Pentagon geht 

z.B. davon aus, daß ein Schiff von Seattle bis Bangkok 19 Tage benötigt.1749 Die USA 

würden folglich den derzeitigen Vorteil einer schnellen und umfassenden militärischen 

Reaktionsfähigkeit verlieren. Ein inshore balancer könnte hingegen mit seinen Kräften – 

je nach Krisenort – in kurzer bis kürzester Zeit reagieren. 
 

• Ein weiteres Problem bestünde, wenn sich ein offshore balancer entscheidet, zurückzu-

kommen.1750 Da er vor der Krise sämtliche Allianzbeziehungen in der Nähe des Krisen-

herdes abgebrochen hat, müßte er Überflugrechte sowie die Nutzung von Hafen- und 

Flugplatzanlagen als Abstützpunkte für seine Streitkräfte erst wieder neu aushandeln. 

Dies würde Zeit kosten, die Reaktionsfähigkeit erneut reduzieren – und vom Gegner aus-

genutzt werden. So könnte sich dieser weitaus besser darauf vorbereiten, Gegenmaßnah-

men zu ergreifen, um den USA z.B. den Aufbau von Brückenköpfen im Interventionsge-

biet zu erschweren. Ein inshore balancer kann auf Basen und entsprechende Zugangsver-

einbarungen zugreifen. Er ist logistisch auf nachfolgende Verstärkungskräfte vorbereitet 

und damit von Anfang an in einer Krise voll handlungsfähig. 
 

                                                 
1748  James C. Mulvenon geht davon aus, daß die geographische Lage Asien-Pazifiks gegen eine Strategie des 

offshore balancing spreche. Die Distanzen seien zu groß. Interview des Verfassers mit James C. Mulvenon, 
Associate Political Scientist, RAND, Washington D.C., 7. Dezember 1999. Dementsprechend urteilt Gerry 
Roncolato, daß die Fähigkeit der USA, Truppen von CONUS zu den Konfliktherden Asien-Pazifiks zu 
transportieren, begrenzt sei. Interview des Verfassers mit Gerry Roncolato, Captain, Deputy, J 5/Asia Pa-
cific Division, Department of Defense, Washington D.C., 14. Dezember 1999. 

1749   Vgl. Department of Defense (November 1998): S. 11. 
1750  Auf diesen ganz grundsätzlichen Zusammenhang verweist auch Victor Cha. Er hält es für unwahrschein-

lich, daß die USA ihre Vornepräsenz vollständig aufgeben. Interview des Verfassers mit Victor Cha, Assis-
tant Professor of Korean Studies and Government, Georgetown University, Washington D.C., 2. Dezember 
1999. Kompromißvorschläge sind u.a. von Beobachtern wie Edward J. Lincoln gemacht worden: Japan 
könnte die Allianz mit den USA auch ohne amerikanische Truppen auf japanischem Boden fortsetzen. Die 
Basen blieben allerdings erhalten und würden auf niedrigem Niveau verwaltet. Interview des Verfassers mit 
Edward J. Lincoln, Senior Fellow, Foreign Policy Studies, The Brookings Institution, Washington D.C., 16. 
November 1999. 
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• Offshore balancer setzen sehr stark auf die Früchte der RMA, denn die Fähigkeit zur 

Gleichgewichtsherstellung aus der Distanz basiert auf der Verfügbarkeit schnell verlegba-

rer Einsatzkräfte.1751 Rüstungstechnologische Entwicklungen haben in den vergangenen 

Jahren zweifellos die Möglichkeiten der Kriegführung stark ausgeweitet. Staaten, die sich 

zu einseitig auf die RMA verlassen, riskieren jedoch ihre Handlungsfähigkeit. Die USA 

sind sowohl zur Datengewinnung und -übermittlung als auch zur Führung ihrer Distanz-

waffen auf einsatzbereite Satelliten angewiesen. Sollten diese ausfallen, und würde Wa-

shington als offshore balancer gleichzeitig nicht mehr über in Japan stationierte Aufklä-

rungsflugzeuge verfügen, die im Krisenfall zumindest küstennah Aufmarschstärken des 

Gegners auswerten könnten, dann wäre das Pentagon „blind“. Weitreichende Kampfbom-

ber des Typs B-2 sind zudem aufgrund ihrer geringen Geschwindigkeit verletzbar, wes-

halb sie vermutlich von Jagdflugzeugen eskortiert werden müßten, wenn das Zielobjekt 

über abwehrfähige Luftstreitkräfte verfügt. Für die Kriege der Zukunft mag immer mehr 

Klasse zur Verfügung stehen. Aber auch der „Laptop-Soldat“ braucht weiterhin Masse, 

wie Michael O’Hanlon feststellt: „Future ground units may get lighter, smaller, and more 

agile than today’s version, but they will continue to be large, heavy, and relatively un-

wieldy to deploy.“1752 Inshore balancer gehen davon aus, daß die RMA die Machtprojek-

tionsfähigkeit der USA verbessern, nicht jedoch deren militärische Vornepräsenz ersetzen 

kann. 
 

• Der Krieg der Zukunft wird nicht nur von Luftstreitkräften entschieden, die im offshore 

balancing eine zentrale Rolle spielen. Während des Jugoslawien-Krieges 1999 war es 

serbischen Einheiten gelungen, ihre Ausrüstung so gut zu tarnen, daß NATO-

Kampfflugzeuge Einsatzfahrzeuge des Gegners oftmals nicht entdecken konnten, dafür 

                                                 
1751  Zahlreiche Experten haben sich kritisch zum Terminus der Revolution in Military Affairs geäußert. Law-

rence Freedman bezweifelt, daß die RMA die Grundsätze der Kriegführung außer Kraft gesetzt habe. Viel-
mehr habe der Golfkrieg von 1991 eine „revolution [...] of expectations“ ausgelöst. Lawrence Freedman, 
The Revolution in Strategic Affairs, Adelphi Paper, Nr. 318, London 1998, S. 29. Michael O’Hanlon hält es 
für angemessener, bei der Entwicklung der Rüstungstechnologie von evolutionären Prozessen zu sprechen. 
Er geht nicht davon aus, daß die RMA die militärische Vornepräsenz der USA eines Tages ersetzen kann. 
Vgl. Michael O’Hanlon, Can High Technology Bring U.S. Troops Home?, in: Foreign Policy, Nr. 113, 
Winter 1998/1999, S. 72 – 86. Siehe zur Rolle der RMA in den amerikanischen Streitkräften Michael E. 
O’Hanlon, Defense Policy Choices for the Bush Administration, 2. Auflage, Washington D.C. 2002, S. 86 – 
120. Michael E. O’Hanlon, Defense Strategy for the Post-Saddam Era, Washington D.C. 2005, S. 72 – 94. 
Auch Bates Gill sieht keine Option des offshore balancing, weil die USA diese technologisch nicht umset-
zen könnten. Die Debatte sei theoretischer Natur. Interview des Verfassers mit Bates Gill, Senior Fellow, 
Foreign Policy Studies Program Director, Center for Northeast Asian Policy Studies, The Brookings Institu-
tion, Washington D.C., 6. Dezember 1999. 

1752  O’Hanlon (1998/1999): S. 81. Helmut Sonnenfeldt merkt in diesem Zusammenhang an, daß man letztlich 
immer noch physische Fähigkeiten benötige, um Truppen zu bewegen. Interview des Verfassers mit Helmut 
Sonnenfeldt, Guest Scholar, Foreign Policy Studies, The Brookings Institution, Washington D.C., 30. No-
vember 1999. 
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aber Panzer-Attrappen attackierten. Ende 2001 konnten amerikanische Luftschläge das 

Taliban-Regime nicht zum Einsturz bringen. Erst der Einsatz umfangreicher Spezialver-

bände auf afghanischem Boden beendete die Herrschaft von Mullah Omar und der Al 

Qaida. Bereits zuvor hatten die USA den Irak über Jahre immer wieder bombardiert, ohne 

den politischen Willen Saddam Husseins wirklich brechen zu können. Dies gelang erst 

durch den Einsatz von Bodentruppen ab dem Frühjahr 2003. Bedenkt man zudem, daß der 

Grad der Verstädterung in den Industriestaaten bei annähernd 76 % liegt,1753 dann werden 

die USA künftig immer stärker zur urbanen Kriegführung fähig sein müssen, wollen sie 

industriell geprägten Akteuren des asiatisch-pazifischen Raums in einer Krise ihren Wil-

len aufzwingen. Die Kriege der Zukunft werden wie jene der Vergangenheit am Boden 

entschieden.1754 Ein inshore balancer ist darauf durch vor Ort bereitgehaltene Kräfte wie 

das U.S. Marine Corps vorbereitet. 
 

• Fraglich ist schließlich, ob ein offshore balancer tatsächlich einen geringeren Verteidi-

gungsetat benötigt. Denn um Truppen und Gerät schnell transportieren zu können, sind 

leistungsfähige Transportkapazitäten notwendig. Das vorhandene Arsenal müßte sicher-

lich ausgebaut werden, da im Krisenfall nicht auf vor Ort stationierte Soldaten zurückge-

griffen werden könnte. Auch setzt der distant warfare hochtechnologische Fähigkeiten in 

Form von Satellitenaufklärung, Bomberverbänden und Präzisionswaffen voraus, die fi-

nanziert werden wollen. Mit anderen Worten: Gerade die Bereithaltung umfassender In-

terventionstruppen, ohne die eine Positionierung als offshore balancer unglaubwürdig 

wäre, ist besonders kostenintensiv. Da die USA auch als inshore balancer über einen ho-

hen Verteidigungsetat verfügen, gibt es in dieser Frage keine wesentliche Vor- oder 

Nachteile zwischen beiden Formen des Machteinsatzes. 
 

Beide Ansätze unterscheiden sich damit vor allem in zwei Annahmen: Vertreter des offshore 

balancing glauben, Einfluß auch aus der Distanz wahren zu können. Inshore balancer halten 

dazu eine militärische Vornepräsenz für zwingend erforderlich. Die Konsequenzen der RMA 

für die distanzierte und (!) gleichzeitig erfolgreiche Kriegführung werden vom offshore ba-

lancer optimistisch, vom inshore balancer hingegen skeptisch bewertet.  

 
                                                 
1753  Vgl. Stichwort „Verstädterung“, in: Brockhaus (2003). 
1754  Michael E. O’Hanlon hat darauf hingewiesen, daß nach dem Sturz der jeweiligen Regierung sowohl im Irak 

als auch in Afghanistan vor allem Kräfte des Heeres die Aufgabe der Stabilisierung des besetzten Gebietes 
übernommen hätten. Dies habe zu einer Überbeanspruchung der U.S. Army und auch des U.S. Marine 
Corps geführt. Er fordert deshalb eine Aufstockung der entsprechenden Einheiten um ca. 40.000 Soldaten. 
Vgl. O’Hanlon (2005): S. 39 – 50. 2005 waren die 1.473.960 US-Soldaten folgenden Teilstreitkräften zuge-
ordnet: Heeresstreitkräfte (502.000), Seestreitkräfte (376.750), Luftstreitkräfte (379.500), Marine Corps 
(175.350) und Küstenwache (40.360). Vgl. IISS (2005): S. 20. 
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Schaubild 8: Wege zur Pax Americana 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 
 

 

Entwurf: Martin Wagener 

 

 

Äußerungen amerikanischer Entscheidungsträger in Regierungsverantwortung deuten prak-

tisch ausnahmslos darauf hin, daß diese die Rolle der USA in der hier beschriebenen Form 

des inshore balancer sehen.1755 Bush hatte bereits am 19. November 1999 erklärt: „America’s 

first temptation is withdrawal – to build a proud tower of protectionism and isolation. In a 

world that depends on America to reconcile old rivals and balance ancient ambitions, this is 

the shortcut to chaos. […] The vacuum left by America’s retreat would invite challenges to 

our power.“1756 Diese Position hat der amerikanische Präsident mehrfach wiederholt, u.a. in 

seiner Rede an die Nation vom 31. Januar 2006: „The United States will not retreat from the 

                                                 
1755  Im EASR 1995 werden die Funktionen der US-Vornepräsenz im Fernen Osten wie folgt zusammengefaßt: 

„Forward deployed forces in the Pacific ensure a rapid and flexible worldwide crisis response capability; 
discourage the emergence of a regional hegemon; enhance our ability to influence a wide spectrum of im-
portant issues in the region; enable significant economy of force by reducing the number of United States 
forces required to meet national security objectives; overcome the handicaps of time and distance presented 
by the vast Pacific Ocean; and demonstrate to our friends, allies and potential enemies alike a tangible indi-
cation of the United States’ interest in the security of the entire region.“ Department of Defense (Februar 
1995): S. 23. Siehe auch Department of Defense (November 1998): S. 9 f. 

1756  Bush (19.11.1999). 
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world, and we will never surrender to evil.“1757 Insbesondere Berichte des Pentagons betonen, 

daß ohne die amerikanische Vornepräsenz ein schwer kalkulierbares Machtvakuum an den 

Gegenküsten entstehen könnte. Im QDR 1997 heißt es: „If the United States were to withdraw 

from its international commitments, relinquish its diplomatic leadership, or relinquish its mili-

tary superiority, the world would become an even more dangerous place, and the threats to the 

United States, our allies, friends, and interests would be even more severe.“1758 Dagegen sei 

es die Aufgabe der in Übersee stationierten Streitkräfte, internationale Entwicklungen so zu 

beeinflussen, daß sie die Interessen der USA begünstigen. Dies bedeute zuvörderst, einen Bei-

trag zur Sicherheit des amerikanischen Staatsterritoriums zu leisten sowie potentielle Heraus-

forderer in ihren Absichten zu entmutigen. Die NDS 2005 faßt dies prägnant zusammen: „The 

shape, size, and global posture of U.S. military forces are configured to: [...] Defend the U.S. 

homeland; […] assure allies and friends, dissuade competitors, and deter and counter aggres-

sion and coercion“1759. Der QDR 2001 weist ebenfalls darauf hin, daß es insbesondere die 

Vornepräsenz sei, die zur Aufrechterhaltung von Bündnisbeziehungen beitrage: „The United 

States cannot retreat from the world. The presence of American forces overseas is one of the 

most profound symbols of the U.S. commitment to allies and friends.“1760 So wird denn auch, 

wie etwa im EASR 1998, ein vorübergehender Truppenrückzug kritisch gesehen: „Our mili-

tary presence in Asia serves as an important deterrent to aggression, often lessening the need 

for a more substantial and costly U.S. response later.“1761 Die NMS 2004 bezeichnet daher ei-

ne der zentralen Funktionen der an den Gegenküsten dislozierten Truppen als „first line of de-

fense“1762. Die Vornepräsenz habe schließlich nicht nur für Zeiten des Krieges, sondern auch 

für jene des Friedens ihren Wert. Eine ihrer Aufgaben wird in dem Pentagon-Bericht 

„Strengthening U.S. Global Defense Posture“ vom September 2004 als „Strengthen U.S. di-

plomacy and foreign policy“1763 bezeichnet. Sandy Berger hat ebenfalls auf diesen Zusam-

menhang hingewiesen: „Even if tensions ease in Asia’s hot spots, we must maintain our alli-

ances and military presence because their purpose is not just to respond to danger, but to be a 

balance wheel that prevents danger from arising.“1764 In der Vornepräsenz wird somit eine 

Rückversicherung für die Unwägbarkeiten der Zukunft, wie sie sich logisch aus der Sicht ei-

ner anarchischen Staatenwelt ableiten, gesehen. Dies betont auch die NSS 2002: „To contend 

                                                 
1757  Bush (31.01.2006). 
1758  Department of Defense (Mai 1997): Section II. 
1759  Department of Defense (März 2005): S. 16. Vgl. auch Department of Defense (Mai 1997): Section III. 
1760  Department of Defense (30.09.2001): S. 11. 
1761  Department of Defense (November 1998): S. 9. 
1762  Department of Defense (2004): S. 2. 
1763  Department of Defense, Strengthening U.S. Global Defense Posture (Report to Congress), Washington 

D.C., September 2004, S. 4. 
1764  Berger (2000): S. 26 f.  
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with uncertainty and to meet the many security challenges we face, the United States will re-

quire bases and stations within and beyond Western Europe and Northeast Asia, as well as 

temporary access arrangements for the long-distance deployment of U.S. forces.“1765 Diese 

Bewertungen entsprechen vollständig den Interviewergebnissen des Verfassers. Nicht einer 

seiner Gesprächspartner hat einen Rückzug der amerikanischen Streitkräfte aus dem asiatisch-

pazifischen Raum für realistisch gehalten. 

  Zusammenfassend kann somit an dieser Stelle folgendes festgehalten werden: Wenn die 

USA über dominierende capabilities verfügen, ist aus der Sicht des offensiven Realismus zu 

erwarten, daß sie zielgerichtet eine hegemoniale Stellung als Führungsmacht anstreben bzw. 

diese zu verteidigen suchen. Die USA werden dagegen nicht die Errichtung eines „Imperi-

ums“ anstreben, weil sie dieses materiell überfordern und somit langfristig schwächen würde. 

Ein Hegemon wird ein solcher nur bleiben können, wenn er potentielle Herausforderer auf 

Abstand hält. Dazu muß er einerseits der Logik der Abschreckung folgen. Andererseits muß 

seine Sicherheitspolitik darauf gerichtet sein, die Politik in jenen Weltregionen zu seinen 

Gunsten zu beeinflussen, in denen mögliche Herausforderer versuchen, ihre eigene Machtba-

sis auszudehnen. Dazu muß er militärisch vor Ort präsent sein. Der Erfolg amerikanischer Si-

cherheitspolitik hängt schließlich von der Abwägung folgender eng miteinander verbundener 

Faktoren ab: Wieviel Führung und Einmischung vor Ort sind möglich (verfügbare Ressour-

cen) bzw. notwendig (Einschätzung des Herausforderers)? Ist kein wirklich bedrohlicher peer 

competitor ersichtlich, können die USA ihr Engagement mindern. Nehmen wiederum die ca-

pabilities ab, wird Washington den Umfang seiner Sicherheitspolitik vor Ort reduzieren müs-

sen, um die eigene Machtbasis durch Überdehnung der Kräfte nicht zu gefährden. Die ausge-

werteten sicherheitsstrategischen Dokumente zeigen, daß sich amerikanische Entscheidungs-

träger dieser Zusammenhänge bewußt sind und über ein strategisches Ordnungsverständnis 

im Sinne der Annahmen des systemischen Realismus verfügen. Eine Impulsverarbeitung hat 

damit stattgefunden. 

 

 

                                                 
1765  The White House (17.09.2002): S. 29. 
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III.           Exkurs: Alfred Thayer Mahan und die  

Kontrolle der Gegenküste 
 

 

Eines der auffälligsten Merkmale des amerikanischen Machteinsatzes im asiatisch-pazifischen 

Raum ist das der Vornepräsenz. Keine andere externe Großmacht ist derart massiv mit eige-

nen Truppen in Nord- und Südostasien präsent. Schon allein deshalb kann die Rolle des in-

shore balancer in dieser Region nur von den USA wahrgenommen werden. Das mit diesem 

Ansatz verbundene Verständnis der Machtprojektion, das sich vor allem auf Seestreitkräfte 

abstützt, ist bis auf den heutigen Tag eng mit den Ideen Alfred Thayer Mahans verbunden. 

Nachfolgend soll dessen Seemachtverständnis zunächst kurz skizziert werden. Anschließend 

wird der Frage nachgegangen, ob dieses auf die heutige maritime Politik der USA übertragen 

werden kann. 

  Über die Prinzipien des Seekrieges wurde bereits im Altertum geschrieben. Vegetius 

widmete den größten Teil seiner Abhandlungen zwar der Landkriegführung, äußerte sich al-

lerdings auch zu den „Praecepta belli navalis“1766. Eine Systematisierung der Seekriegführung 

erfolgte aber erst durch die Untersuchungen des amerikanischen Admirals Alfred Thayer Ma-

han.1767 Zuvor hatten sich die meisten Seeoffiziere eher mit taktischen Fragen beschäftigt. Der 

ehemalige Präsident des Naval War College ging davon aus, daß Staaten, die über eine Küste 

verfügen, automatisch dazu neigen, über See mit ihrem Umland Kontakt aufzunehmen: „A 

nation […] cannot live indefinitely off itself, and the easiest way by which it can communica-

te with other peoples and renew its own strength is the sea.“1768 Staaten hätten dabei ein natür-

liches Interesse, auf diesem Wege Handel zu treiben: „The due use and control of the sea is 

but one link in the chain of exchange by which wealth accumulates; but it is the central link, 

which lays under contribution other nations for the benefit of the one holding it, and which 

history seems to assert, most surely of all gathers to itself riches.“1769 Mahan ging davon aus, 

daß ein wirtschaftlichen Austausch betreibender Staat über ein natürliches Schutzbedürfnis 

                                                 
1766  Vegetius (1967): Viertes Buch, Abschnitt XXXI. Die übrigen Abschnitte dieses letzten seiner vier Bücher 

sind der Seekriegführung gewidmet. 
1767  Vgl. zum umfassenden Werk Mahans beispielhaft dessen Standardwerk von 1890, hier insbesondere Kapi-

tel 1 („Discussion of the Elements of Sea Power“), S. 25 – 89. Vgl. zur Person die Arbeit von Robert Seager 
II, Alfred Thayer Mahan. The Man and His Letters, Annapolis 1977. 

1768  Mahan (1890): S. 200. „[…] and the easier the access offered by the frontier to the region beyond, in this 
case the sea, the greater will be the tendency of a people toward intercourse with the rest of the world.“ Ebd. 
S. 35. 

1769  Ebd., S. 226. 
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verfügt, wozu er neben einer Handelsflotte auch eine Kriegsflotte benötigt.1770 Auf diese Wei-

se sollte das Wachstum der eigenen Volkswirtschaft gesteigert werden. Die Kriegsschiffe 

sollten zum einen Handelsschiffe eskortieren. Zum anderen hatten sie langfristig die Aufgabe, 

die umfassende Herrschaft über die Meere zu erlangen, wozu die gegnerische Kriegsflotte im 

Sinne der „direkten Strategie“ zu vernichten war. Mahan bezeichnete die Rolle der Navy als 

„light corps; it keeps open the communications between its own ports, it obstructs those of the 

enemy; but it sweeps the sea for the service of the land“1771.  

  Dementsprechend definierte Mahan den Begriff der Seemacht: „(1) Production; (2) Ship-

ping; (3) Colonies and Markets, – in a word, sea power.“1772 Folgende Faktoren würden die 

Seemacht eines Staates beeinflussen: Die geographische Lage des Landes, seine physische 

Gestalt, die Ausdehnung des Territoriums, die Größe der Bevölkerung, der Volkscharakter 

sowie die Eigenarten der Regierung und der Institutionen des Staates.1773 Mit Blick auf den 

Siebenjährigen Krieg (1756-1763) stellte Mahan fest, daß Seemacht in Zeiten des Friedens 

wie auch des Krieges von entscheidender Bedeutung sei: „The one nation that gained in this 

war was that which used the sea in peace to earn its wealth, and rules it in war by the extent of 

its navy, by the number of its subjects who lived on the sea or by the sea, and by its numerous 

bases of operations scattered over the globe.“1774 

  Mahan hat bei der Erarbeitung seiner Seemachtkonzeption Anleihen bei Jomini vorge-

nommen und so die Logik des Landkrieges auf die Führung des Seekrieges übertragen. Dazu 

gehören die Prinzipien der Konzentration der Kräfte, die hohe Bedeutung einer zentralen Stel-

lung, die Nutzung innerer Linien sowie die enge Verbindung zwischen Logistik und 

Kampf.1775 Eine zentrale Stellung zu Wasser würde defensive und offensive Vorteile eröffnen. 

Die inneren Linien würden sich verkürzen, Kräfte könnten dadurch schneller konzentriert und 

Angriffe entsprechend effektiver gesteuert werden. Als Mahan sein Hauptwerk im Dezember 

1889 abschloß, verglich er die Kriegsschiffe der USA, die weder eigene koloniale noch mili-

tärische Besitzungen in Übersee ansteuern konnten, mit Landvögeln, die sich auch nur be-

grenzt von Land wegbewegen könnten. Daher forderte er: „To provide resting-places for 

them, where they can coal and repair, would be one of the first duties of a government pro-

                                                 
1770  „Undoubtedly under this second head of warlike preparation must come the maintenance of suitable naval 

stations, in those distant parts of the world to which the armed shipping must follow the peaceful vessels of 
commerce.“ Ebd., S. 82. 

1771  Ebd., S. 329. 
1772  Ebd., S. 71. Vgl. zum Begriff der Seemacht Michael Hanke, Das Werk Alfred T. Mahan’s. Darstellung und 

Analyse, Osnabrück 1974, S. 91 – 118. 
1773  Vgl. Mahan (1890): S. 28 f.  
1774  Ebd., S. 328 f. 
1775  Vgl. Philip A. Crowl, Alfred Thayer Mahan: The Naval Historian, in: Paret (1986): S. 455 – 462. Stahel 

(1996): S. 218 – 220. Hanke (1974): S. 156 – 166. 
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posing to itself the development of the power of the nation at sea.“1776. Ohne Unterstützung 

könnten Kriegsschiffe nicht besonders weit entfernt von ihren Basen operieren. „That base 

must be either home ports, or else some solid outpost of the national power, on the shore or at 

the sea; a distant dependency or a powerful fleet. Failing such support, the cruiser can only 

dash out hurriedly a short distance from home, and its blows, though painful, cannot be fa-

tal.“1777 Besonders im Falle eines zur See ausgetragenen Handelskrieges sei die geographische 

Nähe zum Feind von Vorteil.1778 Seemacht im Sinne der Kontrolle der Meere sei „the posses-

sion of that overbearing power on the sea which drives the enemy’s flag from it, allows it to 

appear only as a fugitive“1779. Die Gedanken Mahans können so zu einem seegestützten 

Kreislauf der Macht verdichtet werden: Handel mit überseeischen Besitzungen oder Staaten = 

Stärkung des Wohlstandes einer Nation = Möglichkeit des Aufbaus einer Kriegsflotte und von 

Stützpunkten = Schutz des Handels. Verschiedene Aussagen lassen erkennen, daß Mahan in-

ternationale Zusammenhänge – wenn auch nur implizit – aus der Sicht des Realismus inter-

pretierte. So ging er u.a. davon aus, daß Nationen miteinander aufgrund divergierender Inter-

essen konkurrieren. Die wichtigste nationale Machtressource sei in diesem Wettstreit das Mi-

litär. Ein Staat müsse zudem nicht nur im Krieg, sondern auch im Frieden permanent gerüstet 

sein.1780 

  Die Kritik an den Arbeiten Mahans bezieht sich u.a. auf einen Mangel an theoretischer 

Systematik.1781 Zwar hat er im ersten Kapitel seines Hauptwerkes durchaus zielführend den 

Begriff der Seemacht erörtert. Die Biographen Mahans waren und sind jedoch durchweg ge-

zwungen, ein seestrategisches Konzept aus einer Fülle von nicht immer zusammenhängenden 

Einzelaussagen zu einem logischen Ganzen zu formen. Hinzu kommt der Vorwurf, daß in 

dem vorliegenden Werk gar keine Theorie erkennbar sei. Vielmehr habe Mahan eine Doktrin 

entworfen, um die seegestützte Hegemonialpolitik der USA zu rechtfertigen.1782 Eine andere 

Frage ist die der Übertragbarkeit auf die heutige amerikanische Sicherheitspolitik, die aus na-

türlichen Gründen nur begrenzt möglich ist. Mahan hat seine Überlegungen vor dem Hinter-

grund der damals verfügbaren Seekriegsmittel durchgeführt. Der Stand der Rüstungstechno-

logie hat sich seitdem grundlegend verändert. Flugzeugträger, weitreichende Kampfbomber, 
                                                 
1776  Mahan (1890): S. 83. 
1777  Ebd., S. 132. 
1778  „The geographical position of a country may not only favor the concentration of its forces, but give the fur-

ther strategic advantage of a central position and a good base for hostile operations against its probable 
enemies.“ Ebd., S. 30.  

1779  Ebd., S. 138. 
1780  Vgl. Hanke (1974): S. 72 – 77. 
1781  Vgl. ebd., S. 3 – 5. Mahan habe allerdings auch nie den Anspruch erhoben, eine Theorie formuliert zu ha-

ben. Vgl. ebd., S. 114. 
1782  Vgl. Gerald Karner, Zur Entwicklung der Seemacht der USA, in: Österreichische Militärische Zeitschrift, 

Nr. 2, März/April 1999, S. 143. 
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ballistische Trägersysteme sowie „strategische Gleichmacher“ in Form von Nuklearwaffen 

haben ganz neuen Formen bzw. Möglichkeiten der Kriegführung eröffnet, die in der Konzep-

tion Mahans noch keine Rolle spielen konnten. Auch haben sich die politischen, wirtschaftli-

chen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen gewandelt, was insbesondere für das Ende 

des Kolonialismus gilt. 

  Beobachter schätzen die Übertragbarkeit des vor weit mehr als 100 Jahren erdachten See-

machtkonzeptes unterschiedlich ein. Philipp A. Crowl gibt vermutlich die Meinung der 

Mehrheit der Seestrategen wieder, wenn er von einer heute begrenzten Wirkung Mahans auf 

die Sicherheitspolitik der USA ausgeht, da dieser auf gegenwärtige Herausforderungen keine 

Antworten mehr geben könne. Gleichwohl seien die Fragen, die er aufgeworfen habe, weiter-

hin aktuell. Zu diesen gehörten „the concept of national interest; the moral dimensions of 

military force; the responsibilities, as well as the opportunities, of world power; the nature of 

American dependence on sea-lines of communication; the composition of fleets; the logistical 

requirements of warfare; and, most importantly, the uses of navies as instruments of national 

policy.“1783 Albert A. Stahel sieht hingegen den Einfluß Mahans auf das Außenverhalten der 

USA schon dadurch begründet, daß dessen Thesen weiterhin am Naval War College, wo es 

mit George Baer einen „Alfred Thayer Mahan Chair in Maritime Strategy“ gibt, und an der 

Naval Academy gelehrt werden.1784 Angesichts der Tatsache, daß die USA heute sowohl die 

Weltmeere kontrollieren als auch keine konkurrierende Seemacht mehr fürchten müssen, hat 

Baer selbst wiederum die Frage aufgeworfen, wie Mahan gegenwärtig die Existenz amerika-

nischer Seestreitkräfte rechtfertigen würde. „For the US, the answer is: to assure political sta-

bility on the economically vibrant rimlands of, inter alia, Europe and Pacific Asia, thereby 

ensuring access to consequent world markets. The naval services, that is the US Navy and the 

Marine Corps, support a peacetime policy of engagement and influence by naval presence, de-

terrence, and intervention against the land as desired, to assure the continuation of stability, 

trade, and security. What were different or lesser included missions for Mahan in wartime are 

now the key to maintaining the peace.“1785 Baer sieht Seemacht als umfassenden Prozeß der 

Verteidigung der globalen Interessen der USA im Rahmen eines „informal empire of free tra-

de“1786. Für die anhaltende Wirkung der Ideen Mahans bedeutet dies, daß seine Überlegungen 

einerseits überholt sind. Die Seestreitkräfte haben heute in der Tagespolitik andere Aufgaben 

                                                 
1783  Crowl (1986): S. 477. 
1784  Vgl. Stahel (1996): S. 223. 
1785   George Baer, Alfred Thayer Mahan and the Utility of US Naval Forces Today, in: Andrew Dorman, Mike 

Lawrence Smith, Matthew R. H. Uttley (Hrsg.), The Changing Face of Maritime Power, Hampshire – Lon-
don 1999, S. 14. 

1786  Ebd., S. 18. 
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zu erledigen, als sich wie im 19. Jahrhundert auf die Bekämpfung konkurrierender Seemächte 

zu konzentrieren. Andererseits gelten seine Annahmen insofern fort, als die Rolle der USA als 

Weltmacht weiterhin an deren maritime Fähigkeiten gebunden bleibt. Diese von George Baer 

eher indirekt abgeleitete Gültigkeit der Thesen Mahans wird von Gerald Karner viel direkter 

gesehen: „Die Entwicklung der amerikanischen Seestreitkräfte von der ursprünglichen Haupt-

aufgabe des Küstenschutzes über die Beherrschung der transozeanischen Seeverbindungen 

durch eine blue water navy bis zum Anspruch auf anlaßbezogene Dominanz praktisch aller 

Küstenregionen der Erde bildet ein Novum in der Geschichte der Seekriegsführung und ge-

wissermaßen eine endgültige Realisierung des [...] Mahan’schen Anspruches, daß eine ausge-

formte Seenation in der Lage zu sein hätte, ‘ihre Dominanz selbst in die entlegensten Teile 

der Erde zu projizieren’.“1787 

  Methodisch ist es grundsätzlich problematisch, den Einfluß Mahans auf Prozesse und Er-

gebnisse der Politik messen zu wollen.1788 Der Beobachter wird nicht mehr als möglichst 

plausible, logisch abgeleitete Vermutungen formulieren können.1789 Dies war in der Vergan-

genheit wenigstens insofern begrenzt machbar, als Mahan über persönliche Kontakte zu Ent-

scheidungsträgern wie Präsident Theodore Roosevelt (1901-1909) verfügte. Beide einte eine 

imperiale Grundhaltung.1790 Auch sind sich die meisten Experten darin einig, daß die Flotten-

programme Deutschlands und Japans in der Zeit des Ersten Weltkrieges darauf schließen las-

sen, daß verantwortliche Entscheidungsträger die Ideen Mahans zuvor studiert hatten. Derart 

deutliche Anknüpfungspunkte würde es in der Gegenwart nur dann geben, wenn z.B. China 

seine maritimen Fähigkeiten weiter ausbaut und diese zu einer Herausforderung für die USA 

werden. Den amerikanischen Seestreitkräften würden dann wieder stärker jene Aufgaben zu-

fallen, über die sich Mahan Gedanken gemacht hat. Ob das Pentagon dazu jedoch gezielt auf 

die Seemachtkonzeption seines berühmten Landsmannes zurückgreifen oder unabhängig da-

von reagieren würde, bleibt Spekulation. Um es zuzuspitzen: Selbst wenn sich zentrale Ent-

scheidungsträger der USA gemäß den Annahmen Mahans verhalten, bedeutet dies nicht 

zwangsläufig, daß sie dazu dessen Werke ausgewertet haben. Dennoch ist Reto Proksch zuzu-

stimmen, wenn er behauptet: „Auch wenn Mahan die Entwicklung der Vereinigten Staaten 

zur Weltmacht nicht initiiert hat, so hat er sie doch zumindest stimuliert. Daß unsere Welt 

heute so aussieht, wie sie aussieht, hat zu einem gewissen Teil auch zu tun mit dem Lebens-

                                                 
1787  Karner (1999): S. 152. Das Zitat ist im Original kursiv gedruckt. 
1788  Vgl. dazu Reto Proksch, Alfred Thayer Mahan. Seine Thesen und sein Einfluß auf die Außen- und Sicher-

heitspolitik der USA, Frankfurt am Main u.a. 2002, S. 107 – 173.  
1789  Proksch kommt zu den Schluß, daß „der genaue Grad des Mahanschen Einflusses sicherlich nicht zu 

bestimmen ist.“ Ebd., S. 169. 
1790  Vgl. Seager II (1977): S. 219 – 253. 
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werk eines Mannes: Alfred Thayer Mahan.“1791 So problematisch eine Übertragung der See-

machtkonzeption Mahans auf die amerikanische Sicherheitspolitik der Gegenwart damit ist, 

lassen sich dennoch zahlreiche Anhaltspunkte wiederfinden, die dafür sprechen, daß die Ideen 

aus „The Influence of Sea Power Upon History“ und anderen Werken in zentralen Bereichen 

der globalen Politik der USA wie auch in ihren spezifischen Ausprägungen im Fernen Osten – 

ob bewußt oder unbewußt – Anwendung finden: 

 

• Betonung der Seemacht: Insbesondere die Bereithaltung von elf bis zwölf Flugzeugträ-

gergruppen zeigt, daß die USA dauerhaft den Anspruch erheben, die weltweit führende 

Seemacht zu sein. Sie werden damit den herrschenden geographischen Ausgangsbedin-

gungen gerecht: 71 % der Erdoberfläche bestehen aus Wasser, ungefähr 70 % der Welt-

bevölkerung leben in einer Entfernung von 200 Meilen zur Küste. Wenn die USA globa-

ler Hegemon bleiben wollen, können sie dies nur als führende Seemacht bewerkstelligen. 

Maritime Kräfte verfügen über besondere militärstrategische Vorteile: Durch Nutzung in-

ternationaler Gewässer können sie permanent in der Nähe potentieller Konfliktzonen sta-

tioniert werden, wohingegen Luft- und Landstreitkräfte Überflug- bzw. Stationierungs-

rechte benötigen, um vor Ort wirksam eingreifen zu können. Eine seegestützte Vorneprä-

senz ermöglicht es den USA, beliebige geographische Zonen in der gesamten Spannbreite 

von Frieden, Konflikt und Krieg zu beeinflussen.1792 Gegner werden glaubhaft abge-

schreckt, da amerikanische Streitkräfte in kürzester Zeit reagieren können. Entscheiden 

sich die USA zu einer militärischen Intervention, werden erste Schläge in der Regel von 

Seestreitkräften geführt, die auch mögliche Landungsoperationen vorbereiten.1793 Nicht 

umsonst erklärte Präsident Bill Clinton in einer Ansprache an die Streitkräfte vom 12. 

März 1993: „When word of a crisis breaks out in Washington, it’s no accident that the 

first question is: Where is the nearest carrier?“1794 
 

• Seemacht als Stützpfeiler pazifischer Macht: Der Einfluß Washingtons an der pazifischen 

Gegenküste gründet auf den maritimen Fähigkeiten der USA. Einer der Anker der Macht 

ist die in Japan stationierte 7. Flotte. Der Kommandeur des USPACOM gehört in der Re-

gel der Admiralität an. Zur Machtprojektion sind zwar auch die Luftstreitkräfte unab-

dingbar.1795 Letztlich sind es aber die Seestreitkräfte, die u.a. im Bereich des Transports 

                                                 
1791  Proksch (2002): S. 173. 
1792  Der Flugzeugträger USS George Washington wirbt entsprechend auf seiner Internetseite mit der Losung 

„over 90,000 tons of diplomacy / where ever ... when ever...“. 
1793  Vgl. zur Verwendungsfähigkeit von Seestreitkräften Karner (1999): S. 141 f, 150 f, 154.  
1794  William J. Clinton, Radio Address to the Armed Forces, Washington D.C., 12. März 1993. 
1795   Auch wenn es zu seiner Zeit noch keine Luftstreitkräfte gab, so ging selbst Mahan nicht davon aus, wie Jon 

Sumida feststellt, daß Seestreitkräfte eine die internationale Politik in allen Facetten dominierende Wirkung 
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das Rückgrat des amerikanischen Anspruchs einer Pacific power bilden. Navy und Mari-

ne Corps sind zudem in der Lage, auch unabhängig von den übrigen Teilstreitkräften 

Operationen zu beginnen und abzuschließen. 
 

• Schutz des Handels: Die USA begründen ihre militärische Vornepräsenz u.a. damit, auf 

diese Weise stabile Verhältnisse für die eigenen Handelsbeziehungen schaffen zu wollen. 

Dies ist deshalb von zentraler Bedeutung, weil der größte Teil des amerikanischen Au-

ßenhandels über See abgewickelt wird.1796 Zwischen ökonomischem Erfolg und militäri-

scher Absicherung wird daher gegenwärtig wie zu Zeiten Mahans ein zentraler Wir-

kungszusammenhang gesehen. Besonders deutlich zeigt sich dies in der von zahlreichen 

Beobachtern geäußerten Vermutung, daß die USA bei einer konkreten Bedrohung von 

Seewegen Handelsschiffe militärisch eskortieren lassen würden.1797 
 

• Basen in der Nähe des Gegners: Die größten US-Truppenkontingente sind in Südkorea 

und in Japan stationiert, womit sie sich in direkter Nachbarschaft zum peer competitor 

China befinden. 
 

• Kontrolle der Seewege: Die SLOCs zwischen Washington State, Oregon und Kalifornien 

auf der einen und der pazifischen Gegenküste auf der anderen Seite liegen vollständig in 

Händen des USPACOM. Auf dieser transpazifischen „amerikanischen Straße“, die völ-

kerrechtlich Bestandteil der Hohen See ist, üben die USA die alleinige Kontrolle aus. In 

Nord- und Südostasien wie auch im Pazifik selbst gibt es keine konkurrierenden See-

mächte.  
 

• Konzentration der Kräfte: In militärischen Planungen des USPACOM spielen die Fakto-

ren „Zugang“ und „Distanz“ eine entscheidende Rolle: Welche Orte können amerikani-

sche Schiffe und Flugzeuge im Krisenfall vor Ort nutzen? Wie können die Kräfte mög-

lichst schnell über kurze Verbindungslinien konzentriert werden?  
 

Der im nächsten Kapitel zu erörternde Global Defense Posture Review (GDPR) ist in seinem 

Schwerpunkt vor dem Hintergrund dieser Kernfragen durchgeführt worden. 

 

                                                                                                                                                         
hätten. Mahan „did not have a single vision of the future, and while he was certain that sea power was 
bound by the nature of things to play an important role in international affairs, he did not hold that it would 
necessarily define its terms or dictate its outcomes.“ Jon Sumida, Alfred Thayer Mahan, Geopolitician, in: 
Gray/Sloan (1999): S. 58. 

1796  Vgl. Karner (1999): S. 154. 
1797  In diesem Sinne äußerten sich zahlreiche Interviewpartner des Verfassers. 
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KAPITEL  6 
 

Die Instrumente:  
Modernisierung des Systems der Hub and Spokes 

 

 

  

 

Um machtpolitische Konstellationen zu beeinflussen, kann ein Staat in seiner Außen- und Si-

cherheitspolitik auf eine ganze Reihe von Instrumenten zurückgreifen.1798 Sie können zumin-

dest theoretisch die gesamte Bandbreite zwischen den Optionen der soft power und der hard 

power abdecken. Dem militärischen Instrumentarium kommt dabei insofern eine besondere 

Bedeutung zu, als es etwa im Vergleich zu ökonomischen Maßnahmen das größere Zerstö-

rungs- und damit auch Abschreckungspotential entfalten kann. Ein Staat ist zwar im Ver-

gleich zu anderen Staaten nicht gleich eine Großmacht, weil er über ein umfangreiches Streit-

kräftepotential verfügt. Eine Conditio sine qua non liegt aber aus folgender Perspektive vor: 

Will ein Staat Großmacht werden, und strebt er dabei die Position des Hegemons an bzw. be-

absichtigt er, eine führende Stellung zu halten, dann setzt dies ein überlegenes militärisches 

Instrumentarium voraus. Dazu gehören Atomwaffen, wenngleich sie seit 1945 nur noch als 

Drohkulisse, nicht jedoch als Einsatzmittel auf dem Schlachtfeld dienen. Militärische Überle-

genheit bedeutet daher in der gegenwärtigen Praxis internationaler Konflikte, über hinrei-

chende capablities zu verfügen, diese global einsetzen zu können und dabei in Duellsituatio-

nen unterhalb der Nuklearschwelle gegenüber jedem Gegner über die bessere Ausgangssitua-

tion zu verfügen.  

  Aus diesen Zusammenhängen ergeben sich folgende Konsequenzen für die inhaltliche 

Schwerpunktsetzung dieses Kapitels: Im Sinne der in der Operationalisierung geforderten 

Hierarchisierung der Instrumente wird zuvörderst das Feld der militärischen hard power ana-

lysiert. Daß sich ein Hegemon langfristig als solcher nur behaupten kann, wenn er auch nicht-

militärische Instrumente zu nutzen weiß, wird bei der Betrachtung der Vorgehensweisen in 

Kapitel 7 deutlich werden. Ob die USA jedoch im Fernen Osten eine Großmacht unter vielen 

oder aber die führende Großmacht sind, hängt ganz maßgeblich davon ab, wie groß ihr militä-

rischer Einfluß auf die pazifische Gegenküste ist. Dominierende militärische Fähigkeiten sind 

daher für den Hegemon ein Instrument konstitutiven Charakters. 
                                                 
1798  Vgl. Bruce Russett, David Kinsella, Harvey Starr, World Politics. The Menu for Choice, 7. Auflage, Bel-

mont 2003, S. 98 – 128. 
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  Auf den ersten Blick wäre den USA zu attestieren, daß sie ihr Instrumentarium im Sinne 

der Erwartungen des systemischen Realismus strategisch angeordnet haben. Washington hat 

derzeit über 83.000 Soldaten im asiatisch-pazifischen Raum disloziert und verfügt über 

Bündnisverträge mit Japan, Südkorea, Thailand, den Philippinen und Australien.1799 Es gehört 

zudem zum Standardrepertoire öffentlicher Verlautbarungen, und hier zeigt sich eine sehr 

deutliche Impulsverarbeitung, die Bedeutung der militärischen Vornepräsenz hervorzuheben. 

Im EASR 1995 heißt es dazu: „United States military forward presence in the Asia-Pacific re-

gion is an essential element of regional security and America’s global military posture.“1800 

Desgleichen steht im EASR 1998: „U.S. overseas presence in the Asia-Pacific region, includ-

ing the continued maintenance of approximately 100,000 military personnel for the foresee-

able future, will continue to promote regional strategic interests, and provide evidence of un-

diminished U.S. commitment and engagement.“1801 Auch die NSS 1999 unterstreicht die 

Relevanz dieses Instruments: „Our military presence has been essential to maintaining the 

peace and security that have enabled most nations in the Asia-Pacific region to build thriving 

economies for the benefit of all. To deter aggression and secure our own interests, we main-

tain about 100,000 military personnel in the region.“1802 In der NSS 2002 wird wiederum 

festgestellt, daß sich das Allianzsystem auch in Zeiten neuer Herausforderungen und Bedro-

hungen als nützlich erweise: „The war against terrorism has proven that America’s alliances 

in Asia not only underpin regional peace and stability, but are flexible and ready to deal with 

new challenges.“1803 Die USA wollten deshalb „maintain forces in the region that reflect our 

commitments to our allies, our requirements, our technological advances, and the strategic 

environment“1804. Die NSS 2006 steht in der Kontinuität dieser Zuschreibungen: „The United 

States is a Pacific nation, with extensive interests throughout East and Southeast Asia. The re-

gion’s stability and prosperity depend on our sustained engagement: maintaining robust part-

nerships supported by a forward defense posture supporting economic integration through ex-

panded trade and investment and promoting democracy and human rights.“1805 

  Damit ist den Verhaltenserwartungen des systemischen Realismus aber nur zur Hälfte Ge-

nüge getan. Denn Kapitel 6 unterscheidet sich von den Kapiteln 3, 4 und 5 insofern, als es an 

dieser Stelle nicht mehr ausreicht, die Positionierung der USA über Grundsatzpapiere und 

                                                 
1799  An der pazifischen Gegenküste (Japan, Südkorea, Australien, Thailand, Singapur, Guam) sowie im Indi-

schen Ozean (Diego Garcia) waren 2007 insgesamt 69.597 amerikanische Soldaten stationiert. Hinzu ka-
men 13.644 US-Soldaten auf schwimmenden Einheiten. Vgl. IISS (2007): S. 38 – 42. 

1800  Department of Defense (Februar 1995): S. 5. 
1801  Department of Defense (November 1998): S. 59 f. 
1802  The White House (Dezember 1999): S. 34. 
1803  The White House (17.09.2002): S. 26. 
1804  Ebd. 
1805  The White House (16.03.2006): S. 40. 
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Reden der relevanten Entscheidungsträger nachzuweisen. Zu unterscheiden ist zwischen theo-

retischer Impulsverarbeitung und praktischer Impulsumsetzung: Die Formulierung von Inter-

essen setzt eine Position des Forderns voraus; die Markierung von Herausforderungen und 

Bedrohungen beruht auf einer Abwägung der eigenen Position und jener konkurrierender 

Mächte; eine Ordnungspräferenz ist wiederum eine langfristige Zielvorgabe. Impulsverarbei-

tung bedeutet daher in den Kapiteln 3, 4 und 5, daß relevante Entscheidungsträger Schlüsse 

aus der beobachtbaren Praxis ziehen und diese in theoretische Leitlinien umwandeln. Im stra-

tegischen Segment der Instrumente muß ein Staat hingegen aktiv handeln: Impulsverarbeitung 

bedeutet, aus den zu den Segmenten der Interessen, der Herausforderungen und Bedrohungen 

sowie der Ordnungspräferenz formulierten theoretischen Leitlinien Rückschlüsse zu ziehen. 

Impulse sind dann in praktisches Handeln umzusetzen: Welche Instrumente benötigt ein 

Staat, um seine Interessen gegen vorhandene und künftige Herausforderungen bzw. Bedro-

hungen durchzusetzen und dabei der erstrebten Ordnungspräferenz näherzukommen? 

  Die Aufgabe dieses Kapitels besteht daher nicht darin nachzuweisen, daß die USA weiter-

hin auf die pazifische Gegenküste militärischen Einfluß ausüben wollen. Diese Absicht ist be-

reits bei den Ausführungen zum inshore balancing nachgewiesen worden, und auch die oben 

skizzierten Positionierungen der USA hinsichtlich der militärischen Vornepräsenz sind in ih-

rer Aussage eindeutig. Das Ziel dieses Kapitels ist, folgende Frage zu beantworten: Reichen 

die derzeitigen militärischen Zugänge der USA in und um Südostasien aus, um nicht nur in 

Zeiten des Friedens, sondern auch in möglichen Konfliktfällen zu effektiver Machtprojektion 

fähig zu sein? Seit dem Rückzug amerikanischer Soldaten von den Philippinen 1992 verfügt 

das USPACOM über keine substantiellen Streitkräftekontingente im ASEAN-Raum. Zu klä-

ren ist daher, ob Südostasien in einer militärischen Auseinandersetzung zwischen den USA 

und China eine „operative Lücke“ darstellen würde. Ist dies der Fall, dann liegt die Vermu-

tung nahe, daß im Segment der Instrumente kein strategisches Handeln vorliegt. Washington 

hätte die in der Operationalisierung geforderte Berücksichtigung langfristiger Entwicklungen, 

also möglicher Worst-Case-Szenarien, nicht vorgenommen. Kapitel 6 geht daher nicht nur der 

Frage nach, ob Impulsverarbeitung und Impulsumsetzung vorliegen, sondern ob beides in ei-

ner den – auch künftig vorstellbaren – Herausforderungen und Bedrohungen angemessenen 

Form erfolgt ist. 

  Das Kapitel ist wie folgt aufgebaut: Zunächst werden Ursprünge und die aktuelle Struktur 

der militärischen Vornepräsenz der USA im asiatisch-pazifischen Raum nachgezeichnet. Von 

besonderer Bedeutung ist dabei der GDPR, der im ersten Abschnitt vorgestellt wird. Seine be-

reits absehbaren und möglichen Auswirkungen auf die militärischen Zugänge der USA im 
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Fernen Osten werden dann in den beiden folgenden Abschnitten ausführlich analysiert. Dabei 

geht es um die amerikanischen Basen in Japan, Südkorea sowie auf Guam. Im Ergebnis ist 

festzustellen, welche Bedeutung sie für die amerikanische Sicherheitspolitik in Südostasien 

haben. Der nächste Abschnitt ist den places, not bases der USA im ASEAN-Raum sowie in 

Australien gewidmet. Vor diesem Hintergrund ist zu klären, und hier entscheiden sich Im-

pulsverarbeitung und Impulsumsetzung, ob Südostasien in der Struktur der amerikanischen 

Vornepräsenz als „operative Lücke“ bezeichnet werden kann. Anders ausgedrückt: Ist die 

Modernisierung des Systems der hub and spokes, insbesondere im Rahmen des GDPR, inso-

fern gelungen, als auf gegenwärtige und auch absehbare Herausforderungen und Bedrohungen 

in einer instrumentell-strategischen Weise reagiert wurde? Das Kapitel ist ganz im Sinne des 

systemischen Realismus auf bilaterale Beziehungen – also Interaktionen zwischen den units – 

ausgerichtet. In diesem Bereich setzen die USA einen klaren Schwerpunkt. Zu prüfen ist je-

weils, welchen Nutzen Washington aus den einzelnen Abmachungen zieht, um seine Vorne-

präsenz zu unterstützen. Um die Bedeutung des Bilateralismus noch klarer ermessen zu kön-

nen, wird abschließend auch auf die Positionierung Washingtons in und gegenüber multilate-

ralen Abmachungen als Instrumenten amerikanischer Asien-Pazifik-Politik eingegangen. 
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I.            Die militärische Vornepräsenz der USA 
 

 

1.  Ursprünge 

Seit Mitte des 19. Jahrhunderts sind die USA ein pazifischer Staat, seit 1898 eine pazifische 

Macht und seit dem Ende des Krieges gegen Japan 1945 einer der wichtigsten Akteure des 

Fernen Ostens. Der Einsatz militärischer Mittel spielte auf dem Weg zur Pacific power eine 

entscheidende Rolle und ist auch heute noch die wichtigste Ressource amerikanischer Macht 

an der pazifischen Gegenküste. Nachfolgend sollen die Ursprünge dieser Entwicklung bis hin 

zu den aktuellen Aufgaben, dem Verantwortungsbereich sowie der Truppenstärke des 

USPACOM nachgezeichnet werden. 

 

a)  Von der Ostküste zur Westküste in den Pazifik 

Die Kontakte der USA zu den Territorien und Völkern des asiatisch-pazifischen Raums rei-

chen weit in die Geschichte zurück.1806 Bereits kurz nachdem britische Siedler im Nordosten 

Amerikas ihre Unabhängigkeitsansprüche gegen die Krone in London hatten durchsetzen 

können, war es die Empress of China, die 1784 als erstes Handelsschiff der USA in Kanton 

vor Anker ging. In den folgenden Jahren wurde der ökonomische Austausch mit der chinesi-

schen Ostküste ausgebaut. Auch waren amerikanische Missionare im Reich der Mitte tätig, 

um den christlichen Glauben zu verbreiten. Die Amerikaner nutzten den Pazifik zudem zu-

nehmend zum Fischfang und gründeten eine kleine Siedlung auf Honolulu, von wo sie Jagd 

auf Wale machten. Ein erstes pazifisches Geschwader wurde 1822 errichtet.1807 In jener Zeit 

waren die USA in diesem Teil der Erde jedoch noch kein Machtfaktor. Ihr Territorium war 

auf die Mitte und den Osten Nordamerikas konzentriert; da sie noch über keine Westküste 

verfügten, waren sie auch nicht in der Lage, ihren Einfluß effektiv über den Pazifik hinaus 

auszuweiten; die militärischen Mittel reichten zur Indianerbekämpfung, nicht jedoch zur see-

gestützten Machtprojektion. 

  Diese Situation sollte sich Mitte des 19. Jahrhunderts rasch ändern. 1846 fielen Oregon 

(Bundesstaat 1859) und Washington (Bundesstaat 1889) an die USA. Nach dem Krieg gegen 

                                                 
1806  Vgl. zu den Anfängen amerikanischer Asien-Pazifik-Politik Gottfried-Karl Kindermann, Der Aufstieg Ost-

asiens in der Weltpolitik 1840 bis 2000, Stuttgart – München 2001, S. 51 – 58. Weeks/Meconis (1999): S. 6 
– 12. Frank Gibney, Pacific ties: the United States of America and an emerging ‘Pacific community’, in: 
Anthony McGrew, Christopher Brook (Hrsg.), Asia-Pacific in the New World Order, London – New York 
1998, S. 12 – 16. Charles M. Dobbs, The United States and East Asia Since 1945, Lewiston – Queenston 
1990, S. 1 – 7. K. Holy Maze Carter, The Asian Dilemma in U.S. Foreign Policy. National Interest versus 
Strategic Planning, New York – London 1989, S. 3 – 31. Eine umfangreiche Datenleiste (1784-1987) zu 
den Aktivitäten der USA im Fernen Osten findet sich ebd., S. 155 – 185. 

1807  Vgl. Gibney (1998): S. 16. Stanley B. Weeks und Charles A. Meconis geben für dieses Ereignis das Jahr 
1821 an. Vgl. Weeks/Meconis (1999): S. 6. 
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Mexiko kam 1848 Kalifornien (Bundesstaat 1850) hinzu. Die USA waren damit zu einem 

transkontinentalen und damit auch pazifischen Staat geworden. 1867 wurde gegen eine Zah-

lung von 7,2 Mio. US-Dollar Alaska (Bundesstaat 1959) von Rußland erworben. Bestandteil 

dieses Kaufs waren auch die Aleuten, die weit in den nördlichen Pazifik hineinreichen. Ihre 

westlichste Insel ist nur ca. 2.200 km vom japanischen Hokkaido entfernt (vom Bundesstaat 

Washington aus sind dies 6.600 km).1808 Zu einer pazifischen Macht wurden die USA dann 

im Zuge zweier Entwicklungen: Nachdem sie bereits 1833 mit Siam und 1844 mit China1809 

Handelsverträge abgeschlossen hatten, trugen nun, erstens, amerikanische Kriegsschiffe dazu 

bei, asiatische Häfen für den Warenaustausch zu öffnen. Kommodore Matthew Calbraith Per-

ry gelang dies 1853/1854 in Japan, Kommodore Robert W. Shufeldt 1882 in Korea.1810 Die 

USA nutzten damit erstmalig an der pazifischen Gegenküste die Drohkulisse militärischer 

Macht, um ihren wirtschaftlichen Interessen Nachdruck zu verleihen.1811 Auf diese Weise ge-

lang es ihnen in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts, vorübergehend eine dominierende 

Position in der Region einzunehmen. Der endgültige Durchbruch zur Pacific power erfolgte 

aber erst, zweitens, im Zuge des Krieges gegen Spanien, nachdem die USA in den Jahrzehn-

ten zuvor damit beschäftigt waren, innenpolitische Herausforderungen wie insbesondere den 

amerikanischen Bürgerkrieg (1861-1865) und die sich anschließende Phase der Rekonstrukti-

on (bis 1877) zu bewältigen. Die Auseinandersetzung mit der europäischen Kolonialmacht 

hatte weitreichende Folgen: Der Konflikt hatte sich im April 1898 an der Kuba-Frage entzün-

det und weitete sich bis auf die Philippinen aus, wo Kommodore George Dewey die in der 

Bucht von Manila liegenden Einheiten der spanischen Flotte vernichtend schlug.1812 Im Frie-

den von Paris vom 10. Dezember 1898 wurden den USA u.a. Guam und – gegen eine Zah-

lung von 20 Mio. US-Dollar – die Philippinen zugesprochen. Noch im selben Jahr annektier-

ten sie Hawaii (Bundesstaat 1959), wo sie bereits seit 1887 über die Marinebasis Pearl Harbor 

verfügten. 1901 hatten sich die USA zudem die Rechte am Bau des Panama-Kanals (Eröff-

nung 1914) gesichert, womit sie die Voraussetzungen für den Aufbau transozeanisch operie-

render Seestreitkräfte schufen. 

                                                 
1808  Vgl. Jörg Nagler, Territoriale Expansion, Sklavenfrage, Sezessionskrieg, Rekonstruktion, 1815-1877, in: 

Willi Paul Adams u.a. (Hrsg.), Länderbericht USA: Geographie, Geschichte, Politische Kultur, Politisches 
System, Wirtschaft, Band I, 2. aktualisierte und ergänzte Auflage, Bonn 1992, S. 87 – 90.  

1809  Im Abkommen von Wanghsia 1844 gewährten sich China und die USA gegenseitig den Meistbegünsti-
gungsstatus, schlossen also keinen der zu jener Zeit üblichen „ungleichen Verträge“ ab. Vgl. Dobbs (1990): 
S. 3. 

1810  Vgl. dazu in diesem Kapitel die Einführungen zu „1. Japan“ und „2. Korea“ in „II. Main Operating Bases“. 
1811  Charles M. Dobbs bezeichnet gleichwohl die amerikanischen Handelsbemühungen im asiatisch-pazifischen 

Raum des 19. Jahrhunderts als weitgehend erfolglos. Vgl. Dobbs (1990): S. 4. 
1812  Vgl. Charles S. Campbell, The Transformation of American Foreign Relations 1865 – 1900, New York – 

Hagerstown – San Francisco – London 1976, S. 258 – 278. 
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  Zeitlich parallel zu dieser Entwicklung trugen seit Mitte des 19. Jahrhunderts weitere In-

besitznahmen verschiedener Inseln dazu bei, die USA zu einer territorial deutlicher veranker-

ten pazifischen Macht zu machen. Grundlage war zunächst der bis heute gültige Guano Is-

lands Act vom 16. August 1856. Demnach beansprucht Washington unbewohnte Inseln dann, 

wenn sie von amerikanischen Staatsbürgern entdeckt werden und auf dem neuen Territorium 

Exkremente von Seevögeln, die als organischer Dünger dienen, nachgewiesen sind.1813 Auf 

diese Weise gelangten u.a. die Bakerinsel (1857), die Howlandinsel (1857), die Jarvisinsel 

(1858) und das Johnston Atoll (1858) in den Besitz der USA. 1867 wurden die Midway-

Inseln in den amerikanischen Staatsverband eingegliedert. Das Palmyra Atoll kam 1898 im 

Zuge der Annexion Hawaiis hinzu. Ein Jahr später wurde auch die Insel Wake annektiert. 

1899 vereinbarten die USA zudem mit Deutschland die Aufteilung Samoas, dessen östliche 

Inseln Washington als „Amerikanisch-Samoa“ übernahm. Das Kingmanriff wurde 1922 ein-

gegliedert. 1944 eroberten die USA die Nördlichen Marianen, die Japan seit 1914 besetzt 

gehalten hatte. Seit 1976 sind die Inseln als „Commonwealth of the Northern Mariana Is-

lands“ mit dem amerikanischen Festland in einer politischen Union verbunden. 1990 endete 

die UN-Treuhandschaft über das Territorium.1814 

  Einige der Inseln im Pazifik spielten in den Kriegen und Konflikten des 20. Jahrhunderts 

eine bedeutende militärische Rolle. Im Juni 1942 kam es z.B. bei den Midway-Inseln zur ent-

scheidenden Schlacht um die Vorherrschaft im Pazifik, in der die USA die damalige japani-

sche Überlegenheit durchbrechen konnten. Während die amerikanischen Streitkräfte einen 

Flugzeugträger verloren, mußte die Kaiserliche Armee die Versenkung von vier Flugzeugträ-

gern hinnehmen. Bis 1993 wurden die Midway-Inseln als Marinebasis genutzt. Auf Wake war 

zu Beginn der 40er Jahre ein Militärstützpunkt für See- und Luftstreitkräfte errichtet worden, 

der jedoch bereits im Dezember 1941 von japanischen Truppen erobert und bis zum Ende des 

Pazifikkrieges gehalten wurde. Während des Ost-West-Konflikts diente Wake als Anlauf-

punkt für die U.S. Navy und die U.S. Air Force, die auf der Insel eine bis zu 3.047 m lange 

Landebahn nutzen konnte. Auf dem Johnston Atoll wurden in den 50er und 60er Jahren über-

irdische Nukleartests durchgeführt. Bis zum Jahr 2000 wurden dort zudem chemische Waffen 

eingelagert und/oder entsorgt. Für das USPACOM sind derzeit nur noch Hawaii und Guam 

von – in beiden Fällen besonderem – strategischem Interesse.1815 

                                                 
1813  Wörtlich heißt es im Guano Islands Act: „Whenever any citizen of the United States discovers a deposit of 

guano on any island, rock, or key, not within the lawful jurisdiction of any other government, and not occu-
pied by the citizens of any other government, and takes peaceable possession thereof, and occupies the 
same, such island, rock, or key may, at the discretion of the President, be considered as appertaining to the 
United States.“ Cornell Law School, U.S. Code Collection, Title 48, Chapter 8: Guano Islands, § 1411 
Guano districts; claim by the United States, Washington D.C., 16. August 1856. 

1814  Vgl. Central Intelligence Agency (16.05.2006). 
1815  Vgl. ebd. 
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Tabelle 24:   Amerikanisches Territorium im Pazifik 
 

  
 

Inbesitznahme 

 
 

Status 

 

Größe 
(gesamt/über 

Wasser) 

 

Einwohner 
(Juli 2007) 

 

Militärische 
Nutzung 

 
 

Hawaii 
 

1898 
 

Bundesstaat 
 

28.313 km² 
1.262.840 

(2004) 
Hauptquartier 
USPACOM 

Nördliche 
Marianen 

 

1944/1976 
Self-Governing 

Incorporated Territory

 

477 km² 
 

84.546 
 

nein  

Amerikanisch 
-Samoa 

 

1899 
Unincorporated and 

Unorganized Territory

 

199 km² 
 

57.663 
 

nein 

 

Guam 
 

1898 
Organized, Unincor-

porated Territory 

 

541,3 km² 
 

173.456 
Main Operating 

Base 
 

Bakerinsel* 
 

1857 
Unincorporated 

Territory 
129 km²/ 
2,1 km² 

 

unbewohnt 
 

nein 
 

Howlandinsel* 
 

1857 
Unincorporated 

Territory 
139 km²/ 
2,6 km² 

 

unbewohnt 
 

nein 
 

Jarvisinsel* 
1858-1879 

1935 
Unincorporated 

Territory 
152 km²/ 

5 km² 

 

unbewohnt 
 

nein 

Johnston 
Atoll* 

 

1858 
Unincorporated 

Territory 
276,6 km²/ 

2,6 km² 
bis Mai 2005 ca. 1.100 
Soldaten und Zivilisten 

 

Kingmanriff* 
 

1922 
Unincorporated 

Territory 
1.958 km²/ 
0,01 km² 

 

unbewohnt 
 

nein 

Midway* 
-Inseln 

 

1867 
Unincorporated 

Territory 
2.355,2 km²/

6,2 km² 

 

40 
bis 1993 

Marinebasis 

Palmyra 
Atoll* 

 

1898 
Unincorporated 

Territory 
1.949,9 km²/

3,9 km² 

 

4-20 
 

nein 

 

Wake 
 

1899 
Unincorporated 

Territory 

 

6,5 km² 
Abzug militärischen Personals, 

ca. 200 zivil Beschäftigte (10/2001)
 

Palau 
seit 1994 Compact of Free Association / 

USA zuständig für Verteidigung 

 

458 km² 
 

20.842 
nein /  

aber Erlaubnis 
 

Marshall-
Inseln 

 
seit 1986 Compact of Free Association / 

USA zuständig für Verteidigung 

 
11.854 km²/ 

181 km² 

 
61.815 

US Army  
Kwajalein Atoll 

(USAKA), Reagan 
Missile Test Site 

 

Mikronesien 
seit 1986 Compact of Free Association / 

USA zuständig für Verteidigung 

 

702 km² 
 

107.862 
 

nein 

 
Der Fischer Weltalmanach 2006. Zahlen, Daten, Fakten, Frankfurt am Main 2005, S. 482 – 484. Central Intelligence Agency, The World 
Factbook 2007, Washington D.C., Stand vom 16. August 2007. * Diese Inseln bilden den Pacific Remote Islands National Wildlife Refuge 
Complex und werden als solcher vom Fish and Wildlife Service des amerikanischen Innenministeriums verwaltet. 
 

 

Durch ihren Vorstoß in den Pazifik hatten sich die außenpolitischen Parameter für die USA 

stark verändert. Washington gehörte plötzlich zu den Kolonialmächten, wenngleich es weit 

hinter den Erwerbungen europäischer Staaten zurückblieb. Auf den gerade neu erworbenen 

Philippinen mußten sich die USA von 1899 bis 1902 mit der Gegenwehr von Partisanenver-

bänden auseinandersetzen, die unter Führung Emilio Aguinaldos standen. Anfangs waren im 
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Durchschnitt 30.000 amerikanische Soldaten im Archipel stationiert, um den Aufstand nie-

derzuschlagen. Bis 1902 hatten 125.000 Mann im Kriegsgebiet ihren Dienst versehen.1816 

Dies war der erste Einsatz amerikanischer Bodentruppen in der Region. Es war zudem das er-

ste Mal – und damit lange Jahre vor dem Vietnamkrieg –, daß sich die USA im asiatisch-

pazifischen Raum der Gegenwehr von Insurgenten ausgesetzt sahen, für deren Bekämpfung 

weitaus mehr Soldaten benötigt wurden als im Kampf gegen Spanien. Das Pentagon kann da-

her heute auf mehr als 100 Jahre Erfahrung in der Anwendung und Abwehr von Formen der 

asymmetrischen Kriegführung im asiatisch-pazifischen Raum zurückblicken. Zu einer weite-

ren militärischen Intervention kam es, als die USA 1900 ein Expeditionskorps mit einer Stär-

ke von 6.300 Mann nach China entsandten, um sich an der Niederwerfung des Boxer-

Aufstandes zu beteiligen. Zum Schutz von US-Bürgern blieben darauf kleinere Einheiten in 

Peking. Von 1912 bis 1938 waren zudem amerikanische Soldaten in Tientsin und von 1927 

bis 1941 in Shanghai stationiert.1817 

   

b)  Vom zögerlichen zum manifesten Einsatz von Streitkräften 

Die USA waren damit zu Beginn des 20. Jahrhunderts erstmalig sicherheitspolitische Ver-

pflichtungen in Fernost eingegangen, die jedoch noch nicht auf einem systematisch durch-

dachten Verständnis einer pazifischen Macht, die dauerhaft Einfluß auf die Gegenküste aus-

zuüben versucht, beruhten. Auch war Washington zum damaligen Zeitpunkt weit davon ent-

fernt, es mit Tokyo in der Region aufnehmen zu können. Es hätte dazu zwar theoretisch die 

Möglichkeit gehabt, weil die amerikanischen Seestreitkräfte um die Jahrhundertwende ausge-

baut worden waren.1818 Die US-Flotte war damals aber noch im Schwerpunkt auf den Atlantik 

konzentriert, und im Fokus Washingtoner Außenpolitik stand nicht Asien, sondern Europa. So 

blieb der Gestaltungsraum der USA im Fernen Osten begrenzt. Für diese Feststellung spre-

chen folgende Beobachtungen: Japan hatte China im Friedensvertrag von Shimonoseki vom 

17. April 1895 u.a. dazu gezwungen, die Halbinsel Liaotung abzutreten. Daß Tokyo diesen 

Passus des Friedensvertrages annullierte, lag nicht an einer entsprechenden Intervention Wa-

shingtons. Der Verzicht Japans war eine Reaktion auf den Druck Deutschlands, Frankreichs 

                                                 
1816  Vgl. Etschmann (2001): S. 55 – 62, hier S. 58. 
1817  Vgl. Weeks/Meconis (1999): S. 10, 12. 
1818  Bereits während des Krieges auf den Philippinen hatten die USA gezeigt, größere Truppenkontingente über 

weite Distanzen verlegen zu können. 1900 waren zwei Drittel der amerikanischen Streitkräfte im Archipel-
staat stationiert. Vgl. Carter (1989): S. 157. Präsident Theodore Roosevelt hatte zudem im Dezember 1907 
einen größeren Flottenverband, die „Great White Fleet“, zu einer Weltumsegelung aufbrechen lassen, um 
die neuen maritimen Fähigkeiten der USA zu demonstrieren. Die Schiffe waren bis Februar 1909 unter-
wegs. In der Praxis war es die spanische Armada, die 1898 als erste der europäischen Seestreitkräfte in ei-
nen militärischen Schlagabtausch mit den maritimen Einheiten Washingtons geraten war und dabei eine 
deutliche Niederlage hatte hinnehmen müssen. 
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und Rußlands.1819 In den nächsten Krieg Asiens mischten sich die USA in begrenzter Form 

ein. Präsident Theodore Roosevelt fungierte als „ehrlicher Makler“ zwischen Rußland und Ja-

pan, die sich am 5. September 1905 auf den Frieden von Portsmouth einigten. Indem er dafür 

sorgte, daß Tokyo sich mit Maximalforderungen nicht durchsetzen konnte, trug er zwar zur 

Aufrechterhaltung des Machtgleichgewichts bei. Persönlich brachte ihm dies 1906 den Frie-

densnobelpreis ein, und die Interessen der USA waren zumindest insofern gewahrt, als der 

Aufstieg eines regionalen Hegemons begrenzt wurde. Die Tat Roosevelts läßt sich aber auch 

als Akt der Schwäche interpretieren: Gerade weil die USA über keine substantiellen Streit-

kräfte vor Ort verfügten, mußten sie auf ein Stück Papier vertrauen, um das Ringen um die 

Vorherrschaft im Fernen Osten zu beeinflussen. Gleiches galt für die China-Frage. Der dama-

lige Außenminister der USA, John M. Hay, plädierte 1899/1900 für eine „Politik der Offenen 

Tür“ (Open Door Policy).1820 Demnach sollte China für den Außenhandel mit jedwedem Staat 

offen bleiben und nicht zwischen den europäischen Kolonialmächten aufgeteilt werden. Er-

neut setzten die USA auf freiwilligen Machtverzicht der in der Region militärisch stärksten 

Akteure, um auf diese Weise als militärisch inaktive Macht dennoch vom fernöstlichen Han-

del zu profitieren. Angesichts der zunehmenden Machtprojektionsfähigkeiten Japans zeigte 

sich die amerikanische Regierung zudem um die Sicherheit des philippinischen Kolonialge-

bietes besorgt. Für Washington kam die Vorbereitung umfassender militärischer Verteidi-

gungsmaßnahmen nicht in Frage, und so versuchte es, sich mit Tokyo auf Stillhalteabkommen 

zu einigen. Sowohl die Taft-Katsura-, die Root-Takahira- als auch die Lansing-Ishii-

Übereinkunft von 1905, 1908 und 1917 zielten darauf ab, daß Japan die amerikanischen In-

teressen auf den Philippinen sowie die Politik der Offenen Tür gegenüber China anerkannte, 

wofür Nippon im Gegenzug freie Hand auf der koreanischen Halbinsel und in der Mandschu-

rei erhielt.1821 

  Während des Übergangs vom 19. zum 20. Jahrhundert setzten die USA gegenüber Japan 

nicht auf containment, sondern auf appeasement. Selbst Präsident Woodrow Wilson kam der 

Regierung des Tennos nach dem Ende des Ersten Weltkrieges entgegen, als er 1919 der     

Übernahme der deutschen Besitzungen in China, dem 1898 erschlossenen Pachtgebiet Kiaut-

schou, durch Japan zustimmte.1822 In der Zwischenkriegszeit wurde ein weiterer Versuch un-

ternommen, Tokyo durch Vertrauens- und sicherheitsbildende Maßnahmen, in diesem Fall ein 

                                                 
1819  Vgl. Wolfgang Jaenicke, Das Ringen um die Macht im Fernen Osten. Vorgeschichte des Chinesisch-

Japanischen Krieges 1937 auf politischem und wirtschaftlichem Gebiet und Auswirkung auf die Gegenwart, 
Würzburg 1963, S. 45 – 50. 

1820  Vgl. Carter (1989): S. 5 f. 
1821  Vgl. dazu in diesem Kapitel die Ausführungen zu Südkorea in „II. Main Operating Bases“ sowie Carter 

(1989): S. 12, 20 f. 
1822  Vgl. ebd., S. 22. 
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Rüstungskontrollabkommen, einzuhegen. Auf der Washingtoner Flottenkonferenz von 

1921/1922 hatten sich Großbritannien, die USA, Japan, Frankreich und Italien auf Tonnagere-

lationen für ihre Hauptkampfschiffe in einem Verhältnis von 5 : 5 : 3 : 1,75 : 1,75 verstän-

digt.1823 Die Regierung des Tennos kündigte das Abkommen 1934 auf, nachdem sie bereits 

im Vorjahr den Völkerbund verlassen hatte. Sämtliche nichtmilitärischen Versuche der USA, 

den Aufstieg Japans zu begrenzen, waren damit gescheitert. Aus der Sicht des systemischen 

Realismus liest sich diese Entwicklung sehr klar: Da Washington bis zum Beginn der 40er 

Jahre des 20. Jahrhunderts abgesehen von sporadisch entsandten kleineren Expeditionskorps 

und geringfügigen bzw. temporären Stationierungen über keine umfangreiche militärische 

Vornepräsenz im asiatisch-pazifischen Raum verfügte, konnte es seinen diplomatischen In-

itiativen nicht den notwendigen Nachdruck verleihen. Während Japan nach dem für das Land 

schmachvollen Vertrag von Kanagawa vom 31. März 1854 kontinuierlich und erfolgreich in-

ternal balancing betrieb, blieben die Machtprojektionsfähigkeiten der USA im Fernen Osten 

auf dem Niveau der Ära von Kommodore Perry stehen. Der Aufstieg eines regionalen Hege-

mons war damit nicht zu verhindern. 

  Washington hatte somit den seit 1894 andauernden Aufbau des japanischen Imperiums 

mehr oder weniger hingenommen. Nach dem Ausbruch offener Feindseligkeiten zwischen 

China und Japan am 7. Juli 1937 begannen die USA jedoch, sich von der bis zu jenem Zeit-

punkt verfolgten Politik des appeasement zu verabschieden.1824 Präsident Franklin Delano 

Roosevelt machte diese Wende am 5. Oktober 1937 in seiner „Quarantäne-Rede“ deutlich, in 

der er sich für die internationale Isolierung Japans aussprach.1825 Noch waren die USA jedoch 

nicht bereit, die Kaiserliche Armee direkt mit Waffengewalt zu stellen. Sie traten ihr vielmehr 

indirekt entgegen: Auf dem chinesischen Festland betrieb Washington buck-passing, indem es 

die Regierung von Chiang Kai-shek unterstützte.1826 Diese war von den USA bereits 1928 an-

erkannt worden, wohingegen Washington die von den japanischen Besatzungstruppen im 

März 1940 installierte Gegenregierung unter Wang Jingwei ablehnte. Roosevelt sorgte daher 

dafür, daß Chiang vom amerikanischen Leih-Pacht-System (Land-Lease-Act vom 11. März 

                                                 
1823  Vgl. Kindermann (2001): S. 117 f. 
1824  Vgl. zum Beginn und Verlauf des Krieges zwischen den USA und Japan ebd., S. 241 – 306. 
1825  Ralph H. Gabriel sieht in jener Rede das Ende des damaligen amerikanischen Isolationismus: „Die Quaran-

tänerede von 1937 bezeichnete den Beginn einer grundlegenden Wendung in den auswärtigen Beziehungen 
der Vereinigten Staaten.“ Ralph H. Gabriel, Isoliertes Amerika, in: Golo Mann (Hrsg.), Propyläen Weltge-
schichte. Eine Universalgeschichte, Neunter Band, Berlin – Frankfurt am Main 1991, S. 306 f. Die USA 
hätten seit der Atlantiküberquerung von Charles A. Lindbergh 1927 erkannt, daß die Voraussetzungen des 
Isolationismus – schützende Ozeane – im Zeitalter weitreichender Flugzeuge entfallen würden. 

1826  Vgl. Michael Schaller, The U.S. Crusade in China, 1938-1945, New York 1979. 
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1941) profitieren konnte.1827 Zum Leistungsumfang der amerikanischen Unterstützung gehör-

ten u.a. die Bereitstellung von Militärberatern und Kriegsgerät. Darüber hinaus arbeiteten die 

USA an einem ökonomischen containment Japans. Im Juli 1939 kündigten sie das Handels-

abkommen vom Februar 1911 auf.1828 Als Washington dann im Juli 1941 auch noch alle ja-

panischen Vermögenswerte in den USA einfror und ein Erdölembargo verhängte, war eine 

weitere Stufe der Eskalation erreicht: Die amerikanische Regierung mußte ab sofort damit 

rechnen, daß die neue japanische Führung unter General Hideki Tōjō versuchen würde, den 

ökonomischen Boykott durch einen militärischen Befreiungsschlag zu durchbrechen. Nippon 

war auf Rohstoffexporte, insbesondere die Einfuhr von Erdöl, angewiesen. 

  Diese Zuspitzung der Situation im Sommer 1941 bedeutete, daß die USA erstmalig bereit 

waren, sich der führenden Macht des Fernen Ostens auch direkt militärisch entgegenzustellen. 

Der neue Handlungswille wurde von entsprechenden Handlungsfähigkeiten begleitet: 1937 

verfügte die U.S. Navy nur über drei Flugzeugträger, Ende 1941 waren es sieben. Japan war 

zu jenem Zeitpunkt zwar noch militärisch überlegen; so verfügte es z.B. über zehn Flugzeug-

träger, die es vollständig auf das Geschehen im Pazifik konzentrieren konnte. Wenn die USA 

dennoch für einen militärischen Schlagabtausch bereit waren, dann lag dies an der besseren 

Aufwuchsfähigkeit der amerikanischen Streitkräfte. Die U.S. Navy wurde von 790 Schiffen in 

1941 auf 6.800 Schiffe in 1945 ausgebaut. Im gleichen Zeitraum nahm die Zahl der Flugzeug-

träger, der damaligen militärischen Schlüsselfähigkeit im Pazifik, von sieben auf 28 zu.1829 

Japan konnte mit diesen Produktionszahlen nicht mithalten. Der Sieg der USA war letztlich 

auch ein Sieg ihrer überlegenen Wirtschaftskraft: Während die amerikanische Industriepro-

duktion einen globalen Anteil von 32,2 % hatte, lag jener Japans bei 3,5 %.1830 1943 und 1944 

stammten 40 % aller weltweit produzierten Rüstungsgüter aus den USA.1831 

  Das neue Auftreten der USA im Pazifik zeigte sich daran, daß sie sich nach Jahren der 

Nachgiebigkeit nun besonders unnachgiebig verhielten. So lehnte Washington vor dem An-

griff auf Pearl Harbor einen Vorschlag von Fumimaro Konoe, Vorgänger von Hideki Tōjō im 

Amt des Ministerpräsidenten, ab, die Vermeidung der sich anbahnenden militärischen Kon-

frontation auf einer amerikanisch-japanischen Gipfelkonferenz zu diskutieren.1832 Den Krieg 

selbst führten die USA mit äußerster Härte. Nachdem Japan seit Juni 1944 in Reichweite der 

                                                 
1827  Die USA lieferten ihren Alliierten im Rahmen von Pacht- und Leihabkommen vom 1. März 1941 bis zum 

31. Dezember 1945 Güter im Wert von 50 Mrd. US-Dollar. Vgl. Detlef Junker, Weltwirtschaftskrise, New 
Deal, Zweiter Weltkrieg, 1929-1945, in: Adams u.a. (1992): S. 173. 

1828  Vgl. Carter (1989): S. 162. 
1829  Vgl. Weeks/Meconis (1999): S. 13 f. 
1830  Vgl. Bernard C. Nalty, Sources of Victory, in: Bernard C. Nalty (Hrsg.), War in the Pacific. Pearl Harbor to 

Tokyo Bay, London 1999, S. 291. 
1831  Vgl. Junker (1992): S. 173. 
1832  Vgl. Kindermann (2001): S. 253 – 260. 
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Großraumbomber vom Typ Boeing B-29 Superfortress lag, wurden diese auch gegen nichtmi-

litärische Ziele eingesetzt. Systematischen, flächendeckenden Brandbombenangriffen fielen 

bis Kriegsende 300.000 Zivilisten zum Opfer.1833 Die Nuklearangriffe auf Hiroshima und Na-

gasaki, die bis Ende 1945 ca. 210.000 Menschen das Leben kosteten, konnten ebenfalls als 

Zeichen der Entschlossenheit gewertet werden. Militärisch waren sie sinnlos, denn Japan war 

im August 1945 seiner Fähigkeit, raumgreifende Offensiven durchzuführen, längst beraubt. 

Amerikanische Kampfbomber konnten ihren Gegner aus sicherer Distanz angreifen. Um den 

politischen Willen Tokyos zu brechen, hätte es vermutlich bereits ausgereicht, eine Atom-

bombe auf einem nichtbewohnten Gelände abzuwerfen, um die Regierung des Tennos zur 

„bedingungslosen Kapitulation“ zu drängen. Was Präsident Harry S. Truman letztlich bewog, 

den ersten und bislang einzigen Einsatz von Nuklearwaffen zu befehligen, ist in der Literatur 

umstritten.1834 Plausibel erscheint die Vermutung, sowohl dem besiegten Japan als auch mög-

lichen künftigen Herausforderern, also China und vor allem der Sowjetunion, unmißverständ-

lich zu verdeutlichen, daß die USA nicht bereit sind, dem Aufstieg eines weiteren regionalen 

Hegemons erneut tatenlos zuzusehen. Das Signal Washingtons war eindeutig: Der Umsetzung 

vitaler Interessen wird notfalls auch mit militärischer Gewalt Nachdruck verliehen. 

   

c)  Vom Ende des Isolationismus zur Kontrolle der Gegenküste 

Nach dem Ende des Pazifikkrieges zeichneten sich zunächst diffuse Ordnungsstrukturen ab. 

Das machtpolitische Gefüge mußte sich erst finden. Japan war der große Verlierer des Krie-

ges und schied daher als Ordnungsmacht aus. China befand sich im Bürgerkrieg, und die 

durch den Zweiten Weltkrieg schwer verwüstete Sowjetunion konzentrierte ihre Außenpolitik 

zunächst auf den europäischen Kontinent. Der aus asiatisch-pazifischer Sicht bipolare Rah-

men der Jahre 1941 bis 1945, Washington versus Tokyo, war beseitigt. Die USA betraten als 

neuer Hegemon die Bühne des Fernen Ostens, und de facto lagen in der zweiten Hälfte der 

40er Jahre unipolare Ordnungsstrukturen vor, zumal es bis 1949 Washington war, das über 

ein nukleares Monopol verfügte. Es gab jedoch keine eindeutige amerikanische Einflußsphä-

re, die über Japan und die Philippinen hinausging. Dies lag u.a. daran, daß die europäischen 

Kolonialmächte Großbritannien, Frankreich und die Niederlande nach Südostasien zurück-

kehrten. Bereits 1945, bei der Regelung der Nachkriegswelt, hatte sich zwar abgezeichnet, 

daß es erhebliche Meinungsverschiedenheiten zwischen den kapitalistischen Westmächten 

und der kommunistischen Sowjetunion geben würde. In der Truman-Doktrin vom 12. März 
                                                 
1833   Vgl. Jacob Neufeld, Japan in Flames, in: Nalty (1999): S. 283. Der erste größere Brandbombenagriff erfolg-

te am 9./10. März 1945 gegen Tokyo. 334 B-29s sorgten dafür, daß eine Fläche von 40 km² weitgehend 
ausbrannte. 80.000 Menschen kamen bei diesem Angriff ums Leben. Vgl. ebd., S. 273. 

1834  Vgl. Kindermann (2001): S. 294 – 296. 
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1947 zeigte Washington deutlich, daß es sich vor dem Beginn eines globalen Systemgegen-

satzes wähnte, in dem Moskau die Rolle des neuen Hauptkontrahenten zukam.1835 Der neue, 

nun „kalte“ genannte Krieg war aber noch nicht in Asien angekommen. Während sich die 

Verbündeten der USA in Europa seit April 1949 in der NATO organisierten, gab es im Fernen 

Osten keine vergleichbare Institution. Es war zu jenem Zeitpunkt noch nicht einmal gesichert, 

daß zu den künftigen Ordnungsstrukturen permanent an der pazifischen Gegenküste statio-

nierte amerikanische Streitkräfte gehören würden. Die Besatzungsherrschaft auf Japan war 

nicht auf Dauer angelegt, und die auf Korea stationierten Streitkräfte wurden schrittweise bis 

1948 zurückgezogen.  

  Wie die neue Ordnung aussehen könnte, zeichnete sich im Zuge zweier Ereignisse ab. Der 

Ausbruch des Koreakrieges im Juni 1950 – das erste Ereignis – sorgte dafür, daß der Kalte 

Krieg auch im asiatisch-pazifischen Raum seine die zwischenstaatlichen Beziehungen prä-

gende Wirkung entfaltete. Bereits im Oktober 1949 hatten die USA mit der Ausrufung der 

Volksrepublik China erkennen müssen, daß neue Mächte im Entstehen begriffen waren, für 

die es nicht selbstverständlich werden würde, eine nichtasiatische Ordnungsmacht an der ei-

genen Peripherie zu akzeptieren. Machtpolitische Vorstöße der Sowjetunion in Indochina 

sorgten in den nächsten Dekaden dafür, daß sich während des Ost-West-Konflikts auch im    

asiatisch-pazifischen Raum erneut bi- bzw. zeitweise auch tripolare Ordnungsstrukturen zwi-

schen Washington, Moskau und Peking herausbildeten.1836 Nach den Erfahrungen mit dem 

Aufstieg Japans waren die USA nun bereit, die Entwicklungen des Fernen Ostens durch dau-

erhaft an der pazifischen Gegenküste stationierte Streitkräftekontingente zu beeinflussen. 

  Zur militärisch gestützten Machtprojektion entwickelte Washington ein System, das unter 

der Bezeichnung hub and spokes bekannt ist. Es erinnert an ein Wagenrad, in dessen Mittel-

punkt die Radnabe (hub = Washington) steht, das aber letztlich nur deshalb auch zum Fahren 

geeignet ist, weil es von stabilen Speichen (spokes = Bündnispartner) getragen wird.1837 Die-

ser neue, sicherheitspolitische Ordnungsrahmen wurde nicht in einem Guß entworfen. Auch 

gibt es kein Gründungsdokument, das aus sicherheitsstrategischer Sicht dem Entwurf der hub 

and spokes gewidmet ist. Das „Wagenrad“ entstand sukzessiv und kann als bündnispolitische 

Antwort auf die neuen militärischen Bedrohungen des Fernen Ostens verstanden werden. 

                                                 
1835  Vgl. Harry S. Truman, Message to the Congress on Greek-Turkish Aid, Washington D.C., 12. März 1947, 

in: Richard D. Challener (Hrsg.), From Isolation to Containment, 1921 – 1952. Three Decades of American 
Foreign Policy from Harding to Truman, London 1970, S. 147 – 151. 

1836  Vgl. Xuewu Gu, Ausspielung der Barbaren. China zwischen den Supermächten in der Zeit des Ost-West-
Konfliktes, Baden-Baden 1998. 

1837  Außenminister James A. Baker sprach von einem „fan spread wide, with its base in North America and ra-
diating west across the Pacific.“ James A. Baker, America in Asia: Emerging Architecture for a Pacific 
Community, in: Foreign Affairs, Nr. 5, Winter 1991/1992, S. 4. 
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Ausgangspunkt war – das zweite Ereignis – die Friedenskonferenz von San Francisco, die 

vom 4. bis 8. September 1951 stattfand. Sie war auf Initiative der USA entstanden und sollte 

das künftige Zusammenleben zwischen Japan und dessen einstigen Kriegsgegnern regeln. 52 

Staaten nahmen an dem Treffen teil, wobei u.a. Indien und Burma der amerikanischen Einla-

dung nicht gefolgt waren. Als Manko der Veranstaltung machte sich der neue Ost-West-

Gegensatz deutlich bemerkbar: Die Volksrepublik China war von der Veranstaltung ausge-

schlossen worden. Die Sowjetunion und ihre Verbündeten weigerten sich wiederum, das Ab-

schlußdokument zu unterzeichnen. Im Ergebnis wurde folgendes festgehalten: Japan erkennt 

die Unabhängigkeit Koreas an und verzichtet auf Formosa, die Pescadores, die Spratly- und 

Paracel-Inseln, den Süden Sachalins sowie die Kurilen. Tokyo gab zudem seine Ansprüche 

auf dem chinesischen Festland sowie die aus der Zeit des Völkerbundes stammenden Man-

datsgebiete auf. Im Gegenzug erkannten die Signatarstaaten die Unabhängigkeit Japans an.1838 

  San Francisco war aber nicht nur als Ort, an dem es zur Friedensregelung mit Japan kam, 

von Bedeutung. Unmittelbar vor sowie während der Konferenz entschieden sich die USA 

zum Abschluß einer Reihe von Bündnisverträgen, die zum Ausgangspunkt des Systems der 

hub and spokes wurden. Am 30. August 1951 einigten sie sich mit den Philippinen in Wa-

shington auf den Mutual Defense Treaty, und am 1. September 1951 wurde in San Francisco 

der Security Treaty between Australia, New Zealand, and the United States (ANZUS) unter-

zeichnet. Am 8. September 1951 kam es in San Francisco zum Abschluß des Security Treaty 

zwischen den USA und Japan. Die Motive, die den einzelnen Abmachungen zugrunde lagen, 

spiegelten die damalige sicherheitspolitische Lage wider: Die USA, Australien, Neuseeland 

und die Philippinen wollten einerseits Vorkehrungen für ein letztlich doch nicht auszuschlie-

ßendes Wiedererstarken Japans treffen. Andererseits hatte sich zu jenem Zeitpunkt bereits der 

Systemgegensatz verschärft. Die USA befanden sich auf der koreanischen Halbinsel nicht nur 

mit dem von der Sowjetunion unterstützten Regime Kim Il-sungs, sondern seit Oktober 1950 

auch mit China im Krieg.1839 Moskau und Peking hatten zudem im Februar selbigen Jahres 

einen Freundschaftsvertrag unterzeichnet.1840 Vor diesem Hintergrund entschlossen sich die 

USA, Japan in die eigene Sicherheitssphäre einzubinden, wozu es im Vergleich zu so man-

cher Reparationsforderung im Vorfeld der Konferenz von San Francisco relativ milde Frie-

densbedingungen erhielt. 

                                                 
1838  Vgl. Kindermann (2001): S. 417 – 423. 
1839  Dies war das erste und bislang einzige Mal seit der Niederschlagung des Boxeraufstandes im Jahre 1900, 

daß es zu direkten militärischen Auseinandersetzungen zwischen amerikanischen und chinesischen Truppen 
kam. 

1840  Vgl. zu den Beziehungen zwischen Moskau und Peking in jener Zeit Dieter Heinzig, Die Sowjetunion und 
das kommunistische China 1945-1950. Der beschwerliche Weg zum Bündnis, Baden-Baden 1998. 
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  Das System der hub and spokes, das in Anknüpfung an den Ort der Unterzeichnung des 

ANZUS- sowie des amerikanisch-japanischen Sicherheitsvertrages auch „System von San 

Francisco“ genannt wird, wurde dann während des Ost-West-Konflikts vollständig auf die 

Abwehr der kommunistischen Bedrohung ausgerichtet. Dazu wurde am 1. Oktober 1953 in 

Washington der Mutual Defense Treaty zwischen den USA und Südkorea abgeschlossen, der 

dem weiteren Vordringen der Sowjetunion am 38. Breitengrad einen Riegel vorschieben soll-

te. Am 2. Dezember 1954 einigten sich die USA mit Taiwan in Washington ebenfalls auf ei-

nen Mutual Defense Treaty, der Vorstöße der Volksbefreiungsarmee in der Taiwanstraße ab-

schrecken sollte. Mit Blick auf die Lage in Indochina schlossen die USA, Australien, Frank-

reich, Neuseeland, Pakistan, die Philippinen, Thailand und Großbritannien am 8. September 

1954 den Southeast Asia Collective Defense Treaty ab, der nach seinem Unterzeichnungsort 

auch als Manila-Pakt bekannt ist. Der Vertrag war Grundlage der SEATO. Am 6. März 1962 

einigten sich Bangkok und Washington im Rusk-Thanat-Kommuniqué auf eine weitere Si-

cherheitsvereinbarung. 

  Die einzelnen Abmachungen zeigen, daß abgesehen vom ANZUS-Vertrag und der 

SEATO das System der hub and spokes dem Bilateralismus verschrieben ist. Dies gilt umso 

mehr unter Berücksichtigung der heute nicht mehr gültigen Verträge: Die SEATO wurde am 

30. Juni 1977 aufgelöst, der Mutual Defense Treaty mit Taiwan von den USA zum 31. De-

zember 1979 aufgekündigt, und Neuseeland wurde 1986 im Streit um die nukleare Bewaff-

nung amerikanischer Streitkräfte aus dem ANZUS-System ausgeschlossen. Abgesehen von 

verschiedenen multilateralen Sicherheitsprojekten1841 und dem weiterhin gültigen Southeast 

Asia Collective Defense Treaty1842 sind ausschließlich bilaterale Sicherheitsvereinbarungen in 

Kraft. Diese zweiseitigen Abmachungen existieren heute zwar in einem veränderten Kontext. 

Die militärstrategische Stoßrichtung des Systems der hub and spokes hat sich hingegen nicht 

verändert: 
 

•  Verankerung der USA als fernöstliche Macht, 

•  Abschreckung tatsächlicher und potentieller peer competitor, 

•  Rückgrat militärischer Interventionen an der pazifischen Gegenküste. 
 

Die Bilanz des Engagements amerikanischer Streitkräfte im Fernen Osten bis zum Ende des 

Ost-West-Konflikts läßt sich wie folgt zusammenfassen: Die Ende der 30er Jahre erfolgte 

Aufgabe des Isolationismus führte dazu, daß Washington im asiatisch-pazifischen Raum 
                                                 
1841  Vgl. dazu in dieser Arbeit Kapitel 6/V/4. 
1842  Vgl. Department of State, Treaties in Force. A List of Treaties and Other International Agreements of the 

United States in Force of January 1, 2007. Section 2: Multilateral Agreements, Washington D.C., Stand 
vom 27. Juli 2007, S. 52. 
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mehrfach zu einer der zentralen Kriegsparteien wurde. Hielt sich die Zahl der amerikanischen 

Gefallenen im Krieg zwischen den USA und Spanien von 1898 mit 385 Soldaten noch in 

Grenzen, so nahmen die Verluste in den folgenden Auseinandersetzungen erheblich zu: Wäh-

rend des Pazifikkrieges (1941-1945) wurden ca. 101.000 Soldaten getötet, während des Ko-

reakrieges (1950-1953) fielen 36.574 Soldaten, und während des Vietnamkrieges (1964-1973) 

verloren 58.209 Soldaten ihr Leben. Die USA haben damit in drei Kriegen in nur 32 Jahren 

den Verlust von über 195.000 Soldaten zu beklagen.1843 Die amerikanischen Regierungen 

mischten sich zudem in mehrere militärische Auseinandersetzungen durch Bereitstellung von 

Militärberatern und die Lieferung von Waffen in indirekter Weise ein. Zu den Profiteuren 

zählten u.a. Frankreich während des Indochina-Konflikts und Taiwan, das auch nach der Auf-

kündigung des Mutual Defense Treaty Unterstützung erhielt.  

  Aus diesem Engagement ergab sich folgender Sicherheitsgewinn: Seit Pearl Harbor ist es 

keiner asiatischen Macht mehr gelungen, direkt amerikanisches Staatsgebiet anzugreifen. Die 

militärische Vornepräsenz der USA trug zudem dazu bei, den Aufstieg eines asiatischen He-

gemons zu verhindern. Dieser Sicherheitsgewinn erklärt, warum Washington auch nach dem 

Ost-West-Konflikt am System von San Francisco festhielt, obwohl diverse Autoren sein Ende 

vorausgesagt hatten.1844 Das Verhältnis zwischen hub and spokes wurde modifiziert, nicht je-

doch aufgekündigt. 

 

 

                                                 
1843  Das amerikanische Department of Veterans Affairs unterscheidet „Battle Deaths“, „Other Deaths (In Thea-

ter)“ und „Other Deaths in Service (Non-Theater)“. Die Angaben für die Kriege in Korea und Vietnam be-
ziehen sich auf „Battle Deaths“ und „Other Deaths (In Theater)“. Vgl. Department of Veterans Affairs, 
America’s Wars, Washington D.C., November 2006. Die Angabe zu den US-Verlusten im Pazifikkrieg 
stammt von: Bob Stump, Commemorating “V-J Day”, Honolulu, 2. September 1995. 

1844  Douglas T. Stuart und William T. Tow gingen 1995 von einem Ende des Systems von San Francisco aus. 
Eines ihrer Hauptargumente war, daß es in den nächsten zehn Jahren zu einer Wiedervereinigung Koreas 
kommen könnte, was zu einem Rückzug der im Süden stationierten amerikanischen Truppen führen werde. 
„Once this anchor of the San Francisco system disappears, the system itself will hardly be recognisable.“ 
Stuart /Tow (1995): S. 18. Vier Jahre später veröffentlichte Tow einen Aufsatz mit dem Untertitel „Why the 
San Francisco System Endures“. Unter dem Schlagwort „alliance mutuality“ verweist er auf vier Gründe: 
„First, the United States’ active and relatively benevolent alliance leadership stabilizes the alliance system 
and minimizes the prospect of alliance defection. Second, mutual allied desires to preclude hegemonic 
competition in the Southeast Asian subregion underpin the system. Third, alliance participants share 
(though they do not always implement) a commitment to underwriting continued regional prosperity. Fi-
nally, there exists a common desire to defuse security crises throughout the Asia Pacific.“ William T. Tow, 
Assessing U.S. Bilateral Security Alliances in the Asia Pacific’s “Southern Rim”: Why the San Francisco 
System Endures, o.O., Oktober 1999, S. 7. Vgl. ebd., S. 17 – 25. Vgl. zu den Gründen der Überlebensfähig-
keit des Systems von San Francisco Kent E. Calder, Securing security through prosperity: the San Francisco 
System in comparative perspective, in: The Pacific Review, Nr. 1, März 2004, S. 135 – 157. 
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Tabelle 25:  Grundlagendokumente des Systems von San Francisco 

 

  
 

Vereinbarung/  
Ort 

 

 

Unterzeichnung/ 
Inkraftsetzung/ 

Laufzeit 
 

 
 

Relevante 
Sicherheitsvereinbarungen 

 
 
Security Treaty/ 
San Francisco 

 
8. September 1951/ 

28. April 1952/ 
bis zum 

23. Juni 1960 
 

 
 

Artikel 1: „ […] dispose United States land, air 
and sea forces in and about Japan. Such forces 

may be utilized to contribute to the maintenance 
of international peace and security in the Far East 

and to the security of Japan“ 
 

 
 
 
 
 
 

USA –  
Japan 

 

 
 

Treaty of Mutual 
Cooperation and 

Security/ 
Washington 

 

 

 
 

19. Januar 1960/ 
23. Juni 1960/ 

bis heute 

 

Artikel 5: „Each Party recognizes that an armed 
attack against either Party in the territories under 

the administration of Japan would be dangerous to 
its own peace and safety and declares that it 

would act to meet the common danger in accor-
dance with its constitutional provisions and  

processes.“ 
 

 
 

 
USA –  

Südkorea 
 

 
 

 
Mutual Defense 

Treaty/ 
Washington 

 
 

1. Oktober 1953/ 
17. November 1954/

bis heute 

 

Artikel 2: „Separately and jointly, by self help and 
mutual aid, the Parties will maintain and develop 
appropriate means to deter armed attack and will 
take suitable measures in consultation and agree-
ment to implement this Treaty and to further its 

purposes.“ Artikel 4: „[...] to dispose United 
States land, air and sea forces in and about the  

territory of the Republic of Korea“ 
 

 
 
 

 
 

USA –  
Philippinen 

 
 

 
 

 
 
 

Mutual Defense 
Treaty/ 

Washington 
 

 
 
 
 
 

30. August 1951/ 
27. August 1952/ 

bis heute 
 

 

Artikel 4: „Each Party recognizes that an armed 
attack in the Pacific Area on either of the Parties 
would be dangerous to its own peace and safety 

and declares that it would act to meet the common 
dangers in accordance with its constitutional proc-
esses.“ Artikel 5: „[…] an armed attack on either 
of the Parties is deemed to include an armed at-
tack on the metropolitan territory of either of the 
Parties, or on the island territories under its juris-

diction in the Pacific or on its armed forces,  
public vessels or aircraft in the Pacific.“ 

 

 
 

 
 

USA –  
Australien, 
Neuseeland 

 

 
 
 

 
 

Security Treaty/ 
San Francisco 

 
 

 
1. September 1951/ 

29. April 1952/ 
bis heute 

(Ausschluß  
Neuseelands 1986) 

 

Artikel 4: „Each Party recognizes that an armed 
attack in the Pacific Area on any of the Parties 

would be dangerous to its own peace and safety 
and declares that it would act to meet the common 
danger in accordance with its constitutional proc-
esses.“ Artikel 5: „[…] an armed attack on any of 
the Parties is deemed to include an armed attack 

on the metropolitan territory of any of the Parties, 
or on the island territories under its jurisdiction in 
the Pacific or on its armed forces, public vessels 

or aircraft in the Pacific.“ 
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USA –  
Thailand 

 

 
 

Rusk-Thanat 
Communique/ 
Washington 

 

 
 

6. März 1962/ 
am selben Tag/ 

bis heute 

 

Die Sicherheitszusage der USA gegenüber Thai-
land im Rahmen des Manila-Paktes „does not de-
pend upon the prior agreement of all other parties 
to the Treaty, since this treaty obligation is indi-

vidual as well as collective.“ 
 

 
 

 
USA –  
Taiwan 

 

 
 

 
Mutual Defense 

Treaty/ 
Washington 

 
 
 

2. Dezember 1954/ 
3. März 1955/ 

31. Dezember 1979 

 

Artikel 5: „Each Party recognizes that an armed 
attack in the West Pacific Area directed against 
the territories of either of the Parties would be 
dangerous to its own peace and safety and de-

clares that it would act to meet the common dan-
ger in accordance with its constitutional proc-
esses.“ Artikel 7: „[…] to dispose such United 
States land, air and sea forces in and about Tai-
wan and the Pescadores as may be required“. 

 

 
USA –  

Australien, 
Frankreich, 
Neuseeland, 

Pakistan,  
Philippinen, 

Thailand, 
Großbritan-

nien 
 

 
 
 

Southeast Asia 
Collective  

Defense Treaty 
(auch:  

Manila-Pakt)/ 
Manila 

 
 
 
8. September 1954/ 
19. Februar 1955/ 

bis heute 
(Auflösung der 

SEATO am 30. Juni 
1977) 

 

 
 
Artikel 4: „Each Party recognizes that aggression 

by means of armed attack in the treaty area 
against any of the Parties or against any State or 
territory which the Parties by unanimous agree-

ment may hereafter designate, would endanger its 
own peace and safety, and agrees that it will in 

that event act to meet the common danger in ac-
cordance with its constitutional processes.“ 

 

 
Security Treaty Between the United States and Japan, San Francisco, 8. September 1951. Mutual Defense Treaty Between the United States 
and the Republic of Korea, Washington D.C., 1. Oktober 1953. Mutual Defense Treaty Between the United States and the Republic of the 
Philippines, Washington D.C., 30. August 1951. Security Treaty Between Australia, New Zealand, the United States (ANZUS), San Fran-
cisco, 1. September 1951. William T. Tow, Encountering the Dominant Player. U.S. Extended Deterrence Strategy in the Asia-Pacific, New 
York 1991, S. 290. Mutual Defense Treaty Between the United States and the Republic of China, Washington D.C., 2. Dezember 1954. 
Southeast Asia Collective Defense Treaty, Manila, 8. September 1954. 
 

 

d)  Truppenreduktionen und der Ansatz der places, not bases 

Die Truppenstärke der USA im Fernen Osten schwankt in Abhängigkeit vom jeweiligen Kon-

flikt, den es zu bewältigen gilt. 1969 waren z.B. bis zu 540.000 Soldaten in Vietnam statio-

niert, 1973 wurde diese Präsenz beendet. Im Zuge dieser Entwicklung zogen sich die USA 

1976 auch aus Thailand zurück. Zu- und abnehmende Präsenzstärken sind daher ein völlig 

normaler Vorgang einer an der pazifischen Gegenküste militärisch aktiven Macht. In Frie-

denszeiten läßt sich an ihnen ablesen, für wie virulent die USA die einzelnen hot spots und ih-

re Bedeutung für die eigenen Sicherheitsinteressen halten. Die Aufstockung oder Reduktion 

eines Streitkräftekontingents innerhalb einer bestehenden Basis sowie die Schließung oder 

Eröffnung neuer Basen deuten auf eine veränderte Bewertung existierender Herausforderun-

gen und Bedrohungen hin. Beendet hingegen das Gastland die amerikanische Militärpräsenz, 
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indem es z.B. die Nutzungsdauer des Stationierungsvertrages nicht verlängert, dann ist das 

Pentagon gezwungen, verlorene Zugangsmöglichkeiten zu kompensieren. 

  Genau vor dieser Herausforderung standen die USA 1992. Der philippinische Senat hatte 

sich gegen die Verlängerung des am 14. März 1947 vereinbarten Military Bases Agreement 

(MBA) ausgesprochen. Die im Juni 1991 von einem Vulkanausbruch des Pinatubo verwüstete 

Clark Air Base war zwar ohnehin nicht mehr verwendungsfähig. Die amerikanischen Streit-

kräfte mußten nun aber auch noch die Subic Naval Base verlassen. Die USA hatten damit ei-

nes von drei Ländern, in denen der Kern der militärischen Vornepräsenz disloziert war, verlo-

ren. Größere militärische Verbände sind seit jenen Tagen nur noch in Nordostasien stationiert. 

Der Verlust des militärischen Zugangs zu den Philippinen wog besonders deshalb schwer, 

weil die Basen nicht wie etwa auf Thailand lediglich zur Beeinflussung einer subregionalen 

Auseinandersetzung aufgebaut worden waren. Den Stützpunkten auf Clark Air Base und Su-

bic Naval Base kam eine überregionale strategische Bedeutung zu. Die USA hatten auf den 

Philippinen eine der größten Militäranlagen außerhalb von CONUS errichtet, die dem 

USPACOM als operative Drehscheibe zwischen Indik und Pazifik diente. Amerikanische 

Schiffe und Flugzeuge konnten so auf ihrem Weg zwischen den Ozeanen betankt werden und 

Proviant aufnehmen. Sowohl für See- als auch für Luftkriegsmittel bestand zudem die Option, 

in entsprechenden Anlagen auf den Philippinen wieder instandgesetzt zu werden. Diese ope-

rativen Möglichkeiten endeten 1992, was das Pentagon dazu zwang, neue Wege zu gehen. 

  Der Aufbau neuer Basen in Südostasien respektive die Ausgrenzung der Region aus den 

militärischen Planungen des USPACOM schieden dabei für die USA von vornherein als Op-

tionen aus. Es blieb ein Mittelweg, der als das Konzept der places, not bases bekannt gewor-

den ist. Als Urheber dieses Ansatzes gilt Admiral Charles R. Larson, der von März 1991 bis 

Juli 1994 Kommandeur des USPACOM war.1845 Die USA verzichten im Konzept der places, 

not bases auf größere Stationierungen vor Ort, versuchen jedoch umso intensiver, Zugang zu 

ausgewählten Hafen- und Flugplatzanlagen in der Region zu erhalten. Das USPACOM hat 

die Bedeutung derartiger Vereinbarungen in seinem letzten Strategiebericht ausdrücklich be-

tont: „These arrangements, including port calls, repair facilities, training ranges and logistics 

support, have become increasingly important to our overseas presence.“1846 Dabei ist zwi-

schen bloßen Hafenbesuchen, die in den Bereich der Vertrauens- und sicherheitsbildenden 

Maßnahmen fallen, und „Hafenbesuchen + X“ zu unterscheiden: Nur jene Staaten, die aktiv 

                                                 
1845  Interview des Verfassers mit George J. Murphy, Associate Dean of Faculty and Academic Programs, Na-

tional War College, National Defense University, Washington D.C., 24. November 1999. Interview des 
Verfassers mit Marvin Ott, Professor for National Security Policy, National War College, National Defense 
University, Washington D.C., 29. November 1999. 

1846   Department of Defense (November 1998): S. 12. 
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einen regelmäßigen Beitrag zur Aufrechterhaltung der amerikanischen Vornepräsenz leisten, 

sind Bestandteil des Konzepts der places, not bases. Konkret kann zwischen zwei Unterstüt-

zungsformen unterschieden werden:  
 

• Die Kooperationspartner leisten einen Beitrag zur operativen Beweglichkeit des 

USPACOM. Dazu zählen Verproviantierungen amerikanischer Soldaten, die Betankung 

von Luft- und Seekriegsmitteln, die Bereitschaft zur Reparatur der jeweiligen Einheiten 

und die Gewährung von Überflug- bzw. Durchfahrtrechten. Die USA haben in entspre-

chenden Zugangsabkommen ausgehandelt, in welchem Umfang ihnen die genannten Privi-

legien gewährt werden. Nur wo entsprechende Verträge, deren genaue Inhalte der Ge-

heimhaltung unterliegen, geschlossen worden sind, kann von einer Integration in das Kon-

zept der places, not bases gesprochen werden. Die vereinzelte, ad hoc erfolgte Gewährung 

einzelner Privilegien, etwa von Überflugrechten, hat diesen Effekt solange nicht, wie es zu 

keiner schriftlich fixierten Verstetigung kommt. Zu vermuten ist, daß die USA in der Regel 

auf der Basis der jeweiligen Abkommen Einzelanfragen zu stellen haben, um von ihren 

places Gebrauch machen zu können. 
 

• Staaten, die den USA Zugang gewähren, bauen auf diesem Kooperationssegment meist auf 

und erweitern die Form militärischer und sicherheitspolitischer Zusammenarbeit. Dazu ge-

hören Ausbildungsprogramme für Armeeangehörige, gemeinsame Militärmanöver, Rü-

stungsgeschäfte oder Truppenentsendungen. Diese Unterstützungsformen geben zwar Auf-

schluß über die Tiefe der bilateralen Beziehungen, haben jedoch nicht direkt etwas mit 

dem Konzept der places, not bases zu tun. 

 

Die USA haben mit den meisten Staaten, mit denen sie militärisch kooperieren, Acquisition 

and Cross-Servicing Agreements (ACSAs) oder Mutual Logistics Support Agreements 

(MLSAs) abgeschlossen. Bis zum März 2004 hatten sie in Südostasien entsprechende Verein-

barungen mit den Philippinen, Thailand, Singapur und Malaysia getroffen. Übereinkünfte mit 

Indonesien und Brunei werden für wünschenswert gehalten. Diese sechs Staaten gewähren 

den USA in Südostasien Zugang und nehmen damit am Konzept der places, not bases teil. 

Weitere ACSAs bzw. MLSAs hat das USPACOM mit Japan, Südkorea, Australien, der Mon-

golei, Neuseeland, Fidschi und Tonga vereinbart. Angedacht sind zudem Abkommen mit 

Staaten Südasiens (Indien, Bangladesch, Nepal, Malediven, Sri Lanka) sowie mit Madagaskar 

und Mauritius.1847 

                                                 
1847  Vgl. Thomas B. Fargo, Testimony before the House Armed Services Committee (United States House of 

Representatives), Q&A Session, 31. März 2004. 
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  Das Konzept der places, not bases ist somit nicht Ausdruck eines amerikanischen Rück-

zuges aus der Region. Die USA haben sich vielmehr darauf konzentriert, in Südostasien das 

Machbare zu verwirklichen. Um im Bild der hub and spokes zu bleiben: Das Wagenrad hat 

nach dem Rückzug amerikanischer Truppen von den Philippinen eine dicke Speiche verloren, 

dafür aber mehrere dünne Speichen hinzugewonnen, mit denen es die Fahrt fortsetzen kann. 

 

e)  Das United States Pacific Command 

Die Führung der amerikanischen Streitkräfte im asiatisch-pazifischen Raum liegt in Händen 

des USPACOM, das am 1. Januar 1947 als einheitliches Kommando gegründet wurde.1848 Es 

ist das älteste und zugleich größte mehrerer Regionalkommandos, die seit Inkrafttreten des 

Unified Command Plan vom 1. Oktober 2002 erstmalig die gesamte Erdoberfläche abdecken. 

Das Hauptquartier des USPACOM befindet sich in Honolulu, Hawaii. Seit Oktober 1957 wird 

es von Camp H. M. Smith geführt, wo auch der jeweils amtierende Commander seinen 

Dienstsitz hat.1849 Seit März 2007 hat dieses Amt Admiral Timothy J. Keating inne. Zu seinen 

Vorgängern gehörten u.a. Admiral William J. Fallon (Februar 2005 – März 2007), General-

leutnant Daniel P. Leaf (März 2007), Admiral Thomas B. Fargo (Mai 2002 – Februar 2005), 

Admiral Dennis C. Blair (Februar 1999 – Mai 2002) und Admiral Joseph W. Prueher (Januar 

1996 – Februar 1999).1850 In der Befehlskette steht der Commander hinter dem Verteidi-

gungsminister, der dem Präsidenten als Oberbefehlshaber der Streitkräfte verantwortlich ist. 

In administrativer Hinsicht erstattet das USPACOM über den Vorsitzenden des Joint Chiefs 

of Staff Bericht. Unterhalb des Pazifikkommandos stehen wiederum Subordinate Unified 

Commands. Zu ihnen gehören die U.S. Forces in Japan (Yokota Air Base in der Nähe Toky-

os), die U.S. Forces in Südkorea (Yongsan Army Garrison, Seoul), die 8th U.S. Army (Yong-

san Army Garrison, Seoul), das Special Operations Command Pacific (Camp H. M. Smith, 

Hawaii) und das Alaskan Command (Elmendorf Air Force Base, Anchorage).1851 

  Der Verantwortungsbereich des USPACOM erstreckt sich nach Angaben von Camp H. M. 

Smith auf beinahe 169 Mio. km² und damit ca. 50 % der Erdoberfläche.1852 Er reicht von der 

Westküste des amerikanischen Festlandes bis zur Ostküste Afrikas und von der Arktis zur 

Antarktis. In dieser Zone befinden sich ca. 60 % der Weltbevölkerung, die sechs größten Ar-

                                                 
1848  Vgl. zur Gründungsgeschichte des Pazifikkommandos U.S. Pacific Command, History of U.S. Pacific 

Command, Honolulu, o.J. Weeks/Meconis (1999): S. 65 – 81. 
1849  Bis zum 23. Oktober 2002 führte dieser den Titel „Commander in Chief, Pacific Command (CINCPAC)“. 
1850  Vgl. U.S. Pacific Command, U.S. Pacific Command Commanders since January 1947, Honolulu 2007. 
1851  Vgl. U.S. Pacific Command, Headquarters, U.S. Pacific Command, Honolulu, o.J.  
1852  Diese Werte sind in sich widersprüchlich. Die Erdoberfläche wird üblicherweise mit 510 Mio. km² angege-

ben. Vgl. Stichwort „Erde“, in: Brockhaus (2003). Demnach umfaßt der Verantwortungsbereich des 
USPACOM entweder ca. 33 % der Erdoberfläche oder aber ca. 255 Mio. km². 
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meen der Welt (China, USA, Rußland, Indien, Nordkorea, Südkorea) sowie 43 Länder und 

weitere Gebiete. Dazu gehören heute die Staaten Nordostasiens, Südostasiens, Australasiens, 

Ozeaniens, Südasiens (ohne Pakistan) sowie an der Küste Afrikas Madagaskar, die Komoren 

und Mauritius. Hinzu kommen die Cook-Inseln (Neuseeland), Französisch-Polynesien 

(Frankreich), Neukaledonien (Frankreich) und Niue (Neuseeland).1853 

  Zwei prägende Ereignisse bestimmen bis in die unmittelbare Gegenwart den Umfang der 

gegenwärtigen militärischen Vornepräsenz der USA. Am 25. Juli 1969 hatte Präsident Ri-

chard Nixon während einer Pressekonferenz in einem Offizierskasino auf Guam Richtlinien 

seiner künftigen Asien-Politik skizziert: Die USA würden weiterhin ihre vertraglichen Si-

cherheitszusagen einhalten. Sie würden sich zudem dann einer Nuklearmacht entgegenstellen, 

wenn diese die Freiheit einer verbündeten Nation oder eines Staates, dessen Sicherheit im 

amerikanischen Interesse liegt, bedrohe. Jenseits dessen würden die USA erwarten, daß die 

Asiaten eigene Anstrengungen zum Schutz ihrer Souveränität unternehmen. Washington wer-

de ihnen je nach Situation und Bedarf wirtschaftliche und militärische Güter liefern, im Kon-

fliktfall jedoch nicht mit eigenen Truppen intervenieren.1854 Anders ausgedrückt: Die USA 

werden erst dann erneut in einen militärischen Konflikt eingreifen, wenn dies zwingend not-

wendig ist, um den Aufstieg eines peer competitor zu verhindern. Diese damals eher beiläufig 

getätigten Äußerungen des amerikanischen Präsidenten sind als „Guam-Doktrin“ bzw. „Ni-

xon-Doktrin“ in die Geschichte eingegangen. Sie wirken insofern bis heute fort, als es die 

USA seit dem Vietnamkrieg unterlassen haben, sich in kleinere militärische Auseinanderset-

zungen in Südostasien – etwa Grenzgefechte zwischen Thailand und Burma – hineinziehen zu 

lassen. Auch werden im ASEAN-Raum keine umfangreichen Truppendislozierungen vorge-

nommen, um solchen Konflikten präventiv begegnen zu können. In den vergangenen Jahren 

hat Washington in regionale Konflikte meist mittelbar eingegriffen: Während der Krise in 

Ost-Timor 1999 unterstützten die USA die INTERFET logistisch, stellten jedoch nicht selbst 

Truppen zur Verfügung. Nach dem 11. September 2001 entsandte das USPACOM verstärkt 

Militärberater in die Philippinen, um deren Streitkräfte im Anti-Terror-Kampf zu schulen. 

Amerikanische Soldaten sind seitdem nach offizieller Darstellung als Ausbilder im Süden des 

Archipels tätig, nicht jedoch im Rahmen eines Kampfeinsatzes. Direkte militärische Interven-

tionen sind seit dem Ende des Vietnamkrieges nur noch in Form von humanitären Hilfsaktio-

nen mit temporärem Charakter erfolgt, wie etwa nach der Tsunami-Katastrophe vom Dezem-

ber 2004. Davon ausgenommen sind mögliche Kommandoaktionen im Rahmen des Kampfes 

gegen den Terrorismus, die öffentlich nicht bekannt sind. 
                                                 
1853  Vgl. U.S. Pacific Command, List of Countries and Entities of the Asia-Pacific Region, Honolulu, o.J.  
1854   Vgl. dazu die Ausführungen bei Henry A. Kissinger, Memoiren. 1968 – 1973, München 1979, S. 243 – 246. 
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Tabelle 26:  US-Truppenstärken im asiatisch-pazifischen Raum 

 

  

1990 
(Ende OWK) 

 

1995 
(EASR 1995) 

 

1998 
(EASR 1998) 

 

2001 
(Bush Jr.) 

 

2007 
(Stand) 

 

Japan 
 

 

50.800 
 

 

45.500 
 

 

39.180 
 

 

38.330 
 

35.372 
 

 

Südkorea 
 

 

44.200 
 

 

36.450 
 

 

36.120 
 

 

36.520 
 

29.602 
 

Philippinen 
 

 

13.900 
 

 

– 
 

 

– 
 

 

– 
 

– 
 

Australien 
 

 

720 
 

 

330 
 

 

35 
 

 

110 
 

138 
 

Thailand 
 

 

– 
 

 

– 
 

 

– 
 

450 
 

 

492 
 

Singapur 
 

 

– 
 

 

140 
 

 

140 
 

 

290 
 

171 
 

Diego Garcia 
 

 

900 
 

 

900 
 

 

900 
 

 

670 
 

901 
 

Guam 
 

 

7.800 
 

 

6.800 
 

 

6.580 
 

 

3.490 
 

 

2.921 
 

Hawaii 
 

 

46.100 
 

 

52.400 
 

 

45.730 
 

 

33.260 
 

 

k.A. 
 

 
IISS, The Military Balance 1990-1991, London 1990, S. 24. IISS, The Military Balance 1995-1996, London 1995, S. 30 f. IISS, The Military 
Balance 1998-1999, London 1998, S. 28. IISS, The Military Balance 2001-2002, London 2001, S. 26 f. IISS, The Military Balance 2007, 
London 2007, S. 38 – 42. Sämtliche Angaben sind nur Näherungswerte, weil sich die Präsenzstärken im Laufe eines Jahres mehrfach verän-
dern können. Die vom IISS veröffentlichten Werte sind zudem insofern unpräzise, als die unter „United States“ aufgelisteten Zahlen regel-
mäßig von den bei den asiatischen Zielländern aufgeführten amerikanischen Truppenstärken abweichen. 
  

 

Das zweite zentrale Ereignis war der Wegfall des Systemgegensatzes und die damit verbun-

dene Reduzierung der amerikanischen Vornepräsenz im asiatisch-pazifischen Raum. Während 

die Guam-Doktrin die militärischen Interventionsgründe eingrenzte, gab das Ende des Ost-

West-Konflikts Anlaß zu der Überlegung, die Gesamtstärke der Vornepräsenz zu reduzieren. 

In der Amtszeit von George H. W. Bush wurden dazu zwei Berichte veröffentlicht. Sowohl 

die East Asian Strategic Initiative (EASI) I vom April 1990 als auch die aktualisierte Fassung 

in Form der EASI II vom Juli 1992 halten an der militärisch gestützten Einflußnahme auf die 

pazifische Gegenküste fest.1855 Die Herausforderung, die es zu bewältigen gilt, wird wie folgt 

benannt: Die militärische Vornepräsenz „has contributed to regional peace, stability, and pro-

sperity by providing the balance necessary to ensure that no single state assumed a hegemonic 

                                                 
1855  Vgl. zum strategischen Ansatz der Asien-Politik der Administration von George H. W. Bush Lasater 

(1996): S. 1 – 27. Stuart/Tow (1995): S. 6 – 13. 
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position.“1856 EASI I, EASI II und weitere Strategiepapiere wie der Bottum-Up Review1857 

vom September 1993 haben zwar Kürzungen des Umfangs der in Asien dislozierten Truppen 

angedacht, jedoch grundsätzlich an einer Präsenz (Base Force1858) festgehalten.  

  Der Umfang der an der pazifischen Gegenküste stationierten Truppen lag 1990 bei 

135.000 Soldaten. Diese setzten sich im Kern aus den Streitkräftekontingenten in Japan 

(50.800), in Südkorea (44.200) und auf den Philippinen (13.900) zusammen. Hinzu kamen 

25.800 Soldaten, die schwimmenden Einheiten sowie kleineren Stationierungsorten, z.B. Au-

stralien, zugerechnet wurden.1859 Die Vornepräsenz pendelte sich dann in den 90er Jahren auf 

knapp 100.000 Soldaten ein. Die Basen auf den Philippinen wurden aufgelöst, und bis 1998 

waren aus Japan 11.620 Soldaten und aus Südkorea 8.080 Soldaten abgezogen worden. Mitt-

lerweile nähert sich die militärische Vornepräsenz im Zuge weiterer Truppenreduktionen auf 

der koreanischen Halbinsel und in Japan der Marke von 80.000 Soldaten an, womit die lange 

Jahre „magische Zahl“ von 100.000 Soldaten aufgegeben worden ist.  

  Das USPACOM gibt die Gesamtstärke seines Kommandos mit 300.000 Soldaten an, in 

der bereits die Vornepräsenz enthalten ist. Vertreten sind das Heer, See- und Luftstreitkräfte 

sowie die Marines. Die Soldaten sind folgenden Einheiten zugeordnet:1860 
 

•  US Army Pacific 

Headquarter, I Corps (Washington State); 25th Infantry Division (Light)/U.S. Army, Ha-

waii (States of Hawaii & Washington); U.S. Army, Japan/9th Theater Army Area Com-

mand (Japan); U.S. Army Chemical Activity Pacific (Johnston Island); 172nd Separate In-

fantry Brigade/U.S. Army, Alaska (Alaska); 9th Regional Support Command (USAR) 
 

•  Marine Forces Pacific 

  I Marine Expeditionary Force (Kalifornien); III Marine Expeditionary Force (Japan) 
 

•  U.S. Pacific Fleet 

  3th Flotte (Kalifornien); 7th Flotte (Japan) 
 

•  U.S. Pacific Air Forces 

5th Air Force (Japan); 7th Air Force (Korea); 11th Air Force (Alaska); 13th Air Force 

(Guam) 

 

                                                 
1856  Zit. n. Lasater (1996): S. 19. 
1857  Vgl. Stuart/Tow (1995): S. 13 – 17. 
1858  Vgl. Lasater (1996): S. 8 – 14. 
1859  Vgl. IISS, The Military Balance 1990-1991, London 1990, S. 24. Anthony McGrew, Restructuring foreign 

and defence policy: the USA, in: McGrew/Brook (1998): S. 161. 
1860  Vgl. U.S. Pacific Command, Headquarters, U.S. Pacific Command, Honolulu, o.J. 
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Das USPACOM ist somit Dreh- und Angelpunkt der Organisation der amerikanischen Vor-

nepräsenz im asiatisch-pazifischen Raum. Zugleich werden von dort Operationen bis hinein in 

den Indischen Ozean und damit nicht zuletzt auch zur Unterstützung von Einsätzen in Afgha-

nistan und im Irak geleitet. Die Führung des Pazifikkommandos unterscheidet dabei zwischen 

„Mission“, „Vision“ und „Major Focus Areas“, um ihr Aufgabenprofil zu erläutern. Die Mis-

sion, also der unmittelbare „Daseinszweck“, wird wie folgt beschrieben: „US Pacific Com-

mand, in concert with other US government agencies and regional military partners, promotes 

security and peaceful development in the Asia-Pacific region by deterring aggression, advanc-

ing regional security cooperation, responding to crises, and fighting to win.“1861 Die in einiger 

Entfernung liegende Vision, also das „Wunschbild“, wird ebenfalls in einem Satz festgehal-

ten: „A joint combatant command directing, integrating and employing ready, credible mili-

tary capability in peace, crisis or war to advance US interests as an active partner in pursuit of 

a secure, prosperous and democratic Asia-Pacific community.“1862 Zu den aktuellen  Aufga-

ben werden wiederum fünf Bereiche gezählt: der Sieg im „Globalen Krieg gegen den Terro-

rismus“, die Fortentwicklung der Fähigkeit und Bereitschaft zur Kriegführung, die Gewähr-

leistung glaubwürdiger Operationspläne, die Förderung regionaler Sicherheitskooperation und 

die Bereithaltung von Streitkräften für schnelle Verlegeoperationen.1863 

 

2.  Der Verteidigungsauftrag im Lichte des Global Defense Posture Review 

Nach dem Ende des Ost-West-Konflikts mußten Auftrag und Struktur der amerikanischen 

Streitkräfte neu ausgerichtet werden. Der Untergang der Sowjetunion hatte dazu geführt, daß 

die unmittelbare Gefahr eines größeren nuklearen Schlagabtausches gebannt war. Dadurch 

war die Notwendigkeit entfallen, umfassende amerikanische Truppenkontingente an den Ge-

genküsten zu dislozieren, um z.B. in Europa auf eine mögliche konventionelle Auseinander-

setzung zwischen NATO und Warschauer Pakt vorbereitet zu sein. Unabhängig davon, wer 

gerade im Weißen Haus regiert, stellen sich in einer solchen Umbruchsituation Fragen grund-

sätzlicher Natur: Auf welche Herausforderungen und Bedrohungen sind die US-Streitkräfte 

vorzubereiten? Welche Fähigkeiten benötigen sie dazu? Wieviele Soldaten brauchen die USA 

in Übersee, um ihre vitalen Interessen effektiv verteidigen zu können?  

  In der zweiten Hälfte der 90er Jahre hatte sich folgendes Verteidigungsverständnis her-

auskristallisiert: Die amerikanischen Streitkräfte sollten neben der Absicherung von CONUS 

und der Bewältigung kleinerer Missionen (small-scale contingencies) zur Führung von zwei 

                                                 
1861  U.S. Pacific Command, U.S. Pacific Command Mission and Vision Statement, Honolulu, o.J. 
1862  Ebd. 
1863  Vgl. ebd. 
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größeren regionalen Kriegen fähig sein. Im QDR 1997 heißt es dazu: „As a global power with 

worldwide interests, it is imperative that the United States now and for the foreseeable future 

be able to deter and defeat large-scale, cross-border aggression in two distant theaters in over-

lapping time frames, preferably in concert with regional allies.“1864 Diese Forderung beruhte 

auf der Annahme, daß bis 2015 davon auszugehen sei, „that more than one aspiring regional 

power will have both the desire and the means to challenge U.S. interests militarily.“1865 Dem 

lagen unausgesprochen Einsatzszenarien am Persischen Golf (Irak, Iran) und in Fernost 

(Nordkorea, China) zugrunde. Die Fixierung auf zwei Major Theater Wars (MTWs) wurde 

des weiteren als Grundlage des amerikanischen Führungsanspruchs gesehen. „If the United 

States were to forego its ability to defeat aggression in more than one theater at a time, our 

standing as a global power, as the security partner of choice, and as the leader of the interna-

tional community would be called into question.“1866 Eine one-war capability würde die glo-

bale Abschreckungsfähigkeit der USA sowie ihre Zuverlässigkeit als Bündnispartner in Frage 

stellen. „This, in turn, could cause allies and friends to adopt more divergent defense policies 

and postures, thereby weakening the web of alliances and coalitions on which we rely to pro-

tect our interests abroad.“1867 Im asiatisch-pazifischen Raum wurde die Vornepräsenz zur 

Umsetzung des Verteidigungsauftrages auf 100.000 Soldaten „for the foreseeable future“1868 

festgeschrieben. 

  Die Bush-Administration hat diesen Ansatz in zwei entscheidenden Merkmalen verändert. 

Die Streitkräfteplanung wird nicht mehr, erstens, auf konkrete Bedrohungsszenarien (threat-

based) ausgerichtet, sondern mögliche Fähigkeiten (capabilities-based) staatlicher und nicht-

staatlicher Gegner. Dieser Wandel erfolgte offiziell im QDR 2001.1869 „Capabilities-based 

planning focuses more on how adversaries may challenge us than on whom those adversaries 

might be or where we might face them.“1870 Daraus folgt, daß für das Pentagon nicht mehr 

numerische, sondern qualitative Stärken entscheidend sind. Anders formuliert: Ausschlagge-

bend ist nicht, über wieviele Soldaten oder Kampfflugzeuge die USA verfügen, sondern wel-

che Wirkung im Ziel diese zu leisten fähig sind. Zweitens wurde dem MTW-Ansatz ein Ver-

teidigungsauftrag entgegengehalten, der unter der Bezeichnung 1-4-2-1 bekannt geworden ist: 
                                                 
1864  Department of Defense (Mai 1997): Section III. 
1865  Ebd., Section II. 
1866  Ebd., Section III. 
1867  Ebd. 
1868  Department of Defense (November 1998): S. 5. 
1869  Vgl. Department of Defense (30.09.2001): S. 13 f. 
1870  Department of Defense (März 2005): S. 11. „Under the threat-based model, planners would look at a threat 

posed, for example, by North Korea or Iraq or the former Soviet Union, and fashion a force to fit it. Under a 
capabilities-based model, planners would examine the capabilities that exist to threaten the United States, 
such as chemical, biological, nuclear, or cyber space capabilities, and fashion a response to contend with 
those capabilities regardless of where they might originate.“ Department of Defense (Februar 2005): S. 15. 
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„The NDS directs a force sized to defend the homeland, deter forward in and from four regi-

ons, and conduct two, overlapping ‘swift defeat’ campaigns. Even when committed to a lim-

ited number of lesser contingencies, the force must be able to ‘win decisively’ in one of the 

two campaigns.“1871 Konkret bedeutet dies, daß die USA zwar weiter den Anspruch erheben, 

zwei größere regionale Kriege führen zu können.1872 Im Gegensatz zum QDR 1997 wird aber 

nicht mehr davon ausgegangen, daß sie beide zeitlich parallel gewinnen müssen, sondern ihre 

Energien auf die Niederwerfung eines Gegners (= Eroberung der Hauptstadt, Sturz des Re-

gimes) konzentrieren. Darüber hinaus ist vorgesehen, daß die amerikanischen Streitkräfte in 

der Lage sind, zusätzlich eine begrenzte Zahl kleinerer Militärmissionen zu erfüllen. Zu die-

sen zählen Luftschläge, friedenserhaltende Maßnahmen, humanitäre Missionen und Evakuie-

rungsaufgaben. Voraussetzung zur Erfüllung dieses Auftrages sind weltweit verlegbare Trup-

pen, die jederzeit aus den vier zentralen Bereitstellungsräumen der Gegenküsten (Europa, 

Nordostasien, „East Asian Littoral“, Mittlerer Osten/Südwestasien) zum jeweiligen Einsatz-

gebiet zusammengezogen werden können.1873 In zeitlicher Hinsicht wird der Maßstab 10-30-

30 angelegt. Demnach müssen die amerikanischen Streitkräfte in der Lage sein, innerhalb von 

10 Tagen überall auf der Welt eingesetzt zu werden. Innerhalb von 30 Tagen ist jeder Gegner 

zu besiegen, und nach weiteren 30 Tagen Ruhephase müssen die Soldaten für einen weiteren 

Einsatz bereitstehen.1874 Der QDR 2001 hatte dazu bereits festgelegt, daß dieser Anspruch für 

jeden nur denkbaren Gegner gilt: „U.S. forces must maintain the capability at the direction of 

the President to impose the will of the United States and its coalition partners on any adver-

saries, including states or non-state entities.“1875 Der QDR 2006 bestätigt grundsätzlich den 

Wechsel von threat based zu capabilities based. Im Vordergrund stünden „the needs of the 

Combatant Commanders as the basis for programs and budgetary priorities.“1876 Gleichwohl 

nimmt er einige Modifizierungen vor, die auch den Verteidigungsauftrag 1-4-2-1 betreffen. 

Dazu gehört, daß die amerikanischen Streitkräfte nun in der Lage sein sollen, global zu agie-

ren „and not only in and from the four regions called out in the 2001 QDR (Europe, the Midd-

le East, the Asian Littoral, and Northeast Asia).“1877 

  Der MTW-Ansatz wird von der Bush-Administration zwar kritisch bewertet: „The pri-

mary problem with the two-war approach was that it focused military planners on near-term 

                                                 
1871  Department of Defense (2004): S. 21. Dieser Ansatz geht auf die Vorgaben des QDR 2001 zurück. Vgl. 

Department of Defense (30.09.2001): S. 17 - 21. 
1872  „The United States is not abandonning planning for two conflicts to plan for fewer than two.“ Ebd., S. 18. 
1873  Vgl. zum Ansatz des 1-4-2-1 Department of Defense (März 2005): S. 16 f.  
1874  Vgl. IISS (2004): S. 16. 
1875   Department of Defense (30.09.2001): S. 13. 
1876  Department of Defense (06.02.2006): S. 4. 
1877  Vgl. Department of Defense (06.02.2006): S. 35. Siehe hierzu ebd., S. 35 – 39. 
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threats to the detriment of preparing for the threats of the future.“1878 Beobachter wie Michael 

E. O’Hanlon weisen aber zugleich darauf hin, daß es von Clinton zu Bush mehr Veränderun-

gen in der Etikettierung als in der Substanz gegeben habe. So sei es durch den QDR 2001 

nicht zu einer Veränderung der im QDR 1997 festgelegten Streitkräftestruktur gekommen. 

Der Rahmenwechsel von threat-based zu capabilities-based sei zudem „more semantic than 

real, since capabilities ultimately must be sized to specific scenarios and to likely foes if they 

are to be adequate for the potential tasks at hand. At most, the resulting change was one of 

nuance.“1879 Neu ist hingegen, daß der amerikanische Sicherheitsfokus auf Nordostasien und 

Südwestasien ausgerichtet worden ist.1880 

  Parallel zu dieser Modifikation des Verteidigungsauftrages wurde eine grundlegende      

Überarbeitung der Struktur der amerikanischen Vornepräsenz auf den Weg gebracht.1881 Auf 

dem Prüfstand stehen der Umfang, einzelne Stationierungsorte sowie Fähigkeiten und spezifi-

sche Charakteristika der in Übersee stationierten Streitkräftekontingente. Überlegungen für 

dieses Vorhaben gab es lange vor den Terroranschlägen des 11. Septembers 2001 und der 

wenige Wochen später erfolgten Veröffentlichung des QDR 2001.1882 Seit November 2003 

haben die USA betroffene und weitere relevante Akteure über die Inhalte des GDPR infor-

miert. Im asiatisch-pazifischen Raum waren dazu Australien, China, Japan, Südkorea, die 

Philippinen, Singapur und Thailand konsultiert worden. US-Präsident Bush gab dann am 16. 

August 2004 die Eckdaten der Restrukturierung bekannt. Demnach sollen in den nächsten 

zehn Jahren 60.000 bis 70.000 im Ausland stationierte amerikanische Soldaten sowie 100.000 

ihrer Angehörigen und zivile Angestellte in die USA zurückbeordert werden. Zum damaligen 

Zeitpunkt waren ca. 400.000 Soldaten außerhalb des eigenen Landes in insgesamt 120 Staaten 
                                                 
1878   Department of Defense (Februar 2005): S. 14. 
1879  O’Hanlon (2002): S. 13. Im Gegensatz zu einer weit verbreiteten einseitigen historischen Einordnug des 

QDR 2001 soll an dieser Stelle darauf verwiesen werden, daß es den Ansatz des capabilities-based auch 
schon im QDR 1997 gegeben hat, wo er jedoch nicht systematisch entwickelt worden ist: „In order to meet 
the near-term requirements of shaping and responding to the security environment, U.S. forces should be 
sized and shaped not only to meet identified threats, but to have the capabilities necessary to succeed in a 
broad range of anticipated missions and operational environments. That is, the U.S. military must be a ca-
pabilities-based force that gives the national leadership a range of viable options for promoting and protect-
ing U.S. interests in peacetime, crisis, and war.“ Department of Defense (Mai 1997): Section III. 

1880  Vgl. Department of Defense (30.09.2001): S. 17. 
1881  Vgl. dazu die offiziellen Quellen: Ebd., S. 25 - 27. Department of Defense (September 2004). Department 

of Defense (06.02.2006): S. vi f, 7, 53. Vgl. in der Sekundärliteratur Benjamin Schreer, Die Neuordnung 
der amerikanischen Auslandsstützpunkte. Die „Global Posture Review“ der Bush-Administration, SWP-
Studie Nr. 16, August 2005. Lutz Holländer, Globale Neuordnung? Die Diskussion über die Stationierungs-
politik der USA, in: Österreichische Militärische Zeitschrift, Nr. 5, September/Oktober 2004, S. 589 – 593. 
IISS, The US global posture review. Will redeployment ease the strain?, Strategic Comments, Nr. 7, Sep-
tember 2004. Einen guten Überblick zu den Folgen für den asiatisch-pazifischen Raum liefert Evan Medei-
ros, The US Global Defense Posture Review and the Implications for the Security Architecture in the Asia-
Pacific Region, Skizze, vorgetragen auf der Asien-Tagung der SWP im Dezember 2004 in Berlin. 

1882  Verteidigungsminister Rumsfeld hat im Vorwort des QDR 2001 explizit darauf verwiesen, daß dieser in 
großen Teilen lange vor den Terroranschlägen von New York und Washington D.C. erstellt worden sei. 
Vgl. Donald H. Rumsfeld, Foreword, in: Department of Defense (30.09.2001): S. V. 
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stationiert. Diese Zahl lag deutlich über der Bezugsgröße des GDPR von ca. 250.000 Mann, 

da die Vornepräsenz einsatzbedingt stark aufgewachsen war (Afghanistan: 18.000 / Irak: 

121.600 / Kuwait: 25.250 in 2004 nach nur 7.388 in 2002).1883 Am stärksten betroffen von der 

Restrukturierung sind die Stützpunkte in Europa, hier vor allem die Militäreinrichtungen in 

Deutschland. Beobachter gehen davon aus, daß die amerikanischen Basen auf dem alten Kon-

tinent künftig vornehmlich als „Durchgangsstation rotierender Streitkräfte auf dem Weg in 

zumeist außereuropäische Regionen fungieren.“1884 In Asien wird es zu einer Restrukturie-

rung der Stützpunkte in Südkorea und in begrenztem Maße auch in Japan kommen. Die mili-

tärischen Einrichtungen der USA in Übersee werden von 2004 bis 2014 von 850 auf 550 Ein-

heiten reduziert, was ca. 35 % entspricht.1885 Das Weiße Haus bezeichnete die Ankündigung 

Bushs als „the most comprehensive restructuring of U.S. military forces overseas since the 

end of the Korean War.“1886 

  Für die Durchführung des GDPR lassen sich in offiziellen Verlautbarungen fünf Begrün-

dungslinien finden. Das erste Argument nimmt Bezug auf die amerikanischen Streitkräfteein-

sätze seit dem Ende des Ost-West-Konflikts: US-Soldaten kämpfen heute meist nicht mehr 

dort, wo sie im Schwerpunkt stationiert sind. „Forward deployed does not necessarily mean 

optimally deployed.“1887 Dies hat sich vor allem in der Vorbereitung des Irak-Krieges von 

2003 gezeigt. Amerikanische Kampfflugzeuge, die in Ramstein und nicht an der Ostküste des 

eigenen Landes starten, müssen zwar 6.500 km weniger bis in das Zentrum des Landes an 

Euphrat und Tigris überbrücken. Der bloße Blick auf die Karte ist aber nur wenig aussage-

kräftig, wenn schwere Einheiten zur See herbeigeschafft werden und dazu in der Nordsee 

starten müssen. Soweit dann noch Verbündete keine Durchmarschrechte gewähren – die Tür-

kei hatte auf diese Weise im Frühjahr 2003 den Aufbau einer Front im Nordirak verhindert –,   

sind weitere Umwege und damit Zeitverluste in Kauf zu nehmen. Aus der derzeitigen Struktur 

der europäischen Vornepräsenz ergeben sich daher keine operativen Vorteile, wenn Mann-

schaft und Material in gleicher Zeit auch aus den USA herangeschafft werden könnten.  

  Argument zwei schließt an die Probleme der Besatzungsherrschaft im Irak an. Trotz ihres 

erheblichen Gesamtumfangs waren die amerikanischen Streitkräfte praktisch überdehnt, als 

sie 2004 im Bürgerkriegsgebiet eine Stärke von 125.000 Mann erreicht hatten. Washington 

mußte darauf die Zahl der aktiven Soldaten um 36.000 Mann erhöhen. Das Pentagon hat dazu 

                                                 
1883  Vgl. IISS (2004): S. 16, 32, 129. IISS (2002): S. 110. 
1884  Schreer (2005): S. 24. 
1885  Vgl. Department of Defense (September 2004): S. 13. 
1886  The White House, Fact Sheet: Making America More Secure by Transforming Our Military, Washington 

D.C., 16. August 2004. 
1887  Department of Defense (September 2004): S. 6. 
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selbstkritisch festgestellt: „That should tell us something about how our forces are organized, 

and it does. It tells us that the real problem is not size, per se, but rather how our forces are 

managed, and the mix of capabilities at our disposal.“1888 Dieses Problem läßt sich allerdings 

auch anders interpretieren: Die Tatsache, daß die USA im Jahr 2007 selbst mit einer Trup-

penpräsenz von 165.400 Soldaten (ohne verbündete Streitkräfte) dem Bürgerkrieg im Irak 

nicht die entscheidende Wende geben konnten, zeigt, daß für einen militärisch nachhaltigen 

Sieg nicht immer nur eine zügige Konzentration der Kräfte, sondern auch das mobilisierbare – 

und damit verfügbare – Streitkräftepotential und dessen Durchhaltefähigkeit von Bedeutung 

sind.1889 

  Drittens würden schnell verlegbare, an jedem Ort der Welt einsatzbereite und auf asym-

metrische Szenarien ausgerichtete Einheiten benötigt, um den Kampf gegen den Terrorismus 

führen zu können. Die derzeitige Streitkräftestruktur sei für solche Aufgaben nicht flexibel 

genug. Es würden zudem weniger große und mehr kleinere Auslandsstützpunkte benötigt, um 

die globale Handlungsfähigkeit in der Auseinandersetzung mit dem Terrorismus zu verbes-

sern. Diese Forderung knüpft auch an die Erfahrungen des Irak-Krieges an: Wenn sich Bünd-

nispartner bei der Vorbereitung einer militärischen Intervention verweigern und sogar Über-

flugrechte in Frage stellen (z.B. für kurze Zeit Deutschland), werden alternative Abstützpunk-

te benötigt (z.B. Polen, Rumänien, Bulgarien). Wie unsicher einzelne Staaten für die USA in 

dieser Frage sind, hat das Beispiel Saudi-Arabien gezeigt. Riad hatte Washington 2003 unter-

sagt, die auf der Prinz Sultan Airbase stationierten amerikanischen Kampfflugzeuge für direk-

te Angriffe gegen den Irak einzusetzen. 

  Viertens ist das Argument der Kostenersparnis zu nennen: Schätzungen des Pentagons ge-

hen davon aus, daß 20 % bis 25 % der militärischen Infrastruktur der USA überflüssig sind, 

also zur Unterstützung der Streitkräfte sowohl in der Ruhe- als auch in der Einsatzphase nicht 

benötigt werden. Der Unterhalt dieser Einrichtungen verursacht jährlich Kosten zwischen 3 

und 4 Mrd. US-Dollar.1890 Das Einsparpotential des GDPR ist zwar schwer zu kalkulieren. 

Auch ist davon auszugehen, daß zunächst Anschubinvestitionen zur Umsetzung der Reform 

der Vornepräsenz notwendig sind. Langfristig ist dann jedoch mit Kostenreduktionen zu 

rechnen. 

  Dies führt zu Argument fünf, das an Kampfwertsteigerungen anknüpft und zur Mantra 

Rumsfelds geworden ist. „Precision weapons have greatly expanded our capability while sig-

                                                 
1888  Department of Defense (Februar 2005): S. 56. 
1889  Vgl. IISS (2007): S. 40. Siehe auch Schreer (2005): S. 24. 
1890  Vgl. Department of Defense (30.09.2001): S. 49. 
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nificantly reducing the number of weapons needed.“1891 Eine lasergelenkte Waffe könne heute 

jene Wirkung erzielen, für die vor Jahren noch acht Einheiten der üblichen Abwurfmunition 

benötigt wurden. Dies eröffnet Raum für Reduktionen (eben aber auch Zwänge für qualitative 

Ausgleichsinvestitionen). 

  Diese Begründungen für die Durchführung des GDPR räumen mit zwei Mythen auf: 

Streitkräftereduktionen erfolgen nicht deshalb, um etwa Staaten wie Deutschland für ihre Hal-

tung im Irak-Krieg zu bestrafen. Der Umbau der Vornepräsenz war bereits zu Beginn der 

Amtszeit Bushs beschlossene Sache. Er erfolgt zudem nicht ausschließlich zur Effizienzstei-

gerung des Anti-Terror-Kampfes. Diese Differenzierung hat auch das Pentagon vorgenom-

men: „[…] the Global War on Terror gave new impetus and urgency to transformation efforts 

already well underway“1892. 

  Aus diesen Begründungen für die als notwendig betrachtete Restrukturierung der Aus-

landsstützpunkte ergeben sich die Ziele, die mit dem GDPR verbunden sind. Allgemein heißt 

es im Pentagon: „U.S. forces should be located in places where they are wanted and needed, 

in environments that are hospitable to their movements, that allow greater usability and flexi-

bility for both the Global War on Terror and threats that may emerge in the future.“1893 Unab-

hängig vom Stationierungsort müßten die Streitkräfte weltweit schnell konzentriert und einge-

setzt werden können.1894 Im QDR 2006 wird dies in Form zweier Losungen ausgedrückt: 

„From static defense, garrison forces – to mobile, expeditionary operations.“1895 Und: „From 

massing forces – to massing effects.“1896 Im Konfliktgebiet sollten die Streitkräfte dann auf 

reach-back capabilities zurückgreifen können, also Unterstützungsmaßnahmen wie etwa die 

Bereitstellung von Aufklärungsdaten, die nicht über Infrastruktur im Einsatzgebiet selbst ge-

wonnen werden.1897 Der Umfang des amerikanischen footprint solle lokalen Bedingungen an-

gepaßt werden, um den Unmut der Bevölkerung des Gastlandes zu mildern. Dadurch wieder-

um erhofft man sich eine Stabilisierung auch kritischer bilateraler Sicherheitsbeziehungen. Im 

Idealfall wird die Regierung des Sicherheits- oder Bündnispartners innenpolitisch nicht mehr 

durch von US-Streitkräften verursachte Unfälle oder Lärmbelästigungen unter Druck ge-

                                                 
1891  Donald H. Rumsfeld, Positioning America’s Forces for the 21st Century, Washington D.C., o.J. 
1892  Department of Defense (Februar 2005): S. 3. 
1893  Ebd., S. 66. 
1894  Vgl. Department of Defense (März 2005): S. 18. „We seek to develop rapidly deployable capabilities by 

planning and operating from the premise that forces will not likely fight in place.“ Department of Defense 
(September 2004): S. 9. „Under this concept, Combatant Commanders no longer ‘own’ forces in their thea-
ters. Forces are allocated to them as needed – sourced from anywhere in the world. This allows for greater 
flexibility to meet rapidly changing operational circumstances.“ Department of Defense (März 2005): S. 20. 

1895  Department of Defense (06.02.2006): S. vi. 
1896  Ebd., S. vii. 
1897  Vgl. Department of Defense (März 2005): S. 19. 
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setzt.1898 Der GDPR soll auch die militärische Struktur der Sicherheits- und Bündnispartner 

transformieren: „We seek to expand allied roles, build new partnerships, and encourage 

transformation – both in allied military forces’ capabilities and in allies’ ability to assume 

broader global roles and responsibilities.“1899 

  Der GDPR unterscheidet drei unterschiedliche Kategorien von sicherheitspolitischen Ko-

operationspartnern, die sich nicht an formalen Kriterien wie etwa dem Vorliegen eines Bünd-

nisvertrages, sondern dem Umfang der vereinbarten militärischen Nutzung des Anlauf- oder 

Stationierungsortes durch die amerikanischen Streitkräfte orientieren:1900 
 

• Wichtigster Eckstein der Vornepräsenz sind die Main Operating Bases (MOBs), zu denen 

im asiatisch-pazifischen Raum Japan, Südkorea und Guam zählen. Sie zeichnen sich vor 

allem dadurch aus, daß sie weit entfernt vom amerikanischen Festland in der Nähe poten-

tieller Krisenherde gelegen sind und über eine befestigte Infrastruktur mit permanent vor 

Ort stationierten, größeren US-Einheiten verfügen, die der regionalen wie auch der globa-

len Machtprojektion dienen. Die militärischen Einrichtungen verfügen über besondere 

Schutzvorrichtungen. Der Sprachgebrauch des Pentagons ist in der Klassifizierung der 

MOBs nicht einheitlich und weist teilweise Japan, Südkorea und Guam auch als Power 

Projection Hubs aus.1901 Beide Begriffe werden inhaltlich synonym verwendet. 
 

• Die Forward Operating Site (FOS) entspricht in ihrer Struktur dem Kernziel des GDPR, 

nicht über zu viele besonders große Basen verfügen zu wollen, sondern statt dessen auf zu-

sätzliche kleinere Einrichtungen zu setzen, die einen flexiblen und schnellen Einsatz ame-

rikanischer Streitkräfte an jedem Ort der Welt erlauben. Im deutschen Sprachgebrauch 

kann der Terminus frei mit „Abstützpunkt“ in Abgrenzung zur „Basis“ übersetzt werden. 

Eine FOS verfügt auf Rotationsbasis über eine begrenzte Anzahl von amerikanischen Sol-

daten, die in Friedenszeiten weitgehend logistische Aufgaben wahrnehmen und zur opera-

tiven Beweglichkeit der Luft- und Seestreitkräfte der USA beitragen. Auch unterstützen sie 

militärische Übungen des USPACOM mit Einheiten der Sicherheits- und Bündnispartner. 

Das Pentagon hat je nach Abmachung auf derartigen Abstützpunkten militärische Ausrü-

stung eingelagert, die im Konfliktfall sofort zur Verfügung steht („warm facility“). Aus 

Washingtoner Sicht ist eine solche Einrichtung im Idealfall zusätzlich darauf vorbereitet, 
                                                 
1898  Ziel sei: „[…] strengthen our relationships by reducing the frictions“. Department of Defense (September 

2004): S. 12. 
1899  Ebd., S. 9. 
1900   Vgl. ebd., S. 10 f. Department of Defense (März 2005): S. 19. 
1901  Admiral Thomas B. Fargo bezeichnet z.B. Guam als „power projection hub“. Fargo (01.04.2004): S. 36. 

Evan Medeiros wiederum zählt Japan und Südkorea zu den Power Projection Hubs und Guam zu den Main 
Operating Bases. Die genaue inhaltliche Differenzierung bleibt dabei unklar. Vgl. Medeiros (Dezember 
2004): S. 3, 5. 
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größere amerikanische Truppenkontingente aufzunehmen und in Richtung Basis aufzu-

wachsen. Im asiatisch-pazifischen Raum verfügen die USA nur in Singapur über eine FOS. 
 

• Eine Cooperative Security Location (CSL) wird entweder gar nicht oder nur von einer sehr 

geringen Anzahl amerikanischer Soldaten betrieben. Die Einrichtungen werden durch re-

gelmäßige Besuche von US-Einheiten, von lokalen Vertragspartnern oder durch Unterstüt-

zung des Gastlandes aufrechterhalten. Der Terminus kann frei mit „Anlaufpunkt“ übersetzt 

werden. CSLs haben die Funktion, amerikanischen Streitkräften für logistische Zwecke 

Zugang zu Hafen- und Flugplatzanlagen zu gewähren. In Ostasien zählen Thailand, die 

Philippinen, Malaysia, Indonesien, Australien und Brunei zu den CSLs. 
 

Die Klassifizierung des GDPR hat im asiatisch-pazifischen Raum ausschließlich vor dem 

Hintergrund bereits vorhandener amerikanischer Militäreinrichtungen stattgefunden. Die 

MOBs knüpfen an die klassische Struktur der amerikanischen Vornepräsenz an, wie sie sich 

während des Ost-West-Konflikts entwickelt hat. Die FOS sowie die CSLs entsprechen dem 

Ansatz der places, not bases.  

  Zu diesen landgestützten Elementen der Vornepräsenz sind schwimmende Einheiten wie 

Flugzeugträgergruppen hinzuzurechnen, die zwar auch auf MOBs, FOS und CSLs angewie-

sen sind, um zu Zwecken der Reparatur, Proviantaufnahme u.ä. nicht langwierige Passagen in 

Kauf nehmen und dazu amerikanische Häfen in Guam, Hawaii oder gar der Westküste des 

Festlandes anlaufen zu müssen. Seekriegsmittel werden aber dann zu einem eigenständigen 

Bestandteil der Vornepräsenz, wenn sie über eine hinreichende logistische Ausrüstung verfü-

gen, die ihnen längere, von Hafenanlagen unabhängige Stehzeiten an der pazifischen Gegen-

küste erlauben. Die U.S. Navy hat dazu im Oktober 2002 ihr Konzept „Sea Power 21“ veröf-

fentlicht, in dem sie Sea Basing als Funktionsvoraussetzung für die beiden anderen Elemente 

dieses Ansatzes, Sea Strike und Sea Shield, bezeichnet.1902 Die Vorteile schwimmender Ein-

heiten – Unabhängigkeit, Mobilität und Sicherheit – gegenüber landgestützten Einheiten wür-

den in Zeiten, in denen „political and military barriers to access ashore are growing worldwi-

de“, an Bedeutung gewinnen. „Because of these changes, the value of Sea Basing in an in-

creasingly interdependent world will continue to rise – providing operational freedom of joint 

and coalition forces, compressing deployment timelines, strengthening deterrence, and pro-

jecting dominant and decisive combat power from the sea.“1903  

                                                 
1902  Vgl. Vern Clark, Sea Power 21 Series – Part I: Projecting Decisive Joint Capabilities, Washington D.C., 

Oktober 2002. 
1903  Charles W. Moore Jr., Edward Hanlon Jr., Sea Power 21 Series – Part IV: Sea Basing: Operational Inde-

pendence for a New Century, Washington D.C., Januar 2003.  
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  Zum Sea Basing gehört u.a. das „Maritime Prepositioning Ship Squadron Three“, das im 

westlichen Pazifik operiert. Es verfügt über jene Ausrüstungsgegenstände, die zu Beginn ei-

nes Einsatzes als „Erstausstattung“ dringend benötigt werden.1904 Durch seine vorgeschobene 

Positionierung kann das Geschwader flexibel und schnell zur Unterstützung von Anfangsope-

rationen entsandt werden. Um diese Aufgaben noch umfassender vornehmen zu können, wird 

an der Errichtung einer Afloat Forward Staging Base (AFSB) gearbeitet. Eine solche 

schwimmende Einheit basiert auf einem ca. 350 m langen Containerschiff, das mit einem 

Flugdeck für Helikopter und eventuell auch Senkrechtstarter überdacht wird.1905 In der Expe-

rimentierphase befindet sich seit August 2002 das Programm „Sea Swap“: Zerstörer werden 

über längere Zeit in einem Einsatzgebiet gehalten, die Mannschaften hingegen werden regel-

mäßig ausgetauscht. Auf diese Weise wird gleich doppelt Zeit gespart (Rückfahrt eines alten, 

Hinfahrt eines neuen Zerstörers), die wiederum in die Instandsetzung der Zerstörer in den Hä-

fen investiert werden kann.1906 Um zudem künftig schneller in Konflikte eingreifen zu können 

und im Einsatz selbst Zeit zu sparen, erprobt das Pentagon vier High Speed Vessels (HSVs). 

Eines dieser überdimensionalen Schnellboote, der WestPac Express, wird von der III. Marine 

Expeditionary Force (MEF) in Japan erprobt. Das HSV ist in der Lage, über 40 Knoten Ge-

schwindigkeit aufzunehmen sowie 970 Soldaten zu transportieren.1907 Nachgewiesen ist eine 

Beförderungskapazität von 400 Tonnen (370 Marines, Lagerausrüstung, fünf Cobra-

Helikopter, zwei Huey-Helikopter und weitere Ausrüstung) von Japan nach Guam in 40 

Stunden. Das HSV hat damit 2.400 km mit einer durchschnittlichen Marschgeschwindigkeit 

von über 32 Knoten zurückgelegt.1908 Als Variante des Sea Basing kann auch die Funktions-

erweiterung von Flugzeugträgern betrachtet werden. Jüngste Einsätze haben gezeigt, daß die-

se Seekriegsmittel nicht mehr nur dazu verwendet werden, Luftkriegsmittel zu transportieren. 

Die USS Kitty Hawk diente während des Angriffs auf Afghanistan Ende 2001 im Arabischen 

Meer als Abstützpunkt für Helikopterverbände, die Spezialkräfte an den Hindukusch flogen. 

Dazu war die Zahl der Kampflugzeuge auf acht Einheiten reduziert worden. Die USS Abra-

ham Lincoln war wiederum Anfang 2005 vor der Küste Acehs im Einsatz. Sie diente eben-

falls als Abstützpunkt für Hilfs- und Rettungseinsätze von Helikoptern. Des weiteren wurde 

                                                 
1904  Vgl. Military Sealift Command, Maritime Prepositioning Ship Squadron Three, Washington D.C., o.O., o.J. 
1905  Vgl. Military Sealift Command, Commander’s Perspective (2003 in Review), o.O., o.J. 
1906  Vgl. Roland J. Yardley u.a., Impacts of the Fleet Response Plan on Surface Combatant Maintenance, Santa 

Monica 2006, S. 4, 20 f. 
1907  Vgl. GlobalSecurity.org, HSV 4676 WestPac Express, o.O., o.J. 
1908  Vgl. Navy Warfare Development Command, High Speed Vessel (HSV): Adaptability, Modularity and 

Flexibility for the Joint Force, o.O., o.J.  
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sie von der Weltgesundheitsorganisation als Koordinierungsstelle genutzt.1909 In der Diskus-

sion um den GDPR werden die FOS und die CSL auch als lily pads bezeichnet.1910 Die beiden 

Flugzeugträger haben dann als seegestützte lily pads agiert. 

  In seiner Rede zum GDPR vom 16. August 2004 hat Präsident Bush die mit diesem Pro-

zeß verbundenen Ziele hinsichtlich des asiatisch-pazifischen Raums wie folgt zusammenge-

faßt: „We will improve our ability to deter, dissuade, and defeat challenges in Asia through 

strengthening long-range strike capabilities, streamlined and consolidated headquarters, and a 

network of access arrangements.“1911 Im einzelnen werden vier konkrete Vorhaben genannt. 

Die Vornepräsenz maritimer Expeditionsstreitkräfte im Pazifik solle, erstens, erhöht werden. 

Dadurch werde die militärische Handlungsfähigkeit der USA regional wie global verbessert. 

Im Westpazifik würden zudem, zweitens, vorgeschobene Angriffsfähigkeiten („advanced 

strike assets“) disloziert. In Nordostasien würde Washington mit seinen Verbündeten, drit-

tens, an der Restrukturierung der militärischen Präsenz sowie den Kommandostrukturen ar-

beiten, wodurch sich die Fähigkeiten der amerikanischen Streitkräfte verbesserten. Schließ-

lich versuchten die USA, viertens, in Zentral- und Südostasien ein Netzwerk aus Trainings- 

und Zugangsmöglichkeiten sowohl für konventionelle Einheiten als auch für Spezialkräfte zu 

schaffen. Im QDR 2001 war u.a. angekündigt worden, die Präsenz von Flugzeugträgergrup-

pen im Westpazifik zu erhöhen, die dortige Zahl der mit Marschflugkörpern ausgerüsteten   

U-Boote auszudehnen und Pläne zur Verbesserung des contingency basing im Pazifischen 

und Indischen Ozean auszuarbeiten.1912 Im QDR 2006 werden diese Vorhaben dahingehend 

konkretisiert, daß die Präsenz der Flotte im Pazifik durch Zuordnung von „at least six opera-

tionally available and sustainable carriers“1913 sowie 60 % der U-Boote erhöht werden soll. 

Beobachter vermuten, daß bis zu 15.000 US-Soldaten aus der Region abgezogen werden, da-

von allein 12.500 US-Soldaten aus Südkorea.1914 

  Die Restrukturierung der militärischen Vornepräsenz erfolgt, um effektiver gegen Terror-

netzwerke sowie mit Massenvernichtungswaffen ausgerüstete „Schurkenstaaten“ vorgehen zu 

können. Diese Motive dominieren aktuelle Präsentationen der USA zum GDPR, dessen Stoß-

                                                 
1909  Vgl. Benjamin S. Lambeth, American Carrier Air Power at the Dawn of a New Century, Santa Monica 

2005, S. 10, 37, 102 f. Sheldon W. Simon, U.S.-Southeast Asian Relations: Aid Burnishes U.S. Image but 
Other Concerns Persist, in: Comparative Connections, Nr. 1, April 2005, S. 59. 

1910  Vgl. Jon D. Klaus, U.S. Military Overseas Basing: Background and Oversight Issues for Congress, CRS 
Report for Congress (RS21975), Washington D.C., 17. November 2004, S. 2. 

1911  The White House (16.08.2004). 
1912  Vgl. Department of Defense (30.09.2001): S. 27. 
1913  Department of Defense (06.02.2006): S. 47. 
1914  Vgl. IISS (September 2004): S. 1. 
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richtung im Kern aber deutlich weiter reicht.1915 Dies wird auch vom amerikanischen 

Verteidigungsministerium betont: „Most importantly, we must strike the right balance be-

tween the capabilities needed for the war on terror and capabilities needed to manage emerg-

ing military competition in other areas. In other words, we should not make the mistake of 

thinking that the current conflict is the blueprint for all future wars. We must hedge against 

the emergence of a major military competitor in the decades ahead through the right levels of 

research and development, as well as intelligent procurement of advanced warfighting and 

surveillance systems.“1916 Dieses Motiv knüpft an die Ursprünge des QDR 2001 an, der zu 

Beginn der Amtszeit von George W. Bush vor dem Hintergrund der Beschreibung Chinas als 

strategic competitor der USA formuliert worden ist. In einem zentralen Dokument zum 

GDPR ist diesbezüglich nicht nur die Rückversicherung von Verbündeten, die Abschreckung 

von Gegnern und die Möglichkeit der Eindämmung von aggressiven Handlungen zu den zen-

tralen Aufgaben der Vornepräsenz gerechnet worden. In „Strengthening U.S. Global Defense 

Posture“, der vom Pentagon verfaßt und im September 2004 dem Kongreß vorgelegt worden 

ist, wird „dissuade potential challengers“1917 als weiteres Ziel der an den amerikanischen Ge-

genküsten stationierten Soldaten genannt. Zudem wird betont, daß die Vornepräsenz für „sta-

te-based military challenges“1918 optimiert werde. Beobachter vermuten daher auch, daß die 

USA mit dem Kampf gegen den Terrorismus eine „versteckte Agenda“ verfolgen. Denn im 

Zuge dieser Auseinandersetzung haben sie diverse bilaterale Militärbeziehungen in Ostasien 

intensiviert. Auch wenn die Ziele offiziell vor allem mit der Bekämpfung von Terroristen und 

der Eindämmung von „Schurkenstaaten“ verbunden werden, führen die Ergebnisse dieses 

Prozesses desgleichen zu einer Stärkung der positionalen Stellung der USA und schaffen zu-

dem die logistischen Voraussetzungen für eine Einkreisung Chinas.1919 Diesbezüglich sind 

                                                 
1915  Die Commission on Review of Overseas Military Facility Structure of the United States (kurz: Overseas 

Basing Commission) hatte in ihrem Bericht vom 9. Mai 2005 darauf hingewiesen, daß in den nächsten 25 
Jahren nicht ausgeschlossen werden könne, daß in Europa und Asien „a more traditional great power com-
petitor“ entstehe. „If that occurs a force posture and base structure optimized for predominantly asymmetric 
threat emanating from the arc of instability may not be able to stay ahead of and ultimately contend with a 
global rival bent on direct confrontation with the United States.“ Commission on Review of Overseas Mili-
tary Facility Structure of the United States, Report, Washington D.C., 9. Mai 2005, S. 7. 

1916  Department of Defense (Februar 2005): S. 5. 
1917  Department of Defense (September 2004): S. 4. Dieses Ziel wird auf selbiger Seite sogar ein zweites Mal 

betont: „Demonstrate to any potential challengers U.S. resolve to deter aggression and meet our commit-
ments.“ Ebd. 

1918  Ebd., S. 6. 
1919  Der Verfasser hat den Verdacht einer „versteckten Agenda“ des Anti-Terror-Kampfes bereits frühzeitig ge-

äußert. Vgl. Martin Wagener, Die USA, Südostasien und der Kampf gegen den Terrorismus, ZOPS Occa-
sional Paper, Nr. 16, Trier, Oktober 2002, S. 5 – 9. Peter Rudolf hat diese Interpretation vier Jahre nach den 
Terroranschlägen von New York und Washington D.C. bestätigt: „Zufall oder eher nicht: Vieles, was Wa-
shington unter dem Vorzeichen des ‘Krieges gegen den Terror’ vorangetrieben hat, verbessert auch die 
Voraussetzungen für die Eindämmung Chinas – die neue militärische Präsenz in Zentralasien, die Rückkehr 
amerikanischer Militärs auf die Philippinen, die Wiederaufnahme der aus Menschenrechtserwägungen 1999 
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Äußerungen von Douglas J. Feith, Undersecretary of Defense for Policy, erhellend. Auf einer 

Pressekonferenz war er unter Verweis auf die Bedeutung Chinas und Indiens im Prozeß der 

Restrukturierung der US-Streitkräfte gefragt worden: „Is the base realignment strategy taking 

into account where America wants to be positioned vis-à-vis the great strategic changes in the 

years ahead?“ Feith antwortete: „The answer is yes we are taking that into account.“1920 Aus 

dieser Sicht kann die Zielsetzung der Restrukturierung des zentralen Instruments amerikani-

scher Asien-Pazifik-Politik, also ihre Optimierung zur Eindämmung vitaler Herausforderun-

gen und Bedrohungen, als strategisch bezeichnet werden. Impulsverarbeitung und Impulsum-

setzung liegen damit vor. 

  Jenseits der mit den im GDPR verbundenen Planungen zeigen die USA aber auch ganz 

grundsätzlich, daß sie bilaterale Sicherheits- und Bündnisbeziehungen vor dem Hintergrund 

ihrer eigenen positionalen Stellung bewerten. Der QDR 2006 hält dazu fest: „Alliances are 

clearly one of the nation’s greatest sources of strength.“1921 Die USA schätzen den Wert enger 

Beziehungen zu Sicherheits- und Bündnispartnern ausnehmend hoch ein. In der National De-

fense Strategy vom März 2005 wird „Strengthen alliances and partnerships“1922 zu den vier 

strategic objectives der USA gezählt. Der Bericht sieht des weiteren einen direkten Zusam-

menhang zwischen der erfolgreichen Eindämmung möglicher Herausforderer und der dazu 

notwendigen Unterstützung durch regionale Verbündete: „Traditional military challenges re-

main important, as many states maintain capabilities to influence security conditions in their 

region. However, allied superiority in traditional domains, coupled with the costs of tradi-

tional military competition, drastically reduce adversaries’ incentives to compete with us in 

this arena.“1923 Noch deutlicher heißt es: „Our security is inextricably linked to that of our 

partners.“1924 In der National Military Strategy von 2004 wird entsprechend angeführt: 

„Strengthening regional alliances and coalitions helps to create favourable regional balances 

                                                                                                                                                         
abgebrochenen Kontakte zum indonesischen Militär. So gesehen läßt sich feststellen: Die USA nutzen die 
Terrorismusbekämpfung, um ihre geopolitische Position im Zuge einer Politik militärischer Suprematie zu 
verbessern.“ Rudolf (2005): S. 17. Der Verfasser präzisiert sein altes Argument heute wie folgt: Die USA 
führen den Kampf gegen den Terrorismus nicht als Vorwand, um so Eindämmungsstrukturen gegenüber 
China aufzubauen. Sie nutzen jedoch die sich bei dieser Auseinandersetzung ergebenden Gelegenheiten. 
Auch Sheila A. Smith stellt diesbezüglich fest, daß der Umbau der Streitkräftestrukturen lange vor den Ter-
roranschlägen beschlossen worden sei. Die Anschläge vom 11. September 2001 hätten gleichwohl die ge-
nannten Gelegenheiten eröffnet und katalytisch gewirkt. Interview des Verfassers mit Sheila A. Smith, Re-
search Fellow, East-West Center, Honolulu, 16. September 2005. 

1920  Douglas J. Feith, Remarks to the Center for Strategic International Studies, Washington D.C., 3. Dezember 
2003. 

1921  Department of Defense (06.02.2006): S. 6. 
1922  Department of Defense (März 2005): S. iv. Das Zitat ist im Original fett gedruckt. 
1923  Ebd., S. 2 f. 
1924  Ebd., S. 18. 
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of power that help bring pressure to bear on hostile or uncooperative regimes.“1925 Auch der 

QDR 2001 liegt auf dieser Linie: „U.S. alliances, as well as its wide range of bilateral security 

relationships, are a centerpiece of American security.“1926 An selbiger Stelle machen die USA 

deutlich, daß sie über Allianzen versuchen, capabilities an sich zu binden, um diese zum ei-

nen als hypothetisches Gegnerpotential zu neutralisieren und zum anderen zur Steigerung ei-

gener Machtprojektionsfähigkeiten zu nutzen: „These security arrangements and coalitions 

constitute a formidable combination of actual and potential power that enables the United Sta-

tes and its partners to make common cause to shape the strategic landscape, protect shared in-

terests, and promote stability.“1927  

  Die Impulsverarbeitung läßt sich nicht nur an diesen Aussagen ablesen, sondern auch an 

der grundsätzlichen Stoßrichtung des GDPR. Im Kern versucht er, die strategischen Segmente 

„Interessen“, „Herausforderungen und Bedrohungen“ und „Mittel und Instrumente“ zu read-

justieren. In Kapitel 2 ist im Abschnitt zur Operationalisierung die These aufgestellt worden, 

daß ein Staat erst dann strategisch agiert, wenn er nicht nur in den einzelnen strategischen 

Segmenten die Meßlatte überspringt, sondern es auch versteht, die jeweiligen strategischen 

Segmente harmonisch miteinander zu verbinden. In diesem Sinne versucht der GDPR, die 

Mittel und Instrumente auf veränderte Herausforderungen und Bedrohungen bei konstanten 

Interessen neu abzustimmen. 

                                                 
1925  Department of Defense (2004): S. 26. Diese Aussage findet sich fast wörtlich auch im QDR 2001. Vgl. De-

partment of Defense (30.09.2001): S. 11. 
1926  Ebd., S. 5. 
1927  Ebd., S. 5 f. 
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II.                  Main Operating Bases 
 

 

Der GDPR zählt die amerikanischen Militäreinrichtungen in Japan, Südkorea und Guam zu 

den Main Operating Bases. Die Machtprojektionsfähigkeit der USA in Südostasien hängt 

ganz maßgeblich von diesen MOBs ab, weil Washington im ASEAN-Raum über keine ver-

gleichbaren militärischen Einrichtungen verfügt. 

 

1.  Japan 

Washington und Tokyo können auf eine äußerst wechselhafte Geschichte zurückblicken. Im 

Juni 1853 kam es zum ersten Kontakt beider Länder, als ein Geschwader unter der Führung 

von Kommodore Matthew Calbraith Perry in der Nähe des damaligen Edo landete und im 

Namen des amerikanischen Präsidenten die Bitte überreichte, Handelsbeziehungen aufzu-

nehmen. Die Regierung des Shogunats willigte schließlich ein, um eine militärische Ausein-

andersetzung zu vermeiden. Der am 31. März 1854 geschlossene Vertrag von Kanagawa hielt 

darauf die Öffnung der Häfen Shimoda und Hakodate für US-Schiffe fest. Das Abkommen 

hatte gleichwohl nicht nur eine ökonomische, sondern auch eine militärische Dimension. In 

Artikel 2 wurde vereinbart, daß Japan in den genannten Häfen amerikanische Schiffe „with 

wood, water, provisions, and coal, and other articles their necessities may require“1928 ver-

sorgt, soweit diese vorhanden sind. Da der Terminus „Schiffe“ nicht weiter präzisiert wurde, 

galt der Passus auch für Kriegsschiffe (zumal Kommodore Perry nicht Führer einer Handels-

flotte war). Der Vertrag von Kanagawa enthielt damit Abmachungen, die an das heutige Kon-

zept der places, not bases erinnern. Die damalige Demütigung des militärisch schwachen Kai-

serreichs trug mit dazu bei, den gesamten Staatsapparat im Zuge der Reformen der Meiji-Zeit 

(1868-1912) umzubauen. Japan wurde somit in die Lage versetzt, innenpolitische Ressourcen 

für außenpolitische Vorhaben besser zu bündeln.  

  Auf dieser Grundlage änderten sich in den folgenden Jahren die Machtverhältnisse im 

Fernen Osten. 1876 zwang Japan Nachbar Korea nach amerikanischem Vorbild einen Han-

delsvertrag auf. Die Modernisierungserfolge der Streitkräfte zeigten sich in den Kriegen der 

nächsten Jahre: 1894/1895 besiegte Japan China, 1904/1905 Rußland. Dabei konnte es seinen 

Besitz u.a. um Formosa und das südliche Sachalin erweitern. Das bereits vorher stark von den 

Herrschern Tokyos dominierte Korea wurde 1910 offiziell annektiert. Nippon war damit zur 

bedeutendsten Macht Nordostasiens aufgestiegen. Washington hatte diese Entwicklung bis 

                                                 
1928  Treaty between the United States of America and the Empire of Japan, Kanagawa, 31. März 1854. 
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zum Ende des Ersten Weltkrieges nicht nur hingenommen, sondern durch Verträge wie das 

Lansing-Ishii-Übereinkommen vom November 1917 gestützt. In ihm waren die Interessen der 

Regierung des Tennos im Reich der Mitte anerkannt worden. Die weitere Ausdehnung des ja-

panischen Imperiums führte dann jedoch zu ganz erheblichen Interessengegensätzen mit den 

USA. Die sich seit 1907 in der Provinz Kwantung befindlichen Truppen des Kaisers, die nach 

dem Sieg über Rußland zum Schutz der Südmandschurischen Eisenbahn abgestellt worden 

waren, begannen 1931 einen Eroberungsfeldzug in der Mandschurei. 1932 wurde darauf der 

Staat „Mandschukuo“ ausgerufen, der de facto ein von Tokyo geführtes Protektorat war. Am 

7. Juli 1937 gingen kleinere Scharmützel in einen offenen Krieg mit China über. Die Armee 

des Tennos versuchte darauf, in Nord- und Südostasien eine „Großostasiatische Wohlstands-

sphäre“ zu errichten. Dabei kam es schließlich zum direkten Krieg mit den USA, nachdem ja-

panische Truppen am 7. Dezember 1941 Pearl Harbor angegriffen und 2.390 Menschen getö-

tet hatten.1929 Washington gelang es in den darauf folgenden knapp vier Jahren, Tokyo immer 

stärker aus seinen eroberten Gebieten zu verdrängen. Nach den Atombombenabwürfen auf 

Hiroshima und Nagasaki willigte Japan am 2. September 1945 in die Kapitulation ein. 

  Nach sechs Jahren Besatzungszeit fanden beide Seiten einen neuen modus vivendi. Am 8. 

September 1951 einigten sich die USA und Japan im Rahmen der Unterzeichnung des Frie-

densvertrages in San Francisco auf einen Sicherheitsvertrag. Von einem wirklichen Bündnis 

konnte damals jedoch noch nicht die Rede sein. Die USA erhielten zwar das Recht, in und um 

Japan Truppen zu stationieren. Sie gaben jedoch keine klare Sicherheitsgarantie ab. In Artikel 

1 heißt es dazu lediglich unverbindlich, daß die amerikanischen Truppen „may be utilized to 

contribute [...] to the security of Japan against armed attack“1930. Tokyo, das zunächst nur   

über Polizeikräfte verfügte, war in dieser Phase schon mangels Masse nicht in der Lage, ame-

rikanische Militäreinsätze unterstützend zu begleiten.1931 Im Sinne der Yoshida-Doktrin kon-

zentrierte sich Japan auch in den folgenden Jahren auf den ökonomischen Wiederaufstieg des 

Landes, wobei es den Umfang und die militärischen Fähigkeiten seiner Streitkräfte, die bis 

heute als SDF bezeichnet werden, soweit es ging begrenzte. Wie ungleich die Beziehungen 

zwischen Washington und Tokyo waren, zeigte auch der Umstand, daß die USA das besetzte 
                                                 
1929  Japan hatte dabei das Überraschungsmoment auf seiner Seite und folgte ganz offensichtlich einer Vorge-

hensweise, mit der es bereits um die Jahrhundertwende gegen Rußland erfolgreich war. Folgendes Detail 
schienen die USA übersehen oder ignoriert zu haben: Als Japan im Februar 1904 Port Arthur angriff und 
damit den Krieg gegen Rußland eröffnete, war diesem Schritt keine Kriegserklärung vorausgegangen. Die 
überraschten Truppen des Zaren verloren deshalb diverse Kriegsschiffe, wodurch die Einheiten des Tennos 
ihre Stellung zur See verbessern konnten. 

1930  Security Treaty Between the United States and Japan, San Francisco, 8. September 1951. 
1931  Paul S. Giarra und Akihisa Nagashima stellen dazu fest, daß „the alliance of the Cold War period was not 

designed to fight.“ Paul S. Giarra, Akihisa Nagashima, Managing the New U.S.-Japan Security Alliance: 
Enhancing Structures and Mechanisms to Address Post-Cold War Requirements, in: Michael J. Green, Pat-
rick M. Cronin (Hrsg.), The U.S.-Japan Alliance: Past, Present, and Future, New York 1999, S. 99. 
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Okinawa erst 1972 wieder an Japan zurückgaben. Staatsbesuche auf höchster Ebene fanden 

lange Jahre nicht statt. Erst 1974 reiste mit Gerald R. Ford ein amerikanischer Präsident in das 

Land des ehemaligen Kriegsgegners. Kaiser Hirohito weilte darauf 1975 in den USA. Es dau-

erte allerdings noch bis 1981, als mit Zenko Suzuki erstmals auf Tokyoter Seite ein Minister-

präsident die Beziehungen zu Washington als „Allianz“ bezeichnete. Hintergrund waren die 

verstärkten Rüstungsmaßnahmen der Sowjetunion im Fernen Osten, von denen sich Japan be-

droht fühlte. Tokyo baute darauf die Fähigkeiten der SDF aus, die damit im Konfliktfall mit 

Moskau in der Lage sein sollten, als eine Art „Schild“ zu wirken, um die amerikanischen Ba-

sen zu schützen. Den USA wiederum fiel die Rolle des „Schwertes“ zu, das der Sowjetunion 

entgegengehalten werden konnte.1932 

  Nach dem Ende des Ost-West-Konflikts und dem Verlust des gemeinsamen Feindbildes 

kam es zu einer vorübergehenden Sinnkrise in den gemeinsamen Beziehungen, die sich je-

doch nicht nachhaltig auf die Allianz ausgewirkt hat. Mit Blick auf den Vertrag von Kanaga-

wa hat Präsident Bush die vergangenen 150 Jahre dahingehend zusammengefaßt, daß „we ha-

ve gone from strangers to adversaries, to the very best of friends.“1933 Japan ist für die USA 

heute der mit Abstand wichtigste Bündnispartner im Fernen Osten. Diese Bedeutung ergibt 

sich aus folgenden Gründen: 
 

• Japan ist Gastnation des größten amerikanischen Truppenkontingents im asiatisch-

pazifischen Raum. Im April 2007 hatten die USA knapp 38.000 Soldaten auf Basen vor 

Ort stationiert, zu denen 14.000 Soldaten auf schwimmenden Einheiten hinzuzurechnen 

sind.1934 Diese gehören der 7. Flotte an, die Yokosuka seit 1974 als Hauptquartier nutzt. 

Japan ist damit das einzige Land, das von einer kompletten amerikanischen Flugzeugträ-

gergruppe als zentraler Stützpunkt (Heimathafen) genutzt wird. Zu den weiteren Einhei-

ten gehören vor allem die 5. Air Force sowie die III. Marine Expeditionary Force. Das 

amerikanische Waffenarsenal umfaßt u.a. 24 F-15 C/D und 18 F-16.1935 Hinzu kommen 

die Einheiten der Flugzeugträgergruppe um die USS Kitty Hawk, die seit 1998 Yokosuka 

                                                 
1932  Vgl. zu dieser Phase der amerikanisch-japanischen Beziehungen Sheila A. Smith, The Evolution of Military 

Cooperation in the U.S.-Japan Alliance, in: Green/Cronin (1999): S. 69 – 84. Rust M. Deming, The Chang-
ing American Government Perspectives on the Missions and Strategic Focus of the US-Japan Alliance, in: 
Michael H. Armacost, Daniel I. Okimoto, The Future of America’s Alliances in Northeast Asia, Stanford 
2004, S. 49 – 60. 

1933  President Bush, Japanese Prime Minister Koizumi, Joint Press Availability, The Bush Ranch, Crawford, 23. 
Mai 2003. 

1934  Vgl. Timothy J. Keating, Statement before the Senate Armed Services Committee on U.S. Pacific Com-
mand Posture, Washington D.C., 24. April 2007, S. 11. Da Einheiten des USPACOM regelmäßig zur Un-
terstützung amerikanischer Missionen am Persischen Golf sowie zu Einsätzen nördlich des Indischen Oze-
ans eingesetzt werden, können die Zahlen z.T. ganz erheblich schwanken. 

1935  Vgl. IISS (2007): S. 40. 
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zugeordnet ist.1936 In keinem anderen Land des asiatisch-pazifischen Raums haben die 

USA derart umfassende Machtprojektionsfähigkeiten aufgebaut. 
 

• Neben Südkorea verfügen die USA in diesem Teil der Welt jenseits Guams nur in Japan 

über Basen. Der militärstrategische Nutzen beider Stationierungsorte unterscheidet sich 

dabei ganz erheblich. Die in Südkorea bereitgehaltenen US-Soldaten dienen primär dem 

Zweck, die Abschreckungsfähigkeiten des Gastlandes gegenüber einer möglichen Ag-

gression Nordkoreas zu festigen. Das Aufgabenspektrum ist damit auf einen lokalen Kon-

flikt fokussiert. Die in Japan stationierten US-Soldaten haben dagegen – neben der allge-

meinen regionalen Abschreckungsfunktion – zwei Missionen zu erfüllen: Sie sind als 

Eingreif- und Unterstützungstruppen für regionale Konflikte vorgesehen, was sich kon-

kret auf die koreanische Halbinsel und die Taiwanstraße bezieht. In der Vergangenheit 

wurde die Beteiligung amerikanischer Streitkräfte in den Kriegen von Korea (1950-1953) 

und Vietnam (1964-1973) ganz maßgeblich über US-Basen in Japan abgewickelt. Zum 

anderen können Einheiten der 7. Flotte im gesamten Verantwortungsbereich des 

USPACOM eingesetzt werden, womit sie – unabhängig von einem einzelnen lokalen 

Konflikt – auch für globale Missionen vorgesehen sind.1937 Die Pazifikflotte hat u.a. die 

Kriege der USA gegen den Irak und Afghanistan unterstützt. Washington kann dabei sei-

ne Basen ohne Rücksprache mit Tokyo nutzen. Japan ist damit der zentrale Anker ameri-

kanischer Machtprojektion im asiatisch-pazifischen Raum sowie ein militärisches 

Sprungbrett der USA zur Wahrnehmung überregionaler Aufgaben. 
 

• Für das USPACOM ist die geostrategische Lage Okinawas, wo ca. 75 % des amerikani-

schen Truppenkontingents disloziert sind, militärstrategisch von besonderer Bedeutung. 

Diese größte der Ryukyuinseln ist im äußersten Süden Japans gelegen. Die USA haben 

dadurch die Möglichkeit, Streitkräfte nicht nur am nördlichen Ausgang der Südchinesi-

schen See, sondern auch in relativer Nachbarschaft zu Taiwan zu stationieren. Die Di-

stanz zwischen der Hauptstadt Okinawas, Naha, und Taipeh beträgt nur etwas mehr als 

600 km (zum Vergleich: Tokyo – Taipeh: 2.100 km). Von Naha bis Quemoy sind es ca. 

                                                 
1936  Die USS Kitty Hawk löste die USS Independence ab, die 1991 der USS Midway gefolgt war. 
1937   Eine überparteiliche amerikanische Studiengruppe, die von Richard L. Armitage und Joseph S. Nye geleitet 

wurde, hatte dazu im Rahmen einer Analyse des INSS festgestellt: „The use of bases granted by Japan al-
lows the U.S. to affect the security environment from the Pacific to the Persian Gulf.“ Institute for National 
Strategic Studies, Special Report, The United States and Japan: Advancing Toward a Mature Partnership, 
Washington D.C., 11. Oktober 2000, S. 3. Yukio Okamoto urteilt entsprechend: „For the United States, the 
alliance anchors U.S. power projection in the region surrounded by the Indian and western Pacific Oceans. 
Bilateral ties with other Pacific nations such as the Republic of Korea (ROK) and Australia, though signifi-
cant, are national in character, not hemispheric.“ Yukio Okamoto, Japan and the United States: The Essen-
tial Alliance, in: The Washington Quarterly, Nr. 2, Frühjahr 2002, S. 60. 
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950 km. Die kürzeste Strecke zwischen Okinawa und der chinesischen Küste beträgt et-

was über 600 km (von Tokyo aus sind mindestens 1.500 km zu veranschlagen). Sowohl 

Südkorea, Formosa als auch die Südchinesische See können von diesem Teil Japans in 

einer Flugstunde erreicht werden. Dies bedeutet, daß die USA in einer militärischen Aus-

einandersetzung mit China, in deren Mittelpunkt die Taiwan-Frage stehen würde, nicht 

nur über eine schnelle Reaktionszeit verfügen. Ihre Kampfflugzeuge könnten vermutlich 

in das Geschehen eingreifen, ohne dabei zwingend auf Luftbetankung angewiesen zu 

sein. Soweit die USA in der Lage wären, die Saki-Inseln als militärische Operationsbasis 

zu nutzen, ließe sich der geographische Vorteil potenzieren: Die westlichste der Saki-

Inseln liegt nur 110 km von der taiwanischen Küste entfernt. Toshiya Hoshino stellt des-

halb zutreffend fest, daß „the loss of United States access to Okinawa would break the 

back of United States forward deployment strategy for the entire Asia-Pacific region.“1938 
 

• Die US-Truppen auf Japan erfüllen schließlich einen weiteren Zweck, der in der Debatte 

immer wieder zur Sprache kommt, wenngleich er selbstredend keinen Platz in offiziellen 

Dokumenten findet: die faktische Eindämmung Japans durch Einbindung in das amerika-

nische Konzept der hub and spokes. Selbst chinesische Strategen, die sich grundsätzlich 

kritisch zur US-Truppenpräsenz in Nordostasien äußern, erkennen diesen Effekt an.1939 

Solange Washington für Tokyo entsprechende Schutzfunktionen übernimmt, besteht für 

dieses z.B. kein Anreiz, sich Nuklearwaffen zuzulegen.1940 Japan hätte dazu nicht nur die 

                                                 
1938  Toshiya Hoshino, The Second-generation Japan-United States Security Alliance, in: William Tow, Russell 

Trood, Toshiya Hoshino (Hrsg.), Bilateralism in a Multilateral Era. The Future of the San Francisco Alli-
ance System in the Asia-Pacific, Tokyo – Queensland 1997, S. 71. Auch die Overseas Basing Commission 
stellt fest: „Okinawa is the strategic linchpin to operational capabilities in East Asia. Diminishing our com-
bat capability on the island would pose great risk to our national interests in the region.“ Commission on 
Review of Overseas Military Facility Structure of the United States (09.05.2005): S. C&R2. Die Präsenz 
der USA in diesem Teil Japans ist in der Bevölkerung umstritten. Die Vergewaltigung einer japanischen 
Schülerin durch drei amerikanische Soldaten auf Okinawa im September 1995 hatte eine diplomatische Kri-
se zwischen den USA und Japan ausgelöst. Hintergrund sind Klagen der Bewohner der Insel, die sich auf 
die intensive Nutzung Okinawas durch die US-Streitkräfte, denen ca. 19 % der Fläche der Hauptinsel zur 
Verfügung stehen, und die damit verbundenen Nebeneffekte (u.a. Lärmbelästigung) beziehen. Infolge des 
Vergewaltigungsvorfalles wurde das Special Action Committee on Okinawa (SACO) eingerichtet, das im 
Dezember 1996 seinen Abschlußbericht vorlegte. Demnach sollen bis 2008 ca. 5.000 Hektar Land, die von 
den amerikanischen Streitkräften auf der Insel genutzt werden, an die Präfektur zurückgegeben werden. Die 
Fläche umfaßt ca. 21 % des von den USA auf der Insel genutzten Gebietes. Vgl. The SACO Final Report, 
o.O., 2. Dezember 1996. 

1939  Nach Auffassung von Donglai Ren ist China grundsätzlich gegen die Präsenz ausländischer Truppen in 
Nordostasien. Es stünde der amerikanischen Truppenpräsenz aber auch nicht völlig feindlich gegenüber, da 
man wisse, daß es nach einem Rückzug der USA zu verstärkter Konkurrenz zwischen China und Japan 
kommen werde. Dies würde in ganz Asien Besorgnis auslösen. Offiziell könne China die US-Präsenz in   
Asien-Pazifik aus Gründen der „national dignity“ nicht unterstützen. Interview des Verfassers mit Donglai 
Ren, Professor of International Relations History, Hopkins-Nanjing Center, Nanjing University, Washing-
ton D.C., 6. Dezember 1999. 

1940  Dieses Argument findet sich auch in offiziellen Dokumenten: „Our alliance guarantee to Japan means that 
there is no reason for that nation to build its own nuclear weapons capability – which is a welcome reassur-
ance to China and other Northeast Asian nations and serves to minimize regional tensions.“ R. Nicholas 
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materiellen und technologischen Voraussetzungen, sondern hat in der Vergangenheit auch 

stets betont, daß der Besitz von Atomwaffen dem Recht auf Selbstverteidigung ent-

spricht.1941 Washington neutralisiert folglich durch seine engen Beziehungen zu Tokyo 

einen potentiellen peer competitor und trägt gleichzeitig dazu bei, zusätzlichen Rüstungs-

spiralen und Instabilitäten in Nordostasien vorzubeugen.1942 
 

Am 23. Juni 1960 wurde der alte Sicherheitsvertrag durch den bis heute gültigen „Treaty of 

Mutual Cooperation and Security Between Japan and the United States“ ersetzt. In Artikel 5 

verpflichten sich die USA zur Verteidigung Japans: „Each Party recognizes that an armed at-

tack against either Party in the territories under the administration of Japan would be danger-

ous to its own peace and safety and declares that it would act to meet the common danger in 

accordance with its constitutional provisions and processes.“1943 Damit hatte Washington erst-

mals explizit eine Sicherheitsgarantie für Tokyo abgegeben, das sich jedoch im Gegenzug ei-

ner vergleichbaren Zusage enthielt, sollte das amerikanische Festland angegriffen werden. Ei-

ne derartige Verpflichtung hätte Japan allerdings auch gar nicht abgeben können. Denn nach 

herrschender Interpretation der Verfassung von 1947 ist es den SDF untersagt, sich an Maß-

nahmen kollektiver Selbstverteidigung zu beteiligen. Wörtlich heißt es dazu in Artikel 9: 

„Aspiring sincerely to an international peace based on justice and order, the Japanese people 

forever renounce war as a sovereign right of the nation and the threat or use of force as means 

of settling international disputes. In order to accomplish the aim of the preceding paragraph, 

land, sea, and air forces, as well as other war potential, will never be maintained. The right of 

                                                                                                                                                         
Burns, U.S. Policy Toward North Korea (Testimony to the House International Relations Committee), 
Washington D.C., 16. November 2006. 

1941  Die meisten Experten sprechen Japan zwar eine virtuelle Nuklearwaffenfähigkeit zu. Es wird jedoch gleich-
zeitig darauf verwiesen, daß zur Herstellung von Atombomben hohe technologische Hürden zu nehmen wä-
ren. So ist die Umwandlung des in Reaktoranlagen anfallenden Plutoniums in waffenfähiges Plutonium 
schwierig. Die zivil genutzte Rakete H-2 ist in ihrem gegenwärtigen Zustand nicht als ballistisches Träger-
system verwendbar. Hinzu kommen die hohen diplomatischen Kosten, sollte Japan sich tatsächlich ent-
scheiden, Atommacht zu werden. Aus diesen Gründen sprach sich auch eine 1994 von der JDA eingesetzte 
Studiengruppe dagegen aus, daß Japan eine nukleare Option vorbereitet. Vgl. Christopher W. Hughes, Ja-
pan’s Re-emergence as a ‘Normal’ Military Power, Adelphi Paper, Nr. 368-369, London 2004, S. 92 – 95. 
Matake Kamiya, Nuclear Japan: Oxymoron or Coming Soon?, in: The Washington Quarterly, Nr. 1, Winter 
2002/2003, S. 63 – 75. „Japan is not willing, interested, or able to become a nuclear power.“ Ebd., S. 63. 

1942  Aus realistischer Sicht wäre zu erwarten, daß Japan nach dem Besitz von Atombomben strebt, sollte es sei-
nen „nuklearen Schutzschirm“ infolge eines Rückzuges der USA verlieren. „Japan would then almost 
surely establish itself as a great power, building its own nuclear deterrent and significantly increasing the 
size of its conventional forces. […] Substituting Japan for the United States would, however, increase the 
likelihood of regional instability. Whereas the United States has a robust nuclear deterrent that contributes 
to peace, Japan would have to build its own. That process, however, would be fraught with dangers, be-
cause China and perhaps Russia would be tempted to use force to prevent the emergence of a nuclear-armed 
Japan.“ John J. Mearsheimer, The Future of the American Pacifier, in: Foreign Affairs, Nr. 5, Septem-
ber/Oktober 2001, S. 55. 

1943  Treaty of Mutual Cooperation and Security Between Japan and the United States, o.O., 23. Juni 1960, in: 
Green/Cronin (1999): S. 331. 
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belligerency of the state will not be recognized.“1944 Die Auslegung der japanischen Verfas-

sung steht somit in einem Spannungsverhältnis zum Recht auf kollektive Selbstverteidigung 

gemäß Artikel 51 UN-Charta.1945 

  Vor diesem Hintergrund sind die verteidigungspolitischen Beziehungen beider Staaten 

immer wieder als asymmetrisch bezeichnet worden. Diese Sichtweise ist insofern einseitig, 

als sich aus einem anderen Blickwinkel durchaus Symmetrien ergeben. Tokyo hat die aus Ar-

tikel 9 der japanischen Verfassung resultierenden Konsequenzen nicht nur dadurch ausgegli-

chen, daß es Washington eine militärische Vornepräsenz im asiatisch-pazifischen Raum über-

haupt erst ermöglicht. Dies ist in Artikel 6 des Sicherheitsvertrages von 1960 mit der 

sogenannten Far-East-Klausel festgehalten worden: „For the purpose of contributing to the 

security of Japan and the maintenance of international peace and security in the Far East, the 

United States of America is granted the use by its land, air and naval forces of facilities and 

areas in Japan.“1946 Die japanische Regierung unterstützt die amerikanische Vornepräsenz zu-

dem mit dem von allen Staaten großzügigsten Host Nation Support (HNS). Dieser lag 2006 

bei ca. 4,0 Mrd. US-Dollar.1947 Wie wichtig die Basen auf Japan für das USPACOM sind, 

stellte Admiral Thomas B. Fargo am 31. Mai 2004 fest: „Without these forces, it would be 

very difficult to meet our commitments both to Japan and to the rest of the Asia-Pacific re-

gion.“1948 

  Seit Mitte der 90er Jahre haben drei Ereignisse dazu beigetragen, die sicherheitspoliti-

schen Beziehungen zu vertiefen – mit dem Ergebnis, daß Japan zunehmend Verantwortung in 

der Allianz übernommen hat. Der erste und unmittelbarste katalytische Effekt geht vom nord-

koreanischen Nuklear- und Raketenprogramm aus. Seit 1993 nutzt Pjöngjang sein Atompro-

gramm als Druckmittel gegenüber Seoul, Tokyo und Washington, in dem es sich Zusammen-

arbeit in der Nuklearfrage durch finanzielle Zugeständnisse abkaufen läßt. Bis heute ist es den 

Akteuren Nordostasiens nicht gelungen, Kim Jong-il zu nachhaltigen Zugeständnissen zu be-

wegen.1949 Zwar hat Nordkorea während der Sechsparteiengespräche vom Februar 2007 er-

                                                 
1944  The Constitution of Japan, Tokyo, 3. November 1946. Die Verfassung trat am 3. Mai 1947 in Kraft. 
1945  Gemäß Dirk Nabers ist Japan das einzige Land, das diese UN-Norm nicht anerkennt. Vgl. Dirk Nabers, 

Kollektive Selbstverteidigung in Japans Sicherheitsstrategie, Hamburg 2000, S. 67. 
1946  Treaty of Mutual Cooperation and Security Between Japan and the United States (1999): S. 331. 
1947  Vgl. Keating (24.04.2007): S. 11. 
1948  Fargo (31.03.2004). Yukio Okamoto weist daher zutreffend darauf hin: „The Japanese and U.S. govern-

ments share the following understanding: Japan’s provision of bases and facilities to U.S. forces – allowing 
those forces to implement the basic U.S. strategic plan in the region – balances out the U.S. commitment to 
defend Japan. That exchange is the core of the agreement, and neither side considers the arrangement un-
fair. The alleged asymmetry is not dangerous to the relationship between the two countries.“ Okamoto 
(2002): S. 60 f. 

1949  Hanns W. Maull und Ivo M. Maull konstatieren dazu, daß Nordkorea „gesprächs-, aber nicht konzessions-
bereit“ sei. Hanns W. Maull, Ivo M. Maull, Im Brennpunkt: Korea, München 2004, S. 101. Siehe zum Nu-
klearwaffenprogramm Sebastian Harnisch, Nordkoreas nukleare Waffenprogramme. Entstehung, Fähigkei-
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klärt, sein Nuklearprogramm einfrieren zu wollen, und darauf auch entsprechende Schritte in 

die Wege geleitet. Im Juli 2007 hat es seinen wichtigsten Nuklearreaktor in Yongbyon vom 

Netz genommen und weitere Atomanlagen stillgelegt, was kurz darauf von Inspektoren der 

IAEA bestätigt worden ist. Wie lange jedoch diese Kooperationsbereitschaft Pjöngjangs an-

hält, bleibt abzuwarten. Denn in der Vergangenheit hat es sich immer wieder von getroffenen 

Vereinbarungen losgesagt. 

  Die Weigerung des Regimes von Kim-Jong-il, sich in multilaterale Abmachungen einbin-

den zu lassen, hat sich als Kontinuum nordkoreanischer Außenpolitik erwiesen. Ebenso kon-

stant sind die theoretischen wie auch praktischen Drohgebärden des „Zombie-Staates“1950, der 

in regelmäßigen Abständen Bedrohungsängste oder doch zumindest die Sorgen seiner Nach-

barn weckt. So war es zwischen den Seestreitkräften Nord- und Südkoreas im Juni 2002 zu 

einem kurzen Gefecht gekommen, in dem auf beiden Seiten Soldaten fielen; im folgenden 

Oktober wurde bekannt, daß Pjöngjang über ein geheimes Programm für hochangereichertes 

Uran verfügt; im Dezember kündigte Nordkorea an, den Nuklearreaktor in Yongbyon wieder 

in Betrieb zu nehmen; dem folgte die Erklärung vom Januar 2003, umgehend aus dem NPT 

austreten zu wollen; im Februar wurde der Nuklearreaktor in Yongbyon angefahren; zwei 

Jahre später, im Februar 2005, kündigte das Regime zusätzlich an, bereits im Besitz von      

Atombomben zu sein; im Oktober 2006 erfolgte dann der erste Test einer Atombombe. Daß 

Nordkorea auch über die notwendigen Transportmittel verfügt, um Japan zu bedrohen, hat es 

mehrfach unter Beweis gestellt: Der Test der nordkoreanischen Mittelstreckenrakete Taepo 

Dong I im August 1998, die direkt über japanisches Territorium flog, hatte Tokyo seine mili-

tärische Verletzbarkeit praktisch vorgeführt. Bereits im Mai 1993 hatte das damalige Regime 

Kim Il-sungs entsprechende Fähigkeiten angedeutet, als es eine Nodong I in der Japanischen 

See/Ost-See erprobte. Weitere Raketentests folgten, so z.B. im Juli 2006. 

  Ergebnis ist u.a. die Beteiligung Japans am amerikanischen Raketenabwehrsystem.1951 Die 

Regierung Koizumi hatte im Dezember 2003 den Beschluß gefaßt, von 2007 bis 2011 einen 

Raketenabwehrschirm, bestehend aus PAC-3 und auf AEGIS-Zerstörern stationierten SM-3, 

aufzubauen. Die Anfangskosten werden von der Japan Defense Agency (JDA) auf 6,5 Mrd. 

US-Dollar für einen Zeitraum von fünf Jahren geschätzt.1952 Die Zusammenarbeit auf diesem 

                                                                                                                                                         
ten und die internationalen Bemühungen um ihre Eindämmung, in: Österreichische Militärische Zeitschrift, 
Nr. 2, März/April 2003, S. 149 – 162. 

1950  Vgl. Hanns W. Maull, „Zombiestaat“ Nordkorea. Zum Umgang mit schlecht regierten Staaten, in: Interna-
tionale Politik, Nr. 8, August 2002, S. 10 – 16. 

1951  Vgl. zu den Ursprüngen der Zusammenarbeit Martin Wagener, Raketenabwehrpläne der USA im Lichte der 
strategischen Rolle Japans, in: Manfred Pohl (Hrsg.), Japan 1999/2000. Politik und Wirtschaft, Hamburg 
2000b, S. 92 – 139. 

1952  Vgl. Brad Glosserman, U.S.-Japan Relations: Mr. Koizumi’s Mandate, in: Comparative Connections, Nr. 4, 
Januar 2004, S. 26. 
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Gebiet reicht mittlerweile soweit, daß im Juni 2006 mit dem AEGIS-Zerstörer Kirishima 

erstmals ein japanisches Kriegsschiff an einem amerikanischen Raketenabwehrtest teil-

nahm.1953 Nach den Raketentests Nordkoreas vom Juli 2006 beschlossen beide Regierungen, 

PAC-3-Batterien auf der Kadena Airbase aufzustellen. Seit Dezember 2006 ist dieses TMD-

System, für das 600 US-Soldaten abgestellt worden sind, voll einsatzbereit. Damit haben die 

USA die Sicherheit ihres wichtigsten Stationierungsgebietes in Asien, Okinawa, deutlich ver-

bessert.1954 Japan wiederum hat sich mit dieser Politik zusätzlich in Abhängigkeit zu den USA 

begeben, denn die Funktionsfähigkeit eines jeden Raketenabwehrschirms wird ganz maßgeb-

lich von technologischen Fortschritten der amerikanischen Rüstungsindustrie abhängen. 

  Die Krise in der Taiwanstraße Mitte der 90er Jahre kann als zweiter Katalysator bezeich-

net werden. Tokyo mußte zur Kenntnis nehmen, daß Peking durchaus gewillt ist, zur Durch-

setzung seiner nationalen Interessen militärische Mittel einzusetzen. Die PLA hatte zuletzt im 

März 1996 Raketentests durchgeführt, u.a. südlich der taiwanischen Küste. Die nördlich in 

den Gewässern Formosas erfolgte Testreihe fiel zugleich in die EEZ Japans. Das Verhalten 

Pekings im Streit um das Mischief Reef ab 1995 dürfte den Eindruck eines aggressiv auftre-

tenden Chinas verstärkt haben. Die am 17. April 1996 abgeschlossene „U.S. – Japan Joint 

Declaration on Security: Alliance for the 21st Century“ ist als Reaktion auf diese Entwicklung 

zu sehen und wird allgemein als „Wiederbelebung“ der beiderseitigen Bündnisbeziehungen 

betrachtet. In der Erklärung wurde u.a. eine Überarbeitung der Verteidigungsrichtlinien von 

1978 vereinbart. Bereits am 15. April 1996 hatten sich beide Seiten auf den Abschluß eines 

ACSA, das die logistische Unterstützung amerikanischer Streitkräfte durch Japan in Friedens-

zeiten ermöglicht, geeinigt. (Seit der Ergänzung des Abkommens am 27. Februar 2004 ist es 

den SDF erstmals gestattet, US-Soldaten mit Munition zu versorgen.)1955 Ein weiterer wichti-

ger Schritt in Richtung Intensivierung der Allianz erfolgte am 23. September 1997 mit der 

Verabschiedung des Dokumentes „The Guidelines for U.S. – Japan Defense Cooperation“ (in 

Kraft seit Mai 1999). In den Richtlinien bekräftigen die USA ihre Verteidigungszusage für 

Japan, sollte dieses angegriffen werden. Im Gegenzug hat Tokyo u.a. erklärt, amerikanischen 

Streitkräften rear area support zu gewähren, sollten diese zur Konfliktbewältigung „in situa-
                                                 
1953  Vgl. Japan Economic Newswire, U.S. Navy confident of joint work with Japan over N. Korea missiles, 25. 

September 2006 (online). 
1954  Vgl. Eric Talmadge, U.S. Shows Off Missiles in Japan, in: Associated Press Online, 9. Februar 2007 

(online). 
1955  Vgl. Agreement Amending the Agreement Between the Government of Japan and the Government of the 

United States of America Concerning Reciprocal Provision of Logistic Support, Supplies and Services Be-
tween the Self-Defense Forces of Japan and the Armed Forces of the United States of America, Tokyo, 27. 
Februar 2004, S. 3. Zum weiteren Umfang der logistischen Unterstützung gehören die Bereitstellung von 
„food; water; billeting; transportation (including airlift); petroleum, oils, and lubricants; clothing; communi-
cations; medical services; base support; storage; use of facilities; training services; spare parts and compo-
nents; repair and maintenance; airport and seaport services“. Ebd. 
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tions in areas surrounding Japan“1956 eingesetzt werden. Indem die neuen Verteidigungsricht-

linien genau festhalten, wo und in welcher Weise Tokyo Operationen amerikanischer Streit-

kräfte unterstützen will, korrigierten sie ein Manko der alten Fassung von 1978, die weitge-

hend offen ließ, „what Japan would do to support the United States in Article 6 situations 

where regional emergencies are at issue.“1957 So mußten die USA während der Nuklearkrise 

auf der koreanischen Halbinsel 1994 die Erfahrung machen, daß die japanische Regierung auf 

Anfragen, die amerikanischen Streitkräfte im Rahmen des Sicherheitsvertrages stärker zu un-

terstützen, nicht reagierte bzw. nicht reagieren konnte.1958 Tokyo war offensichtlich nur dar-

auf vorbereitet, die SDF, etwa zur Abwehr einer Invasion, im eigenen Land einzusetzen, sie 

jedoch nicht für Unterstützungsleistungen in regionalen Krisen abzustellen. 

  Mit Blick auf die in den neuen Verteidigungsrichtlinien mehrfach verwendete Formulie-

rung „in situations in areas surrounding Japan“ ist allerdings weiterhin umstritten, worauf sich 

diese konkret bezieht. Als relativ sicher gilt, daß der Passus in einer Krise auf der koreani-

schen Halbinsel Anwendung findet. Fraglich ist jedoch, ob auch Taiwan von der Formulie-

rung betroffen ist. Daß die Insel Formosa zum Umfeld Japans gehört, ist zumindest aus Sicht 

der südlichsten Ryukyu-Inseln eine geographische Tatsache. Tokyo vermeidet es gleichwohl, 

„in situations in areas surrounding Japan“ zu präzisieren und scheint ganz bewußt eine Politik 

der Zweideutigkeit zu verfolgen. Denn dadurch ist weder für Peking noch für Taipeh eindeu-

tig ersichtlich, ob deren Nachbar dem amerikanischen Verbündeten in einer Krise in der Tai-

wanstraße tatsächlich helfen würde.1959 Jenseits dessen haben sich für Japan neue Handlungs-

räume eröffnet. Während die Tokyoter Regierung Artikel 6 des Sicherheitsvertrages von 1960 

dahingehend interpretiert, daß unter „Far East“ Gebiete nördlich der Philippinen – namentlich 

Taiwan, Südkorea und Japan – zu verstehen sind,1960 wird in den Verteidigungsrichtlinien von 

1997 explizit darauf verwiesen, daß die umstrittene Formulierung „not geographical but situa-

                                                 
1956  Governments of the USA and Japan, The Guidelines for U.S.-Japan Defense Cooperation, o.O., 23. Sep-

tember 1997, in: Green/Cronin (1999), Appendix 3: S. 333. 
1957  Toshiya Hoshino (1997): S. 73. Für Jitsuo Tsuchiyama sind die Verteidigungsrichtlinien von 1997 „the de 

facto redefinition of the security treaty, because the new Guidelines probably went beyond the stipulation of 
the 1960 security treaty.“ Jitsuo Tsuchiyama, Why Japan is Allied: Politics of the US-Japan Alliance, in: 
Saori N. Katada, Hanns W. Maull, Takashi Inoguchi (Hrsg.), Global Governance. Germany and Japan in 
the International System, Aldershot – Burlington 2004, S. 79. 

1958  Christopher W. Hughes beurteilt dies wie folgt: „Japan’s hesitancy to support its US ally during the nuclear 
crisis exposed the essential emptiness of the so-called alliance and its lack of military operability to deal 
with a crisis on the Korean Peninsula or other regional contingencies in the post-Cold War period.“ Hughes 
(2004): S. 43. 

1959   Vgl. Peter J. Katzenstein, Nobuo Okawara, Japan, Asian-Pacific Security, and the Case for Analytical 
Eclecticism, in: International Security, Nr. 3, Winter 2001/2002, S. 179. 

1960  Vgl. Hughes (2004): S. 12. Diese Definition hatte Ministerpräsident Nobusuke Kishi am 26. Februar 1960 
vorgenommen. 
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tional“1961 zu verstehen sei. Daraus ziehen Peter Katzenstein und Nobuo Okawara folgenden 

Schluß: „In situations when rear-area support may be required, these areas are not necessarily 

limited to East Asia.“1962 Gleichwohl hatte der ehemalige Ministerpräsident Keizo Obuchi 

(1998-2000) darauf verwiesen, daß „in situations in areas surrounding Japan“ durchaus geo-

graphische Grenzen habe. Die neuen Verteidigungsrichtlinien würden z.B. nicht für den Na-

hen Osten oder den Indischen Ozean gelten.1963 Festzuhalten ist, daß sich aus dem Dokument 

keine rechtlichen Verpflichtungen für eine der beiden Seiten ableiten.1964 Die politische Bin-

dewirkung ist aber als äußerst hoch zu veranschlagen. Unabhängig von der genauen Interpre-

tation des Wortlauts der Verteidigungsrichtlinien haben sich die USA und Japan an anderer 

Stelle wesentlich deutlicher geäußert. In der Gemeinsamen Erklärung vom 19. Februar 2005 

zählten sie erstmalig wörtlich Taiwan zu den „common strategic objectives“1965. 

  Die Effekte der beiden Katalysatoren finden sich in der National Defense Program Outline 

(NDPG) vom Dezember 2004 wieder, in der China und Nordkorea erstmals offen als Bedro-

hung der japanischen Sicherheit bezeichnet werden.1966 Langfristig werden dabei die Ambi-

tionen Pekings mit weitaus größerem Mißtrauen betrachtet. So ist sich Tokyo bewußt, daß die 

in der Taiwanstraße vorgenommenen Rüstungsmaßnahmen der PLA im Bedarfsfall auch je-

derzeit gegen japanisches Territorium gerichtet werden könnten. Die Regierung Koizumi pro-

testiert zudem mittlerweile regelmäßig gegen chinesische Forschungsschiffe, die in die EEZ 

Japans in der Ostchinesischen See eindringen. Ihnen wird z.T. unterstellt, Vermessungen für 

Bodenoperationen von U-Booten vorzunehmen. In diesem Zusammenhang sorgte der Vorfall 

vom 10. November 2004 für Aufsehen: Japanische Aufklärer entdeckten in den Gewässern 

um Okinawa ein U-Boot, das kurz darauf den Seestreitkräften Chinas zugeordnet werden 

konnte. Während sich Peking für den Vorfall entschuldigte, spekulierten Beobachter darüber, 

daß die PLA den Vorfall inszenierte, um die japanischen Fähigkeiten zur U-Boot-Abwehr in 

einem Taiwan-Szenario zu testen.1967 

                                                 
1961  Governments of the USA and Japan, The Guidelines for U.S.-Japan Defense Cooperation (1999), Appendix 

3: S. 339. 
1962  Katzenstein/Okawara (2001/2002): S. 171. 
1963  Vgl. ebd. 
1964  Vgl. Ralph A. Cossa, US-Japan Defense Cooperation: Can Japan Become the Great Britain of Asia? Should 

It?, in: Armacost/Okimoto (2004): S. 95. 
1965  Joint Statement of the U.S.-Japan Security Consultative Committee, Washington D.C., 19. Februar 2005. 
1966   David Fouse zieht aus dieser Bedrohungswahrnehmung folgenden Schluß für die Allianz zwischen Wash-

ington und Tokyo: „Perceived threats from China and North Korea make security cooperation with the U.S. 
a higher priority for the Japanese now than at any time in postwar history.“  David Fouse, Japan’s FY 2005 
National Defense Program Outline: New Concepts, Old Compromises, in: Asia-Pacific Security Studies, 
Nr. 3, März 2005, S. 4. 

1967   Vgl. James J. Przystup, Japan-China Relations: A Volatile Mix: Natural Gas, a Submarine, a Shrine, and a 
Visa, in: Comparative Connections, Nr. 4, Januar 2005, S. 121 f. 
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  Die Bedrohungsperzeption der Regierung Koizumi schlug sich auch in Rüstungspro-

grammen nieder. Spätestens seit 2003 ist Japan dazu übergegangen, zunehmend offensive 

Waffensysteme zu beschaffen und die Machtprojektionsfähigkeit der SDF räumlich zu erwei-

tern.1968 Folgende Entwicklungen sind besonders bemerkenswert: Japan beschafft, erstens, 

globale Aufklärungsfähigkeiten. Seit März 2003 befinden sich zwei von insgesamt vier vor-

gesehenen Spionagesatelliten im Orbit; im September 2006 wurde der dritte Spionagesatellit 

auf seine Umlaufbahn befördert. Deren Aufklärungsergebnisse könnte Tokyo z.B. nutzen, um 

in einer Krise um Nordkorea zu überprüfen, ob ein militärischer Präemptivschlag notwendig 

ist. Die Reichweite der japanischen Streitkräfte wird, zweitens, für Missionen in ganz Asien 

und darüber hinaus ausgedehnt. Im April 2003 unterzeichnete die JDA erstmalig einen Ver-

trag zur Beschaffung eines Tankflugzeuges, das 2007 ausgeliefert werden soll. Geplant ist der 

Kauf von mindestens vier Boeing-767 mit entsprechenden Tankfähigkeiten. Dadurch können 

nicht nur Transportflugzeuge, sondern auch Kampfflugzeuge weit entfernt von der japani-

schen Küste eingesetzt werden. Besonders bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang, daß 

Tokyo die Indienststellung von Helikopterträgern plant. Bereits jetzt verfügt es über drei am-

phibische Landungsschiffe (Landing Ship Tanks, LSTs) der Osumi-Klasse, die mit größeren 

Flugdecks ausgestattet sind. Die Maritime Self Defense Forces (MSDF) visieren zudem die 

Beschaffung von vier Destroyer Helicopter (DDH), die jeweils vier Hubschrauber transportie-

ren können sollen, an. Tokyo begründet den Zulauf dieser Überwasserkampfschiffe damit, 

Transportmittel für SDF-Kräfte, die für PKO-Einsätze abgestellt werden, zu benötigen. Die 

Hubschrauber seien zudem geeignet, japanische Staatsbürger aus Krisengebieten zu evakuie-

ren. Diese Nutzenzuordnung wird gegenwärtigen Anforderungen an die SDF gerecht. Das 

Design dieser Schiffe läßt jedoch Raum für weitergehende Spekulationen. Soweit die Deckan-

lagen über hinreichend Tragfähigkeit verfügen, könnten sie von Senkrechtstartern – eventuell 

einer künftigen maritimen Version des F-35 JSF – genutzt werden. Es ist daher durchaus 

denkbar, daß Japan die LSTs und die DDHs – beides Waffensysteme aus heimischer Produk-

tion – dazu nutzt, um an Flugzeugträgerkapazitäten zu arbeiten bzw. mit diesen zu experimen-

tieren. Überlegungen zur Beschaffung von weitreichenden Abstandswaffen könnten schließ-

lich, drittens, langfristig den Weg dafür bereiten, daß Tokyo – sollte es zu einer Verfassungs-

änderung kommen – bereits zu Beginn eines Konfliktes in das Geschehen eingreift. Diskutiert 

                                                 
1968  Vgl. Hughes (2004): S. 79 – 88. Das IISS kommentierte diese Entwicklung mit den Worten, die SDF wür-

den „for the first time acquiring significant power projection capabilities.“ IISS, Japan’s new defence pos-
ture. Towards power-projection, Strategic Comments, Nr. 8, Oktober 2004, S. 1. „Japan has moved to ac-
quire power projection capabilities that, with the exception of those of its American ally, are pre-eminent in 
East Asia and provide the JSDF with an expanded role in regional and now global security.“ Ebd., S. 2. 
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wird der Erwerb von US-Tomahawks sowie die Nutzung des amerikanischen GPS-Systems 

für eigene Präzisionswaffen.1969 

  Den drei genannten Bereichen ist gemein, daß sie das notwendige Instrumentarium zur 

Durchführung eines militärischen Präemptivschlages gegen nordkoreanische Raketenbasen 

abbilden. Sie tragen in der Summe dazu bei, daß Japan – im Gegensatz zur Zeit der Yoshida-

Doktrin – zunehmend über verteidigungspolitische Initiativfähigkeiten verfügt. Für die USA 

ist diese Entwicklung aus zwei Gründen von Bedeutung: Japan wird dadurch zum einen bes-

ser in der Lage sein, Beiträge zum Schutz amerikanischer Basen zu leisten. Das Konzept des 

„Schwertes“ (Washington) und des „Schildes“ (Tokyo) erfährt unter neuen Bedingungen eine 

Wiederauflage. Zum anderen wird Japan für die USA insofern interessanter, als die Fähigkei-

ten der SDF zunehmend geeignet sind, offensive militärische Operationen der amerikanischen 

Streitkräfte zu unterstützen. Zerstörer der Kongo-Klasse, die mit dem AEGIS-System ausge-

stattet sind, könnten z.B. künftig US-Eingreifkräfte absichern – immer vorausgesetzt, daß Ar-

tikel 9 dahingehend geändert wird, daß die japanische Verfassung kollektive Selbstverteidi-

gung zuläßt. Derzeit tragen die Operationen der MSDF im Indischen Ozean vor allem dazu 

bei, die amerikanischen Streitkräfte im Irak und in Afghanistan logistisch zu entlasten. 

  Der dritte Katalysator dürfte der für die Allianz folgenreichste sein: Die Terroranschläge 

von New York und Washington D.C., der sich daraus ergebende amerikanische „Krieg gegen 

den Terrorismus“ und die in diesem Kontext zu sehenden Angriffe der USA gegen Afghani-

stan und den Irak haben Japan bündnispolitisch erheblich unter Druck gesetzt. Als Staat ohne 

Nuklearwaffen ist Tokyo, das in Pjöngjang und Peking akute respektive künftige Bedrohun-

gen sieht, auf die verteidigungspolitische Zuverlässigkeit Washingtons zwingend angewiesen. 

Bereits nach dem Golfkrieg von 1991 hatte Japan einsehen müssen, daß auch äußerst großzü-

gige Kontributionen, die damals bei immerhin 13 Mrd. US-Dollar lagen, von den USA nicht 

als Bündnissolidarität angesehen, sondern abfällig als „Scheckbuch-Diplomatie“ bezeichnet 

werden. Daran änderte auch die Entsendung von sechs Minensuchern der MSDF im April 

1991 nichts. Insofern dürfte der Regierung Koizumi nach dem 11. September 2001 sehr klar 

gewesen sein, daß der Verweis auf Artikel 9 der eigenen Verfassung als Generalentschuldi-

gung für die mangelnde direkte Unterstützung amerikanischer Militärmissionen mit Einheiten 

der SDF in der Bush-Administration nur noch auf begrenztes Verständnis stoßen wird. Die 

USA erwarteten von Japan nicht nur burden sharing, sondern auch ein Minimum an risk sha-

                                                 
1969  Vgl. IISS, Japan’s push for missile defence. Benefits, costs, prospects, Strategic Comments, Nr. 8, Oktober 

2003, S. 2. Brad Glosserman, U.S.-Japan Relations: The Primacy of Politics, in: Comparative Connections, 
Nr. 3, Oktober 2003, S. 24. 
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ring.1970 Tokyo beschritt deshalb Neuland, als es bereits am 29. Oktober 2001 das Anti-

Terrorism Special Measures Law verabschiedete. Im November 2001 stachen darauf Einhei-

ten der MSDF in Richtung Indischer Ozean in See, um im Rahmen der Operation Enduring 

Freedom amerikanische und britische Seekriegsmittel logistisch zu unterstützen. Dies war der 

erste Einsatz japanischer Kriegsschiffe weit entfernt von den eigenen Heimatgewässern seit 

dem Ende des Pazifikkrieges. Die MSDF führen vor allem Betankungsaufgaben durch, die 

seit November 2002 auf sämtliche Teilnehmer der Operation Enduring Freedom ausgedehnt 

wurden. Von November 2001 bis zum 12. Oktober 2004 hatten die MSDF auf 430 Anfragen 

reagiert, bei denen sie 100 Mio. Gallonen Treibstoff zur Verfügung stellten. Die Air Self-

Defense Forces (ASDF) hatten in jenem Zeitraum 252 Transportmissionen in Japan und in 

Übersee durchgeführt.1971 Im Oktober 2006 ging aus einem Bericht des Congressional Re-

search Service hervor, daß die japanischen Versorgungsschiffe ca. 30 % des Treibstoffs zur 

Verfügung stellen, den die Kriegsschiffe der USA und ihrer Alliierten für dem Afghanistan-

Einsatz zuzuordnende Aktivitäten benötigen.1972 Vergleichbar zügig reagierte Tokyo auf den 

Ausbruch des Krieges an Euphrat und Tigris im März 2003. Bereits am 26. Juli verabschiede-

te das Parlament das Special Measures Law on Humanitarian and Reconstruction Assistance 

in Iraq, in dessen Folge es zur Entsendung von Einheiten der SDF in das Krisengebiet kam. 

2004 waren 760 japanische Soldaten im Irak und weitere 200 in Kuwait stationiert.1973 Auch 

wenn sich ihre Tätigkeiten auf humanitäre Hilfeleistungen und Wiederaufbaumaßnahmen 

konzentrierten, dehnte die Regierung Koizumi den Interpretationsspielraum von Artikel 9 

weiter aus: Einheiten der SDF waren damit erstmals in ein nicht befriedetes Gebiet entsandt 

worden.1974 Im Juli 2006 wurden die japanischen Bodentruppen aus dem Irak wieder abgezo-

gen, wohingegen die ASDF weiterhin von Kuwait aus Transportmissionen ins Krisengebiet 

                                                 
1970  Der überparteiliche Sonderbericht des INSS, der unter der Leitung von Richard L. Armitage und Joseph S. 

Nye entstand, forderte dazu bereits vor den Anschlägen vom 11. September 2001: „Japan must recognize 
that international leadership involves risk-taking beyond its traditional donor’s role.“ INSS (11.10.2000): S. 
7. 

1971   Vgl. Brad Glosserman, U.S.-Japan Relations: Planning Ahead, in: Comparative Connections, Nr. 4, Januar 
2005, S. 27. 

1972  Vgl. Emma Chanlett-Avery, Mark E. Manyin, William H. Cooper, Japan-U.S. Relations: Issues for Con-
gress, CRS Report for Congress (RL33436), Washington D.C., Stand vom 5. Oktober 2006, S. 4. 

1973  Vgl. IISS (2004): S. 177. 
1974  Nach herrschender Verfassungsinterpretation können die SDF lediglich in „noncombat areas“ eingesetzt 

werden, wie dies etwa bei Blauhelmmissionen der Fall ist. Kritiker des Einsatzes japanischer Soldaten im 
irakischen Samawah stellen hingegen in Frage, ob man angesichts der Zustände an Euphrat und Tigris       
überhaupt von „noncombat areas“ sprechen könne. Umstritten ist folglich die inhaltliche Definition von 
„combat“. Vgl. Kuriyama Takakazu, The Japan-US Alliance in Evolution, in: Armacost/Okimoto (2004): S. 
42 f, 45 f. 
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wahrnehmen.1975 Tokyo unterstützte schließlich von Januar bis März 2005 die internationale 

Tsunami-Hilfe in Indonesien mit ca. 1.000 Mann der SDF.1976 

  Die weitere sicherheitspolitische Zusammenarbeit zwischen Japan und den USA wird sehr 

stark davon abhängen, welchen Umgang Tokyo mit Artikel 9 seiner Verfassung findet.1977 

Dabei kommt dem Cabinet Legislation Bureau (CLB) eine besondere Rolle zu. Es interpre-

tiert im Auftrag der Regierung jene Spielräume, die der Wortlaut der japanischen Verfassung 

zuläßt. In den 80er Jahren war Artikel 9 derart restriktiv ausgelegt worden, daß die SDF ei-

nem amerikanischen Kriegsschiff selbst dann nicht zur Hilfe hätten eilen dürfen, wenn dieses 

von den USA mit der Intention entsandt worden wäre, einen Beitrag zur Verteidigung des – 

hypothetisch – angegriffenen Japans zu leisten. In den 90er Jahren zeigte sich das CLB zwar 

interpretatorisch offener. Zur „roten Linie“ gehört aber weiterhin die Einschätzung, daß z.B. 

AEGIS-Zerstörer Aufklärungsdaten in einem militärischen Konflikt nicht mit US-Einheiten 

teilen dürfen, weil dies einem nach Meinung der Mehrheit der Verfassungsexperten durch Ar-

tikel 9 untersagten Fall kollektiver Selbstverteidigung gleichkommen würde.1978  

  Die japanische Regierung hat sich in dieser Frage für eine Salami-Taktik entschieden. Da 

eine Änderung der Verfassung an hohe Hürden gebunden ist, wurde der Bedeutungsgehalt 

von Artikel 9 im Zusammenspiel mit den bereits verabschiedeten Verteidigungsrichtlinien 

von 1997 interpretatorisch geöffnet. Der Erfolg dieser Taktik zeigt sich am Vergleich zweier 

Ereignisse: Als Japan im Juni 1992 das International Peace Cooperation Law verabschiedete, 

um erstmalig an einem Blauhelmeinsatz der UNO teilzunehmen, wurde diese Entscheidung 

von massiven innenpolitischen Debatten begleitet. Einheiten der SDF beteiligten sich darauf 

von September 1992 bis September 1993 an der Friedensmission in Kambodscha.1979 Die 

Einsätze der SDF im Indischen Ozean sowie im Irak und in Kuwait waren bzw. sind innenpo-

litisch zwar ebenfalls umstritten. Sie haben jedoch zum einen als rear area support amerika-

nischer Kampftruppen eine gänzlich andere Qualität, die in dieser Form im japanischen Dis-

kurs zu Beginn der 90er Jahre kaum vorstellbar war. Zum anderen braucht die Tokyoter Re-

                                                 
1975  Vgl. Japan Economic Newswire, Japan revises Iraq deployment plan after GSDF withdrawal, 4. August 

2006 (online). 
1976  Vgl. Kyodo News Service, Japan to withdraw tsunami relief units from Indonesia, 9. März 2005 (online). 
1977  Vgl. zur Debatte um Artikel 9 der japanischen Verfassung Nabers (2000): S. 61 – 83. 
1978  Als Japan am 16. Dezember 2002 den mit einem AEGIS-System ausgerüsteten Zerstörer Kirishima in den 

Indischen Ozean entsandte, befürchteten Verfassungshüter, daß dieser den sich damals bereits abzeichnen-
den Krieg der USA gegen den Irak unterstützen könnte. Dazu hätte das Radar der Kirishima lediglich Be-
wegungen irakischer Luftstreitkräfte erfassen und diese Daten an amerikanische Einheiten weiterleiten müs-
sen. Hätten diese daraus Zielkoordinaten für Angriffsmissionen generiert und sie dann auch genutzt, wären 
die MSDF direkt in einen Fall kollektiver Selbstverteidigung verwickelt gewesen. Vgl. David Lague, Uncle 
Sam Wants You, in: Far Eastern Economic Review, Nr. 2, 16. Januar 2003, S. 15 f. Markus Tidten, Japans 
Militär. Neuer Auftrag und alte Grenzen?, SWP-Studie, Nr. 23, Berlin, Juni 2003, S. 12 f. 

1979  Es folgten PKO-Beteiligungen u.a. in Mozambique (1993-1995), Ruanda (1994), auf den Golanhöhen (seit 
1996) und Ost Timor (2001-2004). 
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gierung mittlerweile weitaus geringere Zeiträume, um auch umstrittene Einsätze in die Praxis 

umzusetzen.1980  

  Es mehren sich zudem die Anzeichen, daß Japan in der Theorie wie auch in der Praxis ein 

neues Verhältnis zum Umgang mit militärischer Gewalt entwickelt. Im Dezember 2001 hatte 

z.B. die Japanese Coast Guard (JCG) nicht gezögert, ein mutmaßliches nordkoreanisches 

Spionageschiff in der Ostchinesischen See zu versenken. Am 24. Januar 2003 ging Shigeru 

Ishiba, damaliger Direktor der JDA, einen Schritt weiter und erklärte vor der Diet, daß Japan 

einen präemptiven Militärschlag gegen Nordkorea führen könnte, sollte dieses Vorbereitun-

gen für einen Raketenangriff treffen. Am 13. Februar 2003 ergänzt er diese Aussage um den 

Hinweis, daß die Betankung von Raketen ausreiche, um einen Angriff zu rechtfertigen.1981 

Verteidigungsminister Ono Yoshinori schlug am 28. September 2004 vor, daß Japan in der 

Lage sein müßte, an Maßnahmen der kollektiven Selbstverteidigung teilzunehmen und größe-

re Beiträge zur internationalen Sicherheit zu leisten.1982 Schließlich wandelte Tokyo im Januar 

2007 die JDA in ein reguläres Verteidigungsministerium um.1983 Auch die drei Nicht-

Nuklearprinzipien Japans (kein Besitz, keine Produktion und keine Erlaubnis zur Stationie-

rung von A-Waffen) scheinen Risse zu bekommen. Im August 2006 akzeptierte der Gouver-

neur von Kanagawa, Shigefumi Matsuzawa, daß nach der Außerdienststellung der USS Kitty 

Hawk 2008 ein nuklearbetriebener Flugzeugträger, die USS George Washington, im Hafen 

von Yokosuka stationiert wird.1984 Und mit Yasuhiro Nakasone forderte am 5. September 

2006 ein ehemaliger Ministerpräsident, daß sich Japan mit der Frage der nuklearen Bewaff-

nung befassen müsse.1985 

  Für die amerikanische Südostasien-Politik sind die Basen in Japan von zentraler Bedeu-

tung. Einheiten der 7. Flotte sowie auf Okinawa stationierte Kampfflugzeuge könnten in rela-

tiv kurzer Zeit als Eingreiftruppen formiert werden, um etwa gegen eine Blockade der Seewe-

ge in der Südchinesischen See oder in der Straße von Malakka eingesetzt zu werden. Gerade 

weil die USA seit dem Verlust ihrer Anlagen auf den Philippinen über keine Basen mehr im 

                                                 
1980  Dies liegt vor allem daran, daß sich die Gesetze zur Entsendung von SDF-Kräften in den Indischen Ozean 

sowie in den Irak an den Inhalten der Verteidigungsrichtlinien von 1997 orientieren, deren Verfassungsmä-
ßigkeit seit 1999 geklärt ist. Vgl. Yamaguchi Noboru, Japanese Adjustments to the Security Alliance with 
the United States: Evolution of Policy on the Roles of the Self-Defense Force, in: Armacost/Okimoto 
(2004): S. 80 – 84. 

1981  Vgl. Brad Glosserman, U.S.-Japan Relations: How High is Up?, in: Comparative Connections, Nr. 1, April 
2003, S. 19, 22 f. 

1982   Vgl. Brad Glosserman, U.S.-Japan Relations: Calm Amidst a ‘C’ of Troubles, in: Comparative Connec-
tions, Nr. 3, Oktober 2004, S. 36. 

1983  Vgl. The Daily Yomiuri, Defense Ministry inaugurated, 10. Januar 2007 (online). 
1984  Vgl. Kyodo News Service, Japan’s Kanagawa governor accepts US nuclear aircraft carrier deployment, 16. 

August 2006 (online). 
1985  Vgl. James J. Przystup, Japan-China Relations: Searching for a Summit, in: Comparative Connections, Nr. 

3, Oktober 2006, S. 129. 
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ASEAN-Raum verfügen, sind sie zwingend auf ihre japanischen Stützpunkte angewiesen, um 

im Krisenfall in Südostasien intervenieren zu können. Einheiten der 3. Flotte würden für der-

artige Operationen weitaus mehr Zeit benötigen und könnten somit keine vergleichbare Ab-

schreckungswirkung entfalten. Anders ausgedrückt: Die geostrategische Position der Basen in 

Japan mindert den Druck der USA ganz erheblich, neue Basen in Südostasien zu errichten, 

um ihren Aufgaben als Pacific power gerecht zu werden. Der Ausbau der Sicherheitsallianz 

zwischen Washington und Tokyo hat zudem auch für diese Region Konsequenzen. Südostasi-

en wird zwar geographisch nicht von Artikel 6 des Sicherheitsvertrages erfaßt. Die Verteidi-

gungsrichtlinien von 1997 sowie die von Japan verabschiedeten Gesetze, die seit Ende 2001 

im Indischen Ozean rear area support der MSDF für Operationen der USA und ihrer Ver-

bündeten in Afghanistan und im Irak ermöglichen, zeigen jedoch, daß Washington mit einer 

ähnlichen Unterstützung Tokyos auch in Südostasien rechnen könnte, sollte es dort zu einer 

militärischen Auseinandersetzung kommen. Japan hatte zudem bereits im Mai 1981 erklärt, 

daß es die Seewege bis auf 1.000 nm (= 1.852 km) von der eigenen Küste entfernt verteidigen 

wolle. Je nach Meßpunkt reicht damit der japanische Verteidigungsperimeter in Fragen der 

SLOCs bis in den Norden der Südchinesischen See – und deutlich in die südlichen Gewässer 

Taiwans. Bereits seit 2001 trainiert die JCG mit den maritimen ASEAN-Staaten (Singapur, 

den Philippinen, Thailand, Brunei, Malaysia und Indonesien) Maßnahmen zur Bekämpfung 

der Piraterie. Diese gemeinsamen Übungen der Küstenwachen könnten langfristig den Boden 

bereiten, um über ähnliche Manöver die Präsenz der SDF – in diesem Fall dann der MSDF – 

in Südostasien zu erhöhen. Die erstmalig 2005 erfolgte Teilnahme Japans an der Übung Co-

bra Gold deutet in diese Richtung. 

  Sowohl die Clinton- als auch die Bush-Administration haben in Bewertungen hinsichtlich 

ihrer Beziehungen zur japanischen Regierung ein strategisches Verständnis erkennen lassen. 

Im EASR 1995 heißt es dazu: „There is no more important bilateral relationship than the one 

we have with Japan.“1986 Drei Jahre später, im EASR 1998, bezeichnet das Pentagon die Alli-

anz Washingtons mit Tokyo als „linchpin of our security strategy in Asia“1987 – eine Formu-

lierung, die auch der Vorgängerbericht verwendet hatte. Präsident Clinton war zwar im Zuge 

der von ihm geplanten constructive strategic partnership mit China vorgeworfen worden, Ja-

pan zu ignorieren. Jenseits diplomatischer Dissonanzen hatte diese Debatte aber keine weite-

ren Folgen für die Allianz. Präsident Bush wiederum hat zur japanischen Führung geradezu 

herzliche Beziehungen aufgebaut. Als besonderes Zeichen seiner Wertschätzung wurde der 

Empfang von Ministerpräsident Koizumi auf der Crawford-Ranch im Mai 2003 gewertet. 
                                                 
1986  Department of Defense (Februar 1995): S. 10. 
1987   Department of Defense (November 1998): S. 19. 
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Vertreter des Weißen Hauses loben die Beziehungen zu Japan in höchsten Tönen und betonen 

regelmäßig die strategische Bedeutung des Bündnispartners: Bush bezeichnete seinen Kolle-

gen Koizumi stets als „my very good friend“ und das Verhältnis beider Staaten als „unique re-

lationship between our two nations.“1988 Vor dem japanischen Parlament hatte er am 18. Fe-

bruar 2002 erklärt: „Fortunately, our alliance has never been stronger.“1989 Howard H. Baker, 

amerikanischer Botschafter in Japan, knüpfte am 14. Dezember 2004 in diesem Sinne an die 

Bewertungen der EASR von 1995 und 1998 an: „The relationship between our two countries 

is one of the most important in the world, if indeed not the most important.“1990 Außenmini-

sterin Condoleezza Rice bezeichnete die Allianz am 19. März 2005 als „the umbrella under 

which Asia continues its transition and its changes.“1991 Der Asienbeauftragte des State De-

partment, Christopher R. Hill, wies am 29. September 2005 auf den Vorbildcharakter des 

Bündnispartners hin: „Japan is, in many ways, a model for what we hope many countries 

around the world can and will achieve.“1992 

  In der Einschätzung des strategischen Wertes Japans gibt es in den USA einen großen 

Konsens zwischen Regierung und Opposition. Dies war u.a. in einem am 11. Oktober 2000 

veröffentlichten überparteilichen Sonderbericht des Institute for National Strategic Studies der 

National Defense University deutlich geworden, der unter dem Vorsitz von Richard L. Armi-

tage und Joseph S. Nye entstanden war. Die Autoren kamen zu folgender Einschätzung: „Ja-

pan remains the keystone of U.S. involvement in Asia. The U.S.-Japan alliance is central to 

America’s global security strategy.“1993 Des weiteren zogen sie folgenden Vergleich, der die 

Bedeutung Tokyos unterstrich: „We see the special relationship between the United States 

and Great Britain as a model for the alliance.“1994 Dazu schlugen sie folgende Maßnahmen 

vor: eine Bekräftigung der amerikanischen Sicherheitsgarantie, die sich auch auf die Senkaku-

Inseln beziehen müsse; eine intensivere Zusammenarbeit der Streitkräfte; den privilegierten 

Zugang Japans zu amerikanischer Rüstungstechnologie; eine Ausdehnung der Kooperation im 

Bereich der Raketenabwehr. 

  Auch das Verhalten der USA gegenüber Japan wird den in dieser Arbeit verwendeten Kri-

terien zur Feststellung sicherheitsstrategischen Verhaltens umfassend gerecht. Washington hat 

sich mit jener Macht verbündet, die nicht nur Garant der amerikanischen Vornepräsenz in 

                                                 
1988  President Bush, Japanese Prime Minister Koizumi (23.05.2003). 
1989  George W. Bush, Remarks by the President to the Diet, Tokyo, 18. Februar 2002. 
1990  Howard H. Baker, The U.S.-Japan Relationship in 2004 (Remarks to Japan National Press Club), Tokyo, 

14. Dezember 2004. 
1991  Condoleezza Rice, Remarks at Sophia University, Tokyo, 19. März 2005. 
1992  Christopher R. Hill, U.S. Relations With Japan (Remarks to the Senate Foreign Relations Committee), 

Washington D.C., 29. September 2005. 
1993  INSS (2000): S. 1. 
1994  Ebd., S. 3 f. Vgl. zur Debatte um Japan als das „Großbritannien der USA in Asien“ Cossa (2004): S. 103 f. 
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Ostasien ist, sondern auch – zumindest in offiziellen Zahlen und abgesehen vom Etat des Pen-

tagons – über die umfassendsten militärischen capabilities im asiatisch-pazifischen Raum ver-

fügt. Der Verteidigungshaushalt Japans lag 2006 bei 41,1 Mrd. US-Dollar.1995 Sowohl der 

Clinton- als auch der Bush-Administration ist dabei das strategische Kunststück gelungen, die 

japanischen Rüstungsprogramme so zu begleiten, daß diese sich nicht gegen amerikanische 

Vorhaben richten, sondern – ganz im Gegenteil – der Stärkung der Allianz beider Staaten die-

nen. Tokyo wird dabei zunehmend als Juniorpartner in regionale und globale Ordnungsvorha-

ben Washingtons wie etwa in die PSI sowie Unterstützungsmissionen in Afghanistan oder im 

Irak eingebunden. Verlautbarungen wie die viel beachtete Gemeinsame Erklärung des U.S.-

Japan Security Consultative Committee (SCC) vom 19. Februar 2005 weisen darauf hin, daß 

die Streitkräfte beider Staaten durch den Ausbau ihrer wechselseitigen Interoperabilität noch 

enger verzahnt werden sollen.1996 Japan ist damit einerseits ein Instrument zur Durchsetzung 

amerikanischer Interessen im asiatisch-pazifischen Raum und an dessen erweiterter Periphe-

rie. Seine neuen Machtprojektionsfähigkeiten seien, so Christopher W. Hughes, „designed not 

for an autonomous defence role, but to reinforce the JSDF’s ability to take part in expedition-

ary warfare and US-led coalitions“1997. Andererseits scheidet es in dieser Konstellation als 

peer competitor für die USA aus. Gerade dieses Ergebnis ist aus realistischer Sicht von her-

ausragender Bedeutung, denn insbesondere Japan hätte aufgrund seines ökonomischen und 

technologischen Potentials wie keine zweite Macht neben China die potentielle Fähigkeit, zu 

einem Herausforderer der USA im Fernen Osten zu werden. Die strategische Leistung Wa-

shingtons ist des weiteren darin zu sehen, daß es bislang trotz aller bilateralen Querelen (vom 

Streit um die amerikanische Truppengröße auf Okinawa und den Umfang des HNS über die 

üblichen Handelskonflikte wie das zeitweilige Importverbot für amerikanisches Rindfleisch 

sowie den Zuschlag für das iranische Azadegan-Erdölfeld an eine japanische Firma bis hin zu 

vereinzelten Forderungen nach einem kompletten Rückzug der US-Truppen aus Japan1998) 

vermeiden konnte, daß Tokyo das Sicherheitsbündnis ernsthaft in Frage stellt. Die USA wie-

derum sichern sich die Loyalität Japans durch eine Kombination aus vitalen Sicherheitsgaran-
                                                 
1995  Vgl. IISS (2007): S. 354. 
1996  Vgl. Joint Statement of the U.S.-Japan Security Consultative Committee (19.02.2005). 
1997  Hughes (2004): S. 96. „Japan’s individual national capabilities, its alliance upgrading and even its multilat-

eral activities are all directed towards strengthening bilateral cooperation with the US.“ Ebd., S. 144. 
1998  Zu den Stimmen, die nicht nur eine Reduktion des HNS-Beitrages, sondern auch einen amerikanischen 

Truppenrückzug vorschlagen, gehört u.a. Morihiro Hosokawa, der von 1992 bis 1993 Ministerpräsident Ja-
pans war. 1998 forderte er: „The U.S. military presence in Japan should fade with this century’s end.“ 
Morihiro Hosokawa, Are U.S. Troops in Japan Needed? Reforming the Alliance, in: Foreign Affairs, Nr. 4, 
Juli/August 1998, S. 5. Kurz vor den Parlamentswahlen am 9. November 2003 hatte der Vorsitzende der 
Demokratischen Partei Japans (DPJ), Kan, angekündigt, daß er sich im Falle eines Sieges für ein Ende der 
Präsenz der US-Marines auf Okinawa einsetzen werde. Die DJP wurde mit 113 von 480 Sitzen trotz erheb-
licher Stimmverluste zweitstärkste Kraft nach der Liberaldemokratischen Partei (LDP) mit 237 Sitzen. Vgl. 
Glosserman (Januar 2004): S. 31. 
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tien (Artikel 5 des Sicherheitsvertrages von 1960, nuklearer Schutzschirm), verteidigungspoli-

tischen Abhängigkeiten (US-Waffenexporte, rüstungstechnologische Kooperation zu ameri-

kanischen Konditionen) und der Bereitstellung kollektiver Güter wie freien Seewegen (Japan 

muß 100 % seines Erdölbedarfs importieren, wovon allein 80 % die Straße von Malakka pas-

sieren). Langfristig könnte es gleichwohl gerade in der Energiefrage zu Spannungen zwischen 

Washington und Tokyo kommen. Denn Japan ist nicht nur auf freie, von den USA abgesi-

cherte Seewege angewiesen, sondern auch auf iranisches Erdöl, das 15 % des Bedarfs Nip-

pons deckt.1999 

  Schließlich zeigt der Umbau der amerikanischen Streitkräfte auf Japan, daß die USA auch 

mit Blick auf die Zukunft strategisch agieren. Einerseits soll der Bündnispartner innenpoli-

tisch entlastet werden, da es an sensiblen Orten (ungünstige Konstellation US-

Militäranlagen/heimische Wohnviertel) immer wieder zu antiamerikanischen Protesten ge-

kommen ist.2000 Andererseits wollen die USA die Allianz weiter modernisieren und vor allem 

ihre umfassenden militärischen Zugänge wahren. Ganz im Sinne des GDPR kommt es daher 

u.a. zu einer Kräftereduktion, die seit langer Zeit in der Debatte ist. Am 1. Mai 2006 veröf-

fentlichten beide Seiten das Dokument „United States-Japan Roadmap for Realignment Im-

plementation“, das auf einen Beschluß des SCC vom 29. Oktober 2005 zurückgeht. Es sieht 

u.a. vor, ca. 8.000 US-Soldaten der III. Marine Expeditionary Force sowie ca. 9.000 zugehö-

rige Zivilisten bis 2014 von Okinawa nach Guam zu verlegen. Japan hat zugesagt, von den 

anfallenden 10,27 Mrd. US-Dollar Kosten 6,09 Mrd. US-Dollar übernehmen zu wollen. Sie 

sind u.a. für den Aufbau von Wohneinheiten und zugehöriger Infrastruktur auf Guam vorge-

sehen.2001 Daß mit dieser Entscheidung vermutlich keine Schwächung der amerikanischen 

Machtprojektionsfähigkeiten in Nordostasien verbunden ist, haben Experten lange vor der 

Verabschiedung des GDPR erörtert. Michael O’Hanlon hatte zu Beginn der Amtszeit von 

George W. Bush begrüßt, daß dieser die globale Truppenpräsenz der USA verringern wollte, 

und dazu vorgeschlagen, das auf Okinawa stationierte U.S. Marine Corps mit seiner damali-

gen Stärke von 17.000 Soldaten auf insgesamt 5.000 Marines zu reduzieren. Die Insel sei 

nicht direkt gefährdet und könnte im Notfall von japanischen Streitkräften verteidigt werden. 

                                                 
1999  Vgl. Chanlett-Avery/Manyin/Cooper (05.10.2006): S. 2. Die Autoren gehen davon aus, daß der derzeitige 

Normalisierungsprozeß in der japanischen Außen- und Sicherheitspolitik die USA eines Tages vor neue 
Herausforderungen stellen wird: „In the future, however, it is likely that a more active Japan will be more 
willing to question U.S. policies on a range of strategic issues where U.S. and Japanese interests do not 
coincide.“ Ebd., S. 20. 

2000  Vgl. zu den innenpolitischen Aspekten der amerikanischen Vornepräsenz Sheila A. Smith, Shifting Terrain. 
The Domestic Politics of the U.S. Military Presence in Asia, East-West Center Special Reports, Nr. 8, Ho-
nolulu, März 2006. 

2001  Vgl. Department of State, United States-Japan Roadmap for Realignment Implementation, Washington 
D.C., 1. Mai 2006. 
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Den Marines stünden zudem nur drei amphibische Landungsschiffe zur Verfügung, mit denen 

lediglich 2.000 Soldaten inklusive Ausrüstung transportiert werden könnten. Sollten sie zur 

Unterstützung Südkoreas eingesetzt werden, müßte die Mehrheit der Marines ohne schweres 

Gerät auf die Halbinsel geflogen werden – und würde dort Aufgaben erledigen, die von weni-

ger gut ausgebildeten Infanteristen ebenfalls wahrgenommen werden könnten. Der Umfang 

dieses Streitkräftekontingents mache daher keinen Sinn, da er „effectively consumes opera-

tional resources that could be used elsewhere“2002. O’Hanlon ging es mit seinem Vorschlag 

also nicht darum, Argumente für einen vollständigen militärischen Rückzug zu liefern. Viel-

mehr plädierte er dafür, Struktur und Umfang der amerikanischen Vornepräsenz vor dem Hin-

tergrund neuer technologischer Möglichkeiten der aktuellen sicherheitspolitischen Lage anzu-

passen: „U.S. strategic interests will not allow the American military to disengage fully from 

any region where its forces are now deployed, and the rationale for the cuts should derive 

from political and military good sense rather than a shift in America’s basic role in the 

world.“2003 Auch die RAND Corporation hatte 2001 vorgeschlagen, das U.S. Marine Corps 

von Okinawa nach Guam oder Hawaii zu verlegen. Dies würde einen permanenten Streit-

punkt in den amerikanisch-japanischen Sicherheitsbeziehungen beseitigen „while not signifi-

cantly diminishing U.S. capabilities for rapidly responding to events in East Asia.“2004 

  Das in den vergangenen Jahren vertiefte Sicherheitsbündnis läßt darauf schließen, daß auf 

Washingtoner Seite Impulsverarbeitung und Impulsumsetzung klar vorliegen. Sowohl die 

Clinton- als auch die Bush-Administration haben die außenpolitische Präferenz Japans, ge-

genüber den USA bandwagoning zu betreiben, vertieft. Dieser Fall zeigt gleichwohl auch, 

daß es dem Hegemon immer dann leicht fällt, sich strategisch zu verhalten, wenn Partnerstaa-

ten dies zulassen, weil ihre eigenen Optionen begrenzt sind. China und Japan nehmen einan-

der als Rivalen wahr.2005 Dies hat nicht nur historische Gründe (Pazifikkrieg 1937-1945), die 

immer wieder zu einer Belastung der Beziehungen beitragen (u.a. durch Besuche japanischer 

Ministerpräsidenten am Yasukuni-Schrein sowie einseitige historische Bewertungen der Ver-

gangenheit in japanischen Schulbüchern). Entscheidend sind im Kontext der vorliegenden 

Arbeit machtpolitische Erwägungen: China und Japan betrachten insbesondere die Aufrü-

stungsprogramme des jeweils anderen – mobile ICBMs hier, Raketenabwehrprojekte und zu-

                                                 
2002  Michael O’Hanlon, Come Partly Home, America. How to Downsize U.S. Deployments Abroad, in: Foreign 

Affairs, Nr. 2, März/April 2001, S. 5. 
2003  Ebd., S. 3. 
2004  Khalilzad u.a. (2001): S. 58. 
2005  Vgl. zu den chinesisch-japanischen Beziehungen Denny Roy, The Sources and Limits of Sino-Japanese 

Tensions, in: Survival, Nr. 2, Sommer 2005, S. 191 – 214. Hanns Günther Hilpert, Gudrun Wacker, China 
und Japan: Kooperation und Rivalität, SWP-Studie, Nr. 16, Berlin, Mai 2004. Reinhard Drifte, Japan’s Se-
curity Relations with China since 1989. From Balancing to Bandwagoning?, London – New York 2003. 
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nehmende Offensivfähigkeiten dort – als Bedrohung. Beide Staaten verfügen in Asien über 

die größten Verteidigungsbudgets nach den USA. Zudem konkurrieren sie um Erdöl- und 

Erdgas (z.B. im russischen Fernen Osten) und haben ungelöste territoriale Streitigkeiten (Dia-

oyutai-/Senkaku-Inseln). Auffällig ist, daß Peking und Tokyo trotz zahlreicher Meinungsver-

schiedenheiten und erheblicher gegenseitiger Vorurteile in den Gesellschaften beider Länder 

dennoch enge wirtschaftliche Kontakte unterhalten. Das Handelsvolumen Chinas (Festland) 

und Japans lag 2005 bei 188,444 Mrd. US-Dollar und damit z.B. nur noch knapp hinter dem 

Handelsaustausch zwischen den USA und Japan, der 201,449 Mrd. US-Dollar umfaßte.2006 

Beobachter weisen deshalb darauf hin, daß Formen der Konfrontation durch enge wirtschaft-

liche Zusammenarbeit gedämpft würden und daß beides – ökonomische Interdependenz und 

politische Rivalität bzw. Konflikte – zum „Grundmuster“2007 der chinesisch-japanischen Be-

ziehungen gehören würde. Abgesehen von einer möglichen Eskalation der Taiwanfrage sei es 

daher unwahrscheinlich, daß es zu einer direkten militärischen Auseinandersetzung zwischen 

Peking und Tokyo kommen werde. 

  Aus dem „Grundmuster“ läßt sich desgleichen folgender Schluß ziehen: Selbst eine noch 

so enge wirtschaftliche Verflechtung zwischen dem Reich der Mitte und Nippon wird unter 

den gegenwärtigen Bedingungen nicht dazu beitragen, das bandwagoning Japans gegenüber 

den USA zu lockern.2008 Dies sehen auch chinesische Politikwissenschaftler wie Wu Xinbo 

entsprechend. Dieser geht davon aus, daß sich Tokyo auf dem Weg der Remilitarisierung be-

finde, worin es von Washington über die Vertiefung der Allianz unterstützt werde. Ergebnis 

sei ein amerikanisch-japanisches balancing gegenüber China, das Asien in ein neues Zeitalter 

der Bipolarität führen könnte. Gemäß der Analyse von Wu Xinbo ist Peking zur treibenden 

Kraft sicherheitspolitischer Zusammenarbeit zwischen Washington und Tokyo geworden.2009 

An diesen Zusammenhängen änderte auch der Besuch Shinzo Abes in der chinesischen 

Hauptstadt am 8. Oktober 2006 nichts. Der seit dem 26. September 2006 amtierende, neue ja-

panische Ministerpräsident hatte damit zwar als erste Person in diesem Amt seit Morihiro Ho-

sokawa zu Beginn der 90er Jahre nicht die USA für seinen ersten Auslandsbesuch ausge-

wählt. Daraus eine Distanzierung Tokyos zu Washington abzuleiten, ginge jedoch an den Re-
                                                 
2006  Vgl. IMF (2006): S. 273 f. 
2007  Vgl. Hilpert/Wacker (2004): S. 41. Denny Roy schlußfolgert: „Neither a cold war nor a thorough recon-

ciliation, however, is likely in Japan-China relations.“ Roy (2005): S. 196. 
2008  Hanns W. Maull geht davon aus, daß Tokyo vor allem deshalb sein Verhältnis zu Peking nicht verbessern 

kann, weil dieses zu sehr von den amerikanisch-chinesischen Beziehungen abhänge. Dies gelte insbesonde-
re mit Blick auf die Taiwanfrage: „Jede Verschlechterung der Beziehungen zwischen Washington und Bei-
jing um Taiwan mußte Japan in eine Zwickmühle bringen, weil es weder den USA die Gefolgschaft ver-
weigern noch sich mit China verfeinden konnte.“ Hanns W. Maull, Japan – Gescheiterte Ambitionen als 
globale und regionale Zivilmacht in Ostasien, in: Ferdowsi (2002): S. 264. 

2009  Vgl. Wu Xinbo, The End of the Silver Lining: A Chinese View of the U.S.-Japanese Alliance, in: The 
Washington Quarterly, Nr. 1, Winter 2005/2006, S. 119 – 130. 
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alitäten vorbei. Die Bush-Administration hat diesen Schritt Abes sogar gelobt, nachdem die 

Besuche Koizumis am Yasukuni-Schrein die Beziehungen zwischen China und Japan über 

Jahre belastet hatten.2010 Ein außenpolitischer Richtungswechsel Tokyos würde voraussetzen, 

daß Washington seine Sicherheitsverpflichtungen in Nordostasien beendet. Dann, so Reinhard 

Drifte, könnte Japan geneigt sein, gegenüber China bandwagoning zu betreiben.2011 

 

2.  Südkorea 

Zu engeren amerikanisch-südkoreanischen Beziehungen kam es erst im Zuge des Endes des 

Pazifikkrieges. Korea hatte zuvor mehrere Jahrhunderte unter direktem Einfluß seiner Nach-

barn gestanden. Nachdem Japan zwischen 1592 und 1598 versucht hatte, die Halbinsel unter 

seine Kontrolle zu bringen, konnte sich die chinesische Mandschu-Dynastie 1637 erfolgreich 

durchsetzen. Fortan war Korea dem Tributsystem des Reiches der Mitte unterworfen und kap-

selte sich weitgehend von seiner Außenwelt ab. Diese Isolation währte bis 1876: Japan war es 

durch den Vertrag von Kanghwa gelungen, Handelshäfen an der Küste Koreas zu öffnen. Da-

durch verschärfte sich jedoch die machtpolitische Konkurrenz zwischen Peking und Tokyo 

um Einfluß auf die Regierung in Seoul. Diese Spannungen entluden sich 1894 in einem Krieg, 

den China gegen Japan verlor. Im Frieden von Shimonoseki von 1895 erkannte das Reich der 

Mitte die Unabhängigkeit Koreas an und gab seine Tributansprüche auf. Als sich die Halbin-

sel darauf stärker an Moskau anlehnte, kam es 1904/1905 auch zwischen Rußland und Japan 

zum Krieg. Nippon siegte erneut. Im Frieden von Portsmouth wurde Korea nun eindeutig der 

Einflußsphäre Japans zugeschlagen und fünf Jahre später von diesem annektiert.2012 

  Washington und Seoul hatten am 22. Mai 1882 einen „Treaty of Peace, Amity, Commer-

ce, and Navigation“ geschlossen, der ähnlich wie der Vertrag von Kanagawa von 1854 an das 

heutige Konzept der places, not bases erinnert. Artikel 3 ermöglichte es jedem Schiff der 

USA – und damit auch Seekriegsmitteln –, in den Häfen Chosŏns (Bezeichnung für „Korea“) 

„to get supplies of wood, coal and other necessaries, or to make repairs“2013. Washington war 

wie zuvor in Japan von einem Geschwaderführer vertreten worden, hier Kommodore R. W. 

Shufeldt. Die USA verfolgten darauf zunächst eine Neutralitätspolitik in Nordostasien, die sie 

dann jedoch im Taft-Katsura-Abkommen vom 27. Juli 1905 aufgaben. Das Dokument er-

                                                 
2010  Vgl. Michael J. Green, U.S.-Japan Relations: Abe Shows the Right Stuff, in: Comparative Connections, Nr. 

4, Januar 2007, S. 24. 
2011  Vgl. Drifte (2003): S. 181 f. 
2012  Vgl. zur Geschichte Koreas Maull/Maull (2004): S. 44 – 63.  
2013  Treaty of Peace, Amity, Commerce and Navigation between Korea (Chosen) and the United States of 

America, Chosen, 22. Mai 1882. 
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kannte die Vorherrschaft Japans auf der Halbinsel an, womit es den amerikanisch-

koreanischen Freundschaftsvertrag von 1882 annullierte.2014 

  Zu einer Veränderung der so zementierten Machtverhältnisse kam es erst im Laufe des 

Pazifikkrieges von 1937 bis 1945. Nach der Niederlage Japans wurde Korea am 38. Breiten-

grad geteilt. Im Norden errichtete die Sowjetunion mit Kim Il-sung an der Spitze ein kommu-

nistisches Regime. Die USA besetzten den Süden und trugen dazu bei, daß Syngman Rhee am 

15. August 1948 in Seoul die Republik ausrufen konnte. Er war bereits von 1919 bis 1939 

Vorsitzender der „Provisorischen Regierung der Republik Korea“ in Shanghai, die vom Wei-

ßen Haus jedoch nicht anerkannt wurde. Washington spielte dann im Koreakrieg eine heraus-

ragende Rolle. Am 25. Juni 1950 hatten Truppen des Nordens die Republik Südkorea      

überfallen. Diesen gelang es, in nur wenigen Wochen bis auf das Gebiet um Pusan ca. 90 % 

des Südens zu erobern. Die USA griffen darauf – unter UN-Flagge – am 15. September 1950 

mit einer großangelegten amphibischen Landungsoperation bei Inchon in das Geschehen ein. 

Es kam zu einem mehrfachen Wechsel der Kräftebalance, die seit Oktober 1950 auch von 

chinesischen Truppen, die Kim Il-sung unterstützten, beeinflußt wurde. Am 27. Juli 1953 ei-

nigten sich die Kriegsparteien auf einen Waffenstillstand, der die Demarkationslinie am 38. 

Breitengrad bestätigte.2015 

  Die USA trugen somit maßgeblich dazu bei, den Bestand des Staates Südkorea in dessen 

Gründungsphase zu wahren. Der Koreakrieg war gleichzeitig Auslöser einer permanenten 

amerikanischen Truppenpräsenz im Süden des Landes, nachdem Washington bis Mitte 1949 

abgesehen von 500 Militärberatern sämtliche Soldaten abgezogen hatte. Die gegenwärtige Si-

tuation am 38. Breitengrad kann als Erbe des Kalten Krieges betrachtet werden. Nach dem 

Ende der Konfrontation der Blöcke ist es Seoul und Pjöngjang nicht gelungen, sich auf einen 

Friedensvertrag zu einigen. Wesentlicher Eckpfeiler der Machtbalance auf der Halbinsel ist 

daher weiterhin der „Mutual Defense Treaty Between the United States and the Republic of 

Korea“, den beide Seiten am 1. Oktober 1953 geschlossen hatten und der seit dem 17. No-

vember 1954 in Kraft ist. Artikel 3 legt eine gegenseitige Sicherheitsgarantie fest: „Each party 

recognizes that an armed attack in the Pacific area on either of the Parties in territories now 

under their respective administrative control [...] would be dangerous to its own peace and 

                                                 
2014  Sebastian Harnisch bewertet das amerikanische Verhalten kritisch: „Indem die USA den Niedergang der 

chinesischen Vorherrschaft in Korea förderten und gleichzeitig dem koreanischen Königreich die politische 
und militärische Unterstützung verweigerten, förderte Washington den Aufstieg Japans zur regionalen 
Großmacht in Asien.“ Sebastian Harnisch, Außenpolitisches Lernen. Die US-Außenpolitik auf der koreani-
schen Halbinsel, Opladen 2000, S. 66. 

2015   Vgl. zum Koreakrieg Kindermann (2001): S. 337 – 360. Myunglim Park, The ‘American Boundary’, Pro-
vocation, and the Outbreak of the Korean War, in: Social Science Japan Journal, Nr. 1/1998, S. 31 – 56. 
Kissinger (1994): S. 510 – 530. 
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safety and declares that it would act to meet the common danger in accordance with its consti-

tutional processes.“2016 Zur Umsetzung dieser Garantie wurde den USA in Artikel 4 die Sta-

tionierung von Land-, Luft- und Seestreitkräften in und um Südkorea zugebilligt. Um sich in 

sicherheitspolitischen Fragen abzustimmen, waren 1968 die Security Consultative Meetings 

(SCMs) etabliert worden. 1978 hatten Washington und Seoul zudem ein Combined Forces 

Command (CFC) errichtet. Der Kommandeur dieses Verbandes führt zugleich das United Na-

tions Command (UNC) und die United States Forces Korea (USFK), was verdeutlicht, wie 

dominierend die amerikanische Position auf der Halbinsel ist. 2007 hatten die USA 29.602 

Soldaten vor Ort stationiert.2017 An den dabei anfallenden Kosten hat sich Südkorea 2004 mit 

einem HNS von 623 Mio. US-Dollar beteiligt.2018 Die amerikanische Truppenpräsenz dient 

heute der Umsetzung folgender Ziele: 
 

• Die US-Truppen in Südkorea tragen maßgeblich dazu bei, die militärische Vornepräsenz 

Washingtons im asiatisch-pazifischen Raum zu verankern. Mit Blick auf China schirmt 

das amerikanisch-südkoreanische Bündnis die Allianz zwischen den USA und Japan 

ab.2019  
 

• Historisch betrachtet war und ist die zentrale Mission der US-Streitkräfte die Abschrek-

kung Nordkoreas und damit die Verteidigung Südkoreas. Die direkt am 38. Breitengrad 

dislozierten amerikanischen Truppen stellten in der Funktion des tripwire über Jahrzehnte 

sicher, daß Washington im Verteidigungsfall an der Seite Seouls stehen würde. Das Kal-

kül hatte eine gewisse zynische Komponente: Die Abschreckung sei um so glaubwürdi-

ger, je sicherer es ist, daß bei einem nordkoreanischen Angriff bereits in den ersten Stun-

den auch amerikanische Soldaten sterben. Diese Funktion des tripwire werden die US-

Streitkräfte verlieren, wenn sie in den kommenden Jahren südlich des Flusses Han verlegt 

werden. 
 

• Neben aktuellen Planungen für Umgruppierungen von Truppenteilen auf der Halbinsel 

hat sich nach dem Ende des Ost-West-Konflikts auch der Kontext der Abschreckungs-

funktion grundlegend geändert. Bis Ende der 80er Jahre stand die Eindämmung Nordko-

reas im Zeichen der globalen Eindämmung des Kommunismus. Die Beziehungen zwi-

                                                 
2016  Mutual Defense Treaty Between the United States and the Republic of Korea, Washington D.C., 1. Oktober 

1953. 
2017  Vgl. IISS (2007): S. 40. 
2018   2004 wollte Südkorea diesen Betrag um 50 % reduzieren, wohingegen die USA eine Anhebung von 10 % 

ersucht haben. Vgl. Donald G. Gross, U.S.-Korea Relations: Tensions Rise Over Sticks and Carrots, in: 
Comparative Connections, Nr. 1, April 2005, S. 48. 

2019  Vgl. CSIS Seoul Forum, Strengthening the U.S.-ROK Alliance: A Blueprint for the 21st Century, Washing-
ton D.C. 2003, S. 7. 
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schen den USA und Südkorea hatten damit eine weit über die Sicherheitslage auf der 

Halbinsel hinausgehende Dimension. Heute ist Nordkorea einerseits aus dem überregio-

nalen Sinnzusammenhang herausgelöst. Die amerikanischen Truppen nehmen aus dieser 

Perspektive nur noch eine bilateral fixierte Aufgabe der Abschreckung war. Andererseits 

erfüllen die US-Streitkräfte unter neuen Voraussetzungen wenigstens zwei Funktionen, 

die über diese Fixierung hinausgehen. Denn die Eindämmung Nordkoreas trägt, erstens, 

dazu bei, daß dieses nicht ohne Einschränkungen Raketentechnologie oder gar radioakti-

ves Material exportieren kann. Amerikanische Soldaten dienen folglich der Gegenprolife-

ration. Die USA signalisieren durch ihre Präsenz vor Ort, zweitens, daß sie zu ihren 

Bündnispartnern stehen und einmal eingegangene Verpflichtungen erfüllen. Hätte Wa-

shington nach dem Ende des Kalten Krieges den Mutual Defense Treaty aufgekündigt, 

dann wäre dadurch die Zuverlässigkeit der Supermacht als Sicherheitsgarant bei jenen 

Staaten angezweifelt worden, die über ähnliche Abkommen verfügen. Die USA haben ih-

re Sicherheitszusage auch im Zeichen jüngster Provokationen Nordkoreas – vor allem im 

Zuge des Atombombentests vom 9. Oktober 2006 – bekräftigt.2020 
 

• Auch wenn den in Südkorea stationierten amerikanischen Soldaten damit durchaus eine 

über die Halbinsel hinausgehende Funktion zukommt, ist ihr potentieller Kampfauftrag 

derzeit auf das Regime Kim Jong-ils beschränkt. Das USPACOM greift auf diese Kontin-

gente nicht zur Erledigung überregionaler Ordnungsaufgaben zurück, was die Zweckbin-

dung der Basen in Südkorea grundlegend von jenen in Japan unterscheidet. Die im Au-

gust 2004 erfolgte direkte Entsendung amerikanischer Soldaten vom 38. Breitengrad in 

den Irak muß zum einen als Ausnahme bzw. aus der Not geboren betrachtet werden. Zum 

anderen ist dieser Schritt vor dem Hintergrund langfristig angekündigter Kräftereduktio-

nen zu sehen. Je nach dem, wie der GDPR umgesetzt wird, könnten die US-Truppen in 

Südkorea in neue Aufgaben hineinwachsen. 
 

• Die US-Streitkräfte haben nicht nur die Funktion, einen Krieg zu verhindern, indem sie 

abschreckend auf die nordkoreanische Führung wirken. Das Militär ist als Drohkulisse 

der entscheidende Faktor, der sicherstellt, daß amerikanische Diplomaten in sicherheits-

politisch sensiblen Verhandlungen vom Regime Kim Jong-ils ernst genommen werden. 

Dies gilt vor allem für die Gespräche über die Einstellung des Nuklearwaffenprogramms 

Nordkoreas. Aus der Sicht des Pentagons dient das Sicherheitsbündnis „as the foundation 

                                                 
2020  Vgl. The White House, President Bush’s Statement on North Korea Nuclear Test, Washington D.C., 9. Ok-

tober 2006. 
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on which all U.S. diplomatic, defense, and economic efforts on the Korean Peninsula 

rest.“2021 
 

• Für den Fall einer Wiedervereinigung Koreas verfügen die USA auf der Halbinsel durch 

ihre Truppenpräsenz über eine weitaus bessere Verhandlungsposition als alle übrigen an-

grenzenden Großmächte. Dies könnte mit Blick auf den künftigen Status des Gesamtstaa-

tes von Bedeutung sein. Sollte sich die neue Regierung etwa entscheiden, das nordkorea-

nische Nuklearwaffenpotential zu übernehmen, oder andeuten, sich künftig stärker an 

China anzulehnen, dann hätte Washington zumindest die Option, über das Truppenkon-

tingent eine Veto-Position aufzubauen. Die amerikanische Regierung könnte dazu u.a. mit 

einer Verzögerung des Abzuges der Truppen drohen. 
 

Offiziell verfolgen die USA, wie dies etwa im EASR 1998 festgehalten worden ist, folgende 

Ziele: „The long-run U.S. objective remains a peaceful resolution of the Korean conflict with 

a non-nuclear, democratic, reconciled, and ultimately reunified Peninsula.“2022 An dieser Ein-

schätzung aus der Ära Clinton hat sich auch in der Amtszeit Bushs nichts geändert. 2002 er-

klärte dieser: „My vision is clear: I see a Peninsula that is one day united in commerce and 

cooperation, instead of divided by barbed wire and fear.“2023 Clinton war jedoch im Gegen-

satz zu Bush gegenüber Nordkorea zu weitaus mehr Konzessionen bereit, um dieses durch 

Verhandlungen einzubinden. Diese Bewertung gilt gleichwohl nur für die letzte Phase seiner 

Präsidentschaft. Unmittelbar nach Amtsantritt mußte er sich dagegen mit der Nuklearkrise auf 

der koreanischen Halbinsel, zu dessen Bewältigung zeitweise sogar militärische Präventiv-

schläge erwogen worden waren, auseinandersetzen.2024 Obwohl der Konflikt durch Abschluß 

des Agreed Framework vom 21. Oktober 1994 entschärft werden konnte, blieben die Bezie-

hungen zwischen den USA und Nordkorea weiter problematisch. Im Weißen Haus herrschte 

aber dennoch die Ansicht vor, daß man das Regime Kim Jong-ils letztlich nur im Dialog be-

einflussen kann. Dazu waren im Dezember 1997 die Vierparteiengespräche initiiert worden, 

an denen Washington, Seoul, Pjöngjang und Peking teilnahmen. Die USA unterstützten zu-

dem die „Sonnenscheinpolitik“2025 Kim Dae-jungs. Für eine kooperative Haltung plädierte 

                                                 
2021  Department of Defense (November 1998): S. 22. In diesem Sinne äußerte sich auch der amerikanische Bot-

schafter in Südkorea, Thomas C. Hubbard: „The importance of a strong alliance and a credible deterrent 
cannot be overstated. Without them, our search for a peaceful resolution through multilateral diplomacy 
will be easily undermined.“ Thomas C. Hubbard, U.S.-Republic of Korea: A World of Opportunity (Re-
marks to Korean News Editors Association Managing Editors Seminar), Jeju-do (Korea), 11. Juli 2003. 

2022  Department of Defense (November 1998): S. 22. 
2023  George W. Bush, Remarks at Dorasan Train Station, Dorasan, 20. Februar 2002. 
2024  Vgl. Sebastian Harnisch, Hanns W. Maull, Kernwaffen in Nordkorea. Regionale Stabilität und Krisenma-

nagement durch das Genfer Rahmenabkommen, Berlin 2000, S. 36 f. 
2025  Die „Sunshine Policy“ hatte drei grundlegende Prinzipien: (1) Ablehnung jeder militärischen Provokation 

durch Nordkorea; (2) Absage Südkoreas an eine Absorption Nordkoreas; (3) Förderung eines innerkoreani-
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auch der ehemalige Verteidigungsminister William J. Perry, der im Auftrag des Weißen Hau-

ses die amerikanische Nordkorea-Politik evaluierte. In seinem am 12. Oktober 1999 veröf-

fentlichten Bericht schlug er auf der Basis einer gesicherten Abschreckungsfähigkeit der 

USFK vor, daß „the U.S. should be prepared to establish more normal diplomatic relations 

with the DPRK and join in the ROK’s policy of engagement and peaceful coexistence.“2026 

Perry wies zudem darauf hin, daß Washington auf der Halbinsel nur dann erfolgreich sein 

kann, wenn es seine Vorhaben eng mit Seoul und Tokyo koordiniere. Die USA und Südkorea 

hatten zu diesem Zeitpunkt ihre Verhandlungsstrategie gegenüber Nordkorea weiter angegli-

chen. Die darauf in den folgenden Monaten feststellbare Entspannung am 38. Breitengrad war 

u.a. an folgenden Ereignissen ablesbar: Im Juni 2000 kam es zum ersten innerkoreanischen 

Gipfeltreffen, das in Pjöngjang stattfand. Im Oktober wurde mit Vize-Marschall Jo Myong-

rok ein hochrangiger Vertreter Nordkoreas in der amerikanischen Hauptstadt empfangen. Au-

ßenministerin Madeleine K. Albright führte im selben Monat direkte Gespräche mit Kim 

Jong-il. In der Diskussion war sogar ein offizieller Staatsbesuch Clintons in Nordkorea, der 

dann jedoch nicht stattfand. 

  Nach der Machtübernahme von George W. Bush im Weißen Haus fand dieser Annähe-

rungskurs ein schnelles Ende.2027 In seiner Rede an die Nation vom Januar 2002 prägte der 

Präsident die Formel von der „Achse des Bösen“, die Amerika bedrohe. Zu ihr rechnete er 

neben dem Iran und dem Irak auch Nordkorea.2028 Die Verhandlungsposition Washingtons 

verhärtete sich dahingehend, daß es weitere Gespräche lange Zeit an erhebliche Vorleistungen 

Pjöngjangs band, die auf eine weitgehend bedingungslose nukleare Abrüstung gerichtet wa-

ren. Bereits im Vorfeld des Irak-Krieges nahmen zudem auch mit Blick auf Nordkorea Speku-

lationen in der Presse zu, daß die USA im Norden der Halbinsel einen gewaltsamen regime 

change anstreben könnten.2029 In Südkorea setzte sich der Eindruck durch, daß der neue ame-

                                                                                                                                                         
schen Dialogs für Versöhnung und Kooperation durch Südkorea. Vgl. Song Young Sun, Republik of Korea, 
in: Asia Pacific Security Outlook 1999, Tokyo – New York 1999, S. 106. 

2026   William J. Perry, Review of United States Policy Toward North Korea: Findings and Recommendations, 
Washington D.C., 12. Oktober 1999. 

2027  Die vorübergehende Verschlechterung der amerikanisch-südkoreanischen Beziehungen einseitig mit dem 
Amtsantritt Bushs zu verknüpfen übersieht, daß völlig offen ist, wie die Clinton-Administration auf Ereig-
nisse wie den 11. September 2001 oder die Ankündigung Nordkoreas vom Oktober 2002, über ein gehei-
mes Urananreicherungsprogramm zu verfügen, reagiert hätte. Dieser Gedanke findet sich u.a. bei Won-Soo 
Kim, Challenges for the ROK-US Alliance in the Twenty-First Century, in: Armacost/Okimoto (2004): S. 
162. 

2028  Vgl. The White House, President Delivers State of the Union Address, Washington D.C., 29. Januar 2002. 
2029  Am 23. Dezember 2002 hatte Verteidigungsminister Donald Rumsfeld erklärt, daß die USA in der Lage 

wären, zur gleichen Zeit sowohl gegen den Irak als auch gegen Nordkorea militärisch vorzugehen. Vgl. 
Ralph A. Cossa, U.S.-Korea Relations: Trials, Tribulations, Threats, and Tirades, in: Comparative Connec-
tions, Nr. 4, Januar 2003, S. 48. Ravic R. Huso betont dementsprechend, man müsse dem Eindruck vorbeu-
gen, daß der Irakkrieg die amerikanische Abschreckungsfähigkeit in Asien geschwächt hätte. Dies sei nicht 
der Fall. Es seien zwar weniger Truppen verfügbar, diese wären aber ausreichend. Im Irak seien im 
Schwerpunkt Bodentruppen. Die „strategic air power“ sei nicht betroffen. Sie könne schnell in Ostasien 
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rikanische Präsident unter den Vorzeichen des Kampfes gegen den Terrorismus weitaus eher 

als sein Vorgänger geneigt sei, militärische Mittel zur Lösung sicherheitspolitischer Krisen 

einzusetzen – und dies notfalls auch unilateral, also ohne vorherige Konsultation der Regie-

rung in Seoul. Die bereits erwähnten Provokationen Pjöngjangs waren in dieser Zeit nicht ge-

rade dazu angetan, die Bedrohungswahrnehmung Washingtons zu korrigieren. Aus der Retro-

spektive dürften alle Beteiligten sogar froh sein, daß es nicht zu einer direkten Konfrontation 

gekommen ist: Am 2. März 2003 fingen vier Kampfflugzeuge Nordkoreas ein US-Flugzeug 

über der Japanischen See/Ost-See ab. Ungefähr 240 km von der eigenen Küste entfernt zwan-

gen sie den amerikanischen Aufklärer zur Umkehr. „At no time since the spring of 1994 have 

events brought the United States and North Korea closer to armed confrontation“2030. 

  Die Sicherheitsallianz wurde zusätzlich durch anhaltende Debatten über das Status of 

Forces Agreement (SOFA) und – in diesem Zusammenhang – durch von den USFK verur-

sachte Unfälle belastet, denen Zivilisten zum Opfer fielen. Für besonderes Aufsehen sorgte 

z.B. das Unglück vom 13. Juni 2002. Ein gepanzertes amerikanisches Fahrzeug hatte verse-

hentlich während einer Übung zwei südkoreanische Schulmädchen in Uijongbu nördlich von 

Seoul erfaßt, die darauf ihren Verletzungen erlagen. Wie ernst das Weiße Haus diese Vorfälle 

nimmt, wird daran ersichtlich, daß den betroffenen Familien damals vom kommandierenden 

General LaPorte bis zu Präsident Bush persönlich kondoliert wurde. Durch derartige Gesten 

konnte bislang jedoch nicht der zunehmend kritischen Positionierung der südkoreanischen 

Bevölkerung gegenüber dem Bündnispartner USA entgegengewirkt werden. Im Mai 2003 be-

dauerten es z.B. 58 % der Teilnehmer einer Umfrage, daß die irakischen Truppen der ameri-

kanischen Interventionsstreitmacht keinen größeren Widerstand geleistet haben.2031 Gemäß 

einer Meinungserhebung vom September 2003 sprachen sich 45,1 % für einen Rückzug der 

US-Truppen von der Halbinsel aus. Auf die Frage, welcher Staatsmann für Südkorea denn ei-

ne größere Gefahr darstelle, antworteten 42,1 % mit „Kim Jong-il“ und 38,0 % mit „George 

W. Bush“.2032 Auch wenn derartige Umfragen große Spannbreiten aufweisen, zeigen diese 

Werte, daß es offensichtlich ein hohes Maß an offenem und eben auch latentem Antiamerika-

nismus gibt.  

                                                                                                                                                         
eingesetzt werden. Interview des Verfassers mit Ravic R. Huso, Foreign Policy Advisor, United States Paci-
fic Command, Honolulu, 15. September 2005. 

2030  Donald G. Gross, U.S.-Korea Relations: Tensions Escalate as the U.S. Targets Iraq, in: Comparative Con-
nections, Nr. 1, April 2003, S. 44. 

2031   Vgl.  Donald P. Gregg, The United States and South Korea: An Alliance Adrift, in: Armacost/Okimoto 
(2004): S. 148. 

2032  Vgl. Lee Chung-min, Domestic Politics and the Changing Contours of the ROK-US Alliance: The End of 
the Status Quo, in: Armacost/Okimoto (2004): S. 212. 
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  Die Sicherheitsallianz wird gegenwärtig zwar nicht in ihrem Kern bedroht. Sie ist in den 

vergangenen Jahren jedoch durch zwei gegenläufige Entwicklungen erheblich unter Druck 

geraten: Nach dem Gipfeltreffen zwischen Kim Dae-jung und Kim Jong-il gingen die sicher-

heitspolitischen Bewertungen des Bedrohungspotentials Nordkoreas in der südkoreanischen 

und der amerikanischen Regierung zunehmend auseinander.2033 Seoul sah und sieht sich in 

einer – quasi brüderlichen – Rolle, den Landsleuten im Norden zu helfen und hält zu großen 

Druck auf Pjöngjang für kontraproduktiv. Militärische Präventivschläge gegen Nordkorea    

oder einen regime change lehnt es strikt ab. Chung Oknim merkt dazu an: „Increasingly, 

South Koreans regard the threat from the North as less one of military aggression than one of 

indirect and unintended consequences of its relations with outside powers, particularly the 

United States.“2034 Im Gegensatz zu den USA hält Südkorea zudem Reformen im stalinisti-

schen Norden für möglich. Außenminister Yoon Young Kwan erklärte z.B. in einem Zei-

tungsinterview vom 17. Dezember 2003, daß Kim Jong-il in Nordkorea wie Deng Xiaoping in 

China die Rolle eines Reformers spielen könnte.2035 Washington schaut dagegen aus einer 

globalen Perspektive auf das Regime Kim Jong-ils und sieht in diesem einen aktiven Verbrei-

ter von Trägersystemen und Massenvernichtungsmitteln, der notfalls auch nicht davor zu-

rückschrecken würde, mit Terroristen zu kooperieren. Während Südkorea auf Zeit spielt, hal-

ten die USA gerade dies für problematisch und bevorzugen eine Strategie, die Nordkorea 

durch steten Druck Konzessionen abringt. In der Praxis hat dies bereits dazu geführt, daß Se-

oul offen gegen den Rat Washingtons agiert: Die Bush-Administration hielt es z.B. für völlig 

unangemessen, daß die Regierung von Präsident Roh Moo-hyun dem Norden im Mai 2005 

die Lieferung von 200.000 Tonnen Kunstdünger zusagte, obwohl Kim Jong-il keinerlei Kon-

zessionen hinsichtlich der Sechsparteiengespräche gemacht hatte.2036 Ironischerweise war es 

dann Nordkorea, das zu einer Annäherung der Sicherheitsperzeptionen der USA und Südko-

reas – letztlich aber auch Chinas – beitrug. Der Test von sieben Raketen über dem Japani-

schen Meer/der Ost-See im Juli 2006 sowie insbesondere der Atombombentest vom 9. Okto-

ber 2006 haben sowohl in Washington als auch in Seoul zu harschen Reaktionen geführt.2037 

                                                 
2033  „The foundation for the alliance, the shared perception of a common threat from North Korea, has been se-

riously weakened since the Pyongyang summit.“ William M. Drennan, US-ROK Defense Cooperation, in: 
Armacost/Okimoto (2004): S. 181. 

2034   Chung Oknim, Republic of Korea, in: Asia Pacific Security Outlook, Tokyo – New York 2003, S. 89. 
2035  Vgl. Donald P. Gregg, The United States and South Korea: An Alliance Adrift, in: Armacost/Okimoto 

(2004): S. 151. 
2036  Vgl. Donald G. Gross, Good News Summit Kicks Disputes Down the Road, in: Comparative Connections, 

Nr. 2, Juli 2005, S. 46 f. 
2037  Vgl. zum Nukleartest Kay Möller, Oliver Thränert, Nordkoreas Atombombentest. Die Folgen für die globa-

le und regionale Sicherheit, SWP-Aktuell, Nr. 47, Berlin, Oktober 2006. 
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  Die USA und Südkorea haben es bisher vermieden, es wegen ihrer Differenzen zum si-

cherheitspolitischen Bruch kommen zu lassen, den sich vor allem Seoul nicht erlauben kann. 

Um sich die Gunst Washingtons weiter zu sichern, hat sich die südkoreanische Regierung im 

Mai 2002 für den Kauf von 40 amerikanischen Kampfflugzeugen vom Typ F-15K entschie-

den (Gesamtvolumen: 4,2 Mrd. US-Dollar), obwohl andere Anbieter günstiger waren.2038 Prä-

sident Roh betonte des weiteren während seines Besuches in Washington am 10. Juni 2005, 

daß er mit Präsident Bush in der Bewertung der Nordkorea-Frage vollkommen einig sei. Des-

gleichen versicherte er, daß das Sicherheitsbündnis beider Länder auf einer soliden Basis ste-

he.2039 Beide Seiten beteiligen sich zudem zusammen mit Nordkorea, Japan, China und Ruß-

land an den Sechsparteiengesprächen über Korea, die von August 2003 bis Juli 2007 in sechs 

Runden stattgefunden haben.2040 Ziel ist die vollständige und nachprüfbare Denuklearisierung 

der gesamten Halbinsel. In der Gemeinsamen Erklärung vom 19. September 2005 sagte 

Nordkorea erstmals in dieser Form zu, sämtliche Nuklearwaffen und existierenden Nuklear-

waffenprogramme aufzugeben, dem NPT wieder beizutreten und sich an die IAEA-

Safeguards wieder halten zu wollen. Im Gegenzug versicherten die USA, daß sie selbst keine 

A-Waffen auf der Halbinsel bevorratet hätten. Darüber hinaus gab Washington Pjöngjang ei-

ne Sicherheitszusage: Die USA hätten „no intention to attack or invade the DPRK with nu-

clear or conventional weapons.“2041 Zwar war es im November 2005 zu einer weiteren Runde 

der Sechsparteiengespräche gekommen. Pjöngjang kündigte seine Zusammenarbeit dann aber 

bereits im folgenden Dezember erneut auf. Die Sechsparteiengespräche wurden im Dezember 

2006 wiederaufgenommen, allerdings ohne Erfolg. Erst nach einer weiteren Übereinkunft im 

                                                 
2038  Vgl. Donald G. Gross, U.S.-Korea Relations: After the “Breakthrough,” Now What?, in: Comparative Con-

nections, Nr. 2, Juli 2002, S. 39. 
2039  Vgl. Department of State, President Welcomes South Korean President Roh to the White House, Washing-

ton D.C., 10. Juni 2005. Roh hatte sich während des Wahlkampfes um das Amt des südkoreanischen Präsi-
denten u.a. antiamerikanischer Stimmungen innerhalb der Bevölkerung bedient. Vgl. Guy R. Arrigoni, Vi-
sions of the Future U.S.-Korean Security Relationship, in: Alexandre Y. Mansourov (Hrsg.), A Turning 
Point: Democratic Consolidation in the ROK and Strategic Readjustment in the US-ROK Alliance, Hono-
lulu 2005, S. 207 – 226. 

2040  Vgl. zu den Sechsparteiengesprächen John S. Park, Inside Multilateralism: The Six-Party Talks, in: The 
Washington Quarterly, Nr. 4, Herbst 2005, S. 75 – 91. 

2041  Department of State, Joint Statement of the Fourth Round of the Six-Party Talks, Peking, 19. September 
2005. Eine solche Sicherheitsgarantie hatte Nordkorea immer wieder gefordert, und die USA hatten bereits 
zuvor mehrfach zum Ausdruck gebracht, keine aggressiven Absichten auf der Halbinsel zu verfolgen. Prä-
sident Clinton hatte z.B. General Jo Myong-rok im Oktober 2000 versichert, die USA würden gegenüber 
Nordkorea „no hostile intent“ hegen. Zit. n. Donald G. Gross, U.S.-Korea Relations: Progress on All Fronts, 
in: Comparative Connections, Nr. 4, Januar 2001, S. 29. Dabei hat sich Washington jedoch nie auf vertrag-
lich bindende Dokumente eingelassen, zu denen auch das Joint Statement vom September 2005 nicht ge-
hört. Hanns W. Maull und Ivo M. Maull halten das Streben Kim Jong-ils nach formellen Sicherheitsgaranti-
en für „etwas eigenartig, weil sich Nordkorea selbst an rechtlich bindende Vereinbarungen noch nie gebun-
den gefühlt und diese nach Gutdünken gebrochen hat. Warum sollte P’yŏngyang da solchen amerikanischen 
Garantien trauen?“ Maull/Maull (2004): S. 210. 
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Februar 2007 hat Pjöngjang im folgenden Juli seine Nuklearanlagen stillgelegt. Ob es dabei 

bleibt, ist angesichts der Erfahrungen der vergangenen Jahre zweifelhaft. 

  Die bis zu dieser Stelle in der gebotenen Kürze skizzierten Entwicklungen sind für das 

Thema der vorliegenden Arbeit insofern von Interesse, als divergierende Bedrohungswahr-

nehmungen zu unterschiedlichen Nordkorea-Strategien der USA und Südkoreas führen. Dies 

wiederum hat Konsequenzen für die Bewertung des Stellenwerts der USFK durch die verant-

wortlichen Entscheidungsträger in Washington und Seoul. Dabei geht es insgesamt um die 

Frage, über welchen Zugang US-Streitkräfte in Südkorea verfügen und – mit Blick auf eine 

mögliche Wiedervereinigung des Landes – langfristig verfügen werden. 

  Vor diesem Hintergrund ist im Frühjahr 2003 der Prozeß der Future of the Alliance 

(FOTA) entstanden, der eine neue Struktur für die amerikanischen Truppen auf der Halbinsel 

vorsieht.2042 Folgende Vorhaben zeichnen sich ab: Sämtliche US-Truppen sollen in mehreren 

Phasen von der Demilitarized Zone (DMZ) abgezogen werden. Insgesamt ist beabsichtigt, bis 

Dezember 2008 ca. 18.000 Soldaten umzugruppieren und in zwei zentralen Militäranlagen 

südlich des Flusses Han, namentlich in den Gebieten Osan-Pyongtaek und Taegu-Pusan, zu 

stationieren. In diesem Zeitraum soll die Gesamtstärke der US-Einheiten in Südkorea von 

37.500 um 12.500 auf 25.000 Soldaten reduziert werden. Darin bereits enthalten ist die 3.600 

Mann umfassende 2. Brigade der 2. Infanteriedivision, die im August 2004 einen Marschbe-

fehl für den Irak erhielt. Im Oktober 2004 war zudem vereinbart worden, die Hauptquartiere 

des UNC sowie des CFC von Yongsan nach Pyongtaek zu verlegen.2043 Ob die zeitlichen 

Vorgaben eingehalten werden können, ist fraglich. Antiamerikanische Proteste in den neuen 

Stationierungsgebieten haben dazu geführt, daß nach Aussagen Seouls eine Verschiebung bis 

2012 zu erwarten ist.2044 Washington verfolgt mit der Transformation der Sicherheitsallianz 

folgende Ziele: 
 

• Der Prozeß soll dazu beitragen, den Antiamerikanismus in Südkorea zu reduzieren, wozu 

amerikanische Soldaten aus für die heimische Bevölkerung sensiblen Gebieten abgezogen 

werden. Dies gilt vor allem für die Yongsan Garnison, Hauptquartier der 8. Armee. Sie 

war einst am Rande Seouls errichtet worden und liegt nun inmitten der Hauptstadt, nach-

dem diese auf über zehn Mio. Einwohner angewachsen ist. Bis auf eine vermutlich admi-

nistrative Einheit am Dragon Hill Lodge soll diese Anlage komplett geräumt werden. 
 

                                                 
2042  Vgl. Chang-hee Nam, Relocating the U.S. Forces in South Korea. Strained Alliance, Emerging Partnership 

in the Changing Defense Posture in: Asian Survey, Nr. 4, Juli/August 2006, S. 615 – 631. 
2043  Vgl. IISS (2004): S. 163 f. Department of Defense, U.S., Republic of Korea Reach Agreement on Troop 

Redeployment, News Release Nr. 995-04, Washington D.C., 6. Oktober 2004. 
2044  Vgl. Jin Dae-woong, Korea, U.S. discuss base relocation, in: The Korea Herald, 8. Februar 2007 (online). 
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• Die USA wollen ihre Abschreckungsfähigkeiten auf der koreanischen Halbinsel ausbau-

en. Dies geschieht auf zweifache Weise: Indem sie ihre Soldaten mindestens 75 km hinter 

den 38. Breitengrad verlegen, sind sie nicht mehr in der Reichweite der nordkoreanischen 

Artillerie. Sie könnten damit im Konfliktfall aus einer wesentlich besser gesicherten Posi-

tion agieren. Und gerade weil sich die US-Truppen damit nicht mehr in einer potentiellen 

„Geisel-Situation“ befinden, könnte das Pentagon in einer Krise flexibler planen. Beob-

achter vermuten – und Nordkorea befürchtet –, daß die USA durch den Rückzug von der 

DMZ weitaus eher geneigt sein könnten, einen militärischen Präventivschlag gegen den 

Norden zu führen. 
 

• Ein weiteres Ziel der Transformation der Sicherheitsallianz ist, daß Washington im Sinne 

des burden sharing zusätzliche Lasten auf Seoul überträgt. Die USA würden dadurch ent-

lastet und könnten derzeit an die Verteidigung des Bündnispartners gebundene Truppen 

anderweitig einsetzen. Die südkoreanischen Streitkräfte sollen im Zuge der Restrukturie-

rung alle wichtigen Aufgaben in unmittelbarer Nähe der DMZ übernehmen. Für die 

USFK bedeutet dies nach Auffassung ihres Kommandeurs, General B. B. Bell, daß sie 

künftig „more air and naval centric“2045 aufgestellt würden. Den südkoreanischen Streit-

kräften werden gemäß einer Übereinkunft vom November 2003 diverse militärische Auf-

gaben übertragen. Zu ihnen gehören u.a. die Bewachung gemeinsam genutzter Sicher-

heitszonen, die Dekontamination im Falle von biologischen, chemischen oder atomaren 

Übergriffen im Süden des Landes, die Verlegung von Landminen in Krisenzeiten, die 

Verhinderung maritimer Infiltrationsversuche nordkoreanischer Sondereinsatzkräfte, die 

Abwehr taktischer Raketen und weitreichender Artillerie sowie Such- und Rettungsopera-

tionen.2046 Im Oktober 2006 hatten sich beide Seiten zudem darauf geeinigt, daß im 

Kriegsfall künftig nicht mehr die USA südkoreanische Truppen befehligen werden, son-

dern daß diese Aufgabe von Seoul wahrgenommen wird. Zu einer entsprechenden Über-

tragung der Kommandogewalt sollte es zwischen dem 15. Oktober 2009 und dem 15. 

März 2012 kommen.2047 Später wurde dann der April 2012 als Übergabedatum ge-

nannt.2048 Das US-Außenministerium sieht den Wandel der Militärbeziehungen zu Südko-

                                                 
2045  B. B. Bell, Statement Before the House Armed Services Committee, Washington D.C., 7. März 2007, S. 2. 
2046   Vgl. Drennan (2004): S. 184. 
2047  Vgl. Department of Defense, The 38th Security Consultative Meeting Joint Communiqué, Washington D.C., 

20. Oktober 2006. Vgl. auch Jin Dae-woong, A tough year expected for S. Korea-U.S. alliance, in: The Ko-
rea Herald, 1. Januar 2007 (online). Bei Verwirklichung dieses Projektes würde einer der drei Pfeiler der 
Sicherheitsallianz, das Combined Forces Command – die beiden anderen Pfeiler sind der Mutual Defense 
Treaty und die Security Consultative Meetings – abgeschafft und durch eine zweiseitige Kommandostruktur 
ersetzt. 

2048  Vgl. Keating (24.04.2007): S. 13. 
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rea darin, daß „the U.S. moves from a leading to a supporting role.“2049 Südkorea scheint 

die neuen Lasten anzunehmen: Der im Dezember 2002 gewählte Präsident Roh plädierte 

bereits mehrfach für eine Stärkung autonomer Verteidigungsfähigkeiten („Koreanization 

of Defense“). Von 2004 auf 2005 erfolgte die größte Anhebung des Verteidigungsetats 

seit 1988: Der Ansatz stieg von 16,3 Mrd. US-Dollar auf 20,7 Mrd. US-Dollar, was einer 

Erhöhung um 27 % entspricht.2050  
 

• Die Konzentration des Gros amerikanischer Einheiten südlich des Flusses Han hat zur 

Folge, daß die US-Soldaten ihre historische Rolle als tripwire am 38. Breitengrad verlie-

ren.2051 Dies stellt zugleich das Bündnis mit Seoul vor Herausforderungen, denn durch die 

Truppenverlagerung werden amerikanische und südkoreanische Soldaten künftig unter-

schiedlich intensiv von nordkoreanischen Einheiten bedroht werden. Die USA gleichen 

den vermeintlichen Verlust an Machtprojektionsfähigkeiten durch zwei Maßnahmen aus. 

Bis Ende 2008 sollen 11 Mrd. US-Dollar in militärtechnologisch hochwertiges Gerät in-

vestiert werden, das der Verteidigung des Bündnispartners zugute kommen soll.2052 Wa-

shington hat zudem signalisiert, im Konfliktfall zusätzliche Bomberverbände auf Guam 

und in Japan stationieren zu wollen, die dann die Angriffsmacht südkoreanischer und   

amerikanischer Verbände stärken könnten.2053 Das künftig deutlich reduzierte Truppen-

kontingent der USA soll demnach durch flexible Rotationskräfte ergänzt werden kön-

nen.2054 Mit anderen Worten: Die Sicherheitszusage Washingtons gegenüber Seoul ist 

nicht nur an jene US-Truppen gebunden, die sich gerade auf der Halbinsel befinden. 
 

• Diese Form der Verstärkung der US-Abschreckungsfähigkeiten wird in Dokumenten 

„strategic flexibility“ genannt. Der Terminus hat eine weitere Dimension: „U.S. forces, 

wherever they are located – in Korea, elsewhere abroad, or in the United States – need to 

                                                 
2049   Department of State, Background Note: South Korea, Washington D.C., August 2005. 
2050  Vgl. Kim Sung-han, Republic of Korea, in: Asia Pacific Security Outlook 2005, Tokyo – New York 2005, 

S. 109. Die Zahlen beziehen sich auf IISS (2006): S. 278. Die Won-Angaben selbiger Statistik lassen 
gleichwohl nur eine Steigerung von 10,05 % erkennen. 

2051  Vgl. IISS, American forces in South Korea: The end of an era?, Strategic Comments, Nr. 5, Juli 2003. 
2052  Vgl. Mitchell B. Reiss, The United States and Korea: A Partnership for Progress (Remarks to the Sejong In-

stitute), Washington D.C., 3. Dezember 2004. 
2053  Sollte Nordkorea einen massiven Überraschungsschlag gegen den Süden führen, könnte es durchaus sein, 

daß die derzeit in Südkorea stationierten US-Soldaten in den ersten Stunden der Auseinandersetzung über-
fordert sind. Dies gilt umso mehr, wenn die USA parallel ihre Kräfte überdehnen, wie dies seit 2003 im Irak 
zu beobachten ist. Pjöngjang wäre aber dennoch nur zu temporären Landgewinnen in der Lage. „The fire-
power the USFJ can bring to bear upon the Korean Peninsula within a matter of hours makes the U.S.-Japan 
alliance the Damoclean sword hanging over the DPRK.“ Okamoto (2002): S. 69. 

2054  „Rotational and rapidly deployable combat capabilities such as Stryker units and air expeditionary forces 
will complement these permanently stationed units. We seek to retain a robust prepositioned equipment ca-
pability in Korea to support rapid reinforcement.“ Department of Defense (September 2004): S. 12. 
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be able to respond flexibly to security challenges“2055. Die amerikanischen Truppenkon-

tingente sollen künftig stärker, wie dies bereits für die Einheiten in Japan gilt, für regiona-

le Missionen eingesetzt werden. Der amerikanische Botschafter in Südkorea, Thomas C. 

Hubbard, bewertete diesen Wandel am 21. März 2003 wie folgt: „Deterrence remains our 

first priority, but in the future, as our alliance continues to develop and diversify, it will 

also encompass the promotion and maintenance of regional security as a steadily more 

important factor in our overall partnership.“2056 Admiral Fargo sprach in diesem Sinne im 

März 2004 von einer „more regional role for USFK“2057. Für regionale oder globale Ver-

wendungen könnte dann u.a. die 2. Infanteriedivision eingesetzt werden, die traditionell 

ihren Dienst an der DMZ versehen hat. Damit war sie einseitig gebunden. So sie südlich 

des Flusses Han stationiert würde, könnte sie weitaus einfacher regionalen oder globalen 

Verwendungen zugeführt werden.2058 Admiral Fallon nannte diese Nutzenmultiplikation 

im März 2005 „new modular capabilities“2059 der USFK. Überlegungen für einen derarti-

gen Umbau gibt es nicht nur in Washington, sondern auch in Seoul. Won-Soo Kim, der 

von 2000 bis 2003 im Büro des südkoreanischen Präsidenten arbeitete, forderte beide 

Regierungen auf „to present a redefined rationale of the alliance for the twenty-first cen-

tury that looks beyond the Korean peninsula“2060. 
 

Die USA versuchen, langfristig auf der koreanischen Halbinsel – also auch nach einer Wie-

dervereinigung – militärisch präsent zu bleiben.2061 Ob dies politisch durchzusetzen sein wird, 

ist fraglich. Allen bilateralen Dissonanzen zum Trotz ist zumindest solange mit einer Fortset-

zung der Allianz zu rechnen, wie es das Regime Kim Jong-il gibt. Jede andere Entwicklung 

würde für Südkorea nicht nur militärische, sondern auch finanzielle Risiken beinhalten. Die 

Regierung in Seoul geht davon aus, daß der Verteidigungshaushalt um ca. 30 Mrd. US-Dollar 

                                                 
2055  Evans J. R. Revere, Evolution of the U.S.-Korea Alliance and the Future of Northeast Asia (Remarks at the 

Korean Economic Institute), Washington D.C., 2. Mai 2005. 
2056  Thomas C. Hubbard, Korea and the U.S.: Contemporary Alliance Issues (Remarks following the R.O.K.-

U.S. Policy Forum Luncheon), Seoul, 21. März 2003. Auch das IISS nahm eine entsprechende Interpreta-
tion vor: „[...] the Bush administration seems determined to develop a very different mix of forces on the 
pensinsula, geared more toward regionally-oriented defence strategies and away from ground force-
dominated contingency plans of the past.“ IISS, US troop withdrawals from South Korea. Beginnings of the 
end for the alliance?, Strategic Comments, Nr. 5, Juni 2004, S. 1. 

2057  Fargo (31.03.2004). 
2058  Vgl. Medeiros (Dezember 2004): S. 4. 
2059  Fallon (08.03.2005). 
2060  Won-Soo Kim (2004): S. 174. Die derzeitige enge geographische Auslegung des Verteidigungsvertrages 

„makes it harder to justify South Korea’s participation in a US-led military campaign in a third area.“ Ebd., 
S. 167. Während sich Australien unter Berufung auf das Sicherheitsbündnis mit den USA am Krieg gegen 
Afghanistan beteiligte, konnte Südkorea nur darauf verweisen, im Geiste des Verteidigungsvertrages agie-
ren zu wollen. 

2061  Im EASR 1995 war eine langfristige Perspektive eröffnet worden: „Even after the North Korean threat 
passes, the United States intends to maintain its strong defense alliance with the Republic of Korea, in the 
interest of regional security.“ Department of Defense (Februar 1995): S. 10. 
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erhöht werden müßte, sollten sich die amerikanischen Truppen komplett von der Halbinsel 

zurückziehen.2062 2006 lag der Verteidigungshaushalt Südkoreas bei 23,7 Mrd. US-Dollar.2063 

Diese Sichtweise wird u.a. vom Cato Institute angezweifelt. Anhänger eines militärischen 

Rückzuges der USA von der Halbinsel wie Doug Bandow behaupten, daß gerade durch die 

amerikanische Präsenz die Abschreckungsfähigkeit Südkoreas geschwächt werde. Dahinter 

steckt die Vermutung, daß Seoul weitaus mehr Ressourcen in seine Verteidigung investieren 

würde, wenn es sich nicht auf die Hilfe Washingtons verlassen könnte.2064 Des weiteren gebe 

es keine vitalen US-Interessen auf der koreanischen Halbinsel, die amerikanische Truppen 

verteidigen müßten: „There are obviously times when the U.S. must go to war. But this is not 

one. There are no vital interests at stake warranting such costs and risks. The mere fact that 

the U.S. fought in Korea 55 years ago does not mean it should prepare to do so again.“2065 

Diese Sichtweise blendet übergeordnete Fragen wie die in dieser Arbeit unterstellte Konkur-

renzsituation zwischen Washington und Peking aus. 

  Welche Implikationen ergeben sich aus der Südkorea-Politik der USA für deren Haltung 

gegenüber Südostasien? Sollte die Sicherheitsallianz künftig stärker auf die Wahrnehmung 

regionaler und überregionaler Ordnungsaufgaben ausgerichtet werden, ähnelt die Bedeutung 

Südkoreas jener, die Japan derzeit bündnispolitisch einnimmt. Mit einem gewichtigen Unter-

schied: Die südkoreanische Militärpolitik muß nicht unter den Bedingungen eines Artikels 9 

operieren! Aus diesen Gründen war es Seoul möglich, nicht nur Wiederaufbauhelfer nach Af-

ghanistan zu entsenden, sondern auch das drittgrößte Streitkräftekontingent für die von den 

USA geführten Besatzungstruppen im Irak zur Verfügung zu stellen. Im März 2005 befanden 

sich über 3.500 südkoreanische Soldaten in Irbil, die von einem Lufttransportkommando in 

Kuwait unterstützt wurden.2066 Sie waren bis Mitte August 2004 von amerikanischen Trans-

portflugzeugen in ihr Einsatzgebiet verlegt worden. Anfang 2007 befanden sich noch 2.300 

Soldaten der „Zaytun Division“, die vor allem humanitäre Aufgaben wahrnimmt, in Irbil.2067 

Seoul hat des weiteren im Verantwortungsbereich des USPACOM seit den Anschlägen vom 

11. September 2001 diverse Transportaufgaben wahrgenommen. Von Dezember 2001 bis De-

zember 2003 hatten die Luftstreitkräfte Südkoreas annähernd 3.000 Flugstunden absolviert 

                                                 
2062  Vgl. Doug Bandow, The Future of the U.S.-ROK Alliance: Equality, Mutuality, and International Security, 

in: East Asian Review, Nr. 2, Sommer 2005, S. 60. 
2063  Vgl. IISS (2007): S. 359. 
2064  Vgl. Bandow (2005): S. 63. 
2065  Ebd., S. 63 f. 
2066   Vgl. Fallon (08.03.2005). 
2067  Vgl. Yonhap, Parliamentary committee OKs extended troop stay in Iraq, 13. Dezember 2006 (online). Yon-

hap, S. Korean medics treat more than 50,000 Iraqis, 13. Januar 2007 (online). 
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und dabei 300 Tonnen Last sowie zahlreiche Passagiere transportiert, um die Operation Endu-

ring Freedom zu unterstützen.2068 

  Im Gegensatz zu Tokyo könnte Washington also im Falle Seouls weitaus stärker damit 

rechnen, daß dieses auch Kampftruppen zur Bewältigung sicherheitspolitischer Krisen in 

Südostasien entsendet, wie es dies bereits während des Vietnamkrieges getan hatte. Südko-

reanische Soldaten ließen sich zudem dort einsetzen, wo japanische Einheiten aufgrund ihrer 

Rolle während des Pazifikkrieges auf historisch begründete Vorbehalte treffen. Sollten die 

USA selbst Streitkräftekontingente, die sie auf der Halbinsel disloziert haben, im ASEAN-

Raum einsetzen wollen, müßten sie für diese allerdings eine höhere Reaktionszeit einkalkulie-

ren, als dies bei der Nutzung Okinawas der Fall wäre. Eine weitere Verbindung zwischen den 

Politiken Washingtons in Nord- und Südostasien liegt auf der Hand: Je stärker die USA 

Nordkorea eindämmen, desto schwieriger wird es für dieses, Nuklear- und Raketentechnolo-

gie in Staaten wie Burma zu exportieren, das angeblich am Bau eines Atomreaktors Interesse 

haben soll.2069 

  Die USA verhalten sich gegenüber Südkorea aus fünf Gründen strategisch. Die Aufrecht-

erhaltung der Bündnisbeziehungen signalisiert, erstens, konkurrierenden Großmächten, daß 

Washington sich der Stabilität des asiatisch-pazifischen Raums nach wie vor verpflichtet 

fühlt. Anders gewendet: Die Bush-Administration setzt die Politik ihrer Vorgängerregierun-

gen fort, den Einfluß auf die pazifische Gegenküste zu wahren. Der Umbau der amerikani-

schen Truppen in Südkorea könnte, zweitens, dazu beitragen, daß das USPACOM diese Sol-

daten für regionale Ordnungsaufgaben einsetzt. Gerade dies wäre ein Hinweis auf strategi-

sches Verhalten, weil das auf der Halbinsel gebundene Truppenkontingent bisher nicht zu ei-

nem erweiterten Hegemonie-Management im asiatisch-pazifischen Raum eingesetzt werden 

konnte.2070 Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang, drittens, auch die Begründung für 

den Rückzug amerikanischer Truppen. Washington hat mehrfach erklärt, daß es sich weiter-

hin an das Verteidigungsabkommen gebunden fühlt und dieses sogar stärken möchte. Damit 

werden kurzfristig an Nordkorea sowie langfristig an China Botschaften der Stärke gesendet. 

                                                 
2068  Vgl. Fargo (31.03.2004). 
2069  Im Februar 2004 wies Burma Anschuldigungen eines Beraters des amerikanischen Senats zurück, von 

Nordkorea Nukleartechnologie erhalten zu haben. Vgl. Sheldon W. Simon, U.S.-Southeast Asia Relations: 
A WMD Discovery in Malaysia and Counter-Terrorism Concerns in the Rest of Southeast Asia, in: Com-
parative Connections, Nr. 1, April 2004, S. 66. Die USA haben Nordkorea zudem im März 2004 vorgewor-
fen, daran interessiert zu sein, Burma Raketen zu verkaufen. Vgl. Donald G. Gross, U.S.-Korea Relations: 
In the Eye of the Beholder: Impasse or Progress in the Six-Party Talks?, in: Comparative Connections, Nr. 
1, April 2004, S. 50. 

2070  Präsident Roh hat in diesem Zusammenhang allerdings angemerkt, daß die USA die Zustimmung Südkore-
as benötigen würden, sollten sie Truppen, die auf der Halbinsel stationiert sind, in Nordostasien einsetzen 
wollen. Vgl. Larry A. Niksch, Korea: U.S.-Korean Relations – Issues for Congress, CRS Issue Brief for 
Congress (IB98045), Washington D.C., Stand vom 14. April 2006, S. 14. 
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Aus theoretischer Sicht unterstreicht ein Hegemon auf diese Weise den Anspruch auf seine 

Machtposition, was ein klares Anzeichen für ein strategisches Allianzverständnis ist. Die 

USA deuten damit zudem an, Lehren aus der Vergangenheit gezogen zu haben: Außenmini-

ster Dean Acheson hatte vor dem Koreakrieg Angriffsüberlegungen Kim Il-sungs ungewollt 

gestärkt, nachdem er am 12. Januar 1950 erklärt hatte, daß Südkorea nicht zum Verteidi-

gungsperimeter der USA im asiatisch-pazifischen Raum gehöre.2071 Nach 1969 waren dann 

Zweifel an der amerikanischen Sicherheitszusage aufgekommen, weil die Nixon-Doktrin zum 

Abzug von insgesamt 20.000 Mann von der Halbinsel führte. Ähnliche Befürchtungen gab es 

1978, als Präsident Carter 3.400 Soldaten in die Heimat zurückbeorderte. Diese Entscheidung 

war ursprünglich als Beginn eines kompletten militärischen Rückzugs von der Halbinsel bis 

1982 gedacht; sie wurde dann allerdings revidiert. 1990 wurde schließlich im Rahmen der    

East Asia Security Initiative ein dreistufiges Modell zum Rückzug der amerikanischen Trup-

pen angekündigt, das zum Abzug von 7.000 Soldaten führte und dessen Umsetzung dann 

1992 gestoppt wurde.2072 Die Anpassung der Allianz im Rahmen des GDPR weist, viertens, 

gerade mit Blick auf China einen strategischen Handlungsansatz auf. Wenn das Sicherheits-

bündnis ausschließlich auf die Abschreckung Nordkoreas gerichtet bliebe, würde es nach ei-

ner Wiedervereinigung Koreas keinen ersichtlichen Grund für eine Fortsetzung der amerika-

nischen Truppenpräsenz auf der Halbinsel geben. Wenn sich Seoul und Washington hingegen 

bereits vor einer möglichen Verschmelzung des Nordens und des Südens auf ein erweitertes 

sicherheitspolitisches Aufgabenprofil einigen, würden die USA ihre Chancen steigern, eine – 

sicherlich im Vergleich zu heute kleinere – Truppenpräsenz in Korea zu wahren.2073 Sollte 

dies gelingen, vergrößern die USA schließlich, fünftens, die Wahrscheinlichkeit, langfristig 

Truppen in Nordostasien stationieren zu können. Denn im Falle eines Rückzuges von der 

Halbinsel wäre es durchaus denkbar, daß sich einige Zeit später auch Japan entscheidet, die 

                                                 
2071   Gemäß Acheson sollten sich die USA auf die Verteidigung einer Nord-Süd-Linie von den Aleuten über Ja-

pan, die Philippinen bis nach Australien und Neuseeland konzentrieren. Korea, Taiwan und Indochina ge-
hörten folglich nicht zur amerikanischen Schutzzone. Wörtlich erklärte Acheson: „Soweit es die militäri-
sche Sicherheit anderer Gebiete im Pazifik betrifft, muß es klar sein, daß niemand diese Gebiete gegen ei-
nen militärischen Angriff schützen kann.“ Zit. n. Kindermann (2001): S. 342. 

2072  Vgl. Lee Jong-sup, The ROK-U.S. Alliance and Self-Reliant Defense in the ROK, in: Mansourov (2005): S. 
253 f. Kim Jae-chang, Changes in the Combined Operations Arrangement in Korea, in: Armacost/Okimoto 
(2004): S. 192. Yong-Sup Han, Changing ROK-US Alliance: From Containment to Cooperative Engage-
ment, in: Barry Rubin, Thomas A. Keanney (Hrsg.), US Allies in a Changing World, London – Portland 
2001, S. 202 – 207. 

2073  Der GDPR entspricht damit einer Forderung, die Autoren wie Ralph A. Cossa und Alan Oxley bereits 2000 
aufgestellt hatten: „If U.S. and Korean officials and strategic planners are convinced that a continued U.S. 
military presence after reunification is necessary or desirable, they must begin serious discussions now in 
order to develop the strategic rationale.“ Ralph A. Cossa, Alan Oxley, The U.S.-Korea Alliance, in: Robert 
D. Blackwill, Paul Dibb (Hrsg.), America’s Asian Alliances, Cambridge – London 2000, S. 85. Cossa und 
Oxley erinnern daran, daß sich das amerikanisch-australische Bündnis als effektiv erwiesen habe, obwohl 
vor Ort kein größeres US-Truppenkontingent stationiert sei. Dieses Modell könnte künftig vielleicht auch in 
Nordostasien Anwendung finden. Vgl. ebd., S. 85 f. 
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amerikanische Präsenz zu beenden, um unter seinen Nachbarn nicht als letzter Vorposten der 

USA in der Region wahrgenommen zu werden.2074 Nach dieser Sicht ist die Zukunft der ame-

rikanischen Vornepräsenz eng mit der Zukunft der USFK und der United States Forces Japan 

(USFJ) verbunden.2075 

  Abschließend soll noch einmal kurz das Verhalten Washingtons zwischen Peking und Se-

oul vertieft werden. China hat bereits seit der Aufnahme diplomatischer Beziehungen 1992 

versucht, möglichst enge Beziehungen zu Südkorea aufzubauen.2076 Dieser Politik liegen star-

ke ökonomische Motive zugrunde. China löste 2004 die USA als wichtigsten Handelspartner 

Südkoreas ab.2077 Peking verfolgt dabei einen langfristigen strategischen Ansatz: Je enger die 

Bande mit Seoul ist, desto größer dürfte die Wahrscheinlichkeit sein, daß die südkoreanische 

Regierung im Falle einer Wiedervereinigung chinesische Interessen in Betracht zieht, die auf 

einen Abzug aller US-Truppen von der Halbinsel gerichtet sind.2078 Ein solches Szenario ist 

aus mehreren Gründen nicht unwahrscheinlich: Die historischen Beziehungen Südkoreas mit 

Japan sind stark (Besatzungszeit), mit China hingegen wesentlich geringer (Koguryo) bela-

stet; die geographische Nähe haben beide in den vergangenen Jahren zur Kooperation, nicht 

zur Konfrontation genutzt; Chinesen und Koreaner verbindet eine gewisse kulturelle Affinität. 

Verteidigungspolitisch gibt es mit dem Thema Raketenabwehr einen Präzedenzfall, bei dem 

sich Seoul durch seine ablehnende Haltung eher im Spielfeld Moskaus und Pekings als in je-

nem Washingtons befunden hat.2079 Auch gehört Südkorea zu jenen Staaten, die nicht an der 

                                                 
2074  So das CSIS Seoul Forum (2003): S. 16. Sollten sich die US-Truppen aus Südkorea zurückziehen, dann wä-

re Japan das einzige Land, in dem sich größere amerikanische Truppenkontingente befinden. Dies könnte 
von Japan als ungerecht empfunden werden. Interview des Verfassers mit Oknim Chung, Visiting Fellow, 
Center for Northeast Asian Policy Studies, The Brookings Institution, Washington D.C., 30. November 
1999. 

2075  Diese Position vertritt u.a. James J. Przystup: „In short, transformation on the peninsula will lead to trans-
formation of U.S. presence in Japan, which, in turn, will affect the nature of the American presence across 
the Asia-Pacific region.“ James J. Przystup, Military Transformation: Enhancing Capabilities and Commit-
ment, in: James J. Przystup, Kang Choi, The U.S.-ROK Alliance: Building a Mature Partnership, INSS 
Special Report, Washington D.C., März 2004, S. 6. 

2076  Vgl. Shambaugh (2004/2005): S. 79 f. Vgl. zum Zustand der Beziehungen zwischen China und Nordkorea 
Anne Wu, What China Whispers to North Korea, in: The Washington Quarterly, Nr. 2, Frühjahr 2005, S. 35 
– 48. 

2077  2003 lag das Handelsvolumen zwischen China (Festland) und Südkorea bei 57,019 Mrd. US-Dollar, 2004 
bei 79,348 Mrd. US-Dollar und 2005 bei 100,563 Mrd. US-Dollar. Der Handel der USA mit Südkorea um-
faßte hingegen 2003 ein Volumen von 59,304 US-Dollar, 2004 von 71,946 Mrd. US-Dollar und 2005 von 
72,288 Mrd. US-Dollar. Damit fielen die USA 2005 sogar hinter Japan zurück, das mit Südkorea auf ein 
Handelsvolumen von 72,43 Mrd. US-Dollar kam. Vgl. IMF (2006): S. 285 f. 

2078  Victor D. Cha interpretiert die chinesische Position in dieser Frage wie folgt: „China will look on a consoli-
dation of the US-ROK alliance after unification as a form of containment.“ Victor D. Cha, Shaping Change 
and Cultivating Ideas in the US-ROK Alliance, in: Armacost/Okimoto (2004): S. 131. 

2079  Der russische Präsident Putin und der südkoreanische Präsident Kim Dae-jung hatten im Februar 2001 ein 
Abkommen unterzeichnet, in dem sie sich für den Erhalt des Anti-Ballistic-Missile (ABM)-Vertrages aus-
sprachen. Damit positionierte sich Seoul gegen Washington, das dieses Abkommen als antiquiert betrachte-
te. Am 13. Dezember 2001 kündigten die USA den ABM-Vertrag auf. 
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PSI teilnehmen.2080 Beobachter bestätigen Seoul und Peking zudem, in den Sechsparteienge-

sprächen eng zusammenzuarbeiten.2081 „This combination of economics and geographic pro-

pinquity could pull the Korean peninsula strategically away from the United States and to-

ward its Asian mainland neighbor.“2082 Alexandre Y. Mansourov sieht die Position Pekings 

noch weitaus bedeutender: „China can make or break any Korean state.“2083 Ergebnis wären 

positionale Verluste der USA gegenüber China im Falle einer Wiedervereinigung Koreas. 

  Wie allen Prognosen haftet auch dieser das Spekulative an. Denn Seoul könnte gerade 

nach einer Wiedervereinigung verstärkt die Nähe Washingtons suchen. Umgeben von den 

Großmächten Rußland, China und Japan wäre es für die Mittelmacht Korea naheliegend, die 

eigene Sicherheit an Schutzzusagen einer externen Großmacht zu binden.2084 Viele Beobach-

ter sind wie etwa Denny Roy in dieser Frage inhaltlich gespalten. Die Vertiefung der Bezie-

hungen zwischen China und Südkorea auf der einen Seite sowie die Dissonanzen zwischen 

den USA und Südkorea auf der anderen Seite „suggest the days of the Korean-American alli-

ance may be numbered.“2085 Gleichzeitig gebe es jedoch auch keine Garantie für dauerhaft 

                                                 
2080  Hintergrund dieser Entscheidung ist, daß ein Abfangen nordkoreanischer Schiffe unter Beteiligung südko-

reanischer Einheiten dazu beitragen könnte, die Spannungen auf der Halbinsel – aus der Sicht Seouls unnö-
tigerweise – zu erhöhen. Vgl. Chung Oknim, Republic of Korea, in: Asia Pacific Security Outlook 2004, 
Tokyo – New York 2004, S. 121. An diesem Punkt zeigen sich auseinandergehende sicherheitspolitische 
Interessen innerhalb der Sicherheitsallianz: Die Bush-Administration gewichtet die Gegenproliferation und 
den Kampf gegen den Terrorismus höher als die Stabilität am 38. Breitengrad. 

2081  Vgl. Park (2005): S. 88. 
2082  Cha (2004): S. 132. Das Seoul Forum des CSIS sieht dies ähnlich: „The danger is that continuing U.S.-

ROK tensions over North Korea and an American inability to accomodate South Korea’s yearning for 
greater autonomy could erode the foundation of bilateral ties and push Seoul into Beijing’s arms.“ Seoul 
Forum des CSIS (2003): S. 14. 

2083  „As a rule, China’s approach to the Korean Peninsula has been relatively benign and passive. However, 
whenever the peninsula is divided, China’s role as the final arbiter of Korean unification becomes indispen-
sable.“ Alexandre Y. Mansourov, Giving Lip Service with an Attitude: North Korea’s China Debate, Spe-
cial Assessment des Asia-Pacific Center for Security Studies, Honolulu, Dezember 2003, S. 9/8. 

2084  Victor D. Cha hält es nach einer Wiedervereinigung Koreas eher für wahrscheinlich, daß sich China mit ei-
ner amerikanischen Truppenpräsenz auf der Halbinsel abfindet. Dies könne ganz pragmatische Gründe ha-
ben: Wenn sich China zwischen amerikanischen Bodentruppen im Norden Koreas oder aber einigen Luft- 
und Seeeinheiten im Süden entscheiden müßte, würde es wohl letzteres wählen. Gemäß einer Umfrage vom 
Juli 2002 gehen nur 11 % der Südkoreaner davon aus, daß China in den nächsten fünf bis zehn Jahren der 
wichtigste Sicherheitspartner ihres Landes sein werde. 60 % sahen hingegen die USA in dieser Rolle. „Sur-
rounded as they are by great powers, South Koreans will continue to find it in their interest, post-
unification, to ally with the biggest and most distant power.“ Cha (2004): S. 133. Diese Position vertritt 
auch Seongho Sheen. Ein wiedervereinigtes Korea könnte eine amerikanische Truppenpräsenz akzeptieren 
„because it sees the U.S. role as a stabilizer against other regional powers such as China and Japan.“ 
Seongho Sheen, Grudging Partner: South Korea’s Response to U.S. Security Policies, Special Assessment 
des Asia-Pacific Center for Security Studies, Honolulu, März 2003, S. 1. Vgl. CSIS Seoul Forum (2003): S. 
13. Heung-Soon Park, Korea, Alliances and Multilateralism: Policies for a Transitional Era, in: 
Tow/Trood/Hoshino (1997): S. 103. James R. Lilley, Botschafter der USA in Südkorea von 1986 bis 1989, 
vertritt die Auffassung, daß Korea vor allem den USA vertraue. Er begründet dies mit den Erfahrungen des 
Landes mit seinen Nachbarn und einem einfachen geographischen Zusammenhang: „Because we are 5.000 
miles away.“ Wenn ein vereintes Korea die Präsenz von US-Truppen im Land wünsche, dann sollte man 
eine entsprechende Dislozierung ernsthaft in Erwägung ziehen. Interview des Verfassers mit James R. Lil-
ley, Resident Fellow, American Enterprise Institute, Washington D.C., 1. Dezember 1999. 

2085   Denny Roy, China-South Korea Relations: Elder Brother Wins Over Younger Brother, Special Assessment 
des Asia-Pacific Center for Security Studies, Honolulu, Oktober 2004, S. 10/7. 
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enge Beziehungen zwischen Peking und Seoul: „Anti-American and pro-China sentiments 

could well weaken in the future if the United States withdraws its forces at Seoul’s request 

and South Koreans find that life in the shadow of China’s massive economic, political, and 

military power grows uncomfortable.“2086 Auch wäre es vorstellbar, wie Kim Sung-han an-

merkt, daß Peking Vorteile in einer amerikanischen Präsenz auf der Halbinsel entdeckt: „Bei-

jing does not want Korea dominated by the United States but it does see the benefits of an 

American presence in the region even after reunification to forestall proliferation and act as a 

buffer against Japan.“2087 Die gegenwärtige Modernisierung der Allianz zwischen Seoul und 

Washington, die 2007 durch die Unterzeichnung eines Freihandelsabkommens wirtschaftlich 

flankiert wurde, dürfte aus Sicht der USA zusätzlich darauf abzielen, die Wahrscheinlichkeit 

eines proamerikanischen Koreas im Zustand der Wiedervereinigung zu steigern. Strategisch 

ist diese Stoßrichtung auch insofern, als Washington im Falle des Erfolges sicherstellen könn-

te, daß sich die koreanischen capabilities im Zuge sich verändernder Machtkonstellationen 

nicht gegen die USA richten würden. Die Meßlatte für jenes Verhalten, das als strategisch be-

zeichnet werden kann, ist damit im Falle der amerikanischen Südkorea-Politik wie folgt zu 

konkretisieren: Strategisch ist jene Politik, die Südkorea aktiv in das asiatisch-pazifische He-

gemonie-Management einbindet und die Präsenz von US-Truppen auch nach der Wiederver-

einigung Koreas sichert.  

 

3.  Guam 

Ein weiterer wichtiger Stützpunkt des USPACOM ist Guam, das im Westpazifik gelegen ist. 

Es war im Pariser Frieden vom Dezember 1898 von Spanien an die USA abgetreten worden. 

Am 10. Dezember 1941, kurz nach dem Angriff auf Pearl Harbor, wurde es von japanischen 

Truppen besetzt. Die amerikanischen Streitkräfte konnten die 549 km² große Insel im Süden 

der Marianen im Juli/August 1944 zurückerobern. Seit 1982 verfügt Guam als Unincorpora-

ted Territory der USA über innere Autonomie. Die Insel ist für das USPACOM aus drei 

Gründen von strategischer Bedeutung: 
 

• Washington verfügt im westlichen Pazifik neben kleineren Inseln nur über einen einzigen 

militärischen Stützpunkt, der sich im Besitz der USA befindet, und das ist Guam. Dies 

bedeutet grundsätzlich zweierlei: Es verankert die USA einerseits als pazifische Macht in 

der Region. Andererseits kommt der Insel die Rolle einer Rückfallposition zu, sollten sich 

die amerikanischen Streitkräfte aus Südkorea und Japan zurückziehen müssen. Im Rah-

                                                 
2086  Ebd. 
2087  Kim Sung-han (2005): S. 108. 
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men des GDPR wurde bereits beschlossen, bis 2014 ca. 8.000 US-Soldaten von Okinawa 

nach Guam zu verlegen.2088 Durch seine Lage, weit hinter den Philippinen, ist der Stütz-

punkt vor Überraschungsangriffen sicher. Daß sich Guam im Besitz der USA befindet, 

hat schließlich einen weiteren Vorteil: Die amerikanischen Streitkräfte können diese Insel 

ohne Einschränkung nutzen, was z.B. für Hafenanlagen im asiatisch-pazifischen Raum 

nicht durchgehend der Fall ist. So gibt es vor allem im ASEAN-Raum Vorbehalte gegen-

über dem Besuch nuklearbetriebener Seekriegsmittel. 
 

• Die geostrategische Lage Guams ist für das USPACOM von hohem Wert. Die Distanzen 

zu möglichen Krisenherden betragen 3.200 km bis Seoul, 2.900 km bis Taipeh und 3.300 

km bis in das Zentrum der Südchinesischen See. Überwasserkampfschiffe würden bei ei-

ner durchschnittlichen Marschgeschwindigkeit von 15 Knoten ca. 4,5 bis 5 Tage, bei 25 

Knoten ca. 2,5 bis 3 Tage benötigen, um ihre Einsatzgebiete zu erreichen (Ausnahme: die 

Passage durch den philippinischen Archipel Richtung Südchinesische See könnte länger 

dauern). Kampfflugzeuge wären bei einem Tempo von 1.000 km/h in ca. 3 Stunden vor 

Ort. Würden die USA in der Region nur auf ihre Stützpunkte in Hawaii zurückgreifen 

können, würde sich die Eingreiffähigkeit der amerikanischen Streitkräfte rapide ver-

schlechtern. Die Distanz vom Hauptquartier des USPACOM bis Seoul beträgt 7.400 km, 

bis Taipeh 8.200 km und bis in das Zentrum der Südchinesischen See 9.600 km. Kriegs-

schiffe würden bei 15 bzw. 25 Knoten 11 bzw. 6,5 Tage bis zur koreanischen Halbinsel, 

12 bzw. 7,5 Tage bis in die Taiwanstraße und – über die Straße von Luzon – 14 bzw. 8,5 

Tage bis in die Südchinesische See benötigen. Kampfflugzeuge wären bei einer Ge-

schwindigkeit von 1.000 km/h immerhin gut 7 bis knapp 10 Stunden unterwegs. Admiral 

Fargo betont deshalb: „Guam’s geostrategic importance cannot be overstated.“2089 
 

• Guam dient den USA jedoch nicht nur als vorgeschobener Stationierungsort für weitrei-

chende Bomberverbände oder Kriegsschiffe, um von dieser Basis praktisch in sämtliche 

vorstellbaren asiatischen militärischen Konflikte schneller als von Hawaii oder CONUS 

intervenieren zu können. Der amerikanische Außenposten hat zudem eine Depotfunktion: 

Auf Guam können jene Gegenstände eingelagert werden, für die in der FOS (Singapur) 

und den CSLs (Philippinen, Thailand, Malaysia, Indonesien, Brunei) Südostasiens entwe-

der nicht genug Platz vorhanden ist oder aber keine Lagergenehmigung vorliegt. In einer 

                                                 
2088  Vgl. dazu die entsprechenden Ausführungen in diesem Kapitel unter „1. Japan“. 
2089  Fargo (31.03.2004). 
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militärischen Krise im ASEAN-Raum könnten dann die FOS und die CSLs über Guam 

logistisch abgesichert werden.2090 
 

Auf Guam sind insgesamt 2.921 US-Soldaten stationiert (Stand: 2007). Die größten Kontin-

gente sind auf die Andersen Air Force Base, die zugleich Hauptquartier der 13. Air Force ist, 

sowie auf den zentralen Marinestützpunkt in Agana verteilt.2091 Die USA verfügen auf Guam 

über eine Reihe von Tank- und Transportflugzeugen. Die Andersen Air Force Base wird zu-

dem regelmäßig von strategischen Bombern des Typs B-52 und seit einiger Zeit auch von 

Tarnkappenbombern des Typs B-2 angeflogen.2092 Der U.S. Navy sind u.a. vier Kriegsschiffe 

zugeordnet, die mit hinreichend Ausrüstung für eine Marine Expeditionary Brigade ausgestat-

tet sind. Drei nuklearbetriebene U-Boote nutzen die Insel als Abstützpunkt. 

  Die Bedeutung Guams wird im Zuge der Umsetzung des GDPR zunehmen. Abgesehen 

von der Aufnahme von ca. 8.000 US-Soldaten aus Okinawa bis 2014 zeichnen sich folgende 

Entwicklungen ab: Es ist grundsätzlich damit zu rechnen, daß weitere Seekriegsmittel und 

Kampfflugzeuge zu diesem Außenposten verschoben werden.2093 Admiral Fargo beschreibt 

diesen allgemeinen Trend wie folgt: „Both Navy and Air Force facilities will continue to fig-

ure prominently in Guam’s increasing role as a power projection hub.“2094 In concreto wird 

darüber diskutiert, zusätzlich zu den drei bereits vorhandenen drei weitere nuklearbetriebene 

U-Boote an der Küste Guams zu dislozieren. Auch die Vornestationierung einer Flugzeugträ-

gergruppe – die zweite neben Yokosuka – wäre denkbar. Der Apra Harbor ist zumindest groß 

genug, um auch von einem Flugzeugträger angelaufen zu werden.2095 Das USPACOM weist 

darauf hin, daß vor allem die militärische Infrastruktur vor Ort ausgebaut werden muß, um die 

Insel intensiver nutzen zu können. Dazu soll die Halbinsel Orote zu einem voll funktionsfähi-

gen Umschlagplatz für Kriegsmaterial ausgebaut werden; die Kaianlagen von Apra Harbor 

sollen verbessert werden; auf der Andersen Air Force Base ist die Errichtung einer größeren 

Anlage zur Einlagerung von Kriegsgerät geplant.2096 Wenn der Umbau dieses Luftwaffen-

stützpunktes vollendet ist, soll er Platz für drei unbemannte Global Hawk Aufklärungsflug-
                                                 
2090  Vgl. Kahlilzad u.a. (2001): S. 72, 77.  
2091  Vgl. IISS (2007): S. 39. Im September 2004 lag diese Zahl noch bei 6.636 Soldaten. Vgl. Department of 

Defense, Base Structure Report (A Summary of DoD’s Real Property Inventory). Fiscal Year 2005 Baseli-
ne, Washington D.C., 30. September 2004, S. 36. 

2092  Anfang März 2003 verlegten die USA 24 Langstreckenbomber nach Guam, wo sie sich in der Reichweite 
Nordkoreas befinden. 

2093  Dies bestätigte der derzeitige Kommandeur des USPACOM, Admiral William J. Fallon, am 8. März 2005 
vor dem Senate Armed Services Committee: „On Guam, we continue efforts to enhance our strike fighter, 
bomber, and intelligence / Surveillance / Reconnaissance forces located there on either a permanent or rota-
tional basis. Three fast attack submarines are currently stationed in Guam, and we plan for rotational SSGN 
forces once this platform is deployed.“ Fallon (08.03.2005). Vgl. Medeiros (Dezember 2004): S. 5. 

2094  Fargo (31.03.2004). 
2095  Vgl. IISS (2004): S. 16. 
2096  Vgl. Fargo (31.03.2004). 
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zeuge, zwölf KC-135 Tankflugzeuge, 48 Kampfflugzeuge sowie sechs strategische Bomber 

bieten.2097 In einer Studie zu den künftigen Anforderungen an die US-Truppenpräsenz im   

asiatisch-pazifischen Raum kam RAND bereits 2001 zu dem Ergebnis, daß Guam „should be 

built up as a major hub for power projection throughout Asia. Sufficient stockpiles of muni-

tions, spare parts, and other equipment should be established to support the rapid deployment 

and employment of a sizable tranche of USAF assets – say, 100 to 150 fighters and up to 50 

bombers – anywhere in the region. Within C-130 range of the Philippines, northwest Austra-

lia, Malaysia, Indonesia, Singapore, Vietnam, and Thailand, assets could be quickly moved 

from Guam to FOLS [Forward Operation Locations, M.W.] across much of the region.“2098 

  Die militärischen Planungen des Pentagons gegenüber Guam weisen eindeutig einen si-

cherheitsstrategischen Ansatz auf. Die amerikanische Abschreckungsfähigkeit im asiatisch-

pazifischen Raum wird durch die auf der Insel stationierten Luftstreitkräfte gefestigt, da sie in 

nur wenigen Stunden in allen denkbaren Kriegsschauplätzen intervenieren könnten. Vertreter 

der Kampfbomberverbände weisen darauf hin, daß Guam vor allem mit Blick auf China aus-

gebaut werde. So erklärt Oberst Michael Boera, Kommandeur des 36. Air Expeditionary 

Wing der Andersen Air Force Base: „China is a huge piece of the puzzle right now, and the 

military certainly recognizes it“2099. General T. Michael Moseley, Stabschef der US Air Fore, 

teilte dem Senate Armed Services Committee im Juni 2005 mit, daß es für ihn von höchster 

Bedeutung sei, hinreichend Luftstreitkräfte zur Verfügung zu haben, um China im Falle eines 

Konfliktes besiegen zu können.2100 Die militärische Aufwertung Guams sendet zudem den 

Verbündeten der USA zwei Signale: Washington verfügt im Pazifik, erstens, über eine akzep-

table Basis-Alternative, sollten sich Südkorea und Japan dazu entschließen, die amerikanische 

Militärpräsenz in ihren Ländern zu beenden. Strategisch ist dieses Verhalten vor allem des-

halb, weil Guam offensichtlich darauf vorbereitet wird, im Falle eines erzwungenen Rückzu-

ges amerikanischer Streitkräfte aus Nordostasien als Auffangbecken zu dienen. Damit wird 

den Verbündeten Washingtons eine zweite Botschaft übermittelt: Amerikanische Truppen 

müssen nicht um jeden Preis in Südkorea oder Japan stationiert sein, um den militärischen 

Einfluß der USA in der Region zu sichern.2101 

                                                 
2097  Vgl. Edward Cody, Shifts in Pacific Force U.S. Military To Adapt Thinking. New Plans Reflect Reaction 

To China’s Growing Power, in: The Washington Post, 17. September 2005, S. A01. 
2098  Khalilzad u.a. (2001): S. 87. 
2099  Zit. n. Cody (17.09.2005): S. A01. 
2100  Vgl. ebd. 
2101  Der Einfluß wäre gleichwohl, wie im Abschnitt zu den amerikanisch-japanischen Beziehungen ausgeführt, 

durch einen potentiellen Verlust Okinawas stark reduziert. 
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III.    Forward Operating Site und Cooperative Security Locations 
 

 

In Südostasien verfügen die USA mit Singapur über eine Forward Operating Site (FOS) so-

wie mit den Philippinen, Thailand, Indonesien, Malaysia und Brunei über fünf Cooperative 

Security Locations (CSL), die den amerikanischen Streitkräften in unterschiedlicher Intensität 

Zugang gewähren. Hinzu kommt Australien. Dieses gehört zwar geographisch nicht zu Süd-

ostasien. Canberra ist aber ein wichtiger Bündnispartner Washingtons in der Region und we-

gen seiner engen Kontakte zu zahlreichen ASEAN-Staaten für das Verständnis der amerikani-

schen Sicherheitspolitik in diesem Teil Asiens von Bedeutung. Australien gehört zur Gruppe 

der CSLs. Die nachfolgenden Ausführungen sollen klären, welchen Nutzen die USA aus den 

einzelnen Zugängen ziehen können: In welchem Umfang sind die einzelnen Akteure in das 

Konzept der places, not bases eingebunden? Des weiteren ist herauszufinden, ob unter den 

gegebenen politischen Bedingungen die Möglichkeit besteht, die FOS oder die CSLs bis hin 

zur Basis auszubauen. Eine Bewertung der Ergebnisse wird im folgenden Abschnitt durchge-

führt. 

 

1.  Singapur 

Obwohl Singapur nicht wie die Philippinen und Thailand zu den offiziellen Bündnispartnern 

zählt, ist es zweifellos der wichtigste Sicherheitspartner der USA in Südostasien. Diese Auf-

fassung wird nicht nur in Expertenkreisen geteilt.2102 Auch Vertreter des USPACOM nehmen 

eine entsprechende Bewertung vor, in der die Beziehung zu Singapur wie folgt eingeordnet 

wird: „Not an alliance, but more than friends.“2103 Hintergrund ist die Tatsache, daß sich die 

kleine Insel am Südzipfel Malayas nach dem Wegfall der Basen auf den Philippinen zur zen-

tralen operativen Drehscheibe amerikanischer Militäreinheiten im ASEAN-Raum entwickelt 

hat. Die US-Seestreitkräfte nutzen Singapur bereits seit Ende der 60er Jahre als Anlauf-

punkt.2104 Erste gemeinsame Seemanöver begannen 1975. Im Frühjahr 1978 wurde bekannt, 

daß die USA Zugang zur Tengah Air Base für Patrouillenflüge über dem Indischen Ozean ha-

                                                 
2102  Vgl. Anthony L. Smith, Singapore and the United States 2004 – 2005: Steadfast Friends, Special Assess-

ment des Asia-Pacific Center for Security Studies, Honolulu, Februar 2005a, S. 1. Evelyn Goh, Singapore 
and the United States: Cooperation on Transnational Security Threats, Vortrag auf dem 26. Annual Pacific 
Symposium, Honolulu, 8. – 10. Juni 2005, S. 1. 

2103  Interview des Verfassers mit Manuel E. Falcon, Chief of Staff, Comlog Westpac, Singapur, 4. Oktober 
2005. 

2104  Captain Manuel E. Falcon nennt das Datum 1968. Interview des Verfassers mit Manuel E. Falcon, Chief of 
Staff, Comlog Westpac, Singapur, 4. Oktober 2005. Ein Jahr später hat das Pentagon ein United States Na-
vy Office (USNO) in Singapur eröffnet, das amerikanische Schiffe, die Singapur anlaufen, unterstützen soll. 
Vgl. Tim Huxley, Defending the Lion City. The Armed Forces of Singapore, Sydney 2000, S. 209. 
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ben.2105 Zu einer Verstetigung der sicherheitspolitischen Zusammenarbeit kam es aber erst, 

als der amerikanische Vizepräsident, Dan Quayle, und der Ministerpräsident Singapurs, Lee 

Kuan Yew, im November 1990 – also bereits vor dem Verlust von Clark Air Base und Subic 

Naval Base – in Tokyo ein Memorandum of Understanding (MOU) unterzeichneten, das den 

Zugang der USA zur Paya Lebar Airbase sowie zum Hafen von Sembawang schriftlich re-

gelt.2106 Nach einer Ergänzung des MOU wurde im Juli 1992 der einst in Subic ansässige Lo-

gistikstützpunkt der USA nach Sembawang Terminal verlegt, wo er sich nun innerhalb des 

Verantwortungsbereichs der Port of Singapore Authority befindet. Die Einheit trägt seitdem 

den Namen Commander Logistics Group Western Pacific (Comlog Westpac). Singapur über-

nahm damit einen zentralen Baustein der ehemaligen US-Anlagen auf den Philippinen, was 

ganz wesentlich zur Aufrechterhaltung der amerikanischen Vornepräsenz beiträgt.  

  Comlog Westpac ist heute „the U.S. 7th Fleet’s principal logistics agent and bilateral ex-

ercise coordinator for Southeast Asia.“2107 Die Einheit koordiniert die Verproviantierung, die 

Versorgung mit militärischer Ausrüstung sowie die Betankung und Reparatur sämtlicher 

Einsatzmittel der 7. Flotte im ASEAN-Raum. Zugleich ist sie ein „reply post“ für Diego Gar-

cia.2108 Dies bedeutet nicht, daß alle Maßnahmen in Sembawang durchgeführt werden, son-

dern daß dort lediglich sämtliche organisatorischen Fäden zusammenlaufen. Comlog Westpac 

kann in Südostasien und Umgebung auf eine ganze Reihe von Zugangsabkommen zugreifen, 

über die dann je nach Bedarf einzelne Aktionen durchgeführt werden. Des weiteren plant und 

koordiniert es die Finanzierung jener Schiffsreparaturen im Verantwortungsbereich des 

USPACOM, die nicht in Japan durchgeführt werden können, sondern in Guam, Malaysia, In-

donesien, Australien, auf den Philippinen bzw. im Stadtstaat selbst erfolgen. Die Logistikein-

heit pflegt Kontakte zu den Gastnationen des CSL-Verbundes und koordiniert direkt militäri-

sche Übungen wie seit 1995 das Seemanöver Cooperation Afloat Readiness and Training 

(CARAT). Dabei unterhält sie enge Kontakte zu den Teilnehmerländern Brunei, Indonesien, 

Malaysia, Thailand, den Philippinen sowie nicht zuletzt der Regierung von Singapur. Ziel ist, 

vor allem die militärische Einsatzbereitschaft und Interoperabilität zwischen den teilnehmen-

den Staaten zu verbessern, um im Bedarfsfall gemeinsam eingesetzt zu werden.2109 Als Com-

mand Task Force (CTF) 73 führt Comlog Westpac Überwassereinheiten für die Bereiche 

Combat Logistics Force, Military Sealift Command und Maritime Prepositioning.2110 Die 

                                                 
2105  Vgl. ebd. 
2106  Vgl. Department of State, Background Note: Singapore, Washington D.C., April 2005a.  
2107  Comlog Westpac, Command Mission, Sembawang, o.J.  
2108  Interview des Verfassers mit Manuel E. Falcon, Chief of Staff, Comlog Westpac, Singapur, 4. Oktober 

2005. 
2109   Vgl. Comlog Westpac, Cooperation Afloat Readiness and Training (CARAT), Sembawang 2005. 
2110  Vgl. Comlog Westpac, Command History, Sembawang, o.J.  
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USA stationieren regelmäßig Kampfflugzeuge im Stadtstaat, die sie zu Übungszwecken in 

Südostasien einsetzen. Bis zu 100 amerikanische Schiffe sollen jährlich von den Anlagen Ge-

brauch machen.2111 Grundlage der beiderseitigen logistischen Unterstützung ist ein im März 

2000 geschlossenes Acquisition and Cross-Servicing Agreement.2112 

  Für die USA hat die ehemalige britische Kolonie durch den Ausbau der Changi Naval Ba-

se erheblich an Wert gewonnen. Während eines Besuches von Verteidigungsminister William 

S. Cohen im Stadtstaat hatte dessen Amtskollege Tony Tan im Januar 1998 angekündigt, daß 

Singapur bereit sei, den USA weiteren militärischen Zugang zu ermöglichen.2113 Seine Regie-

rung beabsichtige, die Changi Naval Base so umzubauen, daß sie von amerikanischen Flug-

zeugträgern genutzt werden kann. Washington nahm dieses Angebot sofort an, und so kam es 

im November 1998 zur Unterzeichnung eines Dokumentes, durch welches das MOU ergänzt 

wurde.2114 Die Besonderheiten der Changi Naval Base lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

Sie ist, erstens, deutlicher Ausdruck des Gastlandes, einen Beitrag zur Aufrechterhaltung der 

amerikanischen Vornepräsenz zu leisten. Singapur, für dessen Marine der Hafen nicht hätte 

erweitert werden müssen, hat sämtliche Ausbauarbeiten eigenständig finanziert. Die USA 

wurden in Fragen der Konstruktion konsultiert. Die Changi Naval Base ist, zweitens, jenseits 

Japans die einzige Anlage, die dem USPACOM zur Verfügung steht, um mit einem Flug-

zeugträger längsseits anlegen und diesen reparieren zu können. Sie hat dazu nicht nur die 

notwendige Tiefe, sondern mit 6,2 km Länge auch die erforderlichen Anlegemöglichkei-

ten.2115 Die Changi Naval Base bietet als eine der wenigen Hafenanlagen Südostasiens die 

Möglichkeit, Kampfflugzeuge direkt von einem Flugzeugträger abzuladen.2116 Nach Angaben 

des Pentagons verfügt im ASEAN-Raum lediglich noch der Hafen von Port Klang (Malaysia) 

über eine vergleichbare Ausstattung.2117 Dieser wird von US-Flugzeugträgern hin und wieder 

                                                 
2111  Vgl. Franklin L. Lavin, Remarks Before the U.S. Senate Committee on Foreign Relations, Washington 

D.C., 25. Juli 2001. Diese Zahl dürfte nur ein sehr grober Richtwert sein. Interview des Verfassers mit Ma-
nuel E. Falcon, Chief of Staff, Comlog Westpac, Singapur, 4. Oktober 2005. Die zuständigen amerikani-
schen Behörden sprechen seit mehreren Jahren von 100 jährlichen US-Schiffsbesuchen in Singapur. Es wä-
re äußerst erstaunlich, wenn diese Zahl trotz unterschiedlich intensiver Einsätze amerikanischer Streitkräfte 
am Persischen Golf – und damit zu erwartenden unterschiedlichen Nutzungsintensitäten in der Straße von 
Malakka – derart konstant war. Zu vermuten ist, daß zwischenzeitlich weitaus mehr als 100 amerikanische 
Seekriegsmittel jährlich Singapur angelaufen haben, was nach außen mit Rücksicht auf die Nachbarn des 
Stadtstaates nicht artikuliert wurde. 

2112  Vgl. Huxley (2000): S. 209. 
2113  Vgl. Department of Defense, Joint Press Conference with Secretary Cohen and Singapore Deputy 

PM/MOD Tan (News Transcript), Washington D.C., 15. Januar 1998.  
2114  Vgl. Department of Defense, Signing Ceremony with Secretary Cohen and Minister of Defense Tan of Sin-

gapore (News Transcript), Washington D.C., 10. November 1998. 
2115  Vgl. Republic of Singapore Navy, Our Bases – Changi Naval Base, Singapur, Stand vom 8. Juli 2005. 
2116  Vgl. Jim Garamone, Singapore Welcomes Stability U.S. Brings to Region, in: American Forces Press Ser-

vice, 18. September 2000.  
2117  Vgl. Department of Defense, First US Carrier to Moor Pierside in Singapore, in: News Release, Nr. 118/01, 

20. März 2001. 
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zu Freundschaftsbesuchen genutzt. Vor den Umbauten konnten Flugzeugträger in Singapur 

nur mit dem entsprechenden Abstand zum Ufer vor Anker gehen. Die Changi Naval Base 

dient, drittens, auch amerikanischen U-Booten als Anlaufpunkt. Verteidigungsminister Tony 

Tan wies bereits im Januar 1998 auf diese Nutzungsmöglichkeit hin.2118 Satellitenaufnahmen 

zeigen zudem U-Boote in der Changi Naval Base.2119 Ministerpräsident Goh Chok Tong 

weihte die Anlage im Mai 2004 offiziell ein. Bereits im März 2001 war mit der USS Kitty 

Hawk der erste amerikanische Flugzeugträger in der Changi Naval Base vor Anker gegangen. 

  Sembawang wird von den USA sehr oft genutzt, was auch daran liegt, daß die Betankung 

dort billiger ist als in der Changi Naval Base. Dieser kommt dagegen bei militärstrategischen 

Operationen, an denen Flugzeugträger beteiligt sind, eine größere Bedeutung zu. Trotz dieser 

zentralen Stellung, die Singapur als FOS heute in der amerikanischen Südostasien-Politik ein-

nimmt, sind die dort vorhandenen Anlagen nicht annähernd mit dem zu vergleichen, was dem 

USPACOM einst auf den Philippinen zur Verfügung stand. Die Subic Naval Base galt als 

größte Marinebasis außerhalb der USA. Das USPACOM konnte im Rahmen des Stützpunkt-

vertrages mit den Philippinen nach Belieben schalten und walten. Für die Nutzung der Anla-

gen in Singapur muß das Pentagon hingegen in jedem Einzelfall zunächst eine Anfrage stel-

len, welche über ein Routineverfahren – vermutlich fast durchgängig – positiv abgewickelt 

wird. Dies zeigt deutlich, daß die amerikanischen Einheiten vor Ort letztlich unter einge-

schränkten Bedingungen operieren. Dafür spricht auch, daß die USA in Sembawang sämtli-

che Gebäude mieten und diese sich dann auch noch mit militärischen Abordnungen Großbri-

tanniens, Australiens und Neuseelands, die im Rahmen des FPDA vor Ort tätig sind, teilen 

müssen. 2006 waren insgesamt 171 US-Soldaten in Singapur stationiert, von denen das Gros 

Comlog Westpac zugeordnet ist. Der Rest verteilt sich auf die Luftwaffenstützpunkte sowie 

die Changi Naval Base im Stadtstaat und wird als Schutzkomponente (U.S. Marines) in der 

amerikanischen Botschaft eingesetzt.2120 

  Im Juli 2005 haben beide Seiten ihre verteidigungs- und sicherheitspolitischen Beziehun-

gen ein weiteres Mal vertieft, nachdem dieser Schritt bereits im Oktober 2003 angekündigt 

worden war. Welche genauen Folgen die Unterzeichnung des „Strategic Framework Agree-

ment Between the United States of America and the Republic of Singapore for Closer Coope-

ration Partnership in Defense and Security“ hat, bleibt offen, da der Text des Dokuments nicht 

veröffentlicht wurde. Beobachter vermuten, daß die Abmachung lediglich bereits vorhandene 

                                                 
2118   Vgl. Department of Defense (15.01.1998).  
2119  Vgl. Google Earth vom 5. Oktober 2005. Es ist unklar, welchem Staat die U-Boote zuzuordnen sind. Die 

meisten übrigen Schiffe sollen nach Angaben von Comlog Westpac zu den Streitkräften Singapurs gehören. 
2120  Gemäß IISS setzt sich das US-Kontingent wie folgt zusammen: 24 Soldaten der U.S. Marines, 46 Soldaten 

der U.S. Air Force und 101 Soldaten der U.S. Navy. Vgl. IISS (2007): S. 41. 



 Forward Operating Site und Cooperative Security Locations 533  
 
 

 

sicherheitspolitische Kooperationsformen zusammenfaßt.2121 In einer am 12. Juli 2005 veröf-

fentlichten Gemeinsamen Erklärung sprachen US-Präsident George W. Bush und der singa-

purische Ministerpräsident Lee Hsien Long von einem „new chapter in strategic cooperation“. 

Als Felder der vertieften Zusammenarbeit werden „counterterrorism, counter-proliferation, 

joint military exercises and training, policy dialogues, and defense technologies“2122 genannt. 

Qualitativ dürfte das Abkommen dem Zweck dienen, jenseits eines Basisabkommens alle 

möglichen Optionen der verteidigungs- und sicherheitspolitischen Zusammenarbeit voll aus-

zuschöpfen. Damit dürfte dann aber auch gleichzeitig der gegenwärtig vorstellbare Koopera-

tionsrahmen ausgereizt sein. Denn es ist nicht davon auszugehen, daß die USA und Singapur 

beabsichtigen, aus der gegenwärtigen FOS eine amerikanische Militärbasis zu machen.  

  Vor diesem Schritt dürften beide Seiten vor allem deshalb zurückschrecken, weil er in der 

Region Irritationen auslösen würde. Malaysia hatte bereits 1990 angekündigt, daß es keine 

Einwände gegen die Nutzung der Hafen- und Flugplatzanlagen des Stadtstaates durch die 

USA habe, jedoch strikt gegen die Errichtung einer amerikanischen Militärbasis sei.2123 Indo-

nesien teilt diese Sichtweise. Die Regierung Lee Hsien Long dürfte sich zudem fragen, wel-

chen zusätzlichen praktischen Sicherheitsgewinn sie durch ein Basisabkommen erhalten 

könnte. Dieses würde vor allem der regionalen Machtprojektion der USA dienen. Da nicht 

davon auszugehen ist, daß Washington zusätzlich eine Beistandszusage aussprechen würde, 

könnte Singapur seine sicherheitspolitische Lage durch ein Basisabkommen nicht verbessern. 

Es müßte vielmehr damit rechnen, daß sich nicht nur seine Beziehungen zu Kuala Lumpur, 

sondern auch jene zu Peking, das in einem solchen Schritt einen weiteren Baustein einer ame-

rikanischen Einkreisungsstrategie erblicken dürfte, verschlechtern. Solange die chinesische 

Sicherheitspolitik in Südostasien nicht als massive Bedrohung wahrgenommen wird, dürfte 

Singapur daran festhalten, für das USPACOM nicht mehr als eine FOS zu sein.  

  Dies ist gleichwohl nur die Interpretation offizieller Verlautbarungen. Für den Verfasser 

bleibt es bis zu einem gewissen Grade rätselhaft, daß die USA weniger als 200 Soldaten benö-

tigen, um nicht nur sämtliche Zwischenstopps amerikanischer Luft- und Seekriegsmittel so-

wie je nach Bedarf auch notwendige Reparaturmaßnahmen abzuwickeln, sondern zusätzlich 

auch noch alle Militärmanöver in Südostasien zu koordinieren. Angesichts des Wertes der 

Anlagen des Stadtstaates für die operative Beweglichkeit des USPACOM zwischen Indi-

                                                 
2121  Interview des Verfassers mit Kumar Ramakrishna, Assistant Professor, Head of Studies, Institute of De-

fence and Strategic Studies, Singapur, 4. Oktober 2005. 
2122  The White House, Joint Statement between President Bush and Prime Minister Lee of Singapore, Washing-

ton D.C., 12. Juli 2005.  
2123  Vgl. BBC Summary of World Broadcasts, Malaysian concern at US-Singapore military pact, 19. November 

1990 (online). 
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schem Ozean und Pazifischem Ozean ist es desgleichen verwunderlich, daß die USA vor Ort 

über keine Schutzkomponente verfügen, sondern die Sicherheit vollständig den Streitkräften 

Singapurs bzw., wie etwa vor der hermetisch abgeschirmten US-Botschaft, Gurkha-Söldnern 

überlassen. Vor diesem Hintergrund erscheinen Gerüchte, wonach das amerikanische Streit-

kräftekontingent im Stadtstaat weit über den offiziellen Angaben liegen soll, durchaus plausi-

bel. 

  Singapur ist für Washington vier Jahrzehnte nach der Aufnahme diplomatischer Bezie-

hungen 1965 nicht nur zum wichtigsten Eckstein des Konzepts der places, not bases in Süd-

ostasien geworden. Es unterstützt auch verbal mehr und deutlicher als alle übrigen ASEAN-

Akteure die militärische Vornepräsenz der USA. Verteidigungsminister Tony Tan beschrieb 

die Position seines Landes im November 1998 wie folgt: „Singapore attaches great impor-

tance to a continued U.S. presence in the region and we want to be as helpful as we can in fa-

cilitating that presence.“2124 Im EASR 1998 wurde der Stadtstaat deshalb als „Southeast 

Asia’s leading advocate of a continued U.S. military presence“2125 bezeichnet. Der damalige 

Verteidigungsminister William C. Cohen faßte dies im Januar 1998 in folgende Worte: „The 

Singapore Government has been a very steady partner and ally in the sense that when there 

was a need to help maintain a presence in the region, Singapore was the first country to step 

forward, saying: how can we be of assistance?“2126 Die Beziehungen zum Stadtstaat sind da-

mit sichtbarer Ausdruck einer strategischen Ausgestaltung sicherheitspolitischer Instrumente 

durch die USA in Südostasien.   

 

                                                 
2124  Die Aussage findet sich in: Department of Defense (10.11.1998). 
2125  Department of Defense (November 1998): S. 40. 
2126  Department of Defense (15.01.1998). 
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2.  Philippinen 

Während des Ost-West-Konflikts waren die Philippinen der wichtigste Stationierungsort ame-

rikanischer Truppen in Südostasien, der zugleich eine der größten militärischen Außenstellen 

der USA darstellte.2127 Im Rahmen des am 14. März 1947 unterzeichneten Military Bases 

Agreement hatten die USA im Archipel Zugriff auf mehrere Militäreinrichtungen, unter ihnen 

die beiden Hauptstützpunkte Clark Air Base und Subic Naval Base. Zu ihren Aufgaben gehör-

ten die logistische Unterstützung des USPACOM, die Durchführung von Reparatur- und Er-

haltungsmaßnahmen, die Abhaltung militärischer Manöver auf dem größten Trainingsgelände 

außerhalb der USA sowie die Wahrnehmung von C3I-Aufgaben. Im Gegensatz zur Lage in 

Südkorea dienten die amerikanischen Streitkräfte dabei nicht primär der Verteidigung des 

Gastlandes. Den Philippinen kam vielmehr die Funktion einer operativen Drehscheibe zu, um 

Aktivitäten des USPACOM zwischen Indischem und Pazifischem Ozean zu unterstützen. Die 

USA nutzten die Anlagen im Archipelstaat z.B. während der Kriege in Korea (1950-1953), 

Vietnam (1964-1973) und am Persischen Golf (1991) als logistisches Sprungbrett. Ab Ende 

der 70er Jahre wurden Clark Air Base und Subic Naval Base zudem zu den zentralen Gegen-

gewichten zur Flottenpräsenz der Sowjetunion in Cam Ranh Bay. Auch wurden von den Phil-

ippinen aus amerikanische Truppenkontingente auf Diego Garcia logistisch unterstützt. Subic 

Naval Base zeichnete sich durch einen Tiefseehafen aus, der von Flugzeugträgern angelaufen 

werden konnte. Die Bedeutung der Anlagen wurde des weiteren daran ersichtlich, daß sie ca. 

60 % der Reparaturleistungen der 7. Flotte erbrachten. 1990 waren 13.900 amerikanische 

Soldaten vor Ort stationiert. 

  Die Zugangsmöglichkeiten der USA auf den Philippinen änderten sich dann im Zuge des 

Endes des Ost-West-Konfliktes grundlegend. Nachdem Clark Air Base durch den Vulkanaus-

bruch des Pinatubo im Juni 1991 weitgehend zerstört worden war, hatten sich Unterhändler 

beider Seiten im folgenden August auf einen Vertragsentwurf einigen können, der die Nut-

zung von Subic Naval Base für weitere zehn Jahre ermöglicht hätte. Das Abkommen scheiter-

te jedoch am 15. September 1991 mit 12-11 Stimmen im philippinischen Senat. Dabei wurde 

deutlich, daß weder das Military Bases Agreement noch eine Abwandlung dieser Vereinba-

rung eine Realisierungschance hatten. Am 6. Dezember 1991 informierte Manila Washington 

                                                 
2127  Vgl. zur amerikanischen Truppenpräsenz auf den Philippinen während des Ost-West-Konflikts: Hans H. 

Indorf, The 1988 Philippine Base Review in the Context of U.S. Security, in: George K. Tanham, Alvin H. 
Bernstein, Military Basing and the U.S./Soviet Military Balance in Southeast Asia, New York – Bristol 
(PA) – Washington D.C. – London 1989, S. 95 – 115. Robert J. Hanks, The Strategic Importance of U.S. 
Bases in the Philippines, in: Tanham/Bernstein (1989): S. 117 – 133. A. James Gregor, In the Shadow of 
Giants. The Major Powers and the Security of Southeast Asia, Stanford 1989, Chapter Six: The U.S. Base 
Facilities in the Philippines, S. 109 – 124. Gregory P. Corning, The Philippine Bases and U.S. Pacific Strat-
egy, in: Pacific Affairs, Nr. 1, Frühjahr 1990, S. 6 – 23. 
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darüber, daß es ein Jahr Zeit habe, die Anlagen zu räumen. Die letzten amerikanischen Trup-

pen wurden am 24. November 1992 von den Philippinen abgezogen. Die USA überließen ih-

rem Bündnispartner Anlagen mit einem geschätzten Wert von 1,3 Mrd. US-Dollar.2128 Die 

Philippinen, die nach der Klassifizierung des GDPR während des Ost-West-Konfliktes den 

Status einer MOB hatten, waren damit zu Beginn der 90er Jahre zu einem Bündnispartner von 

zweifelhaftem Wert geworden. Mit Blick auf die militärischen Zugangsmöglichkeiten war 

nicht einmal gewährleistet, daß der Archipelstaat Funktionen einer CSL erfüllen würde. 

  Die Neuordnung der amerikanisch-philippinischen Militärbeziehungen führte allerdings 

nicht dazu, daß es auch zu einer Aufkündigung des Mutual Defense Treaty (MDT) vom 30. 

August 1951 oder des Military Assistance Agreement (MAA) vom 21. März 19472129 ge-

kommen wäre. Beide blieben als sicherheitspolitische Klammer zwischen Manila und Wa-

shington erhalten, wenngleich nach dem Untergang der Sowjetunion noch nicht klar war, ge-

gen wen sich die amerikanische Schutzzusage aus dem MDT richten könnte. Das Vorgehen 

Chinas in der Südchinesischen See, insbesondere seit 1995 am Mischief Reef, führte dann je-

doch dazu, daß die Philippinen eine Neubewertung ihrer militärischen Beziehungen zu den 

USA vornahmen. Nicht wenigen Entscheidungsträgern des Archipelstaates erschien es nun 

als vorschnell, Ende 1991 den Rückzug amerikanischer Truppen eingeleitet zu haben. Plötz-

lich war ein Vakuum entstanden, das China in der zweiten Hälfte der 90er Jahre auszutesten 

versuchte.2130 Denn die Machtprojektionsfähigkeiten der AFP waren in den 90er Jahren be-

grenzt und sind es auch in der Gegenwart. 2006 lag der Verteidigungsetat bei 909 Mio. US-

Dollar.2131 Die weitgehend völlig veralteten Streitkräfte veranlaßten Verteidigungsminister 

Orlando Mercado 1999 zu folgender Aussage: „We have a navy that cannot go out to sea, an 

air force that cannot fly.“2132 (Bereits ein einziger chinesischer Zerstörer der Sovremenny-

Klasse würde daher heute am Mischief Reef ausreichen, um die gesamten Streitkräfte der  

Philippinen auf Abstand zu halten.) Vor diesem Hintergrund stellten sich nun zwei Fragen: 

Wie weit reichen die Garantieverpflichtungen, die sich für Washington zugunsten Manilas aus 

dem MDT ergeben? Wie ließ sich die Präsenz amerikanischer Streitkräfte im Archipelstaat, 

der durch die philippinische Verfassung enge Grenzen gesetzt sind, wieder vergrößern? 

                                                 
2128  Vgl. Department of State, Background Note: Philippines, Washington D.C., September 2004. 
2129  Vgl. Agreement Between the Government of the Republic of the Philippines and the Government of the 

United States of America on Military Assistance to the Philippines, Manila, 21. März 1947. 
2130  Vgl. Richard D. Fisher Jr., Rebuilding the U.S. Philippine Alliance, The Heritage Foundation, Back-

grounder, Nr. 1255, Washington D.C., 22. Februar 1999. 
2131  Vgl. IISS (2007): S. 369. Vgl. zum Zustand der philippinischen Streitkräfte Martin Wagener, Der Anti-

Terror-Einsatz der USA auf den Philippinen, in: Österreichische Militärische Zeitschrift, Nr. 4, Juli/August 
2003, S. 408 f. 

2132  Zit. n. Tress Martelino-Reyes, Ill-equipped Philippine military sets sights on modernization / Territorial 
disputes, pullout of U.S. forces behind push for change, in: The Nikkei Weekly, 8. Februar 1999 (online). 
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  Der MDT sieht in Artikel II vor, daß beide Seiten „will maintain and develop their indi-

vidual and collective capacity to resist armed attack.“2133 Für die Philippinen bedeutet dies, 

Rüstungstransfers aus den USA in Anspruch zu nehmen. Bei einer sehr weiten Interpretation 

dieses Passus könnte Washington eventuell darauf abstellen, daß die Handlungsfähigkeit ame-

rikanischer Truppen an der pazifischen Gegenküste auch davon abhängt, seinen Luft- und 

Seestreitkräften Zugangsmöglichkeiten im Archipelstaat zum Zwecke der Verproviantierung 

oder Reparatur zu gewähren. Artikel III legt einen regelmäßigen Konsultationsmechanismus 

beider Seiten fest, der in der Zuständigkeit des jeweiligen Außenministeriums liegt. Die Bei-

standsregelung ist in Artikel IV festgehalten worden: „Each Party recognizes that an armed 

attack in the Pacific Area on either of the Parties would be dangerous to its own peace and 

safety and declares that it would act to meet the common dangers in accordance with its con-

stitutional processes.“ Demnach wird weder die Art des Beistandes genauer definiert noch ist 

ein Beistandsautomatismus vorgesehen, da sich beide Seiten im Ernstfall auf Prozedere ihrer 

Verfassungen berufen könnten – aus amerikanischer Sicht z.B. auf mangelnde Unterstützung 

aus dem Kongreß –, um ausbleibende Unterstützungsmaßnahmen zu rechtfertigen. Dem-

gemäß spricht Artikel III auch lediglich davon, daß die USA und die Philippinen einander 

konsultieren werden, „whenever in the opinion of either of them the territorial integrity, po-

litical independence or security of either of the Parties is threatened by external armed attack 

in the Pacific.“     

  Seit den Vorfällen am Mischief Reef 1995 hat Manila verstärkt versucht, die – nach den 

bisherigen Ausführungen also ohnehin vage – Schutzzusage Washingtons auch auf die philip-

pinischen Ansprüche in der Südchinesischen See auszudehnen. Der MDT trifft dazu in Ar-

tikel V folgende Definition eines bewaffneten Angriffs: Dieser umfasse „an armed attack on 

the metropolitan territory of either of the Parties, or on the island territories under its jurisdic-

tion in the Pacific or on its armed forces, public vessels or aircraft in the Pacific.“ Die USA 

haben diesen Passus stets dahingehend interpretiert, daß sich eine Schutzzusage für die von 

den Philippinen beanspruchten Spratly-Inseln aus dem MDT nicht ableiten lasse. Systema-

tisch ergibt sich diese Position aus der Formulierung, daß sich der Bündnisvertrag nur auf je-

ne Inseln bezieht, die im – juristisch dann eindeutigen – Zuständigkeitsbereich einer der Ver-

tragsparteien liegen. Genau dies ist bei den von den Philippinen beanspruchten Kalayaan-

Inseln, auf die u.a. China territoriale Ansprüche erhebt, nicht der Fall. Die amerikanische 

Auslegung des MDT ergibt sich zudem aus der offiziellen Positionierung der USA gegenüber 

zwischenstaatlichen Entwicklungen in der Südchinesischen See, die vom Department of State 
                                                 
2133  Dieses sowie alle weiteren Zitate zum MDT beziehen sich auf: Mutual Defense Treaty Between the United 

States and the Republic of the Philippines, Washington D.C., 30. August 1951. 
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im Mai 1995 vorgenommen worden ist.2134 Washington ist demnach gegen die gewaltsame 

Lösung von Territorialstreitigkeiten und für intensive diplomatische Bemühungen zur Kon-

fliktlösung. Es hat dazu eigene Hilfestellungen angeboten. Des weiteren unterstützen die USA 

die 1992 verabschiedete ASEAN Declaration of the South China Sea. Die Erklärung des Au-

ßenministeriums weist darauf hin, daß Washington sich gegen jede Blockade der See- und 

Luftwege ausspricht.2135 Mit Blick auf die verschiedenen Anspruchsteller, die in der Südchi-

nesischen See einzelne Inseln für sich reklamieren, nehmen die USA eine neutrale Position 

ein. Gleichwohl hat Außenministerin Madeleine K. Albright im Juli 1999 auf einem Treffen 

des ARF darauf hingewiesen, daß aus Neutralität nicht Passivität folge: „We cannot simply sit 

on the sidelines and watch.“2136 Der ehemalige Sicherheitsberater der Carter-Administration, 

Zbigniew Brzezinski, betont hingegen, daß es für die USA am sinnvollsten wäre, nicht weiter 

zu konkretisieren, ab wann sie bei einer militärischen Eskalation in den Spratlys intervenieren 

würden.2137  

  Für die Philippinen bedeutet dies folgendes: Sollte es mit China zu einer militärischen 

Konfrontation um das Mischief Reef kommen, wäre dann mit einer amerikanischen Interven-

tion zu rechnen, wenn die Kampfhandlungen geeignet sind, die umliegenden SLOCs zu ge-

fährden. Angesichts der territorialen Ausdehnung des Südchinesischen Meeres – die Küste 

Vietnams ist von Palawan weit über 900 km entfernt – erscheint ein solches Szenario sehr 

unwahrscheinlich. Hinzu kommt, daß die USA angekündigt haben, ihre Schiffe notfalls mili-

tärisch eskortieren zu lassen, wenn dies im Zuge von Kampfhandlungen um die Spratlys er-

forderlich wäre.2138 Sollte China zudem Inseln besetzen, die von den Philippinen beansprucht, 

nicht jedoch militärisch gesichert werden, ist ebenfalls nicht mit einem Eingreifen der USA zu 

rechnen. Bei einer – zugegeben etwas spitzfindigen – Interpretation des Bündnisvertrages lie-

ße sich aus amerikanischer Sicht aber dennoch ein Interventionsgrund ableiten: Sollte China 

versuchen, von den AFP militärisch gesicherte Inseln in Besitz zu nehmen und dazu als erster 

die Kampfhandlungen eröffnen, würde ein Angriff auf die Streitkräfte der Philippinen vorlie-

                                                 
2134  Vgl. Lee Lai To, China, the USA and the South China Sea Conflicts, in: Security Dialogue, Nr. 1, März 

2003, S. 25 – 39, hier vor allem S. 33. 
2135  So auch Thomas Hubbard: „Obviously we want to see a peaceful resolution that keeps sea lanes open.“ Zit. 

n. Agence France Presse, Philippine House leader calls on US to help resolve Spratly dispute, 3. Februar 
1999 (online). Vgl. Greg Torofe, Philippines offered US jets; Manila warns over continued Chinese con-
struction work on Mischief Reef, in: South China Morning Post, 2. August 1995 (online). 

2136  Madeleine K. Albright, Intervention at Sixth ASEAN Regional Forum, Singapur, 26. Juli 1999. 
2137  Interview des Verfassers mit Zbigniew Brzezinski, Senior Fellow, School of Advanced International Stud-

ies, Washington D.C., 9. November 1999. 
2138  Joseph Nye, damaliger U.S. Assistant Secretary of Defense for International Security Affairs im Pentagon, 

erklärte dazu am 16. Juni 1995: „If military action occured in the Spratlys and this interfered with the free-
dom of the seas, then we would be prepared to escort and make sure that navigation continues.“ Zit. n. B. 
Raman, India: Is the South China Sea really China’s?, in: Kasturi Sons Ltd (KSL) Business Line, 26. April 
2001 (online). 
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gen, der gemäß Artikel V MDT unter die Definiton einer „armed attack“ fällt. Würde Manila 

hingegen versuchen, mit seinen Kriegsschiffen das Mischief Reef zu erobern, greift der 

Bündnisvertrag nicht. Für eine solche Interpretation gibt es offizielle Belege wie etwa eine 

Äußerung von Thomas Hubbard. Um die Ratifizierungschancen des nachfolgend diskutierten 

Visiting Forces Agreement (VFA) im philippinischen Senat zu befördern, erklärte der dama-

lige amerikanische Botschafter in Manila in einem Brief an Außenminister Domingo L. Sia-

zon vom 24. Mai 1999, der MDT habe „territorial and situational applications.“2139 Bereits 

1979 hätten die Außenminister Cyrus Vance und Carlos P. Romulo in einer gemeinsamen No-

te festgelegt, daß Washington bei einem Angriff auf die AFP im Pazifik Verpflichtungen ha-

be.2140 Hubbard betonte daher, daß die USA den Philippinen bei einem Konflikt in der Süd-

chinesischen See beistehen würden.2141 

  Der damalige Sprecher der Regierung in Manila, Fernando Barican, äußerte sich entspre-

chend. Der Brief Hubbards bestätige lediglich, was in der Vance-Romulo-Note behauptet 

worden sei. Demnach decke der MDT die philippinischen Streitkräfte ab, „that may be at-

tacked, no matter where, by a hostile force.“2142 Entsprechend äußerte sich Anfang Februar 

2001 der Präsident des philippinischen Senats, Blas Ople, indem er China davor warnte, das 

Scarborough Shoal zu annektieren: „I have no doubt in my mind that our American friends, in 

accordance with the treaty obligation, will not hesitate to join us in repulsing any forcible ag-

gression against our territory“2143. Bereits im Januar 1999 hatte Ople erklärt, daß die Philippi-

nen die Allianz mit den USA als Gegengewicht zu China benötigen würden.2144 Präsident Jo-

seph Estrada hatte sich ebenfalls dementsprechend geäußert.2145 Ähnliche Worte waren zuvor 

auch von dessen Vorgänger, Präsident Fidel Ramos, zu vernehmen.2146 

  Ambiguitäten in der Auslegung des MDT scheinen zumindest auf amerikanischer Seite 

gewollt, um sowohl China als auch die Philippinen hinsichtlich der Reaktion der USA im 

Ernstfall im Unklaren zu lassen und auf diese Weise von militärischen Provokationen abzu-

halten.2147 Die Entsendung von zwei Flugzeugträgergruppen in die Nähe der Taiwanstraße im 

März 1996 hatte allerdings gezeigt, daß die USA auch ohne bündnispolitische Verpflichtun-
                                                 
2139  Zit. n. Thayer (Juli 1999): S. 39. 
2140  Vgl. ABC - DWET Television Quezon City, USA „has the responsibility“ to defend Philippines, 11. No-

vember 1992, in: BBC Summary of World Broadcasts vom 16. November 1992 (online). 
2141  Vgl. Buszynski (2002): S. 498. 
2142  Zit. n. Thayer (Juli 1999): S. 39. 
2143  Zit. n. Manila Standard, China warned against use of force, 6. Februar 2000 (online). Blas Ople war von 

2002 bis 2003 Außenminister der Philippinen. 
2144  Vgl. Nirmal Ghosh, Trouble on Mischief Reef, in: The Straits Times, 26. Januar 1999 (online). 
2145  Vgl. Agence France Presse, Philippines needs strong US ties for Spratly tensions, regional crisis, 3. Dezem-

ber 1998 (online). 
2146  Vgl. GMS-7 Television (Quezon City), President Ramos urges continued US presence in Asia-Pacific, 9. 

Mai 1997 (online). 
2147  Vgl. dazu Manila Standard, US will back RP on Spratlys, 29. Januar 1999 (online). 
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gen bereit sind, in sicherheitspolitische Konflikte des asiatisch-pazifischen Raums einzugrei-

fen. Sollten die Philippinen tatsächlich von China in den Spratlys militärisch unter Druck ge-

setzt werden, müßte die amerikanische Regierung zudem abwägen, welche Konsequenzen 

sich aus militärischer Zurückhaltung für die Glaubwürdigkeit der USA als Bündnispartner 

weiterer Staaten des Fernen Ostens ergeben. Philippinische Beobachter gehen regelmäßig da-

von aus, daß Washington wegen eines Streits um die Spratlys keine militärische Auseinander-

setzung mit Peking riskieren würde.2148 

  Die Verschlechterung der sicherheitspolitischen Beziehungen beider Staaten hatte zu Be-

ginn der 90er Jahre dazu geführt, daß militärische Transferleistungen der USA zurückgingen, 

Manöver eingestellt wurden und amerikanische Kriegsschiffe Häfen des Archipelstaates nicht 

mehr als Anlaufpunkt nutzten. Als Manila dann begann, sich wieder interessierter an engen 

militärischen Beziehungen zu zeigen, machte Washington eine Annäherung davon abhängig, 

den Status amerikanischer Soldaten bei möglichen Aufenthalten in den Philippinen vertrag-

lich eindeutig zu klären. Dabei setzten sich die USA vor allem dafür ein, über Mitglieder ihrer 

Streitkräfte selbst zu Gericht zu sitzen, sollten diese gegen die Gesetze des Gastlandes versto-

ßen. Nachdem Washington und Manila zunächst vergeblich versucht hatten, sich auf ein 

ACSA sowie ein SOFA zu einigen,2149 kam es am 10. Februar 1998 zur Unterzeichnung des 

Visiting Forces Agreement.2150 Es regelt zur Zufriedenheit der USA den rechtlichen Status ih-

rer Soldaten, solange diese sich im Archipel aufhalten. Das VFA machte damit den Weg frei 

für die Wiederaufnahme militärischer Übungen, die etwa wie das Manöver Balikatan 1996 

ausgesetzt worden waren. Amerikanische Kriegsschiffe konnten zudem vermehrt philippini-

sche Anlaufpunkte nutzen.2151 Das Abkommen trug somit dazu bei, den MDT wiederzubele-

ben. Durch gemeinsame Manöver konnte nun z.B. die Interoperabilität der Streitkräfte weiter 

ausgebaut werden. 

  Der philippinische Senat ratifizierte das VFA am 27. Mai 1999 mit 18-5 Stimmen.2152 

Manila hatte damit seine Entscheidung von 1991, die Bündnisbeziehungen zu Washington 

abzuwerten, zumindest zum Teil revidiert. Aus theoretischer Sicht läßt sich dies damit erklä-

ren, daß sich der philippinische Elitenkonsens zugunsten der USA veränderte. Hatten Präsi-
                                                 
2148  Vgl. dazu z.B. Nirmal Ghosh, Philippines courts US again to keep China at bay, in: The Straits Times, 1. 

März 1999 (online). 
2149  Vgl. Stephen R. Shalom, Bases by Another Name: U.S. Military Access in the Philippines, in: Bulletin of 

Concerned Asian Scholars, Nr. 4, Oktober/Dezember 1997, S. 78 – 81. 
2150  Vgl. Republic of the Philippines – United States of America, Visiting Forces Agreement, Manila, 10. Fe-

bruar 1998. 
2151  Auf diese Form der Verbesserung der gemeinsamen Beziehungen weist das amerikanische Außenministe-

rium explizit hin: „Under the VFA, the U.S. has conducted ship visits to Philippine ports and has resumed 
large combined military exercises with Philippine forces.“ Department of State, Background Note: Philip-
pines, Washington D.C., Oktober 2006. 

2152  Vgl. Tony Tassell, Manila agrees US defence deal, in: Financial Times, 28. Mai 1999 (online). 
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dent Estrada und Verteidigungsminister Mercado als Senatoren 1991 noch gegen eine Ver-

längerung des MBA gestimmt, so traten sie nun für die Ratifizierung des VFA ein. Die Sena-

toren Juan Ponce Enrile und Aquilino Pimentel, die damals ebenfalls gegen das Basisabkom-

men votiert hatten, stimmten nun für das VFA.2153 Der Elitenkonsens ermöglichte damit eine 

Impulsverarbeitung gemäß den Erwartungen des systemischen Realismus. In einer repräsenta-

tiven Umfrage stimmten 55 % der Befragten Filipinos mit dem Vorgehen des philippinischen 

Senats, das Abkommen zu ratifizieren, überein.2154 

  Somit war es letztlich das chinesische Vorgehen im Südchinesischen Meer, das dazu bei-

trug, die militärischen Zugangsmöglichkeiten der USA zu den Philippinen zu verbessern. 

Nach der Verabschiedung des VFA kam es bereits im Juli 1999 zum ersten Hafenbesuch, der 

vom Flagschiff der 7. Flotte, der USS Blue Ridge, durchgeführt wurde.2155 Im Februar 2000 

wurde zudem wieder das Manöver Balikatan abgehalten. Die Verbesserung der bilateralen 

Beziehungen kam Washington nach dem 11. September 2001 zugute. Die Philippinen ge-

währten den USA Überflugrechte sowie die Nutzung von Hafen- und Flugplatzanlagen in Su-

bic und Clark zur logistischen Unterstützung von Anti-Terror-Operationen.2156 Die amerikani-

sche Regierung konnte damit im Sommer 1999 festhalten: Die Philippinen waren nicht nur 

Bündnispartner, sondern sie konnten auch die Funktion einer CSL wahrnehmen. Aus dem 

VFA haben sich gleichwohl keine weiteren Schutzverpflichtungen für die USA zugunsten der 

Philippinen ergeben. Auf diesen Umstand hatte Admiral Dennis C. Blair noch unmittelbar vor 

der Verabschiedung des Dokuments durch den philippinischen Senat hingewiesen. Dieser 

Sicht stimmte nicht nur Verteidigungsminister Orlando Mercado zu, sondern auch Präsident 

Joseph Estrada.2157 De facto haben die USA aber dennoch über den VFA ein klares Signal an 

China gesandt, weiterhin in Südostasien aktiv zu bleiben und die Beziehungen zu ihren Bünd-

nispartnern auszubauen. Offiziell versuchten die Philippinen, die Bedeutung des Abkommens 

herunterzuspielen. Fernando Barican, damaliger Sprecher von Präsident Estrada, wies darauf 

hin, daß das VFA nicht mit Blick auf China als potentiellen Gegner formuliert worden sei und 

                                                 
2153  Vgl. Buszynski (2002): S. 497. 
2154  Vgl. BusinessWorld, Filipinos believe Spratlys dispute is ultimate test of RP-US security ties, survey 

shows, 19. August 1999 (online). 
2155  Vgl. Agence France Presse, US navy ready to support security needs, Philippine says, 23. Juli 1999 (onli-

ne). 
2156  Nach Angaben der philippinischen Luftstreitkräfte hatten die USA eine Blankovollmacht zur Nutzung des 

Luftraumes des Archipelstaates. Vgl. James East, Thai base as refuelling post for US jets?, in: The Straits 
Times, 24. September 2001 (online). Siehe auch Xinhua General News Service, U.S. Outlines Military 
Plans to Use Formers Bases in Philippines, 28. September 2001 (online).  

2157  Vgl. Maki Pulido, President says military pact with USA not a „security guarantee“ against China, in: BBC 
Summary of World Broadcasts, 26. Mai 1999 (online). Ninez Cacho-Olivares, My Cup of Tea; Rethinking 
the VFA, in: BusinessWorld, 26. Mai 1999 (online). 
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daß auch militärische Übungen amerikanischer und philippinischer Streitkräfte in der Nähe 

der Spratlys nicht gegen das Reich der Mitte gerichtet seien.2158 

  Das VFA wurde 2006 einer harten Belastungsprobe unterzogen. Vier amerikanischen Ma-

rines, die sich zu einem Manöver auf den Philippinen befanden, wurde vorgeworfen, sich An-

fang November 2005 an der Vergewaltigung einer Filipina beteiligt zu haben. Einer von ih-

nen, der Obergefreite Daniel Smith, wurde am 4. Dezember 2006 von einem Gericht in Mani-

la zu einer Haftstrafe von 40 Jahren verurteilt, die er kurz darauf im Gefängnis von Makati an-

trat. Die USA beriefen sich auf das VFA und verlangten die Auslieferung ihres Soldaten. Als 

die Philippinen diesem Anliegen zunächst nicht nachkamen, sagte die Bush-Administration 

das für das Frühjahr geplante Manöver Balikatan ab. Arroyo gab dem Druck des Bündnis-

partners schließlich nach und ließ Smith Ende des Jahres an die amerikanische Botschaft      

überstellen. Die USA sagten darauf zu, das abgesagte Manöver doch abhalten zu wollen.2159 

Seit jenem Vorfall streben sowohl Vertreter der philippinischen Exekutive als auch Mitglieder 

der Legislative eine Überarbeitung des VFA an.2160 

  Im Zuge des Kampfes gegen den internationalen Terrorismus kam es zu einem weiteren 

Ausbau der Zugangsmöglichkeiten der USA im Archipel. In Camp General Aguinaldo in 

Quezon City unterzeichneten beide Seiten am 21. November 2002 das MLSA, das noch am 

selben Tag in Kraft trat. Es ist neben dem MDT, dem MAA und dem VFA das vierte wichtige 

Dokument, das die Qualität der Philippinen als CSL ausmacht. Ziel des zunächst auf fünf 

Jahre abgeschlossenen Abkommens ist, „to further the interoperability, readiness, and effec-

tiveness of their respective military forces through increased logistic cooperation“2161. Die 

gegenseitige logistische Unterstützung ist u.a. für folgende Fälle vorgesehen: „During com-

bined exercises and training, operations and other deployments undertaken under the Mutual 

Defense Treaty, the Visiting Forces Agreement or the Military Assistance Agreement as 

agreed upon between the Parties.“ (III. Applicability) Wenn zu „anderen Dislozierungen“ 

auch Routineoperationen des USPACOM zwischen Pazifischem und Indischem Ozean gehö-

ren, könnte die logistische Nutzung der Philippinen im Rahmen des MLSA dahingehend in-

terpretiert werden, auf diese Weise im Sinne des MDT gemeinsam einen Beitrag zur Sicher-

heit im Pazifik zu leisten. Interessant ist zudem ein Passus, der andeutet, daß die USA militä-

                                                 
2158  Vgl. Malaysia General News, Philippine-US war games no threat to any country, 3. November 1999 

(online). 
2159  Vgl. New Straits Times, Arroyo draws fire in a marine’s trial, 5. Januar 2007 (online). 
2160  Vgl. Joyce Pangco Panares, Foreign Office ordered to do quick VFA study, in: Manila Standard, 9. Januar 

2007 (online). Manila Standard, Congress enlisted in revision of VFA, 5. Januar 2007 (online).  
2161  Diese und alle weiteren Zitate zum MLSA beziehen sich auf: Mutual Logistics Support Agreement Be-

tween the Department of Defense of the United States of America and the Department of National Defense 
of the Republic of the Philippines, Quezon City, 21. November 2002.  
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risches Gerät im Archipel einlagern: „Storage units and ports shall at all times remain under 

the control and supervision of the host state.“ (IV. Definitions) Damit würde sich der Status 

der Philippinen gemäß Klassifizierung des GDPR zwischen einer CSL und einer FOS befin-

den. 

  Es ist gegenwärtig unwahrscheinlich, daß sich die Zugangsmöglichkeiten der USA im Ar-

chipelstaat in den nächsten Jahren wesentlich verbessern werden, etwa durch den Aufbau 

neuer Basen nach dem Vorbild von Clark Air Base und Subic Naval Base. Das Pentagon hat 

dies im EASR 1998 ausgeschlossen: „Despite lingering suspicion by some in the Philippines 

that the United States is seeking to re-establish a military foothold, the era of U.S. bases is 

over. We seek to develop the defense relationship in ways and at a pace comfortable to the 

Philippines.“2162 Im MLSA heißt es entsprechend: „No United States military base, facility, or 

permanent structure shall be constructed, established, or allowed under this Agreement.“2163 

Mit Blick auf Balikatan 2006 wurde von amerikanischer Seite erneut erklärt: „There are no 

plans to permanently base U.S. forces in the Philippines.“2164 Ob diese Aussagen auch stell-

vertretend für die inoffizielle Sichtweise Washingtons stehen, ist an dieser Stelle nicht fest-

stellbar. Durchaus plausibel ist hingegen, daß amerikanische Zurückhaltung insbesondere Er-

gebnis von Rücksichtnahmen auf die philippinische Innenpolitik ist. Sowohl das VFA als 

auch das MLSA waren und sind nicht unumstritten. Die Kritik reichte von maoistischen Re-

bellen bis zu Vertretern der katholischen Kirche. Die philippinische Regierung weist in die-

sem Zusammenhang auf die Grenzen von Abmachungen mit den USA hin. So erklärte Präsi-

dent Estrada, daß das VFA nicht die permanente Stationierung amerikanischer Soldaten auf 

den Philippinen gestatte.2165 Außenminister Ople hatte vor der Unterzeichnung des MLSA 

versichert, daß dieser „no basing rights to the US“2166 enthalten werde. Die größte Hürde für 

den Aufbau einer FOS oder einer MOB ist in der philippinischen Verfassung von 1987 ent-

halten. In Artikel XVIII, Abschnitt 25 heißt es: „[...] foreign military bases, troops, or facili-

ties shall not be allowed in the Philippines except under a treaty duly concurred in by the Sen-

ate and, when the Congress so requires, ratified by a majority of the votes cast by the people 

in a national referendum held for that purpose, and recognized as a treaty by the other con-

                                                 
2162  Department of Defense (November 1998): S. 29. 
2163  Mutual Logistics Support Agreement (21.11.2002). 
2164  Department of Defense, Balikatan 2006: Questions and Answers, Washington D.C., Stand vom 8. März 

2005. 
2165  Vgl. Nirmal Ghosh, Why Manila needs military pact with US, in: The Straits Times, 5. August 1998 (onli-

ne). 
2166  Zit. n. The Philippine Star, Philippine defence secretary denies logistic pact tied to US military aid, 27. Juli 

2002 (online). 
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tracting State.“2167 Bündnisse und die Errichtung von Basen ausländischer Staaten – wie 1947 

in Form des MBA – sind damit zwar nicht verboten, aber an hohe Auflagen gebunden. 

  Auch wenn sich beide Seiten offiziell eindeutig zur Basis-Frage geäußert haben, gibt es in 

den Medien regelmäßig Debatten darüber, ob die USA ihre Meinung nicht doch ändern könn-

ten. Im August 2003 hatten sich amerikanische Militärs im Archipelstaat aufgehalten, um im 

Auftrag der NDU in Washington Gespräche mit Vertretern der philippinischen Regierung 

über die beiderseitigen Sicherheitsbeziehungen zu führen. Dabei soll es vor allem darum ge-

gangen sein, Möglichkeiten der Errichtung einer amerikanischen Militärbasis zu eruieren. 

Hintergrund waren Erwägungen der USA, im Rahmen des sich abzeichnenden GDPR eine al-

ternative Stationierungsmöglichkeit zu Okinawa zu finden.2168 Außenminister Ople erklärte in 

diesem Zusammenhang: „Nothing in our strategic relations with the US calls for a return of 

the US military bases. Even an invocation of our Mutual Defense Treaty, in case we are at-

tacked, would no longer contemplate the establishment, the return of US military bases“2169. 

Ein Ende entsprechender Spekulationen ist nicht absehbar, zumal amerikanische Entschei-

dungsträger sich nicht durchgehend eindeutig äußern. Robert B. Zoellick, stellvertretender 

amerikanischer Außenminister, war am 5. Mai 2005 auf einer Pressekonferenz in Manila ge-

fragt worden, ob es vorstellbar sei, daß US-Truppen von Okinawa abgezogen und auf den 

Philippinen disloziert werden. Er gab darauf zu verstehen, daß er in dieser Frage nicht über 

den letzten Sachstand verfüge und keine klare Antwort geben könne.2170 Manila hingegen 

dementierte erneut, daß es Vorhaben zur Errichtung neuer US-Basen im Archipelstaat ge-

be.2171 

  Vor dem Hintergrund innenpolitischer und rechtlicher Hindernisse scheinen sich die USA 

und die Philippinen darauf geeinigt zu haben, eine dauerhafte Präsenz amerikanischer Streit-

kräfte im Archipelstaat zu ermöglichen, ohne dabei von „Dislozierung“ oder „Basen“ zu spre-

chen. Indem beide Seiten in dichter Abfolge Manöver durchführen, sind US-Soldaten regel-

mäßig im Land des Bündnispartners. Im Zuge des Anti-Terror-Kampfes kam hinzu, daß ame-

rikanische Ausbilder auch vor und nach militärischen Übungen auf den Philippinen bleiben, 

um ihre Kameraden der AFP zu schulen. Im Januar 2005 erklärte der amerikanische Botschaf-

ter in Manila, Francis Ricciardone, daß 70 bis 74 US-Soldaten zu diesem Zweck abgestellt 

                                                 
2167  The 1987 Constitution of the Republic of the Philippines, o.O., 1987, Text-Ausgabe der philippinischen 

Regierung. 
2168  Vgl. Philippine Daily Inquirer, US reportedly keen to re-establish military bases in the Philippines, 15. Au-

gust 2003 (online). 
2169  Zit. n. Asia Pulse, No plans to return US military bases to Philippines: Minister, 29. August 2003 (online). 
2170  Vgl. Department of State, Press Conference in the Philippines, Manila, 5. Mai 2005.  
2171  Vgl. Xinhua General News Service, Philippines rules out return of US military bases, 24. Mai 2005 

(online). 
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worden seien.2172 Sheldon W. Simon ging im Juli 2007 von ca. 200 amerikanischen Spezial-

kräften auf Mindanao aus, die dort bereits seit Jahren tätig seien.2173 Im Ergebnis sind damit 

permanent US-Einheiten auf den Philippinen stationiert, wenngleich dies offiziell auf einer 

„Rotationsbasis“ erfolgt, um nicht von einer „Stationierung“ sprechen zu müssen. Das Penta-

gon erklärt dies mit dem Ausbildungsbedarf der Streitkräfte des Bündnispartners: „U.S. Pa-

cific command has an established, ongoing training relationship with the AFP, which is part 

of our bilateral military-to-military program. Accordingly, there will be U.S. military units 

that rotate in throughout the year as we continue our security assistance and bilateral training 

programs with the AFP.“2174 Auf diese Weise soll hervorgehoben werden, daß diese Truppen 

nicht der Unterstützung der amerikanischen Vornepräsenz, sondern ausschließlich der Lei-

stungssteigerung der philippinischen Streitkräfte dienen. Für die USA dürfte hingegen auch 

ein Interesse daran bestehen, daß über das so etablierte „Dauermanöver“ permanent amerika-

nische Soldaten im Archipelstaat sind, die vermutlich dazu beitragen, im Rahmen der übli-

chen, zeitlich begrenzten Manöver errichtete Infrastruktur und eingelagerte Militärgüter ope-

rativ einsatzbereit zu halten. Der Bedarf läßt sich über das „Dauermanöver“ rechtfertigen, ei-

ne Verwendung dürfte aber auch für andere Zwecke möglich sein. 

 

3.  Thailand 

Grundlage der amerikanisch-thailändischen Sicherheitsbeziehungen ist der Southeast Asia 

Collective Defense Treaty (Manila-Pakt) vom 8. September 1954, zu dessen Mitunterzeich-

nern Thailand gehört. Das Abkommen ist weiterhin gültig, wenngleich die aus ihm hervorge-

gangene SEATO 1977 aufgelöst worden ist. In Artikel 4 sichert jeder Vertragspartner im Fal-

le eines Angriffs auf das Gebiet eines der Signatarstaaten zu, „that it will in that event act to 

meet the common danger in accordance with its constitutional processes.“2175 Am 6. März 

1962 hatten Washington und Bangkok eine weitere Vereinbarung abgeschlossen, durch die 

sich das Königreich für jene militärischen Krisenfälle wappnen wollte, in denen sich die Mit-

glieder des Manila-Paktes aufgrund von Meinungsverschiedenheiten als handlungsunfähig 

erweisen.2176 Das nach den damaligen Außenministern benannte Rusk-Thanat-Kommuniqué 

hält daher fest, daß die Sicherheitszusage der USA gegenüber Thailand im Rahmen des 

                                                 
2172  Vgl. Xinhua General News Service, 70 to 74 US military men active in the southern Philippines: Ambassa-

dor, 24. Januar 2005 (online). 
2173  Vgl. Sheldon W. Simon, U.S.-Southeast Asia Relations: Better Military Relations and Human Rights Con-

cerns, in: Comparative Connections, Nr. 2, Juli 2007, S. 68. 
2174  Department of Defense (08.03.2005). 
2175  Southeast Asia Collective Defense Treaty (08.09.1954).   
2176  Der Manila-Pakt und das Rusk-Thanat-Kommuniqué seien, so das amerikanische Außenministerium, „the 

basis of U.S. security commitments to Thailand.“ Department of State, Background Note: Thailand, Wash-
ington D.C., August 2006. 
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Southeast Asia Collective Defense Treaty „does not depend upon the prior agreement of all 

other parties to the Treaty, since this treaty obligation is individual as well as collective.“2177 

Ein Angriff auf das Staatsgebiet des Königreichs erscheint heute allerdings unwahrscheinlich 

und wäre nur vorstellbar, wenn vorhandene Grenzscharmützel mit Sicherheitskräften Ranguns 

eskalieren. Gleichwohl könnten die USA, wenn sie ihre Sicherheitszusagen an Thailand ernst 

nehmen, über ein solches Szenario in direkte Kampfhandlungen mit Burma verwickelt wer-

den.2178 Weitere militärische Vereinbarungen Washingtons und Bangkoks haben einen logisti-

schen Hintergrund. Zu nennen sind vor allem das Agreement Relating to a War Reserve 

Stockpile Program in Thailand vom 9. Januar 1987 (in Kraft seit dem 22. März 1988)2179 

sowie das Acquisition and Cross-Servicing Agreement vom 18./21. September 2003 (in Kraft 

seit dem 21. September 2003).2180 

  Thailand hatte während des Vietnamkrieges für die USA die Funktion eines Frontstaates. 

1964 wurden erste amerikanische Streitkräftekontingente auf dem Boden des Königreichs sta-

tioniert, die in den folgenden Jahren einen Umfang von 50.000 Mann erreichten. Seit 1966 

wurde der Flughafen U-Tapao verstärkt von Tankflugzeugen des Typs KC-135 genutzt, um 

amerikanische Kampfflugzeuge über Indochina zu unterstützen. Ein Jahr später diente die An-

lage dann auch als Abstützpunkt für Bomber des Typs B-52.2181 Im Zuge des Endes des Viet-

namkrieges änderten sich die Zugangsvoraussetzungen. Am 15. März 1975 hatte Ministerprä-

sident Kukrit Pramoj (1975-1976) die Bitte seiner Regierung übermittelt, daß die USA sämt-

liche Truppen aus Thailand abziehen sollten. Washington kam dem nach. Am 20. Juli 1976 

war der Abzug der amerikanischen Truppen abgeschlossen.2182 

  Im Rahmen des Konzepts der places, not bases nutzen die USA weiterhin u.a. die Marine-

basis Sattahip und den Flughafen U-Tapao.2183 Beide sind ca. 140 km südlich von Bangkok 

gelegen und nur ca. 10 km voneinander entfernt. Sattahip ist eien der Basen der thailändi-

                                                 
2177  Zit. n. William T. Tow, Encountering the Dominant Player. U.S. Extended Deterrence Strategy in the Asia-

Pacific, New York 1991, S. 290. 
2178  Vgl. Steinberg (1999): S. 301. 
2179  Diese „Kriegsreserve“ war eingerichtet worden, um einen potentiellen Einmarsch Vietnams in Thailand ab-

zuschrecken. Entsprechende Waffenlager hatten die USA zuvor nur im Rahmen der NATO sowie in Südko-
rea angelegt. Vgl. Karl D. Jackson, Threats and Prospects: An Evaluation of Thailand’s Security Needs in 
the 1980s, in: Ansil Ramsay, Wiwat Mungkandi, Thailand-U.S. Relations. Changing Political, Strategic, 
and Economic Factors, Berkeley 1988, S. 119. Nach Angaben der amerikanischen Botschaft in Thailand 
haben die USA das War Reserve Stockpile 2002 aufgelöst und die restliche Munition den Streitkräften des 
Königreichs übergeben. Das Abkommen selbst ist weiterhin in Kraft (siehe folgende Fußnote). Vgl. U.S. 
Embassy in Thailand, Fact Sheet: Major Non-NATO Ally (MNNA) Status for Thailand, Bangkok 2003.  

2180  Vgl. Department of State, Treaties in Force 2006. A List of Treaties and Other International Agreements of 
the United States in Force on January 1, 2006, Washington D.C., Januar 2006, S. 311. 

2181  Neben U-Tapao konnten die USA die Luftwaffenstützpunkte Korat, Nakhom Phanon, Takhli, Ubon und 
Udorn nutzen, um von dort Nordvietnam und vor allem den Ho-Chi-Minh-Pfad zu bombardieren. Vgl. 
Herrmann (1996): S. 139. 

2182  Vgl. U.S. Embassy in Thailand, Chronology of Events, Bangkok, Stand vom Oktober 2002. 
2183  Vgl. GlobalSecurity.org, Sattahip / U-Tapao, Stand vom 27. April 2005. 
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schen Seestreitkräfte, verfügt über einen militärstrategisch attraktiven Zugang zum Südchine-

sischen Meer und ist ca. 1.400 km vom östlichen Eingang der Straße von Malakka entfernt. 

Der Nutzen U-Tapaos ergibt sich zum einen aus seiner geostrategischen Lage, die den Flug-

platz auch für Interventionen am Persischen Golf und in Zentralasien attraktiv macht. Bis zur 

Grenze Afghanistans sind es weniger als 3.900 km Luftlinie. Zum anderen hat U-Tapao eine 

befestigte Landebahn mit einer Länge von 3.500 m, womit sie auch von schweren Bombern 

des Typs B-52 angeflogen werden kann.2184 Der besondere militärstrategische Nutzen dieses 

thailändischen Flughafens ergibt sich vor allem aus folgendem Zusammenhang: Für Interven-

tionen in Zentralasien und am Persischen Golf könnten die USA – wie bisher – zur Einsatzun-

terstützung ihre Bomberverbände in Diego Garcia nutzen, das über ähnliche Ausgangsbedin-

gungen wie U-Tapao verfügt (3.900 km Distanz zur Grenze Afghanistans, 3.600 m Lande-

bahn).2185 Entscheidet sich das Pentagon, Einheiten seiner an der pazifischen Gegenküste dis-

lozierten Kräfte in Zentralasien zum Einsatz zu bringen – oder künftig möglicherweise im 

Iran –, dann käme es deren operativer Beweglichkeit allerdings sehr entgegen, wenn ihnen U-

Tapao als Zwischenstopp zur Verfügung stünde. Von Okinawa bis Diego Garcia müssen die 

Luftstreitkräfte 7.000 km überbrücken, bis zum thailändischen Flughafen sind es nur 3.200 

km. 

  Unklar ist, in welchem Umfang die USA heute Sattahip und U-Tapao nutzen können und 

welchen Handlungsfreiraum die amerikanischen Streitkräfte dabei genießen. Die offizielle 

Position der thailändischen Regierung schließt aus, daß der Luftwaffenstützpunkt von ameri-

kanischen Flugzeugen zu Kriegseinsätzen genutzt wird.2186 Diese Haltung kollidierte nach 

den Anschlägen vom 11. September 2001 mit dem amerikanischen Interesse, U-Tapao als 

Abstützpunkt für den Kampf gegen den Terrorismus zu verwenden. Die Regierung in Bang-

kok trat diesem Ansinnen zunächst reserviert gegenüber. Am 10. Oktober 2001 erklärte z.B. 

der thailändische Verteidigungsminister General Chavalit Yongchaiyudh, daß amerikanische 

Kampfflugzeuge U-Tapao nicht zu Betankungszwecken auf ihrem Weg nach Afghanistan 

nutzen würden.2187 Verschiedene Presseberichte behaupten hingegen, daß Bangkok im Ge-

gensatz zu seiner offiziellen Zurückhaltung den USA wie schon während des Golfkrieges von 

1991 auch während der Einsätze gegen Afghanistan 2001 und gegen den Irak 2003 die Nut-

                                                 
2184  Messung des Verfassers mit Google Earth vom 9. Oktober 2006. 
2185  Messung des Verfassers mit Google Earth vom 9. Oktober 2006. 
2186  Vgl. Chookiat Panaspornprasit, Thailand, in: Asia Pacific Security Outlook 2002, Tokyo – New York 2002, 

S. 163. 
2187  Vgl. Sheldon W. Simon, U.S.-Southeast Asia Relations: Mixed Reactions in Southeast Asia to the U.S. War 

on Terrorism, in: Comparative Connections, Nr. 4, Januar 2002, S. 53. 
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zung seiner militärischen Anlagen erlaubt habe.2188 Als Beleg werden u.a. Augenzeugenbe-

richte von Anwohnern, die in der Nähe U-Tapaos leben, angeführt.2189 Auf eine solche Nut-

zung lassen auch Aussagen des Oberkommandierenden der thailändischen Streitkräfte, Na-

rong Yuthawong, schließen, der im Oktober 2001 erklärte, daß die USA im Rahmen der Lo-

gistikvereinbarungen beider Seiten Flugplätze des Königreichs nutzen könnten, ohne dazu 

den Zweck der Mission des jeweiligen Flugzeuges vorher darlegen zu müssen.2190 Das ameri-

kanische Außenministerium hat wiederum erklärt, daß Thailand „has made critical contribu-

tions to the Global War on Terrorism, including allowing access to its airspace and bases for 

the Operation Enduring Freedom in Afghanistan“2191. 

  Im Gegensatz zu den insgesamt doch unklaren Berichten zur Nutzung U-Tapaos während 

der letzten Kriege der USA am Persischen Golf und in Zentralasien sind die thailändischen 

Unterstützungsmaßnahmen im Rahmen der Tsunami-Hilfsaktion umfassend dokumentiert. 

Die amerikanischen Streitkräfte hatten vollen Zugang zu U-Tapao, wo bereits am 29. Dezem-

ber 2004 – also nur drei Tage nach dem Seebeben – das erste Transportflugzeug vom Typ C-

130 eintraf. Auf dem Luftwaffenstützpunkt wurde kurz darauf die Combined Support Force 

(CSF) 536 eingerichtet, die Unterstützungsmaßnahmen auf den Malediven, Sri Lanka, Thai-

land sowie vor allem im indonesischen Aceh koordinierte. Ihr zugeordnet war ein Combined 

Coordination Center (CCC), der zur Abstimmung nationaler und internationaler Hilfsaktionen 

beitrug. U-Tapao wurde somit nicht nur zum Anlaufpunkt für Verbindungsoffiziere aus Au-

stralien, Japan, Thailand und Singapur, sondern auch für UN-Organisationen wie z.B. den ört-

lichen Vertreter des United Nations Office for the Coordination of Humanitarian Affairs 

(UNOCHA).2192  

  Zur Durchführung der Unterstützungsmaßnahmen hatten die USA allein in U-Tapao ca. 

800 Soldaten – vornehmlich U.S. Marines – stationiert. In den Katastrophengebieten selbst 

sowie auf den die Operationen unterstützenden Seekriegsmitteln waren ca. 15.000 amerikani-

                                                 
2188  Auch Evelyn Goh behauptet: „The Thaksin government has quietly reopened the former U.S. airbase in U-

Tapao and naval base in Sattahip to allow for the stationing of U.S. military hardware and munitions for 
forward deployment and operations in the region.“ Goh (2005a): S. 27. 

2189  Vgl. Nirmal Ghosh, US eyes military bases in Thailand; Thai Prime Minister Thaksin be agreeable to leas-
ing sites on the east coast if done on a commercial basis, in: The Straits Times, 11. Juni 2003 (online). 

2190  Vgl. Xinhua General News Service, U.S. Can Use Thai Airbase Without Explanation: Thai Supreme Com-
mander, 9. Oktober 2001 (online). Demnach müßte sich die Rechtslage verändert haben, denn im Januar 
1991 hatte der damalige Oberkommandierende der thailändischen Streitkräfte, Sunthorn Kongsompong, er-
klärt, amerikanische Flugzeuge müßten zuvor eine Genehmigung einholen, wenn sie die Flugplätze des Kö-
nigreichs für Einsätze gegen den Irak nutzen wollten. Vgl. The Xinhua General Overseas News Service, 
U.S. Needs Permission for Using Thai Airbase: Thai Supreme Commander, 17. Januar 1991 (online). 

2191  Department of State, Foreign Military Training: Joint Report to Congress, Fiscal Years 2004 and 2005, 
Washington D.C., April 2005c.  

2192  Vgl. Ralph A. Cossa, Regional Overview: More of the Same ... and Then Some!, in: Comparative Connec-
tions, Nr. 1, April 2005, S. 10. 
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sche Soldaten im Einsatz.2193 Zu den Ergebnissen der Operation Unified Assistance gehören 

auf amerikanischer Seite u.a. die Aufbereitung von 422.324 Gallonen Wasser, die Ausliefe-

rung von 2.124 Tonnen Nahrungsmittel sowie die medizinische Versorgung von 2.229 Perso-

nen.2194 

  Daß sich Thailand auch ganz offen gegen die US-Vornepräsenz stellen kann, war nicht 

nur im Zuge der „Ausweisung“2195 der amerikanischen Truppen aus dem Königreich 1976 

deutlich geworden. Im Januar 1992 ließ Ministerpräsident Anand Panyarachun erkennen, daß 

er einen weiteren Abzug amerikanischer Truppen aus dem asiatisch-pazifischen Raum für an-

gemessen halte.2196 Ende Oktober 1994 verweigerte sich die Regierung in Bangkok, als sie 

von Washington gebeten wurde, die Stationierung von bis zu sechs amerikanischen Schiffen 

im Golf von Thailand zu gestatten. Die USA wollten auf diesen maritimen Einheiten militäri-

sche Ausrüstungsgegenstände einlagern, um in möglichen Krisen in Asien oder auch im Na-

hen Osten schneller auf adäquates Gerät zugreifen zu können. Nach dem Golfkrieg von 1991 

war eine Pentagon-Studie zu dem Schluß gelangt, daß die Verschiffung der notwendigen Aus-

rüstungsgegenstände zum irakischen Einsatzgebiet zu lange gedauert habe, weshalb 

„schwimmende Depots“ in Südostasien anzulegen seien.2197 Die Distanzen zum Persischen 

Golf verdeutlichen den operativen Hintergrund dieses Vorschlags: Vom Golf von Thailand 

bis zur Straße von Hormuz muß ein Schiff ca. 7.800 km zurücklegen. Von der Ostküste der 

USA, über den Atlantik, durch das Mittelmeer und den Suez-Kanal bis zur Straße von Hor-

muz sind es 15.000 km, wohingegen über das Kap der Guten Hoffnung bei selbigem Startha-

fen 22.000 km bis zur Straße von Hormuz zu veranschlagen wären. Hätte Bangkok dem ame-

rikanischen Wunsch entsprochen, dann hätte die maritime Reaktionszeit für Krisen am Persi-

schen Golf fast halbiert werden können. 1998 erklärte Ministerpräsident Chuan Leekpai, daß 

es die USA nicht als selbstverständlich betrachten sollten, grundsätzlich Zugang zu den Basen 

                                                 
2193  Vgl. The Nation, Daily Reports US Official Noncommittal on Leaving Thai Military Base, 16. Januar 2005 

(online). Huxley (2005): S. 124. 
2194  Vgl. Paul E. Lefebvre, Operation Unified Assistance, Vortrag des Deputy Director for Operations, US Pa-

cific Command, auf dem 2005 Pacific Symposium „Asia Pacific Democracies: Advancing Prosperity and 
Security“ der National Defense University, Washington D.C., 10. Juni 2005, S. 15.  

2195   Mit diesem Begriff beschreiben Helmut Fessen und Hans-Dieter Kubitschek den Abzug der amerikanischen 
Truppen, der „in dem Umfang von den USA nicht vorgesehen“ war. Fessen/Kubitschek (1994): S. 139. Die 
USA hatten damals versucht, drei Stützpunkte aufrechtzuerhalten, um in der Region weiter Funkaufklärung 
betreiben zu können. Letztlich mußten sämtliche Kampfeinheiten abgezogen werden, und es blieben nur ei-
nige amerikanische Militärberater in Thailand. 

2196  Vgl. The Xinhua General Overseas News Service, Decline in U.S. Role Predicted by Thai PM, 9. Januar 
1992 (online). 

2197  Vgl. Victor Mallet, Thai stance disappoints US, in: Financial Times, 18. November 1994 (online). Elaine 
Sciolino, With Thai Rebuff, U.S. Defers Plan for Navy Depot in Asia, in: The New York Times, 12. No-
vember 1994 (online). 
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der See- und Luftstreitkräfte des Königreichs zu erhalten.2198 Als die USA im Oktober 2001 

einen weiteren Anlauf nahmen, im Golf von Thailand Versorgungsschiffe zu stationieren, 

blieb Thailand bei seiner alten Position.2199 Im Juni 2004 sprach sich Bangkok wiederum zwar 

für den amerikanischen Plan aus, südostasiatische Staaten bei der Sicherung der Malakka-

Straße vor Übergriffen von Terroristen und Piraten zu unterstützen. Gleichzeitig betonte Thai-

land, daß der Einsatz von US-Streitkräften in jenem Seeweg nicht notwendig sei.2200 

  Gegenwärtig gibt es keine offizielle amerikanische Verlautbarung, die besagt, daß Wa-

shington beabsichtigt, erstmals nach 1976 wieder eine größere Militärbasis im Königreich er-

richten zu wollen. In der Vergangenheit kursierten allerdings regelmäßig Gerüchte darüber, 

daß die USA eine entsprechende Absicht hegen. Im Zusammenhang mit dem Besuch von Mi-

nisterpräsident Thaksin Shinawatra im Juni 2003 in der amerikanischen Hauptstadt erschienen 

Berichte, in denen die Behauptung aufgestellt wurde, die Bush-Administration wolle Landflä-

chen in der Nähe der Marinebasis Sattahip und des Luftwaffenstützpunktes U-Tapao anmie-

ten, um diese militärisch nutzen zu können. Angeblich stehe Thaksin einem solchen Vorhaben 

offen gegenüber, zumal der Pachtvertrag sichere Einkünfte garantieren würde.2201 Washington 

und Bangkok bestätigten diese Berichte zwar nicht. Konteradmiral Yuttana Phagpol-gnam, 

Generaldirektor des thailändischen Naval Operations Department, erklärte aber in einem In-

terview mit der Tageszeitung „The Nation“, daß es im Pentagon Gespräche über die Errich-

tung einer Militärbasis gegeben habe.2202 Zu vermuten ist, daß es dabei um den Aufbau eines 

Basislagers mit geringer Personalstärke, dafür aber umfassend eingelagerten Ausrüstungsge-

genständen für Operationen unterschiedlicher Art ging. 

  Die Errichtung einer ausgedehnten militärischen Basis, die auf Dauer angelegt ist, wird 

sich in Thailand unter den gegenwärtigen Bedingungen innenpolitisch nicht durchsetzen las-

sen. Im Gegensatz etwa zu Singapur nimmt die Führung in Bangkok weitaus mehr Rücksicht 

auf chinesische Sicherheitsinteressen2203 sowie auf die muslimische Minderheit des Lan-

                                                 
2198  Vgl. Paul Chambers, U.S.-Thai Relations after 9/11: A New Era in Cooperation?, in: Contemporary South-

east Asia, Nr. 3/2004, S. 463. 
2199  Vgl. Simon (Januar 2002): S. 54. 
2200  Vgl. Richard W. Baker, U.S.-Southeast Asian Relations: Pausing for Politics, in: Comparative Connections, 

Nr. 2, Juli 2004, S. 71. 
2201  Vgl. Nirmal Ghosh (11.06.2003). 
2202  Vgl. Supalak Ganjanakhundee, Rungrawee C. Pinyorat, War on Terror: US eyes Thai forward base, in: The 

Nation, 10. Juni 2003 (online). 
2203  David I. Steinberg geht davon aus, daß neue amerikanische Basen in Thailand China provozieren würden. 

Daher würde Bangkok entsprechenden Projekten nicht zustimmen. Interview des Verfassers mit David I. 
Steinberg, Director, Asian Studies Program, Georgetown University, Washington D.C., 16. Dezember 
1999. Einige Beobachter vermuten, daß China im Herbst 1994 bei der thailändischen Führung eine Art Veto 
eingelegt hat, als die USA darum ersuchten, im Golf von Thailand Schiffe mit militärischer Ausrüstung zu 
stationieren. Vgl. Vatikiotis (2003): S. 71. 
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des.2204 Die Option, wegen des Kampfes gegen den Terrorismus eine US-Basis zu errichten, 

scheidet aus, da sie eher kontraproduktive Effekte in der Auseinandersetzung mit den Islami-

sten hätte. Chaiwat Khamchoo, Dean der Abteilung Politikwissenschaft der Chulalongkorn-

Universität, stellt dazu fest: „The Americans can’t fight terrorism with a base in Thailand.“2205 

In den Medien des Königreichs wurde bereits während der Tsunami-Hilfsaktion darüber spe-

kuliert, daß die USA die Situation für weiterreichende Ziele ausnutzen würden. Ziel sei, die 

Mission zu instrumentalisieren, um Truppen und militärische Ausrüstung in der Region zu 

positionieren. Die Bush-Administration würde ihr in U-Tapao aufgebautes Operationszentrum 

künftig dazu verwenden, um in eine mögliche Krise in Burma einzugreifen.2206 Selbst die 

thailändische Regierung war zunächst unsicher, ob sie die amerikanischen Hilfsangebote ak-

zeptieren sollte. Denn die Unterstützung der USA würde sich vor allem auf den vom Tsunami 

schwer betroffenen Süden des Landes beziehen, der mehrheitlich von muslimischen Malaien 

besiedelt wird.2207 Im Zusammenhang mit der Deklarierung Thailands zu einem Major Non-

NATO Ally im Oktober 2003 durch die USA kamen Gerüchte auf, wonach das Königreich 

für diesen Status einen Preis zu bezahlen hätte: die Gewährung permanenter Stationierungs-

rechte für amerikanische Truppen. Chavalit Yongchaiyudh widersprach entsprechenden 

Mutmaßungen.2208 

  Jenseits dessen wird darüber spekuliert, daß die USA danach streben könnten, ein dauer-

haft vor Ort stationiertes kleineres Truppenkontingent zu unterhalten, das der Ausbildung 

thailändischer Soldaten im Anti-Terror- und Anti-Drogenkampf dient. Anlaß dazu bietet die 

Lage in den südlichsten Provinzen des Landes – Yala, Pattani und Narathiwat –, die mehrheit-

lich von muslimischen Malaien bewohnt werden.2209 2003 wurden in jenem Gebiet Mitglieder 

der Jemaah Islamiyah verhaftet; Mitte August wurde Riduan Isamuddin alias Hambali, der als 

führender operativer Kopf der Gruppe in Südostasien gilt, in Ayutthaya festgenommen. An-

fang 2004 eskalierten dann die Auseinandersetzungen zwischen muslimischen Rebellen und 

Sicherheitskräften, denen bis Ende 2005 ca. 1.200 Menschen zum Opfer fielen. Senator Krai-

sak Choonhavan, Vorsitzender des Auswärtigen Ausschusses im thailändischen Senat, äußer-

te deshalb bereits im Juni 2003 die Vermutung, daß der damalige Besuch von Ministerpräsi-

dent Thaksin Shinawatra in Washington auch das Ziel haben könnte, die Rückkehr amerikani-

                                                 
2204  So auch Goh (2005a): S. 39. 
2205  Zit. n. Nirmal Ghosh (11.06.2003). 
2206  Vgl. Siri-anya, They come with tsunami, in: Puchatkan, 14. Januar 2005 (online). 
2207  Vgl. Bangkok Post, US Troops in Tsunami Rescue Use Thai Air Base, 1. Januar 2005 (online). 
2208  Vgl. fnWeb.com, Thai-US ‘special relationship’ unconditional: DPM, 27. Oktober 2003 (online). 
2209  In den drei Provinzen soll sich die Bevölkerung zu 80 % aus Muslimen zusammensetzen. Vgl. dazu und zu 

den Unruhen im Süden Thailands Felix Heiduk, Kay Möller, Süd-Thailand: Woher kommt die Gewalt?, 
SWP-Aktuell, Nr. 22, Berlin, Mai 2004. 
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scher Soldaten in das Königreich vorzubereiten. Dabei dachte er an militärische Ausbilder 

und Spezialkräfte zur Unterstützung des thailändischen Anti-Terror-Kampfes.2210 Die USA 

und Thailand führen bereits jetzt entsprechende Übungen durch (u.a. im Rahmen des Manö-

vers Cobra Gold, des Joint and Combined Exchange Training, des Counter-Drug Training und 

des Counter-Terrorism Training). Würden die USA dem philippinischen Vorbild folgen, wür-

den sich zwei Neuerungen ergeben: Die Ausbilder und Spezialkräfte müßten, erstens, dauer-

haft stationiert werden. Sie müßten, zweitens, auch in den südlichen Provinzen Thailands ak-

tiv werden. Nach Auffassung von J. C. Lumbaca, Hauptmann einer amerikanischen Spezial-

einheit, müßten die USA dazu kein größeres Truppenkontingent entsenden. Ungefähr fünf 

Teams, die jeweils aus zwölf Soldaten bestehen, würden ausreichen, um ihre thailändischen 

Kollegen effektiv zu unterstützen. Dieses Format hätte zudem den Vorteil, daß amerikanische 

Einheiten in Yala, Pattani und Narathiwat faktisch nicht sichtbar wären und so auch keinen 

Unmut innerhalb der muslimischen Bevölkerung erregen könnten.2211 Die thailändische Re-

gierung hat dagegen bislang den Einsatz von US-Soldaten im Süden des Landes abgelehnt. 

  In offiziellen Dokumenten lassen die USA sehr deutlich erkennen, daß sie sich der militär-

strategischen Relevanz Thailands bewußt sind. Im EASR 1998 heißt es: „Thailand remains an 

important refueling and transit point for possible operations to neighboring trouble spots, in-

cluding the Arabian Gulf.“2212 Selbiger Bericht hält an anderer Stelle fest: „Our longstanding 

alliance with Thailand remains strong and serves a critical function in enhancing our strategic 

interests worldwide. Thailand has been a consistent supporter of the U.S. overseas presence in 

Asia“2213. Admiral Thomas B. Fargo stellte wiederum am 13. März 2003 fest: „The Kingdom 

of Thailand is a treaty ally that continues to have an outstanding military-to-military relation-

ship with the U.S.“2214 Admiral William J. Fallon sprach am 7. März 2006 von einer „robust 

military relationship“2215. Die militärstrategische Bedeutung der Allianz mit Thailand wird 

                                                 
2210  Vgl. Kavi Chongkittavorn, Regional Perspective: Are Thai-US relations: a win-win deal?, in: The Nation, 

16. Juni 2003 (online). Evelyn Goh weist ebenfalls darauf hin, daß Thailand geneigt sein könnte, mit den 
USA ein Ausbildungsformat einzugehen, das sich an der amerikanisch-philippinischen Übung „Balikatan“ 
orientiert. Vgl. Goh (2005a): S. 27. Nach Informationen von Sheila A. Smith sollen die USA Special Forces 
in beratender Funktion für Operationen der thailändischen Armee im Süden des Königreichs zur Verfügung 
gestellt haben. Interview des Verfassers mit Sheila A. Smith, Research Fellow, East-West Center, Honolulu, 
16. September 2005. 

2211  Vgl. J. C. Lumbaca, Use Special Forces in Thailands’s Troubled South, in: PacNet, Nr. 35A, Honolulu, 20. 
August 2004. 

2212  Department of Defense (November 1998): S. 12. 
2213  Ebd., S. 28. 
2214  Thomas B. Fargo, Statement before the Senate Armed Services Committee on U.S. Pacific Command Pos-

ture, Washington D.C., 13. März 2003, S. 38. 
2215  William J. Fallon, Statement before the Senate Armed Services Committee on U.S. Pacific Command Pos-

ture, Washington D.C., 7. März 2006, S. 15. 
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damit korrekt im Sinne instrumenteller Zuschreibungserwartungen des hier angewandten 

Strategiebegriffes erkannt. 

 

4.  Malaysia 

Washington und Kuala Lumpur unterhalten unterhalb der Ebene von Bündnispartnern enge 

militärische Kontakte.2216 Auf Bitten Kuala Lumpurs werden die meisten Details der Zusam-

menarbeit allerdings entweder geheim gehalten, um Irritationen in der muslimischen Bevölke-

rung des Landes zu vermeiden, oder aber gezielt heruntergespielt. Aus diesem Grunde wurde 

die 1984 erfolgte Unterzeichnung des Bilateral Training and Consultative Group (BITACG) 

Agreement, das die militärischen Beziehungen formalisierte, auch zunächst nicht publik ge-

macht.2217 Zwar sind mittlerweile u.a. das Agreement Relating to the Purchase by Malaya of 

Military Equipment, Materials, and Services from the United States vom Juli 1958, das 

Agreement Relating to the Eligibility for United States Military Assistance and Training vom 

März 1977 sowie das Agreement Concerning a Military Education Exchange Program vom 

Mai 1991 offiziell dokumentiert.2218 Während jedoch Verlautbarungen der US-Administration 

zu den militärischen Beziehungen Washingtons zu Bangkok, Manila und Singapur durchaus 

detailliert erfolgen, herrscht bei der Würdigung der militärischen Kontakte zu Kuala Lumpur 

eine gewisse Zurückhaltung. Es kam daher einer kleinen Sensation gleich, als der malaysische 

Verteidigungsminister Najib bin Tun Abdul Razak während einer Rede vor der Heritage 

Foundation am 3. Mai 2002 erstmalig Einzelheiten der militärischen Beziehungen enthüllte 

und dabei offen bekannte, „that for many years U.S. and Malaysian forces have cooperated on 

a wide range of missions with virtually no fanfare or public acknowledgement.“2219  

  Das wichtigste Element der militärischen Zusammenarbeit ist der Zugang des USPACOM 

zu Flugplätzen und Hafenanlagen, wodurch auch Malaysia aktiv zur Aufrechterhaltung der 
                                                 
2216   Vgl. zu den militärischen Beziehungen zwischen den USA und Malaysia Najib bin Tun Abdul Razak, U.S.-

Malaysia Defense Cooperation: A Solid Success Story, Heritage Lecture Nr. 742, Washington D.C., 3. Mai 
2002. Ian Storey, Malaysia and the United States 2004-2005: The Best of Times?, Special Assessment des 
Asia-Pacific Center for Security Studies, Honolulu, Februar 2005, S. 3 f. J. N. Mak, Malaysian Defense and 
Security Cooperation, in: See Seng Tan, Amitav Acharya (Hrsg.), Asia-Pacific Security Cooperation. Na-
tional Interests and Regional Order, London – New York 2004, S. 146 – 149. Pamela Sodhy, U.S.-
Malaysian Relations during the Bush Administration: The Political, Economic, and Security Aspects, in: 
Contemporary Southeast Asia, Nr. 3/2003, S. 379 – 381. 

2217  Vgl. Mak (2004): S. 148 f. Nach einem Bericht des Asian Wall Street Journal vom April 1992 sollen Ma-
hathir und der amerikanische Verteidigungsminister Caspar Weinberger die militärischen Beziehungen bei-
der Seiten in einem geheimen Abkommen am 20. Januar 1984 formalisiert haben. Diese Übereinkunft dürf-
te mit dem BITACG Agreement identisch sein. Vgl. The Straits Times, Dockyard for US ships „won’t 
threaten security“, 16. Mai 1992, S. 21 (online). 

2218  Vgl. Department of State (Januar 2006): S. 201. 
2219   Najib (03.05.2002). Fast alle Abhandlungen zum Umfang der amerikanisch-malaysischen Militärbeziehun-

gen rekurrieren auf diesen Beitrag. Aus Pentagon-Kreisen war hingegen bereits zuvor zu vernehmen, daß 
die militärischen Beziehungen beider Seiten gut seien. Interview des Verfassers mit Major General Wallace 
C. Gregson, Department of Defense, Director for Asian and Pacific Affairs, Office of the Assistant Secre-
tary of Defense for International Security Affairs, Washington D.C., 12. November 1999. 
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operativen Beweglichkeit der Pazifikflotte in Südostasien beiträgt. Offiziell drücken Vertreter 

der Regierung in Kuala Lumpur ihre Unterstützung für die US-Vornepräsenz allerdings nur 

selten aus.2220 Nach dem Verlust von Clark und Subic auf den Philippinen hatte Washington 

bereits 1991 Gespräche mit der Regierung Mahathir über eine mögliche Nutzung der Lumut 

Naval Base durch amerikanische Marineeinheiten geführt, die 1992 erfolgreich abgeschlossen 

werden konnten.2221 Zum Umfang der Vereinbarung dürften die Betankung und Reparatur 

von US-Kriegsschiffen sowie die Aufnahme von Proviant in Lumut gehören, das in Perak an 

der westlichen Öffnung der Straße von Malakka gelegen und Hauptquartier der malaysischen 

Seestreitkräfte ist. Die Vereinbarung wurde im März 1994 durch die Unterzeichnung eines 

ACSA ergänzt, das im Mai 2005 verlängert wurde. Insgesamt sollen jährlich 15 bis 20 ameri-

kanische Schiffe Hafenanlagen Malaysias anlaufen.2222 Mitte April 2007 erklärte der Befehls-

haber der Streitkräfte des Landes, General Abdul Aziz Zainal, daß er eine Zunahme weiterer 

Besuche amerikanischer Kriegsschiffe begrüßen würde.2223 Den USA werden zudem jährlich 

über 1.000 Überfluggenehmigungen erteilt, wobei diese Zahl seit dem 11. September 2001 

zugenommen haben soll.2224 Seitdem haben malaysische Militäreinheiten zusätzlich Schutz-

maßnahmen für US-Schiffe in der Straße von Malakka durchgeführt.2225 Daß Kuala Lumpur 

die Vornepräsenz des USPACOM unterstützt, zeigte nicht zuletzt der Besuch des Flugzeug-

trägers USS John C. Stennis Anfang September 2004 in Port Klang.2226 Während der Tsuna-

mi-Krise wurde zudem sichtbar, daß die Zusammenarbeit bei der Bewältigung humanitärer 

Katastrophen funktioniert: Malaysia gewährte Anfang 2005 mehreren amerikanischen Trans-
                                                 
2220  Verteidigungsminister Syed Hamid Albar sagte z.B. im April 1997: „We see the need of the US’ continued 

presence“. Zit. n. Agence France Press, Malaysia urges US, British engagements in Asia amid territorial 
disputes, 15. April 1997 (online). 

2221  Vgl. Agence France Press, U.S. looking to Malaysia for naval repairs, 21. Oktober 1991. The Straits Times, 
Dockyard for US ships „won’t threaten security“, 16. Mai 1992, S. 21 (online). 

2222  Najib nannte 75 Hafenbesuche für einen Zeitraum von zweieinhalb Jahren. Vgl. Najib (03.05.2002). Es ist 
offiziell nicht bekannt, wie oft und in welcher Intensität das USPACOM die Anlagen von Lumut nutzt. Aus 
der amerikanischen Botschaft hieß es diesbezüglich, daß sich der Hafen von Lumut in keinem guten Zu-
stand befinde. Die USA würden ihn nicht nutzen. Man benötige zudem keine weiteren Zugänge, solange die 
Anlagen in Singapur zur Verfügung stünden. Interview des Verfassers mit Thomas F. Daughton, Counselor 
for Political Affairs, und Bruce H. Acker, Air Attaché, Embassy of the United States of America, Malaysia, 
Kuala Lumpur, 12. Oktober 2005. Zakaria Ahmad gibt folgenden Sachstand wieder: US-Marines würden 
Lumut regelmäßig für militärische Übungen nutzen. Dort würden jedoch keine Reparaturmaßnahmen vor-
genommen. In Port Klang würden amerikanische Schiffe alles bekommen, was sie brauchen. Dies gelte 
auch für Flugzeugträger, die dort allerdings selten anlegten. Mahathir habe die Schiffsbesuche der USA wie 
folgt kommentiert: „Good business.“ Interview des Verfassers mit Dato Zakaria Ahmad, Executive Direc-
tor, HELP University College, Kuala Lumpur, 13. Oktober 2005. 

2223  Vgl. Japan Economic Newswire, Malaysia defense chief says no easing of military ties with U.S., 16. April 
2007 (online). 

2224  Malaysia würde den USA in einer Taiwan-Krise vermutlich keine Überflugrechte gewähren. Interview des 
Verfassers mit Dato Zakaria Ahmad, Executive Director, HELP University College, Kuala Lumpur, 13. Ok-
tober 2005. 

2225  Vgl. Najib (03.05.2002). 
2226  Erstmalig legte im April 1997 ein Flugzeugträger, die USS Independence, an der malaysischen Küste       

(ebenfalls in Port Klang) an. Vgl. The Straits Times, Malaysia makes policy shift in defence co-operation 
with US, 24. Mai 1997 (online). 
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portflugzeugen vom Typ C-130 die Nutzung des Langkawi International Airport, um von dort 

Hilfsmaßnahmen in Aceh unterstützen zu können.2227 

  Die Regierung Badawi zeigt sich jedoch äußerst sensibel, wenn sie den Eindruck gewinnt, 

daß amerikanische Streitkräfte ohne ihre Zustimmung in angrenzenden Gewässern operieren. 

Eines der bekanntesten Beispiele aus den letzten Jahren war der Streit um die vermeintliche 

Absicht des Pentagons, militärische Patrouillen in sensiblen Seewegen durchzuführen. Nach-

dem sich Admiral Thomas B. Fargo am 31. März 2004 zu diesem Thema vor dem Kongreß 

geäußert hatte,2228 wurden seine Worte von der malaysischen – und auch der indonesischen – 

Regierung dahingehend interpretiert, daß die USA dauerhaft seegestützte Spezialeinheiten in 

der Straße von Malakka stationieren wollten. Kuala Lumpur hat nicht nur vehement gegen 

dieses Vorhaben, das Washington kurz darauf als Mißverständnis darstellte, protestiert, son-

dern auch gemeinsame Patrouillen der Seestreitkräfte beider Länder abgelehnt.2229 Begründet 

wird dies mit dem Verweis auf die nationale Souveränität Malaysias, die in der Straße von 

Malakka nicht von anderen Staaten ausgeübt werden könne. Des weiteren wird darauf hinge-

wiesen, daß ein solcher Einsatz amerikanischer Streitkräfte islamischen Fundamentalisten in 

Südostasien Auftrieb verleihen könnte.2230 Malaysia ist insofern zur Kooperation gewillt, als 

es nachrichtendienstliche Erkenntnisse der USA entgegenzunehmen bereit ist. Wünsche des 

Pentagons, etwa zum Abfangen eines verdächtigen Schiffes, sollen geprüft werden. Die Ope-

ration würde dann jedoch ausschließlich durch malaysische Einheiten durchgeführt wer-

den.2231  

  Die militärischen Zugangsmöglichkeiten der USA stoßen daher an deutliche Grenzen. Ku-

ala Lumpur hatte bereits zu Beginn der 90er Jahre ausdrücklich darauf hingewiesen, daß es 

nicht beabsichtige, den amerikanischen Streitkräften den Aufbau militärischer Basen auf ma-

laysischem Boden zu gestatten. Diese Position hat sich in den folgenden Jahren nicht verän-

dert. Verteidigungsminister Najib erklärte während eines Besuches des Generalstabschefs der 

US-Streitkräfte, General Richard B. Myers, Anfang Juni 2005 in Kuala Lumpur, daß man 

                                                 
2227  Vgl. Christopher J. LaFleur, Speech (Lunch with American Malaysian Chamber of Commerce), Kuala 

Lumpur, 27. Januar 2005. 
2228  Fargo hatte vor dem House Armed Service Committe erklärt: „You know, we’re looking at things like high-

speed vessels, putting Special Operations Forces on high-speed vessels […] in, once again, these sea lines 
of communications where terrorists are known to move about and transmit throughout the region.“ Fargo 
(31.03.2004). 

2229  Vgl. BBC Monitoring International Reports, Deputy PM says US recognizes Malaysia’s commitment to 
Malacca Straits security, 22. Juni 2004 (online). 

2230  Vgl. Channel News Asia, US forces in Southeast Asia will fuel Islamic fanaticism: Malaysia minister, 6. 
Juni 2004 (online). 

2231  Dazu war Malaysia auch bereits vor der umstrittenen Fargo-Rede bereit. Vgl. BBC Monitoring International 
Reports, Malaysia to work with US to prevent shipment of nuclear materials, 20. Januar 2004 (online). In-
teressanterweise haben die USA und Malaysia während CARAT 2004 Boarding-Übungen durchgeführt. 
Vgl. Todd Spitler u.a., CARAT 2004: Malaysian – U.S. Forces Share Experienes and Knowledge, in: Asia 
Pacific Defense Forum, Winter 2004/2005. 
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zwar an guten Beziehungen zu den USA interessiert sei, nicht jedoch an der Errichtung ame-

rikanischer Basen. Myers betonte, daß Washington ein derartiges Vorhaben nicht in Erwä-

gung ziehe.2232 Die Haltung Malaysias ist des weiteren auf Rücksichtnahmen hinsichtlich der 

Befindlichkeiten Chinas zurückzuführen. Badawi schloß sich z.B. der Kritik Pekings an der 

amerikanisch-japanischen Erklärung zur Vertiefung der gemeinsamen Sicherheitsbeziehungen 

vom Februar 2005 an: „In my view, the strengthening of security and defense alliances in the 

Asia Pacific region is both unnecessary and destabilizing.“2233 China sei zudem weder eine 

Bedrohung noch verfolge es hegemoniale Absichten. Auch dies unterstreicht, daß Malaysia 

für die USA als potentieller neuer Standort einer neuen Basis in Südostasien ausscheidet.2234 

Im Rahmen der Klassifizierung des GDPR wird es hingegen den Kriterien einer Cooperative 

Security Location gerecht. Auch können die Bemühungen der USA um militärischen Zugang 

zu Malaysia als strategisch bezeichnet werden, wenngleich dieses Beispiel zeigt, daß ameri-

kanischer Erfolg in dieser Frage sehr stark vom Entgegenkommen des Partnerstaates abhängt. 

 

5.  Indonesien 

Auch Indonesien gehört zu den CSLs der USA in Südostasien. Vertreter der TNI berichteten 

Anfang November 1991 von einer Anfrage des Pentagons, Surabaya, Hauptquartier der See-

streitkräfte und zugleich Hauptstadt der Provinz Ostjava, als Anlaufpunkt für amerikanische 

Kriegsschiffe nutzen zu können. Indonesien stimmte dem Anliegen zu, wies allerdings darauf 

hin, daß die Zusage nicht für nuklearbetriebene Kriegsschiffe gelte.2235 Jakarta betont zudem, 

daß die Nutzung Surabayas zu Reparaturzwecken ausschließlich auf einer kommerziellen Ba-

sis erfolge (also zumindest offiziell nicht zum Zwecke militärstrategischer Kooperation).2236 

Den US-Streitkräften wurde des weiteren Zugang zur Air Weapons Training Range im Süden 

Sumatras gewährt.2237 Jakarta steht der amerikanischen Vornepräsenz im asiatisch-pazifischen 

Raum damit grundsätzlich wohlwollend gegenüber. Im EASR 1998 heißt es entsprechend: 

                                                 
2232  Vgl. BBC Monitoring International Reports, Malaysia will never host US Military Base – Deputy Premier, 

4. Juni 2005 (online). Bernama News Agency, US Wants to Strengthen Military Relations with Malaysia, 6. 
Juni 2005 (online). 

2233  Zit. n. Japan Economic Newswire, Malaysian raps U.S.-Japan view of China as a threat, 1. Juni 2005 
(online). 

2234  Kein Land würde sich für neue US-Basen in Südostasien aussprechen. Der sicherste Weg, Terroristen anzu-
ziehen, sei, amerikanische Soldaten vor Ort – etwa in der Straße von Malakka – zu haben. Interview des 
Verfassers mit einem Berater des malaysischen Ministerpräsidenten, Kuala Lumpur, 10. Oktober 2005. 

2235  Vgl. Japan Economic Newswire, U.S. military approaches Indonesia on use of facilities, 9. November 1991 
(online). 

2236  Vgl. Japan Economic Newswire, Indonesia will not offer to host U.S. forces, Alatas says, 15. Januar 1992 
(online). 

2237  Vgl. Cheng (2001): S. 428. Michael McDevitt spricht von „Air Training Facilities at Siabu on Sumatra“. 
Michael McDevitt, U.S. Strategy in the Asia Pacific Region: Southeast Asia, in: Wilson Lee, Robert M. 
Hathaway, William M. Wise (Hrsg.), U.S. Strategy in the Asia-Pacific Region (A Conference Report), 
Washington D.C., 5. Mai 2003, S. 43. 
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„Indonesia’s support for long-term U.S. presence in the region also has been an important fac-

tor in our overall regional security strategy.“2238 Dies war auch zu Beginn der 90er Jahre er-

sichtlich geworden, als es die Errichtung amerikanischer Militäreinrichtungen in Singapur of-

fiziell akzeptierte.2239 Nach den Terroranschlägen vom 11. September 2001 gewährte Indone-

sien US-Kampfflugzeugen Überflugrechte. 

  Die Positionierung Jakartas gegenüber der amerikanischen Vornepräsenz muß aber den-

noch als ambivalent bezeichnet werden. Denn obwohl es in der Vornestationierung von US-

Streitkräften ganz offensichtlich eine Rückversicherung gegenüber künftigen machtpoliti-

schen Ambitionen Chinas und Japans sieht, versteht es sich selbst als natürliche Führungs-

macht der ASEAN und präferiert – auch vor dem Hintergrund seiner Stellung in der Block-

freienbewegung – daher langfristig einen Rückzug auswärtiger Truppen aus Südostasien. Vor 

diesem Hintergrund ist z.B. die Kritik Jakartas am FPDA zu sehen.2240 Die indonesische Füh-

rung reagiert zudem bereits auf theoretisch denkbare Verletzungen der territorialen Integrität 

und Souveränität des Landes mit besonderer Nervosität. Als Admiral Thomas B. Fargo im 

März 2004 im amerikanischen Kongreß die Regional Maritime Security Initiative (RMSI) 

vorstellte, wurden seine Worte von indonesischen und malaysischen Beobachtern aus dem 

Kontext gerissen und dahingehend interpretiert, daß die USA vorhaben, Truppen in Singapur 

zu stationieren, um von dort die Straße von Malakka zu kontrollieren. Jakarta betonte prompt, 

daß es den Anrainerstaaten obliege, in diesem Seeweg hoheitliche Aufgaben wahrzuneh-

men.2241 Wegen möglicher Verletzungen der Souveränität des eigenen Landes konnte sich In-

donesien bislang auch nicht dazu durchringen, an der PSI teilzunehmen (Stand: Juni 

2007).2242 Ein besonders delikater Vorfall ereignete sich schließlich Anfang Juli 2003: Als 

fünf amerikanische Kampfflugzeuge vom Typ F-18 Hornet über der Insel Bawean in der Ja-

vasee in den Luftraum des Archipelstaates eindrangen, ließ die indonesische Führung zwei 

Kampfflugzeuge vom Typ F-16 aufsteigen, um die Eindringlinge abzudrängen.2243 

                                                 
2238  Department of Defense (November 1998): S. 38. 
2239  Vgl. Japan Economic Newswire, Indonesia accepts U.S. Military Expansion in Singapore, 7. Januar 1992 

(online). 
2240  Vgl. Anthony L. Smith, Reluctant Partner: Indonesia’s Response to U.S. Security Policies, Special Assess-

ment des Asia-Pacific Center for Security Studies, Honolulu, März 2003, S. 4/6. 
2241  Vgl. Felix Heiduk, Kay Möller, Maritimer Terrorismus in Südostasien und die Regional Maritime Security 

Initiative, Diskussionspapier der FG 7 der SWP, Berlin, 1. Juli 2004. Anthony L. Smith, Indonesia and the 
United States 2004-2005: New President, New Needs, Same Old Relations, Special Assessment des Asia-
Pacific Center for Security Studies, Honolulu, Februar 2005b, S. 5. Ende April 2006 diskutierten die USA 
und Indonesien im Rahmen des bilateralen Sicherheitsdialoges in Washington darüber, ob und in welcher 
Form von amerikanischer Seite technische Unterstützung für Patrouillen in der Straße von Malakka gelei-
stet werden könnte. Vgl. Ralph A. Cossa, Regional Overview: New Insights into U.S. East Asia Strategy, 
in: Comparative Connections, Nr. 2, Juli 2006, S. 12. 

2242  Vgl. Sheldon W. Simon, U.S.-Southeast Asian Relations: U.S. Strengthens Ties to Southeast Asian Region-
alism, in: Comparative Connections, Nr. 3, Oktober 2006, S. 66. 

2243  Vgl. Hongkong Service der Agence France Presse, More in Indonesian Air Force Says it Deployed to Try to 
Intercept US Planes, 4. Juli 2003 (online). 
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  Konsequenterweise betont Jakarta, daß es keinem Land gestattet werde, im Archipel eine 

Militärbasis zu errichten. Anläßlich des Besuches von Walter Mondale, Sondergesandter der 

amerikanischen Regierung, Anfang März 1998 in Indonesien hatte das Gatra Magazine das 

Gerücht verbreitet, die USA würden beabsichtigen, eine Insel anzumieten und diese in eine 

Militärbasis umzuwandeln. Spekuliert wurde über Stützpunkte auf der Insel Biak (Papua) so-

wie auf der Insel Natuna. Der damalige Außenminister Indonesiens, Ali Alatas, stellte dazu 

fest: „There has not been and there never will be such a request [...]. If there is, it is clear that 

Indonesia will reject it“2244. Alatas hatte diese Position bereits nach dem Rückzug der ameri-

kanischen Streitkräfte von den Philippinen vertreten.2245 Kurz darauf wurden aus indonesi-

schen Militärkreisen auch Spekulationen zurückgewiesen, daß die USA auf Bengkulu eine 

Militärbasis errichten würden.2246 Bereits drei Jahre zuvor, im März 1995, hatte der Befehls-

haber der indonesischen Seestreitkräfte, Admiral Tanto Kuswanto, erklärt, daß die damals ge-

plante Teluk Ratai Marinebasis nicht an fremde Staaten vermietet werde.2247 Nach einem Ge-

spräch mit Präsident Bacharuddin Jusuf Habibie Mitte Juli 1998 erklärte General Joseph W. 

Ralston, stellvertretender Vorsitzender des amerikanischen Generalstabes, daß die USA nicht 

beabsichtigen würden, eine indonesische Insel anzumieten, um auf dieser eine Militärbasis zu 

errichten.2248 Gleichwohl wird zumindest in amerikanischen think tanks empfohlen, daß Wa-

shington mit Jakarta mehr vereinbaren sollte als bloße Zugangsabkommen. Angel Rabasa und 

Peter Chalk von der RAND Corporation vertraten 2001 folgende Auffassung: „A cooperative 

security relationship with Indonesia may also involve arrangements for U.S. access and bas-

ing. […] Access to bases in Indonesia would also compensate for the space limitations that 

constrain U.S. aircraft currently deployed on a rotational basis to Singapore.“2249 

  Nach dem Tsunami vom Dezember 2004 war Indonesien gezwungen, seine engen Souve-

ränitätsprinzipien vorübergehend zu lockern. Der Flugzeugträger USS Abraham Lincoln ope-

rierte in den Gewässern des Archipelstaates, amerikanische Helikopter flogen die Küste von 

Aceh an, und US-Soldaten wurden für mehrere Wochen in den Katastrophengebieten Suma-

tras eingesetzt.2250 Obwohl es sich bei dieser Aktion um eine reine Hilfsaktion handelte, ließ 

die indonesische Regierung am 12. Januar 2005 verkünden, daß sämtliche ausländischen 
                                                 
2244  Zit. n. Agence France Presse, US plotting to establish military base in Indonesia: magazine, 4. März 1998 

(online). 
2245  Vgl. Japan Economic Newswire, Indonesia will not offer to host U.S. forces, Alatas says, 15. Januar 1992 

(online). 
2246  Vgl. Antara, Indonesia no US military base to be built in Bengkulu, 11. März 1998 (online). 
2247  Vgl. Antara, Admiral rules out leasing naval base to United States, 4. Dezember 1995 (online). 
2248  Vgl. Antara, US says has no plan to build military base in Indonesia, 15. Juli 1998 (online). 
2249  Angel Rabasa, Peter Chalk, Indonesia’s Transformation and the Stability of Southeast Asia, Santa Monica 

2001, S. 103. 
2250  Anthony L. Smith urteilt diesbezüglich: „It is hard to imagine any other circumstances in which U.S. armed 

forces personnel, vehicles, aircraft and equipment, would be on Indonesian terra firma.“ Smith (Februar 
2005b): S. 2. 
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Truppen die humanitären Maßnahmen bis zum 26. März 2005 beenden müßten.2251 Im Kon-

greß wurde die Rückzugsforderung als Undankbarkeit Jakartas kritisiert. Sudarsono relativier-

te daher die Ankündigung seiner Regierung und bezeichnete sie als Ziel, nicht als Ultima-

tum.2252 Der Flugzeugträger USS Abraham Lincoln, von dem weiter Helikoptereinsätze ge-

flogen wurden, mußte zudem am 12. Januar 2005 die indonesischen Territorialgewässer wie-

der verlassen. Jakarta hatte sich geweigert, die Übungsflüge amerikanischer Kampfflugzeuge, 

die aufgrund der Stationierung des Flugzeugträgers auch im indonesischen Luftraum stattfan-

den, zu genehmigen.2253 Anfang Februar 2005 zog sich die USS Abraham Lincoln von der in-

donesischen Küste zurück. 5.000 amerikanische Soldaten waren zu diesem Zeitpunkt weiter-

hin auf Sumatra im Hilfseinsatz.2254 Nach dem Erdbeben von Yogyakarta bauten amerikani-

sche Marines ab Ende Mai 2006 zudem ein Feldhospital in Bantul auf.2255 

  Indonesien ist für die USA aufgrund seiner Größe und geostrategischen Lage von heraus-

ragender Bedeutung in Südostasien. Der aus ca. 17.000 Inseln bestehende Archipelstaat liegt 

direkt an der Straße von Malakka und umfaßt die Straßen von Sunda, Lombok und Makassar. 

Amerikanische Handels- und Kriegsschiffe sind daher auf ein stabiles und kooperationsberei-

tes Indonesien angewiesen, wenn sie langfristig die genannten Seewege nutzen wollen. Selbi-

ges gilt für die Gewährung von Überflugrechten. Da Indonesien der Anwesenheit ausländi-

scher Truppen im eigenen Land grundsätzlich skeptisch gegenübersteht, müssen es die USA 

bereits als Erfolg betrachten, wenn sie weiterhin Surabaya nutzen können. Ob zunehmender 

systemischer Druck Jakarta veranlassen könnte, neue Zugangsmöglichkeiten zu eröffnen, ist 

zweifelhaft. Denn selbst während des Ost-West-Konfliktes und des damals ausgeprägten anti-

chinesischen Feindbildes kam es für Indonesien nicht in Frage, den USA die Errichtung von 

Stützpunkten zu gestatten. Die Beziehungen Washingtons zu Jakarta sind mit jenen Washing-

tons zu Kuala Lumpur vergleichbar: Auch in diesem Fall wird strategischer Erfolg, in concre-

to das Erreichen neuer militärischer Zugangsmöglichkeiten, vom Verhalten des Partnerstaates 

begrenzt. 

 

                                                 
2251  Vgl. Alan Sipress, Ellen Nakashima, Indonesia Sets Limits On Foreign Relief Role; U.S. Moves Out Car-

rier; Marines Adjust Plans, in: The Washington Post, 13. Januar 2005, S. A 15. 
2252  Vgl. Eric Schmitt, U.S. and Indonesia hope crisis effort will help repair military ties, in: International Her-

ald Tribune, 17. Januar 2005 (online). 
2253  Vgl. Sipress/Nakashima (13.01.2005). 
2254  Vgl. Chris Brummitt, U.S. aircraft carrier to leave Indonesia in single biggest military withdrawal in tsu-

nami relief effort, in: The Associated Press, 3. Februar 2005 (online). 
2255  Vgl. Sheldon W. Simon, U.S.-Southeast Asian Relations: U.S. Pushes Security and Trade Interests in 

Southeast Asia, in: Comparative Connections, Nr. 2, Juli 2006, S. 73. 
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6.  Brunei 

Obwohl das Pentagon dem Sultanat nur einen begrenzten verteidigungspolitischen Stellen-

wert beimißt („defense objectives in Brunei are modest“2256), wird es den Kriterien einer 

Cooperative Security Location gerecht. Brunei unterstützt die militärische Vornepräsenz der 

USA, wozu beide Seiten am 29. November 1994 ein Defense Cooperation Memorandum of 

Understanding unterzeichnet haben. Das Sultanat dient amerikanischen Kriegsschiffen als 

Anlaufpunkt und wird auch von den Luftstreitkräften als Transitpunkt frequentiert.  

  Brunei könnte für die USA in einer Konfliktsituation aber noch aus einem anderen Grunde 

interessant werden. Großbritannien unterhält seit 1962 eine Gurkha-Einheit vor Ort, deren 

Hauptquartier in Seria nahe des Zentrums der Ölindustrie des Landes gelegen ist. 2007 um-

faßte die Gesamtstärke dieses Kontingents 1.120 Mann.2257 Grundlage ihrer Präsenz ist ein 

Stationierungsabkommen, das beide Seiten 1983 geschlossen hatten. Dabei wurde u.a. verein-

bart, daß das Militärlager unter vollständiger britischer Kontrolle steht, weshalb London eine 

Beteiligung von Gurkha-Soldaten an der INTERFET 1999 ohne Zustimmung Bandar Seri 

Begawans entscheiden konnte.2258 Für Washington bedeutet dies: In einer regionalen Krise in 

Südostasien verfügen die USA über die Option, Großbritannien über seine Gurkha-Einheiten 

in Brunei nach dem Vorbild der Ost-Timor-Mission einzubinden, soweit London eine Beteili-

gung für sinnvoll erachtet. Da die Streitkräfte des Sultanats nur einen Umfang von 7.000 Sol-

daten haben, kommt der britischen Schutzkomponente zudem eine zentrale Rolle in der Ver-

teidigungspolitik des Landes zu. Die USA könnten daher im Krisenfall versuchen, über ihre 

Kontakte zu Großbritannien das Verhalten des Sultanats zu beeinflussen. Pushpa Thambipillai 

urteilt dazu: „Brunei’s support for a constructive U.S. role in the region and its hosting of a 

British military presence helps these two powers in case of a need to project force.“2259  

  Die USA setzen Brunei insofern strategisch ein, als sie sich die maritime Lage des Sulta-

nats an der Südflanke des Südchinesischen Meers in Form von militärischen Zugangsverein-

barungen zunutze machen. Die Integration britischer Gurkha-Verbände in den Ost-Timor-

Einsatz 1999 hat gezeigt, daß Washington in der Lage ist, die Ressourcen eines europäischen 

Verbündeten für südostasiatische Ordnungsaufgaben zu nutzen. Zakaria Ahmad kann es sich 

perspektivisch vorstellen, daß die USA – wenn sie eine neue Basis in Südostasien zu errichten 

gedenken – Brunei als Stationierungsort wählen, da dieses kein politisch sensibler Ort sei.2260 

                                                 
2256  Department of Defense (November 1998): S. 37. 
2257  Vgl. IISS (2007): S. 345. 
2258  Vgl. Thambipillai, Brunei Darussalam, in: Asia Pacific Security Outlook 2000, Tokyo – New York 2000, S. 

33 – 35. Siehe auch Roger Kershaw, Partners in Realism: Britain and Brunei Amid Recent Turbulence, in: 
Asian Affairs, Nr. 1/2003, S. 47 – 49. 

2259  Thambipillai (2000): S. 37. 
2260  Interview des Verfassers mit Dato Zakaria Ahmad, Executive Director, HELP University College, Kuala 

Lumpur, 13. Oktober 2005. 
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7.  Australien 

Die Beziehungen zwischen den USA und Australien können als sehr gut bezeichnet wer-

den.2261 Dies wird von beiden Seiten immer wieder betont. Ministerpräsident John Howard 

begrüßte z.B. Präsident George W. Bush am 4. September 2007 in Sydney mit den Worten: 

„The United States President is always welcome in our country. We have no closer alliance 

with any country in the world than we have with the United States.“2262 Auch der Oppositi-

onsführer im australischen Parlament, Kevin Michael Rudd, spricht sich für „strong U.S. mili-

tary alliances in the region“2263 aus und sagt voraus, daß das Bündnis beider Staaten anhalten 

werde – „whoever might form the next government in Canberra or in Washington“2264. Bush 

preist bei jedem Zusammentreffen mit Howard nicht nur die Freundschaft beider Staaten. 

Während seiner Rede vor dem australischen Parlament am 22. Oktober 2003 sagte er: „Prime 

Minister John Howard is a leader of exceptional courage, who exemplifies the finest qualities 

of one of the world’s great democracies. I’m proud to call him friend.“2265 Gut ein Jahr vor-

her, im Juni 2002, war Howard die Ehre zuteil geworden, vor dem amerikanischen Kongreß 

eine Rede zu halten.2266 Die von Bush vorgenommene Bewertung Australiens wird in allen 

wichtigen Abteilungen seiner Administration geteilt. Glyn Davies, stellvertretende Ostasien-

beauftragte im Department of State, erklärte z.B. am 15. März 2007: „We simply have no 

more steadfast partner in the region and in the world today.“2267 Aus dem Pentagon wiederum 

heißt es: „Australia is the southern anchor of our security architecture in the region, and we 

will maintain the vibrancy of this strategic relationship.“2268 

  Abgesehen von persönlichen Sympathien ihrer Staatsführer ist es insbesondere die Ge-

schichte, die beide Länder verbindet. Washington rechnet es Canberra hoch an, sich als zuver-

lässiger Verbündeter in verschiedenen militärischen Auseinandersetzungen erwiesen zu ha-

ben. Truppen beider Staaten kämpften Seite an Seite, sowohl während des Ersten Weltkrieges 

als auch während des Zweiten Weltkrieges. Bis zum Rückzug Großbritanniens aus dem Pazi-

fik, der durch den Verlust Singapurs an Japan 1942 ausgelöst wurde, war London der bevor-

                                                 
2261  Vgl. zum aktuellen Stand der Beziehungen beider Staaten Bruce Vaughn, Australia: Background and U.S. 

Relations, CRS Report for Congress (RL33010), Washington D.C., Stand vom 20. April 2006. The White 
House, Fact Sheet: U.S.-Australia Alliance: Steadfast and Growing, Washington D.C., 4. September 2007. 

2262  The White House, President Bush and Australian Prime Minister Howard Discuss U.S.-Australia Defense 
Trade Cooperation Treaty in Joint Press Availability, Sydney, 4. September 2007. 

2263  The Brookings Institution, The Rise of China and the Strategic Implications for U.S.-Australia Relations, 
Moderator: Carlos Pascal, Featured Speaker: Kevin Rudd, Washington D.C., 20. April 2007, S. 18. 

2264  Ebd., S. 7. 
2265  The White House, President Bush Addresses Australian Parliament, Canberra, 22. Oktober 2003. 
2266  Vgl. Louise Dodson, History delivers Howard some heady moments, in: The Age, 15. Juni 2002 (online). 
2267  Glyn Davies, U.S. Policy Toward South Pacific Island Nations, including Australia and New Zealand 

(Statement Before the Subcommittee on Asia, the Pacific, and the Global Environment House Committee 
on Foreign Affairs), Washington D.C., 15. März 2007.  

2268  Fargo (13.03.2003): S. 36. 
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zugte Sicherheitspartner Canberras. In den folgenden Jahren entwickelten sich dann die USA 

zum bis heute wichtigsten Verbündeten der ehemaligen britischen Kolonie. Während des Pa-

zifikkrieges hatte General Douglas MacArthur die amerikanischen Militäroperationen im 

südwestlichen Pazifik von Australien aus koordiniert und dazu beigetragen, eine mögliche ja-

panische Invasion abzuwehren. Während des Ost-West-Konflikts vertiefte sich die sicher-

heitspolitische Zusammenarbeit. Australien beteiligte sich am Koreakrieg (1950-1953), am 

Vietnamkrieg (1964-1973) und am Golfkrieg (1991). 1954 war es der SEATO beigetreten. 

Auch in jüngster Zeit konnte sich Washington auf Canberra verlassen: Australien übernahm 

1999 die Führung der INTERFET und unterstützt die amerikanischen Militäreinsätze im Irak 

und in Afghanistan.  

  Der Kampf gegen den internationalen Terrorismus hat beide Seiten noch enger zusam-

menrücken lassen. Was für die USA der 11. September 2001 ist, ereignete sich für Australien 

am 12. Oktober 2002 in Bali. Einem Attentat der Jemaah Islamiyah fielen 202 Menschen zum 

Opfer, darunter 88 australische Bürger. Dem folgte am 9. September 2004 ein Anschlag auf 

die Botschaft Australiens in Jakarta mit neun Toten. Ministerpräsident Howard steht auch vor 

diesem Hintergrund einer der wenigen Regierungen vor, die für das Vorgehen der Bush-

Administration im Kampf gegen den internationalen Terrorismus umfassend Verständnis 

zeigt – zumal Australien als Mantiqi 4 zum Operationsraum der Jemaah Islamiyah gehört.2269 

Bei der Erörterung der Bandbreite möglicher Gegenmaßnahmen folgt Canberra ebenfalls dem 

amerikanischen Vorbild. Anfang Dezember 2002 erklärte John Howard, daß sein Land bereit 

sei, notfalls militärische Präventivschläge gegen andere Staaten durchzuführen, um terroristi-

sche Akte zu verhindern.2270 Daß der australische Ministerpräsident so entschlossen handelt, 

dürfte zumindest teilweise auch damit zusammenhängen, daß er sich am Tag der Anschläge 

von New York und Washington D.C. in der amerikanischen Hauptstadt aufgehalten hat. Kurz 

nach Bekanntwerden der Flugzeugattacke gegen das Pentagon wurde Howard in die australi-

sche Botschaft evakuiert.2271 

  Grundlage der amerikanisch-australischen Sicherheitskooperation ist der Vertrag zwischen 

Australia, New Zealand and the United States (ANZUS) vom 1. September 1951, der seit dem 

29. April 1952 in Kraft ist. Das unmittelbare Interesse Washingtons am Abschluß des Vertra-

ges war, die Zustimmung Canberras und Wellingtons für den Friedensvertrag mit Tokyo zu 

                                                 
2269  Vgl. Bruce Vaughn, Emma Chanlett-Avery, Richard Cronin, Mark Manyin, Larry Niksch, Terrorism in 

Southeast Asia, CRS Report for Congress (RL31672), Washington D.C., Stand vom 7. Februar 2005, S. 9, 
32 – 34. 

2270  Vgl. William T. Tow, Deputy sheriff or independent ally? Evolving Australian-American ties in an am-
biguous world order, in: The Pacific Review, Nr. 2, Juni 2004, S. 280 f. 

2271  Vgl. James Grubel, US: Howard scraps US trip but stranded in Washington, in: AAP Newsfeed, 12. Sep-
tember 2001 (online). 
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gewinnen.2272 Darüber hinaus hatten die USA dieses Abkommen angestrebt, um von Seiten 

Australiens Unterstützung für die amerikanischen Truppen auf Japan zu erhalten, sollten diese 

von sowjetischen oder chinesischen Verbänden attackiert werden. Das Abkommen diente 

demnach nicht der Eindämmung – ohnehin kaum vorhandener – kommunistischer Strukturen 

an der australischen Peripherie, sondern der Unterstützung der USA in Nordostasien.2273 Can-

berra wiederum sah im ANZUS-Vertrag zunächst eine Absicherung gegen ein mögliches 

Wiedererstarken der Militärmaschinerie Tokyos. Aber auch der Sieg Maos in China sowie der 

Koreakrieg spielten in die Bedrohungsperzeption hinein.  

  Washington hat im August 1986 seine Sicherheitsgarantie für Wellington widerrufen, 

nachdem dieses zuvor nuklearbetriebenen amerikanischen Seekriegsmitteln den Zugang zu 

neuseeländischen Hafenanlagen verweigert hatte. Die USA unterhalten weiterhin freund-

schaftliche Beziehungen zu Neuseeland, das sich seinerseits u.a. an dem amerikanischen Ein-

satz in Afghanistan beteiligt. Washington schließt unter den gegenwärtigen Bedingungen al-

lerdings jede Form einer militärischen Allianz aus,2274 wenngleich es Wellington den Status 

eines Major Non-NATO Ally verliehen hat. So ist der ANZUS-Vertrag gegenwärtig nur noch 

die sicherheitspolitische Klammer zwischen Australien und den USA.2275 Washington und 

Canberra koordinieren wichtige sicherheitspolitische Fragen allerdings nicht über den 

ANZUS-Rat, sondern im Rahmen der Australia – United States Ministerial (AUSMIN) Tref-

fen. 

  Die entscheidende Sicherheitsgarantie des ANZUS-Vertrages enthält Artikel IV, der 

besagt: „Each Party recognizes that an armed attack in the Pacific Area on any of the Parties 

would be dangerous to its own peace and safety and declares that it would act to meet the 

common danger in accordance with its constitutional processes.“2276 Daraus läßt sich zwar für 

keine der Vertragsparteien der Umfang militärischer Hilfe ableiten. Artikel IV enthält keinen 

                                                 
2272  Vgl. Tow (Oktober 1999): S. 8. 
2273   Vgl. Hiroyuki Umetsu, The birth of ANZUS: America’s attempt to create a defense linkage between North-

east Asia and the Southwest Pacific, in: International Relations of the Asia-Pacific, Nr. 2/2004, S. 195 f. 
2274  „While New Zealand’s anti-nuclear legislation precludes a military alliance, our bilateral relationship is ex-

cellent.“ Davies (15.03.2007). Andrew Mack hält es trotz aller freundschaftlichen Bekundungen für 
möglich, daß Washington mit seiner Haltung ein Exempel an Wellington statuiert: „[…] the exclusion of 
New Zealand from ANZUS alliance serves as a cautionary tale for any other country that might be tempted 
to challenge the hegemony of the United States over regional strategy.“ Andrew Mack, The United States 
and the Asia-Pacific: Bilateralism Plus “Multilateralism à la Carte”, in: David M. Malone, Yuen Foong 
Khong (Hrsg.), Unilateralism and U.S. Foreign Policy, Boulder – London 2003, S. 396. 

2275  Das amerikanische Außenministerium betont: „The U.S.-Australia alliance under the ANZUS Treaty re-
mains in full force.“ Department of State, Background Note: Australia, Washington D.C., Stand vom Juli 
2007. 

2276  Security Treaty Between Australia, New Zealand and the United States (ANZUS), San Francisco, 1. Sep-
tember 1951. 
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Beistandsautomatismus.2277 Der Nichtangegriffene steht aber insofern unter Zugzwang, als er 

zu einer substantiellen Antwort gezwungen ist, will er unter ähnlichen Bedingungen die Soli-

darität des Bündnispartners einklagen. Der Geltungsbereich des ANZUS-Vertrages wird in 

Artikel IV grob mit „the Pacific Area“ beschrieben. In Artikel V findet folgende Konkreti-

sierung statt: „For the purpose of Article IV, an armed attack on any of the Parties is deemed 

to include an armed attack on the metropolitan territory of any of the Parties, or on the island 

territories under its jurisdiction in the Pacific or on its armed forces, public vessels or aircraft 

in the Pacific.“2278 Die USA könnten demnach u.a. dann Australien um militärische Unter-

stützungsmaßnahmen bitten, wenn es in der Taiwanstraße zu einer Auseinandersetzung mit 

amerikanischer Beteiligung käme. Voraussetzung wäre, daß China einen Angriff durchführt, 

der Einheiten des USPACOM in Mitleidenschaft zieht. Der ANZUS-Vertrag wäre ebenfalls 

anwendbar, wenn es zu einem Angriff auf die in Okinawa stationierten Einheiten des 

USPACOM kommen würde. Ja selbst ein Beschuß eines amerikanischen Kriegs- oder Han-

delsschiffes in der Südchinesischen See würde ausreichen, um australische Einheiten, sollten 

sich diese zufällig in der Nähe des Geschehens befinden, anzufordern. Jenseits dieser wörtli-

chen Auslegung einzelner Vertragsartikel hat die Praxis gezeigt, daß Australien bereit ist, die 

Reichweite des Paktes über „the Pacific Area“ auszudehnen. Drei Tage nach den Anschlägen 

von New York und Washington D.C., am 14. September 2001, erklärten die USA und Austra-

lien unter Bezugnahme auf den Terrorakt, daß eine Situation entsprechend Artikel IV des 

ANZUS-Vertrages vorliege. Damit hatten beide Seiten erstmalig unter Anwendung des 

Bündnisvertrages den Verteidigungsfall ausgerufen.2279 

  Abgesehen von aktuellen Kooperationsanlässen wie dem gemeinsamen Kampf gegen den 

internationalen Terrorismus und jenseits persönlicher Freundschaften, wie sie Bush und Ho-

ward pflegen, ist Australien mit seinen nur etwas über 20 Mio. Einwohnern einer der weltweit 

wichtigsten Bündnispartner der USA. Für Washington ergibt sich der strategische Wert dieses 

Akteurs aus dem Zusammenspiel von wenigstens sechs Faktoren: 

 

                                                 
2277  Vgl. Russell Trood, The Australian-American Alliance: Beyond Demystification, in: Tow/Trood/Hoshino 

(1997): S. 134. John Baker, Douglas H. Paal, The U.S.-Australia Alliance, in: Blackwill/Dibb (2000): S. 94. 
Vgl. zur Interpretation der Vertragsartikel Hiroyuki Umetsu (2004): S. 188 – 194. 

2278  Security Treaty Between Australia, New Zealand and the United States (ANZUS) (01.09.1951). 
2279  Das Weiße Haus erklärte diesbezüglich wörtlich: „The Governments of Australia and the United States 

have concluded that Article IV of their mutual defense treaty applies to the terrorist attacks on the United 
States.“ The White House, U.S.-Australia United Against Terrorism, Washington D.C., 14. September 
2001. 
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(1)  Cooperative Security Location 

Im Vergleich zu Singapur bringt es die geographische Lage Australiens mit sich, daß dieses 

auf dem kürzesten Weg zwischen Indischem und Pazifischem Ozean nicht als logistischer 

Versorgungspunkt in Betracht kommt. Soweit amerikanische Seekriegsmittel oder Kampflug-

zeuge jedoch indonesische Gewässer passieren oder südlich von Tasmanien operieren, stehen 

ihnen an der australischen Küste wenigstens elf logistische Anlaufpunkte zur Verfügung.2280 

Am 9. Dezember 1998 hatten beide Seiten ein ACSA geschlossen (in Kraft seit dem 22. Sep-

tember 1999), das Regeln für die gegenseitige Unterstützung der Streitkräfte festlegt. Künftig 

könnte es in diesem Bereich zu einer weiteren Aufwertung der Beziehungen kommen. Wäh-

rend eines Besuchs von Präsident Bush in Australien Anfang September 2007 erklärte sein 

Gastgeber Howard, daß Washington und Canberra beabsichtigten, ihre Verteidigungskoopera-

tion auszubauen. Ziel sei u.a., im Falle erneuter humanitärer Katastrophen, wie sie z.B. durch 

den Tsunami vom Dezember 2004 ausgelöst worden sind, effektiver zusammenzuarbeiten. 

„And that could, in fact, involve a stationing – basing in Australia by the United States 

equipment and stores and provisions that would be available for ready use in disaster relief in 

our immediate region.“2281 Zu vermuten ist, daß in solchen Depots auch militärische Ausrü-

stung eingelagert wird, die außerhalb humanitärer Interventionsszenarien Verwendung finden 

könnte. 

  Australien wird somit allen Kriterien einer CSL gerecht, und die Gespräche zwischen 

Bush und Howard deuten an, daß Washington beabsichtigt, den Kontinent künftig noch stär-

ker als Anlaufpunkt zu nutzen. Ob Canberra zu mehr bereit sein wird, etwa dem Bau größerer 

amerikanischer Basen auf australischem Boden, ist von den meisten Beobachtern lange be-

zweifelt worden.2282 Für diese Einschätzung spricht, daß das Land selbst in Zeiten erhöhten 

systemischen Drucks wie während des Ost-West-Konflikts nicht bereit war, zum Stationie-

rungsort eines Truppenkontingents seines Bündnispartners zu werden. Deshalb werden die im 

                                                 
2280  Vgl. Comlog Westpac, Command Brief, Singapur, 21. April 2005 (unveröffentlichtes Dokument). 1997 

führte die 7. Flotte der USA 102 Hafenbesuche an der australischen Küste durch. Vgl. Department of De-
fense (November 1998): S. 26. 

2281  The White House, President Bush and Australian Prime Minister Howard Discuss U.S.-Australia Defense 
Trade Cooperation Treaty in Joint Press Availability, Sydney, 4. September 2007. 

2282  Ronald N. Montaperto vertrat 1999 die Auffassung, daß Australien nie der dauerhaften Stationierung größe-
rer amerikanischer Truppenkontingente im eigenen Land zustimmen werde. Die USA könnten höchstens 
den Umfang der Truppen, die an Übungen teilnehmen, erhöhen. Dabei wies er auf einen Widerspruch hin: 
Auf der einen Seite wolle Australien die Präsenz der USA im asiatisch-pazifischen Raum, auf der anderen 
Seite sei es aber gegen US-Basen auf dem eigenen Territorium. Interview des Verfassers mit Ronald N. 
Montaperto, Social Science Analyst, Institute for National Strategic Studies, National Defense University, 
Washington D.C., 15. Dezember 1999. Die Overseas Basing Commission gelangte im Mai 2005 ebenfalls 
zu dem Schluß, daß „formal basing of United States forces in Australia is not foreseen“. Commission on 
Review of Overseas Military Facility Structure of the United States (09.05.2005): S. H4. Vgl. auch Paul 
Dibb, U.S.-Australia Alliance Relations: An Australian View, Strategic Forum, Nr. 216, Washington D.C., 
August 2005, S. 3. 
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nächsten Punkt diskutierten Anlagen wie etwa jene in Pine Gap, an deren Betrieb US-

Soldaten beteiligt sind, auch nicht als bases, sondern als joint facilities bezeichnet.  

  Interessant ist gleichwohl, daß sich die australische Regierung in den vergangenen Jahren 

gegenüber der Errichtung amerikanischer Basen wohlwollend gezeigt hat, wohingegen Wa-

shington jedes Interesse zurückwies. Im August 2003 sagte Ministerpräsident John Howard, 

daß die USA zwar keine Anfrage zur Stationierung von Soldaten gestellt haben, aber: „If they 

have a proposal to put to us, well, we’ll have to consider it and there shouldn’t be any as-

sumptions made that we automatically agree or disagree.“2283 Kurz darauf erklärte Richard 

Armitage, stellvertretender amerikanische Außenminister, daß die USA nicht beabsichtigten, 

einen militärischen Stützpunkt in Australien zu errichten.2284 Im Juni 2006 hatte sich Howard 

in dieser Frage erneut offen gezeigt. Der Presse waren darauf Spekulationen über den Bau ei-

nes amerikanischen Stützpunktes in Bradshaw (Nordterritorium) zu entnehmen, der mit einer 

Landebahn für Großraumtransporter vom Typ C-17 ausgestattet werden soll. Angeblich könn-

ten dort Expeditionsstreitkräfte in einer Stärke von 750 Mann stationiert werden. Auch wurde 

angedacht, in Yampi Sound (Westaustralien) ein amerikanisch-australisches Übungsgelände 

zu errichten, auf dem amphibische Landungsoperationen trainiert werden könnten.2285 Die 

USA betrachten den Kontinent seit langem als vorzügliches Manövergelände.2286 

  Die Worte Howards signalisieren, daß Australien eines Tages eventuell doch Gastland ei-

ner US-Basis werden könnte – vermutlich allerdings nicht in Form einer MOB, sondern einer 

erweiterten FOS. Dazu müßte jedoch der Handlungsdruck für die USA größer werden. Nach-

dem diese zusammen mit Japan 2006 beschlossen haben, bis 2014 ca. 8.000 US-Soldaten von 

Okinawa nach Guam zu verlegen, ist Washington vorerst nicht gezwungen, einen alternativen 

vorgeschobenen Ort für Dislozierungen zu finden. Mit Blick auf die Reaktionsfähigkeit des 

USPACOM ist die Konzentration auf Guam ohnehin günstiger. Von Darwin bis Taipeh sind 

es 4.300 km (Guam – Taipeh: 2.900 km), von Darwin bis Seoul ist eine Distanz von 5.600 km 

(Guam – Seoul: 3.200 km) zu überbrücken. In diesem Sinne hatte sich auch Armitage gegen 

die Errichtung einer US-Basis auf dem Kontinent ausgesprochen. 
                                                 
2283  Zit. n. Dennis Atkins, Howard floats US Darwin base plan, in: Herald Sun, 6. August 2003 (online). 
2284  Vgl. Mark Forbes, No American bases for Australia, US official says, in: The Age, 13. August 2003 

(online). 
2285  Vgl. Nick Butterly, Howard smooths way for US bases, in: The Courier Mail, 20. Juni 2006 (online). Die 

US-Anlagen dürften sich damit in direkter Nähe vorhandener ADF-Anlagen befinden. Vgl. zur Bradshaw 
Station und der Yampi Sound Defense Training Area Thomas-Durell Young, “Enhancing” the Australian-
U.S. Defense Relationship: A Guide to U.S. Policy, United States Army War College / Studie des Strategic 
Studies Institute, Carlisle, 17. November 1997, S. 12 f.  

2286  „With continued development and planning, Australia will provide an increasingly important regional locus 
for both unilateral and joint training, particularly in the Northern Territory.“ Department of Defense (No-
vember 1998): S. 63. „Australia has the most robust set of range and training facilities for air, land and sea 
operations in the Pacific Rim. The facilities range from well-developed, instrumented training ranges to 
austere sites with little existing infrastructure. Fargo (01.04.2004): S. 44. 
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(2)  Horch- und Beobachtungsposten 

Australien ist für die USA als kommunikative Drehscheibe zwischen Indischem und Pazifi-

schem Ozean sowie als Bindeglied des globalen amerikanischen Satellitennetzwerkes von 

herausragender Bedeutung. Zu diesem Zweck sind 138 Soldaten (Stand: 2007) abgestellt wor-

den, darunter 29 Soldaten der U.S. Navy, 23 Soldaten des U.S. Marine Corps, 69 Soldaten der 

U.S. Air Force und 17 Soldaten der U.S. Army.2287 Sie betreiben zusammen mit Kräften der 

Australian Defence Force (ADF) zwei joint facilities:2288 1963 wurde am Nordwestkap in der 

Nähe von Exmouth in Westaustralien eine Station zur Unterstützung der Marinekommunika-

tion errichtet. Anfangs bestand ihre Aufgabe darin, den Nachrichtenaustausch zwischen ame-

rikanischen U-Booten zwischen dem Indischen Ozean und dem westlichen Pazifik zu gewähr-

leisten. Später kamen Vorrichtungen zur Satellitenkommunikation hinzu. Seit 1992 ist die 

Kontrolle der Anlagen zunehmend den australischen Seestreitkräften zugefallen. Die USA 

nutzen aber weiter die Einrichtungen der Naval Communications Station Harold E. Holt zur 

Kommunikation mit ihren U-Booten.2289 

  Die wichtigste joint facility Australiens und der USA befindet sich in Pine Gap. Die Anla-

ge ist in der Mitte Australiens in der Nähe von Alice Springs gelegen. Der Ort wurde seit 

1966 zu einem der wichtigsten Horch- und Beobachtungsposten der USA ausgebaut. Die An-

lagen werden vermutlich von Mitgliedern der CIA und der National Security Agency (NSA) 

sowie deren australischen Kollegen betrieben. Aktivitäten in Pine Gap unterliegen weiterhin 

der Geheimhaltung, weshalb die Berichterstattung über die Anlage nicht von gesicherten Fak-

ten ausgehen kann. Plausibel erscheint folgende Sachlage: Die USA kontrollieren von Pine 

Gap geostationäre Satelliten. Das IISS geht von einer Satellite Early Warning Station (SEWS) 

und der Aufgabenwahrnehmung im Bereich Signal Intelligence (SIGINT) aus. Pine Gap dürf-

te sowohl zur Datenübertragung im Bereich Satellitenkommunikation als auch zu Aufklä-

rungszwecken wie etwa dem Abhören von Telephongesprächen eingesetzt werden. Die Anla-

gen spielen deshalb u.a. im Anti-Terror-Kampf eine wichtige Rolle.2290 In jüngster Zeit sollen 

die Radar Domes dazu beigetragen haben, die nordkoreanischen Raketentests vom Juli 2006 

aufzuklären.2291 

  Nicht mehr genutzt wird hingegen die Anlage in Nurrungar im südlichen Australien, wo 

Washington 1969 eine Satellitenstation errichtet hatte. Sie soll als einzige in der Lage gewe-

                                                 
2287  Vgl. IISS (2007): S. 38. 
2288  Vgl. Desmond Ball, The US-Australian Alliance, in: Rubin/Keaney (2001): S. 255 – 258. 
2289  Für 2004 gab das Pentagon eine amerikanische Präsenz von 50 Soldaten und einem Zivilisten in den Anla-

gen von Northwest Cape an. Vgl. Department of Defense (30.09.2004): S. 60. 
2290  Vgl. Glenn Marrison, Pine Gap spies on Bin Laden, in: Centralian Advocate, 21. September 2001 (online). 
2291  Vgl. The Advertiser, Pine Gap’s major role, 6. Juli 2006 (online). 
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sen sein, Vorbereitungen eines sowjetischen nuklearen Erstschlages aufzuklären. Australien 

hatte sich auf diese Weise an der Frontlinie des Kalten Krieges positioniert. Denn die Anlagen 

von Nurrungar gehörten zu den primären Nuklearzielen der Sowjetunion im Falle einer mili-

tärischen Auseinandersetzung mit den USA. Die von diesem Standort sowie die von Pine Gap 

überwachten Satelliten dienten während des Vietnamkrieges der Festlegung von Angriffszie-

len für US-Bomber. Während des Golfkrieges von 1991 wurden die Anlagen in Nurrungar 

genutzt, um die USA und ihre Verbündeten vor dem Abschuß irakischer Scud-Raketen zu 

warnen.2292 1999 wurde die Satellitenstation geschlossen. Ihre Aufgaben werden heute von 

Pine Gap wahrgenommen. 

  Eine der besten Kenner der Materie, Desmond Ball, geht von einem weiterhin hohen mili-

tärstrategischen Wert der Anlagen für das Pentagon aus. Er behauptet, daß das Fundament der 

amerikanisch-australischen Beziehungen weder der ANZUS-Vertrag noch die zahlreichen 

Abkommen zur Verteidigungskooperation seien, „but the UK-USA Agreement of 1947-48 

concerning SIGINT cooperation and exchange, and the maintenance of the ‘joint facilities’ in 

Australia. It is really these which make up ‘the ties that bind’.“2293 Mit Blick auf das Thema 

dieser Arbeit ist zu vermuten, daß die USA mittels Pine Gap in der Lage sind, satellitenge-

stützte Kommunikationsprozesse Chinas (E-Mail, Telephon) abzufangen und auszuwerten. 

Auch dürften über die Anlagen Starts ballistischer Trägersysteme der PLA beobachtet wer-

den. In Krisenzeiten käme ihnen dann die Funktion eines Frühwarnsystems zu.2294 Schließlich 

ist davon auszugehen, daß Pine Gap in amerikanische Raketenabwehrpläne für den asiatisch-

pazifischen Raum eingebunden wird.2295  

  Wie wichtig Australien für die Satellitenkommunikation der USA ist, zeigen Berichte vom 

Februar 2007. Demnach plant die Bush-Administration, in der Nähe von Geraldton, das in 

Westaustralien nördlich von Perth gelegen ist, eine weitere Kommunikationsanlage zu schaf-

fen. Dazu sollen vorhandene Einrichtungen der ADF in Kojarena ausgebaut werden. Die neue 

Anlage könnte künftig genutzt werden, um militärische Interventionen der USA von der Ara-

bischen Halbinsel bis Ostasien zu koordinieren. Sie soll amerikanische Bodentruppen mit 

                                                 
2292  Vgl. The New Zealand Herald, Spy base tightens Canberra’s US ties, 16. Februar 2007 (online). 
2293  Ball (2001): S. 255. 
2294  Damit würde Pine Gap letztlich nicht mehr leisten, als es während des Ost-West-Konflikts zu leisten im-

stande war. Auf strategischer Ebene würde lediglich das primäre Zielobjekt ausgetauscht – statt der Sowjet-
union ginge es dann um China. Berichten aus der Zeit des Kalten Krieges ist zu entnehmen, daß Pine Gap 
Satelliten kontrolliert hat, die mobile sowjetische Raketenvorrichtungen überwacht haben. Vgl. John Ed-
wards, Pine Gap Gets a Bigger Role in Nuclear War Plans, in: Sydney Morning Herald, 25. April 1989 (on-
line). Sollte es zu einer militärischen Krise zwischen Washington und Peking kommen, könnte Pine Gap bei 
der Bekämpfung mobiler Raketensysteme wie der DF-31 eine wichtige Rolle zufallen. 

2295  Vgl. Patrick Walters, Possibility of a bigger role in security architecture, in: Weekend Australian, 9. Juni 
2007 (online). 
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Aufklärungsdaten wie Nachrichten und Kartenmaterial versorgen.2296 Nach Angabe des au-

stralischen Verteidigungsministers Brendon Nelson hatten Washington und Canberra die Ver-

handlungen für dieses Vorhaben kurz nach Beginn des Irak-Krieges 2003 aufgenommen.2297 

 

(3)  Expeditionsfähigkeit der Australian Defence Force 

Die Bedeutung Canberras für Washington ergibt sich des weiteren aus der Expeditionsbereit-

schaft des Bündnispartners und der Expeditionsfähigkeit seiner Streitkräfte. Kein anderer 

Staat des asiatisch-pazifischen Raums hat in der Vergangenheit in vergleichbar zuverlässiger 

Weise Truppenkontingente für amerikanische Interventionen abgestellt. Anfang September 

2007 hatte Australien bis zu 1.575 Soldaten im Irak sowie ca. 970 Soldaten in Afghanistan 

stationiert.2298 Angesichts einer Gesamtstärke der ADF von 51.610 Mann und weiterer Bela-

stungen (u.a. Missionen in Ost-Timor und den Salomonen) ist dies für den Kontinent ein be-

deutender Beitrag zum amerikanischen Anti-Terror-Kampf.2299 Er erklärt sich vor allem vor 

dem Hintergrund des australischen Sicherheitskalküls: Im Falle einer – gegenwärtig voll-

kommen unwahrscheinlichen – Invasion des Landes wäre es aufgrund seiner geringen demo-

graphischen Stärke nicht in der Lage, diese abzuwehren. Daher betreibt Canberra gegenüber 

Washington eine Politik des bandwagoning. Zu dieser gehört, sich auch dann an amerikani-

schen Militärmissionen zu beteiligen, wenn australische Interessen nicht unmittelbar berührt 

sind. Ziel ist, durch bündnispolitische Zuverlässigkeit die amerikanische Sicherheitsgarantie 

zu festigen – nicht zuletzt, um sich der USA als nuklearer Schutzmacht zu vergewissern.2300 

Australien unterstreicht seine Einsatzbereitschaft durch einen Verteidigungsetat von 15,1 

Mrd. US-Dollar in 2006, der im Vergleich zum Vorjahr um über 12 % zugenommen hat.2301 

  Für die ADF folgt daraus, daß sie zu einem erheblichen Teil darauf ausgerichtet wird, In-

terventionsaufgaben wahrzunehmen. Die USA unterstützen Australien bei diesem Vorhaben 

in vielfältiger Weise. Besonders auffällig ist die enge rüstungspolitische Zusammenarbeit bei-

der Seiten. Die ADF verfügt in allen wichtigen Fähigkeitsmerkmalen über amerikanische Rü-

stungsprodukte: Das Heer ist mit 59 Hauptkampfpanzern vom Typ M1-A1 Abrams ausgestat-

tet. Bei den Unterstützungshubschraubern verfügt die ADF über sechs Einheiten vom Typ 

CH-47D Chinook. Für die Luftstreitkräfte wurden im Bereich Kampfflugzeuge 55 F/A-18A 

                                                 
2296  Vgl. The New Zealand Herald, Spy base tightens Canberra’s US ties, 16. Februar 2007 (online). 
2297  Vgl. Ben Ruse, New military base binds Australia to US: critics, in: The West Australian, 17. Februar 2007 

(online). 
2298  Vgl. Australian Government / Department of Defense, Global Operations, Canberra, Stand vom 11. Sep-

tember 2007. 
2299  Insgesamt waren Anfang September 2007 ca. 3.500 australische Soldaten für Auslandseinsätze abgestellt. 

Vgl. ebd. 
2300  Vgl. Tow (Oktober 1999): S. 9. 
2301  Vgl. IISS (2007): S. 342. 
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Hornet und 16 F/A-18B Hornet im Rahmen einer Lizenzvereinbarung direkt in Australien ge-

baut. Hinzu kommen 17 Marineaufklärer vom Typ AP-3C Orion/P-3C Orion. Künftig ist die 

Beschaffung von 100 amerikanischen F-35A Joint Strike Fighters vorgesehen, womit die au-

stralischen Luftstreitkräfte ab 2015 zu den schlagkräftigsten des asiatisch-pazifischen Raums 

gehören würden. Der Expeditionscharakter der ADF wird vor allem an zwei weiteren Fähig-

keitsmerkmalen deutlich: 2007 verfügte Australien über ein weitreichendes Transportflugzeug 

vom Typ C-17 Globemaster III, für 2008 ist die Beschaffung weiterer drei Einheiten vorgese-

hen. Diese Großraumflieger sind in der Lage, Abrams-Kampfpanzer in ihr Einsatzgebiet zu 

fliegen. Für weitreichende Verlegeaktionen hat Australien zudem vier Tankflugzeuge vom 

Typ B-707 beschafft. Für 2007 ist zudem der Zulauf von fünf weiteren – allerdings europäi-

schen – Tankflugzeugen von Typ A-330 vorgesehen.2302 

  Im Dezember 2003 hatte Australien angekündigt, sich am amerikanischen Raketenab-

wehrprojekt zu beteiligen.2303 Zu diesem Zweck haben beide Seiten am 7. Juli 2004 ein auf 25 

Jahre angelegtes Memorandum of Understanding unterschrieben, das die gemeinsame Erfor-

schung und Entwicklung von Raketenabwehrvorrichtungen vorsieht.2304 In das geplante Balli-

stic Missile Defense (BMD) System werden vermutlich nicht nur die Anlagen in Pine Gap in-

tegriert. Vorstellbar ist auch, daß Australien für dieses Projekt sein Jindalee-Radarsystem zur 

Verfügung stellen wird, soweit es von Nutzen ist. Die Seestreitkräfte wollen zudem bis 2013 

drei Kriegsschiffe mit dem AEGIS-System ausstatten.2305 

  Die enge rüstungspolitische Zusammenarbeit ist ein wichtiger Beitrag zur hohen Interope-

rabilität der amerikanischen und australischen Streitkräfte.2306 Diese wird durch umfassende 

bilaterale Manöver gestärkt. In der Erklärung von Sydney vom Juli 1996 hatten beide Seiten 

diesbezüglich eine Vertiefung ihrer sicherheitspolitischen Beziehungen beschlossen. Zu den 

Ergebnissen gehörte das Manöver Tandem Thrust vom März 1997, an dem ca. 17.000 ameri-

kanische und 5.000 australische Soldaten teilnahmen. Es war die größte militärische Übung 

auf australischem Boden seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges.2307 Hinzu kommen zahlrei-

che kleinere Trainingseinheiten, die jedes Jahr durchgeführt werden. Australien beteiligt sich 
                                                 
2302  Vgl. ebd., S. 342 – 344, 380. Benjamin Schreer, Australiens Sicherheits- und Verteidigungspolitik. Zwi-

schen regionaler und globaler Sicherheit, SWP-Studie, Nr. 32, Berlin, November 2006, S. 13, 22 – 26. 
2303  Vgl. Steve Lewis, Canberra signs on to missile defence, in: The Australian, 5. Dezember 2003 (online). 
2304  Vgl. Embassy of the United States/Canberra, U.S., Australia to Cooperate on Missile Defense, Troop Train-

ing, Washington D.C., 8. Juli 2004.  
2305  Vgl. Peter Alford, Canberra joins Japan-US missile study, in: The Australian, 6. Juni 2007 (online). 
2306  Desmond Ball urteilt dazu: „At the operational level, the Australian Defence Force continues to be much 

more involved with the US rather than any other single defence force.“ Desmond Ball, Australia, the US 
Alliance, and Multilateralism in Southeast Asia, Working Paper, Nr. 311, Strategic and Defence Studies 
Centre, The Australian National University, Canberra, Oktober 1997, S. 1. Das USPACOM verweist re-
gelmäßig auf das „high level of interoperability between U.S. forces and the Australian Defense Force“, 
dem hohe Priorität beigemessen wird. Fargo (01.04.2004): S. 44. 

2307  Vgl. Department of Defense (November 1998): S. 26. 
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zudem intensiv an PSI-Übungen.2308 Großmanöver gehören gleichwohl zu den besonderen 

Spezifika der amerikanisch-australischen Zusammenarbeit. Nachdem im Mai 2007 die erste 

Phase in Alaska abgeschlossen worden war, beteiligten sich im Juni/Juli 2007 ca. 20.000 ame-

rikanische und 7.500 australische Soldaten an der zweiten Phase der Übung Talisman Saber, 

die im Zweijahresrhythmus durchgeführt wird. In ihr sind die Manöver Tandem Thrust und 

Crocodile aufgegangen. 2007 war Talisman Saber die größte Militärübung im Pazifik.2309 

  Der australische Sicherheitsexperte Paul Dibb hat die Bedeutung Australiens für die USA 

in folgende Worte gefaßt: „The closeness of the two nations today is without precedent of the 

relationship. Australia is now America’s second closest ally in the world, after the United 

Kingdom.“2310 Abkommen wie der „Australia-United States Treaty on Defense Trade Coop-

eration“ vom 5. September 2007 zeigen, daß Dibb mit seiner Behauptung richtig liegt. Der 

Vertrag sieht eine vertiefte Zusammenarbeit zwischen den Verteidigungsindustrien beider 

Länder vor. Australien wird durch ihn umfassenden und schnellen Zugang zu amerikanischer 

Rüstungstechnologie erhalten, wodurch der Weg für eine bessere gemeinsame Zusammenar-

beit in diesem Bereich geebnet wird. Nur Großbritannien hat im Juni 2007 einen ähnlichen 

Vertrag mit den USA abgeschlossen.2311 Im QDR 2006 hat die Bush-Administration die Be-

deutung Londons und Canberras in besonderer Weise hervorgehoben: „The United States pla-

ces great value on its unique relationships with the United Kingdom and Australia, whose 

forces stand with the U.S. military in Iraq, Afghanistan and many other operations. These 

close military relations are models for the breadth and depth of cooperation that the United 

States seeks to foster with other allies and partners around the world.“2312 

 

                                                 
2308  Canberra hat zwei PSI-Übungen angeführt: Im September 2003 fand in der Korallensee östlich Australiens 

die Übung Pacific Protector statt (Teilnehmer: Australien, USA, Frankreich, Japan). Im April 2006 wurde 
Pacific Protector in Darwin durchgeführt (Teilnehmer: Australien, Japan, Neuseeland, Singapur, Großbri-
tannien, USA). Vgl. Australian Government/Department of Foreign Affairs and Trade, Proliferation Secu-
rity Initiative, Canberra, o.J. 

2309  Vgl. Penny Cockerell, Talisman Saber 2007 comes to a close, Rockhampton, 3. Juli 2007. 
2310  Dibb (2005): S. 1. 
2311  Vgl. Australian Government/Department of Defense, Fact Sheet. Australia US Treaty on Defense Trade 

Cooperation, Canberra, September 2007. 
2312  Department of Defense (06.02.2006): S. 6 f. 
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(4)  Australien als „Hilfssheriff“ der USA in Südostasien und im Südpazifik 

John Howard werden die Worte zugeschrieben, im September 1999 in einem Interview gesagt 

zu haben, daß Australien der deputy sheriff der USA sei. Ob er diese Worte gesagt hat oder 

nicht,2313 die Rollenzuschreibung macht in der Praxis durchaus Sinn. Denn Australien nimmt 

bereits seit Jahren an seiner unmittelbaren geostrategischen Peripherie sicherheitspolitische 

Ordnungsaufgaben wahr, deren Ergebnisse auch im Interesse der USA liegen – und die damit 

das USPACOM entlasten.2314 Der südliche Pazifik gehört zwar nicht zu jenen Regionen, de-

nen Washington sicherheitspolitische Priorität beimißt. Die USA haben aber dennoch ein kla-

res Interesse daran, daß die pazifischen Akteure der amerikanischen Einflußsphäre zuzurech-

nen sind: „We believe it is crucial to keep this vast, strategic region and its mostly small, so-

metimes struggling states firmly on our side.“2315 Deshalb heben die USA „Australia’s solid 

leadership throughout Oceania“2316 mit lobenden Worten hervor. Das Land sei eine „key na-

tion in the Pacific“2317. Mit Blick auf den ASEAN-Raum wird betont: „Australia will continue 

to be important to our presence in Southeast Asia“2318.  

  Folgende Beispiele australischer Führung können genannt werden: Von 1997 bis 1998 be-

teiligte sich Australien mit 110 Mann an der Truce Monitoring Group (TMG) für Bougainvil-

le. Die Insel ist Bestandteil Papua-Neuguineas und hatte versucht, sich von diesem abzuspal-

ten. Der Bürgerkrieg konnte 1998 beendet werden. Bis 2003 nahm Canberra auch an der Pea-

ce Monitoring Group (PMG) für Bougainville teil, zu der es in der Anfangsphase bis zu 260 

Mann abgestellt hatte.2319  

  Von September 1999 bis Februar 2000 leitete Australien die INTERFET, wozu es von den 

USA logistische Unterstützung erhielt. Insgesamt hatte die ADF bei dieser Mission 5.000 Sol-

daten im Einsatz. Nach erneuten Unruhen führte Australien Ende Mai 2006 eine 2.250 Solda-

ten umfassende Eingreiftruppe an, zu der Soldaten Neuseelands, Portugals und Malaysias ge-

hörten, um in Timor-Leste die Ordnung wiederherzustellen. Das USPACOM war an dieser 

Mission insofern beteiligt, als es die Streitkräfte Canberras bei Transportaufgaben unterstütz-

                                                 
2313  In der Literatur wird davon ausgegangen, daß Howard mißverstanden worden ist. Vgl. Tow (Juni 2004): S. 

275. Hugh White, Australia-U.S. Relations: Mr. Howard Goes to Washington: The U.S. and Australia in the 
Age of Terror, in: Comparative Connections, Nr. 2, Juli 2003, S. 139, 145. 

2314  Vgl. zu den Interessen der USA im südwestlichen Pazifik Thomas Lum, Bruce Vaughn, The Southwest Pa-
cific: U.S. Interests and China’s Growing Influence, CRS Report for Congress (RL34086), Washington 
D.C., 6. Juli 2007. 

2315  Davies (15.03.2007). 
2316  Fargo (01.04.2004): S. 44. 
2317  Fallon (08.03.2005): S. 20. Vgl. auch Fallon (07.03.2006): S. 14. 
2318  Department of Defense (November 1998): S. 63. 
2319  Diese und alle weiteren Angaben zur Beteiligung Australiens an multinationalen Friedensmissionen bezie-

hen sich auf: Australian Government/Department of Veterans’ Affairs, Australian Peacekeeping Operati-
ons, Canberra, Stand vom Januar 2006.  
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te.2320 Im August 2007 waren 850 Soldaten der ADF im Rahmen der Operation Astute in Ost-

Timor im Einsatz.2321 

  Im Juli 2003 begann unter Führung Australiens die Regional Assistance Mission to Solo-

mon Islands (RAMSI), nachdem auf der Inselgruppe die staatliche Ordnung zusammengebro-

chen war. Die Regierung der Salomonen hatte den Einsatz angefordert, das Parlament hatte 

dem zugestimmt, und auch das Pacific Islands Forum (PIF) billigte das Vorhaben. 14 von 16 

Mitgliedern des PIF hatten im Juli 2006 Personal zur Durchführung von RAMSI entsandt, der 

es gelang, die Ordnung weitgehend wiederherzustellen.2322 Nach dem Ausbruch von Unruhen 

in der Hauptstadt Honiara im April 2006 mußte Australien gleichwohl Verstärkungskräfte 

entsenden, um die erreichten Ergebnisse des Stabilisierungsprozesses abzusichern. Im Sep-

tember 2007 hatten sich noch 140 australische Soldaten im Rahmen der Operation Anode an 

RAMSI beteiligt.2323 Wie auch in Ost-Timor dürfte der Einsatz der ADF auf den Salomonen 

langfristiger Natur sein. 

  Im November 2006 schickte Australien zusammen mit seinem Nachbarn Neuseeland ca. 

150 Soldaten nach Tonga, um Unruhen in der Hauptstadt Nuku’alofa einzudämmen. Auch 

hier wurden beide Staaten auf Bitten der Regierung des Königreichs tätig. Nach ca. zwei Wo-

chen war die Ordnung wiederhergestellt. Australien hatte ca. 50 Soldaten und 34 Polizisten 

im Einsatz.2324  

  Als die Fidschi-Inseln am 5. Dezember 2006 ihren vierten Putsch in 20 Jahren erlebten,2325 

beschloß Australien, nicht in das Geschehen einzugreifen.2326 Der Grund ist offensichtlich: Im 

Gegensatz zu den Salomonen und Tonga hätte die ADF vor Ort mit weitaus größerem Wider-

stand rechnen müssen. Die Fidschis verfügen über Streitkräfte mit einem Umfang von 3.500 

Mann sowie Reservisten in einer Größenordnung von 6.000 Mann.2327 Dennoch wurde be-

kannt, daß bereits Anfang November drei Kriegsschiffe der ADF in die Nähe der Fidschi-

                                                 
2320  Vgl. Keating (24.04.2007): S. 24. 
2321  Vgl. Australian Government/Department of Defence, About Operation Astute, Canberra, Stand vom 13. 

August 2007.  
2322  Vgl. Elsina Wainwright, Murray Harris, Lektionen aus dem Südpazifik. Effektive Intervention in einem 

scheiternden Staat: ein Fallbeispiel, in: Internationale Politik, Nr. 9, September 2005, S. 54 – 61. Regional 
Assistance Mission to Solomon Islands, Contributing Nations, Honiara, Stand vom 20. Juli 2006. Pacific Is-
land Forum Secretariat, Member Countries, Suva, Stand vom September 2007.  

2323  Vgl. Australian Government/Department of Defense, About Operation Anode, Canberra, Stand vom 11. 
September 2007.  

2324  Vgl. Sunday Times, Our troops for Tonga, 19. November 2006 (online). 
2325  Vgl. Hermann Mückler, Fidschi – vier Putsche in 20 Jahren. Anmerkungen zu Ursachen und Konsequenzen 

der anhaltenden Instabilität, in: Österreichische Militärische Zeitschrift, Nr. 3, Mai/Juni 2007, S. 281 – 290. 
2326  Vgl. PacNews (Pacific Island News Service), Fiji intervention never contemplated, 8. Dezember 2006 

(online). 
2327  Vgl. IISS (2007): S. 351. 
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Inseln entsandt worden waren, um Bürger Australiens im Falle eines Putsches evakuieren zu 

können. Für diese Aufgabe waren 800 Soldaten zur Verfügung gestellt worden.2328  

  Allein im Jahr 2006 hat Australien somit in Südostasien bzw. im Südpazifik in vier Staa-

ten – in Ost-Timor, den Salomonen, Fidschi und Tonga – militärische Interventionen durchge-

führt, mit einem militärischen Eingreifen verdeckt gedroht oder eine vorhandene Militärmis-

sion fortgesetzt. Der Eindruck, den es dabei hinterläßt, ist allerdings – wie auch Präsident 

Bush dies in ironischer Weise formuliert hat2329 – eher der eines Sheriffs denn eines Hilfsshe-

riffs. 

 

(5)  Beitrag zur Verdichtung des Systems der hub and spokes 

Australien unterstützt die USA nicht nur seit Jahren durch Beiträge zu militärischen Einsätzen 

oder als CSL. Canberra trägt auch aktiv dazu bei, das amerikanische System der hub and spo-

kes zu verdichten. Australien dient z.B. den Streitkräften Singapurs als Übungsgelände. 2006 

waren 230 Soldaten der Luftstreitkräfte in Oakey und Pearce stationiert, um Trainingsflüge 

mit Flugzeugen vom Typ S-211 sowie Helikoptern der Typen AS-332 Super Puma und AS-

532 Cougar durchzuführen.2330  

  Durch enge bilaterale Kontakte und gemeinsame Militärinterventionen wie jener auf den 

Salomonen oder auf Tonga hilft Australien, Neuseeland trotz dessen Austritt aus dem 

ANZUS-Vertrag de facto in der amerikanischen Einflußsphäre zu halten. Dieser Effekt wird 

desgleichen durch die Mitwirkung Canberras im FPDA, dem auch Wellington angehört, be-

wirkt. Daß Australien seit langen Jahren gute Beziehungen zu Neuseeland pflegt,2331 wird von 

amerikanischen Beobachtern mit Blick auf die eigenen Interessen begrüßt.2332 Denn Welling-

ton unterstützt Canberra bei jenen Führungsaufgaben im Pazifik, an deren Bewältigung auch 

Washington ein Interesse hat. 

                                                 
2328  Vgl. Steve Lewis, James Madden, PM orders troops into Tonga, in: Weekend Australian, 18. November 

2006 (online). Australian Government/Department of Defence, Planning to support Australian citizens in 
Fiji, Canberra, Stand vom 20. Dezember 2006.  

2329  Bush sagte während seines Besuchs in Australien im Oktober 2003 auf die Frage, ob Australien der „deputy 
sheriff“ der USA in Südostasien sei: „No. We don’t see it as a deputy sheriff, we see it as a sheriff.“ The 
White House, Roundtable Interview of the President with Asian Print Journalists, Washington D.C., 14. Ok-
tober 2003. 

2330  Vgl. IISS (2007): S. 372. 
2331  Australien hat aufgrund der geographischen Gegebenheiten automatisch ein größeres Interesse an guten Be-

ziehungen zu Neuseeland als die USA. Paul Dibb weist auf diesen Umstand hin: „In the South Pacific, it is 
important for America to understand that Australia will work closely with New Zealand.“ Dibb (2005): S. 4. 

2332  „The relationship between Australia and New Zealand has many benefits for the United States. Although 
the two countries do not deal with the United States equally, they generally support the United States’ posi-
tion on most international issues.“ Jim Rolfe, Australia-New Zealand: Allies, Friends, Rivals, Special As-
sessment des Asia-Pacific Center for Security Studies, Honolulu, Oktober 2004, S. 8/7. 
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  Am 18. Dezember 1995 hatte Australien zudem mit Indonesien eine Sicherheitsvereinba-

rung unterzeichnet, das Agreement on Maintaining Security (in Kraft seit dem 15. Juli 

1996).2333 Aus Protest gegen die Rolle Canberras bei der Unterstützung der Unabhängigkeit 

Ost-Timors kündigte Jakarta den Vertrag im September 1999 auf.2334 Mittlerweile ist es je-

doch wieder zu einer Annäherung beider Seiten gekommen. Im April 2005 hielten die Luft-

streitkräfte Australiens und Indonesiens das erste Manöver seit 1999 ab.2335 

  Die Soldaten der ADF trainieren insgesamt überdurchschnittlich oft mit ihren Kameraden 

aus Südostasien.2336 1994/1995 standen 37 Manöver Canberras mit Staaten der ASEAN 28 

Manövern Canberras mit Washington gegenüber.2337 Die USA sehen dieses Engagement 

durchweg als positiv an und begrüßen militärische Übungen zwischen ihren Sicherheits- und 

Bündnispartnern.  

  Admiral William J. Fallon lobte Australien zudem ausdrücklich für dessen Anstrengungen 

im Anti-Terror-Kampf in Südostasien, in dem es mit den Philippinen, Indonesien, Malaysia 

und Singapur zusammenarbeitet.2338 Zu einem besonderen Kooperationsverhältnis ist es dabei 

zwischen Canberra und Manila gekommen. Australische Soldaten beteiligen sich an der Aus-

bildung von Einheiten der AFP. Des weiteren sollen die Philippinen bis zu 30 Schnellboote 

erhalten, um den Anti-Terror-Kampf in den Gewässern um Mindanao effektiver führen zu 

können. Canberra und Manila hatten dazu Ende Mai 2007 eine Sicherheitsvereinbarung un-

terzeichnet.2339 

  Hervorzuheben ist schließlich der Trilaterale Dialog zwischen Australien, den USA und 

Japan, der erstmalig im August 2002 stattgefunden hat.2340 Er liegt im Interesse der USA, weil 

                                                 
2333  Der Vertrag enthielt in Artikel 2 die Verpflichtung zu gegenseitigen Konsultationen und möglichen gemein-

samen Maßnahmen „in the case of adverse challenges to either party or to their common security interests“. 
Department of Foreign Affairs and Trade, Agreement between the Government of Australia and the Gov-
ernment of the Republic of Indonesia on Maintaining Security, Jakarta, 18. Dezember 1995.  

2334  Vgl. Anthony L. Smith, Australia-Indonesia Relations: Getting Beyond East Timor, Special Assessment des 
Asia-Pacific Center for Security Studies, Honolulu, Oktober 2004, S. 13/3 f. 

2335  Vgl. Mark Forbes, Military exercises bring joint patrols a step closer, in: The Age, 14. April 2005 (online). 
Defense Daily, Australian-Indonesian Maritime Surveillance Exercise Successfully Concluded, 19. April 
2005 (online). 

2336  Robyn Lim stellt diesbezüglich fest: „Australia’s long-standing defense connections in Southeast Asia also 
afford it an influence there that America’s North Asian allies lack, even though Japan has economic capac-
ity far beyond Australia’s.“ Robyn Lim, Australian Security after the Cold War, in: Orbis, Nr. 1, Winter 
1998, S. 98. 

2337  Vgl. Ball (2001): S. 268. 
2338  Vgl. Fallon (08.03.2005): S. 20. 
2339  Vgl. Brendan Nicholson, Dewi Cooke, Australia boosts military aid for Philippines, in: The Age, 1. Juni 

2007 (online). 
2340  Vgl. BBC Monitoring International Reports, Australia, Japan, USA Hold Security Talks in Tokyo, 29. Au-

gust 2002 (online). Vgl. zu den Hintergründen des Trilateralen Dialogs Purnendra Jain, John Bruni, Japan, 
Australia and the United States: little NATO or shadow alliance?, in: International Relations of the Asia-
Pacific, Nr. 2/2004, S. 265 – 285. Das Format geht demnach auf bilaterale Gespräche zwischen Japan und 
Australien am Rande des ARF-Treffens vom Juli 2001 in Hanoi zurück. Während des AUSMIN-Treffens 
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er dazu beiträgt, zwei ihrer wichtigsten Bündnispartner enger zu verzahnen. Dies gilt von der 

Abstimmung gemeinsamer Positionen in wichtigen regionalen und internationalen Fragen bis 

hin zur Verbesserung der Interoperabilität der Streitkräfte. Der Trilaterale Dialog wird nach 

einem Beschluß vom Mai 2005 auf Ministerebene durchgeführt und umfaßt Zusammenkünfte 

der Außen- und/oder Verteidigungsminister. Die Eröffnungssitzung fand am 18. März 2006 in 

Sydney statt, an der die Außenminister Alexander Downer, Condoleezza Rice und Taro Aso 

teilnahmen.2341 Befürchtungen Pekings, die Treffen der drei Staaten könnten eine antichinesi-

sche Stoßrichtung entwickeln, werden von Tokyo, Canberra und Washington deutlich zu-

rückgewiesen. Der Trilaterale Dialog baut nicht nur auf engen Beziehungen der USA zu Au-

stralien und Japan auf. Auch Tokyo und Canberra haben in den vergangenen Jahren ihre Be-

ziehungen intensiviert. Während des Irak-Krieges sind japanische Pioniere in Samawah von 

2004 bis 2006 von australischen Kräften abgesichert worden. Soldaten beider Seiten hatten 

bereits während der UN-Missionen in Kambodscha und in Ost-Timor sowie bei der Bewälti-

gung der Folgen des Tsunamis zusammengearbeitet. Ein weiteres wichtiges Kooperationsge-

biet ist das Projekt eines regionalen Raketenabwehrsystems, an dem sich Japan und Australi-

en beteiligen. Beide sind bereits heute neben Südkorea die einzigen Staaten des asiatisch-

pazifischen Raums, die über das AEGIS-System verfügen bzw. es beschaffen wollen. Vorläu-

figer Höhepunkt der gemeinsamen Kooperation ist die „Australia – Japan Joint Declaration on 

Security Cooperation“ vom 13. März 2007, in der beide Seiten von einer „strategic partner-

ship“ sowie von „shared security interests“ sprechen. Beschlossen wurde u.a., die Zusammen-

arbeit der Streitkräfte zu intensivieren.2342 

  Der Trilaterale Dialog könnte langfristig um Indien erweitert werden. An diesem Format 

arbeitet vor allem der japanische Ministerpräsident Shinzo Abe. Die vier Staaten hatten be-

reits bei der Bewältigung der Tsunami-Katastrophe im Frühjahr 2005 eng kooperiert. Im Mai 

2007 hatten sich dann Vertreter der USA, Australiens, Japans und Indiens auf der Ebene stell-

vertretender Minister am Rande eines Senior Officials Meeting des ARF in Manila getroffen. 

Ob es zu einer Verstetigung dieses multilateralen Formats kommt, ist unklar. Vertreter der 

vier Staaten befürchten vor allem negative Reaktionen Chinas.2343 

 

                                                                                                                                                         
im selben Monat in Canberra erörterten Alexander Downer und Colin Powell die Idee eines Sicherheitsdia-
loges zwischen Australien, Japan und den USA. Vgl. ebd., S. 274. 

2341  Vgl. Patrick Walters, Tri-nation forum’s potential excites participants, in: The Australian, 20. März 2006 
(online). United States Embassy/Canberra, Trilateral Strategic Dialogue Joint Statement, Sydney, 18. März 
2006. 

2342  Vgl. Australian Government/Department of Foreign Affairs and Trade, Australia – Japan Joint Declaration 
on Security Cooperation, Tokyo, 13. März 2007. 

2343  Vgl. Michael J. Green, Shinjiro Koizumi, U.S.-Japan Relations: Steadying the Alliance and Bracing for 
Elections, in: Comparative Connections, Nr. 2, Juli 2007, S. 23. 
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(6)  Australien als „Stimme der USA“ 

Australien ist für die USA schließlich deshalb von Bedeutung, weil es die amerikanische 

Vornepräsenz im asiatisch-pazifischen Raum ohne Einschränkung unterstützt. Mit Canberra 

hat Washington einen sicheren Fürsprecher vor Ort. Im „Joint Statement Between the United 

States of America and Australia“ vom 10. September 2001 heißt es dementsprechend: „[...] 

the U.S. presence in the region helped contribute to the stability that was essential to ensure 

economic growth and greater prosperity for all countries in the Asia Pacific.“2344 Während ei-

nes Empfangs für Ministerpräsident John Howard erklärte dieser am 16. Mai 2006 im Weißen 

Haus: „Those foolish enough to suggest that America should have a lesser role in the affairs 

of the world should pause and think whether they really mean what they say, because a world 

without a dedicated, involved America will be a lesser world, a less safe world, a more pre-

carious world.“2345 Als Mitgliedsstaat des East Asia Summit kann Australien zudem dazu bei-

tragen, daß sich dieses Forum nicht in eine Richtung entwickelt, die nicht im Einklang mit 

amerikanischen Interessen steht. 

   

So vorzüglich die Beziehungen zwischen den USA und Australien damit sind, es gibt zwi-

schen beiden Seiten ein Thema, das zum Spaltpilz der Allianz werden könnte: die sich vertie-

fenden Beziehungen zwischen Canberra und Peking. Seit 2005 ist China (Festland) der zweit-

größte Handelspartner Australiens und hat damit die USA auf den dritten Platz verdrängt.2346 

Das Reich der Mitte ist vor allem als Absatzmarkt interessant: Von 2001 bis 2005 konnte Au-

stralien seine Exporte von 3,904 Mrd. US-Dollar auf 12,075 Mrd. US-Dollar mehr als ver-

dreifachen. Das Volumen der australischen Ausfuhr Richtung USA nahm dagegen im selben 

Zeitraum nur von 6,126 Mrd. US-Dollar um 15,13 % auf 7,053 Mrd. US-Dollar zu.2347 China 

sieht in Australien einen wichtigen Rohstofflieferanten und hat verschiedene Verträge zum 

Import von Eisenerz, Nickel, Flüssiggas und Uran abgeschlossen. Beide Seiten arbeiten zu-

dem an der Schaffung einer Freihandelszone. Diese Entwicklung hat Konsequenzen für die 

Außenpolitik Canberras. Angesichts der zunehmenden Bedeutung des Reiches der Mitte für 

das Wirtschaftswachstum Australiens lehnt die Regierung Howard jede Form der Eindäm-

                                                 
2344  The White House, Joint Statement Between the United States of America and Australia, Washington D.C., 

10. September 2001. 
2345  The White House, President Bush and Prime Minister Howard of Australia Exchange Toasts, Washington 

D.C., 16. Mai 2006.  
2346  Das Handelsvolumen Australiens lag 2005 bei 224,1 Mrd. US-Dollar (2004: 189,886 Mrd. US-Dollar). Da-

von entfielen 34,374 Mrd. US-Dollar/15,34 % (28,357 Mrd. US-Dollar/14,93 %) auf den ökonomischen 
Austausch mit Japan, 28,366 Mrd. US-Dollar/12,66 % (21,129 Mrd. US-Dollar/11,13 %) auf China und 
23,603 Mrd. US-Dollar/10,53 % (22,305 Mrd. US-Dollar/11,75 %) auf die USA. Vgl. IMF (2006): S. 62 f. 

2347  Vgl. ebd. 
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mung Chinas ab.2348 Canberra hat nach den ökonomischen auch die politischen Beziehungen 

zu Peking sichtbar aufgewertet. Im Oktober 2003 hielt z.B. nicht nur George W. Bush, son-

dern auch Hu Jintao eine Rede vor dem australischen Parlament.2349 

  Fraglich ist für Washington vor allem, welche Konsequenzen sich aus der Annäherung 

zwischen Canberra und Peking für die Zuverlässigkeit Australiens als Bündnispartner der 

USA ergeben. Beobachter vermuten, daß China versucht, durch ökonomische Mittel einen 

Keil in die Allianz zu treiben: Je mehr Australien vom Handel mit dem Reich der Mitte profi-

tiere, so das Kalkül, desto größer werde die Wahrscheinlichkeit, daß es die USA in einer Kri-

se in der Taiwanstraße nicht unterstütze. Entsprechende amerikanische Befürchtungen wurden 

im August 2004 von Alexander Downer bestätigt. Der australische Außenminister erklärte in 

der chinesischen Hauptstadt, daß die USA nicht zwingend davon ausgehen könnten, von sei-

nem Land während eines Taiwan-Konfliktes unterstützt zu werden.2350 Rechtlich hat Downer 

damit zwar nur wiedergeben, was der ANZUS-Vertrag vorsieht. Die USA können aus ihm 

keinen automatischen Beistand Australiens ableiten – in welchem Konflikt auch immer. Die 

Worte Downers wirkten dennoch irritierend auf die USA. Und sie standen im deutlichen Ge-

gensatz zum Verhalten der Regierung Howard während der Krise in der Taiwanstraße im 

März 1996. Damals hatte Canberra die Raketentests Pekings verurteilt und die Entsendung 

amerikanischer Flugzeugträger begrüßt.2351 

  Die Position der Bush-Administration ist in diesem Punkt eindeutig. Sie hat ihrem Bünd-

nispartner zu erkennen gegeben, daß sie davon ausgeht, von ihm in einem Konflikt in der 

Taiwanstraße unterstützt zu werden. Richard Armitage äußerte sich am 17. August 2001 in 

Sydney unmißverständlich: „[...] for us an alliance is an obligation, if necessary, to fight and 

to die for each other.“2352 Paul Dibb verweist daher auf die praktischen Zwänge, denen Au-

stralien im Kriegsfall ausgesetzt wäre: „If Canberra said no, that would seriously – perhaps ir-

                                                 
2348  Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung, Australien wächst überraschend stark, Nr. 206, 5. September 2007. 

Vaughn (20.04.2006): S. 13. 
2349  Vgl. Hugh White, The limits to optimism: Australia and the rise of China, in: Australian Journal of Interna-

tional Affairs, Nr. 4, Dezember 2005, S. 470. 
2350  Vgl. Michael Horowitz, Don’t Take Canberra for Granted: The Future of the U.S.-Australian Alliance, in: 

Orbis, Sommer 2004, S. 465 – 478. John Baker und Douglas H. Paal halten Hilfeleistungen Canberras nicht 
für selbstverständlich. Australien würde den USA in einer Taiwan-Krise nicht automatisch Beistand leisten. 
Vor allem könne Washington nicht mit einem größeren Einsatzkontingent rechnen, weil der Umfang der 
ADF zu gering sei. Vgl. Baker/Paal (2000): S. 98. Siehe auch Vaughn (20.04.2006): S. 12 – 16. 

2351  Vgl. William T. Tow, Australia, the United States and a ‘China Growing Strong’: Managing Conflict 
Avoidance, Paper prepared for: The annual Australasian Political Science Association Conference, Can-
berra, 4. – 6. Oktober 2000, S. 2. 

2352  Zit. n. Alice Atkins, Put your lives on the line, US tells Australia, in: The Advertiser, 18. August 2001 (on-
line). Richard Armitage hatte im August 1999 als Berater des Präsidentschaftskandidaten George W. Bush 
erklärt, daß die USA von Australien in einem Taiwankonflikt Unterstützung erwarten würden. Es müsse 
beitragen zu „the dirty, hard and dangerous work.“ Zit. n. Gerard Henderson, When it comes to trade, alli-
ances don’t count, in: Sydney Morning Herald, 14. August 2001 (online). Vgl. auch Mohan Malik, The 
China Factor in Australia-U.S. Relations, in: China Brief, Nr. 8, 12. April 2005, S. 5 – 7. 
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reparably – damage the alliance.“2353 William T. Tow faßt die Bedeutung der Problematik 

prägnant zusammen: „The China factor will confront ANZUS with its greatest challenge.“2354 

Die australische Außenpolitik steht damit vor der Herausforderung, zwischen sich intensivie-

renden ökonomischen Beziehungen zu China und sich ebenfalls intensivierenden sicherheits-

politischen Beziehungen zu den USA ein Gleichgewicht herzustellen. Gough Whitlam, Mini-

sterpräsident Australiens von 1972 bis 1975, fordert deshalb die Regierung Howard und ihre 

Nachfolger auf: „We must resist any policy which purports to make Australia choose between 

China and the United States.“2355  

  Unabhängig von diesen Appellen ist davon auszugehen, daß Australien die USA in einem 

Konflikt in der Taiwanstraße unterstützen wird.2356 Anders ist nicht zu erklären, daß Canberra 

an den joint facilities in Pine Gap festhält und sich mit Washington Anfang 2007 auf die Er-

richtung weiterer Kommunikationsanlagen in der Nähe von Geraldton geeinigt hat. Denn die 

USA dürften diese zu Aufklärungszwecken im Vorfeld und während einer Intervention in der 

Taiwanstraße nutzen.2357 Zudem weiß Canberra, daß Peking amerikanische Raketenabwehr-

pläne strikt ablehnt – und die Regierung Howard hat dennoch entschieden, an diesem Projekt 

mitzuwirken. Australien dürfte daher in einem Taiwankonflikt für die USA Partei ergreifen. 

Dazu muß es keine eigenen Truppenkontingente zur Verfügung stellen. Soweit das 

USPACOM den Kontinent als CSL nutzen kann und uneingeschränkten Zugriff auf die joint 

facilities hat, ist zu erwarten, daß Washington Canberra bestätigen wird, seine Verpflichtun-

gen gemäß ANZUS-Vertrag zu erfüllen. Daß Australien in Friedenszeiten versucht, Situatio-

nen entgegenzuwirken, in denen es sich zwischen China und den USA entscheiden muß, ist 

kein Beleg dafür, daß sich Canberra von Washington zu distanzieren versucht.2358 Die Regie-

rung Howard ist lediglich bestrebt, trotz sehr enger Bindungen zum Bündnispartner gute Be-

                                                 
2353  Dibb (2005): S. 3. 
2354  Tow (Juni 2004): S. 287. So auch Malik (12.04.2005). 
2355  Gough Whitlam, Sino-Australian diplomatic relations, in: Australian Journal of International Affairs, Nr. 

3/2002, S. 323. Richard Rosecrance plädiert daher für eine Vermittlerrolle Australiens zwischen China und 
den USA. Vgl. Richard Rosecrance, Australia, China and the US, in: Australian Journal of International Af-
fairs, Nr. 3, September 2006, S. 364 – 368. Hugh White vertritt in diesem Zusammenhang die Auffassung, 
daß Australien die USA überzeugen müsse, eine führende Rolle Chinas im asiatisch-pazifischen Raum zu 
akzeptieren. Vgl. White (2005): S. 478 f. 

2356  Dies wird von zahlreichen chinesischen Beobachtern für wahrscheinlich gehalten. Vgl. Hou Minyue, The 
Howard Doctrine: An Irritant to China, in: The Journal of East Asian Affairs, Nr. 1, Frühjahr/Sommer 2005, 
S. 122 f. 

2357  Vgl. Tow (2000): S. 4. 
2358  „While there can be little doubt that in the event of serious crisis in U.S.-PRC relations Australia would side 

with the U.S., in a period of relative peace Australia sees it in its interest to retain consistently cordial rela-
tions with China.“ Anthony L. Smith, Still Great Mates: Australia’s Response to U.S. Security Policies, 
Special Assessment des Asia-Pacific Center for Security Studies, Honolulu, März 2003, S. 1/4. 
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ziehungen zu China aufrechtzuerhalten. Und dazu ist es aus taktischen Gründen notwendig, 

auf Empfindlichkeiten Pekings Rücksicht zu nehmen.2359 

  Die Australien-Politik der USA wird in umfassender Weise strategischen Kriterien ge-

recht. Dies belegen nicht nur die zitierten Stellungnahmen zum strategischen Wert des Lan-

des. Auch die Impulsumsetzung ist eindeutig: Die USA nutzen Australien als CSL sowie als 

Horch- und Beobachtungsposten. Die rüstungspolitischen Beziehungen sind so ausgebaut 

worden, daß die ADF militärische Operationen der USA ergänzen kann, womit sie zum In-

strument amerikanischer Sicherheitspolitik wird. Im Südpazifik betreibt Canberra im Sinne 

Washingtons burden sharing, wodurch es die amerikanischen Streitkräfte entlastet. Die USA 

nutzen schließlich verschiedenste Formen australischer Unterstützung, um ihr System der hub 

and spokes zu verdichten. Daß Canberra gegenüber Washington eindeutig bandwagoning be-

treibt, ist nicht zuletzt einer als strategisch zu bezeichnenden Anreizpolitik der amerikani-

schen Administration zu verdanken. Die USA gewähren Australien bevorzugten Zugang zu 

ihrer Rüstungstechnologie. Sie haben dem Bündnispartner geholfen, sich als Führungsmacht 

im Südpazifik zu etablieren. Schließlich versuchen die USA, gegenüber China in wirtschaftli-

cher Hinsicht wieder an Boden zu gewinnen: Seit dem 1. Januar 2005 ist das Australia-United 

States Free Trade Agreement (AUSFTA) in Kraft. Nur wenige Regierungschefs werden zu-

dem derart oft in Washington empfangen wie John Howard, der 1997, 1999, 2001, 2002, 

2003, 2004, 2005 und 2006 in der amerikanischen Hauptstadt zu Gast war.2360 

                                                 
2359  Canberra steht in seiner Außenpolitik seit Jahren vor der Herausforderung, daß zu enge Beziehungen zu den 

USA die Integration Australiens in den asiatisch-pazifischen Raum beeinträchtigen. Vgl. Andrew MacIn-
tyre, Pacific drift: Southeast Asia and the US-Australia relationship, in: The Pacific Review, Nr. 4/1996, S. 
621. 

2360  Vgl. Department of State (Juli 2007). 
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IV.             Südostasien als operative Lücke? 
 

 

Die USA sind damit eine in Südostasien weiterhin aktive militärische Macht, die vor Ort über 

diverse Zugänge für ihre See- und Luftstreitkräfte verfügt. Der exakte Umfang der places, not 

bases läßt sich gleichwohl als Außenstehender nur schwer ermitteln, da zahlreiche Daten der 

Geheimhaltung unterliegen. Eine dem Verfasser vorliegende Karte von Comlog Westpac 

weist in Südostasien 14 (Australien: 11) „Maintenance Locations“ sowie neun Anlaufpunkte 

für „Port Visit Support“ (Australien: 9) auf.2361 

  Den USA ist es nach 1992 nicht gelungen, den Verlust der Anlagen auf den Philippinen zu 

kompensieren. Michael McDevitt erinnert der Ansatz der places, not bases daher an die Ur-

sprünge amerikanischer Präsenz im Fernen Osten: „[...] in truth the concept was almost a re-

turn to the concept of 150 years before when a token U.S. presence, available to show the flag 

and respond to challenges to the safe passage of commercial shipping, was deemed adequate 

to sustain U.S. strategic interests.“2362 Unter Berücksichtigung der unmittelbaren sicherheits-

politischen Bedrohungen scheint der gegenwärtige, sehr reduzierte Präsenzumfang gerechtfer-

tigt. Derzeit gibt es keine akuten bilateralen Konflikte zwischen den Staaten Südostasiens, die 

militärisch eskalieren könnten. Sollte dennoch ein entsprechender Fall auftreten, wäre eine 

militärische Intervention der USA gemäß Guam-Doktrin unwahrscheinlich. Im einzigen grö-

ßeren hot spot der Region, den Territorialstreitigkeiten in der Südchinesischen See, zeigen 

sich die Anspruchsteller pragmatisch und kooperationsbereit, wenngleich sie ihre Rechtsposi-

tionen beibehalten haben. Washington wird hier erst dann militärisch eingreifen, wenn es zu 

einer Störung der Seewege kommt. Dazu jedoch wären umfangreiche, länger anhaltende See-

gefechte um einzelne Inseln notwendig, was es seit dem Pazifikkrieg nicht mehr gegeben hat. 

In der Tagespolitik besteht die Aufgabe der amerikanischen Streitkräfte in Südostasien daher 

darin, entweder bei der Linderung humanitärer Katastrophen zu helfen (z.B. nach einem Tsu-

nami oder Erdbeben), sicherheitspolitische Bedrohungen sekundärer Bedeutung (z.B. Terro-

rismus, Piraterie) einzudämmen oder Evakuierungsmaßnahmen durchzuführen (z.B. infolge 

einer innenpolitischen Krise eines Staates der ASEAN). 

  Hinzu kommt in Anknüpfung an die Guam-Doktrin die Unterstützung militärischer Ope-

rationen befreundeter Staaten. Während der Krise um Ost-Timor Ende der 90er Jahre haben 

die USA praktisch vorgeführt, wie sie sich die Einwirkung auf regionale Konflikte im Ideal-

fall vorstellen. Als am 20. September 1999 die ersten Soldaten der INTERFET in der ehema-
                                                 
2361  Vgl. Comlog Westpac (21.04.2005). 
2362  McDevitt (2003): S. 43.  
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ligen portugiesischen Kolonie eintrafen, war unter ihnen – nach offiziellen Angaben – kein 

Angehöriger der amerikanischen Streitkräfte. Auch danach entsandten die USA keine Boden-

truppen. Washington stellte allerdings ca. 260 Soldaten ab, die für die Unterstützung der 

INTERFET in den Bereichen Nachrichtendienst, Logistik, Kommunikation, Aufklärung und 

Transport zuständig waren. Die USA leisteten Australien Hilfestellung, indem sie schußsiche-

re Westen und Nachtsichtgeräte zur Verfügung stellten. Die Truppenkontingente Thailands 

und der Philippinen wurden von amerikanischen Transportflugzeugen ins Einsatzgebiet ge-

bracht. „Idealfall“ bedeutete 1999: Die USA überlassen ihren Bündnispartnern die Arbeit vor 

Ort, sichern sich aber durch organisatorische Unterstützungsmaßnahmen eine gewichtige 

Stimme bei der Ausgestaltung der Mission.2363 

  Für Operationen im Stil der INTERFET benötigt das USPACOM keine größeren Basen 

im ASEAN-Raum. Um auf dem derzeitigen Niveau militärische Einheiten auf ihrem Weg 

vom Pazifischen in den Indischen Ozean zu unterstützen, reichen die vorhandenen Zugangs-

vereinbarungen in Südostasien ebenfalls aus, zumal sich der einzige potentielle Gegner, die 

Seestreitkräfte Chinas, gegenwärtig noch im Zustand einer brown water navy befindet. Für 

die derzeit absehbaren, kurzfristigen Projektionen unterliegenden Krisenszenarien kann daher 

die Aussage getroffen werden, daß Südostasien im Tagesgeschäft des USPACOM keine ope-

rative Lücke darstellt. 

  Mehr noch: In Friedenszeiten kann der derzeitige Umfang des Engagements der amerika-

nischen Streitkräfte sogar als vernünftiger Kompromiß zwischen den Sicherheitsinteressen 

der USA und den Staaten der ASEAN betrachtet werden. Washington bleibt in der Region 

verankert. Die regelmäßige Präsenz des USPACOM in südostasiatischen Gewässern ist stark 

genug, um den Zielländern des Ansatzes der places, not bases ein Gefühl sicherheitspoliti-

scher Rückversicherung zu vermitteln. Da die US-Streitkräfte in Südostasien über keinen 

wirklichen footprint verfügen, senden sie in Richtung China nur schwache Signale der Ab-

schreckung und tragen somit nicht zu Komplikationen in den Beziehungen zwischen der 

ASEAN und dem Reich der Mitte bei. 

  Diese Bewertung der gegenwärtigen Lage trifft gleichwohl dann nicht zu, wenn mittel- bis 

langfristige Horizonte zu berücksichtigen sind. Die Overseas Basing Commission wies in ih-

rem Bericht vom 9. Mai 2005 auf einen grundsätzlichen Zusammenhang hin: „We cannot 

hope for much influence without presence – the degree of influence often correlates to the 

level of permanent presence that we maintain forward. The argument that rotational units will 

suffice for such influence may have merit but it runs against the perception our allies will hold 

                                                 
2363  Vgl. Wagener (2000a): S. 129 f. 
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that the presence is not permanent and that it may not be continued over time if political will 

is lost, budgets become overstretched, or rotational units are diverted elsewhere.“2364 Mit 

Blick auf Südostasien geht Michael McDevitt davon aus, daß die derzeitigen Zugangsverein-

barungen nur den Anforderungen an das USPACOM in Friedenszeiten entsprechen: „So 

while ‘places not bases’ helped justify engagement activities, it did not result in the sort of ac-

cess understandings that would permit a predictable basis for the deployment of a substantial 

U.S. combat force into the region should the need arise“2365. So befinden sich im asiatisch-

pazifischen Raum – abgesehen von Guam und Diego Garcia – sämtliche Basen der U.S. Air 

Force in Nordostasien. Kampfflugzeuge der Typen F-15, F-16 oder F-22 könnten bei einem 

Einsatzradius von 500 nm (926 km) ohne Luftbetankung in militärische Konflikte auf der ko-

ranischen Halbinsel oder in der Taiwanstraße eingreifen.2366 Erhalten sie hingegen den Auf-

trag, in Südostasien zu intervenieren, könnten sie je nach Ort der Krise selbst bei einer Nut-

zung der Flugplätze in Singapur auf Luftbetankungsfähigkeiten oder die Entsendung eines 

Flugzeugträgers angewiesen sein.  

  Bereits ein oberflächlicher Blick macht somit das Problem deutlich, vor dem die USA in 

einer militärischen Auseinandersetzung im ASEAN-Raum stehen werden: Im Vergleich zu 

möglichen Interventionen auf der koreanischen Halbinsel oder in der Taiwanstraße benötigen 

sie eine größere Reaktionszeit und werden zeitnah nicht in gleicher Intensität Wirkungen im 

Zielgebiet erzeugen. Diese Defizite könnten erheblich reduziert werden, sollte dem 

USPACOM während einer Krise eine Flugzeugträgergruppe in der Südchinesischen See zur 

Verfügung stehen. Bereits ein einziger Verband verfügt über eine Ausrüstung, die es mit einer 

kleinen Militärbasis aufnehmen könnte: Eine sogenannte Carrier Strike Group (CSG) besteht 

durchschnittlich neben dem Flugzeugträger aus einem Kreuzer der Ticonderoga-Klasse      

(Überwasserkampfschiff mit Mehrzweckfunktion, ausgerüstet u.a. mit weitreichenden Toma-

hawks und AEGIS), zwei Zerstörern der Arleigh-Burke-Klasse (wie Ticonderoga-Klasse, al-

lerdings schneller und schlagkräftiger), einem Angriffs-U-Boot der Los-Angeles-Klasse (ein-

gesetzt gegen Über- und Unterwasserkampfschiffe) und einem Versorgungsschiff.2367 Hinzu 

kommt ein Carrier Air Wing (CAW), das in der Vergangenheit durchschnittlich aus drei Ge-

schwadern F/A 18 Super Hornet (Mehrrollen-Kampfflugzeug), einem Geschwader F-14 

(Vorgänger Super Hornet), einem Geschwader S-3B Viking (u.a. Tanker- und Überwa-

                                                 
2364  Commission on Review of Overseas Military Facility Structure of the United States (09.05.2005): S. 9. 
2365  McDevitt (2003): S. 43. Diese Bewertung wird von RAND unterstützt: „[...] the USAF’s current posture in 

the Western Pacific is less than ideal with regard to projecting power into Southeast Asia.“ Khalilzad u.a. 
(2001): S. 75. 

2366  Diese Angabe bezieht sich auf ebd., S. 68. 
2367  Vgl. United States Navy, The Carrier Strike Group, o.O., o.J. 
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chungsfunktion, Rettungseinsätze), einem Geschwader E-2C (Aufklärung, Einsatzmanage-

ment), einem Geschwader SH-60 Seahawk (Helikopter für u.a. ASW, Transport, Rettungsein-

sätze) und einem Geschwader EA-6B Prowler (elektronische Kriegführung) besteht.2368 Das 

CVW 5 der USS Kitty Hawk setzt sich im Detail aus 50 F/A 18 Super Hornet, 4 E-2C Haw-

keye, 4 EA-6B Prowler, 6 S-3B Viking, 4 SH-60F Seahawk und 2 HH-60H Seahawk zusam-

men.2369 Die Kitty Hawk Strike Group verfügt über eine Personalstärke von 5.630 Soldaten, 

von denen 3.150 Mann den maritimen Einheiten und 2.480 Mann dem CVW 5 zugeordnet 

sind.2370 

  Fraglich ist nun, wie wahrscheinlich es ist, daß während einer Krise in Südostasien eine 

Flugzeugträgergruppe in der Südchinesischen See operiert. Sollten die USA nicht bereits vor-

ab die Eskalation eines Konflikts erahnen und vorsorglich entsprechende Entsendungen vor-

nehmen, können sie nur auf jene Seekriegsmittel zugreifen, die sich zufällig in der Region be-

finden. Ein solcher „Zufall“ läßt sich statistisch eingrenzen: Die USA verfügen – je nach 

Ausmusterung alter oder Indienststellung neuer Einheiten – über elf bis zwölf Flugzeugträger. 

Aufgrund des Wechselspiels zwischen einer Entsendungs- und einer Erhaltungsphase ist 

grundsätzlich nur ein Teil der Trägerflotte einsetzbar. Ein einzelner deployment cycle besteht 

traditionell aus 24 Monaten, von denen lediglich sechs Monate zu Einsatzzwecken zur Verfü-

gung stehen. Die übrige Zeit wird damit verbracht, den Flugzeugträger wieder voll Instand zu 

setzen und die Mannschaft zu trainieren.2371 Ein Flugzeugträger befindet sich damit durch-

schnittlich drei Monate im Jahr im Einsatz. Bei zwölf Flugzeugträgern stehen dem Pentagon 

folglich 36 Einsatzmonate zur Verfügung, woraus sich in Friedenszeiten eine Präsenzstärke 

von drei Flugzeugträgergruppen ergibt, die sich im Durchschnitt jeden Tag auf den Weltmee-

ren im Einsatz befinden. Am 22. September 2006 traf dies auf die USS Enterprise in der Ara-

bischen See, die USS Theodore Roosevelt im Atlantischen Ozean und die USS John C. Sten-

nis im Pazifischen Ozean zu.2372 Soweit sich die USA nicht in einer militärischen Auseinan-

                                                 
2368  Angaben zu den einzelnen Flugzeugen finden sich unter: The United States Navy, The Carrier Air Wing, 

o.O., o.J. 
2369  Vgl. IISS (2006): S. 32. Flugzeugträger der Nimitz-Klasse sowie die USS Enterprise weisen sogar eine Ka-

pazität von 55 F/A 18 Super Hornet auf. Künftig dürfte sich der Gesamtumfang einer Trägergruppe aller-
dings deutlich verringern. So wird zur Unterstützung von Einsätzen gegen Terroristen faktisch kein Begleit-
schutz benötigt. Die verstärkte Verwendung von Präzisionswaffen sowie von kampfwertgesteigerten F/A-
18E/F Super Hornet könnte dazu führen, daß die Zahl der Kampfflugzeuge leicht abgesenkt wird. Eine Stu-
die der RAND Corporation nimmt für 2010 lediglich 44 F/A 18 Super Hornet pro Flugzeugträger an. Pro-
jektionen gehen zudem davon aus, daß die nächste Flugzeugträgergeneration nur noch 60 % der Personal-
stärke des Trägers der Nimitz-Klasse benötigt. Vgl. Lambeth (2005): S. 69 – 101. 

2370  Vgl. United States Navy, Aircraft Carriers – CV, CVN, o.O., o.J. Vgl. zur Geschichte dieses Flugzeugträ-
gers: USS Kitty Hawk, The History of USS Kitty Hawk (CV 63) ... so far!, o.O., o.J. 

2371  Vgl. Yardley u.a. (2006): S. 1. 
2372  Vgl. United States Navy, Status of the Navy, o.O., Stand vom 22. September 2006. Offensichtlich von einer 

Privatperson wird im Internet unter der Überschrift „Aircraft Carrier Locations“ (http://www.gonavy.jp/ 
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dersetzung oder in einem größeren Manöver befinden, sind ca. 35 % der Kriegsschiffe sowie 

ca. 10 % des Personals im Einsatz.2373 Am besagten 22. September 2006 waren von 351.670 

Soldaten der U.S. Navy 30.776 im Einsatz (8,7 %). Von 282 entsendefähigen Über- und Un-

terwasserkampfschiffen befanden sich 94 (33,3 %) auf den Weltmeeren. 

  Der Pazifik ist mit 155.557 Mio. km² der größte aller Ozeane und deckt insgesamt 30,5 % 

der Erdoberfläche bzw. 43,1 % der Weltmeere ab.2374 Befindet sich eine Flugzeugträgergrup-

pe im östlichen Pazifik, wird sie im Konfliktfall im ASEAN-Raum nur zeitversetzt in das Ge-

schehen eingreifen können. Allein von Hawaii aus sind 9.600 km bis in das Zentrum der Süd-

chinesischen See zurückzulegen. Bei einer angenommenen durchschnittlichen Marschge-

schwindigkeit von 15 bis 30 Knoten würde ein Flugzeugträgerverband 7,2 bis 14,4 Tage be-

nötigen, um diese Distanz zu überbrücken.2375 Das USPACOM wird mit derartigen Zeithori-

zonten zu kalkulieren haben, da es angesichts der Größe des Pazifiks statistisch sehr unwahr-

scheinlich ist, daß sich ein Flugzeugträgerverband im Krisenfall in südostasiatischen Gewäs-

sern befindet.2376 Im Fernen Osten haben die USA allerdings angesichts einer Sondersituation 

die Chance, diesen Nachteil auszugleichen. Das Hauptquartier ihrer 7. Flotte befindet sich im 

japanischen Yokosuka, sodaß eine komplette Flugzeugträgergruppe permanent an der pazifi-

schen Gegenküste stationiert ist. Aber auch diese müßte bis in das Zentrum des Südchinesi-

schen Meeres ca. 3.500 km zurücklegen, womit sie bei einer durchschnittlichen Marschge-

schwindigkeit von 15 bis 30 Knoten 2,6 bis 5,2 Tage benötigen würde. Voraussetzung ist, daß 

sich die Kitty Hawk Strike Group, die 2008 von der George Washington Strike Group abge-

löst wird, unmittelbar nach Befehlseingang in Bewegung setzen kann, was in der Praxis nicht 

der Fall ist. Die tatsächliche Reaktionszeit dürfte daher eher im Bereich von 3 bis 6 Tagen lie-

gen, wenn der Start von Yokosuka erfolgt.  

  Soweit den USA hinreichend Zeit zur Verfügung steht, können sie in jede nur denkbare 

Krise Südostasiens mit nachhaltiger militärischer Wirkung eingreifen. Die amerikanische 

                                                                                                                                                         
CVLocation.html, Abruf vom 21. Juli 2007) ein sehr detaillierter und aktueller Überblick über die Positio-
nen der Flugzeugträgerverbände angeboten. 

2373  Vgl. Yardley u.a. (2006): S. 1. 
2374  Vgl. Central Intelligence Agency (16.05.2006).  
2375  Eine Marschgeschwindigkeit von ca. 15 Knoten ergibt die Auswertung des Schaubildes „The Tyranny of 

Distance“ in: Department of Defence (November 1998): S. 11. Die U.S. Navy gibt hingegen folgende 
Marschgeschwindigkeiten an: Flugzeugträger (30 + X Knoten), Kreuzer (30 + X Knoten), Zerstörer (über 
30 Knoten), U-Boot (Los-Angeles-Klasse: 20 + X Knoten), Versorgungsschiffe (25 Knoten). Wenn sich die 
Carrier Strike Group nach dem langsamsten Verbandsmitglied richtet, dürfte die Marschgeschwindigkeit 
bei etwas über 20 Knoten liegen. Vgl. The United States Navy, The Carrier Strike Group, o.O., o.J. Nach 
Angaben eines Experten des Asia-Pacific Center for Security Studies liegt die Marschgeschwindigkeit eines 
Flugzeugträgers sogar bei 50 Knoten. Interview des Verfassers in Honolulu im September 2005. 

2376  Unterstützung könnte das USPACOM auch von der 5. Flotte bekommen. Befindet sich eine Flugzeugträ-
gergruppe in der Straße von Hormuz, müßte sie bis in das Zentrum des Südchinesischen Meeres ca.7.800 
km zurücklegen, wofür bei einer Geschwindigkeit von 15 bis 30 Knoten 5,8 bis 11,7 Tage Fahrt zu veran-
schlagen wären. 
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Aufmarschfähigkeit war zuletzt zu Beginn der Kriege gegen Afghanistan 2001 und den Irak 

2003 unter Beweis gestellt worden. Zeitweise waren bis zu vier Flugzeugträgergruppen paral-

lel eingesetzt, um Angriffe gegen das Taliban-Regime zu fliegen. Das United States Central 

Command (USCENTCOM)2377 war auf diese Seekriegsmittel angewiesen, da es über keine 

Basen in unmittelbarer Nähe des Angriffsziels verfügte – eine Situation, die mit einem Süd-

ostasien-Szenario vergleichbar ist. In der ersten Phase des Krieges, den Bombardements vom 

7. Oktober bis 23. Dezember 2001, drückte sich dieser Zusammenhang darin aus, daß ca. 

4.900 von ca. 6.500 Lufteinsätzen von Flugzeugträgern aus erfolgten. Die Kampfflugzeuge 

legten dabei 600 nm (1.111,2 km) bis 750 nm (1.389 km) in ihr Einsatzgebiet zurück, wozu 

sie mehrfach in der Luft betankt werden mußten.2378 Noch deutlicher wurden die Machtpro-

jektionsfähigkeiten zu Beginn des Irak-Krieges: Mehr als 70 % der Überwasserkampfschiffe, 

50 % der U-Boote, sieben Flugzeugträgergruppen (davon allein sechs in Schlagdistanz zum 

Zielgebiet) und mehr als 77.000 Soldaten der U.S. Navy befanden sich im Einsatz.2379 

  Trotz dieser beeindruckenden Zahlen haben der andauernde Kampf gegen den Terroris-

mus sowie die Einsätze gegen Afghanistan und den Irak auch deutlich gemacht, daß der übli-

che deployment cycle durch anhaltende und größere kriegerische Operationen ausgehebelt 

wird, was langfristig auf Kosten der Einsatzfähigkeit der Seestreitkräfte gehen kann. Seit 

2003 gibt es daher einen neuen Fleet Response Plan (FRP), der Antworten auf diese Proble-

matik zu geben versucht. Vorgabe ist, innerhalb von 30 Tagen sechs und innerhalb von 90 

Tagen zwei weitere Flugzeugträgergruppen zu einem beliebigen Krisenherd in Marsch setzen 

zu können. Dies soll durch zwei Maßnahmen erreicht werden: Erstens ist vorgesehen, Repara-

tur- und Trainingszeiten in der Erhaltungsphase zu verkürzen. Zweitens soll ein Flugzeugträ-

ger im Krisenfall bereits dann in Marsch gesetzt werden, wenn er nicht voll, sondern nahezu 

einsatzbereit ist.2380 Ob der FRP überhaupt umsetzbar ist, wird u.a. davon abhängen, ob eine 

Sechs-Plus-Zwei-Entsendefähigkeit nach der Ausmusterung der USS John F. Kennedy im 

Frühjahr 2007 noch realistisch ist.2381 Damit hat sich die Zahl der einsatzbereiten Flugzeug-

träger von zwölf auf elf verringert. Erschwerend kommt zumindest vorübergehend hinzu, daß 

sich die USS Carl Vinson seit November 2005 für ca. dreieinhalb Jahre zur Generalüberho-

                                                 
2377  Vgl. zum U.S. Central Command dessen Internetseite (http://www.centcom.mil/sites/uscentcom2/de-

fault.aspx, Abruf vom 30. August 2007). 
2378  Vgl. Lambeth (2005): S. 9 – 38. 
2379  Vgl. Yardley u.a. (2006): S. 3 f. 
2380  Vgl. Lambeth (2005): S. 59 – 68. Yardley u.a. (2006): S. 1 – 4, 13 – 16. 
2381  Vgl. Mark Pratt, Kennedy warship makes last port of call in Boston, in: The Associated Press, 1. März 2007 

(online). 



 Südostasien als operative Lücke? 587  
 
 

 

lung in einer Werft befindet.2382 Während des Manövers Summer Pulse 2004 war der FRP 

hingegen erstmalig erfolgreich getestet worden, als sieben CSG parallel in fünf verschiedenen 

Regionen der Erde militärische Übungen mit verbündeten Nationen abhielten.2383 

  Wie auch immer sich die seegestützten amerikanischen Fähigkeiten zur Machtprojektion 

entwickeln werden, sie ändern nichts an der Tatsache, daß es für die USA ohne Basen, wie sie 

einst auf den Philippinen zur Verfügung standen, in Südostasien ein Zeitfenster gibt, in dem 

sie verletzbar sind. Die nachfolgenden Szenarien machen zudem deutlich, daß es mehrere 

mögliche Entwicklungen gibt, die einen größeren Präsenzumfang amerikanischer Streitkräfte 

im ASEAN-Raum erforderlich machen könnten: 
 

(1)  Truppenabbau in Nordostasien 

Die unmittelbaren Interventionsgrundlagen der USA im asiatisch-pazifischen Raum beruhen 

heute auf den MOBs in Südkorea, Japan sowie auf Guam. Das USPACOM kann sich seine 

gegenwärtige geringe Präsenzstärke in Südostasien leisten, weil es über hinreichend Kräfte in 

Nordostasien verfügt. Sollten sich die USA im Zuge einer Wiedervereinigung Koreas oder 

wegen einer Aufkündigung der Stationierungsverträge nach philippinischem Vorbild vom 38. 

Breitengrad sowie aus Japan ganz oder auch nur teilweise zurückziehen müssen, würde der 

Druck auf die Staaten Südostasiens wachsen, diese Verluste aufzufangen. Zwar bietet sich 

auch eine weitere Stärkung Guams an, das bis 2014 ca. 8.000 amerikanische Soldaten aus    

Okinawa aufnehmen wird. Die USA können dadurch aber nicht direkt in der Region Flagge 

zeigen. Dies gilt auch für Vorschläge, mehr Truppen in Alaska zu stationieren.2384 Ob Austra-

lien ebenfalls zur Errichtung einer größeren amerikanischen Basis zur Verfügung stehen wür-

de, wird von Beobachtern bezweifelt.2385 
 

                                                 
2382  Das IISS hat deshalb die Zahl der Flugzeugträger im Mai 2006 nur noch mit elf Einheiten angegeben. Vgl. 

IISS (2006): S. 32. Diese Zahl – bezogen auf Carrier Strike Groups – findet sich auch im QDR 2006. Vgl. 
Department of Defense (06.02.2006): S. 48. Die nächste Außerdienstnahme eines Flugzeugträgers ist für 
2008 mit der USS Kitty Hawk geplant. Dadurch wird es jedoch nicht zu einer weiteren Reduktion der Zahl 
der Flugzeugträger kommen, weil für selbiges Jahr der Zulauf der USS George H. W. Bush vorgesehen ist. 
Vgl. Aircraft Carrier Locations (22.09.2006). 

2383  Vgl. IISS (2004): S. 18. 
2384  Interview des Verfassers mit Thomas A. Keaney, Senior Adjunct Professor of Strategic Studies and Execu-

tive Director of the Foreign Policy Institute, School of Advanced International Studies, Washington D.C., 
24. November 1999. 

2385  Marvin Ott geht davon aus, daß es für die Stützpunkte auf Japan keinen adäquaten Ersatz gebe. Kleinere 
Basen mit 1.000 oder 2.000 Soldaten in Thailand oder auf den Philippinen würden einen entsprechenden 
Verlust nicht ausgleichen. Es käme lediglich Australien als Alternative in Frage. Dieses werde aber vermut-
lich nicht 40.000 US-Soldaten aufnehmen, da es versuche, sich in Asien zu integrieren. Dabei wolle es nicht 
als Flugzeugträger der USA erscheinen. Interview des Verfassers mit Marvin Ott, Professor for National 
Security Policy, National War College, National Defense University, Washington D.C., 29. November 
1999. 
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(2)  Krise in der Taiwanstraße 

Wenn es zwischen China und Taiwan zum Waffengang kommt, würden die USA vermutlich 

vor allem ihre derzeitigen MOBs in Südkorea, Japan sowie auf Guam nutzen, um in das Ge-

schehen einzugreifen.2386 Je nach Umfang der Auseinandersetzung ist damit zu rechnen, daß 

das USPACOM auch Einheiten aus dem Indischen Ozean zur Unterstützung der Kräfte in der 

Taiwanstraße abberuft oder aber vom USCENTCOM unterstützt wird. In beiden Fällen müß-

ten die Seestreitkräfte südostasiatische Gewässer passieren, wo sie dann auf verstärkte logisti-

sche Unterstützung angewiesen wären. Ziehen sich die Kampfhandlungen hin, dürfte das Pen-

tagon versuchen, auch seine Zugänge im ASEAN-Raum zu nutzen, um Einheiten der U.S. 

Navy und U.S. Air Force wieder Instand zu setzen. Auch dafür wären größere Personalstärken 

notwendig. Ganz konkret ist zudem damit zu rechnen, daß die USA in Verhandlungen mit den 

Philippinen treten würden, um das geostrategisch ideal positionierte Luzon als Abstütz- oder 

Anlaufpunkt zu gewinnen.2387 
 

(3)  Ausbau der Machtprojektionsfähigkeiten der chinesischen Seestreitkräfte 

Am größten wird der Bedarf aber dann sein, wenn es China gelingen sollte, Seestreitkräfte 

aufzubauen, die zu effektiven Operationen jenseits der second island chain bzw. im Indischen 

Ozean fähig sind. Sollte Peking als erster Akteur nach Moskau in die Lage versetzt werden, 

mit Washington um die Seeherrschaft im Fernen Osten zu konkurrieren, wird sich Südostasi-

en sehr schnell als „operative Lücke“ erweisen. Dafür spricht u.a. die Tatsache, daß die USA 

auf Basen in den Philippinen angewiesen waren, um in den 80er Jahren die sowjetische mari-

time Präsenz an der Küste Vietnams auszubalancieren. Gleichwohl ist an dieser Stelle festzu-

halten, daß dieses Szenario zwar den größten Druck auf die U.S. Navy ausüben würde, daß es 

aber im Vergleich zu den beiden anderen Szenarien für die nächsten zwei Dekaden am un-

wahrscheinlichsten ist. 
 

Ob Südostasien im Rahmen der Aktivitäten des USPACOM eine „operative Lücke“ darstellt, 

entscheidet sich nicht nur am Umfang der militärischen Präsenz vor Ort, sondern auch an der 

Verläßlichkeit der Zugangszusagen der Sicherheits- und Bündnispartner (ob Washington de-

ren Haltung positiv – und damit „strategisch“ – beeinflußt, wird in Kapitel 7 untersucht). Soll-

ten sich diese in einer Krise zwischen Washington und Peking der chinesischen Position an-

nähern und amerikanischen Streitkräften die Nutzung von Flugplätzen und Hafenanlagen 

                                                 
2386  Eine Simulation der RAND Corporation kommt hingegen zu dem Schluß, daß die USA für eine Interventi-

on in der Taiwanstraße nicht zwingend auf Zugang zu Japan und Südkorea – und damit erst recht nicht zu 
Südostasien – angewiesen seien. Vgl. Eric V. Larson u.a., Assuring Access in Key Strategic Regions. To-
ward a Long-Term Strategy, Santa Monica 2004, S. 60 f. 

2387  Dies betonen auch: McDevitt (2003): S. 47 f. Larson u.a. (2004): S. 61. 



 Südostasien als operative Lücke? 589  
 
 

 

verweigern, könnten vorhandene Operationspläne schnell an Grenzen stoßen. Unter diesen 

Bedingungen hat eine Impulsverarbeitung dann stattgefunden, wenn die USA grundsätzlich 

erkannt haben, daß ihre militärische Infrastruktur zwischen Okinawa und Diego Garcia für die 

Bewältigung größerer Konflikte unzureichend ist.  

  Im QDR 2006 hat insofern eine Impulsverarbeitung stattgefunden, als das Problem der 

„operativen Lücke“ vor dem Hintergrund des machtpolitischen Aufstiegs Chinas reflektiert 

wird: „These capabilities [of the PLA, M.W.], the vast distances of the Asian theater, China’s 

continental depth, and the challenge of en route and in-theater U.S. basing place a premium 

on forces capable of sustained operations at great distances into denied areas.“2388 Im QDR 

2001 heißt es entsprechend: „The East Asian littoral – from the Bay of Bengal to the Sea of 

Japan – represents a particularly challenging area. The distances are vast in the Asian theater. 

The density of U.S. basing and en route infrastructure is lower than in other critical regions. 

The United States also has less assurance of access to facilities in the region. This places a 

premium on securing additional access and infrastructure agreements and on developing sys-

tems capable of sustained operations at great distances with minimal theater-based sup-

port.“2389 Mit der damals neuen Formulierung „East Asian Littoral“ wurde zudem anerkannt, 

daß es im Fernen Osten zwei machtpolitische Interessensphären gibt, deren Trennlinie zwi-

schen dem festländisch-chinesischen und dem maritim-amerikanischen Asien verläuft.2390 In 

eher grundsätzlicher Form wurde bereits im QDR 1997 auf die Notwendigkeit einer geogra-

phisch vernetzten Zugangsinfrastruktur verwiesen. Der Bericht sieht fünf critical enablers, 

ohne die eine Umsetzung der nationalen Verteidigungsstrategie nicht möglich sei. Zu diesen 

zählen: „A robust and effective strategic lift capability is critical and requires more than just 

aircraft and ships. It also requires sufficient domestic and en route support infrastructure, mili-

tary equipment and stocks prepositioned in strategic locations, total asset visibility, and access 

to air and sea lines of communication.“2391  

  Außerhalb der verschiedenen QDR wies selbst der Kommandeur des USPACOM darauf 

hin, daß zur zeitgerechten Überbrückung der großen geographischen Distanzen im asiatisch-

pazifischen Raum nicht hinreichend Transportkapazitäten zur Verfügung stehen. Admiral 

Timothy J. Keating merkte dazu am 24. April 2007 vor dem Senate Armed Services Commit-

tee kritisch an: „There is a shortage of responsive strategic air and ship lift to support force 

sustainment and deployment to operating areas. Insufficient strategic airlift capability of C-17 

                                                 
2388  Department of Defense (06.02.2006): S. 30. 
2389  Department of Defense (30.09.2001): S. 4. 
2390  Vgl. McDevitt (2003): S. 49. 
2391  Department of Defense (Mai 1997): Section III. 
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and C-5 aircraft could cause delays in the arrival of critical cargo and passengers.“2392 Auch in 

der NDS 2005 heißt es: „Our role in the world depends on effectively projecting and sustain-

ing our forces in distant environments where adversaries may seek to deny us access. Our ca-

pacity to project power depends on our defense posture and deployment flexibility at home 

and overseas, on the security of our bases, and on our access to the strategic commons.“2393 

Eine Auswertung weiterer Dokumente ergibt, daß diese Thematik zum Standardrepertoire des 

Pentagons gehört. Im EASR 1995 ist zu lesen: „We are seeking to broaden out network of ac-

cess and prepositioning arrangements throughout Southeast Asia to facilitate bilateral train-

ing, exercises, and interoperability, thereby enhancing our ability to work with allies and 

friends in crises.“2394  

  Die Ausführungen zu den MOBs, der FOS und den CSLs haben deutlich gemacht, daß in-

sofern eine Impulsumsetzung vorliegt, als Washington versucht, vorhandene Zugänge zu op-

timieren und dabei auch erfolgreich ist. Von einer umfassenden Impulsumsetzung kann je-

doch nur dann gesprochen werden, wenn die USA bereits in Friedenszeiten auch darauf hin 

arbeiten, über die bereits bekannten Teilnehmer des Konzepts der places, not bases hinaus 

Zugangsvereinbarungen abzuschließen oder diese doch zumindest anzubahnen. Besonders 

wichtig wäre dabei, eine weitere FOS nach dem Vorbild Singapurs aufzubauen, die in einem 

Konflikt hinreichend Aufwuchspotential bietet. So wären die USA nicht nur auf umfangrei-

chere Auseinandersetzungen vorbereitet, sondern würden im Falle von Zugangsverweigerun-

gen auch über Alternativen verfügen.2395 Eine erfolgreiche Impulsumsetzung ist in diesem 

Fall nur sehr schwer zu messen, weil Washington sich der Tatsache bewußt ist, daß neue pla-

ces das Mißtrauen Pekings schüren würden. Die Bush-Administration ist daher gezwungen, 

Verhandlungen mit Bedacht zu führen, und so liegt es in der Natur der Sache, daß Außenste-

henden die meisten Entwicklungen verborgen bleiben dürften. Auch ist es problematisch, aus 

den zahlreichen Nachrichtenmeldungen und den dabei verbreiteten Mutmaßungen tatsächli-

che Absichten der USA herauszufiltern. Folgende Diskussionen über mögliche neue Zu-

gangsvereinbarungen für amerikanische Streitkräfte sind der Literatur zu entnehmen: 
 

                                                 
2392  Keating (24.04.2007): S. 30. 
2393  Department of Defense (März 2005): S. 13. 
2394  Department of Defense (Februar 1995): S. 12. 
2395  Zugangsgenehmigungen sind abhängig vom Szenario. Geht es um die Nutzung von Flugplätzen zur Unter-

stützung einer humanitären Hilfsmission, ist es sehr wahrscheinlich, daß eine Zustimmung erteilt wird. Soll-
ten die USA Zugangsanfragen in einem Taiwanszenario stellen, ist eine Nutzung weniger selbstverständ-
lich. „Thus, while Singapore is a valuable point of entry into Southeast Asia, the USAF would benefit from 
diversifying its portfolio of access alternatives there.“ Khalilzad u.a. (2001): S. 77. 
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(1)  Vietnam 

In der Debatte um mögliche neue Abstütz- oder Anlaufpunkte, nach denen die USA in Süd-

ostasien Ausschau halten könnten, wird regelmäßig darüber spekuliert, ob amerikanische 

Streitkräfte nicht an die Küste Vietnams zurückkehren könnten. Für das USPACOM wäre die 

Nutzung von Hafenanlagen und Flugplätzen im Land des ehemaligen Kriegsgegners aus zwei 

Gründen besonders interessant: Vietnam ist, erstens, direkter Grenznachbar Chinas und schon 

deshalb als weiterer Eckstein einer gegen das Reich der Mitte gerichteten präventiven Ein-

dämmungsstrategie interessant. Das Land liegt, zweitens, nordwestlich des Südchinesischen 

Meeres und wäre damit ideal geeignet, zusätzliche Kontrollmöglichkeiten über die regionalen 

Seewege zu gewinnen.2396 Von besonderem Interesse ist dabei die Zukunft des Tiefseehafens 

Cam Ranh Bay, der von der russischen Pazifikflotte im Mai 2002 aufgegeben worden ist. Er 

liegt nur 1.000 km entfernt von Palawan. Vertreter führender amerikanischer think tanks ha-

ben der Regierung empfohlen, sich um eine Rückkehr in die einst genutzten Hafenanlagen zu 

bemühen. Der Task Force Report des Council on Foreign Relations von 2001 formuliert dies 

zwar eher zurückhaltend: „U.S. officials might also share views with Vietnamese counterparts 

on the future of Cam Ranh Bay.“2397 Eine RAND-Studie aus demselben Jahr ist dagegen deut-

licher: „In the longer term, Vietnam could provide additional access in Southeast Asia beyond 

that which Singapore and Thailand offer.“2398 Die USA dürften Cam Ranh Bay auch aus hi-

storischer Perspektive einen besonderen militärstrategischen Wert zuschreiben. Der Tiefsee-

hafen war zunächst ein wichtiger Stützpunkt der französischen Kolonialherrschaft in Indochi-

na. Während des Pazifikkrieges diente er Japan als zentraler Ausgangspunkt für seine Erobe-

rungsfeldzüge in Südostasien. Von 1965 bis 1973 nutzten ihn die amerikanischen Streitkräfte. 

Ab 1979 wurde er dann zum wichtigsten Anlaufpunkt der sowjetischen Pazifikflotte in Süd-

ostasien.2399 In der Vergangenheit gab es damit für regionale Großmächte eine direkte Wech-

selwirkung zwischen der Kontrolle Cam Ranh Bays und machtpolitischem Einfluß in Südost-

asien. 

  Zwar gibt es bislang keine offizielle Anfrage Washingtons, die Anlagen – in welcher 

Form auch immer – wieder nutzen zu wollen. Festzustellen sind jedoch zum einen Besuche 
                                                 
2396  Auch wenn die Beziehungen der USA zu Vietnam noch nicht reif seien für eine engere militärische Koope-

ration, so Angel Rabasa, würden beide doch über eine Interessenschnittmenge verfügen: „Vietnam’s strate-
gic importance derives from its long coastline on the South China Sea and its control of the base at Cam 
Ranh Bay – major assets in strategic competition on the South China Sea. Hence, there is an underlying 
logic to cooperation between the United States and Vietnam to prevent a Chinese bid for regional hege-
mony.“ Angel Rabasa, The Changing Political-Military Environment: Southeast Asia, in: Khalilzad u.a. 
(2001): S. 186. 

2397  Kerrey/Manning (2001): S. 60. 
2398   Khalilzad u.a. (2001): S. xvi. Siehe auch S. 77 f. 
2399  Vgl. zur Geschichte des Marinestützpunktes Ian Storey, Carlyle A. Thayer, Cam Ranh Bay: Past Imperfect, 

Future Conditional, in: Contemporary Southeast Asia, Nr. 3, Dezember 2001, S. 452 – 473. 
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mit hoher Symbolkraft. So war Admiral Thomas B. Fargo im Februar 2004 in der ehemaligen 

amerikanischen Marinebasis Da Nang zu Gast.2400 Zum anderen haben in den vergangenen 

Jahren mehrere wichtige Entscheidungsträger der amerikanischen Regierung, vor allem Ver-

treter des USPACOM, Interesse an einer Rückkehr in ihre ehemaligen Hafenanlagen in Viet-

nam erklärt.2401 Als Admiral Dennis C. Blair während eines Aufenthaltes in Hanoi am 2. Fe-

bruar 2002 auf einer Pressekonferenz gefragt wurde, ob die USA nach Cam Ranh Bay zu-

rückkehren wollten, wich er einer klaren Antwort aus. Seine Formulierungen können aber 

dennoch als sichtbares Interesse gewertet werden: „The United States is very interested in 

many different arrangements here in this part of the world as far as places our forces can visit, 

places our forces can get various kinds of support, and that’s something that’s important to us 

in this entire region of the world. […] My Vietnamese interlocutors explained that the long 

term arrangement with Russia had lapsed and that they were thinking through what the future 

of Cam Ranh Bay would be. I expressed that as our military relationship developed with the 

Vietnamese we are looking for places for our ships to visit, we are looking for various ar-

rangements in this region to support our objective, so it was a good initial discussion.“2402 

Blair wies gleichzeitig darauf hin, daß das USPACOM nicht nach permanenten Basen in Süd-

ostasien Ausschau halte. 

  Die vietnamesische Regierung steckt in dieser Frage in einer wahren Zwickmühle. Auf der 

einen Seite müßte sie an einer Integration in das amerikanische Konzept der places, not bases 

größtes Interesse haben. Die USA wären das ideale Gegengewicht zu China.2403 Auf der ande-

ren Seite kann sich Washington die belasteten historischen Beziehungen zwischen Peking und 

Hanoi sowie aktuelle Territorialstreitigkeiten beider Seiten in der Südchinesischen See nicht 

ohne weiteres zunutze machen. Denn Teile der vietnamesischen Führung hegen auch gegen-

über den USA Mißtrauen, das über Reminiszenzen aus der Zeit des gemeinsamen Krieges 

hinausreicht. Es wird befürchtet, daß die Bush-Administration versucht, über vertiefte Bezie-

hungen das politische System Vietnams langsam in Richtung Demokratie zu verändern („pea-

ceful evolution“).2404 Des weiteren ist nicht damit zu rechnen, daß Washington gegenüber 

                                                 
2400  Vgl. zur Vietnam-Reise des USPACOM-Kommandeurs: Thomas B. Fargo, Rede an der National Defense 

Academy, Hanoi, 9. Februar 2004.  
2401  Vgl. Storey/Thayer (2001): S. 464 f.  
2402  Dennis C. Blair, Transcript Media Roundtable, Hanoi, 2. Februar 2002. 
2403  Das United States General Accounting Office wies noch vor der Normalisierung der beiderseitigen Bezie-

hungen auf dieses Interesse Vietnams hin: „One motivating factor behind Vietnam’s efforts to develop bet-
ter relations with the United States is the balancing effect that a U.S. presence can have on Chinese and 
Japanese influence in Southeast Asia.“ United States General Accounting Office, U.S. Vietnam Relations. 
Issues and Implications (Report to Congressional Committees, GAO/NSIAD-95-42), Washington D.C., 
April 1995, S. 18. Vgl. auch Michael J. Montesano, Vietnam in 2004. A Country Hanging in the Balance, 
in: ISEAS (2005): S. 418. 

2404  Vgl. Goh (2005a): S. 22. 
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Hanoi Sicherheitsgarantien übernehmen wird. Ergo wäre es fraglich, ob sich aus vertieften 

militärischen Beziehungen zu den USA für Vietnam wirklich ein Sicherheitsgewinn ergeben 

würde.2405 Hanoi dürfte vielmehr Gegenreaktionen Pekings und damit eine Verschlechterung 

der eigenen Sicherheitslage befürchten. Dies war deutlich im Vorfeld des Besuches von Wil-

liam Cohen in Vietnam im März 2000 zu beobachten. In seiner Eigenschaft als amerikani-

scher Verteidigungsminister hatte er seit 1997 mehrfach versucht, in offizieller Mission in 

Hanoi Gespräche zu führen (es wurden die ersten seit 1975). Beobachter gehen davon aus, 

daß die vietnamesische Regierung eine solche Zusammenkunft zwei Mal verschoben hatte, 

weil sie befürchtete, sich den Unmut Chinas zuzuziehen.2406 Die USA hatten bereits im EASR 

1998 darauf verwiesen, daß die diplomatischen Beziehungen zu Vietnam behutsam entwickelt 

werden müßten: „The security relationship must also be transparent, leaving no possibility 

that our intentions will be misunderstood by others in the region.“2407 

  Gegenwärtig kann daher mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen 

werden, daß die USA in den nächsten Jahren die Möglichkeit erhalten, in Cam Ranh Bay eine 

neue Marinebasis zu errichten. Für diese These sprechen folgende Gründe: Hanoi würde, er-

stens, seine sich verbessernden Beziehungen zu Peking massiv belasten, sollten amerikani-

sche Streitkräfte an der Südflanke des Reiches der Mitte stationiert werden. Vietnam hat des-

halb, zweitens, mehrfach angedeutet, daß es auf eigenem Boden keine ausländischen Trup-

penstationierungen erlauben werde.2408 Beobachter weisen zudem, drittens, nicht ganz zu Un-

recht darauf hin, daß es derzeit fraglich sei, ob die USA es sich überhaupt leisten könnten, ei-

ne neue größere Basis in Südostasien zu finanzieren.2409 Die Hafenanlagen in Cam Ranh Bay 

sollen zudem in einem schlechten Zustand sein.2410 Im Falle Vietnams wäre davon auszuge-

hen, daß der Host Nation Support des Gastlandes aufgrund eigener finanzieller Engpässe ge-

gen Null tendieren dürfte. Der Verteidigungshaushalt lag 2006 bei gerade einmal 3,43 Mrd. 

US-Dollar, und dies bei einem Streitkräfteumfang von 455.000 Soldaten.2411 Schließlich ist, 

                                                 
2405  „Moreover, for Hanoi, a U.S. military presence might be of little value in its territorial dispute with China in 

the South China Sea. The United States does not recognize the legitimacy of any of the disputants’ claims to 
the Spratly Islands.“ Storey/Thayer (2001): S. 467. 

2406  „This reluctance highlights fundamental policy dilemmas besetting Hanoi over the desire to get America to 
help strengthen Vietnam’s security without antagonizing China, the country’s powerful neighbor.“ Simon 
(Oktober 1999): S. 33. 

2407  Department of Defense (November 1998): S. 40 f. Dieser Passus bezieht sich eindeutig auf China. 
2408  Vgl. The Institute for International Relations (Vietnam Ministry of Foreign Affairs), The Paul H. Nitze 

School of Advanced International Studies (The Johns Hopkins University), The Future of Relations Be-
tween Vietnam and the United States (Conference Report), Washington D.C., 2. – 3. Oktober 2003, S. 13. 

2409  Interview des Verfassers mit Yaacov Vertzberger, Visiting Scholar, East-West Center, Honolulu, 2. Sep-
tember 2005. 

2410  Interview des Verfassers mit einem Experten des Asia-Pacific Center for Security Studies, Honolulu, Sep-
tember 2005. 

2411  Vgl. IISS (2007): S. 377 f. 
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viertens, zu berücksichtigen, daß es innerhalb Vietnams nach wie vor Stimmen gibt, die eine 

zu enge sicherheitspolitische Kooperation mit den USA ablehnen.2412 In der Frage um Cam 

Ranh Bay hat sich Hanoi deshalb auf eine Position des wait and see zurückgezogen und an-

gekündigt, den Tiefseehafen selbst nutzen zu wollen. Am 12. Juni 2001 hatte die Regierung 

erklärt, nach dem Auslaufen des russischen Pachtvertrages die Anlagen keinem anderen Staat 

für militärische Zwecke zur Verfügung zu stellen. Vietnam hat zudem vermutlich entdeckt, 

daß sich Cam Ranh Bay ganz vortrefflich in den Beziehungen zu China und den USA instru-

mentalisieren läßt: Für beide dürfte es ein Anreiz sein, sich gegenüber Hanoi wohlwollend zu 

verhalten.2413  

  Angesichts dieser hochgradig sensiblen diplomatischen Dreieckskonstellation ist es höch-

stens denkbar, daß es Washington gelingt, Hanoi in das Konzept der places, not bases zu in-

tegrieren. Daß die USA dies beabsichtigen, darauf deuten seit November 2003 u.a. mehrere 

Besuche amerikanischer Kriegsschiffe an der Küste Vietnams hin. Auch wenn sie gegenwär-

tig lediglich den Charakter von Freundschaftsbesuchen haben, könnten sie doch der Auftakt 

zu intensiveren Beziehungen sein. Raymond F. Burghardt, von 2001 bis 2004 Botschafter der 

USA in Vietnam, sieht folgende Strategie, die seines Erachtens hinter den Besuchen der 

Kriegsschiffe stecke: Ziel sei, Hanoi in die Strategie der places, not bases zu integrieren. Dies 

werde einige Zeit dauern und müsse sehr vorsichtig gehandhabt werden: „They [the Vietna-

mese, M.W.] don’t want to appear as part of a China containment strategy.“2414 Das Vorhaben 

beginne, erstens, mit Schiffsbesuchen. In einem zweiten Schritt werde dann versucht, für die-

se Schiffe vor Ort Proviant oder Treibstoff aufzunehmen. In einem dritten Schritt werde dis-

kutiert, ob es möglich sei, Reparaturmaßnahmen durchzuführen. Der vierte Schritt würde 

schließlich darauf hinauslaufen, vor Ort Materialien einzulagern. Burghardt geht nicht davon 

aus, daß die USA nach Cam Ranh Bay zurückkehren werden. Er verweist jedoch auf ein in-

teressantes Detail: Zu seiner Zeit als Botschafter habe er mit dem amerikanischen Militäratta-

ché den Tiefseehafen Van Phong Bay besucht. Seine vietnamesischen Gesprächspartner hät-

ten dabei angedeutet, daß dieser Hafen auch militärisch nutzbar sei. 

                                                 
2412  Christopher McNally geht davon aus, daß es einem politischen Selbstmord gleichkommen würde, sollte 

sich die KPV dazu entschließen, den USA Basisrechte zu gewähren. Dies seit der vietnamesischen Bevöl-
kerung nicht zu vermitteln. Interview des Verfassers mit Christopher McNally, Fellow, East-West Center, 
Honolulu, 30. August 2005. 

2413  Vgl. Storey/Thayer (2001): S. 470. McNally verweist darauf, daß die vietnamesische Führung versuche, 
China und die USA gegeneinander auszuspielen. Interview des Verfassers mit Christopher McNally, Fel-
low, East-West Center, Honolulu, 30. August 2005. Siehe auch Mark E. Manyin, The Vietnam-U.S. Bilat-
eral Trade Agreement, CRS Report for Congress (RL30416), Washington D.C., 16. Januar 2001, S. 17 f. 

2414  Interview des Verfassers mit Raymond F. Burghardt, Director of East-West Seminars, East-West Center, 
Honolulu, 8. September 2005. 
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  Hanoi dürfte erst dann ernsthaft über die Errichtung einer amerikanischen Marinebasis an 

der eigenen Küste nachdenken, wenn Peking dazu übergeht, in der Südchinesischen See eine 

offen aggressive Politik zu betreiben. Richard Sokolsky, Angel Rabasa und C. R. Neu von der 

RAND Corporation halten unter derartigen Bedingungen einen Kurswechsel Vietnams für 

möglich: „Indeed, should China emerge as an aggressive and expansionist threat in the next 

10 to 15 years, Singapore, the Philippines, and possibly Vietnam may prove more amenable 

to hosting an increased U.S. military presence, depending of course on the overall state of 

U.S. bilateral relations with these countries and regional political dynamics.“2415 Mike Everett 

vom Washingtoner National War College sieht die Errichtung amerikanischer Basen in Viet-

nam als sinnvoll an, sollte sich China tatsächlich zu einer Herausforderung entwickeln. In ei-

nem solchen Szenario hält er den Bau einer Basis mit 20.000 US-Soldaten für angebracht.2416 
 

(2)  Sri Lanka 
Eines der attraktivsten Ziele zur teilweisen Schließung der in Krisenzeiten operativen Lücke 
zwischen Okinawa und Diego Garcia befindet sich in Sri Lanka. In seinem Nordosten verfügt 
das Land in Trincomalee über einen Tiefseehafen, der 1.800 km von der westlichen Öffnung 
der Malakka-Straße entfernt liegt. Er ist damit weitaus dichter an diesem strategisch wichti-
gen Seeweg gelegen als Diego Garcia, von wo Einheiten der U.S. Navy und U.S. Air Force 
3.100 km überbrücken müssen. Trincomalee ist zudem durch eine ca. 5 km breite und 5 km 
lange Bucht geschützt. In unmittelbarer Nähe der Bucht befindet sich eine Landebahn mit 
mehr als 2.200 m Länge.2417 Der Hafen bietet sich nicht nur als Abstütz- oder Anlaufpunkt für 
Überwasserkampfschiffe an. Er wäre auch für getauchte U-Boote ein idealer Rückzugsraum, 
da sie in der Bucht von der gegnerischen Aufklärung nicht zu orten sind. 
  Trincomalee diente der 7. Flotte Großbritanniens im Pazifikkrieg als Basis und wurde für 
das Königreich unverzichtbar, als es seinen Militärstützpunkt auf Singapur 1942 an Japan ver-
lor. In den 80er Jahren hatte Sri Lanka versucht, Unterstützung von den USA zu erhalten, um 
                                                 
2415  Sokolsky/Rabasa/Neu (2000): S. 76. Siehe auch Rabasa (2001): S. 186 f. 
2416  Interview des Verfassers mit Mike Everett, Director of Information Systems and Technologies, National 

War College, National Defense University, Washington D.C., 17. November 1999. Sein Kollege Ronald 
Tammen ging damals davon aus, daß die USA in sieben bis zehn Jahren nach Cam Ranh Bay zurückkehren 
würden, da China stärker werde und Vietnam dann nicht mehr von Rußland geschützt würde. Interview des 
Verfassers mit Ronald Tammen, Chairman of the Department of National Security Policy, National War 
College, National Defense University, Washington D.C., 15. November 1999. Terry L. Deibel wiederum 
konnte sich zum damaligen Zeitpunkt eine amerikanische Rückkehr nach Cam Ranh Bay in 20 bis 30 Jah-
ren vorstellen. Er würde einen solchen Schritt empfehlen, weil der Hafen für die Machtprojektion der USA 
in Südostasien perfekt gelegen sei und in Asien-Pazifik für „reassurance“ sorgen würde. Interview des Ver-
fassers mit Terry L. Deibel, Professor of National Strategy in the Department of National Security Policy, 
National Defense University, Washington D.C., 19. November 1999. Auch in jüngerer Zeit haben sich ame-
rikanische Politikwissenschaftler dahingehend geäußert, daß die USA ein Interesse an einer Rückkehr nach 
Cam Ranh Bay hätten. Interview des Verfassers mit Jon M. Van Dyke, Professor, William S. Richardson 
School of Law, University of Hawai’I at Manoa, Honolulu, 29. August 2005. 

2417  Diese Angaben beziehen sich auf Vermessungen durch den Verfasser mittels Google Earth (Messung: 20. 
September 2006). 
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mit Hilfe der Supermacht ein Gegengewicht zum indischen Nachbarn aufzubauen. Im Gegen-
zug sollte den amerikanischen Streitkräften die Nutzung von Trincomalee erlaubt werden. 
Washington ließ sich damals jedoch nicht in den Konflikt zwischen Neu-Delhi und Colombo 
hineinziehen.2418 Seit 1983 befindet sich die Minderheit der Tamilen auf der Insel in einem 
Bürgerkrieg mit der Mehrheitsbevölkerung der Singhalesen.2419 Indien hatte in der Auseinan-
dersetzung zeitweise die Liberation Tigers of Tamil Eelam (LTTE) unterstützt. Dem lagen 
u.a. strategische Interessen zugrunde: Von den staatlichen Ursprüngen Sri Lankas bis in die 
Gegenwart ist Indien bestrebt zu verhindern, daß eine externe feindliche Macht Zugriff auf 
Trincomalee erhält. Denn dies würde die Einkreisung des Landes – im Westen Pakistan, im 
Norden China und im Osten das von Peking unterstützte Burma – verstärken. Da sich Indien 
während des Ost-West-Konflikts an die Sowjetunion angelehnt hatte, sah es einer möglichen 
Zusammenarbeit zwischen den USA und Sri Lanka mit größter Skepsis entgegen. Auch des-
halb förderte es den Bürgerkrieg, der dafür sorgte, daß Trincomalee für ausländische Mächte 
nicht nutzbar war.2420 Gleichzeitig konnte Neu-Delhi dadurch Druck auf Colombo ausüben. 
Dies führte im Juli 1987 zum Abschluß eines Abkommens beider Seiten, auf dessen Grundla-
ge indische Truppen in das ehemalige Ceylon entsandt wurden, um die Entwaffnung der tami-
lischen Rebellen vorzunehmen und zu überwachen. Neben dem Ziel, weiteren Flüchtlings-
strömen nach Südindien vorzubeugen, wurden bei der Vormacht Südasiens erneut strategi-
sche Begleitmotive sichtbar: Die indische Regierung rang Sri Lanka die Zusage ab, daß weder 
Trincomalee noch andere Häfen des Landes von Staaten genutzt werden dürften, deren Hand-
lungen sich negativ auf Interessen des Hindu-Staates auswirken könnten.2421   
  Seit der Annäherung Neu-Delhis und Washingtons nach den Terroranschlägen vom 11. 
September 2001 haben sich für die indische Regierung zwar nicht die geostrategischen, je-
doch die geopolitischen Voraussetzungen geändert.2422 Würden amerikanische Streitkräfte 
Trincomalee heute nutzen, dann würde Neu-Delhi dies vermutlich sogar begrüßen. Das der-
zeitige Interesse der USA an Sri Lanka wird an zwei Punkten deutlich:2423 Washington unter-
stützt, erstens, den Friedensprozeß auf der Insel, denn Trincomalee liegt im Siedlungsgebiet 

                                                 
2418  Vgl. Wagner (Juli 2003): S. 22.  
2419  Von den 19.419.000 Einwohnern Sri Lankas (Stand: 2004) gehören 81,9 % der Ethnie der Singhalesen und 

9,5 % der Ethnie der Tamilen an. Vgl. Der Fischer Weltalmanach 2007 (2006): S. 453. 
2420  Vgl. Christian Science Monitor, Cracks in a Strategic Jewel, 6. November 2003 (online). 
2421  Vgl. Hindustan Times, Sri Lanka’s strategic importance, 30. Mai 2005 (online). Indien zog seine Truppen 

im März 1990 von der Insel wieder ab, nachdem sie zunehmend in Kampfhandlungen zwischen der LTTE 
und Regierungseinheiten verwickelt worden waren.  

2422  Die USA und Indien begreifen sich mittlerweile als strategische Partner. Dies findet seinen sichtbaren Aus-
druck im Abschluß eines Vertrages über die zivile Nutzung der Kernenergie, der während des Besuchs von 
Präsident George W. Bush am 2. März 2006 unterzeichnet worden ist. Vgl. Wagner (März 2006). Christian 
Wagner sieht in diesem Abkommen „den Wunsch der USA, Indien als Gegengewicht zu China im asia-
tisch-pazifischen Raum aufzubauen.“ Ebd., S. 1. 

2423  Vgl. Rahul Bedi, South Asia: U.S. Tightens Security Presence in Indian Ocean, in: Inter Press Service, 5. 
Januar 2003 (online). 
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der Tamilen. Voraussetzung der Nutzung der Hafenanlagen ist, daß die gewaltsamen Ausein-
andersetzungen beendet werden. In der Vergangenheit war auch Trincomalee immer wieder 
Schauplatz der Kampfhandlungen. Im Februar 2002 einigten sich LTTE und die Regierung 
auf einen Waffenstillstand, der sich jedoch als äußerst brüchig erwies.2424 Die USA unterstüt-
zen, zweitens, Maßnahmen Indiens, Trincomalee so auszubauen, daß es auch für intensivere 
militärische Nutzungen geeignet ist. Dazu gehört eine – vermutlich Ende 2002 getroffene – 
Vereinbarung zwischen Neu-Delhi und Colombo, die einer indischen Firma den Zuschlag 
gab, für 4,16 Mio. US-Dollar die Erdöltanks von Trincomalee auszubessern.2425 Zum damali-
gen Zeitpunkt konnte Sri Lanka in seiner zentralen Marinebasis nur 15 von 99 Erdöltanks 
nutzen. Dadurch verteuerte sich nicht nur der Kraftstoff, er konnte auch nur in geringen Men-
gen – 25 Tonnen statt nach der Ausbesserung vorgesehenen 200 Tonnen pro Schiff – verkauft 
werden. Die Tankanlagen werden von Soldaten der Armee Sri Lankas geschützt, die von      
amerikanischen Spezialeinheiten trainiert worden sind. Der Ausbau Trincomalees hat infolge 
des Tsunamis vom 26. Dezember 2004, der den Hafen in Mitleidenschaft gezogen hat, einen 
Rückschlag erlitten. Indien unterstützt Sri Lanka erneut, indem es bei der Reparatur von 42 
km Befestigungsanlagen hilft.2426 
 

(3)  Kambodscha 
In amerikanischen Militärkreisen ist darauf verwiesen worden, daß im kambodschanischen 
Kompong Som (Sihanoukville) ein attraktiver Hafen gelegen ist, der – versehen mit einer Ma-
rinebasis – als Abstützpunkt oder Anlaufstelle geeignet wäre, Einfluß auf die Straße von Ma-
lakka auszuüben.2427 Da Bangkok seinem Partner Washington Mitte der 90er Jahre untersagt 
hat, militärische Ausrüstung auf schwimmenden Einheiten im Golf von Thailand zu lagern, 
wäre Kompong Som für das USPACOM eine interessante Alternative.. 

 

(4)  Bangladesch 
Seit Ende 2004 gibt es Gerüchte darüber, daß die USA eine Marinebasis auf der Insel Onn 
Kyunt im Süden Bangladeschs und damit in Grenznähe zu Burma errichten. Von offizieller 
Seite liegt diesbezüglich jedoch keine Bestätigung vor.2428 
 

                                                 
2424  Vgl. Christian Wagner, Zurück zum Bürgerkrieg? Die internationale Vermittlung in Sri Lanka droht zu 

scheitern, SWP-Aktuell, Nr. 41, Berlin, September 2006. 
2425  Bereits im Juli 1987 hatten sich Indien und Sri Lanka darauf geeinigt, die Erdöltanks in Trincomalee ge-

meinsam zu verwalten. Vgl. Hindustan Times (30.05.2005). 
2426  Vgl. The Press Trust of India, India helps Sri Lanka rebuild Trincomalee harbour, 16. Januar 2005 (online). 
2427  Vgl. Paul Marks, China’s Cambodia Strategy, in: Parameters, Herbst 2000 (HTM-Fassung). Marks hat sich 

mit seinen Ausführungen auf mögliche, für China interessante Stationierungsorte bezogen. Der Verfasser 
hat dies auf die USA übertragen. 

2428  Vgl. Burma Net News, Burma said keeping close watch on alleged US naval base in Bangladesh South, 1. 
Juli 2005 (online). 
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(5)  Indien 
Schließlich könnte das Pentagon erwägen, Zugänge auf den Andamanen und Nikobaren zu 
gewinnen. Sie befinden sich in der Nähe des westlichen Eingangs der Malakka-Straße in einer 
geostrategisch attraktiven Lage. Die indische Marine hatte am 8. Oktober 2001 in Port Blair 
das „Andaman and Nicobar Command“ errichtet.2429 Formen der Unterstützung  Washingtons 
über diesen Außenposten Neu-Delhis lassen sich bereits nachweisen: Im April 2002 machten 
sich Patrouillenboote der indischen Marine auf den Weg, um ein amerikanisches Handels-
schiff in der Straße von Malakka bis nach Singapur zu eskortieren.2430 
 

Innerhalb des Pazifiks bieten sich zudem folgende Inseln an, die über – wenn auch sehr be-
grenzte – infrastrukturelle Voraussetzungen verfügen, um für eine Nutzung durch das 
USPACOM in Frage zu kommen:2431 
 

• Die Insel Wake verfügt über eine ausgebaute Landebahn mit einer Länge von bis zu 3.047 
m und zwei abseits der Küsten gelegene Ankerplätze für größere Schiffe. Sie liegt 5.300 
km von Palawan (Referenzpunkt für die nachfolgenden Vergleiche) entfernt.  

 

• Amerikanisch-Samoa verfügt über zwei ausgebaute Landebahnen, die über 3.047 m bzw. 
bis zu 1.523 m lang sind, sowie eine größere Hafenanlage in Pago Pago. Von der Haupt-
stadt Fagatogo bis Palawan sind es 8.200 km. 

 

• Auf den Nördlichen Marianen befinden sich drei befestigte Landebahnen, von denen zwei 
Längen von 2.438 m bis 3.047 m aufweisen. Die Länge der dritten Landebahn liegt unter 
914 m. Von der Hauptstadt Saipan sind es 3.000 km bis Palawan. Die Nördlichen Maria-
nen waren bereits im Zuge des Rückzugs der USA von den Philippinen als Ausweichmög-
lichkeit für zumindest Teile dieser Militäreinheiten angedacht worden.2432 Das Pentagon 
soll erwogen haben, auf der Insel Tinian (102 km²) einen Stützpunkt zu errichten.2433 

 

• Palau wiederum verfügt über zwei befestigte Landebahnen zwischen 1.524 m und 2.437 m. 
Von der Hauptstadt Koror bis Palawan sind es 1.800 km. Es war ebenfalls Ende der 80er, 
Anfang der 90er Jahre zumindest als partieller alternativer Stationierungsort für die US-
Truppen auf den Philippinen in Betracht gezogen worden.2434 

 

                                                 
2429  Vgl. Prakash Nanda, Unified Command Strategic Significance of the Andamans, in: The Statesman (India), 

18. Oktober 2002 (online). 
2430  Vgl. Indian Express, India Plays Water Cop in Malacca with US, 19. April 2002 (online). 
2431  Vgl. Central Intelligence Agency (16.05.2006). Für Messungen wurde auf Google Earth zurückgegriffen. 
2432  Vgl. Hanks (1989): S. 129. 
2433  Interview des Verfassers mit Marvin Ott, Professor for National Security Policy, National War College, Na-

tional Defense University, Washington D.C., 29. November 1999. 
2434  Vgl. Hanks (1989): S. 131 f. 
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• Die Marshall-Inseln verfügen über vier befestigte Landebahnen. Davon weisen drei Län-
gen von 1.524 m bis 2.437 m auf. Die vierte Landebahn ist 914 m bis 1.523 m lang. Von 
der Hauptstadt Majuro sind es 5.800 km bis Palawan. 

 

• Auf Mikronesien befinden sich wiederum sechs Landebahnen. Vier von ihnen weisen Län-
gen von 1.524 m bis 2.437 m auf, zwei liegen bei 914 m bis 1.523 m. Von der Hauptstadt 
Palikir sind es 4.400 km bis Palawan. Auch hinsichtlich Mikronesiens war bereits späte-
stens seit Anfang der 80er Jahre über eine mögliche militärische Nutzung spekuliert wor-
den.2435 

 
Wenn Entfernung, Reaktionsfähigkeit sowie die Vermeidung von duplizierten Strukturen die 
entscheidenden Kriterien zur Errichtung neuer Abstütz- oder Anlaufpunkte sind, dann käme 
von diesen Inseln nur die Republik Palau als weiterer place, in diesem Falle mehrheitlich für 
die U.S. Air Force, in Frage. Die Nördlichen Marianen scheiden aus, weil sie zu nah an Guam 
liegen, womit das USPACOM eher geneigt sein dürfte, eine bereits vorhandene Basis auszu-
bauen. Mikronesien, die Marshall-Inseln, Wake und Amerikanisch-Samoa sind zu weit von 
Südostasien entfernt. Von der Hauptstadt Palaus, Koror, sind es hingegen 1.100 km weniger 
bis zum philippinischen Palawan als von Guam aus, das 2.900 km entfernt liegt. Hinzu 
kommt, daß die Landebahn gerade noch jenen Längen entspricht, die von Experten für die 
Unterstützung von Kampfeinsätzen für notwendig erachtet werden.2436 Diese Vergleichsdaten 
beziehen sich nur auf die Einsatzbedingungen von Flugzeugen. Kriegsschiffe müßten die 
Seewege durch den philippinischen Archipel nutzen, wodurch die tatsächlich zu über-
brückende Distanz weit über der gemessenen Luftlinie liegen würde. Seit dem 1. Oktober 
1994 befindet sich Palau in einem Compact of Free Association mit den USA, die für die Ver-
teidigung der 458 km² großen Insel mit ca. 20.000 Einwohnern zuständig sind. 
  Abschließend sei erneut gefragt: Liegt eine Impulsumsetzung jenseits des Ausbaus bereits 

vorhandener places vor? Die Ausführungen dieses Abschnitts haben gezeigt, daß die USA be-

strebt sind, weitere militärische Zugangsvereinbarungen abzuschließen. Insofern liegt eine 

Impulsumsetzung vor. Dabei ist jedoch auch ersichtlich geworden, daß es wie im Falle Viet-

nams die möglichen Partnerstaaten sind, die eine Ausdehnung des Konzepts der places, not 

bases erschweren. Die Impulsumsetzung hängt in diesem Fall also nicht nur vom Willen der 

USA ab. Insgesamt verhält sich Washington in einer Weise, die der systemische Realismus 

                                                 
2435  Vgl. Corning (1990): S. 20 – 22. 
2436  Eine F-15, die voll beladen und mit drei Reservetanks mit einem Volumen von 1.800 Gallonen (= 6.813 Li-

ter) ausgerüstet worden ist, benötigt eine Landebahn mit einer Länge von 7.000 bis 8.000 Fuß (= 2.133,6 – 
2.438,4 m). Die sogenannte critical field length beinhaltet jene Distanz, die ein Flugzeug benötigt, um zu 
starten und – sollte es zu Problemen kommen – auf selbiger Flugbahn wieder landen zu können. Vgl. Kah-
lilzad u.a. (2001): S. 73. 
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nahelegt: Neue Basen sind angesichts des derzeitigen Bedrohungsspektrums in Südostasien 

nicht erforderlich. Ravic R. Huso erklärte dies im Interview mit dem Verfasser damit, daß die 

USA während des Afghanistan-Krieges in Südostasien regelmäßig militärische Zugangsmög-

lichkeiten gehabt hätten; selbiges sei im Irak-Krieg nicht erforderlich gewesen. Die Einrich-

tung neuer Basen sei daher nicht notwendig.2437 Gleichwohl hat das Pentagon erkannt, daß 

zwischen Okinawa und Diego Garcia eine „operative Lücke“ existiert, die in militärischen 

Krisen zu einem Problem werden könnte. Für die USA wird es daher in Friedenszeiten ent-

scheidend sein, nach aufwuchsfähigen places Ausschau zu halten.2438 

   
 
Schaubild 9:  Zugangssicherung in Frieden, Konflikt und Krieg 
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Entwurf: Martin Wagener in Anlehnung an Eric V. Larson u.a., Assuring Access in Key Strategic Regions. Toward a Long-Term Strategy, 
Santa Monica 2004, S. 115 – 129. 
 

 

                                                 
2437  Interview des Verfassers mit Ravic R. Huso, Foreign Policy Advisor, United States Pacific Command, 

Honolulu, 15. September 2005. 
2438  Dieses Problem ist aus militärischer Sicht nicht neu. Ronald N. Montaperto vertrat bereits lange vor dem 

GDPR die Meinung, daß es für die USA in Zukunft nicht mehr um ein „basing model“, sondern um ein 
„access model“ gehen werde. Die Frage werden dann lauten: „Access for what?“ Interview des Verfassers 
mit Ronald N. Montaperto, Social Science Analyst, Institute for National Strategic Studies, National Defen-
se University, Washington D.C., 15. Dezember 1999. 
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  Soweit Staaten nicht bereit sind, amerikanischen Streitkräften Zugänge zu ermöglichen, 

könnten die USA versuchen, diese in Manöver einzubinden.2439 Dies hätte zwei Vorteile: Zum 

einen steigert Washington die Wahrscheinlichkeit, eines Tages doch eine Zugangsvereinba-

rung abzuschließen.2440 Zum anderen könnten sich die in der Zwischenzeit eingeübten Koope-

rationsmechanismen zwischen den Streitkräften als nützlich erweisen, sollte das USPACOM 

während einer humanitären oder militärischen Krise in Südostasien den Auftrag erhalten, eine 

„Koalition der Willigen und Fähigen“ zur Konfliktbewältigung zusammenzustellen. Sinnvoll 

könnte zudem die Schaffung eines „Südostasienkommandos“ sein, das an das USPACOM an-

zukoppeln und diesem in der Befehlskette nachgeordnet wäre. Es würde die Aktivitäten der 

amerikanischen Streitkräfte im ASEAN-Raum koordinieren. Der Vorteil eines solchen Unter-

kommandos wäre, daß es vermutlich weitaus systematischer das Engagement des USPACOM 

auf die besonderen Bedingungen Südostasiens abstimmen könnte.2441 Für ein solches Haupt-

quartier wäre Comlog Westpac in Singapur, das bereits heute koordinierende Aufgaben im 

ASEAN-Raum wahrnimmt, geeignet. 

 

                                                 
2439  In einer Abhandlung aus dem Jahr 2001 vertritt die RAND Corporation die Auffassung, daß weder die USA 

noch mögliche Zielländer in Asien geneigt seien, größere amerikanische Militärbasen zu errichten. Die 
Autoren der Studie empfehlen daher: „In the near term, access strategy for Asia should center on increasing 
opportunities for deployments and exercises and on the development of contingency agreements with a 
number of potential security partners in the area.“ Khalilzad u.a. (2001): S. 62. 

2440  Gute Beziehungen der USA zu verschiedensten Staaten Asien-Pazifiks würden zumindest die Vorausset-
zung dafür schaffen, eines Tages alternative Basen finden zu können. Interview des Verfassers mit Bates 
Gill, Senior Fellow, Foreign Policy Studies Program Director, Center for Northeast Asian Policy Studies, 
The Brookings Institution, Washington D.C., 6. Dezember 1999. 

2441  Dieser Vorschlag findet sich bei McDevitt (2003): S. 53. 



602 Die Instrumente: Modernisierung des Systems der Hub and Spokes   
 
 

 

V.     Engagement in und gegenüber multilateralen Abmachungen 
 

 

Die USA setzen im asiatisch-pazifischen Raum zuvörderst auf unilateral und bilateral ausge-

richtete Instrumente, die ihren deutlichsten Ausdruck im System der hub and spokes finden. 

In den vergangenen Jahren haben sie jedoch auch multilaterale Foren sowie Institutionen ge-

fördert und sind ihnen z.T. beigetreten. In diesem Abschnitt soll herausgearbeitet werden, wie 

das amerikanische Engagement in und gegenüber multilateralen Abmachungen aus strategi-

scher Sicht zu bewerten ist. Dabei wird die Positionierung der USA in den Amtszeiten der 

Präsidenten Clinton und Bush gegenüber der APEC, dem ARF und der ASEAN im Vorder-

grund der Betrachtung stehen. Die Bewertung von Impulsverarbeitung und Impulsumsetzung 

erfolgt im letzten Unterpunkt. 

 

1.  Rückblick: Multilaterale Zurückhaltung in Asien 

Während des Ost-West-Konflikts hatten sich die USA bei der Förderung multilateraler Struk-

turen im Fernen Osten in Zurückhaltung geübt. Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges trat 

Washington zwar als Mitbegründer wichtiger internationaler Institutionen auf. Dazu zählen 

nicht nur die UNO, der IWF und die Weltbank, die allesamt 1945 errichtet wurden. Mit der 

Gründung der NATO formierten die USA 1949 auf der transatlantischen Achse auch die bis 

dato schlagkräftigste Militärorganisation. Washington verzichtete aber darauf, im asiatisch-

pazifischen Raum ein ähnliches Projekt zu lancieren. Der 1951 unterzeichnete trilaterale 

ANZUS-Pakt verfügt über keinen größeren institutionellen Unterbau. Die USA hatten mit 

ihm lediglich zwei ihrer militärischen Beziehungen gebündelt, und seit dem Ausschluß Neu-

seelands 1986 ist die Allianz faktisch auf ein bilaterales amerikanisch-australisches Bündnis 

reduziert worden.2442 Organisationen wie die 1955 gegründete SEATO waren weder mit mili-

tärischen Mitteln wie die NATO noch mit einem hinreichenden Durchhaltewillen ihrer Mit-

glieder ausgestattet, weshalb sie bereits 1977 wieder aufgelöst wurde.2443 Alle übrigen multi-

lateralen Abmachungen, an denen sich die USA in jenen Jahren beteiligten bzw. zu denen sie 

Kontakte unterhielten, mangelte es an der notwendigen Substanz, um ökonomische oder si-

cherheitspolitische Prozesse im Fernen Osten nachhaltig zu beeinflussen. Washington trat 

1947 der UN-Regionalorganisation Economic Commission for Asia and the Far East 

(ECAFE), die seit 1974 Economic and Social Commission for Asia and the Pacific (ESCAP) 

                                                 
2442  Vgl. dazu Kapitel 6/III/7 in dieser Arbeit. 
2443  Vgl. Dreisbach (2004): S. 30 – 39. 
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heißt, bei.2444 1966 wurden die USA Mitglied der ADB, wobei hervorzuheben ist, daß Präsi-

dent Lyndon Baines Johnson (1963-1969) sich maßgeblich für deren Gründung eingesetzt 

hatte.2445 Seit 1977 ist Washington Dialogpartner der ASEAN. 1980 wurden die USA Mit-

glied des Pacific Economic Cooperation Council (PECC).2446  

  Nach dem Ende des Ost-West-Konflikts ging die amerikanische Regierung langsam dazu 

über, multilateralen Abmachungen eine größere Bedeutung beizumessen. Außenminister     

James A. Baker hatte dies in der Winterausgabe 1991/1992 der Zeitschrift „Foreign Affairs“ 

angedeutet: „At this stage of a new era we should be attentive to the possibilities for such 

multilateral actions without locking ourselves in to an overly structured approach. In the Asia-

Pacific community, form should follow function.“2447  

  Präsident Clinton plädierte zu Beginn seiner Amtszeit für die Schaffung einer „Pacific 

community“2448 – eine Formulierung, die in der Vorgängeradministration bereits von Außen-

minister Baker verwendet worden war.2449 Diese Idee, die Clinton erstmals auf seiner Reise 

nach Südkorea und Japan im Juli 1993 vorgestellt hatte, war im vorangegangenen März in ei-

ner Anhörung vor dem Senate Foreign Relations Committee von dem damals noch designier-

ten neuen Ostasienbeauftragten des State Department, Winston Lord, in den Mittelpunkt sei-

ner Ausführungen gestellt worden.2450 Sie wurde in den folgenden Jahren zu einem Leitmotiv 

amerikanischer Asien-Pazifik-Politik.2451 Grundsätzlich war die Errichtung einer „Pacific 

community“ darauf gerichtet, die Hinterlassenschaften des Kalten Krieges wie z.B. die nicht 

gelösten Konflikte auf der koreanischen Halbinsel und in der Taiwanstraße zugunsten sich 

vertiefender ökonomischer Beziehungen zu überwinden. Der Ansatz blieb gleichwohl vage – 

offiziellen Dokumenten sind z.B. Formulierungen wie jene einer „vision of a Pacific commu-

nity of security, stability and prosperity“2452 zu entnehmen. 

 

                                                 
2444  Vgl. ebd., S. 25 – 27. Vgl. zur Economic and Social Commission for Asia and the Pacific deren Internet-

seite (http://www.unescap.org/, Abruf vom 31. August 2007). 
2445  Vgl. Dreisbach (2004): S. 47 f. Nitish K. Dutt, The United States and the Asian Development Bank, in: 

Journal of Contemporary Asia, Nr. 1/1997, S. 71 – 84. 
2446  Vgl. zum Pacific Economic Cooperation Council dessen Internetseite (http://www.pecc.org/, Abruf vom 31. 

August 2007). 
2447  Baker (1991/1992): S. 5 f. 
2448  Vgl. Bill Clinton, Building A New Pacific Community, Tokyo, 7. Juli 1993. 
2449  Vgl. Baker (1991/1992): S. 3. 
2450  Vgl. Winston Lord, Confirmation Hearing (Statement before the Senate Foreign Relations Committee), 

Washington D.C., 31. März 1993. 
2451  Vgl. Winston Lord, Building A Pacific Community (Statement before the Commonwealth Club), San 

Francisco, 12. Januar 1995. 
2452  John S. Wolf, U.S. Policy in the Asia Pacific (Speech to the Pacific Leaders Forum), Seattle, 1. Oktober 

1996. 
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2.  Vom Zögerer zum Förderer: Das Engagement der USA in APEC und ARF 

Nach dem Ende des Ost-West-Konflikts änderte sich die Einstellung der USA gegenüber re-

gionalen Institutionen, die sich im Fernen Osten etablierten.2453 Seit 1989 ist Washington Mit-

glied der APEC, seit 1994 nimmt es am ARF teil. Nachfolgend sollen kurz Hintergrund, Ziele 

sowie Erfolge und Mißerfolge der beiden größten multilateralen Abmachungen des Fernen 

Ostens dargestellt werden. Danach wird das Verhalten der USA in der APEC und im ARF    

analysiert und unter Verwendung strategischer Kriterien bewertet. 

 

a)  Asia-Pacific Economic Cooperation 

Die APEC wurde im November 1989 auf Initiative des australischen Ministerpräsidenten Ro-

bert James Lee Hawke (1983-1991) von zwölf Anrainerstaaten des Pazifiks gegründet.2454 Sie 

war anfangs als Ministertreffen konzipiert und wurde 1993 in Seattle zum Treffen der Staats- 

und Regierungschefs aufgewertet. Seit jenem Jahr verfügt sie über ein eigenes Sekretariat in 

Singapur. Wichtigstes Ziel der APEC ist die Handelsliberalisierung. In der Erklärung von Bo-

gor vom 15. November 1994 wurde dazu folgende Vereinbarung getroffen: Bis zum Jahr 

2020 soll im asiatisch-pazifischen Raum eine Freihandelszone entstehen. Die industrialisier-

ten Staaten sagten zu, dieses Ziel bereits bis 2010 zu erreichen.2455 

  Wenngleich die APEC noch weit von der Umsetzung der Bogor-Erklärung entfernt ist, hat 

sie ihre kommunikative Reichweite vergrößert. Die Teilnehmerzahl wuchs auf 21 Akteure 

an.2456 Der PECC, das Sekretariat der ASEAN und das Sekretariat des PIF sind als APEC-

Beobachter zugelassen.2457 Neben dem jährlichen Gipfeltreffen, das alternierend von einem 

Mitgliedsstaat ausgerichtet wird, gibt es innerhalb der APEC weitere Prozesse und Foren zur 
                                                 
2453  Vgl. Joshua Kurlantzick, Pax Asia-Pacifica? East Asian Integration and Its Implications for the United 

States, in: The Washington Quarterly, Nr. 3, Sommer 2007, S. 67 – 77. Dick K. Nanto, East Asian Regional 
Architecture: New Economic and Security Arrangements and U.S. Policy, CRS Report for Congress 
(RL33653), Washington D.C., 18. September 2006. Ralph A. Cossa, Simon Tay, Lee Chung-min, The 
Emerging East Asian Community: Should Washington be Concerned?, Issues & Insights, Nr. 9, Honolulu, 
August 2005. Mack (2003): S. 375 – 397. Dosch (2002). Ralph A. Cossa, US Approaches to Multilateral 
Security and Economic Organizations in the Asia-Pacific, in: Rosemary Foot, S. Neil MacFarlane, Michael 
Mastanduno, US Hegemony and International Organizations. The United States and Multilateral Institu-
tions, Oxford 2002, S. 193 – 214. 

2454  Vgl. zur APEC, ihren Ursprüngen sowie aktuellen Fragen Lorraine Elliott, John Ravenhill, Helen E. S. Ne-
sadurai, Nick Bisley, APEC and the search for relevance: 2007 and beyond, Canberra 2007. Riyana Miranti, 
Denis Hew (Hrsg.), APEC in the 21st Century, Singapur 2004. Hanns W. Maull, Die Asia-Pacific Eco-
nomic Co-operation (APEC), in: Maull/Nabers (2001): S. 159 – 184. Vinod K. Aggarwal, Charles E. Morri-
son (Hrsg.), Asia-Pacific Crossroads. Regime Creation and the Future of APEC, London 1998. Ausführli-
che Informationen finden sich auf der Internetseite des Asia-Pacific Economic Cooperation Secretariat 
(http://www.apecsec.org.sg/, Abruf vom 31. August 2007). 

2455  Vgl. APEC Secretariat, APEC Economic Leaders’ Declaration of Common Resolve, Bogor, 15. November 
1994. 

2456  Mitglieder der APEC sind: Australien, Brunei, Chile, China, Chinese Taipei, Hongkong, Indonesien, Japan, 
Kanada, Malaysia, Mexiko, Neuseeland, Papua Neuguinea, Peru, die Philippinen, Rußland, Singapur, Süd-
korea, Thailand, die USA und Vietnam. Vgl. APEC Secretariat, Member Economies, Singapur 2006. 

2457  Vgl. APEC Secretariat, APEC Observers, Singapur 2006. 
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Förderung des wirtschaftlichen Dialogs. Unterhalb der Ebene des Leaders’ Meeting sind das 

Ministerial Meeting, das Sectoral Ministerial Meeting und der 1995 gegründete APEC Busi-

ness Advisory Council angesiedelt. Das Ministerial Meeting wiederum baut auf vorbereiten-

den Sitzungen des SOM auf. Hinzu kommen verschiedene Committees, Special Task Groups 

und Working Groups, deren Arbeit vom SOM koordiniert wird.2458 Der Vorsitz des APEC-

Sekretariats, der Executive Director, wird für ein Jahr vom jeweiligen Gastgeberland des Gip-

feltreffens gestellt. Nach den Anschlägen von New York und Washington D.C. wurde die 

ökonomische Agenda um sicherheitspolitische Elemente erweitert. Dabei ging und geht es vor 

allem um den internationalen Terrorismus und seine Bedeutung für regional wie global ver-

netzte Wirtschaften. Aber auch die Eindämmung der Proliferation von Massenvernichtungs-

waffen und die Kontrolle von Man Portable Air Defense Systems (MANPADS) gehörten zu 

den Themen vergangener Gipfelerklärungen.2459 

  C. Fred Bergsten, von 1993 bis 1995 Vorsitzender der Eminent Persons Group (EPG) der 

APEC, bewertete deren Potential nach Verabschiedung der Erklärung von Bogor als „driving 

force for worldwide trade liberalization“2460. Aus heutiger Perspektive hat die APEC dagegen 

diesem anfänglichen Optimismus nicht gerecht werden können. Sie hatte, erstens, keine Ant-

wort auf die Asienkrise von 1997, was während des APEC-Treffens in Kuala Lumpur im No-

vember 1998 deutlich wurde. Auch in den folgenden Jahren sind keine Vorkehrungen getrof-

fen worden, um auf eine zweite Asienkrise besser reagieren zu können. Die Staaten Ostasiens 

verlagern vielmehr ihre diesbezüglichen Anstrengungen auf das Format der ASEAN Plus 

Three und deren Initiative von Chiang Mai. Zu einem Desaster wurde, zweitens, das Projekt 

der Early Voluntary Sectoral Liberalization (EVSL), das während des APEC-Treffens von 

Manila im November 1996 ins Leben gerufen worden war.2461 Sie sollte sektorale, auf be-

stimmte Handelsgebiete beschränkte Liberalisierungen durchführen, um auf diese Weise der 

Erklärung von Bogor neue Impulse zu geben. Nach mehreren Verhandlungsrunden scheiterte 

das Vorhaben auf dem Gipfel in Kuala Lumpur im November 1998, wo das EVSL-Projekt an 

die WTO weitergeleitet wurde. Für die APEC war dies eine Blamage, hatte sie damit doch 

gezeigt, nicht einmal in einem kleinen Ausschnitt – umstritten waren zum Schluß die Berei-

                                                 
2458  Vgl. dazu APEC Secretariat, Policy Level, Singapur 2006. APEC Secretariat, Working Level, Singapur 

2006.  Einen guten Überblick bietet das APEC-Organigramm. Vgl. APEC Secretariat, Asia-Pacific Eco-
nomic Cooperation, Singapur, Stand vom Juli 2007. 

2459  Vgl. z.B. ASEAN Secretariat, Bangkok Declaration on Partnership for the Future, Bangkok, 21. Oktober 
2003. 

2460  C. Fred Bergsten, APEC und World Trade. A Force for Worldwide Liberalization, in: Foreign Affairs, Nr. 
3, Mai/Juni 1994, S. 20.  

2461  Vgl. John Ravenhill, APEC adrift: implications for economic regionalism in Asia and the Pacific, in: The 
Pacific Review, Nr. 2/2000, S. 323 – 325. David P. Rapkin, The United States, Japan, and the power to 
block: the APEC and AMF cases, in: The Pacific Review, Nr. 3/2001, S. 391 – 394. 
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che Forstwesen und Fischerei – des pazifischen Handels Liberalisierungen durchsetzen zu 

können. John Ravenhill zieht aus diesem Vorfall den Schluß, daß „the EVSL debacle effecti-

vely removed trade liberalisation from the APEC agenda.“2462 Die Mitglieder der APEC las-

sen sich, drittens, nicht wegen der Erklärung von Bogor auf Handelsliberalisierungen ein, 

sondern wegen ihrer Mitgliedschaft in der WTO2463 und des Abschlusses bilateraler FTAs. 

Hanns W. Maull gelangt daher zu dem Fazit, „daß die Bedeutung der APEC eher symbolisch 

als real ist.“2464 

  Ein wesentlicher Grund für die mangelnde Handlungsfähigkeit dieser multilateralen Ab-

machung ist ihre kaum vorhandene Institutionalisierung. Sie verfügt zwar über ein eigenes 

Sekretariat in Singapur. Dieses ist aber nur sehr schwach ausgestattet und hat keine autono-

men Kompetenzen. Der jährliche Etat des Sekretariats liegt bei nur 3,38 Mio. US-Dollar, wo-

von u.a. kleinere Projekte finanziert werden. Hinzu kommen zwischen 2,7 und 4,2 Mio. US-

Dollar, die Japan zur Unterstützung verschiedener Vorhaben der APEC bereitstellt.2465 Die 

Kosten der meisten großen Versammlungen wie etwa die jährlichen Gipfeltreffen werden 

vom jeweiligen Gastgeberland getragen. Das Sekretariat hat daher auch nur einen geringen 

Pool an Mitarbeitern: Neben 21 Programmdirektoren, die von ihren Regierungen unterstützt 

werden, sind 27 weitere Personen beschäftigt.2466 Daß die Ziele von Bogor vermutlich nicht 

erreicht werden, hängt aber insbesondere mit der prozeßorientierten Arbeitsweise der APEC 

zusammen. Abkommen werden im Konsens abgeschlossen, was dazu führt, daß Einzelinter-

essen Liberalisierungsfortschritte blockieren. Wird dennoch eine Vereinbarung erreicht, ist 

diese nicht bindend. Ausdruck dieses hohen Maßes an Unverbindlichkeit ist u.a. die Osaka 

Action Agenda von 1995, in der die Mitglieder beschlossen haben, Handelsliberalisierungen 

über Individual Action Plans (IAPs) zu erreichen: „APEC Member Economies set their own 

timelines and goals, and undertake these actions on a voluntary and non-binding basis.“2467 

  Trotz dieser negativen Bewertung ist fraglich, ob der APEC außer mangelnder Relevanz 

auch „Versagen“ vorgeworfen werden kann. Denn ausbleibende Erfolge spiegeln letztlich 

nicht mehr wider als den politischen Gestaltungswillen und die Gestaltungsfähigkeit der Staa-

ten. Eine regionale oder internationale Organisation, die ausschließlich intergouvernemental 

                                                 
2462  John Ravenhill, From poster child to orphan: The rise and demise of APEC, in: Elliott/Ravenhill/Nesadurai/ 

Bisley (2007): S. 11. 
2463  In der APEC-Erklärung von Hanoi vom 18./19. November 2006 heißt es daher bereits im ersten Satz des er-

sten Themenpunktes: „We reaffirmed that support for the Doha Development Agenda (DDA) remains a top 
priority of APEC.“ APEC Secretariat, 14th APEC Economic Leaders’ Meeting. Ha Noi Declaration, Hanoi, 
18./19. November 2006. 

2464  Maull (2001): S. 182.  
2465  Vgl. APEC Secretariat, How APEC Operates, Singapur 2006. 
2466  Vgl. APEC Secretariat, APEC Secretariat, Singapur 2006. 
2467  APEC Secretariat, Action Plans, Singapur 2006. 
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aufgebaut ist und über keinerlei Eigenverantwortung verfügt, taugt schlecht als Projektions-

fläche für Kritik ihrer Mitglieder, die sich letztlich auf diese Weise nur selbst kritisieren. Aus 

realistischer Sicht ist das „Versagen“ der APEC nicht mehr als der Ausdruck wechselseitiger 

staatlicher Blockaden, die aufgrund unterschiedlicher handelspolitischer Interessen zustande 

kommen.2468 Enttäuschungen sind zudem dann vorprogrammiert, wenn die Ziele der Instituti-

on zu hoch gesteckt werden.2469 Solange die großen Wirtschaftsmächte Ostasiens und Nord-

amerikas ihre Freihandelsbemühungen auf die WTO2470 und bilaterale FTAs konzentrieren – 

zwei Mühlsteine, zwischen denen die Erklärung von Bogor zermahlen wird –, ist eine pazifi-

sche Freihandelszone nicht erreichbar.2471 

  Die USA standen Vorschlägen Australiens zur Durchführung einer Ministerkonferenz  

asiatisch-pazifischer Staaten zwecks Wirtschaftskonsultationen Anfang 1989 zunächst skep-

tisch gegenüber.2472 Eine bilateral ausgerichtete außenpolitische Pfadabhängigkeit hatte bis 

zum Ende des Ost-West-Konflikts verhindert, daß eine Initialzündung für eine Institution wie 

die APEC aus Washington hätte kommen können. Als feindlich kann die Haltung der Bush-

Administration allerdings nicht bezeichnet werden, denn sie nahm am ersten Ministertreffen 

im November 1989 in Canberra teil. Der Beitritt zur APEC erfolgte auch deshalb, um einen 

Mechanismus zu unterstützen, der mithelfen sollte, eine wichtige Umbruchphase internationa-

ler Politik stabilisierend zu begleiten. James A. Baker schrieb dazu: „Commerce offers the 

most natural approach to fostering greater regional cohesion. This is why the United States 

                                                 
2468  Michael Green, ehemaliger Senior Director for Asia im National Security Council der Administration von 

George W. Bush, gab im Vorfeld des APEC-Gipfels von Hanoi 2006 eine Erklärung ab, die an das von 
Philip Zelikow verwendete Bild der „Masque of Institutions“ erinnert: „In spite of all the noise you hear 
about East Asian community, and Pan-Asianism and so on and so forth – there’s a lot of smoke and mirror 
in Asian multilateralism. They wear funny shirts. They sing songs and do skits at some of these meetings. A 
lot of this performance is masking some deep divisions and mistrust within the region.“ Vortragsteil von 
Michael Green, in: Center for Strategic and International Studies, Press Briefing: APEC Summit, mit Kurt 
Campbell (Speaker), Michael Green (Speaker), Derek Mitchell (Speaker), Kay King (Moderator), Washing-
ton D.C., 10. November 2006, S. 4 f. 

2469  „To raise the idea of an APEC-wide FTA is simply to create the setting for another round of disappointment 
when it fails to materialize.“ Edward J. Lincoln, Why APEC Still Matters, PacNet, Nr. 50, Honolulu, 19. 
November 2004, S. 2. Vgl. Ravenhill (2007): S. 14. 

2470  Hanns W. Maull urteilt: „Insgesamt muß der Beitrag der APEC zur Liberalisierung des Handels in Asien-
Pazifik [...] als wenig eindrucksvoll, wenngleich nützlich bewertet werden. Die Organisation hat es ver-
säumt, ein klares und verbindliches Konzept zum Abbau von Handelshemmnissen aufzustellen und muß 
sich daher auf die Funktionsfähigkeit der WTO verlassen.“ Maull (2001): S. 176. 

2471  Dies sei nach Auffassung von John Ravenhill auch nie das Ziel der Ostasiaten gewesen: „For East Asian 
economies, it had never been the intention that APEC should be a forum for negotiating trade liberalisation. 
A support group for unilateral action, a cheerleader for global negotiations, yes. But not an institution 
through which they could be pressured to go beyond the liberalisation commitments they had made at the 
global level.“ Ravenhill (2007): S. 9.  

2472  Vgl. Richard W. Baker, The United States and APEC Regime Building, in: Aggarwal/Morrison (1998): S. 
168 f, 172. Washington hatte zudem befürchtet, zu dem von Australien vorgeschlagenen Treffen nicht ein-
geladen zu werden. Vgl. Ellis S. Krauss, Japan, the US, and the emergence of multilateralism in Asia, in: 
The Pacific Review, Nr. 3/2000, S. 475, 481. 
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and 11 other Pacific basin economies came together [...] to initiate the APEC process.“2473 

Darüber hinaus sollte mit diesem Schritt Druck auf die wichtigen Staaten der Europäischen 

Gemeinschaft ausgeübt werden, sich in den Streitfragen der Uruguay-Runde des GATT fle-

xibler zu zeigen.2474 Washington sah und sieht seine Mitgliedschaft in der Asiatisch-

Pazifischen Wirtschaftskooperation des weiteren als Ausdruck der Zugehörigkeit der USA 

zum Pazifik. Die APEC ist zudem bis heute die einzige nennenswerte internationale Organi-

sation, in der seit 1991 neben China und Hongkong auch Taiwan vertreten ist. Peking hat dies 

unter der Maßgabe akzeptiert, daß es sich bei den Treffen nicht um solche der Staats- und Re-

gierungschefs handelt, sondern um Zusammenkünfte der „Economy Representatives“ (wes-

halb Taiwan als „Chinese Taipei“ auftritt und nicht von seinem Präsidenten oder Ministerprä-

sidenten vertreten wird). Dennoch begrüßen die USA diese Konstruktion, weil sie den Insel-

staat, dessen Sicherheit sich Washington über den Taiwan Relations Act von 1979 verpflich-

tet fühlt, regional aufwertet. 

  Washington betrachtet die APEC als wichtigste Institution des asiatisch-pazifischen 

Raums.2475 Clinton sah in ihr den Motor einer „Pazifischen Gemeinschaft“.2476 Die USA ha-

ben es sich auf ihre Fahnen geschrieben, „the catalyst for the first Leaders Meeting in 

APEC“2477 gewesen zu sei. Daß Clinton dann nach 1995 in Japan desgleichen dem Gipfel 

1998 in Malaysia ferngeblieben war, dürfe nicht als Desinteresse der USA mißverstanden 

werden: „This simply is not true. President Clinton was personally involved in pushing his 

administration forward to articulate, elaborate and activate our ideas in response to the finan-

cial crisis and, more broadly, our strategy for APEC.“2478 Washington nimmt die Institution 

deshalb auch gegen den Vorwurf in Schutz, sie habe sich als wirkungslos erwiesen: „What 

APEC is, and will remain, is the best vehicle through which we can make it easier for busi-

ness to do business in the region. Founded on the concept of trade and investment liberaliza-

                                                 
2473  Baker (1991/1992): S. 6. 
2474  Vgl. Baker (1998): S. 170. 
2475  „The United States views APEC as the premier organization in the Asia-Pacific“. Department of State, The 

United States and APEC (Fact Sheet), Washington D.C., 9. November 2006. 
2476  „The most promising economic forum we have for debating a lot of these issues in the new Pacific commu-

nity is the organization for Asia-Pacific Economic Cooperation, APEC.“ Clinton (07.07.1993). Entspre-
chend äußerte sich Winston Lord: „Apec is a core element of our overall policy toward the Asia-Pacific. It 
is building the networks that are giving definition to a new Pacific Community, and it helps to anchor 
America in the region, not only in economic terms but also in security and political terms.“ Lord 
(12.01.1995). Siehe auch Wolf (01.10.1996). 

2477  Stanley O. Roth, Challenges in U.S.-Asia Policy (Testimony Before the House International Relations 
Committee, Subcommittee on East Asia and the Pacific), Washington D.C., 10. Februar 1999. John Raven-
hill behauptet, daß Bill Clinton den Vorschlag zur Einrichtung von APEC-Gipfeltreffen vom australischen 
Ministerpräsidenten Paul John Keating (1991-1996) übernommen habe. Vgl. Ravenhill (2007): S. 8. 

2478  John Wolf, APEC 1998: Concrete Steps to Advance Cooperation (Speech to the Asia Society), New York, 
3. Dezember 1998. 
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tion, APEC was never intended – or structured – to be an Asian IMF.“2479 Seine Unterstüt-

zung drückte Washington auch dadurch aus, daß es mit C. Fred Bergsten in der ersten Hälfte 

der 90er Jahre einen namhaften Ökonomen für den Vorsitz der EPG abgestellt hatte, die wich-

tige Impulse für die weitere Arbeit der neuen Institution gab. Michael Michalak, U.S. Senior 

Offical for APEC der Bush-Administration, bestätigt die besondere Bedeutung der Institution 

in der amerikanischen Einschätzung multilateraler Abmachungen: „Seriously […] the United 

States regards APEC as the most important regional forum in the Asia-Pacific and we will 

continue to support its work in every way we can.“2480 Christopher Hill bezieht diese Bewer-

tung auf ökonomische und sicherheitspolitische Fragen.2481 

  Jenseits diplomatischer Höfflichkeit beschränkt sich der praktische Nutzen der APEC für 

die USA auf zwei Bereiche. Die jährlichen Treffen der Staats- und Regierungschefs bilden, 

erstens, den wahren Ostasiengipfel, denn bei den Veranstaltungen der APT sowie auf dem 

EAS ist Washington ausgeschlossen. Edward J. Lincoln fragt in einem Plädoyer für diese 

multilaterale Abmachung völlig zu Recht: „Without APEC, how often would an American 

president meet with leaders from across the Asia Pacific Region?“2482 Bei solchen Treffen hat 

sich in der Vergangenheit immer wieder die Möglichkeit ergeben, diplomatisch sensible Ge-

spräche zu führen, zu denen die Protagonisten zuvor entweder nicht willens oder aus terminli-

chen Gründen nicht in der Lage waren.2483 Auf dem APEC-Gipfel in Neuseeland im Septem-

ber 1999 ergriffen z.B. Präsident Clinton, sein australischer Kollege John Howard und weitere 

Regierungschefs die Gelegenheit, die Bedingungen einer Eingreiftruppe für Ost-Timor auszu-

handeln.2484 Auf dem APEC-Gipfel in Shanghai im Oktober 2001 hatte Bush wiederum die 

Möglichkeit, mit seinem Kollegen Jiang über die bilateralen Differenzen der ersten Monate 

des Jahres zu sprechen und sich dessen Duldung des amerikanischen Einmarsches in Afghani-

stan zu versichern. Die jährlichen Treffen garantieren zudem, daß der Präsident der USA in 

regelmäßigen Abständen auch jene Staaten Asiens besucht, die ansonsten nicht an vorderster 

Stelle seiner Terminplanung stehen. Dies galt z.B. im November 2000 für Brunei und im No-

vember 2006 für Vietnam.  
                                                 
2479  Roth (10.02.1999). James A. Baker hatte bereits in der Anfangsphase des Wirkens dieser Institution betont: 

„Let me also leave no doubt about what APEC is not: it is not a regional economic bloc. To the contrary, it 
is a product of – and catalyst for – economic integration and trade liberalization.“ Baker (1991/1992): S. 6 f. 

2480  Michael Michalak, U.S. Accomplishments in APEC in 2005 (Remarks to the Asia Society’s Annual APEC 
2005 Breakfast Briefing), New York City, 1. Dezember 2005.  

2481  „For the United States, APEC is the key institution for pursuing trade and investment liberalization and ad-
dressing issues that demand multi-lateral cooperation, such as confronting the threat of an avian influenza 
pandemic and regional security.“ Hill (08.03.2006). 

2482  Lincoln (19.11.2004): S. 1. So auch Ravenhill (2000): S. 320. Ravenhill bezeichnet die jährlichen Gipfel-
treffen als „single most important achievement“ der APEC. Ebd., S. 327. 

2483  „APEC is the premier forum for building personal relationships at the highest levels of both the public and 
private sectors.“ Wolf (01.10.1996). 

2484  Vgl. Cossa (2002): S. 212 f. 
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  Zweitens wird die APEC als Forum betrachtet, auf dem die USA für ihre Positionen wer-

ben können. Dies zeigte sich besonders deutlich nach den Anschlägen von New York und 

Washington D.C. Die USA haben während des Treffens in Shanghai nicht nur dafür gesorgt, 

daß es zur Verabschiedung eines „APEC Leaders’ Statement on Counter-Terrorism“ gekom-

men ist,2485 gefolgt von zwei weiteren Erklärungen zum Thema während des Gipfels von Me-

xiko 2002.2486 Im Februar 2003 wurde auf Betreiben Washingtons auch die Counter-

Terrorism Task Force (CTTF) eingerichtet, die ein Mandat bis 2008 hat.2487 Noch in der 

APEC-Erklärung von Brunei 2000 war der Terminus „Terrorismus“ nicht ein einziges Mal 

erwähnt worden.2488 Dies lag u.a. daran, daß die Institution weiterhin ausschließlich für öko-

nomische Fragen zuständig bleiben sollte. Seit 2001 ist es den USA hingegen gelungen, eines 

ihrer wichtigsten außenpolitischen Anliegen, den Kampf gegen den internationalen Terroris-

mus, in jeder Erklärung der APEC-Gipfel zu verankern. Auch dies dürfte erklären, warum 

Bush bislang bei keinem Treffen gefehlt hat.  

  Jenseits dessen ist das Engagement der USA innerhalb der APEC von geringer Bedeu-

tung.2489 Washington verzichtet z.B. darauf, diese multilaterale Abmachung durch einseitige 

Liberalisierungsschritte oder aber eine finanziell großzügige Ausstattung des Sekretariats zu 

stärken. Anfängliche Befürchtungen Chinas und auch mehrerer ASEAN-Staaten, die USA 

würden die APEC vereinnahmen und zur Förderung ihrer Wirtschaftsagenda nutzen, haben 

sich als voreilig erwiesen.2490 Für diese Zwecke ist das 1989 gestartete Vorhaben schlicht un-

brauchbar. Damit liegt das Verhalten der USA voll und ganz auf der Linie der Erwartungshal-

tung des systemischen Realismus, der davon ausgeht, daß sich Staaten nicht von Institutionen 

binden lassen und nur jene Energien in sie investieren, die im Sinne des erwarteten nationalen 

Nutzens für angemessen erachtet werden. Wie sich die Mitgliedschaft Washingtons in der 

APEC aus realistischer Perspektive weiter erklären läßt, wird am Ende des folgenden Ab-

schnitts ausgeführt. 

 

                                                 
2485  Vgl. APEC Secretariat, APEC Leaders’ Statement on Counter-Terrorism, Shanghai, 21. Oktober 2001. 
2486  Vgl. APEC Secretariat, APEC Leaders’ Statement on Recent Acts of Terrorism in APEC Member Econo-

mies, Los Cabos, 26. Oktober 2002. APEC Secretariat, APEC Leaders’ Statement on Fighting Terrorism 
and Promoting Growth, Los Cabos, 26. Oktober 2002. 

2487  Vgl. APEC Secretariat, Counter Terrorism, Singapur 2007. 
2488  Vgl. APEC Secretariat, APEC Economic Leaders’ Declaration: Delivering to the Community, Bandar Seri 

Begawan, 16. November 2000. 
2489  So Satoshi Oyane, “Plurilateralism” of the United States and its APEC Policies, Working Paper Series 

00/01 – Nr. 5 des APEC Study Center, Institute of Developing Economies, Chiba, März 2001, S. 15. 
2490  Vgl. Helen E. S. Nesadurai, APEC: A tool for US regional domination?, in: The Pacific Review, Nr. 

1/1996, S. 32. Nesadurai kommt zu dem Ergebnis, daß die USA nicht in der Lage seien, über die APEC 
dominierenden Einfluß auszuüben. Aus damaliger Sicht begründete sie dies wie folgt: „This is because US 
ability to dictate outcomes to the East Asian states is constrained by the imperatives of interdependence.“ 
Ebd., S. 52. 
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b)  ASEAN Regional Forum 

Mit der Formierung des ASEAN Regional Forum im Juli 1994 war im Fernen Osten zum er-

sten Mal eine multilaterale Abmachung entstanden, die den Anspruch erhebt, sicherheitspoli-

tische Konflikte Nord- und Südostasiens – später kam durch Mitgliedschaft Indiens und Paki-

stans auch Südasien hinzu – zu erörtern und Handlungsempfehlungen abzugeben.2491 Das 

ARF erfreut sich zwar insofern großer Beliebtheit, als seine Mitgliederzahl von 18 auf 27 zu-

genommen hat.2492 Letztlich ist es dem Forum aber in den vergangenen Jahren nicht gelun-

gen, relevante sicherheitspolitische Fragen einer Problemlösung zuzuführen. Dies hängt zum 

einen mit der mangelnden Institutionalisierung des ARF zusammen. Bis dato sind die einzel-

nen Mitgliedsstaaten auf dem Felde der Sicherheitspolitik nicht bereit, Souveränitätsrechte 

auf eine intergouvernementale oder gar supranationale Institution zu übertragen. Organisato-

risch verfügt das Forum lediglich über eine ARF Unit, die am 26. Juni 2004 im Sekretariat der 

ASEAN in Jakarta eingerichtet worden ist. Zum anderen verhindert die spezifische, auf Kon-

sens ausgerichtete Herangehensweise der ASEAN an bi- und multilaterale Fragestellungen, 

daß Konflikte offen und konstruktiv erörtert werden. Diese Form des diplomatischen Um-

gangs, der ASEAN Way, war und ist gewollt. Bereits im Gründungsdokument des ersten ARF-

Treffens in Bangkok war festgehalten worden, den Treaty of Amity and Cooperation von 

1976 als Verhaltenskodex zu verwenden.2493 

  Die Problemlösungskapazitäten des ARF sind daher begrenzt. China ist es gelungen, die 

Taiwan-Frage aus den Diskussionen der Außenministertreffen herauszuhalten. Seine Ansprü-

che in der Südchinesischen See erörtert Peking bevorzugt direkt mit den involvierten Staaten 

oder aber der ASEAN, weshalb das Thema im Rahmen von ARF-Treffen nur andiskutiert 

wird. Bilaterale Territorialkonflikte wie jene um die Tok-/Takeshima-Inseln (Südkorea – Ja-

pan), die Senkakus/Diaoyutais (China/Taiwan – Japan), die Nördlichen Territorien/Kurilen 

(Japan – Rußland) und Kaschmir (Indien – Pakistan) gehören nicht zur Agenda der jährlichen 

Treffen. Mit Blick auf die Lage am 38. Breitengrad beschränkt sich das ARF auf Appelle an 

                                                 
2491  Vgl. zum ASEAN Regional Forum Dominik Heller, The Relevance of the ASEAN Regional Forum (ARF) 

for Regional Security in the Asia-Pacific, in: Contemporary Southeast Asia, Nr. 1, April 2005, S. 123 – 145. 
Mely Cabalero-Anthony, Regional Security in Southeast Asia. Beyond the ASEAN Way, Singapur 2005, S. 
113 – 156. Dirk Nabers, Das ASEAN Regional Forum (ARF), in: Maull/Nabers (2001): S. 89 –117. Mi-
chael Leifer, The ASEAN Regional Forum. Extending ASEAN’s model of regional security, Adelphi Pa-
per, Nr. 302, London, Juli 1996. ASEAN Secretariat, ASEAN Regional Forum. Documents Series 1994 – 
2002, Jakarta 2003. Weitere Informationen finden sich auf der Internetseite des ASEAN Regional Forum 
(http://www.aseanregional forum.org/, Abruf vom 11. August 2007). 

2492  Mitglieder des ARF sind: Australien, Bangladesch, Brunei, Burma, China, die Europäische Union, Indien, 
Indonesien, Japan, Kambodscha, Kanada, Laos, Malaysia, die Mongolei, Neuseeland, Nordkorea, Ost-
Timor, Pakistan, Papua Neuguinea, die Philippinen, Rußland, Singapur, Sri Lanka, Südkorea, Thailand, die 
USA und Vietnam. Colombo ist der ASEAN als 27. Mitglied Anfang August 2007 beigetreten. 

2493  Vgl. ASEAN Secretariat, Chairman’s Statement. The First ASEAN Regional Forum, Bangkok, 25. Juli 
1994, in: ASEAN Secretariat (2003): S. 3 – 5. 
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die Vernunft der Beteiligten. Gleiches gilt für den Kampf gegen den internationalen Terro-

rismus: Die betroffenen Staaten ergreifen Einzelmaßnahmen oder koordinieren gemeinsame 

Aktionen. Das ARF wird aber nicht als Institution tätig. Nach Ansicht von Barry Desker kann 

es dies auch gar nicht: „The ARF was conceived in 1994 as a process, not an institution.“2494 

  Dem Forum ist es in den vergangenen Jahren gelungen, immer mehr Staaten für seine An-

gelegenheiten zu interessieren und auch die diskutierte Themenpalette2495 auszuweiten. Insge-

samt bleibt das ARF jedoch weit hinter seinen eigenen Ansprüchen zurück. Diese waren 1995 

in einem Konzeptpapier formuliert worden. Demnach strebt das ARF eine evolutionäre Ent-

wicklung als Institution über drei Stufen an: (1) Förderung Vertrauensbildender Maßnahmen; 

(2) Entwicklung von Mechanismen der präventiven Diplomatie; (3) Entwicklung von Mecha-

nismen zur Konfliktlösung.2496 Die meisten Beobachter vertreten die Auffassung, daß sich das 

ARF weiterhin auf der ersten Stufe2497 bzw. zwischen der ersten und der zweiten Stufe befin-

det.2498 Im Konzeptpapier von 1995 wird als Voraussetzung für den Übergang von Stufe 1 zu 

Stufe 2 und Stufe 3 folgende Fähigkeit genannt: „If the ARF is to become, over time, a mean-

ingful vehicle to enhance the peace and prosperity of the region, it will have to demonstrate 

that it is a relevant instrument to be used in the event that a crisis or problem emerges.“2499 

Von diesem Zustand ist das Forum weit entfernt, und seine Möglichkeiten zur präventiven 

Diplomatie sind höchstens rudimentär ausgeprägt.2500 Der Schwerpunkt der Arbeit des ARF 

liegt weiterhin im Bereich der VBM. Und selbst diese werden von Beobachtern als „zahnlos“ 

beschrieben, da sie unverbindlich seien und nicht tief genug gingen. Im Rahmen des ARF 

                                                 
2494  Barry Desker, Is the ARF obsolete? Three steps to avoid irrelevance, PacNet, Nr. 37A, Honolulu, 27. Juli 

2006, S. 1. 
2495  Umfaßte das erste Chairman’s Statement vom 25. Juli 1994 noch acht Diskussionspunkte, so waren es auf 

dem 14. ARF-Treffen, das am 2. August 2007 in Manila stattgefunden hat, bereits 60. Zu den erörterten 
Themen gehören neben Aspekten der weiteren Entwicklung des Forums nicht nur asiatisch-pazifische Si-
cherheitsfragen (koreanische Halbinsel, Südchinesische See, politische Lage in Burma, Thailand und Ost-
Timor), sondern mittlerweile auch alle wichtigen überregionalen Konflikte (u.a. Bürgerkrieg im Irak, Lage 
im Nahen Osten, Streben des Iran nach Nuklearwaffen, Stabilisierung Afghanistans, internationaler Terro-
rismus, Verbreitung von Massenvernichtungswaffen). Vgl. ASEAN Secretariat, Chairman’s Statement. 14th 
ASEAN Regional Forum, Manila, 2. August 2007. 

2496  Vgl. ASEAN Secretariat, The ASEAN Regional Forum: A Concept Paper, Bandar Seri Begawan, 1. August 
1995, in: ASEAN Secretariat (2003): S. 15 – 26. 

2497  Vgl. Yeo Lay Hwee, ASEAN Regional Forum (ARF) / Council for Security Cooperation in the Asia-Pacific 
(CSCAP), Discussion Paper, 1st Berlin Conference on Asian Security (Berlin Group), Stiftung Wissenschaft 
und Politik / Bundesministerium der Verteidigung, Berlin, 14. – 15. September 2006, S. 1. 

2498  Vgl. Heller (2005): S. 129 – 131. 
2499  ASEAN Secretariat, The ASEAN Regional Forum: A Concept Paper, Bandar Seri Begawan, 1. August 

1995, in: ASEAN Secretariat (2003): S. 18 f. 
2500  Yeo Lay Hwee nennt diesbezüglich folgende Fähigkeiten: die Stärkung des ARF-Vorsitzenden, die Ent-

wicklung eines Register of Eminent and Expert Persons (EEP), die Errichtung einer ARF Unit im ASEAN-
Sekretariat, die Initiative „Friends of the Chair“, die Teilnahme von Vertretern der Verteidigungsministeri-
en an Treffen des ARF sowie die Inter-Sessional Support Groups (ISG). Diese Entwicklung könnte dazu 
beitragen, daß das ARF die Stufe der präventiven Diplomatie erreicht. Vgl. Yeo Lay Hwee (2006): S. 2 f. 
Vgl. zum Streit um die Inhalte „präventiver Diplomatie“ Caballero-Anthony (2005): S. 134 – 143. 
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würden z.B. keine gemeinsamen Militärmanöver durchgeführt.2501 Zum Vergleich: Die 

Shanghai Cooperation Organization führte im August 2007 im russischen Ural ein Manöver 

durch, an dem sich insgesamt 6.000 Soldaten aus sämtlichen Mitgliedsstaaten (Rußland, Chi-

na, Kasachstan, Usbekistan, Tadschikistan, Kirgistan) beteiligten.2502 Da der Interessenkon-

sens zwischen den beiden Großmächten sowie den vier zentralasiatischen Staaten in der SCO 

im Durchschnitt größer ist als jener der Mitglieder des ARF, ist auch die Institution deutlich 

leistungsfähiger. 

  Die USA gehören zu den Gründungsstaaten des ARF.2503 Bereits seit 1993 beteiligen sie 

sich am CSCAP2504, das neben den Institutes for Strategic and International Studies der 

ASEAN-Staaten, die zusammen das ASEAN-ISIS bilden, den nichtregierungsamtlichen 

Track-Two-Prozeß des Forums organisiert. Stand Washington der Bildung multilateraler Si-

cherheitsstrukturen zu Beginn der 90er Jahre noch sehr skeptisch gegenüber, änderte sich sei-

ne Position u.a. im Zuge der Ankündigung Clintons, eine „Pacific Community“ anstreben zu 

wollen. Winston Lord hatte allerdings noch vor der ersten Sitzung des ARF darauf hingewie-

sen, daß die USA zwar vermehrte Sicherheitskonsultationen im Rahmen der Post-Ministerial 

Conference der ASEAN begrüßen und sich an diesen auch beteiligen würden. Washington 

gehe dabei aber nicht davon aus, daß auf diesem Wege etwas wie eine KSZE entstehe, denn 

Asien sei nicht Europa.2505 Dem Beitritt zum ARF lagen anfangs vor allem Motive zugrunde, 

die eng mit der amerikanischen Präsenz im Fernen Osten verbunden waren. Nach dem Rück-

zug von den Philippinen wollten die USA den Staaten vor Ort zu erkennen geben, weiterhin 

im asiatisch-pazifischen Raum sicherheitspolitisch aktiv zu bleiben.2506 Zuvor war genau der 

gegenteilige Effekt von der amerikanischen Regierung befürchtet worden: Die Beteiligung an 

einem multilateralen Sicherheitsforum könnte als Hinweis verstanden werden, ihre führende 

                                                 
2501  „They are shallow and unilateral types of CBMs [Confidence Building Measures, M.W.], goodwill gestures 

of a sort that could be reciprocated among the member states. They deal with marginal security issues. In 
short, they are primarily declaratory CBMs designed to increase transparency, but they do not constrain ac-
tual military operations.“ Tsuyoshi Kawasaki, Neither scepticism nor romanticism: the ASEAN Regional 
Forum as a solution for the Asia-Pacific Assurance Game, in: The Pacific Review, Nr. 2, Juni 2006, S. 224. 

2502  Vgl. International Herald Tribune, Russia and China hold joint military exercise, 17. August 2007 (online). 
Vgl. zu den Hintergründen der SCO Gudrun Wacker, Die „Shanghaier Organisation für Zusammenarbeit“. 
Eurasische Gemeinschaft oder Papiertiger?, SWP-Studie, Nr. 22, Berlin, August 2001. 

2503  Vgl. zur amerikanischen Politik im ARF Evelyn Goh, The ASEAN Regional Forum in United States East 
Asian Strategy, in: The Pacific Review, Nr. 1, März 2004, S. 47 – 69. 

2504  Vgl. dazu die Internetseite des Council for Security Cooperation in the Asia Pacific (http://www.cscap.org/, 
Abruf vom 9. August 2007). 

2505  Vgl. Lord (31.03.1993). 
2506  Vgl. Heller (2005): S. 125. Goh (2004): S. 48, 53. Hiro Katsumata zweifelt den Gehalt dieses Arguments 

an. Zwischen dem militärischen Engagement der USA im Fernen Osten und ihrer Teilnahme am ARF gebe 
es keine zwingende Wechselwirkung. Vgl. Hiro Katsumata, Establishment of the ASEAN Regional Forum: 
constructing a ‘talking shop’ or a ‘norm brewery’?, in: The Pacific Review, Nr. 2, Juni 2006, S. 185. Siehe 
auch Kawasaki (2006): S. 229 – 233. 
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Stellung im Fernen Osten aufgeben zu wollen.2507 Nun sah Washington das ARF auch als Ve-

hikel an, seine beiden wichtigsten Bündnispartner in Nordostasien, Tokyo und Seoul, enger 

zusammenzuführen.2508 

  Die Unterstützung des Forums durch die USA läßt sich an folgenden Fakten ablesen: Wa-

shington beteiligt sich nicht nur an den jährlichen Außenministertreffen. Es nimmt auch an 

den Inter-Sessional Support Group Meetings, Workshops, Seminaren sowie Konferenzen des 

ARF teil und bringt sich als Ausrichter verschiedener Veranstaltungen ein. Im Juni 2001 

wurde z.B. der „Workshop on Environmentally Sound Management of Shipboard Generated 

Waste“ in Washington durchgeführt.2509 2005/2006 leiteten die USA zusammen mit den Phil-

ippinen die Inter-Sessional Support Group on Confidence Building Measures and Preventive 

Diplomacy. Das Außenministertreffen kann Washington hingegen nicht ausrichten. Es findet 

grundsätzlich in jenem Land statt, das gerade den Vorsitz der ASEAN innehat. Die USA ver-

weisen des weiteren darauf, sich für die institutionelle Stärkung des Forums stark gemacht zu 

haben. So hätten sie die Errichtung der ARF Unit im ASEAN Sekretariat 2004 unterstützt.2510 

Auch der Internetauftritt des ARF ist mit finanzieller Hilfe der amerikanischen Regierung ent-

standen.2511 Schließlich beteiligen sich die USA an den Aktivitäten des CSCAP. Diese finden 

u.a. in Washington statt, wo z.B. im Oktober 2001 ein Treffen zum Thema „The War against 

Terrorism: Implication for Asia“ abgehalten wurde.2512 

  Aus amerikanischer Sicht dürfte die nicht vorhandene Fähigkeit des ARF zur Lösung si-

cherheitspolitischer Konflikte keine Enttäuschung darstellen. Denn die Hoffnungen der USA 

waren von Anfang an nicht auf die Bildung eines Systems kollektiver Sicherheit gerichtet. Im 

EASR 1995 werden die Ziele bescheiden formuliert: „The United States believes the ARF can 

play a useful role in conveying governments’ intentions, easing tensions, constraining arms 

races and cultivating habits of consultation and cooperation on security issues. We envision 

                                                 
2507  Winston Lord erklärte die amerikanische Haltung folgendermaßen: „U.S. engagement in regional security 

dialogues in the Asia-Pacific, including the ARF, has been encouraged by this Administration. Previously 
the U.S. had been cautious about regional security dialogues, because it feared our engagement in them 
would be construed as a mask for our withdrawal from a leadership role in regional security. This Admini-
stration decided that active U.S. support for such dialogues could enhance, not weaken, our security leader-
ship, as long as it was coupled with a renewed commitment to our forward military presence and strength-
ening of our bilateral alliances.“ Lord (30.05.1996). 

2508  Vgl. Heller (2005): S. 124 f. 
2509  Vgl. ASEAN Secretariat, ASEAN Regional Forum List of Track I Activities (By inter-sessional year from 

1994 to 2005), Singapur, Stand vom Juli 2005. 
2510  „We have also worked to strengthen ARF as an organization, getting agreement on an ARF Unit within the 

ASEAN Secretariat and guiding the ARF members toward preventive diplomacy.“ James A. Kelly, U.S.-
East Asia Policy (Remarks to the Woodrow Wilson Center Conference on George W. Bush and Asia: An 
Assessment), Washington D.C., 9. November 2004. 

2511  Die Internetseite des ARF besteht seit Juli 2005. Vgl. United States Agency for International Development, 
Launch and Support of ASEAN Regional Forum (ARF) Website, Washington D.C., o.J. 

2512  Vgl. ASEAN Secretariat, ASEAN Regional Forum. List of Track II Activities (By Inter-sessional year 1994 
– 2004), Stand vom Juli 2004. 
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that ARF will develop over time into an effective region-wide forum for enhancing preventive 

diplomacy and developing confidence-building measures.“2513 Als konkrete Aufgaben werden 

die Schaffung transparenter verteidigungspolitischer Prozesse, ein begrenzter Austausch von 

Verteidigungsdaten, die Veröffentlichung von Verteidigungsweißbüchern, die Weitergabe 

von Informationen an das UN-Waffenregister sowie gemeinsame Anstrengungen in den Be-

reichen Rettungsmaßnahmen und Friedensmissionen genannt. Des weiteren soll über die Be-

deutung der Demokratie für die regionale Sicherheit gesprochen werden. Das ARF wird als 

Gesprächsforum begriffen, worauf auch der EASR 1998 verweist.2514 Dementsprechend hebt 

die Bush-Administration hervor, daß das ARF vor allem für „weiche“ Sicherheitsthemen zu-

ständig sei. Es solle, so Christopher Hill, „stimulate cooperation on a wide range of nontradi-

tionell security threats, including maritime security, terrorism, non-proliferation, and cyber 

security.“2515 

  Eine Mitgliedschaft im ARF hat zudem einen ganz praktischen Vorteil: Sie bietet – wie 

die APEC auf der Ebene der Staats- und Regierungschefs – die Gelegenheit, Außenminister 

der Teilnehmerstaaten auch dann zu treffen, wenn die bilateralen Beziehungen zweier Akteu-

re derartige Zusammenkünfte gerade nicht zulassen. Aus Washingtoner Sicht war es so z.B. 

möglich, mit Vertretern Pekings nach der Beschießung der chinesischen Botschaft in Belgrad 

im Mai 1999 und der Hainan-Krise im April 2001 vertrauliche Gespräche zu führen, um die 

Wogen zu glätten. Seit dem Beitritt Nordkoreas zum ARF im Juli 2000 hat sich ein zusätzli-

cher Kommunikationskanal zwischen Washington und Pjöngjang ergeben. 

  Unter Maßgabe dieses letztlich eingeschränkten Erwartungshorizonts haben Entschei-

dungsträger wie Stanley O. Roth eine positive Bilanz zum Wirken des Forums gezogen: „[...] 

the ARF has already made contributions toward promoting dialogue, encouraging transparen-

cy, expanding cooperation, and defusing tensions.“2516 Michael Michalak hebt folgende Lei-

stungen hervor: „[...] ARF has contributed to the peace and stability of the region by building 

confidence among the participants and promoting cooperation on such vital areas as enhanc-

ing the security of Southeast Asia’s strategic waterways, non-proliferation, and counterterror-

ism.“2517 Langfristig hegt Washington die Hoffnung, daß das ARF Fähigkeiten zur präventi-

ven Diplomatie entwickelt.2518 

                                                 
2513  Department of Defense (Februar 1995): S. 13. So auch Lord (12.01.1995). 
2514  „The ARF has developed into a useful vehicle for official region-wide discussion and exchange.“ Depart-

ment of Defense (November 1998): S. 43. 
2515  Hill (08.03.2006). 
2516  Roth (07.05.1998). 
2517  Michalak (25.01.2006) 
2518  „We hope, however, that the forum will be able to move beyond CBM’s toward preventive diplomacy – a 

proposal which some parties have heretofore resisted.“ Roth (07.05.1998). 
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  Die USA äußern sich damit zwar immer wieder durchaus wohlwollend gegenüber der     

Existenz des ARF. Auch erklären sie regelmäßig, daß VBM einen wichtigen Beitrag zum re-

gionalen Frieden leisten. Desgleichen machen sie deutlich, daß das ARF letztlich eine nur un-

tergeordnete Rolle in der amerikanischen Außen- und Sicherheitspolitik spielt. Ablesbar ist 

dies u.a. daran, daß sich die Außenminister der USA an mehreren Treffen des Forums nur 

zum Teil oder gar nicht beteiligt haben. Warren Christopher fehlte 1994 bei der Gründungs-

sitzung. Für ihn war damals sein Stellvertreter, Strobe Talbott, eingesprungen.2519 Madeleine 

K. Albright verließ das ARF-Treffen 1999 in Singapur vorzeitig und ließ sich auf dem       

Abendessen via Video-Botschaft entschuldigen.2520 Zur Zusammenkunft des Forums in Thai-

land 2000 kam sie verspätet und entsandte erneut Talbott, der während des Arbeitsessens und 

der offiziellen multilateralen Sitzung die Interessen der USA wahrnahm. Eigentlicher Grund 

ihrer dennoch erfolgten Anreise waren bilaterale Gespräche mit den Außenministern Nordko-

reas und Chinas.2521 Colin Powell wiederum fehlte an keinem der ARF-Treffen in Vietnam 

2001, Brunei 2002, Kambodscha 2003 und Indonesien 2004. Condoleezza Rice nahm dage-

gen seit ihrer Amtseinführung im Januar 2005 nur an einem von drei möglichen Treffen des 

Forums teil. Auf der Zusammenkunft der ARF-Außenminister in Vientiane im Juli 2005 ließ 

sie sich von ihrem Stellvertreter, Robert Zoellick, vertreten. Dem ARF-Treffen in Manila im 

August 2007 blieb sie ebenfalls fern. An ihrer Statt nahm der neue stellvertretende Außenmi-

nister, John Negroponte, an den Diskussionen in der philippinischen Hauptstadt teil. Die Vor-

gänger von Condoleezza Rice hatten sich somit zwar desgleichen auf ARF-Treffen vertreten 

lassen, nur nicht in dieser Häufigkeit und in so kurzer Folge. Dies hat in der Region zu Kritik 

an der Außenministerin geführt.2522 Aus realistischer Sicht ist ihr Verhalten keine Überra-

schung: Das ARF ist für den Hegemon als sicherheitspolitisches Instrument weitgehend un-

bedeutend. Deshalb haben die USA der ASEAN die Führungsrolle überlassen. Und deshalb 

entscheidet der amerikanische Außenminister nach eigenem Gusto, ob er an Treffen der ARF 

teilnimmt.2523 

  Die Frage, warum die USA Mitglied der APEC und des ARF bleiben, obwohl diese ganz 

offensichtlich ihre eigentlichen Aufgaben kaum wahrnehmen und damit von nur geringer Be-

deutung für die regionale Ordnung sind, hat Andrew Mack dahingehend beantwortet, daß sie 

                                                 
2519  Vgl. Lee Kim Chew, Christopher’s absence ‘slightly compensated’, in: The Straits Times, 25. Juli 1994 

(online). 
2520  Vgl. Jocelyn Gecker, Albright in drag? Foreign ministers ham it up post-diplomacy, in: The Associated 

Press, 27. Juli 1999 (online). 
2521  Vgl. Japan Economic Newswire, ARF ministers begin working dinner on Asia-Pacific security, 26. Juli 

2000 (online). Ralph A. Cossa, Regional Overview: Multilateralism Sputters Along, as North Korea Con-
tinues to Grab the Spotlight, in: Comparative Connections, Nr. 3, Oktober 2000, S. 9 f. 

2522  Vgl. Alastair McIndoe, US remains committed to Asean, says Negroponte; Declaration comes amid criti-
cism that Washington is neglecting the region, in: The Straits Times, 2. August 2007 (online). 

2523  Vgl. weitere realistische Betrachtungen zum ARF bei: Kawasaki (2006): S. 224 f. 
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„for a range of purposes other than those for which they were ostensibly created“2524 genutzt 

würden. Darüber hinaus läßt sich aus realistischer Perspektive wie folgt argumentieren: Mit 

beiden multilateralen Abmachungen könnte, erstens, die langfristig ausgerichtete Hoffnung 

verbunden sein, China stärker in regionale Formen der Zusammenarbeit einzubinden und an 

die Beachtung von Normen zu gewöhnen. Dies ist ein klassisches konstruktivistisches Argu-

ment, das sich aber auch aus der Sicht des systemischen Realismus auffangen läßt. Durch die 

Einbindung Chinas wird versucht, dieses mit dem machtpolitischen Status quo zu versöhnen 

und dadurch dessen Drang zur Gegenmachtbildung zu mindern.2525 Unterinstitutionalisierte 

Foren werden, zweitens, nicht in der Lage sein, die Handlungsfreiheit der USA im Fernen  

Osten einzuschränken. Deshalb entstehen Washington durch eine Teilnahme keine relevanten 

Kosten oder Kontrollverluste. Die USA beugen durch ihre Mitgliedschaften in der APEC und 

im ARF vielmehr der Gefahr vor, daß sich regionale Sicherheitsinstitutionen ohne ihre Betei-

ligung bilden. Durch Partizipation können sie die Entwicklung der jeweiligen multilateralen 

Abmachung mitbestimmen und verhindern, daß sie von einem Herausforderer zum soft ba-

lancing instrumentalisiert wird. Schließlich könnte die Mitgliedschaft in der APEC und in 

diesem Fall vor allem im ARF, drittens, als Versuch gewertet werden, auf diese Weise die 

amerikanische Position im asiatisch-pazifischen Raum zu legitimieren.2526 Washington signa-

lisiert, regionale Integration zu unterstützen. Somit wäre der Vorwurf, daß die USA einseitig 

auf „antiquierte“ Instrumente wie das aus der Zeit des Kalten Krieges stammende System der 

hub and spokes setzen, abgewehrt. Auf dieser Basis kann Washington argumentieren, grund-

sätzlich ein Interesse an der Entwicklung multilateraler Sicherheitsstrukturen zu haben. So-

lange diese jedoch nicht funktionierten, sei das vorhandene bilateral ausgerichtete amerikani-

sche Allianzsystem unabdingbar für die Stabilität des Fernen Ostens. 

 

                                                 
2524  Mack (2003): S. 391. 
2525  Im März 1996 haben die USA gezeigt, daß sie notfalls auch bereit wären, gegen chinesische Aggressionen 

in der Taiwanstraße mit Gewalt vorzugehen. Vor einer solchen Eskalationsstufe versuchen sie hingegen, 
China auf friedliche Weise einzuhegen. Stanley O. Roth hob z.B. in einer Rede vom 15. Oktober 1997 her-
vor, daß Foren wie das ARF und die APEC „could encourgae moderation in Chinese behavior.“ Stanley O. 
Roth, Remarks/Q&A at Closing Plenary Session of World Economic Forum, Hongkong, 15. Oktober 1997. 
An anderer Stelle erklärte Roth: „The ARF provides a critical mechanism for engaging China and integrat-
ing China into the Asia-Pacific region, and thus makes an important contribution to regional and, arguably, 
global security.“ Roth (07.05.1998). Institutionen dienen dem hegemonialen Management. Ein Verstoß ge-
gen die Annahmen des systemischen Realismus würde erst dann vorliegen, wenn die USA zur Einhegung 
Chinas ausschließlich auf Institutionen setzen, parallel zur Förderung von ARF und APEC also kein „mili-
tärisches Sicherheitsnetz“ unterhalten würden. 

2526  Vgl. Goh (2004): S. 48, 63 f. Goh weist darauf hin, daß „a preponderance strategy may be pursued through 
multiple means, including military containment and political engagement at both the bilateral and multilat-
eral levels.“ Ebd., S. 55. 
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3.  Vertiefung der Beziehungen: Die USA und die ASEAN 

Die USA standen den Versuchen südostasiatischer Staaten, sich institutionell zu organisieren, 

zwar von Anfang an nicht im Wege.2527 Sie förderten sie aber auch nicht aktiv. Dies galt für 

die 1961 von Malaya, Thailand und den Philippinen gegründete Association of Southeast     

Asia (ASA), die bereits 1963 ihre Arbeit einstellte (und später in der ASEAN aufging). Im 

Falle der sich aus Malaya, den Philippinen und Indonesien zusammensetzenden 

MAPHILINDO bestand zeitlich für die USA nicht die Möglichkeit, sich zu positionieren. Sie 

wurde bereits wenige Wochen nach ihrer Gründung 1963 wieder aufgelöst. Die amerikani-

sche Zurückhaltung gegenüber diesen ersten institutionellen Gehversuchen Südostasiens dürf-

te u.a. auf deren schnelles Scheitern zurückzuführen sein.2528 

  Die USA legten daher auch gegenüber der 1967 gegründeten ASEAN nicht mehr als 

wohlwollendes Desinteresse an den Tag. Wohlwollend waren sie, weil sich in dieser Organi-

sation mit den Philippinen, Malaysia, Singapur, Indonesien und Thailand ausschließlich kapi-

talistisch orientierte Staaten zusammengeschlossen hatten, unter ihnen zwei amerikanische 

Bündnispartner. Je erfolgreicher diese Akteure kooperierten, desto unwahrscheinlicher war es, 

daß das Zentrum Südostasiens unter den Einfluß der Sowjetunion geriet. Ein solches Szenario 

hätte sich z.B. dann abgezeichnet, wenn kommunistische Widerstandsgruppen in einzelnen 

Staaten der ASEAN erfolgreich gewesen wären. Washington hatte daher die Südostasiaten 

ermuntert, eine Regionalorganisation zu gründen. Aus dieser Ermunterung resultierte gleich-

wohl kein nachhaltiges Interesse an der neuen Institution. Dies läßt sich u.a. damit erklären, 

daß zum einen kein weitergehender Nutzen in einer engeren Kooperation mit der ASEAN er-

blickt wurde. Zum anderen befanden sich die USA in Indochina militärisch auf dem Rückzug, 

nachdem sie ihr Engagement in Vietnam beendet hatten. Ablesbar war das amerikanische 

Desinteresse an der südostasiatischen Staatenorganisation in der Pazifik-Doktrin von Präsi-

dent Gerald Ford (1974-1977) von 1975, in der sie unerwähnt blieb.2529  

  Aber selbst wenn Washington seine Beziehungen zu dieser Organisation hätte vertiefen 

wollen, wäre dies nicht ohne weiteres umfassend möglich gewesen. Der ASEAN war trotz der 

kapitalistischen Wirtschaftsausrichtung ihrer Mitglieder sehr daran gelegen, nicht als pro-

amerikanischer militärischer Block wahrgenommen zu werden.2530  Dies galt um so mehr, 

nachdem die USA regionale Sicherheitsgarantien infolge der Guam-Doktrin relativiert und 

                                                 
2527  Vgl. zur Entstehung und dem Verlauf der Beziehungen zwischen den USA und der ASEAN Dreisbach 

(2004). 
2528  Vgl. ebd., S. 39 – 45. 
2529  Vgl. Masyk (1986): S. 272. 
2530  Entsprechende Unterstellungen waren u.a. von der Sowjetunion und China zu vernehmen. Vgl. Dreisbach 

(2004): S. 52. 
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angedeutet hatten, sich aus Vietnam militärisch zurückzuziehen. Damit war die Staatenorga-

nisation gezwungen, sich auch ohne implizite amerikanische Rückendeckung gegenüber der 

Sowjetunion und China zu positionieren. Die ASEAN hatte sich daher am 27. November 

1971 mit der Verabschiedung der ZOPFAN-Erklärung außen- und sicherheitspolitisch für 

neutral erklärt.2531 Einer militärischen Zusammenarbeit mit den USA waren und sind somit 

enge Grenzen gesetzt.   

  Die amerikanische ASEAN-Politik wurde erst in der Amtszeit von Präsident Jimmy Carter 

(1977-1981) leicht aufgewertet. Es kam zur Errichtung erster offizieller Kooperationsmecha-

nismen. Im September 1977 nahmen beide Seiten auf offizieller Ebene Dialogbeziehungen 

auf, wobei das Treffen diplomatisch unterhalb der Ebene der Außenminister angesiedelt wor-

den war.2532 Im Juli 1979 wurde der U.S.-ASEAN Business Council gegründet, der amerika-

nischen und südostasiatischen Unternehmen als Kommunikationsplattform dient.2533 In den 

folgenden Jahren zeigte sich, daß Washington aus dieser Entwicklung nicht nur wirtschaftli-

chen Nutzen ziehen konnte. Während der Amtszeit von Präsident Ronald Reagan (1981-1989) 

war es vor allem die ASEAN, die versuchte, zu einer diplomatischen Lösung des Kambo-

dscha-Konflikts beizutragen. Die USA könnten sich daher, so Kai Dreisbach, entsprechend 

zurückhalten und dadurch vermeiden, ein weiteres Mal in eine militärische Auseinanderset-

zung in Indochina hineinzugeraten. „Insofern trug der Konflikt in Kambodscha zur Stärkung 

eines multilateralen Ansatzes innerhalb der amerikanischen Südostasienpolitik bei.“2534 Sym-

bolische Handlungen dokumentieren diese Entwicklung. Im Mai 1986 sprach Reagan in Bali 

als erster amerikanischer Präsident auf einer Tagung der ASEAN-Außenminister.2535 

  Auch wenn es damit in der letzten Dekade des Ost-West-Konflikts zu einem Ausbau der 

Beziehungen kam, blieb eine wesentliche Konstante unverändert: Die besonders relevanten 

sicherheitspolitischen Fragen – etwa die Zukunft der amerikanischen Stützpunkte auf den  

Philippinen – wurden mit dem jeweils betroffenen ASEAN-Staat bilateral verhandelt. Daran 

änderte sich auch unter Reagan nichts. Nach dem Ende des Kalten Krieges traten mehrere 

neue Wirkkräfte auf, die das Verhältnis beider Seiten beeinflussen sollten. Dazu zählen u.a. 

das Vorgehen Chinas in der Südchinesischen See, die Diskussion um die Stellung der Men-

                                                 
2531  Vgl. Zone of Peace, Freedom and Neutrality Declaration, Kuala Lumpur, 27. November 1971, in: ASEAN 

Secretariat (2003): S. 7 – 10. Vgl. Martin H. Sours, ASEAN and U.S. Foreign Policy, in: James C. Hsiung, 
Winberg Chai (Hrsg.), Asia and U.S. Foreign Policy, Los Angeles 1980, S. 177. 

2532  Die USA wurden von Richard N. Cooper, United States Undersecretary of State for Economic Affairs, 
während der Zusammenkunft in Manila vertreten. Vgl. ASEAN Secretariat, Joint Communique of the First 
ASEAN-US Dialogue, Manila, 8. – 10. September 1977. Erst auf dem zweiten Dialogtreffen in Washington 
im August 1978 wurde die US-Delegation von Außenminister Cyrus Vance angeführt. 

2533  Vgl. zur aktuellen Arbeit des U.S.-ASEAN Business Council dessen Internetseite. 
2534  Dreisbach (2004): S. 141. 
2535  Vgl. Financial Times, Reagan To Back Asean Call For Market Access, 2. Mai 1986 (online). 
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schenrechte, die Erweiterung der ASEAN, die Asienkrise und der Kampf gegen den interna-

tionalen Terrorismus. Beiden Seiten ist es dabei gelungen, ihre Beziehungen kontinuierlich 

weiterzuentwickeln. Dies geschah durch eine „Politik der kleinen Schritte“, die als pragmati-

sche Antwort auf anhaltende normative Dissonanzen (Perspektive des Konstruktivismus) 

bzw. mangelndes Interesse Washingtons am Multilateralismus (Perspektive des Realismus) 

verstanden werden kann.  

  Ein ständiger Streitpunkt zwischen den USA und der ASEAN ist die Burma-Frage. Wäh-

rend Washington eine uneingeschränkte Isolation der Militärjunta betreibt, verfolgt die Staa-

tenorganisation eine Politik der kritischen Einbindung. Die USA hatten sich deshalb gegen 

einen Beitritt Burmas zur ASEAN ausgesprochen, zu dem es 1997 dann doch gekommen 

war.2536 Auch danach plädierte Washington immer wieder gegen eine Politik des engage-

ment.2537 Zumindest 2005 war es damit teilweise erfolgreich: Als sich abzeichnete, daß Burma 

2006 turnusgemäß den Vorsitz der südostasiatischen Staatengruppe übernehmen würde, 

machte die Bush-Administration deutlich, daß unter solchen Bedingungen keine vollständigen 

Beziehungen zwischen den USA und der ASEAN möglich sein würden.2538 Rangun dürfte 

daher im Juli 2005 vor allem auf Druck seiner südostasiatischen Nachbarn eingelenkt und auf 

den Vorsitz der ASEAN verzichtet haben.2539 Dementsprechend konstatieren Beobachter, daß 

Washington zu einer kritischeren Haltung der Staaten Südostasiens gegenüber Burma beige-

tragen hat.2540 Im auch von der Militärjunta inhaltlich mitgetragenen Chairperson’s Statement 

des 12. ASEAN-Gipfels, der am 13. Januar 2007 in Cebu stattgefunden hat, heißt es z.B.: 

„We encouraged Myanmar to make greater progress towards national reconciliation.  In this 

regard, we called for the release of those placed under detention and for effective dialogue 

with all parties concerned.“2541 

  Die USA profitieren in Streitfragen davon, daß es zu einem der Grundprinzipien des Au-

ßenverhaltens der ASEAN gehört, zu allen regionalen Großmächten gute Beziehungen anzu-

                                                 
2536  Vgl. Japan Economic Newswire, U.S. urges ASEAN to delay Myanmar’s membership, 22. Mai 1997 

(online). 
2537  Vgl. Agence France Presse, US takes issue with ASEAN over Myanmar, rejects road map proposal, 8. Ok-

tober 2003 (online). 
2538  Richard Armitage, stellvertretender Außenminister der USA, hatte im Juli 2003 erklärt: „Myanmar’s asso-

ciation with the organization increasingly complicates Asean’s dealings with the international community, 
particularly as Myanmar is scheduled to take on leadership posts, including the Asean chairmanship in 
2006“. Zit. n. Channel News Asia, Top US official suggests Asean may have to rethink ties with Myanmar, 
12. Juli 2003 (online). 

2539  Vgl. Thai Press Reports, US Welcomes Burmese Decision to Forego ASEAN Chairmanship, 29. Juli 2005 
(online). 

2540  Interview des Verfassers mit Joey Long Shi Ruey, Associate Research Fellow, Institute of Defence and 
Strategic Studies, Singapur, 27. September 2005. 

2541  ASEAN Secretariat, Chairperson’s Statement of the 12th ASEAN Summit, One Caring and Sharing Com-
munity, Cebu, 13. Januar 2007. 
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streben, um sie in relevante politische Prozesse Südostasiens zu integrieren. Praktisch bedeu-

tet dies, daß die Staatenorganisation davor zurückschreckt, Auseinandersetzungen mit Wa-

shington eskalieren zu lassen. Denn für das Machtgleichgewicht in Südostasien wird die Prä-

senz der USA als unverzichtbar erachtet.2542 

  Um eine solche Eskalation zu vermeiden, hat die ASEAN ihren Grundsatz der Nichtein-

mischung in der erwähnten Burma-Frage erheblich gedehnt, und auch bei der Beurteilung des 

amerikanischen Kampfes gegen den Terrorismus hat sie sich entgegenkommend gezeigt. 

Nach dem Beginn der Bombardierung Afghanistans im Oktober 2001 äußerte sich die 

ASEAN zwar insofern besorgt, als sie den Tod unschuldiger Zivilisten infolge der militäri-

schen Auseinandersetzungen befürchtete.2543 Letztlich geben sich die Südostasiaten aber 

pragmatisch: Je nach gesellschaftlichen Ausgangsbedingungen kritisieren sie die USA mehr 

(Malaysia, Indonesien) oder weniger (Singapur) stark und werfen ihnen vor, seit dem 11. Sep-

tember 2001 zu einseitig auf die Region zu schauen. Zumindest auf der Arbeitsebene sind sie 

dann aber doch an guten Beziehungen zu Washington interessiert.2544 Die USA konnten die 

ASEAN deshalb am 1. August 2002 zum Abschluß der „Joint Declaration for Cooperation to 

Combat International Terrorism“ bewegen.2545 Bereits am 29. November 2001 hatten beide 

Seiten in einer gemeinsamen Presseerklärung darauf hingewiesen, daß die militärische Opera-

tion in Afghanistan „was against terrorism and not against Islam“2546. 

  Dieses Verhaltensmuster läßt sich ebenfalls bei der Bewertung der amerikanischen Vor-

nepräsenz finden. Einerseits wird durch die Politik der ASEAN die Rolle der USA als militä-

rische Macht in Frage gestellt. Das ZOPFAN- und das SEANWFZ-Projekt sind dem Sinn 

nach gegen die uneingeschränkte Bewegungsfreiheit des USPACOM, namentlich nuklearbe-

triebener Einsatzmittel, gerichtet.2547 Hinsichtlich der Errichtung eines NMD-Systems waren 

aus ASEAN-Kreisen kritische Töne zu vernehmen.2548 Die Errichtung neuer US-Militärbasen, 

etwa im Zuge des Anti-Terror-Kampfes, trifft in den Hauptstädten Südostasiens auf Ableh-

                                                 
2542  „However [...] most ASEAN member states view the U.S. role as inevitable and positive.“ Ganesan (2000): 

S. 273. „For example, the ASEAN countries are insistent that the U.S. stay involved in the region to play a 
potential ‘balancer’ role so that neither Japan nor China has an incentive to increase military capabilities 
rapidly.“ Denoon/Frieman (1996): S. 429. 

2543  Vgl. P. Parameswaran, ASEAN leaders express concern over US strikes in Afghanistan, 5. November 2001 
(online). 

2544  Vgl. David Capie, Between a hegemon and a hard place: the ‘war on terror’ and Southeast Asian-US rela-
tions, in: The Pacific Review, Nr. 2, Juni 2004, S. 238. 

2545  Vgl. ASEAN Secretariat, ASEAN-United States of America Joint Declaration for Cooperation to Combat 
International Terrorism, Bandar Seri Begawan, 1. August 2002. 

2546  Richard Boucher, Joint Press Statement by the Meeting of the Sixteenth U.S.-ASEAN Dialogue, Washing-
ton D.C., 29. November 2001. 

2547  Vgl. zur Position der USA gegenüber der SEANWFZ Lord (30.05.1996). 
2548  Vgl. Dario Agnote, Lead: ASEAN hopes for fruitful dialogue on U.S. NMD, in: Japan Economic News-

wire, 20. Juli 2001 (online). Kyodo News Service, ASEAN signals opposition to US-planned missile shield, 
25. Juli 2000 (online). 
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nung.2549 Andererseits erkennt die Staatenorganisation den militärischen Part der amerikani-

schen Präsenz im asiatisch-pazifischen Raum an. Im „Joint Vision Statement on the ASEAN-

U.S. Enhanced Partnership“ vom 17. November 2005 bestätigen beide Seiten „the important 

contribution of the United States to maintaining peace and stability and to promoting prosper-

ity“2550. 

  Abgesehen von den genannten Streitpunkten äußern sich die USA regelmäßig positiv zur 

Bedeutung der ASEAN im asiatisch-pazifischen Raum. So wurden ihr konstruktives Verhal-

ten bei der Lösung der innenpolitischen Krise in Kambodscha 1997/1998 sowie ihr Beitrag 

zur Milderung der Spannungen in der Südchinesischen See ausdrücklich gelobt.2551 Die USA 

würdigen zudem die Rolle der ASEAN als treibende Kraft asiatisch-pazifischer Integrations-

prozesse.2552 An guten Beziehungen zur südostasiatischen Staatenorganisation muß Washing-

ton schon deshalb ein Interesse haben, um diese in ihrer Haltung zu bestärken, ausgeglichene 

Beziehungen zwischen China, Japan, Indien, Rußland und den USA anzustreben (enmesh-

ment). Voraussetzung ist, daß sich die ASEAN zwischen Hegemon und Herausforderer neu-

tral verhält, was gemäß den Ausführungen in Kapitel 2 zu einer Stärkung der Pax Americana 

beiträgt. 

  Zum weiteren Ausbau der Beziehungen erklärten die USA und die ASEAN am 28. Juli 

2005, „to look at developing a substantive document for cooperation, which would set out the 

road ahead and elevate the partnership for a higher level.“2553 Um dieses Ziel zu erreichen, 

wurde am 17. November 2005 die erwähnte ASEAN-U.S. Enhanced Partnership begrün-

det.2554 Am 26. Juli 2006 folgte die Unterzeichnung des „Plan of Action to Implement the 

ASEAN-U.S. Enhanced Partnership“, der die Funktion eines Masterplans zur Entwicklung 

der beiderseitigen Beziehungen von 2006 bis 2011 hat.2555 Die USA haben in diesem Zusam-

menhang darauf verwiesen, daß sie seit 1977 zur Förderung der gemeinsamen Zusammenar-

beit mehr als 75,4 Mio. US-Dollar zur Unterstützung von Stipendien sowie Programmen in 

den Bereichen Landwirtschaft, Gesundheitswesen, Umwelt u.a. investiert haben.2556 Die En-

hanced Partnership baut auf zwei jüngeren Initiativen Washingtons auf, dem ASEAN Coope-
                                                 
2549  Diese Position hat die ASEAN auch vor den Terroranschlägen von New York und Washington D.C. vertre-

ten. Vgl. Japan Economic Newswire, ASEAN says U.S. military presence welcome, but not bases, 3. Au-
gust 1995 (online). 

2550  The White House, Joint Vision Statement on the ASEAN-U.S. Enhanced Partnership, Washington D.C., 17. 
November 2005. 

2551  Vgl. Roth (07.05.1998). Roth (10.02.1999). 
2552  Vgl. Department of Defense (November 1998): S. 36. 
2553  ASEAN Secretariat, Joint Press Statement of the ASEAN Post Ministerial Conference, Vientiane, 28. Juli 

2005. 
2554  Vgl. The White House (17.11.2005). 
2555  Vgl. ASEAN Secretariat, Framework Document for the Plan of Action to Implement the ASEAN-U.S. En-

hanced Partnership, Kuala Lumpur, 27. Juli 2006. 
2556  Vgl. Department of State, The ASEAN-U.S. Enhanced Partnership, Washington D.C., 26. Juli 2006. 
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ration Plan (ACP) und der Enterprise for ASEAN Initiative (EAI). Sie zeigen, daß der 

Schwerpunkt der beiderseitigen Beziehungen auf dem Ausbau der wirtschaftlichen Zusam-

menarbeit liegt. 

  Am 1. August 2002 hatte Außenminister Colin L. Powell in Brunei den ASEAN Coopera-

tion Plan angekündigt. Er besteht aus drei Vorhaben: Washington beabsichtigt, erstens, die 

ökonomische Integration innerhalb der ASEAN zu fördern. Unterstützung sollen vor allem 

die jüngeren Mitgliedsstaaten erhalten, um deren Zusammenarbeit mit den weiter fortgeschrit-

tenen Staaten zu verbessern. Fördermaßnahmen sind für die wirtschaftliche Entwicklung, In-

vestitionen, rechtsstaatliche Rahmenbedingungen, Demokratisierung sowie das Themenfeld 

Zivilgesellschaft/„Good Governance“ vorgesehen. Zu den umgesetzten Vorhaben gehört u.a. 

die Bereitstellung eines US-Handelsexperten zur Unterstützung des ASEAN-Sekretariats. 

Zweitens wollen die USA der ASEAN bei der Bewältigung transnationaler Herausforderun-

gen helfen. Als Beispiele werden Drogenhandel, Terrorismus, Piraterie, Umweltzerstörung, 

Aids und Menschenhandel genannt. Schließlich setzt sich Washington, drittens, dafür ein, das 

Sekretariat der ASEAN zu stärken. Dazu hat es u.a. dessen Internetbandbreite  ausgebaut, eine 

interaktive Internetseite für das ARF geschaffen und zur Ausbildung des Personals des Sekre-

tariats beigetragen. Bis zum Juli 2005 sind im Rahmen des ACP für über 20 Projekte mehr als 

9 Mio. US-Dollar zur Verfügung gestellt worden.2557 

  In Ergänzung dieses Projektes kündigte Präsident Bush am 26. Oktober 2002 die Enterpri-

se for ASEAN Initiative an. Ziel ist, mit jenen Staaten der ASEAN, die sich ökonomischen 

Reformen verpflichtet sehen, bilaterale Freihandelsabkommen abzuschließen, um so ein 

Netzwerk von FTAs aufzubauen. Damit verbinden die USA die Hoffnung, einen Beitrag zur 

regionalen Liberalisierung des Freihandels zu leisten. Die EAI ist demnach nicht als Konkur-

renzmodell zur APEC gedacht, sondern soll ganz im Gegenteil helfen, deren Ziele von Bogor 

umzusetzen. Zum Abschluß eines FTA werden mehrere Voraussetzungen genannt: Die USA 

und der jeweilige ASEAN-Staat bestimmen selbst, wann Verhandlungen für ein Freihandels-

abkommen aufgenommen werden. Washington erwartet des weiteren von seinem Kooperati-

onspartner, daß dieser Mitglied der WTO ist und vor dem Abschluß eines FTA ein Trade and 

Investment Framework Agreement (TIFA) unterzeichnet. Schließlich erklärte die amerikani-

sche Regierung den Abschluß des Freihandelsabkommens mit Singapur zum Modell für wei-

tere anzustrebende FTAs zwischen den USA und den Staaten der ASEAN. Washington er-

hofft sich von der EAI neue Marktchancen, die es insbesondere im Agrarbereich sieht. Da die 

ASEAN-Staaten in diesem Bereich durchschnittliche Zölle zwischen 25 % und 48 % auf Im-
                                                 
2557  Vgl. Department of State, ASEAN Cooperation Plan (Fact Sheet), Washington D.C., 4. Dezember 2002. 

Department of State, U.S. ASEAN Cooperation Plan (ACP) (Fact Sheet), Washington D.C., 29. Juli 2005. 
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porte erheben, könnten sich im Rahmen von Freihandelsbedingungen neue Absatzchancen er-

geben.2558 

  Im Bereich der Handelsliberalisierungen ist die EAI das Maximum dessen, was unter den 

gegebenen Bedingungen möglich erscheint. Während China mit der ASEAN als Institution 

ein Freihandelsabkommen anstrebt, geht es Washington um den Abschluß einzelner FTAs. 

Dabei bildet die EAI lediglich eine Art Dach, unter dem die USA versuchen, individuelle Lö-

sungen zu finden. Die Staaten Südostasiens können zu bestimmten Konditionen mitmachen 

oder sich enthalten. Die USA und die ASEAN sind keine Verpflichtungen eingegangen. Bei-

de Seiten halten den Abschluß eines Freihandelsabkommens – wenn auch nur in langfristiger 

Perspektive – gleichwohl für möglich.2559 Dies haben sie am 25. August 2006 durch den Ab-

schluß eines Trade and Investment Framework Arrangement bekräftigt.2560 

  Da sich die ASEAN gegenüber den USA sehr kooperationsbereit verhält, scheint Wa-

shington in den Treffen der APT und dem EAS keine besondere Herausforderung für seine 

Stellung im asiatisch-pazifischen Raum zu sehen.2561 Dies haben die meisten Interviewpartner 

des Verfassers bestätigt. Weil die Asiaten nicht wüßten, so Brad Glosserman, was aus dem 

Ostasiengipfel werden soll, seien die USA über diese Entwicklung nicht besorgt.2562 Diese 

Einschätzung bestätigt Deborah Kay Elms. Washington würde auch dem APT-Prozeß erst 

dann mehr Aufmerksamkeit widmen, wenn er sich verstetige. Man werde die Entwicklung 

ostasiatischer Integrationsprojekte aber im Auge behalten, zumal sich dort chinesische Inten-

tionen abzeichnen könnten.2563 Ravic R. Huso erklärt, daß die USA gerne zum EAS eingela-

                                                 
2558  Vgl. Department of State (26.10.2002). 
2559  Im Juli 2007 erklärte der Generalsekretär der ASEAN, Ong Keng Yong, daß er nicht davon ausgehe, ein 

FTA mit den USA abschließen zu können. Dazu seien diese zu sehr mit anderen Dingen beschäftigt, vor al-
lem der Lage im Mittleren Osten. Die amerikanische Handelsbeauftragte, Susan Schwab, hält den Abschluß 
eines FTA zwischen den USA und der ASEAN zwar grundsätzlich für möglich. „I do not think any of us 
has ruled that out. But at this stage of the game, it is premature talking about it.“ Zit. n. International Herald 
Tribune, Asean chief sees U.S. free trade pact; America ‘distracted’ by Mideast, Ong says, 24. Juli 2007 
(online). 

2560  Vgl. Office of the United States Trade Representative, Trade and Investment Framework Arrangement Be-
tween the United States of America and the Association of Southeast Asian Nations, Kuala Lumpur, 25. 
August 2006. Die USA und die ASEAN  hatten bereits am 21. Dezember 1990 ein Trade and Investment 
Cooperation Committee gegründet. Vgl. ASEAN Secretariat, Memorandum of Understanding Between the 
Government of the United States of America and the Government of ASEAN, Washington D.C., 21. De-
zember 1990. 

2561  Vgl. dazu in dieser Arbeit die entsprechenden Ausführungen in Kapitel 4/III/5. Stanley O. Roth hat die 
Schaffung des Formats der APT sogar als Erfolg und Beweis für die Handlungsfähigkeit der ASEAN be-
zeichnet. Vgl. Stanley O. Roth, The United States’ Asia Policy: A National Agenda (Presentation to the 
Council of American Ambassadors), Los Angeles, 4. April 2000. 

2562  Interview des Verfassers mit Brad Glosserman, Director of Research, Pacific Forum CSIS, Honolulu, 1. 
September 2005. 

2563  Interview des Verfassers mit Deborah Kay Elms, Assistant Professor, Institute of Defence and Strategic 
Studies, Singapur, 16. September 2005. 
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den werden würden; er sei aber keine Herausforderung wie einst das Projekt des EAEC.2564  

Mohamed Jawhar bin Hassan betont dagegen, daß Washington nur den TAC unterzeichnen 

müßte, um Mitglied des EAS zu werden. Malaysia würde eine Mitwirkung der USA am Ost-

asiengipfel begrüßen.2565 Diese Aussage ist bemerkenswert, da Jawhar Leiter des ISIS in Kua-

la Lumpur ist, der de facto der Regierung direkt zuarbeitet.2566 Malaysia gilt als Spiritus Rec-

tor ostasiatischer Integrationsprojekte unter Ausschluß der USA.  

  Die These, die ASEAN würde über den APT-Prozeß und den EAS versuchen, Washington 

aus regionalen Integrationsprozessen herauszudrängen, ist daher nicht haltbar. Washington ist 

mehreren Treffen von APEC und ARF freiwillig ferngeblieben. Auch sind zwischen 1990 

und 2006 von 17 möglichen insgesamt nur neun Dialogtreffen zwischen den USA und der 

ASEAN abgehalten worden.2567 Schließlich war es Präsident Bush, der das für September 

2007 geplante erste Gipfeltreffen beider Seiten abgesagt hat.2568 Ursprünglich war geplant, in 

jenem Monat das 30jährige Bestehen der Partnerschaft zwischen den USA und der ASEAN 

zu feiern. Washington hätte daher eine ganze Reihe von Möglichkeiten, sich stärker in regio-

nale Integrationsprozesse einzubringen – wenn es wollte! 

 

                                                 
2564  Interview des Verfassers mit Ravic R. Huso, Foreign Policy Advisor, United States Pacific Command, 

Honolulu, 15. September 2005. 
2565  Interview des Verfassers mit Dato’ Mohamed Jawhar bin Hassan, Director-General, Institute of Strategic 

and International Studies, Kuala Lumpur, 11. Oktober 2005. Die Worte Jawhars könnten auf einen mögli-
chen Stimmungswechsel der Regierung Badawi hinweisen. Vermutlich sind sie aber nur vor dem aus ma-
laysischer Sicht beruhigenden Hintergrund geäußert worden, daß Washington nicht Mitglied der APT wer-
den kann.  

2566  Das ISIS sei, so Thomas F. Daughton, kein think tank, sondern ein „policy development shop for the gov-
ernment“. Weiter behauptet er: „ISIS is a creature of Mahathir.“ Die Regierung folge auch der Position des 
ISIS, daß China keine Bedrohung sei. Interview des Verfassers mit Thomas F. Daughton, Counselor for Po-
litical Affairs, Embassy of the United States of America, Malaysia, Kuala Lumpur, 12. Oktober 2005. 

2567  In folgenden Jahren ist es zu keinem Dialogtreffen zwischen den USA und der ASEAN gekommen: 2003, 
2002, 1999, 1997, 1996, 1995, 1994 und 1992. Vgl. ASEAN Secretariat, ASEAN-United States Dialogue, 
Jakarta 2006. 

2568  Vgl. Alastair McIndoe, US remains committed to Asean, says Negroponte; Declaration comes amid criti-
cism that Washington is neglecting the region, in: The Straits Times, 2. August 2007 (online). 
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4.  Stellenwert Multilateralismus:  

Ergänzung, nicht Ersatz uni- und bilateraler Instrumente 

Washington betont seit Jahren, daß es sowohl die Entwicklung regionaler Institutionen im     

asiatisch-pazifischen Raum begrüßt als auch eine Teilnahme der USA an diesem Prozeß für 

äußerst sinnvoll erachtet. Im EASR 1995 wird dazu festgestellt: „Our participation in these 

dialogues is an important element of our security engagement in the region.“2569 In jüngeren 

Publikationen der US-Administration findet sich diese generelle Einschätzung aus der Clin-

ton-Ära wieder: „The United States views APEC as the premier organization in the Asia-

Pacific, enabling our government and people to contribute to the prosperity, security and 

healthy development of the region.“2570 Das ARF wird als „principal forum for consideration 

of security issues in the Asia-Pacific region“ bezeichnet. An selbiger Stelle wird hinzugefügt: 

„The United States believes the ARF, along with complementary institutions, can make an in-

creasingly valuable contribution to meeting security challenges in the Asia-Pacific re-

gion.“2571 Christopher Hill drückt dies mit Begeisterung aus: „The U.S. is an enthusiastic par-

ticipant in the ASEAN Regional Forum (ARF) – the region’s only broadly inclusive institu-

tion dedicated to security“2572. Auch die Rolle der ASEAN wird als bedeutsam bewertet. Im 

EASR 1995 heißt es: „The emergence of the Association of Southeast Asian Nations 

(ASEAN) as an increasingly influential regional actor has been an important positive devel-

opment.“2573 Äußerungen von Vertretern der Bush-Administration gehen noch weiter. Au-

ßenminister Colin L. Powell erklärte z.B. am 1. Juli 2004: „The United States continues to at-

tach the highest value to our partnership with ASEAN. We have a vital interest in seeing 

ASEAN strengthen itself as a force for stability and prosperity in the region, and we want to 

be as helpful as we possibly can.“2574 Eric G. John pflichtete dem am 21. September 2005 bei: 

„Strengthening relations with ASEAN is of vital importance to the United States because 

ASEAN serves as a force to promote stability and prosperity in the Asia-Pacific region. […] 

The United States has a strong national interest in working with ASEAN.“2575 

  Würde sich die Impulsverarbeitung auf diese Äußerungen beschränken, wäre klar festzu-

stellen, daß die USA sich in und gegenüber multilateralen Abmachungen unstrategisch ver-

halten. Aus der Sicht des systemischen Realismus ist nicht zu erwarten, daß eine Großmacht 

internationalen oder regionalen Institutionen besondere Relevanz zuspricht. Die nachfolgen-
                                                 
2569  Department of Defense (Februar 1995): S. 13. 
2570  Department of State, The United States and APEC (Fact Sheet), Washington D.C., 9. November 2006. 
2571  Department of State, U.S. Participation in the ASEAN Regional Forum (Fact Sheet), Washington D.C., 26. 

Juli 2006.  
2572  Hill (08.03.2006). 
2573  Department of Defense (Februar 1995): S. 11 f. 
2574  Colin L. Powell, Remarks at the U.S.-ASEAN Meeting of the ASEAN Regional Forum, Jakarta, 1. Juli 

2004. 
2575  John (21.09.2005). 
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den Ausführungen machen gleichwohl deutlich, daß die lobenden Worte amerikanischer Ent-

scheidungsträger gegenüber der APEC, dem ARF und der ASEAN in dem Kontext, in dem 

sie geäußert werden, mehrheitlich diplomatischer Höflichkeit geschuldet sind. 

   

a)  Theorie: Uni-, bi- und multilaterale Präferenzen 

Sowohl unter Clinton als auch unter Bush haben die USA stets betont, sich nicht durch multi-

laterale Abmachungen dauerhaft binden zu lassen. Notfalls, so Washington, müsse das Land 

jederzeit zu unilateralen Maßnahmen fähig sein. In der NSS 1999 heißt es dazu: „[…] we 

must always be prepared to act alone when that is our most advantageous course, or when we 

have no alternative.“2576 Institutionen könnten gleichwohl in begleitender Form zum Einsatz 

kommen, wie Clinton im Vorwort jener Sicherheitsstrategie feststellt: „America must be will-

ing to act alone when our interests demand it, but we should also support the institutions and 

arrangements through which other countries help us bear the burdens of leadership.“2577 Her-

vorzuheben ist, daß der Gedanke des Unilateralismus systematisch in die NSS 1999 integriert 

worden ist und mehrfach betont wird.2578 Zeitlich parallel hatte sich Bush im Präsident-

schaftswahlkampf am 19. November 1999 ähnlich geäußert: „I will never place U.S. troops 

under the U.N. command – but the U.N. can help in weapons inspections, peacekeeping and 

humanitarian efforts.“2579 Die vom neuen Präsidenten veröffentlichten Sicherheitsstrategien 

bekennen sich folgerichtig ebenfalls zu nationalen Alleingängen. In der NSS 2002 wird fest-

gehalten: „While the United States will constantly strive to enlist the support of the interna-

tional community, we will not hesitate to act alone, if necessary, to exercise our right of self-

defense by acting preemptively against such terrorists, to prevent them from doing harm 

against our people and our country“2580. Und auch in der NSS 2006 findet sich dieses Leitmo-

tiv wieder: „[…] we must be prepared to act alone if necessary, while recognizing that there is 

little of lasting consequence that we can accomplish in the world without the sustained coop-

                                                 
2576  The White House (Dezember 1999): S. 3. 
2577  Ebd., S. iv. 
2578  „We will do what we must to defend these interests, including, when necessary and appropriate, using our 

military might unilaterally and decisively.“ Ebd., S. 1. „We act in alliance or partnership when others share 
our interests, but unilaterally when compelling national interests so demand.“ Ebd., S. 14. „The decision 
whether to use force is dictated first and foremost by our national interests. In those specific areas where our 
vital interests are at stake, our use of force will be decisive and, if necessary, unilateral.“ Ebd., S. 19. „We 
act in concert with the international community whenever possible, but do not hesitate to act unilaterally 
when necessary.“ Ebd., S. 19 f. „First, our forces will have a clear mission and the means to achieve their 
objectives decisively. Second, as much as possible, we will seek the support and participation of our allies, 
friends and relevant international institutions. When our vital interests are at stake, we are prepared to act 
alone. But in most situations, working with other nations increases the effectiveness of each nation’s actions 
and lessens everyone’s burden.“ Ebd., S. 20. 

2579  Bush (19.11.1999). 
2580  The White House (17.09.2002): S. 6. 
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eration of our allies and partners.“2581 Diese Impulsverarbeitungen liegen vollständig auf der 

Linie systemischer Verhaltenserwartungen: Die USA behalten sich das Recht vor, ihre vitalen 

Interessen notfalls im Alleingang durchzusetzen. Wo dies möglich erscheint, sollen Institutio-

nen beteiligt werden – mit dem Hintergedanken, dadurch eigene Ressourcen zu sparen. 

  Unilateral einsetzbare Instrumente stehen damit in der strategischen Wertigkeit über bi- 

und multilateralen Vereinbarungen. Letztere müßten nun aus der Sicht des systemischen Rea-

lismus eindeutig so geordnet werden, daß die USA in ihren Sicherheits- und Bündnispartnern 

einen weitaus höheren instrumentellen Nutzen erblicken als in der Mitgliedschaft in regiona-

len Foren oder Institutionen. Genau dies ist der Fall. Seit Beginn seines verstärkten Engage-

ments in und gegenüber multilateralen Abmachungen hat Washington betont, daß diese das 

Allianzsystem ergänzen, nicht jedoch ersetzen. Präsident Clinton hatte im Juli 1993 in Seoul 

erklärt: „Some in the United States have been reluctant to enter into regional security dia-

logues in Asia, but I see this as a way to supplement our alliances and forward military pres-

ence, not to supplant them.“2582 Im EASR 1995 werden dementsprechend die Teilnahme der 

USA am ARF sowie die Unterstützung multilateraler militärischer Aktivitäten wie folgt ein-

geordnet: „The Clinton Administration is open and receptive to these approaches. From our 

perspective, they will complement, but not supplant, United States bilateral ties in the re-

gion.“2583 Dementsprechend werden multilaterale Zielsetzungen in einer Auflistung der „spe-

cific security objectives“ zu Beginn des Berichts auch nur beiläufig genannt.2584 Desgleichen 

sah Außenminister Warren Christopher in einer Rede vom 28. Juli 1995 zwar die Notwendig-

keit, das Netzwerk bilateraler Beziehungen durch multilaterale Mechanismen zu ergänzen. 

Allerdings nahm auch er bei aller Wertschätzung für das ARF eine zurückhaltende Einord-

nung vor: „We see this forum and the emerging security dialogue in northeast Asia as crucial 

supplements to our alliances and to our forward military presence in the Asia-Pacific re-

gion.“2585 Im EASR 1998 wird diese Haltung bestätigt: „The United States views all of these 

multilateral mechanisms, built upon the foundation of solid bilateral relationships and contin-

ued U.S. military presence in the region, as playing an increasingly important role in regional 

affairs in the future.“2586 

                                                 
2581  The White House (16.03.2006): S. 37. 
2582  Zit. n. Department of Defense (Februar 1995): S. 13. 
2583  Ebd. 
2584  Vgl. ebd., S. 3 f. 
2585  Warren Christopher, U.S. National Interest in the Asia-Pacific Region, Washington D.C., 28. Juli 1995. 
2586  Department of Defense (November 1998): S. 44. Auch Rust M. Deming, damaliger Acting Asssistant Sec-

retary for East Asian and Pacific Affairs im State Department, hielt fest: „The region continues to look 
more closely at various multilateral fora, and the U.S. is taking an active role in supporting the activities of 
such fora, which we see as a complement to our bilateral alliances. These organizations support U.S. inter-
ests in fostering prosperity and stability, but they are not intended to be, and are not, mutual security organi-
zations such as exist in Europe. They are not substitutes for our bilateral alliances or the U.S. military pres-
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  Auffällig ist gleichwohl, daß Ausführungen zur Vornepräsenz und dem amerikanischen 

Allianzsystem bereits seit einigen Jahren nicht mehr zwingend an vorderster Stelle in Vorträ-

gen von Entscheidungsträgern abgehandelt werden. In den 90er Jahren gehörte dies zum Stan-

dardrepertoire fast aller offiziellen Reden zur amerikanischen Asien-Pazifik-Politik. Der Vor-

tragende schlußfolgerte grundsätzlich, daß es eine der vornehmsten Aufgaben der USA sei, 

das System der hub and spokes zu festigen.2587 Der letzte Asienbeauftragte der Clinton-

Administration, Stanley O. Roth, schlug in seiner Abschlußrede dagegen einen anderen Ton 

an: „From the perspective of U.S.-Asia policy, I think the good news is that the sterile debate 

over bilateral versus multilateral security arrangements has largely ended. The Administration 

has demonstrated over the past two terms that it is possible to have robust bilateral security re-

lationships and, at the same time, play actively in multilateral venues.“2588 In der Amtszeit 

von Präsident Bush häuften sich dann offizielle Reden zur amerikanischen Asien-Pazifik-

Politik, die von alten Stereotypen abrückten. In einem Vortrag vom 21. September 2005 zur 

amerikanischen Südostasien-Politik ging z.B. Eric G. John zunächst auf die Themen Demo-

kratie, Wohlstand, regionale Integration, Terrorismus, Burma, Pandemien, die Rolle Chinas, 

multilaterale Beziehungen und regionale Sicherheit ein, bevor er sich dann im zweiten Teil 

seiner Ausführungen explizit den bilateralen Beziehungen der USA in Südostasien widme-

te.2589 

  Dennoch lassen auch die Reden aus der Ära von George W. Bush den Schluß zu, daß die 

bilateralen Allianzen weiterhin den Dreh- und Angelpunkt Washingtoner Stabilitätspolitik im 

Fernen Osten bilden. John selbst betonte z.B. wie andere Entscheidungsträger, daß Präsident 

Bush „has emphasized the strengthening and revitalization of alliances“2590. Mitchel B. Reiss, 

Director of Policy Planning im amerikanischen Außenministerium, stellte am 14. Mai 2004 

fest: „In East Asia, the backbone of our strategy must remain the enduring U.S. commitment 

to our five bilateral alliances and key security partnerships. We view our alliances with Japan, 

South Korea, Australia, Thailand, and the Philippines, as well as our partnership with Singa-

pore, as the key to assuring peace in East Asia and stability and prosperity for the entire re-

                                                                                                                                                         
ence.“ Rust M. Deming, U.S. Security Concerns in Asia (Testimony Before the House International Rela-
tions Committee, Subcommittee on Asia and the Pacific), Washington D.C., 8. März 2000. 

2587  Winston Lord zählte z.B. in einer Rede vom 17. Juli 1996 neun Ziele der USA im asiatisch-pazifischen 
Raum auf: An erster und zweiter Stelle nannte er die Aufrechterhaltung der Vornepräsenz sowie die Revita-
lisierung des Allianzsystems. Erst danach ist davon die Rede, „to encourage and engage in regional security 
dialogues“. Winston Lord, Briefing on ASEAN, Washington D.C., 17. Juli 1996. 

2588  Roth (11.01.2001). Einschränkend fügt Roth hinzu: „The bad news, however, is that while the intellectual 
commitment to multilateralism is there, both in the United States and the Asia-Pacific region, the political 
will to implement it is weak.“ Ebd. 

2589  Vgl. John (21.09.2005). 
2590  Ebd. 
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gion.“2591 Auch die NSS 2006 ist diesbezüglich eindeutig. Nach Erwähnung der APEC, des 

ARF, der U.S.-ASEAN Enhanced Partnership, der Sechsparteiengespräche und der PSI heißt 

es: „This institutional framework, however, must be built upon a foundation of sound bilateral 

relations with key states in the region.“2592 

  Wie festgefahren diese Haltung ist, zeigen Ausführungen von Admiral Dennis C. Blair. 

Auf den ersten Blick deuten sie an, daß hier ein hochrangiger Vertreter des USPACOM alte 

Pfade zu verlassen scheint (zumindest ist dem Verfasser kein vergleichbarer Vorschlag eines 

Kommandeurs des Pazifikkommandos bekannt). Zusammen mit seinem Mitarbeiter John T. 

Hanley Jr. hat Blair in der Winterausgabe 2001 des „Washington Quarterly“ vorgeschlagen, 

den „balance-of-power approach“2593 in den Sicherheitsbeziehungen des Fernen Ostens zu-

gunsten des Aufbaus von „security communities“ zu überwinden. Die Autoren lehnen sich 

dabei expressis verbis an Karl Deutsch2594 an und skizzieren folgen Idealzustand: „The proc-

ess will be one of building upon bilateral security relationships to form a web or regional rela-

tionships and capabilities that reinforce security for individual states, discouraging armed ag-

gression as a way of settling disputes, and developing habits of regional military cooperation 

and professional military behavior.“2595 Bereits im EASR 1998, der in die Amtszeit Blairs 

fällt, wurde das Konzept des „Sicherheitspluralismus“ vorgestellt. Demnach setzen sich die 

USA dafür ein, bi- und multilaterale Sicherheitsdialoge auszubauen und miteinander zu ver-

netzen.2596 Im Vergleich zum Denken in den Kategorien von Machtgleichgewichten bezeich-

nete Blair die Idee des security pluralism an anderer Stelle als „superior concept“, weil durch 

Diplomatie und Verhandlungen Fortschritte bei der Lösung von Konflikten erzielt werden 

könnten – im Gegensatz zum Konkurrenzmodell: „The best result in a balance of power ap-

proach is an uneasy peace.“2597 Als Ansätze des security pluralism bezeichnete Blair das 

ARF, die Vierparteiengespräche über Korea, das Trilaterale Forum für den Nordpazifik, den 

Northeast Asia Cooperation Dialogue und das South Pacific Forum. 

  Aus diesen Ausführungen den Schluß zu ziehen, daß sich unter amerikanischen Entschei-

dungsträgern der Trend durchsetzt, künftig multilateralen Formen der Sicherheitspolitik Vor-

rang einräumen zu wollen, ist letztlich nicht einmal den Worten Blairs zu entnehmen: „U.S. 

                                                 
2591  Mitchell B. Reiss, Challenges and Opportunities in a Changing Asia (Remarks to the Asia Foundation), 

Washington D.C., 14. Mai 2004. 
2592  The White House (16.03.2006): S. 40. 
2593  Dennis C. Blair, John T. Hanley Jr., From Wheels to Webs: Reconstructing Asia-Pacific Security Arrange-

ments, in: The Washington Quarterly, Nr. 1, Winter 2001, S. 15. 
2594  Vgl. zum Begriff der „Sicherheitsgemeinschaft“ Karl W. Deutsch, Die Analyse internationaler Beziehun-

gen, Frankfurt am Main 1968, S. 272 – 289. 
2595  Blair/Hanley (2001): S. 16. 
2596  Vgl. Department of Defense (November 1998): S. 42 – 44. Im Fazit des EASR 1998 ist von einem „Net-

work of Overlapping and Interlocking Institutions“ die Rede. Ebd., S. 66 f. 
2597  Dennis C. Blair, Collective Responsibilities for Security in the Asia-Pacific Region (Remarks at the Insti-

tute for Defense and Strategic Studies), Singapur, 22. Mai 1999. 



 Engagement in und gegenüber multilateralen Abmachungen 631  
 
 

 

bilateral treaties and security partnerships, backed by capable, forward-stationed and forward-

deployed armed forces, remain the indispensable framework for deterring aggression and 

promoting peaceful development in the region.“2598 Blair ging es offensichtlich nicht darum, 

die militärische Rolle Washingtons zu schmälern. Vielmehr stellte er die USA als wohlwol-

lenden Hegemon dar, der sich bereit zeigt, den Rahmen für mehr Vertrauen zwischen den re-

gionalen Akteuren zu setzen. Würden diese ihr gegenseitiges Mißtrauen abbauen und Rü-

stungsspiralen gar nicht erst entstehen lassen, dann würde es Washington einfacher fallen, die 

Pax Americana aufrechtzuerhalten. Auch Blair zeigte sich weit davon entfernt, ein System 

kollektiver Sicherheit für den Fernen Osten vorzuschlagen. In der Praxis bedeutet security 

pluralism, vor allem verschiedene Formen bi- und multilateraler Militärkooperation unter 

Führung der USA zu entwickeln.2599 

  Systemische Verhaltenserwartungen können in diesem Zusammenhang des weiteren dann 

als erfüllt betrachtet werden, wenn die Mitgliedschaft in Institutionen nicht damit erklärt wird, 

auf diesem Wege uneigennützige Ziele – etwa regionale Integration mit dem Ziel allgemeiner 

Friedensstiftung – zu verfolgen. John Wolf, APEC-Koordinator in der Amtszeit Clintons, 

sprach den instrumentellen Charakter einer APEC-Mitgliedschaft der USA ganz offen an: 

„For the United States, APEC is not an end in itself but a means to achieve a series of foreign 

policy goals: First and foremost, APEC helps to anchor U.S. leadership in the Asia-Pacific re-

gion.“2600 An anderer Stelle betonte er: „For us, it’s a tool we use to further specific US for-

eign policy objectives. […] APEC gives us broad scope to advance our positions on global is-

sues.“2601 Madeleine K. Albright hat die Beteiligung der USA an institutionellen Mechanis-

men ebenfalls in ein eher eigennütziges Licht gerückt, als sie sich zu den Motiven amerikani-

scher Unterstützung der nach der Asienkrise aufgelegten IWF-Programme für Thailand, In-

donesien und Südkorea äußerte: „The United States is participating in these programs for a 

very clear reason: the stability of the Asia-Pacific region is in our economic and national se-

curity interest. These countries are our friends and allies, and their prosperity makes them bet-

ter customers for U.S. exports.“2602 

                                                 
2598  Blair/Hanley (2001): S. 7. Entsprechend heißt es auch im EASR 1998: „The United States views all of these 

multilateral mechanisms, built upon the foundation of solid bilateral relationships and continued U.S. mili-
tary presence in the region, as playing an increasingly important role in regional affairs in the future.“ De-
partment of Defense (November 1998): S. 44. 

2599  „The most effective method is to develop policy coordination, including combined military cooperation, on 
a particular regional security issue or a series of related security issues.“ Blair/Hanley (2001): S. 9. Beide 
Autoren betonen, daß die USA nicht in jedes Projekt involviert werden müßten, vermuten aber, daß „nati-
ons will desire access to U.S. capabilities.“ Ebd. 

2600  John Wolf, U.S. Policy Toward the Asia-Pacific and APEC (Remarks to Women in International Trade), 
Washington D.C., 1. November 1996. 

2601  Wolf (01.10.1996). 
2602  Madeleine K. Albright, OpEd on „The Economic Crisis in Asia“ for Diario Las Americas, Miami, 1. Febru-

ar 1998. 
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  Positive Aussagen der USA zur APEC, zum ARF und der ASEAN sind durchaus ernst 

gemeint. Ihre Bedeutung relativiert sich allerdings, wenn sie im Kontext grundsätzlicher Aus-

führungen zu den Präferenzen amerikanischer Außen- und Sicherheitspolitik betrachtet wer-

den. Es liegt demnach eine umfassende Impulsverarbeitung bei der Einschätzung des instru-

mentellen Stellenwertes multilateraler Abmachungen durch die USA vor.  

   

b)  Praxis: Ein „Werkzeugkasten“ für Ad-hoc-Koalitionen 

Auch die Impulsumsetzung ist umfassend gegeben. Die USA bringen sich in die Arbeit der 

APEC sowie des ARF ein und kooperieren mit der ASEAN. Wann auch immer sie dabei je-

doch den Eindruck gewinnen, daß ihre Interessen nicht schnell bzw. effektiv genug umgesetzt 

werden, lancieren sie alternative Projekte. Diese können unterschiedliche Ziele verfolgen: Sie 

sollen, erstens, die Aktivitäten von APEC, ARF und ASEAN ergänzen, weil sich die Institu-

tionen nicht der von Washington angesprochenen Problematik widmen können oder wollen. 

Sie sind, zweitens, als Alternative zu vorhandenen Problemlösungsansätzen der APEC, des 

ARF und der ASEAN, mit denen Washington nicht übereinstimmt, gedacht. In beiden Fällen 

setzen die USA, drittens, auf „Koalitionen der Willigen und Fähigen“, die sich aus einzelnen 

Mitgliedern der APEC, des ARF und der ASEAN zusammensetzen, um ein Projekt durchzu-

führen. 

  Somit lassen sich die auch über multilaterale Abmachungen gewonnenen Kontakte wie ein 

„Werkzeugkasten“ nutzen: Je nach Problem versuchen die USA, Partnerstaaten für Ad-hoc-

Lösungen zu finden. In der Sprache des Weißen Hauses werden solche bi- oder multilateralen 

Instrumente „results-oriented partnerships“2603 genannt: „These partnerships emphasize inter-

national cooperation, not international bureaucracy. They rely on voluntary adherence rather 

than binding treaties. They are oriented towards action and results rather than legislation or 

rule-making.“2604 Funktioniert der angedachte Problemlösungsansatz, wird er fortgesetzt – 

anderenfalls aufgegeben und durch einen neuen ersetzt. Die USA verhalten sich damit genau 

so, wie dies aus der Sicht des systemischen Realismus zu erwarten ist: Sie bevorzugen es, 

keine internationalen Verpflichtungen einzugehen. Unterzeichnen sie dennoch Vereinbarun-

gen, müssen diese amerikanische Interessen widerspiegeln. Wo „entangling alliances“2605 be-

                                                 
2603  The White House (16.03.2006): S. 46. Das Zitat ist im Original fett und kursiv gesetzt. Der Ansatz der Ad-

hoc-Lösungen findet sich auch in: Department of Defense (Februar 1995): S. 14. 
2604  Ebd. 
2605  Der erste Präsident der USA, George Washington (1789-1797), hatte seine Landsleute in seiner Abschieds-

rede, die eigentlich ein publizierter Abschiedsbrief war, am 19. September 1796 davor gewarnt, sich durch 
langfristige Bündnisse binden zu lassen. Dabei sprach er nicht wörtlich von den viel zitierten „no entangling 
alliances“, sondern sagte sinngemäß: „It is our true policy to steer clear of permanent alliances with any 
portion of the foreign world“. George Washington, Farewell Address, o.O., 19. September 1796. Die USA 
sind in den vergangenen Jahrzehnten zwar immer wieder Allianzen eingegangen, die sich wie jene mit Süd-
korea und Japan zudem als langlebig erwiesen haben. Im Sinne George Washingtons schrecken sie aber da-
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wußt vermieden werden, steigt wiederum im Bedarfsfall die Wahrscheinlichkeit, auf den 

Werkzeugkasten zugreifen zu müssen, um Ad-hoc-Lösungen zu „zimmern“. 

  Im Bereich der Wirtschaft äußern sich diese allgemeinen Beobachtungen wie folgt: Die 

USA verfolgen das Ziel der weltweiten Liberalisierung des Handels. Dazu haben sie das 

GATT und später die Gründung der Welthandelsorganisation unterstützt. Beide können zwar 

Erfolge vorweisen, den Mitgliedern der WTO ist es aber seit 2006 nicht gelungen, die auf Eis 

liegende Doha-Handelsrunde wiederzubeleben. Im asiatisch-pazifischen Raum gehören die 

USA zu den Mitunterzeichnern der Erklärung von Bogor von 1994, von deren Verwirkli-

chung – der Schaffung einer Freihandelszone bis 2020, für industrialisierte Staaten bis 2010 – 

die APEC-Mitglieder noch weit entfernt sind. Auch die Unterzeichnung eines möglichen 

Freihandelsabkommen zwischen Washington und der ASEAN ist nicht in Sicht. In der Amts-

zeit von Präsident Bush sind die USA daher dazu übergegangen, ihr Engagement in der WTO 

und der APEC durch bilaterale Abkommen zu ergänzen.2606 

  In Südostasien wurde dazu im Mai 2003 ein FTA mit Singapur abgeschlossen, das seit Ja-

nuar 2004 in Kraft ist. Im Oktober 2003 hatten die USA zudem angekündigt, mit Thailand ein 

FTA aushandeln zu wollen. Nach dem Militärputsch vom September 2006 wurden die Ver-

handlungen mit dem Königreich ausgesetzt. Im März 2006 hatten die USA erklärt, auch mit 

Malaysia die Unterzeichnung eines FTA anzustreben. Die Verhandlungen dauern in diesem 

Fall an. Mit folgenden Staaten Südostasiens wurden zudem Trade and Investment Framework 

Agreements vereinbart, die gemäß EAI Voraussetzung für den späteren Abschluß eines FTA 

sind bzw. im Falle des Stadtstaates waren: Philippinen (November 1989), Singapur (Oktober 

1991), Indonesien (Juli 1996), Thailand (Oktober 2002), Brunei (Dezember 2002), Malaysia 

(Mai 2004), Kambodscha (Juli 2006) und Vietnam (Juni 2007). Des weiteren sind seit De-

zember 2001 bzw. Februar 2005 Bilateral Trade Agreements zwischen den USA und Vietnam 

bzw. den USA und Laos in Kraft.2607 

  Der strategische Charakter dieser Instrumentenwahl zeigt sich daran, daß über die FTAs 

weitergehende sicherheitspolitische Ziele verfolgt werden. Dies wird vom US-

Handelsbeauftragten sogar offen angesprochen. Eines seiner Auswahlkriterien für Staaten, 

denen Freihandelsabkommen angeboten werden, ist die Frage, in welchem Umfang sie die 
                                                                                                                                                         

vor zurück, sich auf verbindliche internationale Vereinbarungen einzulassen, die sie nicht kontrollieren oder 
zumindest mittels Veto blockieren können. 

2606  Vgl. Stephen Hoadley, U.S. Free Trade Agreements in East Asia: Politics, Economics, and Security Policy 
in the Bush Administration, in: Südostasien aktuell, Nr. 1/2007, S. 51 – 75. Vgl. zu diesem Thema auch He-
ribert Dieter, Bilaterale Freihandelsabkommen im asiatisch-pazifischen Raum. Effekte, Motive und Konse-
quenzen für die Europäische Union, SWP-Studie, Nr. 8, Berlin, April 2006. Dirk Nabers, Freihandelsab-
kommen in Ostasien und die Zukunft des Welthandelssystems, in: Südostasien aktuell, Nr. 5/2005, S. 25 – 
37. 

2607  Ausführliche Informationen sowie alle relevanten FTAs, TIFAs und weitere Dokumente finden sich unter: 
Office of the United States Trade Representative, Southeast Asia and Pacific, Washington D.C., Stand vom 
August 2007. 
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amerikanische Außen- und Sicherheitspolitik unterstützen.2608 Es scheint daher kein Zufall zu 

sein, daß bislang ausschließlich mit Eckpfeilern des Systems der hub and spokes Freihandels-

abkommen erfolgreich abgeschlossen worden sind. In Südostasien ist derzeit lediglich mit 

Singapur ein FTA in Kraft. Die USA festigten auf diese Weise ihr Verhältnis zum Stadtstaat, 

der die einzige amerikanische FOS in der Region darstellt.2609 Auch an der Südflanke der 

ASEAN war Washington erfolgreich. Seit Januar 2005 ist das FTA zwischen den USA und 

ihrem Bündnispartner Australien in Kraft.2610 In Nordostasien wiederum unterzeichneten Wa-

shington und Seoul im Juni 2007 ein Freihandelsabkommen, bekannt als Korea-United States 

Free Trade Agreement (KORUS-FTA). Die USA flankieren damit ihre sicherheitspolitischen 

Beziehungen zu Südkorea, was in der anhaltenden Transformationsphase der Allianz strate-

gisch sinnvoll erscheint. KORUS kann zudem als Versuch ökonomischer Gegenmachtbil-

dung, vor allem zu China, gewertet werden. Das Reich der Mitte hatte sich in den vergange-

nen Jahren zum wichtigsten Handelspartner Südkoreas entwickelt, und die USA versuchen 

nun, über ein Freihandelsabkommen Marktanteile zurückzugewinnen. KORUS-FTA muß al-

lerdings noch von den Parlamenten beider Seiten ratifiziert werden.2611 

  Im Bereich der Sicherheitspolitik ist ebenfalls eine deutliche Impulsumsetzung festzustel-

len. Soweit sich Washington in Ergänzung zu uni- und bilateralen Instrumenten neben dem 

ARF auf weitere multilaterale Projekte einläßt, greift es auf den angesprochenen „Werkzeug-

kasten“ zurück. Folgende sicherheitspolitisch relevanten „Koalitionen der Willigen und Fähi-

gen“, die auf diese Weise „zurechtgezimmert“ worden sind, können genannt werden: 
 

(1)  Krise auf der koreanischen Halbinsel 

Washington hat in den vergangenen Jahren zur Stabilisierung der koreanischen Halbinsel 

nicht nur auf seine Truppenpräsenz, sondern auch auf multilaterale Gesprächsforen gesetzt. 

An den Vierparteiengesprächen von 1997 bis 2001 waren die USA, China, Südkorea und 

Nordkorea beteiligt. 1999 kam es zur Gründung der Trilateral Coordination and Oversight 

Group (TCOG), in der Washington, Tokyo und Seoul versuchen, ihre Politik gegenüber 

                                                 
2608  Vgl. United States General Accounting Office, International Trade. Intensifying Free Trade Negotiating 

Agenda Calls for Better Allocation of Staff Resources (Report to Congressional Requesters), Nr. GAO-04-
233, Washington D.C., Januar 2004, S. 8. 

2609  Vgl. Eul-Soo Pang, Embedding Security into Free Trade: The Case of the United States – Singapore Free 
Trade Agreement, in: Contemporary Southeast Asia, Nr. 1, April 2007, S. 1 – 32. 

2610  Vgl. U.S.-Australia Free Trade Agreement, Washington D.C., 18. Mai 2004. 
2611  Vgl. Hanns Günther Hilpert, Stormy-Annika Mildner, Wettlauf um Märkte. USA und Südkorea gründen 

drittgrößte Freihandelszone weltweit, SWP-Aktuell, Nr. 30, Berlin, Mai 2007. Auch Hilpert und Mildner 
sehen sicherheitspolitische Implikationen dieses Abkommens: Es sei „ein von beiden Seiten angestrebtes 
politisches Signal für eine Revitalisierung der Bündnisbeziehung.“ Ebd., S. 4. „Zudem stärkt KORUS FTA 
das strategisches Eigengewicht Südkoreas als Mittelmacht in Ostasien und wirkt der kontinentalen Annähe-
rung Südkoreas an China entgegen.“ Ebd., S. 5. 
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Pjöngjang aufeinander abzustimmen.2612 Im August 2003 wurde das Format der Sechspartei-

engespräche etabliert, die zwischen den USA, China, Südkorea, Nordkorea und nun auch 

Rußland und Japan abgehalten werden. Bis zum Juli 2007 wurden insgesamt sechs Ge-

sprächsrunden durchgeführt.2613 Um Nordkorea zur Aufgabe seines Nuklearwaffenprogramms 

zu bewegen, war im März 1995 die Korean Peninsula Energy Development Organization 

(KEDO) gegründet worden.2614 Die finanzielle Hauptlast dieser Organisation lag bei Südko-

rea, Japan und den USA. Zu weiteren Mitgliedern gehörten zuletzt die Europäische Atomge-

meinschaft (EAG), Argentinien, Australien, Chile, Indonesien, Neuseeland, Polen, Tschechi-

en und Usbekistan.2615 Aufgrund wiederholter Weigerungen Nordkoreas, seine vorhandenen 

Nuklearreaktoren stillzulegen, hat die KEDO am 31. Mai 2006 beschlossen, das geplante Pro-

jekt zum Bau zweier Leichtwasserreaktoren einzustellen.2616 Ob die USA sich an dem von ei-

nigen Beobachtern angedachten Nordostasiatischen Sicherheitsforum, das unter Ausklamme-

rung Nordkoreas aus den Sechsparteiengesprächen hervorgehen könnte, beteiligen werden, ist 

eine offene Frage. Washington hat aber bereits darauf hingewiesen, daß es einen Sicherheits-

dialog über die Lage in Nordostasien für sinnvoll hält.2617 
 

(2)  Unabhängigkeit Ost-Timors 

Zur Eindämmung der Unruhen auf Ost-Timor und zur Durchsetzung des Unabhängigkeitsvo-

tums vom 30. August 1999, für das sich die Einwohner der damals noch indonesischen Pro-

vinz ausgesprochen hatten, beteiligten sich die USA an der INTERFET. Sie war von Septem-

ber 1999 bis Februar 2000 im Einsatz und wurde danach von der UNTAET abgelöst. Wich-

tigster Kooperationspartner war Australien, das die Führung der INTERFET übernahm. Ne-

ben weiteren Staaten beteiligten sich die Philippinen, Thailand, Südkorea und Singapur an der 

Mission. Abgesehen von Japan waren somit alle wichtigen amerikanischen Bündnis- und Si-

cherheitspartner in der Ad-hoc-Koalition vereint. 
 

                                                 
2612  Vgl. zu deren Tätigkeit z.B. Department of State, Joint Statement of the Trilateral Coordination and Over-

sight Group, Honolulu, 13. Juni 2003. 
2613  Vgl. zur aktuellen Berichterstattung zu den Sechsparteiengesprächen Department of State, Releases, Wa-

shington D.C., Stand vom August 2007. 
2614  Vgl. Sebastian Harnisch, Die Korean Peninsula Energy Development Organization (KEDO), in: 

Maull/Nabers (2001): S. 118 – 156. 
2615  Vgl. Korean Peninsula Energy Development Organization, 2005 Annual Report, New York, 31. Dezember 

2005. 
2616  Vgl. dazu die Erklärung der KEDO auf der Hauptseite ihres Internetauftritts. 
2617  Vgl. Nanto (18.09.2006): S. 24 f. 
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(3)  Hilfsleistungen nach der Tsunami-Katastrophe 

Nach diesem Muster gingen die USA auch im Zuge der Tsunami-Katastrophe vom Dezember 

2004 vor – mit dem Unterschied, daß sie nun selbst die Führung der Mission, der Operation 

Unified Assistance, übernahmen.2618 Zur Umsetzung der Hilfsaktion konnte das USPACOM 

zum einen auf Zugänge seiner FOS sowie verschiedener CSLs zugreifen, wobei der Nutzung 

des thailändischen Stützpunktes U-Tapao eine besondere Rolle als logistische Drehscheibe 

zukam. Die Operation Unified Assistance, die auf die Linderung unmittelbarer Not gerichtet 

war, dauerte bis Mitte Februar 2005. Verschiedene Hilfsmaßnahmen wurden danach fortge-

setzt. Insgesamt haben sich neben den USA 18 weitere Nationen mit zusammen u.a. 137 

Flugzeugen (US-Anteil: 45 = 32,85 %), 161 Helikoptern (57 = 35,4 %) und 127 Schiffen (25 

= 19,69 %) an der Bewältigung der Folgen der Tsunami-Katastrophe beteiligt.2619 Die teil-

nehmenden Staaten haben ihre Einheiten dabei nicht wie etwa in einem Kampfeinsatz der Be-

fehls- und Kommandogewalt des USPACOM unterstellt. Diesem fiel eher die Rolle eines 

„Koordinators bei Bedarf“ zu – und der war aufgrund der militärischen Möglichkeiten der 

USA groß. 
 

(4)  Kampf gegen den internationalen Terrorismus 

Im Kampf gegen den Terrorismus in Südostasien ist auf der Seite der USA höchste Sensibili-

tät gefordert. Denn die betroffenen Staaten, vor allem Indonesien und Malaysia, bestehen dar-

auf, polizeiliche und militärische Aktivitäten autonom durchzuführen. So muß sich Washing-

ton auf bilaterale Absichtserklärungen, den Austausch von Geheimdienstinformationen oder 

gemeinsame Anti-Terror-Manöver beschränken, um Gruppierungen wie die Jemaah Islamiy-

ah zumindest mittelbar eindämmen zu können. Als wirksam hat sich dabei die Förderung von 

nationalen Anti-Terror-Einheiten der Partnerstaaten erwiesen. In Indonesien haben sich ame-

rikanische und australische Polizeikräfte z.B. an der Bildung der Sondereinheit „Detachment 

88“ beteiligt. Sie kann mittlerweile achtbare Erfolge vorweisen wie etwa die Gefangennahme 

von Abu Dujana Mitte Juni 2007, der zu den Führungskräften der Jemaah Islamiyah gehör-

te.2620  

  Auch bei der Förderung multilateraler Projekte zeigen die USA nicht mehr Präsenz als 

notwendig. Der am 1. Juli 2003 in Kuala Lumpur eröffnete Southeast Asia Regional Centre 

for Counter-Terrorism (SEARCCT) wird z.B. offiziell von der malaysischen Regierung be-

trieben, aber nach Presseberichten offensichtlich zu einem erheblichen Teil von der amerika-

                                                 
2618  Das USPACOM hat den Hilfseinsatz umfassend auf seiner Internetseite dokumentiert. Vgl. United States 

Pacific Command, Operation: Unified Assistance. Tsunami Relief Effort (Online Archive), Honolulu, o.J. 
Vgl. auch Kapitel 6/III/3 in dieser Arbeit. 

2619  Vgl. United States Pacific Command, Overview: Operation Unified Assistance, Honolulu, 15. April 2005. 
2620  Vgl. The Economist, Wounded but still dangerous; Terrorism in South-East Asia, 16. Juni 2007 (online). 
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nischen Regierung finanziert.2621 Dadurch ist einerseits sichergestellt, daß das komplette Per-

sonal des SEARCCT von der Wahlmonarchie gestellt wird, womit diese nach außen nicht den 

Eindruck erweckt, im Namen Washingtons den Kampf gegen den Terrorismus zu führen. Die 

USA wiederum üben durch finanzielle Beiträge Einfluß auf die Agenda des Zentrums aus. 

Die amerikanische Präsenz am SEARCCT ist nicht zu übersehen: An 13 von 35 Kursen und 

Seminaren, die zwischen Oktober 2003 und April 2007 stattgefunden haben, hat Washington 

mitgewirkt. Entweder sind Teilnehmer entsandt worden, oder aber Abteilungen der amerika-

nischen Regierung oder ihr nahestehende Institutionen sind als Mitveranstalter aufgetreten.2622 

  Bei einem weiteren multilateralen Projekt können die USA als indirekter Geburtshelfer 

betrachtet werden. Seit Juli 2004 führen Malaysia, Indonesien und Singapur im Rahmen eines 

permanenten Manövers koordinierte Patrouillen in der Malakka-Straße durch, seit August 

2005 sind gemeinsame Luftpatrouillen hinzugekommen. Dadurch sollen Schiffe, die diesen 

Seeweg wählen, vor Übergriffen von Piraten und Terroristen geschützt werden. Die Malacca 

Straits Security Initiative (MSSI) kann als Antwort auf den Vorschlag von Admiral Thomas 

B. Fargo vom Frühjahr 2004 verstanden werden, amerikanische Patrouillen in der Malakka-

Straße durchführen zu wollen.2623 Vor allem Malaysia und Indonesien widersprachen einem 

solchen Vorhaben. Mit Blick auf die MSSI hat somit der stark kritisierte Vorstoß Fargos letzt-

lich doch jene Maßnahmen bewirkt, die Washington angestrebt hat. Mit einer Ausnahme: Es 

muß diese nun nicht selbst durchführen. Die USA wirken an der Mission wie im Falle des 

Anti-Terrorismus-Zentrums in Malaysia ebenfalls aus dem Hintergrund mit. Die zehn Radar-

systeme, die bis 2008 an der Ostküste Sumatras zur Überwachung der Malakka-Straße instal-

liert werden sollen, werden von Washington finanziert.2624 Eng verbunden mit dem Kampf 

gegen den Terrorismus sind die Container Security Initiative und die Proliferation Security In-

itiative. Sie werden im folgenden Punkt kurz vorgestellt. 
 

                                                 
2621  Der malaysische Außenminister Syed Hamid Albar hat kurz nach der Gründung des SEARCCT behauptet, 

daß seine Regierung diesen vollständig selbst finanziere. Vgl. Leslie Lau, Anti-terrorism centre opens in 
Kuala Lumpur, in: The Straits Times, 2. Juli 2003 (online). Anfang Februar 2007 sind selbigem Außenmi-
nister vom amerikanischen Botschafter in Malaysia, Christopher J. LaFleur, finanzielle Mittel zur Unter-
stützung des SEARCCT überreicht worden. Vgl. Bernama News Agency, US Government Contributes Ma-
terials for Counter Terrorism Centre, 8. Februar 2007 (online). Hinzu kommt die Unterstützung der USA 
für die Durchführungen der Kurse und Seminare, an denen sie teilnehmen. Informationen zum SEARCCT 
finden sich auf dessen Internetseite. 

2622  Zu diesen zählen das Department of State, der Asia Pacific Centre for Security Studies, der Internal Reve-
nue Service, das United States Pacific Command, das Department of Homeland Security, das Institute for 
Defense Analyses und das Department of Justice. Vgl. Southeast Asia Regional Centre for Counter-
Terrorism, List of Courses & Seminars, Kuala Lumpur, Stand vom 16. Mai 2007. 

2623  Vgl. Kay Möller, Maritime Sicherheit und die Suche nach politischem Einfluß in Südostasien, SWP-Studie, 
Nr. 35, Berlin, Dezember 2006, S. 14 f. 

2624  Vgl. BBC Monitoring Asia Pacific, New Indonesian radar systems along Malacca strait near completion – 
navy, 12. Juni 2007 (online). 
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(5)  Eindämmung der Proliferation von Massenvernichtungswaffen 

Zur Eindämmung der Proliferation von Massenvernichtungswaffen sind von der Bush-

Administration zwei multilaterale Kooperationsmechanismen initiiert worden. Am 17. Januar 

2002 kündigten die USA die Container Security Initiative (CSI) an.2625 Sie hat zum Ziel, Han-

delsschiffe, die Richtung amerikanische Küste steuern, bereits in ihren Ausgangshäfen mittels 

eines systematischen Vorauswahlverfahrens auf kritische Inhalte, etwa radioaktive Substan-

zen oder Sprengstoffe, zu untersuchen. Im August 2006 waren 44 Häfen weltweit in die CSI 

eingebunden, darunter 13 im asiatisch-pazifischen Raum. In Nordostasien sind folgende Hä-

fen zu nennen: Shenzen und Shanghai (China); Hongkong; Kaohsiung (Taiwan); Pusan (Süd-

korea); Yokohama, Tokyo, Nagoya und Kobe (Japan). Die Teilnehmer in Südostasien sind: 

Singapur; Port Klang und Tanjung Pelepas (Malaysia); Laem Chabang (Thailand).2626 Wie 

wichtig die CSI für die USA ist, zeigen folgende Zahlen: 90 % des Welthandels werden zur 

See über Container abgewickelt, knapp die Hälfte des Wertes amerikanischer Importe wird 

auf diesem Weg transportiert.2627 Vor diesem Hintergrund ist der Wirkungsbereich der CSI 

bemerkenswert: Nach Angaben der Abteilung U.S. Customs and Border Protection im De-

partment of Homeland Security werden mittlerweile ca. 90 % sämtlicher Container, die in die 

USA gelangen, einem prescreening unterzogen.2628 

  In Ergänzung der CSI kündigte Präsident George W. Bush am 31. Mai 2003 die Prolifera-

tion Security Initiative (PSI) an.2629 In ihr haben sich mittlerweile 84 Staaten (Stand: 4. Juni 

2007) dazu verpflichtet, der Verbreitung von Massenvernichtungsmitteln, entsprechenden 

Transportvorrichtungen sowie zugehörigen Materialien durch geeignete Unterbindungsmaß-

nahmen entgegenzuwirken. In Südostasien sind Brunei, Kambodscha, die Philippinen und 

Singapur der PSI beigetreten. Hinzu kommen im übrigen asiatisch-pazifischen Raum Japan, 

die Mongolei, Australien, Neuseeland, Papua-Neuguinea und die Marshall-Inseln.2630 Der 

wichtigste Adressat der PSI im Fernen Osten ist zwar mit Nordkorea eindeutig zu identifizie-

ren.2631 Was jedoch „Unterstützung“ bei den zahlreichen Mitgliedsstaaten im Einzelfall be-

                                                 
2625  Vgl. U.S. Customs and Border Protection, Container Security Initiative. 2006-2011 Strategic Plan, Wash-

ington D.C., August 2006. Weitere Informationen finden sich auf der zuständigen Internetseite. Vgl. U.S. 
Customs and Border Protection, CSI: Container Security Initiative, Washington D.C., o.J.  

2626  Vgl. U.S. Customs and Border Protection, Container Security Initiative. 2006-2011 Strategic Plan, Wash-
ington D.C., August 2006, S. iv. 

2627  Vgl. U.S. Customs and Border Protection, Container Security Initiative. Response to Terrorism, Washing-
ton D.C., 27. Juli 2007. 

2628  Vgl. U.S. Customs and Border Protection, CSI in Brief, Washington D.C., 27. Juli 2007. 
2629  Vgl. Andrew C. Winner, The Proliferation Security Initiative: The New Face of Interdiction, in: The Wash-

ington Quarterly, Nr. 2, Frühjahr 2005, S. 129 – 143. Vgl. zu aktuellen Entwicklungen die Dokumentation 
in: Department of State, Proliferation Security Initiative, Washington D.C., o.J. 

2630  Vgl. Department of State, Proliferation Security Initiative Participants, Washington D.C., 4. Juni 2007. 
2631  Vgl. zur Bedeutung der PSI für den Fernen Osten Mark J. Valencia, The Proliferation Security Initiative: 

Making Waves in Asia, Adelphi Paper, Nr. 376, London, Oktober 2005. 
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deutet, ist unklar.2632 Ziel ist, mit der PSI jene Lücken zu füllen, die das MTCR offengelassen 

hat.2633 Wichtigstes Mittel der Unterbindungsmaßnahmen sind militärisch gestützte Abfang-

operationen, die in Manövern trainiert werden. Die erste Übung, Exercise Pacific Protector, 

fand im September 2003 unter Beteiligung der USA, Frankreichs, Japans und Australiens 

statt.2634 Spektakuläre Erfolge konnten durch die PSI noch nicht erzielt werden. Washington 

ist es jedoch gelungen, eine Plattform zu schaffen, über die es Maßnahmen zur Eindämmung 

der Proliferation von Massenvernichtungswaffen in seinen bilateralen Beziehungen routine-

mäßig thematisieren kann. 

   

In all diesen Fällen haben sich die USA als „Zimmermeister“ erwiesen, der nach Bedarf auf 

seinen „Werkzeugkasten“ zugreift, um die Lösung eines Problems anzugehen. Daß dann auch 

tatsächlich „Koalitionen der Willigen und Fähigen“ zustande kommen, ist umfangreichen 

Vorarbeiten zu verdanken. Einerseits muß der Hegemon wichtige bilaterale Beziehungen so 

pflegen, daß die Staaten bereit sind, ihm zu folgen. Andererseits muß bei Bündnis- und Si-

cherheitspartnern sowie den übrigen Teilnehmern des Konzepts der places, not bases sicher-

gestellt sein, daß diese zu militärischer Zusammenarbeit überhaupt in der Lage sind. Die USA 

führen dazu nicht nur bilaterale, sondern auch zahlreiche multilaterale Manöver durch, um die 

Interoperabilität der Streitkräfte einzuüben. Zu wichtigen Übungen, an denen südostasiatische 

Staaten mitwirken, gehören Cobra Gold (USA, Thailand, Singapur, Japan, Indonesien), Coo-

peration Afloat Readiness and Training, CARAT (USA, Thailand, Malaysia, Brunei, Indone-

sien, Philippinen, Singapur) und Cope Tiger (USA, Thailand, Singapur).2635 Weitere Manöver 

werden mit sämtlichen anderen asiatischen Bündnispartnern durchgeführt. Alle zwei Jahre 

findet z.B. unter Einbeziehung verschiedener Staaten des Pazifiks die Übung Rim of the Paci-

fic (RIMPAC) statt, die als die Größte ihrer Art gilt. 2006 gehörten die USA, Kanada, Austra-

lien, Chile, Japan, Peru, Südkorea und Großbritannien zu den Teilnehmerstaaten, die ca. 

19.000 Soldaten für Manöver vor der Küste Hawaiis entsandt hatten.2636 Im August 2005 war 

zudem erstmalig in südostasiatischen Gewässern ein PSI-Manöver durchgeführt worden. An 

Deep Sabre nahmen 13 Staaten, unter ihnen die USA, Singapur, Australien, Japan und Frank-

reich, teil. 

  Das amerikanische Verhalten in und gegenüber multilateralen Abmachungen kann damit 

wie folgt zusammengefaßt werden: Das Engagement der USA in der APEC und im ARF soll 

                                                 
2632  Vgl. Sharon Squassoni, Proliferation Security Initiative (PSI), CRS Report for Congress (RS21881), Wash-

ington D.C., Stand vom 14. September 2006, S. 2. 
2633  Vgl. Valencia (2005): S. 25. 
2634  Vgl. ebd., S. 30. 
2635  Vgl. United States Pacific Command, Exercises, Honolulu, 2007.  
2636  Vgl. Commander, U.S. Third Fleet, Rim of the Pacific Exercise 2006, San Diego, Stand vom 28. Juli 2006. 
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das System der hub and spokes ergänzen, jedoch nicht ersetzen.2637 Die amerikanische Regie-

rung vermeidet es dabei grundsätzlich, multilaterale Vereinbarungen einzugehen, aus denen 

nicht kontrollierbare Verpflichtungen entstehen. Regionale Institutionen und Foren nutzt Wa-

shington vor allem als Kommunikationsplattform für Gespräche mit Partnern und Konkurren-

ten, um seine Positionen darzustellen und für diese aktiv zu werben.2638 Die Mitgliedschaft 

der USA in der APEC und im ARF sowie die Zusammenarbeit mit der ASEAN flankieren das 

amerikanische Hegemonie-Management im asiatisch-pazifischen Raum.2639 Dabei zeigt sich 

Washington äußerst pragmatisch.2640 Erweisen sich multilaterale Abmachungen als ungeeig-

net, zur Bewältigung ökonomischer und sicherheitspolitischer Herausforderungen beizutra-

gen, werden neue „Koalitionen der Willigen und Fähigen“ gebildet. Sie sollen vorhandene 

Problemlösungskapazitäten ergänzen bzw. ersetzen, wobei folgender Grundsatz gilt: Die Mis-

sion bestimmt die Koalition!2641 Die USA arbeiten des weiteren in und mit der APEC, dem 

ARF und der ASEAN zusammen, um das Feld der regionalen Integration nicht einseitig Chi-

na zu überlassen.2642 So wird verhindert, daß sich wichtige multilaterale Abmachungen im 

Sinne des soft balancing gegen Washington instrumentalisieren lassen. Gleichzeitig hat der 

Hegemon durch Kooperation mit dem Herausforderer in APEC und ARF die Chance, dessen 

Drang zur Gegenmachbildung zu mildern. Die USA engagieren sich grundsätzlich nicht in 

multilateralen Abmachungen, um altruistische Ziele zu verfolgen, sondern nationale Interes-

sen effektiver umzusetzen.2643 

                                                 
2637  Fast alle Beobachter teilen die Einschätzung, daß die USA bilaterale Kooperationsmechanismen bevorzu-

gen, weil sie in diesen ihre Macht am besten ausspielen können. Vgl. beispielhaft Cossa (2002): S. 193. 
Mack (2003): S. 395. 

2638  Dieser Umstand wird mit Blick auf das ARF u.a. von der Heritage Foundation betont. Vgl. Dana R. Dillon, 
Balbina Y. Hwang, John J. Tkacik Jr., ASEAN Regional Forum: Promoting U.S. Interests, The Heritage 
Foundation, Backgrounder, Nr. 1659, Washington D.C., 10. Juni 2003. 

2639  „Multilateralism and minilateralism in the form of ad hoc coalitions have helped to soften US hegemony by 
giving other states some say in initiatives taken by the United States that directly affect their security.“ Mi-
chael Mastanduno, US foreign policy and the pragmatic use of international institutions, in: Australian 
Journal of International Affairs, Nr. 3, September 2005, S. 323. 

2640  Diese Auffassung vertritt u.a. Mastanduno (2005): S. 317 – 333. 
2641  Vgl. Bob Woodward, Dan Balz, ‘We Will Rally the World’; Bush and His Advisers Set Objectives, but 

Struggled With How to Achieve Them, in: The Washington Post, 28. Januar 2002 (online).  
2642  Evelyn Goh formuliert dazu mit Blick auf das ARF: „As with East Asia policy as a whole, Washington 

views the ARF through a strong China lens“. Goh (2004): S. 64. Vgl. Nanto (18.09.2006): S. 36. Amitav 
Acharya, See Seng Tan, Betwixt balance and community: America, ASEAN, and the security of Southeast 
Asia, in: International Relations of the Asia-Pacific, Nr. 1/2005, S. 52. Dieser Zusammenhang wird, ohne 
einen direkten Bezug zu China herzustellen, auch im amerikanischen Außenministerium anerkannt: „With 
the proliferation of regional organizations in the Asia-Pacific region recently, several of which exclude the 
United States, we need to strengthen the organizations in which we are a member, such as ARF, ASEAN, 
and APEC.“ Kelly (02.06.2004). 

2643  Richard W. Baker schreibt zum Verhalten der Clinton-Administration gegenüber der APEC: „The United 
States has not been interested in a regional economic regime for its own sake, but rather in building regional 
arrangements that advance compliance with international regimes and that support increased American ac-
cess to global markets. APEC is seen as a potentially helpful instrument in this regard.“ Baker (1998): S. 
187 f. 
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KAPITEL  7 
 

Die Vorgehensweise:  
Kooperative und konfrontative Elemente 

 

 

 

In Kapitel 6 sind die einzelnen bilateralen Beziehungen darauf untersucht worden, welchen 

sicherheitspolitischen Nutzen die USA aus ihnen ziehen. Sind die Instrumente entsprechend 

angeordnet, um die militärische Vornepräsenz an der pazifischen Gegenküste zu unterstützen, 

dann liegen Impulsverarbeitung und Impulsumsetzung vor. Der Blick richtete sich damit auf 

vorhandene und angestrebte Resultate: Über welche Zugänge verfügen die USA in der Regi-

on? Ist ein Ausbau des Konzepts der places, not bases geplant? Kapitel 7 ist dagegen nicht 

nur auf Ergebnisse, sondern auch auf Prozesse ausgerichtet: Wie gehen die USA mit China 

und den Staaten Südostasiens um? Herauszufinden ist, ob der zu beobachtende Mix aus ko-

operativen und konfrontativen Vorgehensweisen strategischen Kriterien gerecht wird. 

  Von einer Impulsverarbeitung und einer Impulsumsetzung kann dabei gesprochen werden, 

wenn sich die USA wie folgt verhalten: China wird positional auf Abstand gehalten. Fraglich 

ist, in welcher Weise dies zu geschehen hat. Der erste Abschnitt von Kapitel 7 wird daher u.a. 

zu klären haben, ob der Handel der USA mit China, in dem Peking die relativen Gewinne auf 

seiner Seite weiß, strategischen Kriterien im Sinne des systemischen Realismus entspricht. 

Baut Washington mit der vorliegenden Form ökonomischer Austauschbeziehungen seinen 

peer competitor geradezu auf? Oder sind relative Gewinne Chinas im Handel mit den USA 

solange nebensächlich, wie die amerikanischen Streitkräfte ihre militärische Überlegenheit 

bewahren können? Der zweite Abschnitt ist dann dem ASEAN-Raum gewidmet: Gegenüber 

den Staaten Südostasiens verhalten sich die USA dann strategisch, wenn sie versuchen, diese 

zu einer Politik der Anlehnung an den Hegemon zu überzeugen. Anders formuliert: Diejeni-

gen Akteure der ASEAN, die gegenüber Washington bereits bandwagoning betreiben, sind in 

dieser Haltung zu bestärken; diejenigen Staaten Südostasiens, die sich zum bandwagoning 

gegenüber Peking entschieden haben, sind in ihrer außenpolitischen Allianzwahl zu erschüt-

tern. Ob die USA den richtigen Mix kooperativer und konfrontativer Vorgehensweisen an-

wenden, hängt von einer Einzelfallprüfung ab. Dazu sind historische, wirtschaftliche, sicher-

heitspolitische und normative Bezüge zu erörtern. Die inhaltliche Verwobenheit der strategi-

schen Segmente „Mittel und Instrumente“ sowie „Vorgehensweise“ wird im Laufe dieses Ka-
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pitels zudem besonders deutlich. Die USA werden z.B. nur dann dauerhaft auf Zugangsver-

einbarungen zugreifen können, wenn die jeweiligen Akteure gegenüber Washington kontinu-

ierlich bandwagoning betreiben. 

  Bevor mit den einzelnen Betrachtungen begonnen wird, sollen an dieser Stelle noch einige 

theoretische Präzisierungen vorgenommen werden. Es wurde bereits darauf hingewiesen, daß 

die Definitionen von Kenneth N. Waltz zum bandwagoning und balancing, die am jeweiligen 

dominierenden Akteur ausgerichtet werden, problematisch sein können. Denn für einige Staa-

ten Südostasiens, insbesondere für Akteure wie Laos und Kambodscha, ist es aus geographi-

schen Gründen nicht durchweg plausibel, die USA als Hegemon anzusehen. David C. Kang 

hat deshalb bei der Untersuchung außenpolitischen Verhaltens asiatischer Staaten die Optio-

nen des bandwagoning und balancing auf China bezogen.2644 Gelten nicht geographische 

Bezüge, sondern capabilities im Weltmaßstab, ist hingegen der Kritik von Amitav Acharya an 

dem Vorgehen Kangs zuzustimmen: „[...] if size, military power, and growth rates were the 

only things that matter, surely the United States should be the one being balanced against.“2645 
 

 

Schaubild 10:  Allianzoptionen der Staaten Südostasiens 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 
 

Entwurf: Martin Wagener 

                                                 
2644  Vgl. Kang (2003): S. 57 – 85. 
2645  Acharya (2003/2004): S. 152. 
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  Aus theoretischer Sicht sind die bisherigen Ausführungen zum balancing und bandwago-

ning daher wie folgt weiter zu präzisieren, um sie sinnvoll anwenden zu können: In Kapitel 2 

ist darauf hingewiesen worden, daß sich erst über die Impulsverarbeitung herausfinden läßt, 

ob und gegenüber wem nachgeordnete Mächte eine Politik der Anlehnung oder Gegenmacht-

bildung verfolgen. Dabei wurde im Gegensatz zu Kenneth N. Waltz und im Sinne von Ran-

dall L. Schweller festgehalten, daß diese Akteure sowohl gegenüber dem Hegemon als auch 

gegenüber dem Herausforderer balancing oder bandwagoning betreiben können. Die Wahl 

der Allianzoption hängt davon ab, an welcher Seite sich die nachgeordneten Mächte langfri-

stig die größten eigenen Erfolge ausrechnen. In Kapitel 4 ist herausgearbeitet worden, welche 

Staaten Südostasiens sich an China anlehnen oder zu diesem Gegenmacht aufzubauen versu-

chen. In diesem Kapitel wird nun der Frage nachgegangen, ob sie gegenüber den USA band-

wagoning oder balancing betreiben. Daraus ergeben sich gemäß Schaubild 10 folgende defi-

nitorischen Festlegungen: Verfolgt ein Staat Südostasiens gegenüber den USA eine Politik 

des bandwagoning, dann ergibt sich daraus, daß er vermutlich eine Politik des balancing ge-

genüber China betreibt. Gegenmachtbildung kann dabei sowohl aktiv als auch passiv erfol-

gen, also durch direkte Unterstützung oder eine bloße Hinnahme der amerikanischen Ein-

dämmungsmaßnahmen. In umgekehrter Richtung gilt dann, daß ein Staat Südostasiens, der 

gegenüber China bandwagoning betreibt, gegenüber den USA vermutlich einer Politik des 

balancing folgt. „Vermutlich“ heißt im Sinne von Schaubild 10 „nicht automatisch“. Das Al-

lianzverhalten hängt davon ab, ob der jeweilige Akteur Südostasiens der Meinung ist, sich 

zwischen China und den USA entscheiden zu müssen. So kann – wie zu zeigen ist – Laos ge-

genüber China bandwagoning betreiben, ohne diese Allianzwahl als balancing gegenüber den 

USA zu begreifen. Daraus folgt eine weitere Differenzierung: Ob ein Staat balancing oder 

bandwagoning betreibt, ergibt sich über eine Auswertung sowohl der Wirkung als auch der 

Intention seines außenpolitischen Verhaltens. 

  Eine Politik der Anlehnung ist wiederum in unterschiedlich intensiven Formen möglich: 

Umfassendes bandwagoning liegt vor, wenn ein Staat eine eindeutige außenpolitische Rich-

tungsentscheidung getroffen hat. Sie setzt z.B. enge Bündnis- oder Sicherheitsbeziehungen 

voraus. Von reduced bandwagoning kann gesprochen werden, wenn ein Staat sich zwar durch 

Abschluß formaler Vereinbarung eng an den Hegemon bzw. Herausforderer anlehnt, dann je-

doch aus pragmatischen Gründen auch versucht, seine Beziehungen zum Herausforderer bzw. 

Hegemon zu verbessern. Im Falle des minimal bandwagoning liegen keine expliziten Bünd-

nisbeziehungen vor. Es wird von jenen Staaten betrieben, die an einer Präsenz des Hegemons 

bzw. Herausforderers in ihrem Umfeld Interesse haben und diese partiell unterstützen.  
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I.                 Zum Umgang mit China 
 

 

Wird die Politik Washingtons gegenüber Peking strategischen Kriterien gerecht? Diese Frage 

soll in vier Schritten beantwortet werden. Zunächst erfolgt eine Gegenüberstellung der An-

nahmen der beiden klassischen Schulen amerikanischer China-Politik, die Verhaltenslogiken 

zwischen engagement und containment beschreiben. Anschließend wird aus historischer Per-

spektive erörtert, wann und warum die USA in ihrer Politik gegenüber dem Reich der Mitte 

auf den Ansatz der Einbindung bzw. jenen der Eindämmung gesetzt haben. Dem schließt sich 

eine Untersuchung aktueller Beispiele amerikanisch-chinesischer Zusammenarbeit an, die im 

Schwerpunkt ökonomischen Fragestellungen gewidmet sind. Dabei soll herausgefunden wer-

den, in welchem Umfang Washington seit dem Ende des Ost-West-Konflikts dazu beigetra-

gen hat, den machtpolitischen Aufstieg Pekings zu fördern. Am Ende dieses Unterkapitels 

wird erörtert, wie die festgestellten Ergebnisse amerikanisch-chinesischer Zusammenarbeit 

aus der Sicht des systemischen Realismus zu erklären sind. 

 

1.  Streit der Schulen: Engagement oder Containment? 

Ob es für die Sicherheit der USA sinnvoller ist, gegenüber China eine kooperative oder kon-

frontative Politik zu betreiben, wird seit Jahren in Politik und Medien kontrovers diskutiert. In 

der wissenschaftlichen Literatur ist aus diesem Gegenstand eine Art „Glaubensfrage“ gewor-

den, und dies ist nicht einmal eine polemische Bewertung. Die unterschiedlichen Sichtweisen 

ergeben sich dadurch, daß die Beobachter von unterschiedlichen Prämissen ausgehen. Jede ist 

für sich nicht zu verifizieren, da ihr Kern aus Annahmen über zukünftige Entwicklungen be-

steht. David B. H. Denoon und Wendy Friemann stellen zutreffend fest: „The major dilemma 

in dealing with the PRC today is ambiguous information about long-term intentions and capa-

bilities that leads to range of possible interpretations.“2646 

  Die Schule des engagement betrachtet enge Wirtschaftsbeziehungen der USA zu China als 

effektive Form der Sicherheitsvorsorge. Dahinter steht die Annahme, daß Handel Interdepen-

denzen schafft, die wiederum sicherheitspolitische Spill-Over-Effekte freisetzen.2647 Zwei 

                                                 
2646  Denoon/Frieman (1996): S. 437. 
2647  Thomas P. M. Barnett, von 2001 bis 2003 Mitarbeiter des amerikanischen Verteidigungsministeriums, geht 

davon aus, daß sich das Pentagon auf einen weiteren Kalten Krieg vorbereitet – dieses Mal mit China. Er 
selbst widerspricht unter Hinweis auf die Wirkungen globaler Interdependenzen entsprechenden Befürch-
tungen. China brauche für seine Modernisierung den Zugang zu den internationalen Energie- und Finanz-
märkten. „So when you add it all up, for China to get its way on development, it needs to be friends with the 
Americans, the Europeans, the Muslims, and the Slavs. Doesn’t exactly leave a lot of civilizations to clash 
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Staaten, die ökonomisch eng miteinander verbunden sind, hätten entsprechende Anreize, ihre 

sicherheitspolitischen Interessengegensätze friedlich zu lösen. Paul A. Papayoanou und Scott 

L. Kastner behaupten, „engagement will further raise China’s global economic stakes and 

likely broaden support for reform and further integration. This, in turn, would make China 

more cooperative on security issues.“2648 Vertreter des engagement setzen dabei voraus, daß 

sich der Handlungswille eines Akteurs mit entsprechenden positiven Anreizen von außen be-

einflussen läßt.2649 Nur durch kooperative Beziehungen zu China könne zudem nach Auffas-

sung von Kenneth Lieberthal „Asia’s division into competing camps“2650 verhindert werden. 

Eine Politik der Konfrontation sei hingegen kontraproduktiv, da sie die nationalistischen und 

militaristischen Kräfte im Reich der Mitte stärken würde. David Shambaugh ordnete sich 

1996 ebenfalls diesem Lager zu, wenngleich er in ernüchternder Weise feststellte, daß Peking 

nur begrenzt auf Versuche des engagement reagieren werde. Die chinesische Führung würde 

diesem Ansatz skeptisch gegenüberstehen: „That the implicit policy goal of engagement is to 

transform China’s international and domestic behavior based on rules and norms largely set 

by Western nations and organizations is not lost on the Chinese.“2651 Die umfassenden bi- und 

multilateralen diplomatischen Aktivitäten Pekings in den folgenden Jahren dürften Sham-

baugh sowohl überrascht als auch bestätigt haben. Denn 1996 hatte er trotz der festgestellten 

Mängel der Politik des engagement gefordert: „However, there is no alternative but to 

try.“2652 Ironischerweise war es selbiger Autor, der knapp zehn Jahre später in selbiger Fach-

zeitschrift einen Beitrag mit dem Titel „China Engages Asia“2653 veröffentlichte. Anhänger 

einer amerikanischen China-Politik des engagement dürften sich bei der Lektüre des Beitra-

ges bestätigt sehen. 

  Die Schule des containment folgt der Annahme, daß enge Wirtschaftsbeziehungen nicht 

nur die ökonomische, sondern auch die militärische Modernisierung Chinas erst möglich ma-

chen. Je mehr Peking in der Lage ist, relative Gewinne auf seiner Seite zu verbuchen, desto 

geringer wird der Abstand zum amerikanischen Hegemon. Überlegungen zu derartigen Szena-

                                                                                                                                                         
with, does it?“ Thomas P. M. Barnett, The Pentagon’s New Map. War and Peace in the Twenty-First Cen-
tury, New York 2004, S. 230.  

2648  Paul A. Papayoanou, Scott L. Kastner, Sleeping with the (potential) enemy: Assessing the U.S. policy of 
engagement with China, in: Security Studies, Nr. 1/2, 1999/2000, S. 184. 

2649  Vgl. Elizabeth Economy, Don’t Break the Engagement, in: Foreign Affairs, Nr. 3, Mai/Juni 2004, S. 96 – 
109. „As China strives to become a beneficent regional power and a global player, international attention 
will continue to influence its domestic policies. International economic integration has already prompted 
political liberalization in China. The United States need only stay engaged to push that progress along.“ 
Ebd., S. 109. 

2650  Kenneth Lieberthal, A New China Strategy, in: Foreign Affairs, Nr. 6, November/Dezember 1995, S. 37. 
2651  David Shambaugh, Containment or Engagement of China? Calculating Beijing’s Responses, in: Interna-

tional Security, Nr. 2, Herbst 1996, S. 206. 
2652  Ebd., S. 207. 
2653  Shambaugh (2004/2005). 
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rien haben dazu beigetragen, daß der Kongreß im Oktober 2000 die elf Personen umfassende 

U.S.-China Economic and Security Review Commission einsetzte. Ihre Aufgabe ist, die si-

cherheitspolitischen Implikationen der Wirtschaftsbeziehungen beider Länder einzuschätzen. 

Die Kommission gelangte zu der Bewertung, daß „our trade and investment relationship with 

China – with current trends continuing and the deficit expanding – is not just a trade issue for 

the United States, but a matter of our long-term economic health and national security.“2654 

Anhänger des containment gehen nicht davon aus, daß sich der Handlungswille eines Staates 

durch positive Anreize von außen zuverlässig verändern läßt. Daraus folgt die politische 

Handlungsempfehlung, die USA sollten den Umfang ihrer ökonomischen Beziehungen zu 

China reduzieren. John J. Mearsheimer schlägt daher vor, „that the United States has a pro-

found interest in seeing Chinese economic growth slow considerably in the years ahead. […] 

A wealthy China would not be a status quo power but an aggressive state determined to 

achieve regional hegemony.“2655 Vertreter der Eindämmungsschule stehen der Charme-

Offensive Pekings im asiatisch-pazifischen Raum skeptisch gegenüber. Sie dürften sich in ih-

ren Befürchtungen bestätigt gesehen haben, als China im März 2007 die mit 17,8 % seit 2002 

höchste Steigerung seines Verteidigungsetats auf offiziell ca. 45 Mrd. US-Dollar ankündig-

te.2656 Bereits im Januar des Jahres hatte das Land neue Möglichkeiten der Machtprojektion 

vorgeführt, indem es als erster Staat seit den 80er Jahren eine Anti-Satellitenwaffe mit der 

Zerstörung eines chinesischen Wettersatelliten in ca. 850 km Höhe erfolgreich testete. 

  In Kapitel 5 wurde bereits darauf hingewiesen, daß die Begriffe des engagement und des 

containment nicht geeignet sind, die Politik der USA im asiatisch-pazifischen Raum hinrei-

chend zu umschreiben. Statt dessen wurde der Ansatz des inshore balancing vorgestellt. Auch 

die Politik der USA gegenüber China kann angesichts ihrer Komplexität weder als reines en-

gagement noch als reines containment bezeichnet werden. Die vorgestellten Schulen bilden 

daher nicht mehr als die beiden Enden, zwischen denen sich die Debatte bewegt. Neben den 

reinen Lehren des engagement und containment werden weitere Varianten diskutiert, in denen 

versucht wird, einen Ansatz leicht abzuschwächen oder aber beide Ansätze zu kombinieren. 

Besondere Prominenz haben dabei Konzepte erlangt, die als „Zusammenarbeit plus X“ be-

zeichnet werden können. Sie gehen mit unterschiedlichen Schwerpunktsetzungen davon aus, 

daß es einerseits keine Alternative zur Kooperation mit Peking gibt. Diese Haltung ist mit der 

schlichten Einsicht verbunden, so Hanns W. Maull, daß „China sooner or later will become 

                                                 
2654  U.S.-China Economic and Security Review Commission, 2004 Report to Congress, Washington D.C., Juni 

2004, S. 4. 
2655  Mearsheimer (2001): S. 402. 
2656  Vgl. Jim Yardley, David Lague, Beijing Accelerates Its Military Spending, in: The New York Times, 5. 

März 2007 (online). 
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too big to be contained or balanced.“2657 Andererseits vermuten Vertreter dieser „Kompro-

mißschulen“, daß sich die angenommenen Spill-Over-Effekte des Ansatzes des engagement 

nicht von selbst einstellen werden. Peking müsse vielmehr – und dies ist der Unterschied zum 

reinen containment – bei anhaltenden Kooperationsbeziehungen unter Druck gesetzt werden, 

damit es die mit der Politik des engagement verbundenen integrativen Hoffnungen auch tat-

sächlich erfüllt. 

  James Shinn hat mit weiteren Autoren 1996 in einem Sammelband vorgeschlagen, gegen-

über China eine Politik des conditional engagement zu betreiben, die sich an zehn Prinzipien 

orientiert.2658 Dazu zählen die Absage an den unilateralen Gebrauch offensiver militärischer 

Waffen, die friedliche Beilegung territorialer Streitigkeiten, der Respekt vor der nationalen 

Souveränität eines Staates, die Freiheit der Seewege, eine Begrenzung militärischer Rüstung, 

Transparenz im Aufbau nationaler Streitkräfte, die Nichtverbreitung von Massenvernich-

tungswaffen, Marktzugang für Handel und Investitionen, die kooperative Lösung transnatio-

naler Probleme sowie die Achtung grundlegender Menschenrechte. Shinn schlägt den USA 

und ihren Verbündeten vor, „to follow a parallel strategy of security engagement to encourage 

Chinese compliance with the ten principles, give economic integration an opportunity to work 

its long-term moderating effects on Beijing, and, above all, prepare military and diplomatic 

countervailing structures in Asia as a fallback in the event China repeatedly violates the rules 

of acceptable behavior.“2659  

  In der Konsequenz bedeutet dies, daß China durch positive Anreize und die Androhung 

notfalls sogar gewaltsamer Sanktionen zu einem friedlichen, integrativen Außenverhalten er-

muntert oder – undiplomatisch gesprochen – gezwungen werden soll. Weitere Autoren haben 

sich dementsprechend geäußert. Bates Gill spricht sich für ein limited engagement aus, wor-

unter er einen Mix aus engagement und hedging versteht, also „neither a full-fledged con-

tainment strategy nor a wholehearted embrace“2660. In einer Studie der RAND Corporation 

setzen sich Zalmay M. Khalilzad und weitere Autoren für eine Politik des congagement ein. 

Auch sie betonen, die USA müßten ihre Zusammenarbeit mit China fortsetzen. Gleichzeitig 

solle Washington seine Sicherheitsbeziehungen im asiatisch-pazifischen Raum stärken und 

Peking damit signalisieren, welche Kosten der Griff des Reiches der Mitte nach regionaler 

Hegemonie hätte. China solle so überzeugt werden, nicht jene Fehler zu wiederholen, die das 

                                                 
2657  Hanns W. Maull, Reconciling China with International Order, in: Ost-West-Kolleg der Bundeszentrale für 

politische Bildung, Friedrich-Ebert-Stiftung (Hrsg.), China’s International Role: Key Issues, Common In-
terests, Different Approaches, Conference Papers, Bonn 1997, S. 8. 

2658  Vgl. James Shinn, Conditional Engagement with China, in: James Shinn (Hrsg.), Weaving the Net. Condi-
tional Engagement with China, New York 1996, S. 3 – 95. 

2659  Ebd., S. 8 f. 
2660  Bates Gill, Limited Engagement, in: Foreign Affairs, Nr. 4, Juli/August 1999, S. 75. 
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Wilhelminische Deutschland vor dem Ersten Weltkrieg begangen habe.2661 Gerald Segal be-

zweifelt, daß die Schaffung von Interdependenzen ausreicht, das Verhalten Pekings zu steu-

ern. Er befürwortet zwar eine Politik des engagement, hält sie aber gleichwohl für ergän-

zungsbedürftig. Peking müsse durch eine konzertierte und entschlossene Politik der regiona-

len Staaten immer dann entgegengetreten werden, wenn es sich nach außen aggressiv gebär-

de. Eine solche Politik des constrainment könne durchaus Erfolge vorweisen, wie Reaktionen 

auf das Vorgehen Chinas in der Südchinesischen See gezeigt hätten. Segal verweist auf eine 

Erklärung des ARF vom August 1995, in der die Streitparteien jenes Konflikts – und damit 

auch Peking! – zur Mäßigung aufgerufen werden. Die damalige Zurückhaltung des Reiches 

der Mitte erklärt er wie folgt: „China was worried about what looked like early steps in buil-

ding a regional, anti-China coalition.“2662 Peking habe verstanden, daß es zum Ziel einer Ge-

genmachtbildung werden könnte, weshalb es seine Politik geändert habe. 

 

2.  Rückblick: Von der Einbindung zur Eindämmung zur Einbindung ... 

Die Beziehungen zwischen Washington und Peking haben seit dem Pazifikkrieg eine wahre 

Achterbahnfahrt hinter sich.2663 Zunächst unterstützten die USA die Einheitsfront aus der 

KPCh und der KMT gegen die japanischen Invasionstruppen im Reich der Mitte.2664 Nach 

dem „Verlust Chinas“, also dem Sieg Mao Zedongs über Chiang Kai-shek im chinesischen 

Bürgerkrieg im Oktober 1949, änderten sich die politischen Ausgangsbedingungen grundle-

gend. Der größte Part des zweigeteilten Chinas, das Festland, geriet unter die Kontrolle der 

KPCh. Washington befand sich nun nicht nur in einer ideologischen Auseinandersetzung mit 

Peking. Im Koreakrieg kam es auch zu einer direkten militärischen Konfrontation amerikani-

scher und chinesischer Truppen. Vor diesem Hintergrund wurde Taiwan, das die Rechtsnach-

folge der „Republik China“ angetreten hatte, zum natürlichen Verbündeten der USA. Beide 

Seiten intensivierten ihre Beziehungen, wozu im Dezember 1954 ein Verteidigungsvertrag 

abgeschlossen wurde. 

  Die sich aus dieser Konstellation ergebende Konfrontationspolitik der USA gegenüber 

China hielt solange an, bis der amerikanische Präsident Richard Nixon und sein Sicherheits-
                                                 
2661   Vgl. Zalmay M. Khalilzad u.a., The United States and a Rising China. Strategic and Military Implications, 

Santa Monica 1999, S. 72 – 75. 
2662  Gerald Segal, East Asia and the “Constrainment” of China, in: International Security, Nr. 4, Frühjahr 1996, 

S. 132. 
2663  Das Bild der „Achterbahnfahrt“ wird regelmäßig verwendet. Vgl. dazu z.B. die Karikatur auf dem Titelblatt 

des Far Eastern Economic Review („Just Hang On. China-U.S. Relations On a Roller-Coaster“) vom 25. 
Juni 1998. Vgl. zu den historischen Hintergründen der amerikanisch-chinesischen Beziehungen Garson 
(1994). Harry Harding, A fragile relationship. The United States and China since 1972, Washington D.C. 
1992. Nancy Bernkopf Tucker, China and America: 1941 – 1991, in: Foreign Affairs, Nr. 5, Winter 1991, 
S. 75 – 92. 

2664  Vgl. Schaller (1979). 
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berater Henry A. Kissinger ab Ende der 60er Jahre dazu übergingen, jene strategischen Chan-

cen auszuloten, die sich aus dem russisch-chinesischen Zerwürfnis ergaben. Die Beziehungen 

zwischen Moskau und Peking hatten sich zunehmend verschlechtert, was sich im März 1969 

besonders deutlich an den Grenzgefechten am Ussuri zeigte. In dieser Situation sahen sowohl 

China als auch die USA die jeweils größte Bedrohung ihrer eigenen Sicherheit im Machtstre-

ben der Sowjetunion.2665 Beide Seiten waren daher an einer Annäherung interessiert, die im 

Februar 1972 mit dem Gipfeltreffen zwischen Nixon und Mao vollzogen wurde. Im Januar 

1979 nahm Washington mit Peking diplomatische Beziehungen auf, was dazu führte, daß es 

fortan mit Taipeh nur noch inoffizielle Beziehungen unterhalten konnte. Bis zum Ende der 

80er Jahre blieb es grundsätzlich bei dieser Konstellation, wenngleich China zwischenzeitig 

versucht hatte, gegenüber den USA und der Sowjetunion eine Politik der Äquidistanz zu 

betreiben. 

  Mit dem Ende des Ost-West-Konflikts kam es dann wieder zu einer Zunahme konfrontati-

ver Elemente in den Beziehungen zwischen Washington und Peking.2666 Zum einen war das 

Fundament strategischer Kooperation, das gemeinsame Ziel der Eindämmung Moskaus, ent-

fallen.2667 Im Mai 1989 hatte Michail Gorbatschow, damaliger Führer der Sowjetunion, mit 

seinem Besuch in der chinesischen Hauptstadt zur Aussöhnung der sozialistischen Bruder-

staaten beigetragen. Mit der Auflösung der Sowjetunion im Dezember 1991 war zudem der 

ideologische und machtpolitische Sieg der USA im Ost-West-Konflikt besiegelt. Zum ande-

ren sorgte das von der Volksbefreiungsarmee im Juni 1989 angerichtete Massaker auf dem 

Platz des Himmlischen Friedens für erhebliche diplomatische Dissonanzen zwischen Wa-

shington und Peking. Die USA glaubten nun zumindest vorübergehend, im Zeichen der Auf-

lösung der Blockkonfrontation auf übergeordnete strategische Fragen keine Rücksicht mehr 

nehmen zu müssen. Sonst sekundäre Themen wie der Zustand der Menschenrechte in China 

nahmen auf der amerikanischen Agenda wieder einen prominenteren Platz ein. Die Auseinan-

dersetzung mit Peking wurde somit erneut ideologisiert: Nach den 50er und 60er Jahren wur-

de in China über große Strecken auch in den 90er Jahren wieder jener Staat gesehen, dessen 

Wertvorstellungen mit jenen der USA völlig inkompatibel sind. Eine enge Zusammenarbeit 

wurde dadurch in Frage gestellt, und es gab in der amerikanischen Hauptstadt verschiedenste 

Überlegungen, die innenpolitische Entwicklung in China zu beeinflussen. Gleichwohl schei-

                                                 
2665  Vgl. zur Politik im „strategischen Dreieck“ USA/China/Sowjetunion Gu (1998). 
2666  Vgl. zu den amerikanisch-chinesischen Beziehungen unmittelbar nach dem Ende des Ost-West-Konflikts 

Günter Kast, Pazifische Gemeinschaft oder neuer Kalter Krieg? Amerikanische China-Politik in den neun-
ziger Jahren und die Suche nach einer Strategie für Ostasien, Münster 1997. 

2667  Vgl. zu den Entwicklungen zwischen Washington, Peking und Moskau in der ersten Hälfte der 90er Jahre 
Peter J. Opitz, Veränderungen in einem „strategischen Dreieck“. Zum gewandelten Verhältnis Chinas ge-
genüber Rußland und den USA, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, Nr. B 50, 8. Dezember 1995, S. 3 – 12. 
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terten 1994 Versuche des amerikanischen Präsidenten Bill Clinton, eine Fortsetzung der Han-

delsbeziehungen mit dem Reich der Mitte an Fortschritte im Bereich der Menschenrechte zu 

binden.2668 

  Die Vorstöße Chinas im Südchinesischen Meer in der ersten Hälfte der 90er Jahre sowie 

die Krise in der Taiwanstraße 1995/1996 sorgten dafür, daß Washington auf Peking wieder 

stärker aus einer strategischen Perspektive blickte. Die Volksrepublik testete jenes Vakuum 

aus, das durch den amerikanischen Rückzug von den Philippinen entstanden war. Die USA 

reagierten auf diese Vorstöße zunächst mit einer Politik der Eindämmung. Die Raketentests 

Chinas in taiwanischen Gewässern wurden mit dem größten Truppenaufmarsch in der Region 

seit dem Ende des Vietnamkrieges beantwortet. Washington hatte im März 1996 zwei Flug-

zeugträgergruppen in das Krisengebiet beordert, um Peking von weiteren aggressiven Akten 

gegenüber seiner „abtrünnigen Provinz“ abzuhalten.2669 Konfrontative Elemente prägten 

demgemäß in jener Zeit die amerikanisch-chinesischen Beziehungen, sowohl wegen Mei-

nungsverschiedenheiten im Bereich der Menschenrechte als auch wegen machtpolitischer 

Spannungen. 

  Die Krise in der Taiwanstraße wurde von China und den USA zum Anlaß genommen, ei-

nen „strategischen Dialog“ zu beginnen.2670 Beide Seiten erklärten sich in den Gipfeltreffen 

ihrer Staatsführer im Oktober 1997 und im Juni 1998 bereit, am Aufbau einer „konstruktiven 

strategischen Partnerschaft“ zu arbeiten.2671 Dazu gehörte nicht nur die Zusammenarbeit in 

den Vierergesprächen über Korea, die 1997 begonnen hatten. Washington und Peking stimm-

ten ihre Politik auch nach den Nukleartests in Südasien vom Mai 1998 ab, indem sie im fol-

genden Monat eine Gemeinsame Erklärung verabschiedeten, in der sie sowohl Indien als auch 

Pakistan rügten.2672 Die „konstruktive strategische Partnerschaft“ war zwar nicht mit jenem 

Übereinkommen zu vergleichen, auf das sich Nixon und Mao 1972 geeinigt hatten. Hierzu 

fehlte schlicht ein gemeinsames Feindbild. Auch sorgten die Taiwan-Frage, der Streit um 

Menschenrechte sowie das Thema Proliferation weiterhin für regelmäßige Dissonanzen. Bill 

Clinton und sein chinesischer Kollege Jiang Zemin hatten aber einen Weg gefunden, trotz al-

ler Meinungsverschiedenheiten in friedlicher Koexistenz miteinander umzugehen und dort 

zusammenzuarbeiten, wo beide Staaten gemeinsame Interessen hatten. Im Vergleich zur er-

                                                 
2668  Vgl. Harry Harding, Breaking the Impasse over Human Rights, in: Ezra Vogel (Hrsg.), Living with China. 

U.S.-China Relations in the Twenty-First Century, New York – London 1997, S. 165 – 184. 
2669  Vgl. Wallace J. Thies, Patrick C. Bratton, When Governments Collide in the Taiwan Strait, in: The Journal 

of Strategic Studies, Nr. 4, Dezember 2004, S. 556 – 584. 
2670  Vgl. Wagener (November 1998): S. 54 – 58. 
2671  Vgl. Martin Wagener, Plädoyer für einen neuen „strategischen Konsens“ zwischen China und den USA, in: 

Österreichische Militärische Zeitschrift, Nr. 6, November/Dezember 1998, S. 649 – 664. 
2672  Vgl. United States of America, People’s Republic of China, Joint Statement on South Asia, Peking, 27. Juni 

1998. 
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sten Hälfte der 90er Jahre war somit der Anteil kooperativer Elemente in den Beziehungen 

beider Staaten wieder signifikant gestiegen. 

  Zu Beginn des Jahres 2001 deutete zunächst alles darauf hin, daß sich diese Situation in 

kürzester Zeit ändern würde. Der neue amerikanische Präsident, George W. Bush, hatte be-

reits im Wahlkampf zu erkennen gegeben, daß er in China nicht einen „strategischen Partner“, 

sondern einen „strategischen Konkurrenten“ sieht.2673 In der Hainan-Krise vom April jenes 

Jahres verdichteten sich Befürchtungen, daß der Sieg der Republikaner in den USA zu einer 

konfrontativeren amerikanischen Politik gegenüber dem Reich der Mitte führen könnte. Dazu 

trug auch bei, daß Peking die Crew des US-Aufklärungsflugzeuges, das nach einer Kollision 

mit einem chinesischen Kampfflugzeug auf Hainan notlanden mußte, im Fernsehen vorführ-

te.2674 Der Konfrontationskurs wurde dann jedoch abrupt durch die Terroranschläge vom 11. 

September 2001 unterbrochen. Nun waren es nicht mehr langfristige strategische Kalkulatio-

nen über eventuelle Großmachtkonflikte im asiatisch-pazifischen Raum, sondern tagespoliti-

sche Erwägungen, die zu einer weitgehenden Absorption der Aufmerksamkeit der außenpoli-

tischen Entscheidungsträger der Bush-Administration führen sollten. Die USA suchten die 

Nähe Chinas im Kampf gegen den Terrorismus, u.a. zwecks Austauschs von Geheimdienstin-

formationen.2675 Erst langsam sollte sich in den nächsten Jahren der strategische Imperativ zu-

rückmelden. Jüngste Analysen des Pentagons zur militärischen Stärke Chinas sowie den 

machtpolitischen Möglichkeiten des Reiches der Mitte, etwa der QDR 2006, deuten an, daß 

Washington vor allem in Peking langfristig eine sicherheitspolitische Bedrohung sieht.2676 

  Diese sehr kursorischen Ausführungen zu den amerikanisch-chinesischen Beziehungen 

machen zwei Konstanten deutlich: Beide Seiten sind, erstens, fähig, miteinander zu kooperie-

ren. Dazu bedarf es entweder einer äußeren Bedrohung wie der Sowjetunion oder eines tages-

politisch aktuellen Themas ohne größere machtpolitische Dimension, zu dessen Gunsten die 

USA ihre politischen Prioritäten kurzfristig umstellen (anders ausgedrückt: zu dessen Gunsten 

                                                 
2673  Vgl. dazu S. 194 in dieser Arbeit. 
2674  Vgl. zur Hainan-Krise Susan V. Lawrence, David Murphy, Murray Hiebert, Nayan Chanda, How to Start A 

Cold War, in: Far Eastern Economic Review, 12. April 2001, S. 14 – 18. 
2675  Vgl. Wu Xinbo, The Promise and Limitations of a Sino-U.S. Partnership, in: The Washington Quarterly, 

Nr. 4, Herbst 2004, S. 115 – 126. 
2676  Vgl. Department of Defense (06.02.2006): S. 29. Diese Entwicklung hatten Beobachter schon frühzeitig 

erwartet, da der gemeinsame Kampf gegen den Terrorismus nicht dazu beigetragen habe, Interessendiver-
genzen abzubauen. Vgl. Aaron L. Friedberg, 11 September and the Future of Sino-American Relations, in: 
Survival, Nr. 1, Frühjahr 2002, S. 33 – 49. Adam Ward, China and America: Trouble Ahead?, in: Survival, 
Nr. 3, Herbst 2003, S. 35 – 56. Wu Xinbo bewertet die Tragweite der Anti-Terror-Kooperation zwischen 
den USA und China ebenfalls eher skeptisch: „If the level of political and strategic trust between the two 
countries is any indication, it is fair to say that the current stability in Sino-U.S. relations is tactical, not stra-
tegic.“ Wu (2004): S. 123. Vgl. zu weiteren aktuellen Fragen in den Beziehungen beider Staaten Kerry 
Dumbaugh, China-U.S. Relations: Current Issues and Implications for U.S. Policy, CRS Report for Con-
gress (RL33877), Washington D.C., 14. Februar 2007. 
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sie vorübergehend systemische Vorgaben ignorieren). Beide Seiten sind, zweitens, fähig, ein-

ander im Konflikt zu begegnen. In seiner offensichtlichsten Form geschieht dies dann, wenn 

der strategische Imperativ wie etwa im Kalten Krieg dominiert und die USA und China geg-

nerischen Lagern angehören. Zu einer machtpolitischen Konfrontation wie in der Taiwan-    

oder der Hainan-Krise 1996 bzw. 2001 kommt es in Zeiten ohne klare, von gegnerischen 

Blöcken geprägte Frontlinien nur dann, wenn der Elitenkonsens in Washington dahingehend 

wächst, daß systemische Anreize und Beschränkungen adäquat ausgewertet werden. Dazu 

kann China entweder selbst durch entsprechende aggressive Akte in seiner Außenpolitik bei-

tragen. Oder aber der strategische Diskurs entwickelt sich unter Berücksichtigung langfristi-

ger Trends (z.B. Zugang zu Ressourcen, Machtverteilung) von sich aus in eine Richtung, die 

systemischen Erwartungshaltungen gerecht wird. Jenseits solcher Konstellationen neigt Wa-

shington in aus der Sicht des systemischen Realismus unbedeutenden Fragen zur Konfrontati-

on, wenn es sich strategisch sicher fühlt und deshalb unstrategischen Neigungen wie z.B. der 

Förderung der Menschenrechte Priorität zuspricht. Vor allem seit dem Ende des Ost-West-

Konflikts erscheint die amerikanische China-Politik somit geradezu beliebig, und gemäß dem 

Bild der Achterbahn ist es nur eine Frage der Zeit, bis eine mehrheitlich kooperative Phase in 

den Beziehungen beider Staaten von einer mehrheitlich konfrontativen Phase abgelöst wird – 

und umgekehrt. 

  Trifft die Annahme zu, daß China der kommende peer competitor der USA ist, dann wäre 

aus der Sicht des systemischen Realismus eine eindeutigere amerikanische Politik gegenüber 

dem Reich der Mitte zu erwarten. Dies bedeutet zwar nicht zwangsläufig, daß es zu offener 

Konfrontation zwischen beiden Seiten kommen müßte. Es wäre aber davon auszugehen, daß 

der Hegemon versucht, den Aufstieg seines Herausforderers zumindest zu komplizieren. Die 

nachfolgend skizzierten Beispiele amerikanisch-chinesischer Zusammenarbeit seit dem Ende 

des Ost-West-Konflikts legen hingegen auf den ersten Blick den Schluß nahe, daß Washing-

ton erheblichen Anteil am machtpolitischen Zugewinn Pekings hat. Die China-Politik der 

USA würde dann den hier aufgestellten Kriterien für staatliches strategisches Verhalten nicht 

gerecht werden. 
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3.  Die USA – Förderer des chinesischen Aufstiegs? 

Auch wenn die beobachtbare Praxis immer wieder konfrontative Züge aufwies, setzten die 

USA nach dem Ende des Ost-West-Konflikts – und eigentlich ja bereits seit der Nixon-Reise 

von 1972 – vor allem in offiziellen Verlautbarungen auf eine China-Politik, die sich an den 

Kriterien des engagement orientiert. Kurz vor seiner ersten Reise nach Peking erklärte Präsi-

dent Clinton am 11. Juni 1998, welchen Ansatz er für angemessen hält: „[...] expanding our 

areas of cooperation with China while dealing forthrightly with our differences.“2677 Eine Iso-

lierung des Reiches der Mitte werde hingegen nicht funktionieren: „Even our friends and al-

lies around the world would not support us – or would not support us in that.“2678 In seinen 

Ausführungen machte Clinton deutlich, welche Hoffnungen er mit der Politik des engagement 

verband: „Bringing China into the community of nations rather than trying to shut it out is 

plainly the best way to advance both our interests and our values. It is the best way to encour-

age China to follow the path of stability, openness, nonaggression; to embrace free markets, 

political pluralism, the rule of law; to join us in building a stable international order where 

free people can make the most of their lives and give vent to their children’s dreams.“2679 

Auch der damalige Ostasienbeauftragte des amerikanischen Außenministeriums, Stanley O. 

Roth, bezeichnete es in einer Rede vom 9. Mai 2000 als Ziel der USA, das außenpolitische 

Verhalten Chinas durch Aufbau von Interdependenzen beeinflussen zu wollen: „Our strategy 

is to integrate China into regional and global institutions, helping it become a country that 

plays by accepted international rules, cooperating and competing peacefully within those 

rules. ‘Engagement’ is the coherent set of tactics to accomplish this strategy, working with 

China at every level and at every available opportunity to manage, if not resolve, specific dif-

ferences and identify and expand issues on which we take a common approach.“2680 Roth 

wies ausdrücklich darauf hin, daß dieser Ansatz nichts mit einer Politik des appeasement zu 

tun habe: „We are engaging China to advance specific objectives of the United States, objec-

tives which serve all of our interests.“2681  

  Die Bush-Administration hat die Politik des engagement fortgesetzt und sieht sich damit 

in der Tradition ihrer Vorgänger: „U.S. China policy has been remarkably consistent. For 

seven consecutive administrations, U.S. policy has been to encourage China’s opening and in-

tegration into the global system. As a result, China has moved from being a relatively isolated 

and poor country to one that is a key participant in international institutions and a major trad-

                                                 
2677  Bill Clinton, Remarks by the President on U.S.-China Relations in the 21st Century, Washington D.C., 11. 

Juni 1998. 
2678  Ebd. 
2679  Ebd. 
2680  Stanley O. Roth, A Strategy for the Future: U.S.-China Relations and China’s WTO Accession, Washington 

D.C., 9. Mai 2000. 
2681  Ebd. 
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ing nation.“2682 Der stellvertretende Ostasienbeauftragte des amerikanischen Außenministeri-

ums, Thomas J. Christensen, wies in einer Rede vom 27. März 2007 wie Roth darauf hin, daß 

engagement nichts mit Altruismus zu tun habe, sondern der Verwirklichung amerikanischer 

Interessen diene: „In all of our actions with China, we seek to further U.S. national interests 

by encouraging China to adopt measures at home and abroad that will benefit the United 

States, the international community, and China itself as it seeks long-term, stable develop-

ment and greater integration into the international economy and multilateral institutions.“2683  

  De facto wurde diese Politik durch den Erhalt und den Ausbau präventiver Eindämmungs-

strukturen – also das System der hub and spokes – abgesichert. In offiziellen Erklärungen 

wurde dies gleichwohl weniger direkt benannt. Clinton hatte z.B. vor dem ersten Besuch 

Jiangs in Washington in einer Rede vom 24. Oktober 1997 vehement für eine Politik des en-

gagement geworben, allerdings auch erklärt: „As always, America must be prepared to live 

and flourish in a world in which we are at odds with China.“2684 Dieser Ansatz der Rückversi-

cherung ist in weiteren Dokumenten wie etwa der NSS 2006 zu erkennen: „Our strategy seeks 

to encourage China to make the right strategic choices for its people, while we hedge against 

other possibilities.“2685 Auch im QDR 2006 findet sich ein Bekenntnis zu jener Vorgehens-

weise, die in der Wissenschaft als conditional engagement, limited engagement, congagement 

oder constrainment bezeichnet wird. Der Bericht fordert u.a. mit Blick auf China: „The 

choices that major and emerging powers make will affect the future strategic position and 

freedom of action of the United States, its allies and partners. The United States will attempt 

to shape these choices in ways that foster cooperation and mutual security interests. At the 

same time, the United States, its allies and partners must also hedge against the possibility 

that a major or emerging power could choose a hostile path in the future.“2686 

  Die gegenwärtige amerikanische China-Politik läßt sich als abgesicherte Einbindung bzw. 

Zusammenarbeit bezeichnen (und sie geht zwingend davon aus, daß der Akteur „China“ als 

Einheit erhalten bleibt) 2687. Inwieweit Washington dabei dazu beiträgt, den Aufstieg Pekings 

                                                 
2682  Department of State, Background Note: China, Washington D.C., Stand vom Januar 2007. 
2683  Thomas J. Christensen, U.S.-China Relations, Washington D.C., 27. März 2007. 
2684  Bill Clinton, Remarks by the President in Address on China and the National Interest, Washington D.C., 24. 

Oktober 1997. 
2685  The White House (16.03.2006): S. 42. 
2686  Department of Defense (06.02.2006): S. 27 f. 
2687  Die USA befassen sich in vielfältiger Weise mit möglichen Entwicklungen, in denen der Aufstieg Chinas 

eine feindliche Stoßrichtung erhält. Fraglich ist, wie Washington auf einen Zerfall des Reiches der Mitte – 
mit unterschiedlich ausgerüsteten neuen Machtzentren – reagieren würde. Beobachter wie Zbigniew Brze-
zinski, die dies zwar nicht für wahrscheinlich halten, es aber auch nicht ausschließen, gehen davon aus, daß 
sich die amerikanische Regierung auf ein solches Szenario nicht vorbereitet. Interview des Verfassers mit 
Zbigniew Brzezinski, Senior Fellow, School of Advanced International Studies, Washington D.C., 9. No-
vember 1999. 



 Zum Umgang mit China  655  
 
 

 

zu fördern, ist eine Frage der Perspektive und des Maßstabs.2688 Daher sollen zunächst jene 

Beispiele dargestellt werden, die den Schluß zulassen, daß die Politik der USA maßgeblich 

zur ökonomischen und damit auch militärischen Modernisierung Chinas beigetragen hat. Aus 

diesem Blickwinkel haben sowohl die Clinton- als auch die Bush-Administration relative 

Gewinne des peer competitor nicht nur hingenommen, sondern geradezu ermöglicht. Im letz-

ten Abschnitt des Unterkapitels wird dann aus theoretischer Perspektive erörtert, wie die em-

pirischen Ergebnisse zu bewerten sind. 

 

 

Tabelle 27:  Handel der USA mit China und Hongkong 1997 – 2006 (in Mrd. US-Dollar) 

 
 China Hongkong 

 Volumen Exporte Importe Balance Volumen Exporte Importe Balance 

2006 342,96 55,186 287,774 - 232,588 25,723 17,776 7,947 9,829 

2005 285,395 41,925 243,47 - 201,545 25,243 16,351 8,892 7,459 

2004 231,426 34,744 196,682 - 161,938 25,141 15,827 9,314 6,513 

2003 180,804 28,368 152,436 - 124,068 22,372 13,521 8,851 4,7 

2002 147,321 22,128 125,193 - 103,065 21,922 12,594 9,328 3,266 

2001 121,46 19,182 102,278 - 83,096 23,674 14,028 9,646 4,382 

2000 116,203 16,185 100,018 - 83,833 26,031 14,582 11,449 3,133 

1999 94,899 13,111 81,788 - 68,677 23,18 12,652 10,528 2,124 

1998 85,41 14,241 71,169 - 56,928 23,463 12,925 10,538 2,387 

1997 75,42 12,862 62,558 - 49,696 25,405 15,117 10,288 4,829 

 
U.S. Census Bureau, Foreign Trade Statistics: Trade in Goods (Imports, Exports and Trade Balance) with China, Washington D.C., Stand 
vom April 2007. U.S. Census Bureau, Foreign Trade Statistics: Trade in Goods (Imports, Exports and Trade Balance) with Hong Kong, 
Washington D.C., Stand vom April 2007. 
 

 

Sichtbarster Ausdruck des Ansatzes der Politik des engagement sind die umfassenden Han-

delsbeziehungen.2689 Das Handelsvolumen der USA mit dem chinesischen Festland konnte 

von 1999 bis 2003 sowie von jenem Jahr bis 2006 jeweils fast verdoppelt werden und hat 

nunmehr einen Umfang von 342,96 Mrd. US-Dollar. Zwar ist der amerikanische Export in 

den vergangenen Jahren kontinuierlich gestiegen. Von 2005 auf 2006 konnte die Ausfuhr 

                                                 
2688  Vgl. dazu Thomas J. Christensen, Fostering Stability or Creating a Monster? The Rise of China and U.S. 

Policy toward East Asia, in: International Security, Nr. 1, Sommer 2006, S. 81 – 126. Aaron L. Friedberg, 
The Future of U.S.-China Relations. Is Conflict Inevitable?, in: International Security, Nr. 2, Herbst 2005, 
S. 7 – 45. 

2689  Vgl. zur Struktur der amerikanisch-chinesischen Handelsbeziehungen Thomas Lum, Dick K. Nanto, 
China’s Trade with the United States and the World, CRS Report for Congress (RL31403), Washington 
D.C., 4. Januar 2007. 
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nach China um 31,63 % auf 55,19 Mrd. US-Dollar gesteigert werden. Letztlich ist es aber die 

enorme Zunahme der Einfuhr aus dem Reich der Mitte, die mehrheitlich zum Ausbau des 

Handelsvolumens beiträgt. Von 2005 auf 2006 steigerte China seine Exporte in die USA in 

relativer Hinsicht zwar „nur“ um 18,2 %. Der absolute Wert lag hingegen mit einer Zunahme 

um 44,3 Mrd. US-Dollar auf 287,77 Mrd. US-Dollar über der kompletten amerikanischen 

Ausfuhr in Richtung chinesisches Festland in 2005. Für den Hegemon USA ist diese Entwick-

lung vor allem deshalb problematisch, weil Herausforderer China nicht nur seit 1983 jedes 

Jahr Handelsüberschüsse erzielt,2690 sondern diese auch kontinuierlich ausbaut. 2006 lagen sie 

bei 232,59 Mrd. US-Dollar und damit über dem kompletten amerikanisch-chinesischen Han-

delsvolumen von 2004. Mit keinem anderen Staat unterhält Washington ein größeres Defizit. 

Und China erzielt nirgendwo größere relative Gewinne als im Warenaustausch mit den USA, 

die zum wichtigsten Handelspartner des Landes geworden sind.  

  Washington beklagt sich seit langem über diese Situation und hat Peking z.B. aufgefor-

dert, seine Währung aufzuwerten. Der Yuan wird von den USA für chronisch unterbewertet 

erachtet, was dazu führe, so das Weiße Haus, daß chinesische Exportprodukte einen künstli-

chen Wettbewerbsvorteil auf dem amerikanischen Markt haben.2691 Seit dem 1. Januar 1994 

hatte China seine Währung direkt an den US-Dollar gebunden. Am 21. Juli 2005 gab Peking 

diese feste Wechselkursbindung auf und koppelte seine Landeswährung an einen Korb ver-

schiedener Währungen (vermutlich vor allem US-Dollar, Yen, Euro und Won). Zudem wurde 

eine tägliche Schwankungsbreite von +/- 0,3 % beschlossen und der Yuan im Verhältnis zum 

Dollar um 2,1 % aufgewertet. Daß diese währungspolitische Kurskorrektur insgesamt eher 

kosmetischen Charakter hatte und vor allem dazu dienen sollte, den internationalen Druck in 

dieser Frage zu mildern,2692 zeigen folgende Zahlen: Lag der Yuan im Verhältnis zum US-

Dollar am 21. Juli 2005 bei 8,2765 : 1, so wurde bis zum 20. Juni 2007 lediglich eine Aufwer-

tung um 7,96 % auf 7,618 : 1 umgesetzt.2693 Im März 2007 kündigte China an, zur Dämpfung 

der Konjunktur eine weitere Aufwertung des Yuan um 4,7 % anzustreben.2694 Am 18. Mai 

2007 erhöhte die chinesische Zentralbank die tägliche Schwankungsbreite des Yuan zum US-

                                                 
2690  Vgl. ebd., S. 14. 
2691  Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung, Yuan-Aufwertung reicht den Börsen nicht, Nr. 168, 22. Juli 2005, S. 

11. Richard C. K. Burdekin, China and the Depreciating U.S. Dollar, Asia Pacific Issues des East-West 
Center, Nr. 79, Januar 2006. Wayne M. Morrison, Marc Labonte, China’s Currency: A Summary of the 
Economic Issues, CRS Report for Congress (RS21625), Washington D.C., 18. April 2006. 

2692  Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung, Peking signalisiert Einlenken im Währungsstreit, Nr. 95, 25. April 
2005, S. 11. 

2693  Vgl. Federal Reserve Board, Federal Reserve Statistical Release: Foreign Exchange Rates/Historical Rates 
for China, Washington D.C., Stand vom 20. Juni 2007.  

2694  Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung, China verblüfft mit enormem Handelsüberschuß, Nr. 61, 13. März 
2007, S. 12. 
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Dollar auf +/- 0,5 %.2695 Das grundsätzliche Problem, das sich aus dem jetzigen Wechselkurs 

für die amerikanische Wirtschaft ergibt, ist damit aber noch nicht gelöst. Experten gehen da-

von aus, daß der Yuan im Verhältnis zum US-Dollar um bis zu 40 % unterbewertet ist, das 

Weiße Haus also vermutlich erst ab einem Verhältnis von 5 : 1 das eigene Handelsdefizit 

nicht mehr mit einem unterbewerteten Yuan erklären könnte.2696 Um dieses Ziel zu erreichen, 

müßte Washington nach dem Vorbild der Vereinbarung mit Japan von 1985 auf ein neues 

„Plaza-Abkommen“ hinarbeiten, an dem sich Peking derzeit aber schwerlich wird beteiligen 

wollen. Aus der Sicht Chinas ist dies auch nicht notwendig, da die USA allen Klagen zum 

Trotz signalisieren, letztlich die Entscheidungen aus dem Reich der Mitte hinzunehmen. Hen-

ry Paulson, amerikanischer Finanzminister, erklärte z.B. im September 2006, daß er nicht be-

absichtige, die amerikanisch-chinesischen Beziehungen dem Streit um den Yuan zu op-

fern.2697 Im Juni 2007 verzichtete Washington darauf, Peking im Bericht des Finanzministeri-

ums der Wechselkursmanipulation zu bezichtigen. Dies wäre die Voraussetzung dafür, auf of-

fizieller Ebene Gespräche aufzunehmen, um eine Änderung des Wechselkurses zu errei-

chen.2698 

  Das Beispiel des Streits um den unterbewerteten Yuan steht stellvertretend für weitere 

Fälle in den amerikanisch-chinesischen Wirtschaftsbeziehungen: Die USA beklagen als unfair 

erachtete chinesische Handelspraktiken. Auch sind sie durchaus bereit, in Einzelfällen Sank-

tionen zu verhängen und die WTO anzurufen.2699 Letztlich können sie sich aber nicht zu weit-

reichenden Konsequenzen durchringen, wie sie vereinzelt Abgeordnete des Kongresses for-

dern. Die Senatoren Charles Schumer und Lindsey Graham drohten z.B. damit, eine Geset-

zesvorlage einzubringen, die Strafzölle in Höhe von 27,5 % auf sämtliche Importe aus dem 

Reich der Mitte vorsieht, sollte Peking keine Aufwertung des Yuan zulassen.2700 2007 arbeite-

ten Kongreßabgeordnete an einer weiteren Gesetzesvorlage, die Strafzölle gegen chinesische 

                                                 
2695  Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung, Chinesische Zentralbank gibt Wechselkurs mehr Spielraum, Nr. 115, 

19. Mai 2007, S. 14. 
2696  Vgl. Nicholas Lardy, China in the World Economy: Opportunity or Threat?, in: C. Fred Bergsten, Bates 

Gill, Nicholas R. Lardy, Derek Mitchell, China: The Balance Sheet. What the World Needs to Know Now 
About the Emerging Superpower, New York 2006, S. 93. 

2697  Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung, Amerika behutsam gegenüber China, Nr. 221, 22. September 2006, S. 
12. 

2698  Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung, Amerika beschwichtigt im Streit mit China, Nr. 135, 14. Juni 2007, S. 
16. 

2699  Ende März 2007 verhängte die amerikanische Regierung Einfuhrzölle zwischen 10,9 % und 20,35 % gegen 
Papierprodukte aus China. Voraussetzung für eine dauerhafte Anwendung dieses Beschlusses ist, daß die 
United States International Trade Commission bestätigt, daß chinesische Anbieter unzulässige staatliche 
Subventionen erhalten. Der symbolhafte Charakter dieser Maßnahme wird daran deutlich, daß sich die ame-
rikanischen Zölle lediglich auf ca. 1 % der gesamten Einfuhr aus dem Reich der Mitte beziehen. Vgl. 
Frankfurter Allgemeine Zeitung, Amerika verhängt Strafzölle auf Papier aus China, Nr. 78, 2. April 2007, 
S. 9. 

2700  Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung, Amerika droht China mit Strafzöllen, Nr. 224, 26. September 2006, 
S. 12. 
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Produkte aufgrund eines unterbewerteten Yuan erleichtern würde.2701 Das Weiße Haus hat 

sich diesen Ansinnen deutlich entgegengestellt.2702 Zum Verhaltensmuster beider Seiten ge-

hörte in den vergangenen Jahren, daß China regelmäßig leichte Zugeständnisse macht, um die 

USA milde zu stimmen. Auch läßt es sich auf bilaterale Konsultationen wie den im Dezember 

2006 gegründeten China-U.S. Strategic Economic Dialogue ein, um Dissonanzen in den ge-

meinsamen Wirtschaftsbeziehungen zu erörtern. Parallel dazu setzt es allerdings seine grund-

sätzliche Politik fort und maximiert die genannten relativen Gewinne. Pate für diesen Ansatz 

steht nicht nur die Verzögerungstaktik bei der Aufwertung des Yuan. China versäumt es be-

reits seit Jahren, konsequent gegen die Verletzung von Urheberrechten vorzugehen. Washing-

ton hat sich auch in dieser Frage auf das kontinuierliche Vorbringen von Beschwerden und 

gelegentliche Gegenmaßnahmen beschränkt.2703 

  Aus einer realistisch-skeptischen Sicht liest sich diese Situation wie folgt: Die USA zö-

gern zwar nicht, als unfair betrachtete Handelspraktiken Chinas beim Namen zu nennen und 

eine Korrektur des eingeschlagenen Weges zu fordern. So sind z.B. die meisten Ausführun-

gen der NSS 2006, die sich mit dem Reich der Mitte befassen, diesem Thema gewidmet.2704 

China hat in den vergangenen Jahren aber lernen können, daß es der Hegemon in der Regel 

bei Appellen oder geringfügigen Sanktionen beläßt. Peking kann sich zudem folgende Frage 

stellen: Wie ernst können Drohungen aus Washington gemeint sein, solange die USA parallel 

zu ihrer Kritik an den Handelspraktiken Chinas weiterhin vor Ort investieren? Amerikanische 

Firmen gehören im Reich der Mitte zu den bedeutenden FDI-Quellen, wenngleich sie in die-

sem Segment keine Spitzenposition einnehmen. 2005 lag der Anteil der Investitionen der 

USA in China (Festland) mit 3,06 Mrd. US-Dollar von insgesamt 60,33 Mrd. US-Dollar bei 

5,07 % und damit hinter Hongkong (17,95 Mrd. US-Dollar / 29,75 %), den Virgin Islands 

(9,02 Mrd. US-Dollar / 14,96 %), Japan (6,53 Mrd. US-Dollar / 10,82 %) und Südkorea (5,17 

Mrd. US-Dollar / 8,57 %) an fünfter Stelle. Unter Berücksichtigung amerikanischer Investi-

tionen in Hongkong sowie aus den Virgin Islands heraus operierender amerikanischer Firmen 

dürfte der Gesamtbetrag der FDIs in China allerdings über dem offiziellen Wert von 5,07 % 

liegen.2705 

                                                 
2701  Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung, Amerikanischer Senat erhöht Druck auf China, Nr. 173, 28. Juli 

2007, S. 10. 
2702  Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung, Amerika setzt China unter Druck, Nr. 177, 2. August 2007, S. 13. 

Martin Crutsinger, U.S.: China Not Manipulating Currency, in: Associated Press Online, 10. Mai 2006 (on-
line). 

2703  2004 kamen 60 % sämtlicher illegaler Kopien, die der amerikanische Zoll beschlagnahmte, aus China. Vgl. 
Lardy (2006): S. 97. Der amerikanischen Industrie soll durch chinesische Urheberrechtsverletzungen 2005 
ein Schaden von 2,3 Mrd. US-Dollar entstanden sein. Vgl. Steve Hirsch, U.S. turns to WTO to end China’s 
rampant piracy; Current protections ‘inadequate’, in: The Washington Times, 10. April 2007 (online). 

2704  Vgl. The White House (16.03.2006): S. 26, 28, 30, 41 f. 
2705  Vgl. The US-China Business Council, Foreign Investment in China, Washington D.C., April 2006. 
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  Die Negativsicht des Realismus läßt sich wie folgt fortsetzen: Die USA halten nicht nur 

ihren Markt weit offen für chinesische Produkte und bilden somit eine wichtige Basis für die 

ökonomische Modernisierung des Reiches der Mitte. Sie tragen auch durch FDIs zur Stärkung 

wirtschaftlicher Aufbauprozesse bei. Benachteiligungen, die sich dabei ergeben, begegnen sie 

mit größtmöglicher Toleranz. Ökonomische Gegenmaßnahmen werden regelmäßig durch ri-

tualisierte Gesprächsrunden zur „Konfliktlösung“ ersetzt. Parallel dazu fördert Washington 

die Integration Pekings in die internationale Wirtschafts- und Finanzordnung. Ist diese wie 

Ende 2001 mit dem Beitritt Chinas zur WTO geglückt, erweisen sich die USA als geduldiger 

Mahner, der das Reich der Mitte immer wieder daran erinnert, eingegangene Verpflichtungen 

auch einzuhalten. Peking wiederum beklagt zwar die militärische Aufrüstung Washingtons. 

Gleichzeitig profitiert es diesbezüglich aber als free rider von bestimmten kollektiven Gütern, 

die der Hegemon zur Verfügung stellt. So kommen z.B. die von amerikanischen Flugzeugträ-

gern freigehaltenen internationalen Seewege im Ergebnis auch der chinesischen Handelsflotte 

zugute.2706 Washington trägt durch die globale Integration Pekings des weiteren dazu bei, daß 

dieses seine Beziehungen zu immer mehr Staaten der Welt vertieft und somit die Wahrschein-

lichkeit reduziert, daß diese Akteure in einer amerikanisch-chinesischen Auseinandersetzung 

für die Regierung Bush und deren Nachfolger einseitig Partei ergreifen.  

  Aktuelle Wirtschaftsdaten zeigen, daß der Aufstieg Chinas kein Zukunftsszenario ist, son-

dern sich bereits sukzessiv vollzogen hat und vollzieht. In der zweiten Hälfte 2006 hat das 

Land erstmalig mehr Waren als die USA ausgeführt. Die WTO vermutet, daß das Reich der 

Mitte 2008 Exportweltmeister werden könnte.2707 Diese Entwicklung liegt im Trend der letz-

ten Jahre: Von 1979 bis 2006 konnte China nach Angaben der Pekinger Führung ein durch-

schnittliches jährliches BIP-Wachstum von 9,7 % erzielen. Das Exportvolumen stieg im Zeit-

raum von 1980 bis 2006 von 18 Mrd. US-Dollar auf 969 Mrd. US-Dollar an, das Importvo-

lumen nahm von 20 Mrd. US-Dollar auf 791 Mrd. US-Dollar zu. Der ökonomische Machtzu-

wachs läßt sich zudem an folgender Zahl ablesen: Der Anteil Chinas am globalen BIP lag 

1984 bei 4,5 %, 2006 umfaßte er bereits 16,3 %.2708   

  Wie vom Realismus erwartet, gehört es zu den Ergebnissen dieses Prozesses, daß China in 

die Lage versetzt wird, ökonomische Gewinne in politischen Einfluß umzusetzen.2709 Damit 

                                                 
2706  Vgl. Evan A. Feigenbaum, China’s Military Posture and the New Economic Geopolitics, in: Survival, Nr. 2, 

Sommer 1999, S. 73. „A great irony, unacknowledged by many Chinese, is that China’s economy has bene-
fited enormously from U.S. military primacy and American efforts to maintain stability in Asia over the last 
20 years.“ Medeiros/Fravel (2003): S. 33. 

2707  Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung, China überholt die Vereinigten Staaten, Nr. 86, 13. April 2007, S. 14. 
2708  Vgl. Craig K. Elwell, Marc Labonte, Wayne M. Morrison, Is China a Threat to the U.S. Economy?, CRS 

Report for Congress (RL33604), Washington D.C., Stand vom 23. Januar 2007, S. 5 f. Der Wert weicht 
deutlich von den Angaben auf Seite 407 dieser Arbeit ab, da er sich an Kaufkraftparitäten orientiert. 

2709  Dies zeigt sich z.B. auf dem internationalen Rohstoffmarkt. Flynt Leverett und Jeffrey Bader kommen in 
einer Untersuchung zur Energiekonkurrenz Chinas und der USA im Mittleren Osten zu folgendem Urteil: 
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ist nicht nur eine kontinuierliche Steigerung des Verteidigungsetats gemeint. Die Handels-

überschüsse tragen auch dazu bei, daß China große Mengen an Devisenreserven anhäufen 

kann. Diese beliefen sich im Juni 2007 auf 1,33 Bio. US-Dollar. Im ersten Quartal des Jahres 

konnten sie um 135,7 Mrd. US-Dollar, im zweiten Quartal noch einmal um 130,6 Mrd. US-

Dollar gesteigert werden.2710  

 

 

Tabelle 28:  Staatsanleihen Chinas und Hongkongs in den USA (in Mrd. US-Dollar) 

 
  

12/2000 
 

 

12/2001
 

12/2002 
 

12/2003 
 

12/2004 
 

12/2005 
 

12/2006 
 

China 
 

 

60,3 
 

78,6 
 

118,4 
 

159 
 

222,9 
 

310 
 

396,9 

 

Hongkong 
 

 

38,6 
 

47,7 
 

47,5 
 

50 
 

45,1 
 

40,3 
 

54 

 

Summe  
ausländischer  
Staatsanleihen 

 

 
1.015,2 

 
1.041,1 

 
1.235,6 

 
1.523,1 

 
1.849,3 

 
2.033,9 

 
2.141,3 

 

Anteil Chinas 
 

 

5,94 % 
 

7,55 % 
 

9,58 % 
 

10,44 % 
 

12,05 % 
 

15,24 % 
 

18,54 % 

 

Anteil Hongkongs 
 

 

3,8 % 
 

4,58 % 
 

3,84 % 
 

3,28 % 
 

2,44 % 
 

1,98 % 
 

2,52 % 

 

Anteil Chinas und 
Hongkongs 

 

 
9,74 % 

 
12,13 % 

 
13,42 % 

 
13,72 % 

 
14,49 % 

 
17,22 % 

 
21,06 % 

 
Department of the Treasury, Major Foreign Holders of Treasury Securities (Februar 2006 – Februar 2007), Washington D.C., Stand vom 16. 
April 2007. Department of the Treasury, Major Foreign Holders of Treasury Securities (März 2000 – Dezember 2005), Washington D.C., 
Stand vom 15. Februar 2007. 
 

 

Ein erheblicher Teil dieser Summe wird in amerikanische Staatsanleihen investiert. Dabei 

fällt auf, daß Peking in den vergangenen Jahren seine Bestände sowohl in absoluten als auch 

in relativen Zahlen deutlich ausgebaut hat. Die Summe der in den USA gehaltenen Staatsan-

leihen stieg von 60,3 Mrd. US-Dollar (Dezember 2000) auf 396,9 Mrd. US-Dollar (Dezember 
                                                                                                                                                         

„As China seeks access to global resources, its status as a rising power is also enabling it to exercise influ-
ence in ways that make it more difficult for the United States and the West to achieve their goals on a num-
ber of issues.“ Flynt Leverett, Jeffrey Bader, Managing China-U.S. Energy Competition in the Middle East, 
in: The Washington Quarterly, Nr. 1, Winter 2005/2006, S. 187. 

2710  Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung, Chinas Devisenreserven werden immer größer, Nr. 159, 12. Juli 
2007, S. 21. Frankfurter Allgemeine Zeitung, Chinas Volkswirtschaft läßt sich nicht bremsen, Nr. 92, 20. 
April 2007, S. 13. Noch im Januar 2007 gingen Experten davon aus, daß China im laufenden Jahr seinen 
Bestand an Devisenreserven um 200 Mrd. US-Dollar ausbauen wird. Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung, 
China häuft noch mehr Devisenreserven an, Nr. 21, 25. Januar 2007, S. 14. 



 Zum Umgang mit China  661  
 
 

 

2006), womit sie sich in nur sechs Jahren mehr als versechsfachte. Gemessen an den an sämt-

liche ausländischen Staaten vergebenen Treasury Securities konnte China seinen Anteil im 

selben Zeitraum von 5,94 % auf 18,54 % mehr als verdreifachen. Unter Berücksichtigung der 

Anteile Hongkongs würde sich für Dezember 2006 sogar ein Wert von 21,06 % ergeben. Die 

Dynamik ist in diesem Bereich erheblich. Bereits im Februar 2007 verfügte China über ame-

rikanische Staatsanleihen in einem Wert von 416,2 Mrd. US-Dollar (Hongkong: 57,4 Mrd. 

US-Dollar), was 19,44 % (Hongkong: 2,68 %) der Gesamtsumme (2.141,3 Mrd. US-Dollar) 

entsprach. Diese Entwicklung hat Konsequenzen: China finanziert de facto durch den Kauf 

von Staatsanleihen einen Teil des amerikanischen Haushaltsdefizits. Sollte Peking sich eines 

Tages entscheiden, seine Devisenreserven umzuschichten, könnte dies Washington erheblich 

unter Druck setzen. China baut auf diese Weise Sanktionsoptionen auf, die es im Krisenfall 

gegen die USA verwenden könnte. Daß Peking zu einem solchen Schritt auch bereit ist, wur-

de im August 2007 deutlich: Xia Bin und He Fan vom Forschungszentrum des Staatsrates 

bzw. von der staatlichen Akademie für Sozialwissenschaften wiesen darauf hin, daß China im 

Falle von Handelssanktionen dazu übergehen könnte, amerikanische Staatsanleihen zu ver-

kaufen.2711 

  Die ökonomische Stärkung des Reiches der Mitte hat zudem dazu geführt, daß dieses in 

die Lage versetzt worden ist, über Staatsunternehmen attraktive Angebote für Firmenüber-

nahmen zu machen. Auf diese Weise versucht es, amerikanische Schlüsselunternehmen zur 

Stärkung seiner eigenen Wettbewerbsstellung zu erwerben. Zu den besonders bekannten Bei-

spielen gehört in diesem Zusammenhang die Übernahme der PC-Abteilung der International 

Business Machines Corporation (IBM) durch Lenovo für 1,75 Mrd. US-Dollar. Sie war – für 

viele Beobachter überraschend – im Dezember 2004 angekündigt worden.2712 Für Aufsehen 

sorgte auch folgender Fall: Im Sommer 2005 versuchte der staatliche chinesische Ölkonzern 

CNOOC, den amerikanischen Energiekonzern Union Oil Company of California (UNOCAL) 

zu übernehmen, wofür er 18,5 Mrd. US-Dollar anbot. Nach Bekanntgabe des Vorhabens 

warnten amerikanische Sicherheitsexperten mit Nachdruck vor einer Übernahme. James 

Woolsey, ehemaliger Direktor des Federal Bureau of Investigation (FBI), hatte z.B. in einer 

Anhörung vor dem Streitkräfteausschuß des Repräsentantenhauses gesagt, daß die Pekinger 

Führung danach strebe, ihren Einfluß auf die Energiemärkte auszudehnen und strategische 

Überlegenheit im Westpazifik aufzubauen. Eine Übernahme von Unocal würde die nationale 

                                                 
2711  Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung, Chinas Handelsüberschuß steigt deutlich, Nr. 185, 11. August 2007, 

S. 9. 
2712  Vgl. Martin Küh, China ist auf dem Sprung, in: Die Welt, 12. Dezember 2004 (online). 
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Sicherheit der USA gefährden.2713 Anfang August 2005 zog CNOOC sein Angebot zu-

rück.2714  

  In einem anderen Fall war Peking dagegen erfolgreich. Im Mai 2007 wurde bekannt, daß 

sich die chinesische Regierung mit 3 Mrd. US-Dollar an der privaten Anlagegesellschaft 

Blackstone, die sich auf Firmenkäufe spezialisiert hat, beteiligt.2715 Um künftig ähnliche Ge-

schäfte zu tätigen, plant China, einen Teil seiner Devisenreserven einem staatlichen Invest-

mentfonds bzw. einer Art „Devisenagentur“ zuzuführen. In der Diskussion ist ein Volumen 

von 300 Mrd. US-Dollar.2716 Peking würde so über enorme Mittel verfügen, um auch strate-

gisch relevante internationale Unternehmen aufzukaufen. 

  Aus realistischer Sicht lassen sich die relativen Gewinne Chinas im ökonomischen Aus-

tausch mit den USA weiter zuspitzen. Ohne den Zugang zum amerikanischen Markt hätte das 

Reich der Mitte (Festland) in den vergangenen Jahren regelmäßig in seiner Gesamtbilanz ein 

Handelsdefizit aufzuweisen gehabt. Nur wegen des hohen Handelsüberschusses mit den USA, 

der 2005 nach IWF-Statistiken bei 114,354 Mrd. US-Dollar lag,2717 kam China (ohne Hong-

kong) in jenem Jahr überhaupt in seiner globalen Handelsbilanz auf einen Überschuß in Höhe 

von 102,119 Mrd. US-Dollar.2718 Peking ist somit unter den gegenwärtigen Bedingungen in 

der Lage, relative Gewinne in den eigenen machtpolitischen Aufstieg in der Region zu inve-

stieren. Dies bedeutet z.B., daß China 2005 aufgrund seines Überschusses in den Handelsbe-

ziehungen mit den USA mühelos in der Lage war, das eigene Handelsdefizit mit dem 

ASEAN-Raum in Höhe von 19,538 Mrd. US-Dollar zu schultern.2719 Will China in Südost-

asien eine Pax Sinica errichten, dann muß es ökonomisch die Kraft besitzen, regionale Expor-

te zu absorbieren. Dies ist ein typisches Merkmal einer Führungsmacht, die als customer of 

last resort Zustimmung zum eigenen Machtanspruch zu generieren vermag. Peking befindet 

sich auf dem direkten Weg zu einer solchen Position – und dies nicht nur in Südostasien. 

Nahm China 1990 nur 6,8 % aller asiatischen Exporte auf, so lag dieser Anteil 2003 bereits 

bei 15 % (ohne Hongkong).2720 Dies läßt sich zu der Aussage zuspitzen, daß die USA in Süd-

ostasien und darüber hinaus ihren eigenen Machtverlust finanzieren. 

 

                                                 
2713  Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung, Protest gegen Verkauf von Unocal an China, Nr. 162, 15. Juli 2005, 

S. 11. 
2714  Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung, Chinesen ziehen Angebot für Unocal zurück, Nr. 178, 3. August 

2005, S. 9. 
2715  Vgl. Sundeep Tucker, Blackstone jumps the queue in China, in: Financial Times, 26. Mai 2007 (online). 
2716  Vgl. Folker Dries, Chinesen und Russen im Anmarsch, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Nr. 126, 2. Juni 

2007, S. 13. 
2717  Dieser Wert weicht aufgrund unterschiedlicher Berechnungsmethoden stark von den US-Angaben in Tabel-

le 27 dieser Arbeit ab. 
2718  Vgl. IMF (2006): S. 133. 
2719  Vgl. ebd., S. 134. 
2720  Vgl. Hale/Hale (November/Dezember 2003): S. 46. 
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4.  Abstandswahrung durch Einbindung: Strategie oder Prinzip Hoffnung? 

So unterschiedlich die Akzentsetzungen der führenden Vertreter des realistischen Paradigmas 

auch sind, in einer Frage herrscht Konsens: China befindet sich auf dem Weg zur Großmacht 

und wird der kommende Herausforderer der USA. Kenneth N. Waltz sieht einen klaren Zu-

sammenhang zwischen dem Machtzuwachs eines Staates und seinem Status: „Sooner or later, 

usually sooner, the international status of countries has risen in step with their material re-

sources. Countries with great power economies have become great powers, whether or not re-

luctantly.“2721 Für Ostasien stellt er fest: „[...] Japan and China will follow each other on the 

route to becoming great powers. China has the greater long-term potential.“2722 Da Waltz da-

von ausgeht, daß eine Hegemonie nicht ewig währt und Gegenmachtbildungen geradezu pro-

voziert, gelangt er zu folgendem Schluß: „The United States cannot prevent a new balance of 

power from forming.“2723 Randall L. Schweller wiederum sieht in Moskau und Peking die 

größten Herausforderungen für die Vormachtstellung Washingtons. Er wägt jedoch wie folgt 

ab: „Of the two countries, China appears to be the one that will pose the more immediate 

challenge to a new Pax Americana.“2724 China sei zwar noch kein richtiger Pol oder eine um-

fassende revisionistische Macht, aber: „[…] China’s recent [Stand: 1998, M.W.] behavior is 

consistent with a rising, dissatisfied power – one that may be preparing to launch a serious 

challenge to the status quo in the near future.“2725 Stephen M. Walt sieht den Machtzuwachs 

Pekings ebenfalls skeptisch: „China’s economic expansion poses a potential long-term threat 

to U.S. primacy“2726. Zwar betrachtet er das Reich der Mitte im Vergleich zu den USA ge-

genwärtig nicht als ebenbürtige Macht. Die Stoßrichtung des internal balancing Pekings sei 

aber eindeutig: „[...] China is not trying to forge a balancing coalition at the present time, but 

it is increasing its military capabilities and trying to develop a capacity to deal with U.S. mili-

tary forces in the Far East.“2727 Keir A. Lieber und Gerard Alexander mutmaßen ebenfalls: 

„China clearly would like to enhance its relative power vis-à-vis the United States and may 

well have a long-term strategy to balance U.S. power in the future.“2728 Christopher Layne 

schließt sich dem an: „China will continue to pursue its great-power emergence and will con-

test the United States for supremacy in East Asia. The war on terrorism, in other words, is 

merely an interlude in international politics, not the harbinger of everlasting global harmony 

                                                 
2721  Waltz (2000): S. 33 f. 
2722  Ebd., S. 35 f. 
2723  Ebd., S. 38. 
2724  Schweller (1998): S. 200. 
2725  Ebd., S. 201. Vgl. zur Gegenposition Alastair Iain Johnston, Is China a Status Quo Power?, in: International 

Security, Nr. 4, Frühjahr 2003, S. 5 – 56. 
2726  Stephen M. Walt, Taming American Power. The Global Response to U.S. Primacy, New York – London 

2005, S. 46. 
2727  Ebd., S. 136. 
2728  Lieber/Alexander (2005): S. 122. 
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based on acceptance of U.S. primacy.“2729 Am deutlichsten äußert sich John J. Mearsheimer 

zu diesem Thema: „China cannot rise peacefully, and if it continues its dramatic economic 

growth over the next few decades, the United States and China are likely to engage in an in-

tense security competition with considerable potential for war.“2730 China werde versuchen, 

Asien zu dominieren – und zwar so, wie die USA heute in der westlichen Hemisphäre vor-

herrschen würden. Mearsheimer zieht dabei Parallelen zwischen dem Aufstieg Washingtons 

und jenem Pekings: „An increasingly powerful China is also likely to try to push the United 

States out of Asia, much the way the United States pushed the European great powers out of 

the Western Hemisphere.“2731  

  Derartige Aussagen lassen auf den ersten Blick nicht die skizzierten Formen amerika-

nisch-chinesischer Zusammenarbeit erwarten. In der Summe scheint die ökonomische Koope-

ration beider Staaten der Erwartungshaltung des systemischen Realismus geradezu zu wider-

sprechen, läßt sie sich doch als Förderung des Herausforderers durch den Hegemon interpre-

tieren.2732 Auch wenn sich der machtpolitische Abstand nur schwer exakt messen läßt, kann 

gleichwohl festgestellt werden, daß es China nach dem Ende des Ost-West-Konflikts gelun-

gen ist, zu den USA aufzuschließen – und dies sowohl mit der Hilfe der Clinton- als auch der 

Bush-Administration. Thomas J. Christensen schrieb dazu in seiner Zeit als Professor an der 

Universität Princeton: „In fact, since then, no foreign country has done more to make China 

stronger economically and diplomatically than the United States.“2733 Insofern passen die fol-

genden Worte von Condoleezza Rice, der Vorgesetzten von Christensen im Außenministeri-

um, ins Bild: „The United States does not have any desire to see a weak China.“2734 Nicht nur 

besonders skeptische Realisten würden erwarten, daß die USA mögliche sicherheitspolitische 

Implikationen ihrer Handelsbeziehungen mit China berücksichtigen. Auch Vertreter der Schu-

le des engagement wie Paul A. Papayoanou und Scott L. Kastner halten es für möglich, daß 

der ökonomische Aufstieg Chinas zu einem Problem werden könnte: „Indeed, the gains rea-

ped from integration into the world economy might ultimately help finance a conflictual fo-

reign policy in the future.“2735 Und auch Nicholas Lardy, der zu einer sehr differenzierten 

Bewertung der amerikanisch-chinesischen Wirtschaftsbeziehungen gelangt ist, weist auf ein 

Restrisiko – welches für realistische Bewertungen entscheidend ist – hin: „No one can say 

                                                 
2729  Layne (2002): S. 243. 
2730  Ausführungen von John J. Mearsheimer, in: Zbigniew Brzezinski, John J. Mearsheimer, Clash of the Titans, 

in: Foreign Policy, Januar/Februar 2005.  
2731  Ebd. 
2732  Vgl. dazu auch Jonathan Kirshner, States, Markets, and Great Power Relations in the Pacific, in: G. John 

Ikenberry, Michael Mastanduno (Hrsg.), International Relations Theory and the Asia-Pacific, New York 
2003, S. 273 – 298. 

2733  Christensen (2006): S. 108. 
2734  Condoleezza Rice, Press Briefing on the President’s Visit to China, Peking, 20. November 2005. 
2735  Papayoanou/Kastner (2000): S. 174. 
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with certainty that China’s economic rise will not ultimately pose a security threat to the Uni-

ted States and its allies.“2736  

  Ob Washington mit seiner Politik tatsächlich den Aufstieg Pekings befördert bzw. Macht-

zuwächse hinnimmt, womit ein Verstoß gegen die hier als Maßstab verwendeten strategischen 

Verhaltenserwartungen vorliegen würde, kann aus der Sicht des Realismus durchaus unter-

schiedlich bewertet werden. Zunächst ist klar zu konstatieren, daß der systemische Realismus 

nicht davon ausgeht, daß Staat A in seinen Kooperationsbeziehungen zu Staat B dauerhaft re-

lative Gewinne der anderen Seite akzeptieren wird. Um jedoch zu dem Schluß zu gelangen, 

daß Washington ein ernster positionaler Verlust gegenüber Peking droht, sind zunächst fol-

gende Fragen zu beantworten: Welche Substanz haben, erstens, die relativen Gewinne Chinas 

im Handel mit den USA? Ab wann werden diese, zweitens, zu einem sicherheitspolitischen 

Problem für Washington? 

  Der Handelsüberschuß Chinas bringt zwar klar zum Ausdruck, daß das Reich der Mitte 

weitaus mehr Produkte in die USA exportiert, als dies umgekehrt der Fall ist. Gleichwohl 

spiegeln die absoluten Zahlen nicht vollständig die sich tatsächlich vollziehenden ökonomi-

schen Austauschbeziehungen wider. Zunächst beziehen sich die Angaben zum Handelsdefizit, 

die klassischerweise gebraucht und auch in dieser Arbeit verwendet werden, nur auf den Wa-

renaustausch und klammern damit den Dienstleistungssektor aus. Nicht erfaßt werden des 

weiteren die Aktivitäten jener amerikanischen Tochtergesellschaften, die in China tätig sind 

und direkt vor Ort ihre Produkte veräußern. 2003 konnten sie im Reich der Mitte Waren im 

Wert von 34 Mrd. US-Dollar umsetzen und Dienstleistungen im Wert von 4 Mrd. US-Dollar 

erbringen. Dies entsprach 75 % ihrer Gesamtverkäufe. Die übrigen 25 % der hergestellten Gü-

ter und erbrachten Dienstleistungen gingen an andere Staaten, wobei der Anteil der USA 7 % 

betrug. Im Vergleich dazu lag der amerikanische Warenexport nach China bei 29 Mrd. US-

Dollar und jener an Dienstleistungen bei 6 Mrd. US-Dollar. Die Verkaufserlöse amerikani-

scher Tochtergesellschaften übertrafen folglich mit 38 Mrd. US-Dollar die offizielle amerika-

nische Ausfuhr, die nur 35 Mrd. US-Dollar umfaßte.2737 Nach Angaben von Handelsminister 

Bo Xilai hätten amerikanische Konzerne 2006 aus China heraus im Umfang von 110 Mrd. 

US-Dollar exportiert. 2738 Damit stellt sich die Frage, wie „chinesisch“ der Außenhandel des 

größten Akteurs Asiens ist. 2005 haben z.B. ausländische, im Reich der Mitte beheimatete 

Firmen 58,3 % der chinesischen Exportleistung getragen – im Gegensatz zu 1,9 % im Jahr 

                                                 
2736  Lardy (2006): S. 75. 
2737  Vgl. United States Government Accountability Office, China Trade. U.S. Exports, Investment, Affiliate 

Sales Rising, but Export Share Falling (Report to Congressional Committees), Washington D.C., Dezember 
2005, S. 4, 35. 

2738  Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung, China verblüfft mit enormem Handelsüberschuß, Nr. 61, 13. März 
2007, S. 12. 
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1986. Bei den Importen sah es ähnlich aus. 58,7 % der chinesischen Einfuhr wurde 2005 über 

ausländische Firmen abgewickelt – im Gegensatz zu 5,6 % im Jahr 1986.2739  

  Hinzu kommt, daß in der amerikanischen Statistik auch jene Produkte zum vollen Markt-

preis erfaßt werden, deren Einzelteile in China lediglich zusammengebaut, nicht aber herge-

stellt werden. Bei einer Aufschlüsselung des Produkts müßte folglich der Einfuhrwert auf 

mehrere Akteure verteilt werden, um die tatsächlichen Lieferländer zu identifizieren. Unge-

fähr 65 % der chinesischen Exporte in die USA fallen in diese Kategorie. Dies erklärt, warum 

die USA vor allem im Handel mit China eine ungünstige Import-/Exportbilanz aufzuweisen 

haben. 1985 betrug der Anteil Japans am amerikanischen Handelsdefizit 35,6 %, jener Hong-

kongs, Koreas und Taiwans zusammen 16,6 %. China taucht in dieser Statistik noch nicht auf, 

konnte seinen Anteil am amerikanischen Handelsdefizit aber bis 2004 auf 24,4 % steigern. Im 

selben Zeitraum sanken die Anteile Japans sowie Hongkongs, Südkoreas und Taiwans auf 

11,7 % bzw. 4,1 %.2740 „Made in China“ bedeutet daher oftmals nicht mehr als „Put together 

in China“.  

  In diesem Sinne ist auch zu erwähnen, daß viele Staaten Produkte aus den USA importie-

ren, diese vor Ort verwerten und dann weiter in das Reich der Mitte exportieren.2741 Auch hier 

zeigt sich wie im vorherigen Beispiel: Die Zusammensetzung der ostasiatischen sowie ameri-

kanischen Im- und Exporte trägt dazu bei, daß die relativen Gewinne Chinas im Handel mit 

den USA – statistisch betrachtet – überdurchschnittlich hoch sind. Des weiteren wäre abzu-

wägen, ob das amerikanische Handelsdefizit in erster Linie Folge einer von Washington un-

terstellten Manipulation des Yuan oder einer ausgeprägten Konsumlust der US-Bürger bei 

gleichzeitig geringer Sparquote ist. Mit anderen Worten: Die Überschüsse Chinas im Handel 

mit den USA sind zwar beträchtlich, aber bei einer Betrachtung weiterer ökonomischer Para-

meter weniger dramatisch, als dies die absoluten Zahlen der offiziellen Ein- und Ausfuhr von 

Waren vermuten lassen.2742 Im Handel mit Hongkong konnten die USA z.B. ihren Handels-

überschuß von 4,7 Mrd. US-Dollar in 2003 auf 9,83 Mrd. US-Dollar in 2006 mehr als ver-

doppeln (siehe Tabelle 27). David M. Lampton zieht daraus folgenden Schluß: „China, there-

fore, seems stronger than its underlying production capabilities actually make it.“2743 Aus rea-

listischer Sicht wird damit nachvollziehbar, warum Washington auf die relativen Gewinne 

Pekings nicht mit deutlicheren Gegenmaßnahmen reagiert. Ein Vergleich der FDIs, die von 

den USA von 1995 bis 2004 getätigt wurden, zeigt zudem, daß der Hegemon seinen Heraus-
                                                 
2739  Vgl. Elwell/Labonte/Morrison (23.01.2007): S. 9. Siehe auch Frankfurter Allgemeine Zeitung, Investitionen 

in China, Nr. 271, 21. November 2005, S. 11. 
2740  Vgl. Lardy (2006): S. 89 – 91. 
2741  Vgl. United States Government Accountability Office (Dezember 2005): S. 30. 
2742  Vgl. dazu auch Edmund Phelps, Amar Bhidé, Merkantilismus im Reich der Mitte. Warum der Handelsüber-

schuß Chinas kein Fehler und kein Schaden ist – auch nicht für den Rest der Welt, in: Frankfurter Allge-
meine Zeitung, Nr. 168, 22. Juli 2006, S. 13. 

2743  David M. Lampton, The Faces of Chinese Power, in: Foreign Affairs, Nr. 1, Januar/Februar 2007, S. 121. 
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forderer nicht überdeutlich fördert. Nach China gingen in jenem Zeitraum Investitionen mit 

einem Volumen von 15 Mrd. US-Dollar, wohingegen die EU-Staaten 952 Mrd. US-Dollar, 

Kanada 217 Mrd. US-Dollar und Japan 80 Mrd. US-Dollar erhielten.2744 

  Die zweite Frage, ab wann relative Gewinne Chinas zu einer sicherheitspolitischen Her-

ausforderung der USA werden, ist weitaus schwieriger zu beantworten. Realisten sind sich 

seit den Untersuchungen Joseph M. Griecos zwar weitgehend einig, daß relative Gewinne 

Kooperationen belasten und, soweit sie anhalten, die Sicherheit des benachteiligten Staates 

gefährden können. Unklarheit herrscht jedoch hinsichtlich des Zeitpunktes: Ab wann müßten 

die USA im vorliegenden Fall versuchen, den relativen Gewinnen Chinas entgegenzuwirken, 

etwa durch eine Einschränkung der Wirtschaftsbeziehungen? Peter Liberman hat anhand 

zweier historischer Fallbeispiele realistische Annahmen zum Kooperationsverhalten von Staa-

ten in Frage gestellt.2745 Vor dem Ersten Weltkrieg habe Großbritannien enge Wirtschaftsbe-

ziehungen zum aufstrebenden Deutschland unterhalten. Dabei akzeptierte London nicht nur 

ökonomische Benachteiligungen. Während Großbritannien keine Einfuhrzölle auf deutsche 

Industrieimporte erhoben habe, hätten die Einfuhrzölle des Deutschen Reiches in diesem Be-

reich bei 13 % gelegen. Auch blühte die Zusammenarbeit privater Firmen beider Seiten. Und 

allein von 1900 bis 1914 habe sich das Handelsvolumen zwischen Großbritannien und 

Deutschland verdoppelt. Vor dem Pazifikkrieg wiederum seien es die USA gewesen, die aus-

gedehnte Handelsbeziehungen mit Japan unterhielten – und dies, obwohl die Kaiserliche Ar-

mee seit 1931 in China auf dem Vormarsch war und obwohl amerikanische Unternehmen 

weitaus weniger auf den japanischen Markt angewiesen waren, als dies in umgekehrter Rich-

tung zutraf. Nippon habe aus den USA u.a. Öl, Eisen und Baumwolle bezogen, also jene Pro-

dukte, deren Einfuhr nicht ohne weiteres zu ersetzen war und die von hoher Kriegsrelevanz 

waren. Erst im Juli 1941 habe sich Präsident Franklin Delano Roosevelt zu einem umfassen-

den Embargo gegen Japan durchringen können. „Continued cooperation in both cases sug-

gests that sensitivity to relative gains is generally low under multipolarity at least when com-

pared to other incentives for trade.“2746 Ökonomische Sanktionen seien zudem deshalb nicht 

ergriffen worden, weil befürchtet worden sei, dadurch Provokationen auszulösen und die 

Kriegsgefahr zu steigern. 

  Die Ergebnisse Libermans lassen sich allerdings auch anders deuten. Zunächst zeigen sie, 

daß ausgeprägte ökonomische Interdependenzen zwischen Hegemon und Herausforderer 

nicht zwangsläufig zu positiven sicherheitspolitischen Spill-Over-Effekten beitragen. Trotz 

guter Wirtschaftsbeziehungen kam es zwischen Deutschland und Großbritannien sowie zwi-

                                                 
2744  Vgl. United States Government Accountability Office (Dezember 2005): S. 32. 
2745  Vgl. Peter Liberman, Trading with the Enemy. Security and Relative Economic Gains, in: International Se-

curity, Nr. 1, Sommer 1996, S. 147 – 175, hier vor allem S. 158 – 173. 
2746  Ebd., S. 173. 
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schen Japan und den USA zum Krieg. Übertragen auf die Gegenwart bedeutet dies, daß auch 

eine zunehmende Vernetzung der amerikanischen und der chinesischen Volkswirtschaften 

nicht dazu beitragen wird, die sicherheitspolitische Konkurrenzsituation beider Staaten zu 

überwinden. Des weiteren weist Liberman in beiden Fällen zwar überzeugend nach, daß He-

gemone relative Gewinne ihrer Herausforderer ignorieren, womit die sich ergebenden deut-

schen Vorteile für Großbritannien bis 1914 und die japanischen Vorteile für die USA bis 1941 

nicht handlungsleitend waren. Liberman bestätigt mit seinen Ergebnissen gleichwohl eine 

wichtige Annahme des systemischen Realismus, die er selbst unerwähnt läßt: Hegemone, die 

positionale Gewinne ihrer Herausforderer dauerhaft ignorieren, werden dafür vom anarchi-

schen Selbsthilfesystem bestraft. Washington hatte demnach Tokyo im Fernen Osten solange 

gewähren lassen, bis es stark genug war, einen Angriff gegen den damaligen strategischen 

Anker der USA im Pazifik, Pearl Harbor, zu wagen. Relative Gewinne waren auch vor den 

beiden Weltkriegen relevant, wurden aber von London und Washington nicht angemessen be-

rücksichtigt. Im systemischen Realismus führen solche Entwicklungen langfristig zu Konflik-

ten mit erheblichem Gewaltpotential, durch die staatliches Fehlverhalten – also die Mißach-

tung systemischer Anreize oder Beschränkungen – korrigiert wird. 

  Dieser Zusammenhang würde wiederum dafür sprechen, daß die USA die Handelsüber-

schüsse Chinas – für wie relativ man dessen relative Gewinne auch halten mag – doch weit-

aus ernster nehmen müßten, als dies gegenwärtig der Fall ist. Wie damals stellt sich jedoch 

auch heute die angesprochene Frage: Ab welchem Zeitpunkt? John C. Matthews III hat dazu 

den Ansatz der „kumulativen relativen Gewinne“ herausgearbeitet: „The concept of cumula-

tion is [...] that a state is able to take a current relative gain and use it to increase its power or 

wealth vis à vis another state during later interactions.“2747 Demnach sind aktuelle relative 

Gewinne nur dann relevant, wenn sie geeignet sind, direkten Einfluß auf künftige Konkur-

renzsituationen zu haben: „A cumulation effect exists when initial advantages imply the abili-

ty to perform more effectively in the future.“2748 Gibt es keinen absehbaren kumulativen Ef-

fekt, kommt relativen Gewinnen für die Zusammenarbeit zweier Staaten in der Gegenwart nur 

eine geringfügige Bedeutung zu. „The lack of cumulation will mean that a state that loses one 

round will be able to play on a more or less even playing field in subsequent rounds, and thus 

can hope to recoup losses.“2749 Übertragen auf den vorliegenden Fall bedeutet dies, daß Wa-

shington erst dann seine ökonomische Zusammenarbeit mit Peking überdenken müßte, wenn 

                                                 
2747  John C. Matthews III, Current Gains and Future Outcomes. When Cumulative Relative Gains Matter, in: In-

ternational Security, Nr. 1, Sommer 1996, S. 122. Auch Liberman stellt fest: „Power shifts will also be 
gradual because gains from trade work slowly; it takes time for exporters to specialize and achieve econo-
mies of scale, for efficiency improvements to be realized, and for income benefits to be translated into mili-
tary power.“ Liberman (1996): S. 155. 

2748  Matthews (1996): S. 125. 
2749  Ebd., S. 123. 
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es hinreichend Indizien dafür geben würde, daß aktuelle wirtschaftliche Gewinne Chinas 

langfristig sicherheitspolitisch gegen die USA instrumentalisiert werden könnten. 

  Gibt es einen solchen kumulativen Effekt in der wirtschaftlichen amerikanisch-

chinesischen Zusammenarbeit zugunsten Pekings? Wäre die Zukunft linear prognostizierbar, 

müßte die Antwort eindeutig positiv ausfallen. China verbessert Schritt für Schritt die Vor-

aussetzungen seiner ökonomischen Modernisierung. Die vergangenen Jahre haben gezeigt, 

daß es dabei ebenfalls Schritt für Schritt seine militärischen Machtprojektionsfähigkeiten aus-

baut. Da künftige Entwicklungen jedoch nicht in einer solchen linearen Form vorauszusagen 

sind,2750 ist der Betrachter gezwungen, die mögliche künftige Nutzbarkeit kumulativer Effekte 

über plausible Wirkkräfte abzuschätzen. Entscheidend ist vor allem eine Frage: Wie wird sich 

der amerikanische Hegemon entwickeln? Selbst wenn China weiter relative Gewinne ansam-

melt, werden diese solange kein Problem für die USA darstellen, wie sie selbst in der Lage 

sind, zeitlich parallel den militärischen Abstand zu halten bzw. auszubauen.2751 Würde zwi-

schen Washington und Peking militärische Parität herrschen, dürfte das Weiße Haus die aktu-

elle ökonomische Zusammenarbeit weitaus skeptischer betrachten.2752 

  Eine weiterer Faktor ist in diesem Zusammenhang erwähnenswert. Kumulative Effekte 

würden sich vor allem dann bemerkbar machen, wenn China insofern relative Gewinne er-

zielt, als es dadurch im Bereich der technologischen Innovationsfähigkeit zu den USA auf-

schließen würde. Derzeit resultieren die Handelsvorteile des Reiches der Mitte insbesondere 

aus einem niedrigen Industriestundenlohn, der 2005 bei 0,66 US-Dollar lag.2753 Würde es der 

chinesischen Führung in den nächsten Jahren gelingen, das Reich der Mitte zu einem High-

Tech-Standort zu entwickeln und dadurch seine Konkurrenzfähigkeit weiter zu steigern, dann 

müßte das Weiße Haus das Handelsdefizit der USA weitaus ernster betrachten. Denn es wür-

de bedeuten, daß der Hegemon auf einem der wichtigsten Wettbewerbsfelder, den technologi-

schen Innovationskapazitäten, gegenüber dem Herausforderer an Boden verloren hat. Gegen-

wärtig hängen sowohl der ökonomische als auch der militärische Vorsprung der USA gegen-

über China zu einem erheblichen Teil von diesem Gut ab.2754 Offizielle Dokumente wie der 

                                                 
2750  So auch Barnett (2004): S. 113. 
2751  Gerald Segal betrachtet Befürchtungen vor einem übermächtigen Reich der Mitte als übertrieben und be-

zeichnet China als „second-rank middle power“. Gerald Segal, Does China Matter?, in: Foreign Affairs, Nr. 
5, September/Oktober 1999, S. 24. Anhand ökonomischer und militärischer Vergleichskategorien unter-
mauert er diese Bewertung und kommt zu folgendem Schluß: „Pentagon planners [...] might be forgiven for 
believing that China could eventually become a peer competitor of the United States, even though the mili-
tary gap, especially in high-technology arms, is, if anything, actually growing wider.“ Ebd., S. 36. 

2752  Aus diesem Grund haben die USA ökonomische Gewinne der Sowjetunion während des Ost-West-
Konflikts weitaus kritischer gesehen, was die unterschiedlichen Wirtschaftsembargos gegen Staaten des 
damaligen Ostblocks erklärt. 

2753  Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung, China läuft Mexiko in den Vereinigten Staaten den Rang ab, Nr. 38, 
14. Februar 2006, S. 12. 

2754  Vgl. dazu ausführlich Adam Segal, Practical Engagement: Drawing a Fine Line for U.S.-China Trade, in: 
The Washington Quarterly, Nr. 3, Sommer 2004, S. 157 – 173. 
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QDR 2006 lassen diesbezüglich eine klare Impulsverarbeitung erkennen: „Sustaining Amer-

ica’s scientific and technological advantages over any potential competitor contributes to the 

nation’s ability to dissuade future forms of military competition.“2755 

  Aus realistischer Sicht ist es daher auf den ersten Blick nicht zu erklären, warum der ame-

rikanische Export in Richtung China zu einem erheblichen Anteil fortgeschrittene Technolo-

gieprodukte umfaßt. 2005 fielen Waren im Wert von 12,3 Mrd. US-Dollar und damit 29,4 % 

der amerikanischen Ausfuhr in das Reich der Mitte in diese Kategorie.2756 Andere Ver-

gleichsdaten im Technologiebereich betonen hingegen weiterhin die Stärke des Hegemons 

und die Schwäche des Herausforderers. Obwohl die Zahl der chinesischen Ingenieure immer 

größer wird, wenden die USA ca. 40 % der globalen Forschungs- und Entwicklungskosten 

auf und beschäftigen ca. ein Drittel aller Forscher in diesem Bereich.2757 Hinzu kommt, daß 

die Massenproduktion technischer Bedarfsgüter für den privaten Markt (Computer, Fernseher, 

Handys etc.) noch kein Qualitätsmerkmal für einen High-Tech-Standort ist, solange diese zu 

ca. 90 % von ausländischen Firmen, die im Reich der Mitte tätig sind, hergestellt werden.2758 

Kann Washington seinen technologischen Vorsprung inklusive Innovationsfähigkeit aufrecht-

erhalten, wird es Peking schwer fallen, die machtpolitische Lücke zu schließen.2759 Soweit 

zudem der Handel zwischen den USA und China dazu beiträgt, jene amerikanischen Firmen 

zu stärken, die zur Aufrechterhaltung der technologischen Überlegenheit des Hegemons bei-

tragen, relativiert sich die Bedeutung der relativen Gewinne des Herausforderers zusätz-

lich.2760 

  Nach Auffassung von Adam Segal werden die USA in diesem Zusammenhang permanent 

daran arbeiten müssen, selbst neue Ideen und damit neue Produkte zu entwickeln. Der Ver-

such, den Vorsprung zu China durch Handelsboykotte im Hochtechnologiebereich aufrecht-

zuerhalten, werde scheitern. Die Pekinger Führung könnte entsprechende Wissenstransfers in 

einer globalisierten Welt über andere Handelspartner organisieren. Segal spricht sich gleich-

wohl für selektive Exportrestriktionen aus. Dual-Use-Güter, die zur Verbesserung der Fähig-

keiten der PLA in den Bereichen Gefechtsfeldaufklärung, Präzisionsmunition, Führung und 

                                                 
2755  Department of Defense (06.02.2006): S. 18. 
2756  Vgl. Elwell/Labonte/Morrison (23.01.2007): S. 22. 
2757  Vgl. Lardy (2006): S. 103. 
2758  Vgl. ebd., S. 105. 
2759  Dieses Kriterium ist für die Beurteilung des Abstands zwischen Hegemon und Herausforderer entscheidend. 

Steve Chan hat anhand unterschiedlicher Bewertungsmaßstäbe untersucht, ob es in den vergangenen Jahren 
zu Machtverschiebungen zwischen den USA und China gekommen ist. Wenn in dieser Frage der Umfang 
der Bevölkerung, der Infanterie und jener rauchender Industrieschornsteine maßgeblich sei, habe Peking 
Washington seit längerer Zeit überholt. Gehe es dagegen um Humankapital sowie die Beherrschung und 
Schaffung neuer Technologien, dann habe es zwischen den USA und China keinen Machtwechsel gegeben. 
Vgl. Steve Chan, Is there a Power Transition between the U.S. and China? The Different Faces of National 
Power, in: Asian Survey, Nr. 5, September/Oktober 2005, S. 687 – 701. 

2760  Vgl. Dale Copeland, Economic Interdependence and the Future of U.S.-Chinese Relations, in: Iken-
berry/Mastanduno (2003): S. 343. 
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Kontrolle gemeinsamer Operationen der Teilstreitkräfte sowie Informationskriegführung bei-

tragen, sollten unterbunden werden. Dazu zählen Wissen über Techniken zur Systemintegra-

tion, sensible Software, Technologien für hochauflösende Aufklärungssysteme (Satelliten) 

sowie Sensor-, Laser-, Führungs- und Navigationstechnologien. Letztlich werde aber auch die 

Wirkung dieser Maßnahmen begrenzt bleiben. Die USA könnten lediglich Aufholprozesse 

Chinas verzögern.2761 

  Zur Abschätzung möglicher kumulativer Effekte ist zudem folgende Frage von Bedeu-

tung: Wird China künftig überhaupt die Möglichkeit haben, relative Gewinne aus Handelsbe-

ziehungen auf die militärische Modernisierung zu konzentrieren? Im Theoriekapitel wurde 

unter Verweis auf die Ausführungen von Fareed Zakaria und Thomas J. Christensen darauf 

hingewiesen, daß sich von numerisch erfaßbaren capabilities noch nicht ableiten läßt, in wel-

chem Umfang diese Fähigkeiten (national power) zur Unterstützung außen- und sicherheits-

politischer Ziele (state power) mobilisierbar sind. China könnte künftig z.B. gezwungen sein, 

erhebliche Summen aufzuwenden, um innenpolitischen Verwerfungen vorzubeugen. Dazu 

zählen mögliche Armutsaufstände: Im Reich der Mitte leben ca. 200 Mio. Menschen von je-

weils weniger als 1 US-Dollar am Tag, womit sie sich unter der Armutsgrenze befinden. 700 

Mio. Chinesen, die auf dem Land leben, verdienen nur ca. ein Drittel dessen, was in den Städ-

ten üblicherweise an Lohn gezahlt wird.2762 120 Mio. Wanderarbeiter stellen zudem ein un-

kalkulierbares Potential für größere Proteste dar.2763 Daß dem Land unruhige Zeiten bevorste-

hen könnten, zeigen offizielle Statistiken. Selbst vermutlich geschönten Angaben sind für 

2003 ca. 58.000 und für 2004 ca. 74.000 Demonstrationen zu entnehmen.2764 Unabsehbare 

Folgen dürfte zudem die Überalterung der chinesischen Gesellschaft haben, die nicht durch 

ein soziales Sicherungssystem abgefedert wird. Im Jahr 2000 waren mit 131 Mio. Menschen 

ca. 10 % der Bevölkerung Chinas älter als 60 Jahre, womit sie sich nach dortigen Maßstäben 

im Rentenalter befanden. 2050 könnten es 438 Mio. Menschen und damit ca. 29 % aller Chi-

nesen sein, die aus Altersgründen nicht mehr arbeiten und deren umfassende Versorgung 

dann fraglich ist.2765 Schließlich hat die ökonomische Modernisierung der letzten Jahrzehnte 

                                                 
2761  Vgl. Segal (Sommer 2004): S. 169, 171. 
2762  Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung, China investiert Milliarden, Nr. 63, 15. März 2006, S. 12. Angaben 

zu diesem Thema geben oft nur grobe Schätzungen wieder: Einerseits schreibt die Frankfurter Allgemeine 
Zeitung, daß ca. 100 Mio. Menschen jeweils mit weniger als zwei US-Dollar am Tag auskommen müßten. 
Andererseits finden sich in selbiger Tageszeitung Daten, wonach 47 % der Chinesen von jeweils weniger 
als zwei US-Dollar am Tag leben. Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung, China überholt England und 
Frankreich, Nr. 297, 21. Dezember 2005, S. 11. Christoph Hein, Der holprige Weg zur Wirtschaftswelt-
macht, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Nr. 43, 20. Februar 2006, S. 12. 

2763  Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung, China sucht Alternativen zum Wachstum um jeden Preis, Nr. 234, 8. 
Oktober 2005, S. 12. 

2764  Vgl. Eberhard Sandschneider, Anleitung zur Drachenpflege. Vom Umgang des Westens mit dem schwieri-
gen Partner China, in: Internationale Politik, Nr. 12, Dezember 2005, S. 7 f. 

2765  Vgl. Christoph Hein, Chinas Rentenkrise, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Nr. 108, 11. Mai 2005, S. 11. 
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die Umwelt des Landes erheblich in Mitleidenschaft gezogen.2766 Nach Angaben der Welt-

bank haben 700 Mio. Menschen keinen Zugang zu sauberem Trinkwasser, und von den welt-

weit ausgemachten 20 Städten mit der schlechtesten Luftqualität liegen allein 16 in China. Bis 

zu 400.000 Bürger des Reiches der Mitte sollen jährlich an den Folgen der Luftverschmut-

zung sterben.2767 Experten gehen bereits heute von 100 Mio. Ökologieflüchtlingen im Land 

aus.2768  

  Es spricht daher einiges dafür, daß Peking in Zukunft zum Zwecke des inneren Erhalts der 

unit gezwungen sein wird, erhebliche capabilities zur Bewältigung dieser Herausforderungen 

aufzuwenden, wodurch weniger national power in state power umgewandelt werden könn-

te.2769 Die chinesische Führung geht davon aus, allein für die Bewältigung der Umweltschä-

den 3 % des BIP aufwenden zu müssen. Experten der Deutschen Bank setzen diesen Wert so-

gar bei 8 % bis 12 % des BIP an, womit das Wirtschaftswachstum vollständig aufgebraucht 

würde.2770 Wenngleich somit unklar ist, ob es bei den erzielten relativen Gewinnen einen ku-

mulativen Effekt geben wird, ist es aus der Sicht des systemischen Realismus, der mit langfri-

stig angelegten Worst-Case-Annahmen arbeitet, bereits ausreichend, daß es ihn unter be-

stimmten Bedingungen geben könnte.2771 Solange jedoch noch nicht sicher ist – und dies wird 

für die Gegenwart sogar von den ansonsten zu skeptischen Bewertungen neigenden amerika-

nischen Geheimdiensten konstatiert –,2772 ob China eines Tages kumulative Effekte wird nut-

zen können, kann die insgesamt abwartende Haltung der USA und die damit verbundene 

                                                 
2766  Vgl. Eva Sternfeld, Christoph Graf von Waldersee, Die Lage der Umwelt in China. Ökonomische Chancen 

in der ökologischen Krise, in: Internationale Politik, Nr. 12, Dezember 2005, S. 52 – 64. 
2767  Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung, China ringt nach Luft, Nr. 23, 27. Januar 2007, S. 12. 
2768  Vgl. Sandschneider (2005): S. 7. 
2769  Derartige Überlegungen schreibt Aaron L. Friedberg dem Lager der „Realist Optimists“ zu. Vgl. Friedberg 

(2005): S. 24 – 26. Satu P. Limaye vertritt deshalb die Auffassung, daß die Macht der USA in Südostasien 
in den nächsten 20 Jahre zunehmen werde, da China große innere Probleme bekommen werde. Interview 
des Verfassers mit Satu P. Limaye, Chair, Research and Publications Department, Asia-Pacific Center for 
Security Studies, Honolulu, 12. September 2005. 

2770  China leidet hier u.a. an einer mangelnden Energieeffizienz. So muß es pro erwirtschafteten US-Dollar BIP 
gut fünfmal mehr Energie aufwenden als Deutschland und fast neunmal mehr als Japan. Vgl. Christoph 
Hein, Chinas Umweltmisere, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Nr. 58, 9. März 2007, S. 13. 

2771  John J. Mearsheimer erklärte in diesem Sinne im erwähnten Streitgespräch mit Zbigniew Brzezinski: „It is 
also true that China does not have the military wherewithal to take on the United States. That’s absolutely 
correct – for now. But again, what we are talking about is the situation in 2025 or 2030, when China has the 
military muscle to take on the United States. What happens then, when China has a much larger gross na-
tional product and a much more formidable military than it has today? The history of great powers offers a 
straightforward answer: China will try to push the Americans out of Asia and dominate the region.“ Aus-
führungen von John J. Mearsheimer, in: Brzezinski/Mearsheimer (2005). 

2772  Der NIC stellte dazu in den „Global Trends 2015“ fest, hohe wirtschaftliche Wachstumsraten Chinas „pro-
vide a foundation for military potential.“ Differenzierend heißt es allerdings auch: „But the degree to which 
an even more powerful economy would translate into greater military power is uncertain.“ National Intelli-
gence Council (Dezember 2000): S. 54. Beide Zitate sind im Original kursiv gedruckt. 
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Fortsetzung der beiderseitigen Wirtschaftsbeziehungen nicht von vornherein als unstrategisch 

bezeichnet werden.2773 

  Hinzu kommt, daß die meisten Projektionen zwar davon ausgehen, daß die chinesische 

Volkswirtschaft früher oder später die amerikanische überholen wird. Gemessen am BIP pro 

Einwohner dürfte es dem Reich der Mitte aber in den nächsten 20 Jahren nicht gelingen, den 

durchschnittlichen Wohlstand und die durchschnittliche Kaufkraft eines US-Bürgers zu errei-

chen. Global Insight geht z.B. auf der Basis von Kaufkraftparitäten davon aus, daß das BIP 

Chinas mit 9,839 Bio. US-Dollar bereits 2006 zu 74,3 % dem BIP der USA (13,244 Bio. US-

Dollar) entsprach. Ganz anders sah es bei einem Vergleich des BIP pro Einwohner aus. China 

konnte hier mit 7.473 US-Dollar nur 16,9 % des amerikanischen Wertes (44.196 US-Dollar) 

erzielen. Nach Global Insight ergeben sich einerseits bis 2025 erhebliche Machtverschiebun-

gen. China werde mit 57,145 Bio. US-Dollar BIP 158,9 % der US-Wirtschaftsleistung 

(35,963 Bio. US-Dollar) erzielen. Dagegen liege es mit einem BIP pro Einwohner von 39.544 

US-Dollar weiterhin deutlich unter dem durchschnittlichen US-Wert von 92.790 US-Dollar. 

China könne hier nur 42,3 % des amerikanischen Anteils erreichen.2774 

  Desgleichen läßt sich die Debatte über chinesische Investitionen in den USA aus einer 

weniger pessimistischen Perspektive lesen. Das Reich der Mitte konnte das Gesamtvolumen 

seiner in den USA getätigten FDIs von 277 Mio. US-Dollar in 2000 auf 490 Mio. US-Dollar 

in 2004 steigern, womit es zum damaligen Zeitpunkt lediglich 0,3 % sämtlicher dort durchge-

führter Investitionen hielt.2775 

  In der derzeitigen Situation ist Washington daher gut beraten, es bei der Stärkung der vor-

handenen präventiven Eindämmungsstrukturen – also der Modernisierung des Systems der 

hub and spokes – zu belassen und auf ein verstärktes containment zu verzichten.2776 Eine sol-

che Bewertung ist Ergebnis einer typischen realistischen Kosten-Nutzen-Kalkulation. Die 

USA sind bereits der Hegemon. Würden sie China durch ein offensives containment zu Ge-

genreaktionen zwingen, würde das Hegemonie-Management zum einen durch zu erwartende 

Rüstungsspiralen teurer. Bei zunehmender Abhängigkeit des Reiches der Mitte vom amerika-

nischen Markt könnte eine Politik der Eindämmung zudem zu gewaltsam ausgetragenen Kon-

                                                 
2773  Beobachter fordern gleichwohl, daß die USA wachsam bleiben müßten: „China is rapidly emerging as the 

engine of growth in Asia, which affords it increasing influence and leverage. Although the United States 
remains the strategic incumbent there, Washington needs to pay consistent attention to managing relations 
with regional friends and allies if it hopes to maintain its pull.“ Medeiros/Fravel (2003): S. 34. 

2774  Vgl. Elwell/Labonte/Morrison (23.01.2007): S. 14 f. 
2775  Vgl. ebd., S. 53. 
2776  Zu einer solchen präventiven Eindämmung gehört auch, zu einem Ausbau der ökonomischen und militäri-

schen Möglichkeiten der Sicherheits- und Bündnispartner beizutragen, um faktische Gegengewichte zum 
Aufstieg Chinas zu schaffen. Ziel ist, die machtpolitischen Fähigkeiten Pekings in der Region durch die 
parallele Stärkung der machtpolitischen Fähigkeiten wichtiger Schlüsselstaaten (insbesondere Japans und 
Indiens) zu relativieren. Vgl. dazu Daniel Twining, America’s Grand Design in Asia, in: The Washington 
Quarterly, Nr. 3, Sommer 2007, S. 79 – 94. 
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flikten beitragen. Dale Copeland weist in diesem Zusammenhang darauf hin, daß vertiefte 

Handelsbeziehungen nur unter bestimmten Bedingungen stabilisierende Wirkungen entfalten: 

„Thus, while interdependence will provide an incentive for peace when China’s trade expecta-

tions are optimistic, should these expectations become pessimistic due to foreign trade restric-

tions, China’s dependence could drive it into conflict and war.“2777 Zum anderen wäre mit di-

plomatischen Kollateralschäden zu rechnen. Die im weiteren Verlauf dieser Arbeit noch vor-

zunehmenden Analysen der bilateralen Beziehungen der USA im asiatisch-pazifischen Raum 

werden zeigen, daß viele Akteure gegenüber Washington nur ein schwaches bandwagoning 

betreiben. Eine vom Weißen Haus offensichtlich provozierte Krise in den amerikanisch-

chinesischen Beziehungen könnte dazu führen, daß sich gerade unsichere Kantonisten wie das 

zur Schaukelpolitik neigende Thailand auf die Seite des Reiches der Mitte schlagen. Die USA 

würden dadurch ihre Position nicht stärken, sondern durch eine Komplizierung der Beziehun-

gen im System der hub and spokes vermutlich schwächen. Hält Washington dagegen an sei-

ner Politik der abgesicherten Einbindung fest, ergeben sich daraus derzeit mehrheitlich Vor-

teile für seine positionale Stellung im System: Sicherheits- und Bündnispartner werden nicht 

vor die in Südostasien höchst unbeliebte Alternative gestellt, sich zwischen Washington und 

Peking entscheiden zu müssen. Gelingt es den USA, in einer amerikanisch-chinesischen Krise 

nicht als Provokateur bzw. Auslöser dazustehen, würde dies die Wahrscheinlichkeit steigern, 

daß sich die meisten Staaten der ASEAN an den Hegemon anlehnen.2778 Hinzu kommt, daß 

das System der hub and spokes nicht nur dazu dient, präventive Eindämmungsstrukturen auf-

zubauen. Es wirkt bereits in der Gegenwart in einer Art und Weise, die im Interesse der USA 

liegt: „If China is more focused on preventing the United States from forming a strangling 

coalition around it and less focused on pushing the United States out of the region, than Bei-

jing’s concern about the prospect of U.S. dominance in Asia might play a constructive role in 

encouraging Beijing to reduce tensions with its neighbors.“2779 Solange China bereit ist, sich 

mit den herrschenden Machtverhältnissen zu arrangieren, verzichtet es gleichzeitig darauf, 

den Status quo – die Pax Americana – offensiv zu untergraben. 

  Zur Kosten-Nutzen-Kalkulation gehört des weiteren, weder auf einer zu starken Aufwer-

tung des Yuan zu beharren noch umfassende protektionistische Maßnahmen gegen China zu 

                                                 
2777  Copeland (2003): S. 324. 
2778  Vgl. Christensen (2006): S. 83 f. „Any attempt to isolate or hurt the Chinese economy would fail because it 

would alienate all regional actors from the United States, including Washington’s closest allies. […] More-
over, alienating U.S. allies and others by forcing them to choose China or the United States at a time of no 
conflict in the region would cost the United States dearly in its ability both to maintain a regional military 
presence and to build a countering alliance against China if Beijing were to become more belligerent in the 
future.“ Ebd., S. 122. 

2779  Ebd., S. 123. „In this sense, Washington’s positive engagement of China assists the United States even in 
the zero-sum aspects of its policies toward China because it helps the United States maintain its regional al-
liances.“ Ebd., S. 125. 
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erlassen. Denn dies könnte zu einer Schwächung der Position Washingtons beitragen: Produk-

te, die amerikanische Firmen im Reich der Mitte herstellen lassen und in den USA anbieten, 

würden sich verteuern.2780 Die Inflationsrate würde zunehmen, und jene Firmen, deren inter-

nationale Wettbewerbsfähigkeit vom Import günstiger Waren aus China abhängt, würden an 

Konkurrenzfähigkeit verlieren. Dies trifft vor allem auf Unternehmen wie Wal-Mart zu. 2004 

importierte es chinesische Güter im Wert von 18 Mrd. US-Dollar, wodurch es zum achtgröß-

ten Handelspartner des Reiches der Mitte wurde.2781 China würde durch eine Aufwertung des 

Yuan zwar geringere Handelsüberschüsse erzielen, hätte im Gegenzug aber auch Vorteile zu 

erwarten, wie Christoph Hein anmerkt: „Übernahmen im Ausland würden preiswerter.“2782  

  Ein funktionierender Verbund aus MOBs, FOSs und CSLs dürfte daher ein hinreichendes 

Sicherheitsnetz darstellen, sollte China eines Tages versuchen, den Status quo im Fernen 

Osten zu revidieren. Wenn die Volksbefreiungsarmee bis zu jenem Tag keinen militärischen 

Quantensprung vollzieht, würden die USA in einem entsprechenden Szenario ohnehin am 

längeren Hebel sitzen. Im Falle einer militärischen Eskalation ist Washington zu weitaus um-

fangreicheren Gegenschlägen fähig als Peking. Unterhalb der Schwelle der direkten Gewalt-

anwendung hätten die USA insofern die Möglichkeit zur Bestimmung der Spielregeln, als sie 

China durch eine Blockade der Malakka-Straße – eine der größten Sorgen Pekings in Südost-

asien –2783 von einem Großteil seiner Erdöleinfuhr abschneiden könnten. Die derzeitige För-

derung der Integration des Reiches der Mitte in den Weltmarkt könnte daher im Konfliktfall 

durch eine Verknüpfung wirtschaftlicher chinesischer Abhängigkeit und militärischer ameri-

kanischer Überlegenheit von Washington instrumentalisiert werden. Denn in der Tat hat die 

ökonomische Zusammenarbeit beider Seiten nicht nur dem Aufstieg Chinas geholfen. Wa-

shington hat auf diese Weise auch eine Fülle von Veto-Optionen gewonnen: Jenseits einer 

Blockade der Malakka-Straße könnten die USA im Konfliktfall z.B. damit drohen, ihren 

kompletten heimischen Markt für chinesische Importe zu schließen. An diesem Punkt würden 

sich derzeitige Vorteile Chinas in ebensolche Nachteile verwandeln. Der Staat mit den größ-

ten relativen Gewinnen hätte im Falle eines „Wirtschaftskrieges“ auch die größten relativen 

Verluste hinzunehmen. Die ökonomischen Vergeltungsoptionen Chinas würden weit hinter 

                                                 
2780  So auch David M. Lampton: „A critical implication is that if the United States throws up barriers to nomi-

nally Chinese exports, it will be punishing its friends, its allies, and itself along with Beijing.“ Lampton 
(2007): S. 121. 

2781  Vgl. Neil C. Hughes, A Trade War with China?, in: Foreign Affairs, Nr. 4, Juli/August 2005, S. 94. 
2782  Christoph Hein, China läßt die Muskeln spielen, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Nr. 151, 2. Juli 2005, 

S. 11. 
2783  Zhang Xuegang vom China Institute of Contemporary International Relations stellt dazu fest: „A high de-

pendence on the Malacca Strait leaves China vulnerable not only to threats of piracy and terrorism, but also 
to other powerful competitor nations, including the United States, Japan and India, who seek control of 
these sea lines and who are taking action accordingly.“ Zhang (2007): S. 19. Der Autor spricht offen davon, 
daß China im Falle einer Blockade der Straße von Malakka „the use of force as a last option of defense“ 
erwäge. Ebd., S. 21. 
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den Möglichkeiten der USA zurückbleiben. Selbst Staatsanleihen im Besitz des Reiches der 

Mitte sind nur solange ein potentielles Druckmittel, wie Washington bereit ist, diese zum 

Marktwert auch wieder zurückzunehmen. Und sollte China in den nächsten Jahren dennoch 

der Erwerb von Firmen wie Unocal gelingen, könnten die USA im Konfliktfall entsprechende 

Besitzungen auf amerikanischem Territorium verstaatlichen.2784 Peking würde auf dem Fest-

land vermutlich in gleicher Weise gegen US-Investitionen und US-Tochtergesellschaften vor-

gehen. Im Ergebnis hieße dies dann, daß sowohl der Hegemon als auch der Herausforderer 

positionale Verluste hinzunehmen hätten. Dabei dürfte sich aber der machtpolitische Abstand 

zwischen beiden Staaten vergrößern, weil dem schwächeren China vermutlich die Regenera-

tion schwerer fallen würde. 

  Aus der Sicht des systemischen Realismus kann das Verhalten der Clinton- und der Bush-

Administration daher wie folgt gedeutet werden: Die USA unterhalten mit China umfangrei-

che Formen der Kooperation und kommen diesem in vielfältiger Weise entgegen, um das 

Streben des Herausforderers nach einer Veränderung des Status quo zu mildern und damit den 

Drang zur Gegenmachtbildung zu dämpfen. In der Kalkulation wäre eine offene Konfrontati-

on weitaus kostenintensiver als die bislang getätigten taktischen Konzessionen. Erst wenn 

China beschließen sollte, die hegemoniale Stellung der USA substantiell zu untergraben, 

müßten diese ihre Kooperationspolitik gegenüber dem Reich der Mitte überdenken. Derzeit 

kann die Politik Washingtons gegenüber Peking als „Abstandwahrung durch Einbindung“ be-

zeichnet werden: Die USA ermöglichen es China, unter den Bedingungen der Pax Americana 

Gewinne zu erzielen, um auf diese Weise zumindest eine vorübergehende Duldung ihrer Vor-

herrschaft zu erreichen.2785 Aus der Sicht des systemischen Realismus kann eine strategische 

Politik daher sowohl Elemente des engagement als auch des containment enthalten.2786 Beide 

Ansätze beschreiben letztlich Vorgehensweisen und bedürfen in einer Strategie der Verbin-
                                                 
2784  So auch Claus Tigges, Falscher Patriotismus im Kongreß, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Nr. 184, 10. 

August 2005, S. 9. 
2785  Gemäß Aaron L. Friedberg gehen „Realist Pessimists“ zwar davon aus, daß „a dominant power (or coalition 

of status quo powers) may attempt to use force preventively to destroy a rising state before it can achieve its 
full potential.“ Friedberg (2005): S. 19 f. Allerdings gebe es eine weitere Möglichkeit der Reaktion: „Less 
bellicose, established powers have also at times sought to appease emerging states, looking for ways to sat-
isfy their demands and ambitions without conflict and to engage them and incorporate them peacefully into 
an existing international order.“ Ebd., S. 20. Gleichwohl seien derartige Versuche aus der Sicht der „Realist 
Pessimists“ in der Regel gescheitert. Eine Analyse von Biwu Zhang kommt zu dem Schluß, daß chinesische 
Sicherheitsexperten davon ausgehen, daß die USA wenigstens bis 2050 die einzige Supermacht bleiben 
würden, China also nicht in der Lage sei, den Hegemon abzulösen. Der Beitrag ist konstruktivistisch aufge-
baut und setzt sich vor allem mit Bedrohungsperzeptionen auseinander. Vgl. Biwu Zhang, Chinese Percep-
tions of American Power, 1991 – 2004, in: Asian Survey, Nr. 5, September/Oktober 2005, S. 667 – 686. 
Aus der Perspektive des hier vorgestellten funktionalen offensiven Realismus spiegeln diese Bedro-
hungsperzeptionen angemessene systemische Impulsverarbeitungen wider. Sie sind Ergebnis einer Abwä-
gung der sicherheitspolitischen Konsequenzen der Machtungleichverteilung zwischen den USA und China. 
Aus dieser Sicht wäre zu erwarten, daß es für Peking durchaus Sinn machen würde, bis zu einer Anglei-
chung der Machtpotentiale zu versuchen, Gewinne unter dem Schirm der Pax Americana zu erzielen. 

2786  Kay Möller spricht in diesem Zusammenhang vom „Sanften Containment“. Vgl. Kay Möller, Die USA und 
China: Sanftes Containment, SWP-Studie, Nr. 11, Berlin, April 2002. 



 Zum Umgang mit China  677  
 
 

 

dung mit einem Ziel, zu dessen Zwecke sie angewandt werden.2787 Im Gegensatz zu institu-

tionalistischen Ansätzen, die engagement als Mittel der Integration begreifen, sehen Realisten 

engagement – wie auch containment – als Mittel des Hegemons zur Abstandswahrung gegen-

über dem Herausforderer an. Mit anderen Worten: Das primäre Ziel des Hegemons ist nicht 

die Eindämmung des Herausforderers, sondern Wahrung und Ausbau des Abstandes zu selbi-

gem. Anhänger beider Theorien sehen sich dabei dem Frieden verpflichtet, haben über dessen 

Substanz allerdings unterschiedliche Vorstellungen. 

  Dieses Ergebnis soll durch ein weiteres theoretisches Argument erhärtet werden. In Kapi-

tel 2 wurde festgestellt, daß die Konfliktanfälligkeit zwischenstaatlicher Beziehungen bei dua-

listischen Ordnungspräferenzen der Großmächte zunimmt. Die Wahrscheinlichkeit auch mili-

tärisch ausgetragener Positionsdifferenzen vergrößert sich vor allem dann, wenn die Macht 

des Hegemons schwindet und der Herausforderer sich zunehmend fähig zeigt, aus den herr-

schenden Über- und Unterordnungsverhältnissen auszubrechen. Für die konkrete Bewertung 

des systemischen Drucks bedeutet dies, daß dieser in Abhängigkeit von der Ausprägung der 

dualistischen Ordnungspräferenzen zu- bzw. abnimmt. Denn ein Herausforderer muß nicht 

nur über hinreichend capabilities für einen Angriff auf den Status quo verfügen. Tabelle 29 

verdeutlicht, daß der Hegemon vor der Einleitung geeigneter Maßnahmen zwei weitere 

Merkmale abzuwägen hat: Verfolgt der Herausforderer begrenzte oder umfassende revisioni-

stische Ziele? Ist er bereit, zur Erreichung dieser Ziele hohe oder geringe Risiken einzuge-

hen?2788 „The key question is whether the rising power views the protection and promotion of 

its essential values as dependent on fundamental changes in the existing international order; 

or whether it is merely dissatisfied with its prestige and portions of the status quo.“2789 

  Eine konfrontative Vorgehensweise empfiehlt sich dann, wenn der Herausforderer umfas-

sende revisionistische Ziele verfolgt und gleichzeitig hohe Risikobereitschaft zeigt. In einem 

solchen Fall ist Kooperation sinnlos. Deutet der Herausforderer hingegen an, nur begrenzte 

revisionistische Ziele zu haben und ebenfalls nur begrenzt risikobereit zu sein, dann eröffnen 

sich dem Hegemon unterschiedliche Optionen der Kooperation. Dieses Argument schließt an 

die vorangegangenen Ausführungen an: Aus realistischer Sicht ist zu erwarten, daß ein He-

gemon vor einer umfassenden militärischen Mobilmachung unter Berücksichtigung rationaler 

Kosten-Nutzen-Kalkulationen abwägt, ob diese Entscheidung angemessen ist. Dazu müßte 

der Herausforderer offen aggressiv agieren. Sollte eine solche Situation nicht gegeben sein, 

wäre eine Politik des containment Ressourcenverschwendung. Denn solange es dem Hege-

                                                 
2787  Bates Gill bezeichnet engagement als „process, not a policy objective in itself“. Gill (1999): S. 66. Es gehe 

daher nicht darum zu fragen, ob engagement richtig oder falsch sei. „The real questions are, engagement for 
what purpose?“ Ebd. 

2788  Vgl. dazu Schweller (2006): S. 22 – 45. 
2789  Ebd., S. 29. 
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mon gelingt, durch verschiedene Formen der Zusammenarbeit den revisionistischen Drang 

des Herausforderers zu besänftigen, kann er den Status quo weitaus kostengünstiger bewahren 

als etwa durch einen Präventivkrieg und die damit verbundenen Konsequenzen.2790 

  Für den vorliegenden Fall können aus diesen theoretischen Überlegungen folgende 

Schlüsse gezogen werden: China ist zwar eine revisionistische Macht. Fraglich ist jedoch, in 

welchem Umfang Peking versucht, den Status quo zu seinen eigenen Gunsten zu verändern. 

Aus der Sicht des offensiven Realismus wäre zu erwarten, daß das Reich der Mitte umfassen-

de revisionistische Ziele verfolgt, wenn es dazu die Möglichkeit hat. Solange dies nicht der 

Fall ist, da die USA kein Machtvakuum entstehen lassen, wird sich die aktuelle Politik Chinas 

mit begrenzten revisionistischen Zielen zufrieden geben müssen. In der Frage der Risikobe-

reitschaft ist mit Blick auf die Mitte der 90er Jahre zu konstatieren, daß diese durchaus hoch 

war. Dafür stehen die Vorstöße am Mischief Reef sowie die von Peking forcierte Krise in der 

Taiwanstraße. In den folgenden Jahren hat China hingegen seine Vorgehensweise geändert 

und gegenüber Südostasien eine Charme-Offensive gestartet. Dazu gehört der Versuch Pe-

kings, seinen Nachbarn das Bild vom friedlichen Aufstieg des Reiches der Mitte zu vermit-

teln. Damit verbunden sank die Risikobereitschaft in der Außen- und Sicherheitspolitik, da sie 

die mit der Charme-Offensive angestrebten Ziele unterminieren würde. Solange China sich 

auf die Verfolgung begrenzter revisionistischer Ziele beschränkt und nur wenig risikobereit 

ist, erscheint eine kooperative Vorgehensweise des Hegemons gegenüber dem Herausforderer 

strategisch angemessen. Die amerikanische Defense Condition (DEFCON) liegt demnach bei 

5.2791 

  Mit Blick auf das Forschungsinteresse der vorliegenden Arbeit zeigt sich damit an dieser 

Stelle folgendes: Ohne eine präzise Impulsverarbeitung im strategischen Segment der Heraus-

forderungen und Bedrohungen ist eine angemessene Impulsumsetzung im strategischen Seg-

                                                 
2790  Der Verfasser geht nicht davon aus, daß es dem Hegemon gelingt, den Herausforderer dahingehend zu so-

zialisieren, daß er sich wirklich mit dem Status quo zufrieden gibt. Es ist lediglich möglich, den Drang zur 
Gegenmachtbildung durch taktische Konzessionen zu mildern, um auf diese Weise Zeit zu gewinnen, die 
hegemoniale Ordnung zu stabilisieren. Randall L. Schweller hingegen behauptet, daß sich revisionistische 
Mächte durch Sozialisierungsprozesse vollständig umdrehen lassen: „The basic idea behind engagement is 
that close contacts between nations increase communication, understanding, and interdependence, which, in 
turn, promote peace and harmony. The process of social interaction between countries fosters learning, 
which, over time, changes the identity, interests, and behavior of the dissatisfied rising state.“ Schweller 
(2006): S. 36. Es zeigt sich, wie dies in Kapitel 2 herausgearbeitet worden ist, daß neoklassische Realisten 
bereit sind, Kernannahmen des institutionalistischen bzw. konstruktivistischen Forschungsprogramms als 
faktische weitere unabhängige Variablen in ihren Argumentationspfad zu integrieren, um ihn dadurch abzu-
stützen. Nach Auffassung des Verfassers geht Schweller dabei regelmäßig soweit, daß sich Teile seiner 
Ausführungen außerhalb des realistischen Forschungsprogramms bewegen. 

2791  Das amerikanische Verteidigungsministerium unterscheidet fünf Verteidigungsbereitschaften. DEFCON 5: 
Friedenszustand, normale Einsatzbereitschaft der Streitkräfte; DEFCON 4: erhöhte Aufklärung und ver-
stärkte Sicherheitsmaßnahmen; DEFCON 3: Erhöhung der Einsatzbereitschaft der Streitkräfte; DEFCON 2: 
weitere Erhöhung der Einsatzbereitschaft der Streitkräfte, unterhalb vollständiger Einsatzbereitschaft; 
DEFCON 1: vollständige Einsatzbereitschaft der Streitkräfte. Vgl. Federation of American Scientists, 
DEFCON DEFense CONdition, o.O., Stand vom 29. April 1998. 
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ment der Vorgehensweisen nicht möglich. Würden die USA einem begrenzt revisionistischen 

und begrenzt risikobereiten China unterstellen, umfassend revisionistisch sowie umfassend ri-

sikobereit zu sein und deshalb zu DEFCON 3 oder gar 2 übergehen, dann würde dies gemäß 

Schweller zu unnötigen Konflikten und möglicherweise sogar Krieg führen. Eine solche fal-

sche Typologisierung des Herausforderers könnte auf eine sich selbst erfüllende Prophezeiung 

hinauslaufen: „[...] by treating the limited-aims power as if it were a revolutionary one, the 

defenders of the status quo may, if the state in question has enough potential long-run capa-

bilities, unwittingly induce such a conversion.“2792 

 

 

Tabelle 29:  Strategische Vorgehensweisen des Hegemons gegenüber dem Herausforderer 
 

 
 

Herausforderer 
 

 
 

geringe Risikobereitschaft 
 

 
 

hohe Risikobereitschaft 
 

 

 
 

begrenzte  
revisionistische Ziele 

 

 
Hegemon 

 

Kooperation / 
Vornepräsenz im Manöverstatus / 

DEFCON 5 
 

 
Hegemon 

 

Kooperation und Konfrontation / 
Steigerung der Einsatzbereitschaft 

der Vornepräsenz / 
DEFCON 3 – 4 

 
 
 
 

 
umfassende  

revisionistische Ziele 
 

 
Hegemon 

 

Kooperation und Konfrontation / 
verstärkte Wachsamkeit  

der Vornepräsenz / 
DEFCON 3 – 4 

 

 
Hegemon 

 

Konfrontation / 
weitere Steigerung bzw.   

volle Einsatzbereitschaft der  
Vornepräsenz / 
DEFCON 1 – 2 

 
 
Die Aufteilung der Positionierung des Herausforderers ist angelehnt an: Randall L. Schweller, Unanswered Threats. Political Constraints on 
the Balance of Power, Princeton – Oxford 2006, S. 22 – 45, hier vor allem S. 32, 37. Die Reaktionen des Hegemons wurden im Sinne der 
vorliegenden Arbeit übertragen und angepaßt.  
 

 

Die gegenwärtige kooperative Haltung der USA gegenüber China ist gleichwohl an Voraus-

setzungen gebunden: Signalisiert Washington Zeichen machtpolitischer Schwäche, könnte 

Peking versuchen, seine revisionistischen Ziele aufzustocken. Auch könnte die Bereitschaft 

zu einer risikobereiten Sicherheitspolitik steigen. Eine kooperative Vorgehensweise setzt da-

her voraus, daß die USA den machtpolitischen Abstand zu China halten. Dabei ist angesichts 
                                                 
2792  Schweller (2006): S. 44. 
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der ökonomischen Erfolge des Herausforderers davon auszugehen, daß der Hegemon langfri-

stig unter Druck bleiben wird. Denn aus realistischer Sicht gilt folgende Annahme: „Simply 

put, the stronger and wealthier a state becomes, the more influence it wants and the more will-

ing and able it will be to fight to advance its interests.“2793 Peking wird den Status quo daher 

nur solange notgedrungen akzeptieren, wie die Umsetzung chinesischer Interessen mit ihm 

halbwegs vereinbar ist und eine Gegenmachtbildung sinnlos erscheint.2794 

  Überlegungen zur Zukunft der amerikanisch-chinesischen Beziehungen beschäftigen nicht 

nur seit Jahren die politische Wissenschaft, sondern heizen auch die Phantasien von Journali-

sten an. Verschiedene Publikationen suggerieren, daß ein möglicherweise sogar gewaltsamer 

Zusammenstoß Washingtons und Pekings nicht zu vermeiden ist. 1997 veröffentlichten Ri-

chard Bernstein und Ross H. Munro eine entsprechende Abhandlung unter dem Titel „The 

Coming Conflict with China“.2795 Im Zuge der Hainan-Krise von 2001 machte der Far Eastern 

Economic Review mit „Cold War 2: The U.S. and China“ auf.2796 2005 sprach DER 

SPIEGEL vom „Duell der Giganten“ und illustrierte dies auf seinem Titelblatt („China gegen 

USA. Kampf um die Welt von morgen“) symbolhaft mit einem Adler und einem Drachen in 

Lauerstellung.2797 2007 fragte Michael Elliott im Untertitel eines Hauptartikels für das TIME 

Magazine: „Already a commercial giant, China is aiming to be the world’s next great power. 

Will that lead to a confrontation with the U.S.?“2798 Jean-François Susbielle hingegen verzich-

tete in seinem 2007 auch in deutscher Sprache erschienenen Buch auf eine solche Frage und 

wählte den deterministisch anmutenden Titel „China – USA. Der programmierte Krieg“.2799 

Diese und ähnliche Beiträge gehen davon aus, daß es in der Natur der Sache liegt, daß sich 

die Spannungen zwischen Hegemon und Herausforderer früher oder später gewaltsam entla-

den. Aus der Sicht des systemischen Realismus ist dies vor allem dann wahrscheinlich, wenn 

die USA den Status quo als bedroht betrachten, China also versucht, ihn in offensiver Weise 

zu seinen Gunsten zu verändern. Die bisherigen Ausführungen haben allerdings auch gezeigt, 

daß ein strategisch agierender Hegemon alles versuchen wird, um einem solchen Szenario in 

friedlicher Weise vorzubeugen. 

                                                 
2793  Ebd., S. 24. 
2794  Schweller behauptet diesbezüglich, daß „without the threat of a costly war lurking in the background, the 

policy of appeasement rarely succeeds.“ Ebd., S. 31. 
2795  Vgl. Richard Bernstein, Ross H. Munro, The Coming Conflict with China, New York 1997. 
2796  Vgl. Far Eastern Economic Review, Titelblatt vom 12. April 2001. 
2797  Vgl. Der Spiegel, Titelblatt, Nr. 32, 8. August 2005, Titelgeschichte „Duell der Giganten“ von Frank Hor-

nig und Wieland Wagener, S. 74 – 88. 
2798  Michael Elliott nannte seinen Beitrag im Obertitel „The Chinese Century“ (in: Time Magazine, 22. Januar 

2007, S. 15 – 23). 
2799  Vgl. Jean-François Susbielle, China – USA. Der programmierte Krieg, Berlin 2007. 
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II.            Beziehungsmanagement in Südostasien      
 

 

1.  Singapur 

Die USA und Singapur unterhalten insgesamt sehr gute Beziehungen. Auch wenn es in der 

ersten Hälfte der 90er Jahre zwischen beiden Seiten im Rahmen der Debatte um die „asiati-

schen Werte“ Meinungsverschiedenheiten gab und das amerikanische Außenministerium re-

gelmäßig Kritik an mangelnden politischen Freiheiten im Stadtstaat übt,2800 wirkt sich dies in 

keiner Weise auf die vorzüglichen militärischen Beziehungen beider Seiten aus. Diese Situa-

tion hat sich auch unter Bush nicht verändert. Im Gegenteil: Lee Hsien Loong dürfte in Süd-

ostasien dem einzigen Land vorstehen, das der Bush-Administration fast vorbehaltlos wohl-

gesonnen ist. Die USA drücken ihre Wertschätzung für Singapur u.a. dadurch aus, daß dessen 

Ministerpräsidenten überdurchschnittlich oft offiziell im Weißen Haus empfangen werden. 

Während der ersten vier Jahre der Bush-Administration waren insgesamt nur zwölf Mal 

Staats- und Regierungschefs Südostasiens in Washington zu Gast. Goh Chok Tong, Vorgän-

ger Lee Hsien Loongs, führt diese Liste mit drei Besuchen (Juni 2001, Mai 2003, Mai 2004) 

an.2801 Nur wenige Staaten verfügen zudem über drei Spitzenpolitiker, die jederzeit im Wei-

ßen Haus vom amerikanischen Präsidenten empfangen werden. Für Singapur sind dies Mini-

sterpräsident Lee Hsien Loong, Senior Minister Goh Chok Tong und Minister Mentor Lee 

Kuan Yew.2802 Präsident Bush setzte wiederum am 16. November 2006, als er zum zweiten 

Mal nach 2003 im Stadtstaat weilte, ein besonderes Zeichen der Wertschätzung: Seine 

Grundsatzrede zur Asien-Pazifik-Politik der USA hielt er während seiner damaligen Asienrei-

                                                 
2800  Das amerikanische Außenministerium erkennt grundsätzlich an, daß die Regierung in Singapur die Men-

schenrechte ihrer Bürger achtet. Dennoch wird kritisch angemerkt: „The government has broad powers to 
limit citizens’ rights and to handicap political opposition, which it used in practice.“ Department of State, 
Country Reports on Human Rights Practices 2005: Singapore, Washington D.C., 8. März 2006. Kritisiert 
werden u.a. die Prügelstrafe, vorbeugende Verhaftungen, die Einschränkung der Rechte auf Versammlung 
und Vereinigung sowie der ISA. Seltenheitswert haben zudem kritische Worte wie jene von Frank Lavin 
vom Oktober 2005, der damals als scheidender Botschafter der USA in Singapur die mangelnde Meinungs-
freiheit im Stadtstaat kritisierte. Vgl. John Burton, US ambassador takes a parting shot at Singapore, in: Fi-
nancial Times, 13. Oktober 2005 (online). 

2801  Die weitere Aufteilung mag ein Zufall sein, aber gemäß Papierlage sind vor allem Vertreter der CSLs ein-
geladen worden: Malaysia / zwei Besuche (Mahathir im Mai 2002, Badawi im Juli 2004); Philippinen / 
zwei Besuche (Arroyo im November 2001 und Mai 2003), Thailand / zwei Besuche (Thaksin im Dezember 
2001 und im Juni 2003); Indonesien / ein Besuch (Megawati im September 2001); Brunei / ein Besuch 
(Bolkiah im Dezember 2002). Hinzu kommt ein Antrittsbesuch von José Alexandre (Xanana) Gusmão im 
Oktober 2002. Vgl. Department of State, Visits to the U.S. by Foreign Heads of State and Government, 
Washington D.C. 2006. 

2802  Vgl. Roger Mitton, SM Goh lauds warm ties with US; Good relations important so that Singapore would 
know Washington’s stance on issues of the day, he says, in: The Straits Times, 4. Juni 2006 (online). 
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se in Singapur.2803 Lee Hsien Loong hatte wiederum seinerseits kurz nach dem Besuch Bushs 

angeregt, einen Gipfel zwischen der ASEAN und den USA durchzuführen, um das 30jährige 

Bestehen der Beziehungen beider Seiten zu feiern.2804 

  Wie eng die Zusammenarbeit ist, wird auch daran deutlich, daß Singapur regelmäßig ent-

weder als erster oder als einziger Staat Südostasiens sicherheitspolitische Initiativen oder mi-

litärische Aktionen der USA unterstützt. So ist der Stadtstaat als erster Akteur des ASEAN-

Raumes im Juni 2002 der CSI beigetreten; im Januar 2004 hat er als erster an einer PSI-

Übung teilgenommen;2805 im Juni 2004 hat er ebenfalls als erster seine Zusammenarbeit mit 

dem U.S. Coast Guards International Port Security Program erklärt. Im März 2005 schloß sich 

Singapur erneut in einer Vorreiterrolle einem weiteren amerikanischen Anti-Terror-Programm 

an: Innerhalb von sechs Monaten sollten in den Hafenanlagen Detektoren angebracht werden, 

die radioaktive Materialien aufspüren können. Singapur war und ist in Südostasien zudem je-

ne Stimme, die mit dem größten Nachdruck die amerikanischen Militäroperationen in Afgha-

nistan und im Irak gutheißt. Der Stadtstaat dient dem USPACOM dabei nicht nur als Transit-

punkt. Singapur unterstützt das Engagement der USA an Euphrat und Tigris auch insofern, als 

es Personal zum Training irakischer Polizisten, Transport- und Tankflugzeuge sowie ein Ver-

sorgungsschiff bereitgestellt hat.2806 Dementsprechend warnte Lee Hsien Loong während sei-

nes Besuchs in Washington im Mai 2007 davor, die amerikanischen Truppen zu schnell aus 

dem Irak abzuziehen. Dies könnte wie eine Niederlage aussehen: „[...] jihadists everywhere 

will be emboldened, and we will all be at greater risk.“2807 Desgleichen zeigt sich Singapur in 

der Straße von Malakka mit der Position Washingtons solidarisch, während Malaysia und In-

donesien amerikanische Patrouillen vor Ort ablehnen.2808  

  Kritische Töne bzw. abweichende Interpretationen der internationalen Lage sind aus Sin-

gapur mit Blick auf die USA zwar selten zu vernehmen, aber dennoch vorhanden. Der Stadt-

staat legt z.B. bei der Bewertung der Rolle der indonesischen Streitkräfte weitaus weniger 

Gewicht auf Verletzungen der Menschenrechte. Dies hängt u.a. mit der geopolitischen Lage 

Singapurs zusammen, das im Falle des Zerfalls des Archipels Flüchtlingsströme befürchtet, 
                                                 
2803  Vgl. George W. Bush, Remarks by the President at National Singapore University, Singapur, 16. November 

2006. 
2804  Vgl. Peh Shing Huei, Call for summit to mark 30 years of Asean-US ties, in: The Straits Times, 19. No-

vember 2006 (online). 
2805  Vgl. BBC Worldwide Monitoring, Singapore naval ship joins US-led anti-proliferation drill, 12. Januar 

2004 (online). 
2806  Vgl. BBC Monitoring International Reports, Singapore Minister reaffirms support for US-led war on terror-

ism, 23. April 2004 (online). 
2807  Lee Hsien Loong, America and Asia: Our Shared Future, Rede vor der Asia Society und dem U.S.-ASEAN 

Business Council, Washington D.C., 3. Mai 2007. 
2808   Am 20. Juli 2004 unterzeichneten Indonesien, Malaysia und Singapur ein Abkommen zur Durchführung 

gemeinsamer Patrouillen in der Straße von Malakka. Diese sollen vor allem der Eindämmung der Piraterie 
dienen. 
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die zur Destabilisierung der nur etwas über 4,55 Mio. Einwohner umfassenden Metropole 

führen könnten. Die TNI werden unter diesen Bedingungen als Garant der territorialen Inte-

grität Indonesiens verstanden.2809 Im Kampf gegen den Terrorismus betonte Ministerpräsident 

Goh Chok Tong während eines Vortrages vor dem Council on Foreign Relations am 6. Mai 

2004 zwar, daß nur die USA die Fähigkeit hätten, „to lead the geopolitical battle against the 

Islamic terrorists.“ Gleichzeitig schränkte er ein: „But the U.S. cannot lead the ideological 

battle.“2810 Derartige Dissonanzen haben bislang jedoch nicht zu einer Trübung der beidersei-

tigen Beziehungen geführt. Die USA dürften diesen abweichenden Sichtweisen sogar etwas 

Positives abgewinnen: Singapur stärkt – ohne weitere Konsequenzen für Washington – seine 

Stellung in der Region, indem es dem Bild entgegenwirkt, eine bloße militärische „Marionet-

te“ der USA zu sein. 

  Wichtiges Element der Sicherheitsbeziehungen beider Seiten sind umfangreiche gemein-

same militärische Manöver, die sich nach einem zunächst bilateralen Start zunehmend multi-

lateralisieren. Seit Mai 2000 nimmt Singapur an der amerikanisch-thailändischen Übung Co-

bra Gold teil, die weiterhin die umfangreichste ihrer Art in Südostasien ist. Das Kontingent 

des Stadtstaates hat zwar nur einen symbolischen Umfang, der in dem Manöver vom Mai 

2005 bei 76 Soldaten lag (USA: 3.644; Thailand: 2.655; Japan: 26).2811 Dennoch dürfte der 

Beitrag des Stadtstaates ausreichen, um das zentrale Ziel von Cobra Gold zu erreichen: Die 

Vertiefung der Beziehungen zwischen Washington, Bangkok, Singapur und seit 2005 auch 

Tokyo in den Bereichen Interoperabilität und Führungswesen. Von besonderer Bedeutung ist 

zudem die Teilnahme an dem jährlichen, sich über mehrere Monate hinziehenden Manöver 

CARAT. In ihm führen die USA eine Serie einzelner bilateraler Übungen mit Thailand, Ma-

laysia, Brunei, Indonesien, den Philippinen und nicht zuletzt dem Stadtstaat durch. Die Teil-

nehmerliste ist damit deckungsgleich mit den südostasiatischen Beteiligten des Konzeptes der 

places, not bases. Die Singapur-Phase fand 2005 im Juli statt.2812 Neben Cobra Gold und 

CARAT beteiligt sich Singapur an einer ganzen Reihe weiterer militärischer Übungen. Der 

Stadtstaat ist z.B. seit 1995 an das thailändisch-amerikanische Manöver der Luftstreitkräfte 

Cope Tiger angegliedert. Im Oktober 2000 nahm er an der Übung Pacific Reach (mit den 

USA, Japan, Südkorea) teil, in dem Rettungsmaßnahmen unter Beteiligung von U-Booten ge-

                                                 
2809  Goh Chok Tong äußerte dazu: „Indonesia does require the TNI to keep the place as one, as a group whole.“ 

Department of State, Secretary Colin L. Powell: Remarks with Singaporean Prime Minister Goh Chok 
Tong, Singapur, 30. Juli 2002. 

2810  Goh Chok Tong, Beyond Madrid: Winning Against Terrorism, New York, 6. Mai 2004. 
2811  Vgl. USPACOM, Exercise Cobra Gold 2005 – Frequently Asked Questions, Stand vom 13. Mai 2005. 
2812  Vgl. Melinda Larson, CARAT Singapore Closes to Accolades, Singapur, 13. Juni 2005. 
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übt wurden.2813 Im Dezember 2003 fand zum zehnten Mal zwischen den Luftstreitkräften der 

USA, Thailands und Singapurs das Manöver Cope Thunder statt.2814 Seit dem 11. September 

2001 gehören Anti-Terror-Maßnahmen zu einem der Trainingsschwerpunkte. Zu diesem 

Zweck führten im Mai 2005 Marineeinheiten Washingtons und des Stadtstaates Übungen in 

der Südchinesischen See durch.2815 

  Für die Luftstreitkräfte Singapurs ist es dabei aufgrund der mangelnden strategischen Tie-

fe des eigenen Landes von herausragender Bedeutung, Trainingsmöglichkeiten im Luftraum 

befreundeter Staaten zu haben. Der Stadtstaat hat dazu Abkommen mit Australien, Brunei und 

Frankreich geschlossen. Kräfte des Heeres üben zudem auf Taiwan sowie in Thailand. Von 

größter Wichtigkeit sind für Singapur jedoch jene Nutzungsvereinbarungen, die mit den USA 

seit 1988 getroffen worden sind. Die Republic of Singapore Air Force (RSAF) trainiert in 

Marana (Arizona) mit Kampfhubschraubern vom Typ Apache AH-64D,2816 mit zwölf gelie-

henen F-16C/D im Umfeld der Luke Air Force Base (Arizona), mit weiteren zwölf F-16C/D 

im Umfeld der Cannon Air Force Base (New Mexico) sowie mit sechs Chinook-Helikoptern 

CH-47D in Grand Prairie (Texas).2817 Im Rahmen dieser Stationierungen üben Streitkräfte 

beider Länder regelmäßig auf amerikanischem Boden, wie etwa während des Manövers „Ti-

ger Balm 2004“, das im Juli 2004 in Texas stattfand. Die RSAF hat zudem mehrfach bei der 

Bewältigung von Naturkatastrophen in den USA Unterstützung geleistet. Im September 2005 

setzte Singapur z.B. drei Chinooks ein, um den Opfern der Flutkatastrophe von Lousiana zu 

helfen.2818 Des weiteren trainiert die RSAF mit Tankflugzeugen des Typs KC-135, die auf der 

McConnell Air Force Base (Kansas) stationiert sind.2819 Singapur setzt Einheiten seiner Tan-

kerflotte u.a. dann ein, wenn es Kampfflugzeuge aus den USA in den Stadtstaat überführt. Es 

ist damit in der Lage, Distanzen von ca. 16.000 km Länge militärisch zu überbrücken. Wäh-

rend des Irak-Krieges 2003 wurden KC-135 der RSAF eingesetzt, um US-Kampfflugzeuge 

auf ihrem Weg von CONUS nach Diego Garcia zu betanken. Es ist nicht bekannt, wieviele 

Soldaten Singapur in den USA stationiert hat. Während sich die vom IISS herausgegebene 

                                                 
2813  Vgl. Ralph A. Cossa, Regional Overview: Democracy in Progress ... or in Peril?, in: Comparative Connec-

tions, Nr. 4, Januar 2001, S. 8. 
2814  Vgl. Ralph A. Cossa, Jane Skanderup, Regional Overview: U.S.-Asia Policy: Better than it Sounds?, in: 

Comparative Connections, Nr. 4, Januar 2004, S. 20. 
2815  Vgl. Catharin Dalpino, U.S.-Southeast Asia Relations: Summitry Hints of a More Activist Approach, in: 

Comparative Connections, Nr. 2, Juli 2005, S. 64. 
2816  Es ist unklar, wieviele der acht Apaches AH-64D sich im Stadtstaat befinden und wieviele in Marana sta-

tioniert sind. 
2817   Vgl. IISS (2006): S. 292. 
2818  Vgl. Republic of Singapore / Ministry of Defense, RSAF Deployment to Assist in Hurricane Katrina Relief 

OPS, Singapur, 2. September 2005. 
2819  Vgl. zu den Trainingsmöglichkeiten Singapurs in den USA Huxley (2000): S. 211 f.  
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„The Military Balance“ in dieser Frage in Schweigen hüllt, deuten andere Berichte eine Trup-

penstärke von knapp 500 Mann an.2820 

  Die USA sind einer der wichtigsten Waffenlieferanten Singapurs. Zum Inventar des Stadt-

staates gehören aus amerikanischer Produktion u.a. sechs Kampfflugzeuge vom Typ F-

16A/B, 62 Kampfflugzeuge vom Typ F-16C/D, acht Apache AH-64D und vier Tankflugzeu-

ge vom Typ KC-135R.2821 Wie eng die Beziehungen in diesem Bereich sind, wird insbeson-

dere am Transfer amerikanischer Hochtechnologie sichtbar. Singapur wurde im Jahr 2000 als 

erstem südostasiatischen Staat die Beschaffung von 100 Raketen des Typs Advanced Medium 

Range Air-to-Air Missile (AMRAAM) ermöglicht. Diese sollen nach Angaben des IISS aller-

dings weiterhin in den USA lagern und nur im Krisenfall ausgeliefert werden. Anderen Be-

richten ist zu entnehmen, daß Singapur quasi als Belohnung für seine Unterstützung des ame-

rikanischen Krieges gegen den Irak die Erlaubnis erteilt wurde, seine F-16 Kampfflugzeuge 

mit AMRAAM zu bewaffnen.2822 Vertreter der zuständigen amerikanischen Behörden ver-

weigern jeden Kommentar zu diesem Thema, was darauf hindeuten könnte, daß eine entspre-

chende Bewaffnung stattgefunden hat.2823 Im März 2004 trat Singapur dem von Washington 

geführten Konsortium zur Entwicklung des F-35 Joint Strike Fighter bei, der nach Fertigstel-

lung zu den leistungsfähigsten Kampfflugzeugen der Welt gehören soll und ab 2012 Nachfol-

ger der F-16 werden dürfte.2824 

  Die USA haben zwar mit Malaysia das größte Handelsvolumen in Südostasien. Singapur 

ist jedoch innerhalb der ASEAN das größte Absatzgebiet für amerikanische Waren. Das zwi-

schen beiden Seiten realisierte Handelsvolumen stagnierte von 1998 bis 2005 zwischen 31,02 

Mrd. US-Dollar (2002) und 36,984 Mrd. US-Dollar (2000). 2006 nahm es dann deutlich zu 

und konnte um 18,74 % auf 42,452 Mrd. US-Dollar gesteigert werden. Verantwortlich für 

diese Entwicklung dürfte das am 6. Mai 2003 zwischen Singapur und den USA abgeschlosse-

ne Free Trade Agreement (FTA) sein, das am 1. Januar 2004 in Kraft getreten ist. Dabei       

übernahm der Stadtstaat erneut eine Führungsrolle, da er der erste Akteur der ASEAN war, 

der eine entsprechende Vereinbarung mit Washington traf. Für die USA weist diese bilaterale 
                                                 
2820  Vgl. Asia Pacific Defense Forum Staff, Singapore Air Force Pilots Train in U.S. Skies, in: Asia Pacific De-

fense Forum, Sommer 1999. Die Zahl muß dennoch vergleichsweise beträchtlich sein, wie William S. Co-
hen andeutete: „Singapore represents perhaps a largest number of forces training in the United States to-
day.“ Department of Defense, Secretary of Defense William S. Cohen Press Conference in Singapore 
(News Transcript), Washington D.C., 6. Oktober 1999. 

2821   Vgl. IISS (2006): S. 290. 
2822  Vgl. IISS (2004): S. 188. Sheldon W. Simon, U.S.-Southeast Asia Relations: Southeast Asia Solidifies An-

titerrorism Support, Lobbies for Postwar Iraq Reconstruction, in: Comparative Connections, Nr. 2, Juli 
2003, S. 63. 

2823  Interview des Verfassers mit einem Funktionsträger der amerikanischen Botschaft in Singapur, 7. Oktober 
2005. 

2824  Vgl. Japan Economic Newswire, Singapore joins U.S.-led joint strike fighter program, 16. März 2004 (onli-
ne). Smith (2005a): S. 5. 
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Beziehung zudem insofern eine Besonderheit auf, als sie die einzige in Südostasien ist, in der 

es dem Hegemon gelang, aus einem Handelsdefizit seit 2001 einen Handelsüberschuß zu ma-

chen, der bis 2006 um 160,78 % auf 6,916 Mrd. US-Dollar ausgebaut werden konnte. Singa-

pur stand 2005 an 11. Stelle der amerikanischen Export- und an 22. Stelle der amerikanischen 

Import-Rangliste. Die USA sind wiederum nach Malaysia das zweitwichtigste Absatzgebiet 

für Waren aus dem Stadtstaat, der dorthin 11,52 % seiner Ausfuhr (Gesamtvolumen 2005: 

207,338 Mrd. US-Dollar) exportiert. Selbiges Bild ergibt sich bei den Importen. Auch hier 

sind die USA nach Malaysia der zweitwichtigste Handelspartner. Ihr Anteil an der Einfuhr 

des Stadtstaates (Gesamtvolumen 2005: 189,745 Mrd. US-Dollar) beträgt 12,38 %.2825 Singa-

pur ist zudem der größte Empfänger von Investitionen amerikanischer Unternehmen. Diese 

betrugen zwischen 1995 und 2004 insgesamt 25,74 Mrd. US-Dollar, was 60,87 % sämtlicher 

FDIs der USA in Südostasien in jenem Zeitraum (42,284 Mrd. US-Dollar) entspricht. Damit 

stammten 21,48 % der im Stadtstaat erfolgten Investitionen (119,818 Mrd. US-Dollar) von 

amerikanischen Firmen.2826 

 

 

Tabelle 30:  Handel der USA mit Singapur 1997 – 2006 (in Mrd. US-Dollar) 
 

 Volumen Export Import Balance 
2006 42,452 24,684 17,768 6,916 
2005 35,752 20,642 15,11 5,532 
2004 34,979 19,609 15,37 4,239 
2003 31,698 16,56 15,138 1,422 
2002 31,02 16,218 14,802 1,416 
2001 32,652 17,652 15,0 2,652 
2000 36,984 17,806 19,178 - 1,372 
1999 34,438 16,247 18,191 - 1,944 
1998 34,05 15,694 18,356 - 2,662 
1997 37,771 17,696 20,075 - 2,379 

 
U.S. Census Bureau, Foreign Trade Statistics: Trade in Goods (Imports, Exports and Trade Balance) with Singapore, Washington D.C., 
Stand vom April 2007. 
 

 

In den Ausführungen zu den Beziehungen zwischen China und Singapur wurde bereits aus-

führlich dargelegt, daß der Stadtstaat sich am deutlichsten von sämtlichen Akteuren Südost-

asiens an die USA anlehnt. Diese Bewertung soll hier weiter gestützt werden, indem auf die 

                                                 
2825  Vgl. IMF (2006): S. 436 – 438, 509 – 512. 
2826  Vgl. ASEAN Secretariat (November 2005): S. 158 f. 



 Beziehungsmanagement in Südostasien 687 
 
 

 

Motive Singapurs für eine Politik der Anlehnung eingegangen wird. Dabei ist zunächst auffäl-

lig, daß zwei wesentliche Elemente der Bedrohungswahrnehmung des Stadtstaates gar nichts 

mit China zu tun haben. Die auch aus historischer Perspektive größte zwischenstaatliche Her-

ausforderung wird im Verhalten Malaysias erblickt, das seinen Nachbarn bereits durch eine 

Sperrung der Wasserzufuhr erheblich unter Druck setzen könnte. Um in diesem geopolitisch 

kritischen Umfeld hinreichend Abschreckungsfähigkeiten aufzubauen, bleibt Singapur auf 

Rüstungsimporte aus den USA angewiesen. Seit dem 11. September 2001 ist der gemeinsame 

Kampf gegen den Terrorismus zu einem weiteren einigenden Band zwischen Singapur und 

den USA geworden. Dieses Thema avancierte in den vergangenen Jahren zu einer der zentra-

len innen- und außenpolitischen Prioritäten im Staate Lee Kuan Yews. Die Regierung Goh 

Chok Tong konnte im Dezember 2001 erfolgreich eine Verschwörung der Jemaah Islamiyah 

aufdecken und geplante Attentate, u.a. gegen die amerikanische Botschaft im Stadtstaat, ver-

eiteln. In den folgenden Monaten wurde zusätzlich bekannt, daß Singapur integraler Bestand-

teil des Operationsgebietes dieser Gruppe ist und von ihr zu Mantiqi 1, das für Fragen der Fi-

nanzierung zuständig ist, gerechnet wird. Wie wichtig dieses Thema für die Regierung ist, 

wird im Titel des im August 2004 veröffentlichten Weißbuchs zur Sicherheitspolitik deutlich: 

„The Fight Against Terror. Singapore’s National Security Strategy“.2827 In der Tagespolitik 

überlagert der Kampf gegen den Terrorismus alle übrigen sicherheitspolitischen Herausforde-

rungen. Dies zeigt sich auch an nervösen Reaktionen des Stadtstaates, etwa jener vom 14. 

August 2003: In der Changi Naval Base wurden fünf aus dem Zweiten Weltkrieg stammende 

Schiffe so positioniert, daß sie den dort vor Anker liegenden US-Kriegsschiffen als Schutz 

vor möglichen terroristischen Ramm-Attacken dienten.2828  

  Vor diesem Hintergrund kann das Motiv Singapurs zum bandwagoning gegenüber den 

USA also vor allem darin erblickt werden, sich der amerikanischen Solidarität als Schutz-

macht gegenüber Malaysia (und auch Indonesien) sicher zu sein und – obwohl dies kein reali-

stisches Argument ist – Unterstützung im Kampf gegen den Terrorismus zu erhalten.2829 Die 

auf diese Weise bewirkte Anlehnungspolitik Singapurs sorgt dafür, daß es auch in einem 

Konflikt zwischen Peking und Washington eher im amerikanischen Boot wäre. Anders aus-

gedrückt: Singapur würde sich vermutlich gegen China wenden (heißt: den amerikanischen 

Streitkräften die Nutzung der militärischen Infrastruktur des Stadtstaates erlauben), um die 

                                                 
2827  Vgl. National Security Coordination Center, The Fight Against Terror. Singapore’s National Security Strat-

egy, Singapur, August 2004. 
2828  Vgl. Sheldon W. Simon, U.S.-Southeast Asia Relations: Terrorism Perpetrated and Terrorists Apprehended, 

in: Comparative Connections, Nr. 3, Oktober 2003, S. 75. 
2829  „This leaning towards the United States is portrayed as inevitable by Singapore’s leaders because Washing-

ton can provide critical public goods in the realm of the war against terrorism that Beijing simply cannot.“ 
Goh (8. – 10. Juni 2005): S. 4. 
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Rolle der USA als Schutzmacht sowie ihren Beistand im Kampf gegen den Terrorismus nicht 

zu gefährden – und nicht, weil es im Reich der Mitte eine kurz- oder mittelfristige Bedrohung 

für die eigene Sicherheit sieht. Aus einer langfristigen Perspektive ist der China-Faktor aber 

auch unabhängig von den hier genannten Motiven von Bedeutung. So sehr sich Singapur für 

ausgeglichene Beziehungen zwischen den Großmächten ausspricht und im Sinne der Macht-

balance für ein aktives Engagement Chinas in der Region eintritt, hält Teo Kah Beng zu Recht 

fest: „From Singapore’s realist viewpoint, the United States is a benign superpower, helping 

to maintain a viable regional balance of power, which serves to maximize Singapore’s room 

to manoeuvre.“2830 Die USA werden dabei als eine Art „rückversicherndes Gegengewicht“ 

begriffen. Um die positive Grundstimmung Singapurs zu festigen, könnte das Weiße Haus 

zudem in einem amerikanisch-chinesischen Konflikt versuchen, dem Stadtstaat eine Bei-

standsgarantie anzubieten. 

  Das amerikanische Verhalten gegenüber dem Stadtstaat entspricht somit deutlich den Er-

wartungen des systemischen Realismus. Die USA sind sich der militärstrategischen Bedeu-

tung Singapurs bewußt und lassen diesem Akteur ökonomisch wie sicherheitspolitisch eine 

bevorzugte Behandlung zukommen, um dessen Politik des bandwagoning gegenüber Wa-

shington zu festigen.  

 

2.  Philippinen 

Das Verhältnis der USA zu den Philippinen zeichnet sich durch wenigstens drei Besonderhei-

ten aus, über die Washington in seinen übrigen Beziehungen zu den Staaten des asiatisch-

pazifischen Raums nicht verfügt. Von 1898 bis 1946 war der Archipel, erstens, amerikani-

sches Kolonialgebiet. Dies war die einzige derartige Besitzung Washingtons im Fernen Osten. 

Mit 82,9 % Katholiken und 5,4 % Protestanten2831 sind die Philippinen, zweitens, das einzige 

mehrheitlich christliche Land der ASEAN und stehen damit den USA kulturell näher als alle 

übrigen Akteure der Region. Schließlich war der Archipelstaat während des Ost-West-

Konflikts, drittens, Stationierungsort einer der wichtigsten amerikanischen Militärbasen au-

ßerhalb von CONUS. 

  Als Beginn der Beziehungen zwischen Washington und Manila gilt das Jahr 1898. Ende 

April war es zum Krieg zwischen den USA und Spanien gekommen, der sich an der Kuba-

Frage entzündet hatte.2832 Die Auseinandersetzungen beschränkten sich dabei nicht nur auf 

die Karibik, sondern griffen auch auf die Philippinen über. Diese zählten zum damaligen Zeit-

                                                 
2830  Teo Kah Beng, Singapore in 2004: Vigilance amid Growing Uncertainty, in: ISEAS (2005): S. 346. 
2831  Vgl. Der Fischer Weltalmanach 2007 (2006): S. 387. 
2832  Vgl. zu den Hintergründen des Kriegsausbruchs Campbell (1976): S. 258 – 278. 
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punkt seit über 300 Jahren – mit einer kurzen Unterbrechung während des Siebenjährigen 

Krieges – zu den Kolonien Spaniens. Die Kampfhandlungen konnten gleichwohl noch im sel-

ben Jahr beendet werden, weil die USA ihre militärische Überlegenheit zielsicher ausspielten. 

Kommodore George Dewey besiegte bereits am 1. Mai 1898 die in der Bucht von Manila vor 

Anker liegenden Einheiten der spanischen Flotte. Madrid gab sich schließlich geschlagen. Am 

10. Dezember 1898 einigten sich beide Seiten in Paris auf einen Friedensvertrag, der folgende 

Regelungen traf: Spanien gewährte Kuba die Unabhängigkeit und trat Puerto Rico, Guam und 

die Philippinen an die USA ab. Für letztere zahlte Washington 20 Mio. US-Dollar an das Kö-

nigreich.2833 Der Betrag kann als wohlwollende Kompensationsleistung der USA betrachtet 

werden, denn letztlich mußte Spanien die Philippinen unter Zwang abtreten. 

  Nach der Übernahme des Archipels stand Washington zunächst vor der Herausforderung, 

seinen Besitzanspruch gegenüber der einheimischen Bevölkerung durchzusetzen. Partisanen-

verbände, die unter der Führung des heutigen philippinischen Nationalhelden, Emilio Agui-

naldo, standen, leisteten den amerikanischen Streitkräften vor Ort erheblichen Widerstand. 

1902 konnten die USA die Aufstandsbewegung weitgehend niederschlagen, aber auch in den 

folgenden Jahren kam es immer wieder zu gewaltsamen Auseinandersetzungen.2834 1935 er-

langten die Philippinen dann im Rahmen des Tydings-McDuffie Act den Status eines auto-

nomen Commonwealth-Gebietes der USA. Dem Land war zugesichert worden, innerhalb von 

zehn Jahren in die Unabhängigkeit entlassen zu werden. Dieses Vorhaben wurde jedoch mit 

Beginn der japanischen Invasion im Dezember 1941 unterbrochen. Die amerikanische Ge-

genoffensive im Pazifik erreichte die Philippinen im Oktober 1944, als General Douglas    

MacArthur mit einem Truppenverband die Insel Leyte einnahm. Nach der Niederlage Japans 

hielten die USA am Ziel der Dekolonisierung Südostasiens fest: Am 4. Juli 1946 entließen sie 

die Philippinen in die Unabhängigkeit. 

  Während des Ost-West-Konflikts unterhielten Washington und Manila enge Beziehungen. 

Die USA hatten auf der Basis des MBA umfassenden militärischen Zugang zum Archipel, das 

sie zur operativen Drehscheibe zwischen Indischem und Pazifischem Ozean ausbauten. Über 

den MDT hatten sich beide Seiten, wenngleich in einer eher vagen Form, militärische Schutz-

zusagen gewährt. Praktisch ging es für die Philippinen dabei weniger um die Abwehr einer 

möglichen maritimen Invasion sowjetischer Streitkräfte, deren Engagement auf Indochina be-

grenzt war, sondern um innere Herrschaftskonsolidierung. Die Zusammenarbeit mit den US-

Streitkräften kam den AFP insofern zugute, als sie militärische Transferleistungen zur Be-

                                                 
2833  Vgl. zu den vertraglichen Details: Treaty of Peace Between the United States and Spain, Paris, 10. Dezem-

ber 1898. 
2834  Vgl. Etschmann (2001): S. 58 – 61. 
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kämpfung kommunistischer Aufstandbewegungen wie anfangs der Hukbalahap und dann spä-

ter muslimischer Separatisten wie der Moro National Liberation Front (MNLF) einsetzen 

konnten. Die sicherheitspolitischen Beziehungen basierten somit auf folgender inoffizieller 

Vereinbarung: Die USA übernahmen den äußeren Schutz der Philippinen, halfen bei der Be-

kämpfung von Insurgenten und erhielten dafür im Gegenzug umfassende militärische Zu-

gangsrechte. Bereits in jener Zeit zeichnete sich aber ab, daß Manila sich auf diese faktische 

Einschränkung seiner Souveränität vor allem aus pragmatischen Gründen, die auf die eigene 

ökonomische Schwäche zurückzuführen waren, eingelassen hatte. Nationale Empfindlichkei-

ten zeigten sich z.B. 1962, als die philippinische Regierung den offiziellen Unabhängigkeits-

tag vom 4. Juli in den 12. Juni änderte, womit sie nicht mehr das Ende der amerikanischen 

Kolonialphase, sondern die Unabhängigkeitserklärung von Emilio Aguinaldo 1898 feierlich 

zu begehen gedachte. Während des Vietnamkrieges nahmen die USA auf derartige Vorbehal-

te Rücksicht. Die Philippinen wurden lediglich zu logistischen Zwecken genutzt, nicht jedoch, 

um von ihnen Angriffe mit Bomberverbänden zu fliegen. Diese Maßnahmen wurden u.a. von 

Guam aus durchgeführt.2835  

  Der Einfluß der amerikanischen Regierung auf die Entwicklungen im Archipelstaat war 

dennoch bis zum Ende des Ost-West-Konflikts erheblich. Nach den Präsidentschaftswahlen 

vom Februar 1986, in denen es zu massiven Wahlfälschungen gekommen war, trugen die 

USA dazu bei, Präsident Ferdinand Marcos zum Rücktritt zu bewegen und ihn anschließend 

politisch zu isolieren.2836 Er verblieb daraufhin auf Hawaii im Exil, wo er im September 1989 

starb. Seine Nachfolgerin, Corazon Aquino, wurde fortan von Washington unterstützt. Dies 

ging soweit, daß die USA während des versuchten Militärputsches im Dezember 1989 in das 

Geschehen eingriffen. Amerikanische Kampfflugzeuge vom Typ F-4 Phantom sorgten dafür, 

daß die Aufrührer die ihnen zur Verfügung stehen Luftkriegsmittel nicht einsetzen konnten. 

Präsidentin Aquino hatte die USA um entsprechende Unterstützungsmaßnahmen, die sich 

letztlich auf abschreckende Präsenz beschränken konnten, gebeten.2837  

  Nach der Aufkündigung des MBA durch den philippinischen Senat 1991 kam es zu einer 

Abkühlung der Beziehungen beider Staaten. Erst das Vorgehen Chinas im Südchinesischen 

Meer, insbesondere der Vorfall am Mischief Reef 1995, sorgte dafür, daß sich Manila wieder 

stärker interessiert an engen Sicherheitsbeziehungen zu Washington zeigte. Dabei erklärten 

Vertreter der philippinischen Regierung ohne Umschweife, daß die USA als Gegengewicht zu 

                                                 
2835  Vgl. Corning (1990): S. 18. 
2836  Vgl. Bernard Gwertzman, U.S. says it warned Marcos about instigating trouble in Manila, in: The New 

York Times, 8. Juli 1986 (online). 
2837  Vgl. Peter Pringle, John Lichfeld, US jets help Aquino to defeat attempted coup, in: The Independent, 2. 

Dezember 1989 (online). 
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chinesischen Machtambitionen in der Südchinesischen See gebraucht würden. Folgerichtig 

unterstützte Manila auch die sich seit 1996 abzeichnende Vertiefung der Sicherheitsbeziehun-

gen zwischen Washington und Tokyo.2838 Am 10. Februar 1998 einigten sich die USA und 

die Philippinen auf das VFA, das die Wiederaufnahme militärischer Manöver ermöglichte. 

Auch war es amerikanischen Kriegsschiffen nun wieder gestattet, Hafenanlagen des Archipels 

zu logistischen Zwecken anzusteuern. Mit Inkrafttreten des VFA am 1. Juni 1999 war somit 

ein zentraler Schritt zur Wiederbelebung der beiderseitigen sicherheitspolitischen Beziehun-

gen vollzogen. 

  Zu einem weiteren wichtigen Ereignis wurde der 11. September 2001. Die USA hatten be-

reits seit einiger Zeit mit den Philippinen Gespräche darüber geführt, ihrem Bündnispartner 

bei der Bekämpfung substaatlicher Gewaltakteure wie etwa der Abu Sayyaf Group (ASG) zu 

helfen. Diese hatte mehrfach amerikanische Staatsbürger entführt: Das Missionarsehepaar 

Martin und Gracia Burnham sowie der später enthauptete Guillermo Sobero waren am 27. 

Mai 2001 als Geiseln genommen worden. Die ASG befindet sich seit 1997 auf der Liste der 

Foreign Terrorist Organizations (FTOs) des Department of State. Nach den Anschlägen von 

New York und Washington D.C. entwickelte die Bush-Administration großes Interesse an der 

Situation im stark muslimisch geprägten Süden der Philippinen. Denn in dem international 

angelegten „Krieg gegen den Terrorismus“ ging es nicht nur um das damalige Stammland der 

Al Qaida, Afghanistan, sondern auch um die Neutralisierung der weltweit operierenden Zel-

len dieses Terrornetzwerkes. Der ASG wurden diesbezüglich Kontakte zu Osama Bin Laden 

nachgesagt.2839 

  Diese Zusammenhänge wurden von US-Präsident George W. Bush und seiner philippini-

schen Amtskollegin, Präsidentin Gloria Macapagal-Arroyo, zum Anlaß genommen, ein um-

fassendes Anti-Terror-Programm zu starten. Beide Seiten unterzeichneten am 20. November 

2001 eine Gemeinsame Erklärung, in der sie die Ziele ihrer Zusammenarbeit fixierten.2840 Die 

USA sagten vor allem zu, die Fähigkeiten der AFP zur Aufstandsbekämpfung zu verbessern. 

Dazu wurde Manila die Lieferung von einem Militärtransporter vom Typ C-130, von acht 

Hubschraubern des Typs Huey, eines Patrouillenbootes, gepanzerter Mannschaftstransport-

wagen, von 30.000 Gewehren des Typs M-16 inklusive Munition, Granatwerfern sowie 

Nachtsichtgeräten versprochen. Insgesamt stellten die USA bei dieser Gelegenheit Militärhil-

                                                 
2838  Vgl. Japan Economic Newswire, Philippines still supports Japan-U.S. security alliance, 26. August 1997 

(online). 
2839  Vgl. zu den Beziehungen zwischen der Abu Sayyaf Group und der Al Qaida Wagener (2005): S. 86 – 92. 
2840  Vgl. The White House, Joint Statement Between the United States of America and the Republic of the Phil-

ippines, Washington D.C., 20. November 2001.  
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fe im Umfang von 92,3 Mio. US-Dollar in Aussicht.2841 Ende Oktober 2006 meldete die New 

York Times, daß die Philippinen von den USA seit dem 11. September 2001 folgende Ausrü-

stungsgegenstände bereits tatsächlich erhalten haben: 14.600 gebrauchte Gewehre, zwei Dut-

zend Transportfahrzeuge, ein Transportflugzeug vom Typ C-130B und ein Boot für die Kü-

stenwache.2842  

  Zu den wichtigsten Vereinbarungen zwischen Bush und Arroyo zählte die Anti-Terror-

Übung Balikatan 2002-01, die vom 1. Februar bis zum 31. Juli 2002 abgehalten wurde.2843 

Ziel war, 3.800 philippinische Soldaten in ihrem Kampf gegen die ASG zu schulen. Dazu 

wurden bis zu 1.000 amerikanische Soldaten, unter ihnen zahlreiche Militärberater, in den 

Süden des Archipels verlegt. Seit Balikatan 2002-01 sind Anti-Terror-Übungen Bestandteil 

der meisten amerikanisch-philippinischen Manöver, die zwar dazu beigetragen haben, die 

ASG zu schwächen, nicht jedoch, sie vollständig zu neutralisieren. Washington und Manila 

haben ihre Zusammenarbeit insofern verstetigt, als kleinere Gruppen von US-Militärberatern 

mittlerweile durchgehend zu Ausbildungszwecken vor Ort eingesetzt werden, also auch vor 

und nach größeren Manövern. Die Früchte der Zusammenarbeit kommen den AFP auch in ih-

rer Auseinandersetzung mit Einheiten der NPA und der Jemaah Islamiyah zugute. Um innen-

politischen Auseinandersetzungen vorzubeugen, haben sowohl die USA als auch die Philippi-

nen darauf hingewiesen, daß sich die Arbeit der amerikanischen Soldaten auf Ausbildungs-

maßnahmen beschränkt. Die Beteiligung an Kampfeinsätzen sei nicht vorgesehen. Menschen-

rechtsgruppen auf den Philippinen, Bewohner der Einsatzgebiete sowie Vertreter der MILF 

berichten hingegen, daß amerikanische Soldaten direkt in Kampfhandlungen verwickelt sei-

en.2844 

  Im Zeichen des gemeinsamen Kampfes gegen den Terrorismus wurden die Beziehungen 

beider Seiten dann stetig vertieft. Die Philippinen erwiesen sich nicht nur in Südostasien als 

Fürsprecher amerikanischer Anti-Terror-Programme, sondern zeigten sich auch nach dem 

Beginn des Krieges gegen den Irak im März 2003 umgehend mit den USA solidarisch.2845 Die 

enge Zusammenarbeit ist u.a. auf die zunächst vorzüglichen Beziehungen zwischen Bush und 

Arroyo zurückzuführen, zu deren Ehren im Mai 2003 in Washington ein Staatsempfang gege-

                                                 
2841  Vgl. Steven Mufson, U.S. to Aid Philippines’ Terrorism War; Bush Promises Military Equipment, Help in 

Freezing Insurgents’ Assets, in: The Washington Post, 21. November 2001, S. A03. 
2842  Vgl. Leslie Wayne, Catsoff Military Gear For America’s Allies, in: The New York Times, 31. Oktober 

2006 (online). 
2843  Vgl. dazu ausführlich Wagener (Juli/August 2003): S. 410 – 412. 
2844  Vgl. Sheldon W. Simon, U.S.-Southeast Asia relations: Misses and Hits, in: Comparative Connections, Nr. 

3, Oktober 2005, S. 64. 
2845  Vgl. Agence France Presse, Philippines leader backs Iraq war, warns of terrorist attacks, 20. März 2003 (on-

line). 
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ben wurde – der erste dieser Art in der Amtszeit des amerikanischen Präsidenten.2846 Das 

herzliche Verhältnis beider Personen fand u.a. Ausdruck in ihren Reden. So sagte Bush: „The 

Philippines was the first democracy in Asia and has a proud tradition of democratic values, 

love of family and faith in God. President Arroyo, you are carrying this tradition forward, and 

I’m proud to call you friend.“2847 Arroyo erwiderte, daß ihr Besuch „confirms that relations 

between our two countries are deeper and warmer today than they have been in a very long 

time.“2848 Ihr Bekenntnis zu den USA war ebenfalls eindeutig: „We believe that the U.S. 

leadership and engagement with the U.S. makes the world a safe place for all of us to live 

in.“2849 Außenminister Colin L. Powell nannte Arroyo, die in Washington an der Georgetown-

Universität studiert hatte, „one of America’s closest friends“2850. Bush wiederum durfte als er-

ster amerikanischer Präsident seit Dwight D. Eisenhower im Oktober 2003 im philippinischen 

Kongreß eine Rede halten. Bei dieser Gelegenheit wiederholte er seine Wertschätzung: Die 

Philippinen seien „one of America’s most valued friends in the world. [...] In the war on ter-

ror, U.S.-Philippines military alliance is a rock of stability in the Pacific.“2851 Es erschien in 

jener Zeit fast so, als ob Manila zum privilegierten Partner Washingtons innerhalb der 

ASEAN aufgestiegen war. Denn 2003 hatten sich beide Seiten auch auf ein Joint Defense As-

sessment (JDA) geeinigt. Es wurde zur Basis des gemeinsam finanzierten Philippine Defense 

Reform (PDR) Program, das auf die Stärkung der Handlungsfähigkeit der AFP gerichtet ist. 

Als erstem Land Südostasiens wurde den Philippinen zudem im Oktober 2003 der Status ei-

nes Major Non-NATO Ally (MNNA) zugesprochen.2852 

  Im Gegensatz zum Feld der Sicherheitspolitik konnten die ökonomischen Beziehungen in 

den vergangenen Jahren nicht vertieft werden. Das Handelsvolumen ist sogar rückläufig und 

sank von 22,734 Mrd. US-Dollar im Jahr 2000 auf 16,145 Mrd. US-Dollar im Jahr 2005, was 

einem Minus von 28,98 % entspricht. Über einen längeren Zeitraum gerechnet ergibt sich hin-

                                                 
2846  Staatsempfänge sind von bloßen Arbeitstreffen zu unterscheiden. 
2847  The White House, President Bush Welcomes President Arroyo of the Philippines in State Arrival Cere-

mony, Washington D.C., 19. Mai 2003. 
2848  Ebd. 
2849  The White House, President Bush, Philippine President Arroyo Hold Joint Press Conference, Washington 

D.C., 19. Mai 2003. 
2850  Department of State, Remarks at Luncheon in Honor of President Gloria Macapagal-Arroyo of the Philip-

pines, Washington D.C., 19. Mai 2003.  
2851  George W. Bush, Remarks to the Philippine Congress, Manila, 18. Oktober 2003. 
2852  Vgl. Manila Standard, RP Major Non-NATO Ally – US, 13. Oktober 2003 (online). Über diesen Status ver-

fügen im asiatisch-pazifischen Raum die fünf Bündnispartner (Japan, Südkorea, Australien, Philippinen, 
Thailand) sowie Neuseeland und Pakistan. In Lateinamerika gehört Argentinien zu den MNNA. Im Nahen 
und Mittleren Osten sind Bahrein, Ägypten, Israel, Jordanien und Kuwait zu nennen. In Nordafrika wurde 
Marokko der Status eines MNNA verliehen. Vgl. Jim Garamone, Pentagon Ceremony Marks Kuwait as 
Major Non-NATO Ally, in: American Forces Press Service, 1. April 2004. John D. Banusiewicz, Rumsfeld 
Thanks Moroccan Leaders for Counterterrorism Cooperation, in: American Forces Press Service, 13. Fe-
bruar 2006. 
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gegen ein Bild der Stagnation. Bereits 1997 lag das Handelsvolumen lediglich bei 17,862 

Mrd. US-Dollar, was in etwa dem Wert von 2006 (17,311 Mrd. US-Dollar) entspricht. Die 

Exporte der USA betrugen zwischen 6,737 Mrd. US-Dollar (1998) und 8,799 Mrd. US-Dollar 

(2000), wobei das amerikanische Handelsdefizit von 5,21 Mrd. US-Dollar (1998) auf zuletzt 

2,077 Mrd. US-Dollar (2006) mehr als halbiert werden konnte. Die ökonomischen Beziehun-

gen sind insgesamt sehr asymmetrisch: Die USA sind einer der wichtigsten Handelspartner 

der Philippinen. 2005 wurden 18,02 % aller Exporte des Archipelstaates (Gesamtvolumen: 

41,215 Mrd. US-Dollar) vom Markt des Bündnispartners absorbiert, der damit nur knapp vor 

Japan (17,48 %) lag. Bei den Importen sieht es ähnlich aus: Die Philippinen wickelten 2005 

den größten Posten ihrer Einfuhr (Gesamtvolumen: 47,414 Mrd. US-Dollar) mit den USA ab 

(19,2 %), wohingegen Japan auf Platz zwei lag (17,02 %).2853 Dagegen rangierte der Archi-

pelstaat an 25. Stelle amerikanischer Ausfuhr- und an 28. Stelle amerikanischer Einfuhrgebie-

te.2854  
 

 

Tabelle 31:  Handel der USA mit den Philippinen 1997 – 2006 (in Mrd. US-Dollar) 
 

 Volumen Export Import Balance 
2006 17,311 7,617 9,694 - 2,077 
2005 16,145 6,895 9,25 - 2,355 
2004 16,224 7,087 9,137 - 2,05 
2003 18,046 7,987 10,059 - 2,072 
2002 18,256 7,276 10,98 - 3,704 
2001 18,986 7,66 11,326 - 3,666 
2000 22,734 8,799 13,935 - 5,136 
1999 19,575 7,222 12,353 - 5,131 
1998 18,684 6,737 11,947 - 5,21 
1997 17,862 7,417 10,445 - 3,028 

 
U.S. Census Bureau, Foreign Trade Statistics: Trade in Goods (Imports, Exports and Trade Balance) with the Philippines, Washington D.C., 
Stand vom April 2007. 
 

 

Die geringe Attraktivität der Philippinen zeigt sich auch am Volumen der FDIs. Von 1995 bis 

2004 investierten amerikanische Firmen 2,968 Mrd. US-Dollar im Archipelstaat, was 7,02 % 

sämtlicher US-Investitionen in diesem Zeitraum in den Staaten der ASEAN (Gesamtvolumen: 

42,285 %) entspricht.2855 Für die Philippinen ergibt sich gleichwohl ein anderes Bild: Der     

                                                 
2853  Vgl. IMF (2006): S. 393 – 395. 
2854  Vgl. ebd., S. 509 – 512. 
2855  Vgl. ASEAN Secretariat (November 2005): S. 162 f. 
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amerikanische FDI-Anteil macht 24,48 % sämtlicher Investitionen, die vor Ort realisiert wur-

den (Gesamtvolumen 1995 – 2004: 12,125 Mrd. US-Dollar), aus.2856 Die USA sind daher ei-

ner der wichtigsten Investoren der Philippinen. 

  Der letztlich geringe Handelsumfang erstaunt insofern, als es enge persönliche Kontakte 

zwischen beiden Staaten gibt. Es leben ca. 2,4 bis 3 Mio. Menschen philippinischen Ur-

sprungs in den USA und über 100.000 bis 130.000 Amerikaner im Archipel.2857 Trotz gerin-

ger Handelsvolumina zeigen sich aber zumindest aus der Sicht Manilas dennoch weitere Ab-

hängigkeiten: Indem Washington zahlreichen Filipinos die Einwanderung ermöglicht, trägt es 

dazu bei, die ökonomischen Transferleistungen dieser Gruppe in ihr Heimatland zu steigern. 

2003 überwiesen die in den USA lebenden Filipinos 4,1 Mrd. US-Dollar in die Philippi-

nen.2858 Wie bedeutend diese Transaktionen sind, zeigt folgender Zusammenhang: 2005 trans-

ferierten acht bis zehn Mio. im Ausland lebende Filipinos ca. 10 Mrd. US-Dollar in den Ar-

chipelstaat.2859 Diese Summe entspricht 11,07 % des BIP der Philippinen (2005: 90,3 Mrd. 

US-Dollar) bzw. 80,78 % der Staatseinnahmen, die bei 12,38 Mrd. US-Dollar lagen.2860 Ein 

Vergleich der Daten von 2004 zeigt die Bedeutung der Überweisungen der Overseas Filipino 

Workers (OFWs) noch deutlicher: Während in jenem Jahr der Gesamtbetrag aller ausländi-

schen FDIs, die auf den Philippinen realisiert wurden, bei 469 Mio. US-Dollar lag,2861 über-

wiesen die Filipinos allein ca. 8,5 Mrd. US-Dollar Richtung Heimat.2862 Manila profitiert da-

her ganz erheblich von jenen kollektiven Gütern wie etwa stabilen Wirtschaftsräumen, zu de-

ren Schaffung Washington als Hegemon beiträgt. 

  Zur Zukunft der beiderseitigen Handelsbeziehungen gehört, daß die USA und die Philip-

pinen erwägen, ein Freihandelsabkommen abzuschließen. Dieses Vorhaben war u.a. während 

eines Gesprächs zwischen Bush und Arroyo am Rande des APEC-Treffens in Hanoi im No-

vember 2006 erneut angedacht worden.2863 Zur Umsetzung eines FTA war bereits im Novem-

ber 1989 ein TIFA abgeschlossen worden. Indem die USA die Philippinen 2006 zudem von 

der „Special 301 Priority Watchlist“ nahmen, wurde ein weiterer wichtiger Schritt in Rich-

                                                 
2856  Vgl. ebd., S. 138 f. 
2857  Vgl. Thomas Lum, Larry A. Niksch, The Republic of the Philippines: Background and U.S. Relations, CRS 

Report for Congress (RL33233), Washington D.C., 10. Januar 2006, S. 1. Department of State (Oktober 
2006). 

2858  Vgl. Department of State (September 2004). 
2859  Vgl. Lum/Niksch (2006): S. 6. Department of State (Oktober 2006). Die offizielle Statistik der philippini-

schen Regierung weist gleichwohl nur 1,33 Mio. OFW für die Zeit von April bis September 2005 auf. Of-
fensichtlich bezieht sich diese Zahl nur auf gemeldete Vertragsarbeiter. Vgl. National Statistics Office, One 
out of five Overseas Filipino Workers (OFWs) is in Saudi Arabia, Manila, Stand vom 20. September 2006. 

2860  Vgl. Central Intelligence Agency (16.05.2006). 
2861  Vgl. ASEAN Secretariat (November 2005): S. 138 f. 
2862  Vgl. Lum/Niksch (2006): S. 6. 
2863  Vgl. Elaine Ruzul S. Ramos, RP Optimistic about Trade Pact with US, in: Manila Standard, 11. Dezember 

2006 (online). 
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tung Freihandel vollzogen. Manila wurde auf diese Weise konzediert, Fortschritte beim 

Schutz des geistigen Eigentums gemacht zu haben. 

  Die militärische Wiederannäherung zwischen den USA und den Philippinen in Form des 

VFA sowie die Unterstützung Manilas für den amerikanischen Kampf gegen den internatio-

nalen Terrorismus und das Regime Saddam Husseins haben zumindest von Anfang 1998 bis 

Mitte 2004 den Eindruck erweckt, daß Bush und Arroyo respektive ihre Vorgänger die Bezie-

hungen beider Länder nachhaltig gefestigt haben. Mit der Entführung des philippinischen 

Lastwagenfahrers Angelo de la Cruz im Irak mußte diese Einschätzung einer Neubewertung 

unterzogen werden. Arroyo ließ sich auf die Forderungen der Geiselnehmer ein und zog ihre 

Soldaten im Juli 2004 von Euphrat und Tigris ab. Einerseits scheint der Vorfall eher neben-

sächlich zu sein: Das philippinische Kontingent hatte mit einem Umfang von 51 Soldaten le-

diglich symbolischen Charakter; es wäre im folgenden August ohnehin plangemäß abgezogen 

worden; 4.000 OFWs blieben weiterhin im Irak und unterstützten damit die Wiederaufbau-

bemühungen der USA. Andererseits ging es um eine grundsätzliche Frage: Wie ernst nimmt 

Manila das Bündnis, wenn es entgegen nachhaltiger Bitten Washingtons sein Truppenkontin-

gent abzieht und damit die Aufständischen geradezu ermuntert, nach selbigem Muster weitere 

amerikanische Verbündete unter Druck zu setzen? Es mußte den USA zu jenem Zeitpunkt ge-

radezu grotesk vorkommen, daß die Philippinen zwar militärische Unterstützungsleistungen 

des Pentagons erwarten, sollte der Streit mit China um die Spratlys eines Tages eskalieren. 

Selbst sind sie aber nicht einmal gewillt, ein symbolisches Truppenkontingent im Irak zu be-

lassen.2864 Aus der Retrospektive schließt sich mit diesem Vorfall ein Kreis mangelnder phil-

ippinischer Solidarität, der mit der Aufkündigung des MBA 1991 begonnen hatte.  

  Es gehört jedoch offensichtlich zu den Konstanten amerikanischer Philippinen-Politik, auf 

Manila immer wieder zuzugehen, auch wenn dieses sich als illoyal erweist. Nach der Auf-

kündigung des MBA 1991 hielt Washington am MDT fest. Und nach dem Rückzug der phil-

ippinischen Truppen aus dem Irak 2004 beeilten sich hochrangige amerikanische Politiker 

wie Botschafter Francis Ricciardone festzustellen, daß die USA diese Entscheidung zwar mit 

Bedauern und auch Enttäuschung zur Kenntnis nehmen würden. Der Vorfall ändere aber 

                                                 
2864  Arroyo stand zum damaligen Zeitpunkt insofern innenpolitisch unter Druck, als sie die Präsidentschafts-

wahlen nur knapp gewonnen hatte. So mußte sie befürchten, sich im Falle einer Hinrichtung von Angelo de 
la Cruz den Unmut ihrer Landsleute, vor allem der mehrere Millionen OFWs, zuziehen und auf eine Krise 
zuzusteuern, die sie ihr Amt hätte kosten können. Raymond F. Burghardt erklärte diesbezüglich in einem 
Gespräch mit dem Verfasser, daß die USA wüßten, daß die philippinische Außenpolitik sehr stark von der 
Innenpolitik abhänge. Diese löse viele Probleme aus. Der Rückzug aus dem Irak habe für die Beziehungen 
keine Folgen. Interview des Verfassers mit Raymond F. Burghardt, Director of East-West Seminars, East-
West Center, Honolulu, 8. September 2005. 
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nichts daran, daß beide Seiten weiterhin Bündnispartner blieben.2865 Carl Baker stellte dies-

bezüglich resümierend fest: „However, the event did not appear to have any lasting impact on 

the relationship beyond some strong statements of disappointment by senior U.S. offi-

cials.“2866  

  Aus diesem Grunde haben die USA und die Philippinen ihre enge Anti-Terror-

Kooperation auch fortsetzen können. Manila hat als nichtständiges Mitglied des UN-

Sicherheitsrates von 2004 bis 2005 amerikanische Resolutionen zum Thema unterstützt. In-

nerhalb der ASEAN und im ARF haben sich die Philippinen ebenfalls als Fürsprecher von 

Anti-Terror-Maßnahmen hervorgetan. Auf Vorschlag von US-Präsident Bush haben die Phil-

ippinen im November 2006 erneut den Vorsitz der APEC Counter-Terrorism Task Force      

übernommen, den sie bereits seit 2005 innehatten.2867 Die Philippinen haben sich zudem der 

PSI angeschlossen. Die militärischen Unterstützungsleistungen Washingtons für Manila hal-

ten ebenfalls an: Die Mittelzuweisungen im Bereich „Foreign Military Training“ sind von 

6,18 Mio. US-Dollar in 2004 (Anteil International Military Education and Training, IMET: 

2,68 Mio. US-Dollar) auf 12,55 Mio. US-Dollar in 2005 (Anteil IMET: 3,29 Mio. US-Dollar) 

angestiegen.2868 Gleichwohl gibt es weiter Meinungsunterschiede bei der Lösung der inner-

staatlichen Probleme der Philippinen. Hinsichtlich der Befriedung Mindanaos streiten Wa-

shington und Manila z.B. über den richtigen Zeitpunkt zusätzlicher amerikanischer Entwick-

lungshilfe. Die USA beharren darauf, die bereits seit langer Zeit zugesagten 30 Mio. US-

Dollar Hilfsgelder erst nach Unterzeichnung des Friedensabkommens zwischen der Regie-

rung Arroyo und der MILF freizugeben. Die Philippinen wiederum setzen sich dafür ein, daß 

bereits vorher zusätzliche Entwicklungshilfe dem Süden des Landes zur Verfügung gestellt 

wird.2869 Die USA haben den Friedensprozeß auf Mindanao von 2001 bis 2006 mit 260 Mio. 

US-Dollar unterstützt. 

  Im Zuge des Anti-Terror-Kampfes haben beide Seiten des weiteren ihren sicherheitspoliti-

schen Kooperationsmechanismus ergänzt. Am 24. März 2006 kündigten die USA und die  

Philippinen die Schaffung des Security Engagement Board (SEB) an, das sich mit nichttradi-

                                                 
2865  Vgl. Morada (2005): S. 145. 
2866  Carl Baker, Philippines and the United States 2004-2005: Defining Maturity, Special Assessment des Asia-

Pacific Center for Security Studies, Honolulu, Februar 2005, S. 4. 
2867  Vgl. Fel V. Maragay, GMA to play leading role at APEC meeting, in: Manila Standard, 16. November 2005 

(online). 
2868  Vgl. Department of State (April 2005c). Department of State, Foreign Military Training: Joint Report to 

Congress, Fiscal Years 2005 and 2006, Washington D.C., September 2006. 
2869  Vgl. Fel V. Maragay, Donors urged not to tie aid to peace deal, in: Manila Standard, 23. November 2006 

(online). 
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tionellen sicherheitspolitischen Herausforderungen befassen wird.2870 Zu diesen „non-

traditional security concerns“ werden der internationale Terrorismus, transnationale Verbre-

chen, maritime Sicherheit, Naturkatastrophen und Pandemien gezählt. Da sich die Militärma-

növer der letzten Jahre im Schwerpunkt ohnehin mit der Eindämmung dieser Entwicklungen 

befaßt haben, wird über den SEB lediglich ein institutioneller Rahmen geschaffen, um vor-

handene Kooperationen zu kanalisieren. Formal bedeutet dies, daß zum 1958 etablierten Mu-

tual Defense Board (MDB), das sich mit traditionellen Sicherheitsbedrohungen im Sinne des 

MDT befaßt, ein zusätzliches Gremium geschaffen worden ist, dessen Aufgabenprofil tages-

politischen Herausforderungen besser gerecht wird. Das erste Treffen des SEB fand im Juni 

2006 auf Hawaii statt.2871  

  Diese Beispiele zeigen, daß die USA trotz ihrer Enttäuschung über den Rückzug des phil-

ippinischen Truppenkontingents aus dem Irak im Juli 2004 weiterhin sehr kooperationsbereit 

sind. Wie ist diese Haltung zu erklären? Dem Verhalten der USA gegenüber den Philippinen 

liegt seit den Anschlägen von New York und Washington D.C. vor allem der Wille zugrunde, 

Einfluß auf den Süden des Archipels nehmen zu können. Dieser gehört zum Vorbereitungs- 

und Aktionsraum des regionalen sowie globalen islamistischen Terrorismus. Wenn die USA 

Gruppierungen wie die Jemaah Islamiyah, die ASG, radikalisierte Splittergruppen der MILF 

oder auch Zellen der Al Qaida ohne direkte eigene militärische Intervention auf den Philippi-

nen bekämpfen wollen, sind sie auf die Kooperationsbereitschaft der AFP und lokaler Poli-

zeibehörden angewiesen. Solange der Anti-Terror-Kampf an vorderster Stelle der offiziellen 

Südostasien-Agenda der Bush-Administration steht, wird diese nachsichtig sein müssen, 

wenn sich ihre Bündnispartner unsolidarisch zeigen. Würden die USA einen Vorfall wie den 

Rückzug des philippinischen Truppenkontingents aus dem Irak zum Anlaß nehmen, die Be-

ziehungen zu Manila zu verschlechtern, könnte sich dies kontraproduktiv auf den Kampf der 

USA gegen den Terrorismus auswirken. Die Regierung Arroyo müßte dazu lediglich Informa-

tionen hinsichtlich der Entwicklungen auf Mindanao zurückhalten und Trainingsprogramme 

mit Soldaten der amerikanischen Streitkräfte, die zusammen mit den AFP Schulungen im An-

ti-Terror-Kampf vornehmen, absagen. Durch die Beibehaltung ihrer kooperativen Linie wer-

den sich die USA u.a. insofern bestätigt sehen, als sie dazu beigetragen hat, den Kampf der 

philippinischen Streitkräfte gegen substaatliche Gewaltakteure zu verbessern. Im Januar 2007 

bestätigte Manila sehr zur Freude Washingtons den Tod von Khadaffy Janjalani und Abu So-

                                                 
2870  Vgl. Embassy of the United States in Manila, The Philippines and the United States establish Security En-

gagement Board, Manila, 24. März 2006. 
2871  Vgl. Simon (Juli 2006): S. 67. 
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laiman, zweier Führer der ASG, die dadurch stark geschwächt wurden.2872 Die USA sollen bei 

der Aufspürung beider Personen durch Bereitstellung von Aufklärungsdaten geholfen ha-

ben.2873 

  Zu Spannungen war es zwischen beiden Staaten 2004 jedoch nicht nur wegen des Irak-

Vorfalls gekommen. Arroyo dürfte die Bush-Administration auch verärgert haben, als sie den 

ersten Auslandsbesuch nach ihrer Wiederwahl demonstrativ in China durchführte, wo sie An-

fang September 2004 zu Gast war. Joseph Mussomeli, damaliger US-Geschäftsträger, warnte 

Manila vor einer nachhaltigen Zerrüttung der Beziehungen zu Washington, sollte es zu weite-

ren bilateralen Irritationen kommen. Denn die Bush-Administration wird die chinesisch-

philippinische Vereinbarung, gemeinsam die Bestände an Energieträgern in den umstrittenen 

Gebieten der Südchinesischen See zu erforschen, vermutlich nicht nur aus einer rein ökono-

mischen Perspektive betrachten. Peking könnte dieses Kooperationsvorhaben langfristig auch 

als Vorwand für „Schutzmaßnahmen“ der PLAN in der Nähe der zu explorierenden Gebiete – 

und damit in der Nähe der philippinischen Küste – nutzen. Darauf aufbauend könnte das 

Reich der Mitte Manila dann bitten, chinesischen Kriegsschiffen zu logistischen Zwecken 

Zugang zu philippinischen Hafenanlagen wie z.B. Subic Bay zu gewähren.2874 

  Bei Abwägung kooperativer und konfrontativer Entwicklungen in den Beziehungen zwi-

schen Washington und Manila kann durchaus festgehalten werden, daß beide Staaten insge-

samt auf einer stabilen Grundlage agieren, wenngleich diese aufgrund innenpolitischer Insta-

bilitäten auf den Philippinen regelmäßig Risse aufgewiesen hat und vermutlich weiterhin 

aufweisen wird. Diese Bewertung gilt gleichwohl nicht für das persönliche Verhältnis zwi-

schen Bush und Arroyo, was folgende Beispiele zeigen: Die philippinische Präsidentin steht 

seit ihrer Wiederwahl im Mai 2004 unter innenpolitischem Druck. Kritiker im In- und Aus-

land werfen Arroyo vor, gegen die Opposition in Politik und Medien zunehmend restriktiv 

vorzugehen. Zwar hat der Menschenrechtsbericht des US-Außenministeriums in den vergan-

genen Jahren konstant festgestellt, daß die Menschenrechte auf den Philippinen grundsätzlich 

geachtet werden, wenngleich einzelnen Mitgliedern der Sicherheitsbehörden Verbrechen zur 

Last gelegt wurden.2875 Seit dem Frühjahr 2006 richtet sich der Unmut aber verstärkt gegen 

                                                 
2872  Vgl. Arlie Calalo, AFP girds for final battle with Sayyaf, in: Manila Standard, 27. Januar 2007 (online). 
2873  Vgl. Sheldon W. Simon, U.S.-Southeast Asia Relations: Military Support and Political Concerns, in: Com-

parative Connections, Nr. 1, April 2007, S. 64. 
2874  Vgl. Sheldon W. Simon, U.S.-Southeast Asia Relations: Philippines Withdraws from Iraq and JI Strikes 

Again, in: Comparative Connections, Nr. 3, Oktober 2004, S. 68. 
2875  Im Bericht vom 23. Februar 2001 heißt es: „Some members of the security forces, including police, sol-

diers, and local civilian militias, committed human rights abuses, often during couterinsurgency operation. 
[…] The Government generally respected the human rights of citizens“. Department of State, Country Re-
ports on Human Rights Practices 2000: Philippines, Washington D.C., 23. Februar 2001. Im Bericht vom 8. 
März 2006 heißt es fast identisch: „Civilian authorities generally maintained effective control of the secu-
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jene Anzeichen, die darauf schließen lassen, daß die Regierung die Pressefreiheit ein-

schränkt.2876 Beobachter zweifeln zudem daran, daß der vom 24. Februar bis zum 3. März 

2006 verhängte Ausnahmezustand auf den Philippinen wirklich der Abwehr einer Verschwö-

rung kommunistischer Rebellen und von Teilen der AFP gegolten hat (im Juli 2003 war es 

zuletzt zu einem Putschversuch gekommen). Denn mit diesen Maßnahmen verfügt die Regie-

rung in Manila über die rechtliche Grundlage, bürgerliche Freiheiten einzuschränken und ge-

gen ihre inneren Widersacher vorzugehen.2877 Vor diesem Hintergrund bewertete die New 

York Times die Politik Arroyos am 5. April 2006 mit deutlichen Worten: „Mrs. Arroyo is no 

Ferdinand Marcos, at least not yet. But this onetime reformer is reviving bad memories of 

crony corruption, presidential vote-rigging and intimidation of critical journalists. Unless the 

Philippine Congress and courts find ways to rein in her increasingly authoritarian tendencies, 

democracy itself may be in danger.“2878 Es fällt auf, daß es die amerikanische Regierung in 

dieser Situation unterlassen hat, Arroyo – etwa durch offizielle Verlautbarungen – zu stüt-

zen.2879 Auch gewährt Bush der philippinischen Präsidentin keinen weiteren demonstrativ 

freundlichen Empfang in Washington, wie dies 2003 der Fall war. Nach Auffassung der Heri-

tage Foundation sollten die USA zudem ihre sicherheitspolitischen Unterstützungsmaßnah-

men überprüfen, solange die Pressefreiheit im Archipelstaat nicht gesichert ist.2880 

  Fraglich ist nun, ob das Verhalten der USA gegenüber den Philippinen als strategisch be-

wertet werden kann. Zunächst scheint eine Übertragung realistischer Verhaltenserwartungen 

nicht möglich, da die Politik Washingtons seit Ende 2001 zuvörderst darauf gerichtet ist, Ak-

tivitäten Manilas bei der Eindämmung substaatlicher Akteure zu beeinflussen. Geht man je-

doch davon aus, daß die USA in ihrem Verhalten gegenüber den Philippinen trotz der aktuel-

len Fixierung auf den Anti-Terror-Kampf auch eine „versteckte Agenda“ verfolgen, die auf 

zwischenstaatliche Entwicklungen gerichtet ist, dann ergeben sich zusätzliche Interpretations-

spielräume. Der Verfasser geht vom Vorliegen solcher Begleitmotive aus. Eine „versteckte 

Agenda“ liegt in folgenden Bereichen vor: 
 

(1) Die Philippinen sind weiterhin ein wichtiger Eckstein im Konzept der places, not bases. 

Der Zugang zum Archipelstaat, dessen Insel Palawan in unmittelbarer Nähe der Sprat-

                                                                                                                                                         
rity forces; however, some elements of the security forces committed human rights abuses. […] The gov-
ernment generally respected the human rights of its citizens.“ Department of State, Country Reports on 
Human Rights Practices 2005: Philippines, Washington D.C., 8. März 2006. 

2876  Vgl. Südostasien aktuell, Nr. 3/2006, S. 99 f. 
2877  Vgl. Südostasien aktuell, Nr. 3/2006, S. 101. Südostasien aktuell, Nr. 4/2006, S. 151 f. 
2878  The New York Times, Dark Days for Philippine Democracy, 5. April 2006 (online). 
2879  Vgl. Raissa Robles, Arroyo finds herself short of friends in Washington, in: South China Morning Post, 12. 

Mai 2006 (online). 
2880  Vgl. Dana Dillon, In Philippines, killing of journalists growing problem, Nachdruck eines Beitrages für 

FOXNews.com, Washington D.C., 17. April 2006. 
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lys liegt, trägt zur Aufrechterhaltung der Vornepräsenz der amerikanischen Streitkräfte 

in Südostasien bei. Indem Washington seine Beziehungen zu Manila durch den gemein-

samen Anti-Terror-Kampf intensiviert, festigt es zugleich die Philippinen als CSL. De-

rek J. Mitchell, Special Assistant for Asian and Pacific Affairs im Büro des US-

Verteidigungsministers von 1997 bis 2001, hatte auf diesen Zusammenhang frühzeitig 

verwiesen. So forderte er, mit der Regierung in Manila nicht nur den Kampf gegen den 

Terrorismus zu führen, sondern „also to promote further military reengagement with the 

Philippines and facilitate America’s military reach in the region over the longer 

term.“2881 Abkommen wie das am 21. November 2002 abgeschlossenen MLSA zeigen, 

was die „versteckte Agenda“ in concreto bedeutet: Der Logistikpakt ist nicht nur für die 

Auseinandersetzung mit der ASG und ähnliche Gruppierungen vorgesehen, sondern 

könnte auch in möglichen zwischenstaatlichen Konflikten in Südostasien eine Rolle 

spielen. 
 

(2) Der Anti-Terror-Kampf trägt durch gemeinsame Militärmanöver und zusätzliche Rü-

stungstransfers zudem dazu bei, die Interoperabilität beider Streitkräfte zu verbessern. 

Das Pentagon arbeitet auf diese Weise darauf hin, trotz des Vorfalls im Irak 2004 eines 

Tages in der Lage zu sein, mit den philippinischen Streitkräften regionale Ordnungsauf-

gaben wahrzunehmen. Die enge Zusammenarbeit zwischen Washington und Manila 

trägt zudem dazu bei, daß sich der Archipelstaat für die Präsenz amerikanischer Trup-

pen im asiatisch-pazifischen Raum ausspricht. Bis zum Abzug des AFP-Kontingents 

von Euphrat und Tigris zählte Arroyo in Südostasien zu den offensivsten Befürwortern 

des amerikanischen Anti-Terror-Kampfes sowie des Vorgehens gegen Saddam Hussein, 

womit sie sich für die Rolle der USA als regionaler und globaler Hegemon aussprach. 
 

(3) Die beiden ersten Begleitmotive dürften zudem Bestandteil eines weiteren Elements der 

„versteckten Agenda“ sein: Zugang zu den Philippinen wäre für die USA vor allem 

während einer Krise in der Taiwanstraße von besonderem militärstrategischen Interesse. 

Die Nordspitze Luzons ist nur 360 km vom Süden Formosas entfernt gelegen. Von der 

Insel Itbayat sind es sogar nur 160 km. Admiral Michael McDevitt, der in der Amtszeit 

von Präsident Bush Sen. Director of the East Asia Policy Office beim amerikanischen 

Verteidigungsminister war, geht davon aus, daß hinsichtlich der Taiwan-Frage Zugang 

                                                 
2881  Derek J. Mitchell, East Asia, in: Kurt M. Campbell, Michèle A. Flournoy (Hrsg.), To Prevail. An American 

Strategy for the Campaign against Terrorism, Washington D.C. 2001, S. 275. Dieses Argument findet sich 
auch bei Rommel C. Banlaoi, The Role of Philippine-American Relations in the Global Campaign Against 
Terrorism: Implications for Regional Security, in: Contemporary Southeast Asia, Nr. 2, August 2002, S. 
305. 



702 Die Vorgehensweise: Kooperative und konfrontative Elemente    
 
 

 

zu den Philippinen heute wichtiger sei als dies von vielen Beobachtern in den USA zu 

Beginn der 90er Jahre für möglich gehalten wurde. Mit Blick auf die Geschichte des 

Pazifikkrieges stellt er fest: „As MacArthur learned to his dismay in 1941, Luzon is 

within easy flying distance to Taiwan (then Formosa). When compared to the 600 or so 

miles from Kadena Air Force Base on Okinawa, gaining temporary access to air-fields 

on Luzon seems to be a recognized priority.“2882 Gegenwärtig ist zwar nicht ersichtlich, 

daß die Philippinen den USA entsprechende Zugangsrechte einräumen würden. Enge 

Beziehungen zur Führung in Manila sowie ökonomische und rüstungspolitische Abhän-

gigkeiten sorgen aber immerhin dafür, daß Washington im Bedarfsfall über eine günsti-

ge Verhandlungsposition verfügt.2883 
 

Das Verhalten der USA wird somit strategischen Kriterien gerecht: Die Philippinen werden 

als CSL ausgebaut. VFA und MLSA haben China signalisiert, daß die USA weiterhin ein ak-

tiver Bündnispartner der Philippinen zu bleiben gedenken. Dies findet zudem seinen Aus-

druck in intensivierten Beziehungen zu den AFP. Die Kontaktpflege ist Voraussetzung dafür, 

daß der Archipelstaat während einer Krise in der Taiwanstraße möglicherweise dazu beiträgt, 

amerikanischen Streitkräften als Abstützpunkt zu dienen. Unter Berücksichtigung der sich 

verbessernden Beziehungen zwischen China und den Philippinen wäre gegenwärtig gleich-

wohl nicht damit zu rechnen, daß sich Manila in einer militärischen Auseinandersetzung zwi-

schen Peking und Washington ostentativ auf die Seite des Bündnispartners schlägt.2884 Aller-

dings ist auch nicht davon auszugehen, daß sämtliche Unterstützungsanfragen des 

USPACOM negativ beschieden werden. Trotz des anhaltenden Tauwetters zwischen China 

und den Philippinen dürfte Manila nicht vergessen haben, daß Peking seine Rechtsposition in 

der Südchinesischen See nicht aufgegeben hat. Will der Archipelstaat maritime Ansprüche 

gegenüber dem Reich der Mitte langfristig behaupten, bedarf es eines starken Partners. Zahl-

reiche Beobachter vertreten daher die Auffassung, daß Manila weiterhin mehr oder weniger 

stark an der Seite Washingtons balancing gegenüber Peking betreiben wird.2885 Arroyo hatte 

                                                 
2882  McDevitt (2003): S. 47 f. 
2883  Nach Auffassung von Mohan Malik seien auch die Philippinen nicht daran interessiert, daß Taiwan zurück 

an China fällt. Denn dann käme die PLA näher an philippinische Gewässer heran. Interview des Verfassers 
mit Mohan Malik, Professor, Department of Transnational Studies, Asia-Pacific Center for Security Stud-
ies, Honolulu, 14. September 2005. 

2884  In diesem Sinne läßt sich eine Aussage von Elizabeth Van Wie Davis deuten. Vor fünf Jahren hätten philip-
pinische Offiziere darüber geklagt, daß China eine große Gefahr sei. Nun höre sie, daß China der zweit-
wichtigste Partner sei. Interview des Verfassers mit Elizabeth Van Wie Davis, Professor, Department of 
Regional Studies, Asia-Pacific Center for Security Studies, Honolulu, 2. September 2005. 

2885  Martin Stuart-Fox urteilt: „Of all the ASEAN states, the Philippines is the most likely to support America in 
a confrontation with China.“ Stuart-Fox (2004): S. 134. Dem schließt sich Denny Roy an: „The Philippines 
[...] practices open but low-intensity balancing with the United States against China.“ Roy (2005): S. 314. 
Manila betrachte Peking als Bedrohung. Daran werde sich auch nach einer möglichen Lösung der Inselstrei-
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zudem im November 2001 erklärt, daß sie davon ausgehe, daß die USA noch über Dekaden 

die einzige Supermacht bleiben würden: „Yes, China is coming up, but it has a GNP of a tril-

lion dollars. The US has a GNP of 10 trillion dollars, so it’s still going to be the US.“2886 Auch 

nach der Verbesserung der Beziehungen zwischen Manila und Peking wies die Regierung Ar-

royo darauf hin, daß diese Entwicklung nicht zu Lasten ihrer Beziehungen zu Washington ge-

hen werde.2887 In einer militärischen Auseinandersetzung zwischen den USA und China ist 

daher damit zu rechnen, daß die Philippinen amerikanischen Truppen zwar nicht Zugang zu 

Luzon gewähren, gleichwohl aber vorhandene Abstützpunkte für See- und Luftstreitkräfte of-

fenhalten und Überflugrechte einräumen. Gleichzeitig dürfte Manila darauf verzichten, die 

AFP direkt in Kampfhandlungen zu schicken. Eine größere Beteiligung der Philippinen an ei-

ner solchen Auseinandersetzung würde voraussetzen, daß sich China in der Südchinesischen 

See wieder aggressiver verhält. Vor diesem Hintergrund wird dann auch deutlich, warum Wa-

shington weiterhin an engen Beziehungen zu Manila festhält, obwohl dieses sich immer wie-

der als unzuverlässiger Bündnispartner erwiesen hat: Der Archipelstaat ist für das USPACOM 

von anhaltender geostrategischer Bedeutung.2888 Admiral Thomas B. Fargo stellte z.B. am 13. 

März 2003 fest: „The Philippines plays a strategic role in the USPACOM AOR. As training 

areas for U.S. forces dwindle, excellent training facilities in the Philippines remain available, 

though repairs are required.“2889 In einem Bericht des Department of State vom September 

2006 wird ebenfalls auf die geostrategische Bedeutung des Archipels Bezug genommen: 

„[…] the United States has important security, commercial and political interests in the Phil-

ippines, a treaty ally that straddles important air and sea-lanes.“2890 Indem die USA auf die 

Unzulänglichkeiten ihres Bündnispartners in einer nicht emotionalen Weise reagieren und    

übergeordneten strategischen Imperativen folgen, zeigen sie in besonderer Weise, eine Im-

pulsumsetzung vorgenommen zu haben. Gleichzeitig versuchen sie, das reduced bandwago-

                                                                                                                                                         
tigkeiten in der Südchinesischen See nichts ändern. Shannon Tow wiederum geht davon aus, daß Manila 
gegenüber Washington und Peking hedging betreibe. Gleichwohl wird darauf verwiesen, daß „the primary 
purpose of the alliance for Manila is to counter what it perceives as China’s irredentist ambitions in the 
South China Sea“. Shannon Tow (2004): S. 447. Herman Joseph S. Kraft gesteht zwar zu, daß die Philip-
pinen China weniger als Bedrohung wahrnehmen würden als noch vor einigen Jahren, aber: „The Philip-
pines sees the U.S. political and military involvement in the region as a balancing influence against the pos-
sibility of a military aggressive China and certainly encourages the continued presence of the U.S.“ Herman 
Joseph S. Kraft, The Philippines, in: Goh (2005b): S. 17. Kraft sieht keinen Allianzwechsel: „There is very 
little consideration regarding the possibility of China as an alternative to American leadership in the re-
gion.“ Ebd., S. 19. 

2886  Zit. n. Agence France Presse, Security pact with US to help Philippines weather global downturn: Arroyo, 
24. November 2001 (online). 

2887  Dies war u.a. aus Kreisen der AFP zu vernehmen. Vgl. Asia Pulse, Closer ties with China won’t damage US 
ties: Philippine security, 4. März 2005 (online). 

2888  Vgl. für eine gegenteilige Bewertung Doug Bandow, Instability in the Philippines. A Case Study for U.S. 
Disengagement, Cato Institute, Foreign Policy Briefing, Nr. 64, Washington D.C., 21. März 2001. 

2889  Fargo (13.03.2003): S. 37. 
2890  Department of State (September 2006). 
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ning Manilas gegenüber Washington zu stärken und der zu beobachtenden Annäherung der 

Philippinen an China entgegenzuwirken. 

 

3.  Thailand 

In Südostasien pflegen die USA mit Thailand die längsten offiziellen Beziehungen.2891 Am 

18. März 1833 schlossen beide Seiten den Treaty of Amity and Commerce ab. Jenes Jahr gilt 

seitdem in aktuellen Reden von Entscheidungsträgern aus Bangkok und Washington als 

Startpunkt der amerikanisch-thailändischen Freundschaft. Der Vertrag war zudem der erste 

überhaupt, den die USA mit einem asiatischen Staat abschlossen. Im Mai 1856 ernannte Wa-

shington mit Stephen Mattoon den ersten amerikanischen Konsul in Siam und unterzeichnete 

den Harris-Vertrag, in dem u.a. uneingeschränkte Handelsbeziehungen vereinbart wurden und 

Vertreter der USA Exterritorialität erhielten.2892 Im Juni 1881 wurde mit John A. Halderman 

der erste reguläre amerikanische Botschafter im Rang eines Generalkonsuls in das Königreich 

entsandt. Im Vergleich zu anderen bilateralen Beziehungen zwischen den USA und Staaten 

Südostasiens kam es zwischen diesen beiden Akteuren auch schon relativ früh zu hochrangi-

gen gegenseitigen Besuchen. Im April 1879 war der ehemalige amerikanische Präsident Ulys-

ses S. Grant (1869-1877) zu Gast in Siam. 1902 besuchte Kronprinz Wachirawut (Rama VI, 

1910-1925) die USA. Die Verbundenheit beider Länder drückt sich zudem in dem Umstand 

aus, daß der heutige König Bhumibol Adulyadej am 5. Dezember 1927 in Cambridge (Mas-

sachusetts) geboren wurde.2893 

  Während des Pazifikkrieges befand sich Thailand auf der Seite Japans. Das Königreich 

hatte schon relativ frühzeitig erkannt, sich mit der Regierung des Tennos arrangieren zu müs-

sen, um seine Unabhängigkeit aufrechtzuerhalten. Als 1933 z.B. die große Mehrheit der Mit-

glieder des Völkerbundes Mandschukuo die Anerkennung verweigerte, hatte sich Siam der 

Stimme enthalten. Nach dem Überfall auf Pearl Harbor bedrängte Japan die thailändische 

Führung, den Kaiserlichen Truppen Durchmarschrechte zu gewähren, um Besitzungen Groß-

britanniens in Burma und Malaya angreifen zu können. Am 9. Dezember 1941 unterzeichne-

ten beide Seiten ein entsprechendes Abkommen, nachdem Einheiten der Armee Tokyos be-

                                                 
2891  Vgl. zu den amerikanisch-thailändischen Beziehungen Emma Chanlett-Avery, Thailand: Background and 

U.S. Relations, CRS Report for Congress (RL32593), Washington D.C., 6. September 2005. Chambers 
(2004): S. 460 – 479. The Asia Foundation, Bilateral Conference on United States – Thailand Relations in 
the 21st Century, Washington D.C., 11. – 13. März 2002. Kusuma Snitwongse, The Thai-United States Bi-
lateral Alliance, in: Tow/Trood/Hoshino (1997): S. 109 – 117. 

2892  Wegen der exterritorialen Rechte wurde das Abkommen auf thailändischer Seite auch als „ungleicher Ver-
trag“ wahrgenommen. Im Dezember 1920 einigten sich Washington und Bangkok daher auf einen neuen 
Handelsvertrag, durch den die Exterritorialität für amerikanische Bürger im Königreich abgeschafft wurde. 

2893  Vgl. dazu die Zeitleiste zu den amerikanisch-thailändischen Beziehungen von 1821 – 2002: U.S. Embassy 
in Thailand (Oktober 2002).  
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reits am Vortag in das Königreich einmarschiert waren. Thailand konnte so weitgehend seine 

Unabhängigkeit wahren, wenngleich es dazu Japan Transitrechte gewähren mußte. Weitere 

Solidarisierungen mit dem neuen „Bündnispartner“ folgten: Am 25. Januar 1942 erklärte 

Thailand den USA den Krieg.2894 

  Getreu der traditionellen Schaukelpolitik änderte Bangkok erneut seine außenpolitischen 

Präferenzen, als sich die Niederlage Tokyos abzeichnete. Daß sich Washington auf diesen 

Kurswechsel einließ, ist mehreren Umständen geschuldet: Die USA hatten, erstens, die thai-

ländische Kriegserklärung von 1942 nicht anerkannt. Thailand hatte, zweitens, angekündigt, 

jene Besitzungen wieder an Großbritannien zurückgeben zu wollen, die es sich 1943 aus den 

Kolonialgebieten in Burma und Malaya einverleibt hatte. Zudem zeigte sich, drittens, die thai-

ländische Elite äußerst flexibel. Hatte Feldmarschall Pibul Songgram in seiner ersten Amts-

zeit als Ministerpräsident (1938-1944) noch „Krieg“ gegen Washington geführt, so machte er 

Thailand in seiner zweiten Amtszeit als Regierungschef (1948-1957) zum engen Bündnis-

partner der USA.2895 Im Mai 1955 wurde er in der amerikanischen Hauptstadt offiziell emp-

fangen. Die guten Beziehungen beider Seiten fanden des weiteren ihren Ausdruck in den Be-

suchen des thailändischen Königspaares in den USA im Juni 1960 und im Juni 1967. 

  Sowohl während des Ost-West-Konflikts als auch in der Zeit danach hat sich Thailand 

insgesamt als verläßlicher Bündnispartner der USA erwiesen.2896 Es beteiligte sich mit über 

6.500 Soldaten, von denen mehr als 1.250 Mann getötet wurden, am Koreakrieg.2897 Bangkok 

wurde zum Hauptsitz der 1954 gegründeten SEATO. Auch entsandte das Königreich Truppen 

nach Laos und in den Süden Vietnams, um die USA während ihres Militäreinsatzes in Indo-

china zu unterstützen. Im Herbst 1999 beteiligte sich Thailand an der INTERFET, wozu ein 

Erstkontingent mit einer Stärke von 1.581 Soldaten von amerikanischen Flugzeugen in das 

Einsatzgebiet Ost-Timor geflogen wurde. Nach dem Sturz des Taliban-Regimes 2001 stellte 

Bangkok im Rahmen der Operation Enduring Freedom 130 Soldaten bereit, die auf der Ba-

gram Airbase in Afghanistan zum Bau einer Landebahn eingesetzt wurden. Zu dieser Einheit 

gehörten nicht nur Sanitätssoldaten, sondern angeblich auch Spezialkräfte. Um sich an Wie-

deraufbaumaßnahmen zu beteiligen, schickte Thailand nach dem offiziellen Ende der Kampf-

handlungen auch Truppen in den Irak. Im September 2003 wurden 443 Soldaten im südlichen 

Karbala eingesetzt. Die Truppenentsendung war von Anfang an in Thailand umstritten, und 

der Druck auf die thailändische Regierung nahm nach dem Tod zweier ihrer Soldaten im De-

                                                 
2894  Vgl. Fessen/Kubitschek (1994): S. 117 – 122. 
2895  Vgl. ebd., S. 123 – 130. 
2896  Vgl. zur strategischen Lage Thailands während des Ost-West-Konflikts Jackson (1988): S. 107 – 126. 
2897  Vgl. zu den nachfolgenden Angaben Chanlett-Avery (06.09.2005): S. 7 f. United States Central Command, 

Thailand, o.O., o.J. 
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zember 2003 noch zu.2898 Bangkok beschloß daher, das Kontingent im September 2004 wie-

der abzuziehen. 

  Diskussionen im Vorfeld der jeweiligen Einsätze zeigen, daß die Unterstützung der USA 

nicht durchweg selbstverständlich ist. Der Umfang der nach Karbala entsandten Truppen be-

ruhte z.B. auf einem Kompromiß. Anfang August 2003 hatte das thailändische Kabinett die 

Entsendestärke von 886 Soldaten des für den Irak-Einsatz vorgesehenen Streitkräftekontin-

gents halbiert. Offiziell wurde dies mit finanziellen Engpässen begründet.2899 Die USA hatten 

Thailand dann gebeten, seine Truppen wenigstens bis zum Januar 2005 im Irak zu belassen. 

Die Regierung Thaksin lehnte dieses Gesuch ab.2900 Der Beteiligung an der Operation Iraqi 

Freedom lagen zudem sehr eigennützige Motive zugrunde: Thailand hoffte, auf diese Weise 

seine Chancen bei der Vergabe von Aufträgen für den Wiederaufbau des Irak zu verbessern. 

Die USA haben diese Hoffnungen nicht enttäuscht.2901 

  Jenseits der erwähnten Unterstützungsmaßnahmen Thailands für die amerikanischen Ein-

sätze in Afghanistan und im Irak hat sich das Königreich auch zu einem soliden Partner bei 

der Förderung amerikanischer Anti-Terror-Projekte in Südostasien entwickelt, nachdem sich 

die Regierung Thaksin unmittelbar nach dem 11. September 2001 in dieser Frage noch neutral 

verhalten wollte.2902 Dazu war es notwendig, daß Bangkok überhaupt anerkannte, im eigenen 

Land ein Terrorismus-Problem zu haben. Festnahmen mehrerer Mitglieder der Jemaah Isla-

miyah 2003, unter ihnen Hambali, haben den dazu notwendigen Umdenkungsprozeß eingelei-

tet. Im Juni jenes Jahres erklärte sich Ministerpräsident Thaksin während seines Besuches in 

Washington dazu bereit, den Kampf der USA gegen den Terrorismus zu unterstützen.2903 Die-

se Absicht dürfte durch die sich seit 2004 verschärfende Lage im muslimischen Süden Thai-

lands bestärkt worden sein – auch wenn die Regierung in Bangkok diesen Konflikt nicht als 

Teil der Terrorismus-Problematik ansieht. Beide Seiten kooperieren daher nicht nur im Aus-

tausch von Geheimdienstinformationen (dazu war bereits 2001 ein gemeinsamer Counter Ter-

rorism Intelligence Center gegründet worden).2904 Treffen amerikanische Medienberichte zu, 

dann hat die CIA auch geheime Gefängnisanlagen für Top-Terroristen auf thailändischem 

                                                 
2898  Vgl. Thai Press Reports, US President Extends Condolence for Death of Thai Troops in Iraq, 29. Dezember 

2003 (online). 
2899  Vgl. Agence France Presse, Thai ‘Official’ says advance guard deployment to Iraq delayed at US request, 

28. August 2003 (online). 
2900  Vgl. Chanlett-Avery (06.09.2005): S. 8. 
2901  Vgl. Wichit Chaitong, US contracts open to all Thai firms, say officials, in: The Nation, 24. Mai 2006 

(online). 
2902  Vgl. Chambers (2004): S. 465 f. 
2903  Vgl. ebd., S. 468 f. 
2904  Vgl. Chanlett-Avery (06.09.2005): S. 9. 
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Boden unterhalten. Bangkok selbst hat derartige Spekulationen zurückgewiesen.2905 Thailand 

ist zudem Mitglied der CSI. Seit dem 13. August 2004 halten Mitglieder der Abteilung U.S. 

Customs and Border Protection im Hafen Laem Chabang Ausschau nach verdächtigen Con-

tainern, die für den Abtransport in die USA vorgesehen sind.2906 Dagegen hat sich Bangkok 

nicht der PSI angeschlossen.2907 Admiral William J. Fallon ist am 8. März 2005 zu folgender 

Bewertung gelangt: „Thailand has been particularly open and cooperative in the WOT“2908. 

Dieses Urteil bestätigt auch Paul Chambers. Die Regierung Thaksin habe nach ihrem anfäng-

lichen Zögern eine komplette Kehrtwende in ihrer Haltung zum Kampf der USA gegen den 

Terrorismus vollzogen. Thailand habe sich in der ASEAN, der APEC und der UNO für ame-

rikanische Anti-Terror-Positionen stark gemacht und sei dafür mit dem MNNA-Status belohnt 

worden. Chambers spricht daher von „the closest military relationship [of the U.S., M.W.] 

with Thailand since the Vietnam War.“2909 

  Zur Durchführung sicherheitspolitischer Kooperationsprojekte können die USA auf um-

fangreiche militärische Trainingsmaßnahmen mit den Streitkräften des Königreichs aufbauen. 

Jährlich führen beide Seiten ca. 40 Manöver durch. Die Übung „Cobra Gold“, die seit 1982 

stattfindet, ist die größte ihrer Art in Asien. Im Mai 2006 nahmen ca. 11.300 Soldaten aus den 

USA, Thailand, Japan, Singapur und Indonesien an ihr teil. Die amerikanischen und thailändi-

schen Truppenkontingente bilden trotz der Multilateralisierung von Cobra Gold weiterhin den 

Kern des Gesamtkontingents, an dem sich Tokyo mit 40, der Stadtstaat mit 96 und Jakarta mit 

15 Soldaten beteiligt haben (Cobra Gold 2006).2910 In der Vergangenheit nahmen – z.B. im 

Rahmen von Cobra Gold 2002 – bis zu 21.000 Soldaten an der Übung teil.2911 Thailand ge-

hört in Südostasien zudem nach Singapur zu den größten Empfängern amerikanischer Unter-

stützung im Bereich der militärischen Ausbildung. 2004 wendeten die USA für verschiedene 

Maßnahmen 9.750.456 US-Dollar auf. 114 Soldaten des Königreichs nahmen am Counter-

Terrorism Fellowship Program (CTFP) teil (Aufwand: 456.000 US-Dollar), zehn Soldaten 

wurden durch Foreign Military Financing (FMF) gefördert (Aufwand: 3.096.468 US-Dollar) 

und weitere 18 Soldaten durch Foreign Military Sales (FMS) (Aufwand: 1.188.327 US-

Dollar). Zu den effektivsten Programmen gehört IMET: 2004 nahmen 151 Soldaten des Kö-
                                                 
2905  Vgl. Simon (Oktober 2006): S. 73. 
2906  Vgl. U.S. Customs and Border Protection, Fact Sheet, Washington D.C., 30. September 2006. 
2907  Vgl. Simon (Oktober 2005): S. 62. In einer Gemeinsamen Erklärung vom 19. September 2005 hielten beide 

Seiten allerdings fest: „The two leaders discussed the importance of stepping up efforts to counter the pro-
liferation of weapons of mass destruction and pledged to explore cooperation in the Proliferation Security 
Initiative.“ The White House, Joint Statement Between President George W. Bush and Prime Minister 
Thaksin Shinawatra, Washington D.C., 19. September 2005. 

2908  Fallon (08.03.2005): S. 21. 
2909  Chambers (2004): S. 470. 
2910  Vgl. Nakhon Nayok, Thailand, US kick off war games, in: Agence France Presse, 15. Mai 2006 (online). 
2911  Vgl. GlobalSecurity.org, Cobra Gold. 
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nigreichs an entsprechenden Ausbildungsmaßnahmen teil (Aufwand: 2.611.091 US-Dollar). 

Teilnehmer dieser Kurse sind mittlerweile in Spitzenpositionen der thailändischen Streitkräfte 

gelangt (darunter u.a. zwei Generäle, die als UNTAET-Befehlshaber in Ost-Timor eingesetzt 

worden sind).2912 Zu den Absolventen amerikanischer Militärakademien gehört auch Kron-

prinz Vajiralongkorn, der von Februar bis Juli 1980 in den USA ausgebildet worden ist.2913 

  Bangkok und Washington kooperieren eng im Rüstungsbereich, wenngleich das König-

reich auch weiterhin Waffensysteme aus dem Reich der Mitte und weiteren Drittstaaten im-

portiert. Zu den Ausrüstungsgegenständen der thailändischen Streitkräfte gehören aus ameri-

kanischer Produktion u.a. 178 Kampfpanzer vom Typ M-60 (53 M-60A1 / 125 M-60 A3) so-

wie 50 Kampfflugzeuge vom Typ F-16 (41 F-16A / 9 F-16B) und 49 Kampfflugzeuge vom 

Typ F-5.2914 Die USA haben in diesem Segment mehrfach unter Beweis gestellt, ihrem Bünd-

nispartner eine bevorzugte Behandlung zukommen zu lassen. Als Bangkok nach der Asienkri-

se nicht in der Lage war, den 1996 in Auftrag gegebenen Kauf von acht F/A-18 zu realisieren, 

kam ihm Washington stark entgegen. Die USA übernahmen die Kampfflugzeuge und sorgten 

dafür, daß Thailand nicht die im Falle des Vertragsbruchs vorgesehene Konventionalstrafe 

von 250 Mio. US-Dollar zahlen mußte. Und obwohl ursprünglich vorgesehen war, daß Bang-

kok zumindest in der Frage des 1996/1997 hinterlegten Sicherheitspfandes von 74,5 Mio. US-

Dollar keinerlei Rückerstattung erhalten sollte, beschloß Washington im Mai 1998, für seinen 

Bündnispartner in die Bresche zu springen und einen Teil des Geldes zurückzuzahlen (womit 

die amerikanische Regierung erstmals für ein Rüstungsgeschäft eines anderen Landes die fi-

nanzielle Verantwortung übernahm).2915 Thailand orderte schließlich statt der F/A-18 im Jahr 

2000 18 F-16A, die 2002 ausgeliefert wurden.2916 Zu den weiteren Besonderheiten gehört, 

daß die thailändischen Streitkräfte mit Luft-Luft-Raketen vom Typ AIM-120 AMRAAM aus-

gerüstet sind. Dem Verkauf war von amerikanischer Seite im Juli 2001 zugestimmt wor-

den.2917 Die USA haben dieses hochmoderne Waffensystem zwar auch an Australien, Südko-

rea und Taiwan geliefert. In Südostasien verfügen allerdings nur die Luftstreitkräfte Thailands 

über diesen Raketentyp, da die von Singapur erworbenen AIM-120 AMRAAMs nach offiziel-

len Angaben in einem Depot in den USA eingelagert sind und nur im Krisenfall ausgeliefert 

werden.2918 Schließlich wurde dem Königreich am 20. Oktober 2003 als zweitem Staat nach 

                                                 
2912  Vgl. Department of State (April 2005c).  
2913  Vgl. U.S. Embassy in Thailand (Oktober 2002).  
2914  Vgl. IISS (2006): S. 294 – 296. 
2915  Vgl. Japan Economic Newswire, U.S. to return part of Thai deposit for fighters, 19. Mai 1998 (online). 
2916  Vgl. IISS, The Military Balance 2003-2004, London 2003, S. 309. 
2917  Hintergrund war u.a. der Kauf zehn russischer MiG-29 durch Burma. Vgl. The Nation, US arms sale to 

Thailand seen as tit-for-tat with Burma, 17. Juli 2001 (online). 
2918  Vgl. IISS (2006): S. 262, 280, 291, 297. 
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den Philippinen in Südostasien der Status eines MNNA zugesprochen.2919 Thailand hat damit 

u.a. bevorzugten Zugriff auf hochwertige Rüstungsgüter (z.B. abgereicherte Uran-Munition) 

sowie die Möglichkeit, an verschiedenen militärischen Forschungs- und Entwicklungsprojek-

ten teilzunehmen.2920 Zu MNNAs werden jene Staaten ernannt, die zwar nicht Mitglied der 

NATO sind, mit denen die USA aber dennoch enge militärische Beziehungen unterhalten. 

Washington stärkt auf diese Weise seine Beziehungen zu Bangkok. Denn im Bereich der Rü-

stungskooperation gibt es u.a. mit Rußland als Anbieter militärischer Hochtechnologie einen 

Konkurrenten in Südostasien.2921 Und dieser zeigt sich bei der Abwicklung entsprechender 

Geschäfte flexibel: Nachdem Moskau dem Königreich angeboten hatte, als Zahlungsmittel für 

Kampfflugzeuge vom Typ Su-30MK auch Agrargüter zu akzeptieren, soll auch Washington 

erstmals erwogen haben, sich zumindest teilweise auf eine solche Zahlungsmethode einzulas-

sen.2922 Im April 2006 unterzeichnete Thailand einen Vertrag zum Kauf von sechs Sikorsky-

Hubschraubern vom Typ Blackhawk, die für Spezialeinsätze optimiert sind. Des weiteren hat 

es in den USA 20.000 Gewehre vom Typ M16A4 geordert.2923 Beide Beschaffungsmaßnah-

men dürften vor dem Hintergrund der Aufstände im Süden des Landes erfolgt sein. 

  Die Wirtschaftsbeziehungen zwischen den USA und Thailand sind in den vergangenen 

Jahren stetig ausgebaut worden.2924 Von 1997 bis 2006 nahm der Handel von 19,951 Mrd. 

US-Dollar auf 30,613 Mrd. US-Dollar zu, was einer Steigerung von über 53 % entspricht. Ein 

substantieller Zuwachs ist gleichwohl erst seit 2003 zu beobachten, da Zugewinne im Han-

delsvolumen wie etwa im Jahr 2000 danach wieder leicht eingebrochen sind. Die USA muß-

ten dabei durchweg ein Handelsbilanzdefizit hinnehmen, das von 5,251 Mrd. US-Dollar 1997 

auf 14,319 Mrd. US-Dollar 2006 um über 172 % zugelegt hat. Nicht nur in diesem Feld wei-

sen die ökonomischen Austauschbeziehungen Asymmetrien auf: 2005 lag Thailand in der 

Rangliste amerikanischer Exportländer an 23. Stelle und nahm bei den Lieferländern den 16. 

Rang ein. Für das Königreich sind die USA hingegen der wichtigste Absatzmarkt, in den 

15,46 % der Gesamtausfuhr von 110,104 US-Dollar gingen, sowie das drittwichtigste Liefer-

land, aus dem 7,38 % der Gesamteinfuhr von 118,191 Mrd. US-Dollar kamen.2925 

                                                 
2919  Vgl. Rungrawee C. Pinyorat, Don Pathan, Thai-US Relations: Non-Nato ally status granted, in: The Nation, 

20. Oktober 2003 (online). 
2920   Vgl. U.S. Embassy in Thailand (2003). 
2921  Vgl. Buszynski (2006): S. 276 – 296. 
2922  Vgl. Sheldon W. Simon, U.S.-Southeast Asia Relations: Military Relations Restored with Indonesia, while 

U.S. Passes on the First East Asia Summit, in: Comparative Connections, Nr. 4, Januar 2006, S. 60. 
2923  Vgl. Simon (Juli 2006): S. 71. 
2924  Vgl. Wayne M. Morrison, Thailand-U.S. Economic Relations: An Overview, CRS Report for Congress 

(RS21478), Washington D.C., 28. März 2003. 
2925  Vgl. IMF (2006): S. 477 – 479, 509 – 512. 
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  Die Bedeutung der amerikanischen Wirtschaft für Thailand zeigt sich auch auf dem Gebiet 

der FDI. Nach Schätzung der Amerikanischen Handelskammer hingen im Jahr 2003 ca. 

200.000 Arbeitsplätze im Königreich von Unternehmen ab, in die US-Investitionen geflossen 

sind.2926 Von 1995 bis 2004 haben amerikanische Firmen 3,627 Mrd. US-Dollar in Thailand 

investiert. Dies entspricht 8,58 % sämtlicher Investitionen, die von der amerikanischen Wirt-

schaft in jener Zeit im ASEAN-Raum getätigt wurden. Nur Singapur und Malaysia erhielten 

aus den USA mehr FDIs. Gemessen an den 33,42 Mrd. US-Dollar Investitionsvolumen, das 

Thailand von 1995 bis 2004 anziehen konnte, lag der amerikanische Anteil bei 10,85 %. Die-

ser wurde – und dies deutlich – nur von Japan mit 26,29 % (8,785 Mrd. US-Dollar) übertrof-

fen.2927 
 

 

Tabelle 32:  Handel der USA mit Thailand 1997 – 2006 (in Mrd. US-Dollar) 
 

 Volumen Export Import Balance 
2006 30,613 8,147 22,466 - 14,319 
2005 27,147 7,257 19,89 - 12,633 
2004 23,947 6,368 17,579 - 11,211 
2003 21,014 5,835 15,179 - 9,344 
2002 19,653 4,86 14,793 - 9,933 
2001 20,716 5,989 14,727 - 8,738 
2000 23,002 6,617 16,385 - 9,768 
1999 19,315 4,985 14,33 - 9,345 
1998 18,675 5,239 13,436 - 8,197 
1997 19,951 7,35 12,601 - 5,251 

 
U.S. Census Bureau, Foreign Trade Statistics: Trade in Goods (Imports, Exports and Trade Balance) with Thailand, Washington D.C., Stand 
vom April 2007. 
 

 

Grundlage der Wirtschaftsbeziehungen ist der Treaty of Amity and Economic Relations vom 

29. Mai 1966 (in Kraft seit dem 8. Juni 1968). Im Oktober 2002 unterzeichneten beide Seiten 

ein TIFA. Das mit Abstand wichtigste Vertragswerk in den amerikanisch-thailändischen 

Wirtschaftsbeziehungen wird der anvisierte Abschluß eines Freihandelsabkommens sein.2928 

Am 12. Februar 2004 notifizierte die Bush-Administration dem Kongreß, daß sie beabsichtigt, 

mit dem Königreich ein FTA auf den Weg zu bringen. Das Vorhaben war von beiden Regie-

                                                 
2926  Vgl. Raymond J. Ahearn, Wayne M. Morrison, U.S.-Thailand Free Trade Agreement Negotiations, CRS 

Report for Congress (RL32314), Washington D.C., 3. November 2005, S. 6 f. 
2927  Vgl. ASEAN Secretariat (November 2005): S. 158 f, 162 f. 
2928  Vgl. dazu Ahearn/Morrison (2005). 
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rungen bereits im Oktober 2003 angekündigt worden. Im Juni 2004 wurden die Verhandlun-

gen aufgenommen. Wann das Freihandelsabkommen zum Abschluß kommt, ist hingegen 

fraglich. Im März 2006 setzte die Regierung Thaksin die Verhandlungen vorübergehend aus, 

nachdem das thailändische Parlament im Februar aufgelöst worden war.2929 Mit Blick auf die 

Haltung der USA kann diesem Vorhaben grundsätzlich eine strategische Intention zugespro-

chen werden. Denn Washington versucht, seine Beziehungen zu Bangkok durch das FTA 

wirtschaftlich zu festigen, woraus sich stabilisierende Effekte für die sicherheitspolitischen 

Beziehungen beider Seiten ergeben dürften. 

  Streit zwischen Washington und Bangkok hat sich in der Vergangenheit immer wieder an 

unterschiedlichen normativen Vorstellungen entzündet. Dies wurde und wird u.a. bei der 

Bewertung politischer Systeme deutlich. Als im Februar 1991 das Militär in Thailand 

putschte, protestierten die USA energisch. Zudem kündigten sie an, ihre militärischen und 

ökonomischen Hilfsmaßnahmen einzustellen.2930 Nach den blutigen Unruhen vom Mai 1992 

erklärte das amerikanische Außenministerium, daß unter derartigen Umständen eine Rück-

kehr zu normalen Beziehungen zwischen den USA und Thailand nicht möglich sei.2931 Die 

gemeinsamen militärischen Kontakte wurden kurzfristig auf Eis gelegt. Washington blieb die-

ser Linie treu, als es den unblutigen Militärputsch vom 19. September 2006 verurteilte. Noch 

im selben Monat fror die Bush-Administration vorgesehene Militärhilfen mit einem Volumen 

von 24 Mio. US-Dollar ein.2932 Die USA haben der neuen Führung unter Ministerpräsident 

Surayud Chulanont zwar keine Frist für eine Rückkehr zum Status quo ante gesetzt. Aus dem 

Weißen Haus hieß es allerdings am 4. Oktober 2006: „Thailand’s image in the eyes of the 

world and U.S-Thai relations will suffer until Thailand returns to its place as a democratic 

leader in Asia.“2933 

  Zu diplomatischen Dissonanzen trägt auch die Burma-Frage bei. Während die USA an ei-

ner harten Sanktionspolitik festhalten, bevorzugt Thailand kooperative Lösungen. Der Regie-

rung des Königreichs wurde von amerikanischen Kongreßabgeordneten, unter denen sich 

hochrangige Politiker wie Senator John McCain befinden, zudem vorgeworfen, burmesische 

Oppositionelle, die in Thailand leben, zu unterdrücken. Thaksin Shinawatra zeigte sich jedoch 

unbeeindruckt von Drohungen, der US-Kongreß könnte Hilfsgelder an den Verbündeten sper-

                                                 
2929  Vgl. Catharin Dalpino, U.S.-Southeast Asia Relations: U.S. Ratchets Up Regionalism and Boosts Ties with 

Muslim States, in: Comparative Connections, Nr. 1, April 2006, S. 72. 
2930  Vgl. Japan Economic Newswire, U.S. Deplores Thai Coup, Halts Aid, 24. Februar 1991 (online). 
2931  Vgl. The Straits Times, US says ‘normal relationship’ with Thai government impossible for now, 21. Mai 

1992 (online). 
2932  Vgl. Ralph A. Cossa, Brad Glosserman, Regional Overview: Déjà Vu All Over Again with North Korea, in: 

Comparative Connections, Nr. 3, Oktober 2006, S. 9. 
2933  The White House, Thai Coup Developments, Washington D.C., 4. Oktober 2006. 
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ren: „Thailand, under my leadership, will never go begging for money. We don’t need 

money“2934. Bangkok ist Washington in der Burma-Frage bislang nicht entgegengekommen, 

wenngleich die Regierung Thaksin mehrere gemeinsame Dokumente, in denen sie sich an der 

Seite der Bush-Administration gleichermaßen besorgt über die Lage am Irrawaddy zeigt, un-

terschrieben hat.2935 Auch gibt es durchaus thailändische Stimmen, die mit der amerikani-

schen Position sympathisieren. Im Januar 2002 forderte z.B. Kobsak Chutikul, stellvertreten-

der Vorsitzender des Ausschusses für Auswärtige Angelegenheiten im Unterhaus, daß die 

USA gegen die United Wa State Army in Burma militärisch vorgehen sollten, um deren Dro-

gengeschäfte zu unterbinden.2936 Anzumerken ist in diesem Zusammenhang, daß sich die 

burmesische Regierung bereits von gemeinsamen amerikanisch-thailändischen Militärmanö-

vern bedroht fühlt. Im Mai 2001 soll sie deshalb zusätzliche Luftabwehrgeschütze an der 

Grenze zum Königreich in Stellung gebracht haben.2937 Die USA wiederum haben Thailand 

bei der Errichtung der Task Force 399 unterstützt, die offensichtlich die Aufgabe hat, im 

nördlichen Grenzgebiet zu Burma den Drogenschmuggel zu unterbinden. Sie war im Januar 

2001 aufgestellt worden.2938 

  In der Frage der Menschenrechte sieht sich das Königreich erheblicher Kritik aus dem 

amerikanischen Außenministerium ausgesetzt. Dieses kritisiert u.a. das Vorgehen der Sicher-

heitskräfte bei der Niederschlagung von Aufständen im Süden Thailands. Auch bei der Ein-

dämmung des Drogenhandels werden unverhältnismäßige Maßnahmen moniert. Der Regie-

rung Thaksin wurde in concreto vorgeworfen, Tötungen von Rebellen durch Polizei- und Mi-

litärkräfte gedeckt zu haben, die nicht Ergebnis des Kampfgeschehens oder einer Notwehrsi-

tuation waren, bei denen es sich also um regelrechte „Hinrichtungen“ handelte. Nach Anga-

ben der amerikanischen Regierung sind während der Anti-Drogen-Kampagne 2003 ca. 1.300 

Menschen auf diese Weise ums Leben gekommen. Das US-Außenministerium schrieb daher 

in seinem Menschenrechtsbericht 2003 zur Lage in Thailand: „The Government’s human 

                                                 
2934  Zit. n. Deutsche Presse-Agentur, Thai PM dismisses U.S. threat to cut aid over dissident crackdown, 7. Au-

gust 2003 (online). Vgl. Agence France Presse, Thai PM brushes off criticism from US senators, 6. August 
2003 (online). The Nation, Thai Official Denies US Allegation Thailand ‘On Side Of’ Burmese Junta, 25. 
Juli 2003 (online). Da Thailand 2003 lediglich 10,75 Mio. US-Dollar an finanzieller Unterstützung (u.a. für 
den Anti-Drogen-Kampf, militärisches Training und Entwicklungshilfe) erhielt, verfügte der US-Kongreß 
über ein nur sehr begrenztes Druckmittel. 

2935  Vgl. z.B. The White House, Joint Statement Between the United States of America and the Kingdom of 
Thailand, Washington D.C., 11. Juni 2003. 

2936  Vgl. Malaysia General News, Thai Politician Urges U.S. to Strike Wa Ethnic Army, 16. Januar 2002 
(online). 

2937  Vgl. Democratic Voice of Burma, Burmese authorities said to be „greatly concerned“ by Thai-US military 
exercise, 18. Mai 2001 (online). 

2938   Vgl. Deutsche Presse-Agentur, Thai army to buy Black Hawk helicopter from U.S., 30. April 2001 (online). 
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rights record worsened“2939. Im Menschenrechtsbericht 2005 hieß es immerhin noch: „The 

government generally respected the human rights of its citizens; however, there were signifi-

cant problems in some areas.“2940 Vorwürfe waren in umgekehrter Richtung allerdings auch 

von Thailand erhoben worden: Im Mai 1999 bezeichnete es die mutmaßlich versehentliche 

Bombardierung der chinesischen Botschaft in Belgrad durch amerikanische Kampfflugzeuge 

als Verletzung des internationalen Rechts. Peking stünden eine Erklärung des Vorfalles sowie 

Ausgleichszahlungen zu.2941  

  Sämtliche normativen Streitigkeiten hatten bislang jedoch nicht die Qualität, das amerika-

nisch-thailändische Bündnis zu gefährden. Gleichwohl können sie Schwankungen in der Güte 

der Beziehungen sowie regelmäßige gegenseitige politische Blockaden zumindest zum Teil 

erklären. Hinzu kommt, daß die USA in normativer Hinsicht neben aller Kritik auch durchaus 

verständnisvolle Signale übermitteln: Die Bush-Administration hat den jüngsten Militärputsch 

zwar verurteilt und auch Sanktionen verhängt. Letztere haben aber eher symbolischen Cha-

rakter und werden die amerikanisch-thailändischen Beziehungen nur unwesentlich belasten. 

Mit Blick auf die Unruhen im Süden des Landes hat Washington mehrfach erklärt, daß diese 

zu den inneren Angelegenheit des Königreichs gehörten.2942 Angesichts des Kampfes gegen 

den internationalen Terrorismus will die Bush-Administration zudem nicht die Kooperations-

bereitschaft des Bündnispartners gefährden, weshalb sie zögert, wenn es um die mehr als ver-

bale Verurteilung Thailands wegen etwaiger Menschenrechtsverletzungen geht.  

  Da Thailand die Vornepräsenz der amerikanischen Streitkräfte unterstützt, betreibt es nach 

den Kriterien dieser Arbeit gegenüber den USA eine Politik der Anlehnung, hier aufgrund en-

ger Kontakte zu China jedoch lediglich in der Form des reduced bandwagoning. Fraglich ist 

nun, ob das Verhalten Washingtons gegenüber seinem Bündnispartner geeignet ist, diese Poli-

tik der Anlehnung zu stärken. Nur dann würden sich die USA gegenüber Thailand strategisch 

verhalten.  

  Es gibt mittlerweile eine ganze Reihe von Ereignissen, die eher darauf schließen lassen, 

daß Washington einer Politik des bandwagoning entgegenwirkt. Aus historischer Sicht könn-

ten thailändische Politiker durchaus zu dem Schluß gelangen, daß die USA ein unsicherer Ga-

rant der Sicherheit des Königreichs sind. Im Sommer 1941 hatte Bangkok Washington um ei-

                                                 
2939  Department of State, Country Reports on Human Rights Practices 2003: Thailand, Washington D.C., 25. 

Februar 2004.  
2940  Department of State, Country Reports on Human Rights Practices 2005: Thailand, Washington D.C., 8. 

März 2006. 
2941  Vgl. Julaporn Euarukskul, Thailand, in: Asia Pacific Security Outlook 2000, Tokyo – New York 2000, S. 

163. 
2942  Vgl. dazu Department of State, Secretary Condoleezza Rice: Joint Press Availability With Thailand Foreign 

Minister Khantathi Suphamongkhon, Phuket, 11. Juli 2005. 
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ne klare Stellungnahme für den Fall gebeten, daß Japan einen Angriff auf Thailand wagen 

sollte. Die USA gaben damals keine Sicherheitszusagen ab.2943 In der Guam-Doktrin vom Juli 

1969 hatte Präsident Nixon zudem explizit erklärt, die Staaten Asiens mögen sich selbst mehr 

um ihre Sicherheit bemühen. Zu einem einschneidenden Erlebnis in der jüngeren Geschichte 

wurde die Asienkrise. Die USA wurden 1997/1998 dafür kritisiert, Thailand im Stich gelassen 

zu haben.2944 Konkret wurde Washington u.a. vorgeworfen, für die harten Bedingungen der 

Kreditvergabe durch den IWF verantwortlich zu sein.2945 Dieser Eindruck der Vernachlässi-

gung erhärtete sich, als die USA Südkorea und Indonesien weitaus stärker unterstützten, 

nachdem auch deren Währungen von der Asienkrise in Mitleidenschaft gezogen worden wa-

ren, wohingegen sich Washington zu Beginn der Baht-Krise passiv verhalten hatte.2946 Thai-

land mußte in den vergangenen Jahren zudem mehrfach hinnehmen, daß die USA Kandidaten 

des Königreichs für die Besetzung von Führungsämtern in internationalen Organisationen 

blockierten. 1999 verweigerte Washington dem stellvertretenden Ministerpräsidenten des Kö-

nigreichs, Supachai Panitchpakdi, die Unterstützung, als dieser sich um den Posten des Gene-

ralsekretärs der WTO bewarb. Die Clinton-Administration setzte sich statt dessen für den ehe-

maligen neuseeländischen Ministerpräsidenten, Mike Moore, ein, der dann auch zum Gene-

ralsekretär ernannt wurde (es war damals vereinbart worden, das Amt nach drei Jahren an Su-

pachai Panitchpakdi zu übergeben). 

  Hinzu kommt, wie bereits in Kapitel 4 erläutert, daß Peking intensiv bemüht ist, die Bande 

zwischen Washington und Bangkok zu lockern, wozu es derartige Dissonanzen zwischen bei-

den Bündnispartnern auszunutzen versucht.2947 Dies zeigte sich erneut im Zusammenhang mit 

dem Putsch vom 19. September 2006: Während die USA das Ereignis verurteilten, betonte 

China, daß dieser Vorgang eine innere Angelegenheit Thailands sei.2948 Mehr noch: Peking 

übermittelte der neuen Führung „warm congratulations and best wishes“2949. 

  Welche Bedeutung solchen Zwischenfällen beizumessen ist, kann nur vor dem Hinter-

grund der ganzen Bandbreite der Beziehungen zwischen den USA und Thailand ermessen 
                                                 
2943  Vgl. Fessen/Kubitschek (1994): S. 118. 
2944  Beobachter haben das amerikanische Verhalten zum Teil als Reaktion auf die thailändische Positionierung 

in der Burma-Frage erklärt. Vgl. Chambers (2004): S. 462. 
2945  „Some believed Americans were responsible for the crisis, some complained that the United States had 

been slow in giving assistance, while others believed the ‘U.S.-led’ IMF program only opened the way for 
American domination of the Thai economy.“ Euarukskul (2000): S. 163. 

2946  Im August 1997 schnürte der IWF für Thailand ein Hilfspaket im Umfang von 17,2 Mrd. US-Dollar (ohne 
US-Beteiligung). Im November 1997 wurde ein weiteres bailout package für Indonesien im Umfang von 40 
Mrd. US-Dollar (US-Beteiligung: 3 Mrd. US-Dollar) vereinbart. Das Hilfspaket für Südkorea vom Dezem-
ber 1997 lag bei 57 Mrd. US-Dollar (US-Beteiligung: 5 Mrd. US-Dollar). Vgl. Rapkin (2001): S. 395 f.  

2947  „If China hopes eventually to dent or even jettison the U.S. regional alliance network, however, Thailand 
may be the most promising target in the southern rim.“ Tow (Oktober 1999): S. 14. 

2948  Vgl. Rowan Callick, China won’t go barging in on coup crisis, in: The Australian, 25. September 2006 
(online). 

2949  Zit. n. The Nation, US, China differ on coup, 5. Oktober 2006 (online). 
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werden. Und diese läßt eher den Schluß zu, daß sich Bangkok durchaus an Washington an-

lehnt: Der Manila-Pakt und das Rusk-Thanat-Kommuniqué wurden nicht aufgelöst; die USA 

haben vermutlich regelmäßig umfassenden Zugang zu Sattahip und U-Tapao; Thailand betei-

ligt sich an ausgedehnten amerikanischen Militärübungen und zumindest vorübergehend – al-

len anfänglichen Verzögerungen zum Trotz – an militärischen Missionen wie jener im           

Irak;2950 schließlich sind die USA ein unverzichtbarer Wirtschaftspartner des Königreichs. 

Auch regelmäßige Besuche auf höchster Ebene sprechen für gute Beziehungen: Mit Bill Clin-

ton war im November 1996 anläßlich des 50jährigen Thronjubiläums von König Bhumibol 

Adulyadej zum ersten Mal seit dem Besuch Richard M. Nixons vom Juli 1969 wieder ein     

amerikanischer Präsident in Thailand zu Gast. Im Oktober 2003 weilte George W. Bush wäh-

rend des APEC-Gipfels in Bangkok. Die Außen- und Verteidigungsminister beider Seiten 

treffen sich regelmäßig. Und Ministerpräsident Thaksin gehörte zu den meist empfangenen 

asiatischen Regierungschefs im Weißen Haus (Dezember 2001, Juni 2003, September 2005). 

Im Februar 2005 waren zudem die ehemaligen Präsidenten Bill Clinton und George H. W. 

Bush in Thailand. Ziel ihres Aufenthaltes war die Besichtigung der vom Tsunami betroffenen 

Regionen des Königreichs.2951 Die ehemaligen Präsidenten Bush Sen., Clinton und Carter 

machten zudem König Bhumibol Adulyadej im November bzw. Dezember 2006 anläßlich 

seines 60jährigen Thronjubiläums ihre Aufwartung.2952 Trotz des Militärputsches halten die 

USA damit ihre Beziehungen zum Bündnispartner sichtbar aufrecht, was sich auch an der 

Fortsetzung der Militärmanöver zeigt (Cope Tiger im Februar 2007, Cobra Gold im Mai 

2007, CARAT im Juni 2007).2953 Dies alles spricht für eine strategische Vorgehensweise Wa-

shingtons, die einer thailändischen Politik des bandwagoning förderlich ist. 

  Daß Thailand nach dem Rückzug amerikanischer Truppen 1976 dazu übergegangen ist, 

gegenüber den Großmächten eine Politik der Äquidistanz aufzubauen, ist mit der Geschichte 

des Landes zu erklären. Auch Siam hatte sich nie dauerhaft einseitig an eine externe Macht 

angelehnt.2954 Da Thailand keine übergeordnete sicherheitspolitische Bedrohung sieht und vor 

allem China nicht als unmittelbare Gefahr betrachtet, ist die Wahrscheinlichkeit groß, daß das 

Land nicht immer Bündnisdisziplin zeigt und sich statt dessen regelmäßig von innenpoliti-
                                                 
2950  Ravic R. Huso geht davon aus, daß Bangkok wegen der Situation im Süden Thailands keine Truppen im   

Irak habe. Interview des Verfassers mit Ravic R. Huso, Foreign Policy Advisor, United States Pacific Com-
mand, Honolulu, 15. September 2005. 

2951  Vgl. Radio Thailand Audio Web Site, Thai Forces in Phuket Step up Security for Visit by Former US Lead-
ers, 19. Februar 2005 (online). 

2952  Vgl. Sheldon W. Simon, U.S.-Southeast Asian Relations: Bush Reaches Out at APEC, in: Comparative 
Connections, Nr. 4, Januar 2007, S. 68. 

2953  Vgl. Simon (Juli 2007): S. 70. 
2954  „Except during the height of the Cold War, when it joined the ill-fated Southeast Asia Treaty Organization 

(SEATO), Thailand has been distinctly uncomfortable with courting only one major power to achieve its 
national security interests.“ Tow (Oktober 1999): S. 16. 
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schen Erwägungen leiten läßt. Anders ausgedrückt: Nur wenn der systemische Druck hoch 

genug ist, können die USA mit umfassendem bandwagoning rechnen. Läßt der systemische 

Druck nach, bevorzugen Bündnispartner – wenn sie auf Washington nicht noch aus anderen 

Gründen als der Sicherheitsgarantie angewiesen sind – reduced bandwagoning. Aus diesem 

Grund wurden die amerikanisch-thailändischen Sicherheitsbeziehungen auch nicht in einer 

Form überarbeitet, wie dies zwischen den USA und Südkorea bzw. Japan der Fall war. Prak-

tisch bedeutet dies, daß davon auszugehen ist, daß Thailand die USA in einer militärischen 

Auseinandersetzung mit China nicht unterstützen wird.2955 Mit Blick auf eine mögliche Krise 

in der Taiwanstraße ist dies ein für die USA unbefriedigender Zustand. Allerdings stellt die 

Positionierung Thailands auch sicher, daß dieses sich nicht eines Tages auf ein enges, anti-

amerikanisches Bündnis mit China einläßt – zumal die chinesisch-burmesische Militärkoope-

ration im Königreich durchaus mit Sorge betrachtet wird.2956 Will Bangkok gegenüber Peking 

seinen Handlungsspielraum erhalten, braucht es dazu die Sicherheitsgarantie Washingtons als 

Rückfallposition.2957 Entsprechend bezeichnete Thaksin die USA im Oktober 2003 als sicher-

heitspolitisch und wirtschaftlich engen Verbündeten Thailands.2958 Auch dieses Beispiel zeigt, 

daß die USA sich zwar strategisch und im Sinne der Erwartungen des systemischen Realis-

mus verhalten können. Dadurch wird aber nicht immer zwangsläufig das gewünschte Ergeb-

nis erzielt. 
 

                                                 
2955  „Since there is no clear danger, a policy of containment is not considered to be an alternative for the time 

being. If Thailand supported any American-led containment strategy against China, it could bring about a 
self-fulfilling prophecy of an aggressive, paranoid Chinese leadership.“ Kusuma Snitwongse (1997): S. 116. 
Ein Vertreter der National Defense University äußerte 1999 in einem Interview mit dem Verfasser, daß 
Thailand von den USA abfallen werde, sollte China mächtiger werden. Das Land habe ein gutes Verständ-
nis für Macht und Geographie. Er bezeichnete Thailand und Malaysia als „unreliable allies“, die in einer 
echten Krise die ersten Abtrünnigen wären. Diese Sichtweise stützen weitere Beobachter. Im Notfall würde 
Thailand, so Richard W. Baker, die Allianzpartner wechseln. Die Sicherheitspolitik des Königreichs be-
schreibt er wie folgt: „It is all about Thailand.“ Interview des Verfassers mit Richard W. Baker, Special As-
sistant to the President, East-West Center, Honolulu, 7. September 2005. Auch J. N. Mak behauptet, daß 
Thailand für die USA kein zuverlässiger Bündnispartner sei: „Thailand lives for Thailand and nobody else.“ 
Er bezeichnet das Königreich als „most self-interested of all ASEAN states“. Interview des Verfassers mit 
J. N. Mak, freier Forscher, Kuala Lumpur, 10. Oktober 2005. 

2956  „Thai sensitivity to Chinese attitudes is well known, but Burma’s ongoing military modernization with Chi-
nese equipment and advice when compounded with the negative impact Burmese originated diseases and 
drug trafficking across the Thai-Burma border [Original: boarder, M.W.] could make Bangkok more ame-
nable to improved access and infrastructure agreements. As always with Thailand any agreements would 
have to very discrete.“ McDevitt (2003): S. 50 

2957  „Within Asian contexts, Thai officials portray the alliance relationship as a ‘fallback’ or ‘psychological re-
assurance.’“ Goh (2005a): S. 26. „Ideally, Thailand prefers the U.S. to be present in the region but not too 
close, which means no permanent military installation. […] Thai leaders will continue military cooperation 
with the U.S. as long as they do not threaten or create suspicion among Thailand’s neighbours.“ Chinwanno 
(2005b): S. 63. 

2958  Vgl. Thai Press Reports, Thai-US Security and Economic Relations, 5. November 2003 (online). 
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4.  Malaysia 

In keinem anderen bilateralen Verhältnis zwischen den USA und einzelnen Staaten Südost-

asiens waren Konflikte lange Zeit so sehr mit einer einzigen Person verbunden wie im Falle 

der amerikanisch-malaysischen Beziehungen. Der bis Oktober 2003 amtierende Ministerprä-

sident Mahathir bin Mohamad gehörte bis zum Ende seiner Regierungszeit zu den schärfsten 

Kritikern der amerikanischen Außenpolitik. Jenseits derartiger personeller Friktionen können 

zwei Themenbereiche genannt werden, in denen es immer wieder zu Auseinandersetzungen 

zwischen den USA und Malaysia kam und kommt. Dazu gehören, erstens, unterschiedliche 

Auffassungen darüber, welchen normativen Maßstäben ein Staat in seiner innenpolitischen 

Verfaßtheit gerecht werden muß. Darauf aufbauend kritisiert Kuala Lumpur jenes Verhalten 

der amerikanischen Großmacht, das auf die Einmischung in die inneren Angelegenheiten ei-

nes Staates gerichtet ist. Zweitens entstehen dort Reibungspunkte, wo die USA innerhalb des 

islamischen Teils der Staatenwelt Positionen beziehen, die in der zu ca. 60,5 % muslimisch 

geprägten Bevölkerung Malaysias auf Ablehnung stoßen und eine entsprechende Reaktion der 

Regierung hervorrufen. Diese versucht dadurch auch, ein Erstarken des islamischen Funda-

mentalismus im eigenen Lande, insbesondere der Parti Islam SeMalaysia (PAS),2959 zu ver-

hindern. Als Mitglied der Organization of the Islamic Conference (OIC) muß Kuala Lumpur 

zudem entsprechenden äußeren Erwartungen gerecht werden. 

  Malaysia gehörte in der ersten Hälfte der 90er Jahre zu den Wortführern der Debatte um 

die „asian values“, die maßgeblich durch die UN-Weltkonferenz über Menschenrechte im Ju-

ni 1993 in Wien ausgelöst worden war. Mahathir sprach sich dabei gegen die westliche Auf-

fassung von Liberalismus, Demokratie und Menschenrechten zugunsten einer starken Regie-

rung, die zum Wohle aller auch individuelle Freiheiten beschneiden darf, aus.2960 Konkret 

nahmen die USA z.B. am Internal Security Act (ISA) von 1960 Anstoß, der es der malaysi-

schen Polizei erlaubt, Personen, die eine Gefahr für die nationale Sicherheit darstellen bzw. 

darstellen könnten, für 60 Tage ohne Gerichtsverfahren festzusetzen. Anschließend ist eine 

weitere Inhaftierung für zwei Jahre möglich, der allerdings der Innenminister zustimmen 

muß.2961 Malaysia weist jegliche Anschuldigungen dieser Art als unzulässige Einmischung in 

die eigenen inneren Angelegenheiten zurück. Dementsprechend hat Mahathir auch den USA 

im Zuge der Asienkrise von 1997 vorgeworfen, den IWF zu instrumentalisieren, um die poli-

                                                 
2959  Die PAS organisiert regelmäßig anti-amerikanische Demonstrationen in Malaysia. Ihre islamistische Orien-

tierung wird u.a. daran deutlich, daß sie sich im Januar 2006 erfreut über den Wahlsieg der Hamas zeigte 
und die USA aufforderte, das Abstimmungsergebnis der Palästinenser zu akzeptieren. Vgl. Harakah Web-
site über BBC Monitoring Asia Pacific, Malaysian politician says US must respect Palestinian election re-
sult, 30. Januar 2006 (online). 

2960  Vgl. Amitav Acharya, Human Rights and Regional Order, in: The 2nd ASEAN Reader, zusammengestellt 
von Sharon Siddique und Sree Kumar, Singapur 2003, S. 153 – 158. 

2961  Vgl. Jürgen Rüland, Politische Systeme in Südostasien. Eine Einführung, Landsberg am Lech 1998, S. 204. 
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tischen Systeme der betroffenen Staaten nach westlichem Vorbild umzubauen. Gerade aus 

dieser Sicht ist der Impetus nachvollziehbar, mit dem sich Kuala Lumpur für die Errichtung 

eines EAEC einsetzt und den japanischen Vorschlag eines AMF, der am Widerstand Wa-

shingtons scheiterte, begrüßte. Beide Modelle sahen eine Beteiligung der USA nicht vor.2962 

  Zum Symbol der Auseinandersetzung in der Wert- und Systemfrage wurde Anwar Ibra-

him, ehemaliger Finanzminister und stellvertretender Ministerpräsident, den Mahathir im 

September 1998 inhaftieren ließ. Die genauen Umstände dieses Falles blieben im Dunkeln. 

Die Anklage warf ihm Sodomie und Korruption vor, wofür es jedoch offensichtlich keine 

Beweise gibt. Im August 2000 wurde er zu neun Jahren Haft verurteilt. Die USA gingen da-

von aus, daß Anwar verhaftet wurde, weil er durch kritische Äußerungen zur innenpolitischen 

Lage Malaysias und der Bewältigung der Folgen der Asienkrise den Führungsanspruch Ma-

hathirs in Frage gestellt hatte. Zu einem Eklat kam es im November 1998: Al Gore, Vizeprä-

sident der USA, äußerte in Anwesenheit des malaysischen Ministerpräsidenten während des 

APEC-Gipfels in Kuala Lumpur Sympathie für die Anwar nahestehende Bewegung reforma-

si.2963 Auf politisch-diplomatischer Ebene führte dies zu einem Tiefpunkt in den gemeinsa-

men Beziehungen. Auch Vertreter der Bush-Administration haben sich zu dieser Frage in 

Anwesenheit von Mitgliedern der malaysischen Regierung immer wieder kritisch geäu-

ßert.2964 Der Streit um die Menschenrechte wird jedoch nicht nur aus Washingtoner Sicht ge-

führt. Kuala Lumpur kritisiert u.a. die Behandlung ehemaliger mutmaßlicher Kämpfer der Ta-

liban und der Al Qaida im amerikanisch kontrollierten Guantanamo und hat die Mißhandlung 

irakischer Gefangener in Abu Ghraib durch US-Aufseher aufs schärfste verurteilt.2965 

  Im Kampf gegen den Terrorismus streiten die USA und Malaysia über die einzusetzenden 

Mittel. Kuala Lumpur hat z.B. gegen die neue amerikanische Visa-Praxis protestiert, die dazu 

geführt hat, daß Malaien zwischen 16 und 45 Jahren 20 Tage auf ihr Visum warten müs-

sen.2966 Schwerer wiegen jedoch die Angriffe amerikanischer Streitkräfte auf Afghanistan 

2001 sowie die Besetzung des Iraks 2003. Die Regierung Mahathir hat gegen beide Vorge-

hensweisen energisch protestiert und dabei insbesondere zivile Opfer in der muslimischen 

Bevölkerung beklagt. Der militärische Präventivschlag gegen den Irak wurde als Bruch des 

Völkerrechts betrachtet. Auch hier lehnt Malaysia Einmischungen in die inneren Angelegen-

                                                 
2962  Vgl. Helen E. S. Nesadurai, Malaysia and the United States: Rejecting Dominance, Embracing Engage-

ment, IDSS Working Paper Series, Nr. 72, Singapur, Dezember 2004, S. 12 – 14. 
2963  Wörtlich sagte Gore: „And so, among nations suffering economic crises, we continue to hear calls for de-

mocracy, calls for ‘reformasi.’ We hear them today – right here, right now – among the brave people of Ma-
laysia.“ Al Gore, Remarks – APEC Business Summit, Kuala Lumpur, 16. November 1998. 

2964  Zu den besonders kritischen Stimmen gehörte US-Außenminister Colin L. Powell. Vgl. Department of 
State, Secretary Colin L. Powell: Press Briefing With Foreign Minister Datuk Seri Syed Hamid Albar of 
Malaysia, Kuala Lumpur, 30. Juli 2002. 

2965  Vgl. Agence France Presse, US can’t tell us how to treat detainees, says Malaysia, 25. Mai 2004 (online). 
2966   Vgl. Sodhy (2003): S. 367. 
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heiten eines Staates, insbesondere das mit militärischen Mitteln angestrebte politische Ziel des 

regime change, ab. Najib bin Tun Abdul Razak warnte die USA zudem ausdrücklich davor, 

geheime Militäroperationen gegen terroristische Strukturen auf malaysischem Territorium 

durchzuführen.2967 Helen E. S. Nesadurai urteilte dazu: „It was the Bush response to Iraq, 

however, that sent relations back into a downward spiral.“2968 Weitere politische Differenzen 

resultieren aus dem Umstand, daß Malaysia im Nahen Osten einseitig die Position der Palä-

stinenser unterstützt und mit Israel keine diplomatischen Beziehungen unterhält. Mahathir 

sorgte schließlich in seiner letzten Rede vor der OIC am 16. Oktober 2003 in Kuala Lumpur 

für internationale Entrüstung, als er ein unumwunden antisemitisches Weltbild erkennen ließ: 

Die Juden hätten den Sozialismus, den Kommunismus, die Menschenrechte und die Demo-

kratie erfunden. Sie würden mittlerweile die mächtigsten Staaten kontrollieren: „[...] today the 

Jews rule this world by proxy. They get others to fight and die for them.“2969 Auch nach sei-

ner aktiven Zeit als Politiker setzte Mahathir seine Kritik an der amerikanischen Regierung 

fort. In einem „Offenen Brief“ forderte er im Oktober 2004 die in den USA lebenden Musli-

me auf, den amtierenden Präsidenten aus dem Amt zu wählen, denn es gebe „an obvious con-

nection between the suffering of the Muslims and the policies and thinking of Bush.“2970 Im 

November 2006 sagte er während einer Neuseeland-Reise: „I think Bush is not a person that 

we should get close to“2971. Interessanterweise bezeichnete selbst der im September 2004 

freigelassene Anwar Ibrahim die Politik Bushs als „arrogant“. Seines Erachtens habe sie zur 

Spaltung zwischen der islamischen und der westlichen Welt beigetragen.2972 

  Grundsätzlich bestehen die genannten Konfliktfelder zumindest im Kern fort. Aber weder 

in der Vergangenheit noch in der Gegenwart haben sie beide Seiten daran gehindert, auf Fel-

dern gemeinsamen Interesses zusammenzuarbeiten. Dies gilt z.B. für die Sicherheits- und Mi-

litärpolitik, insbesondere bi- und multilaterale Militärmanöver. Malaysia ist einer der wenigen 

Orte außerhalb der USA, der amerikanischen Verbänden ein Dschungellager, das Jungle War-

fare Training Center in Pulada, zu Trainingszwecken zur Verfügung stellt. In diesem halten 

vermutlich U.S. Navy Sea, Air and Land (SEAL) Spezialeinheiten zwei Mal jährlich Übun-
                                                 
2967  Dies war eine Anspielung auf den verdeckten Einsatz einer amerikanischen Predator-Drohne im Jemen im 

November 2002. Vgl. Financial Times Information, Malaysia says any US covert action against terrorist 
targets ‘unacceptable’, 11. November 2002 (online). 

2968  Nesadurai (2004): S. 17. 
2969  Dato Seri Dr. Mahathir Mohamad, Speech at the Opening of the Tenth Session of the Islamic Summit Con-

ference Putrajaya, 16. Oktober 2003. Der malaysische Außenminister, Syed Hamid Albar, spielte den Vor-
fall als Mißverständnis herunter. Vgl. CNN, Malaysia defends Jewish remarks, 17. Oktober 2003 (online). 
Der exakte Wortlaut sowie die gesamte Anlage der Rede sind jedoch ebenso logisch aufgebaut wie klar in 
der Aussage. Sie rekurrieren eindeutig auf das Bild von der „jüdischen Weltverschwörung“. Die Vertreter 
der OIC quittierten den Vortrag Mahathirs mit stehenden Ovationen. 

2970  Mahathir bin Mohamad, An Open Letter to American Muslims, in: muslim wakeup, 17. Oktober 2004.  
2971  Zit. n. Stefan Herrick, The father of modern Malaysia, in: The Dominion Post, 11. November 2006 (online). 
2972   Vgl. Sheldon W. Simon, U.S.-Southeast Asia Relations: Elections, Unrest, and ASEAN Controversies, in: 

Comparative Connections, Nr. 4, Januar 2005, S. 67. 



720 Die Vorgehensweise: Kooperative und konfrontative Elemente    
 
 

 

gen ab. Die malaysische Armee wiederum entsendet jedes Jahr ein Team von Ausbildern nach 

Hawaii, um amerikanische Soldaten für das Überleben im Dschungel zu schulen.2973 Einhei-

ten Kuala Lumpurs nehmen wiederum jährlich an verschiedenen, vom USPACOM geführten 

Militärmanövern teil, zu denen u.a. CARAT gehört. Von besonderem Interesse dürften für das 

Pentagon gemeinsame Trainingseinheiten der Luftstreitkräfte sein. Im Oktober 2003 wurden 

z.B. Piloten der U.S. Air Force, die in Südkorea stationiert sind, für zwei Wochen nach Ma-

laysia verlegt, um dort Übungsflüge gegen MiG-29 Kampfflugzeuge der Royal Malaysian Air 

Force durchzuführen2974 (Nordkorea verfügt über verschiedene MiG-Typen, darunter 20 MiG-

29)2975. Bis Mai 2002 hatten insgesamt 1.500 Angehörige der malaysischen Streitkräfte am 

IMET-Programm teilgenommen. 2005 waren insgesamt 277 Soldaten des südostasiatischen 

Staates in militärische Ausbildungsprogramme des Pentagons eingebunden, für die der Kon-

greß 2.082.915 US-Dollar bewilligt hatte. Zu den Schwerpunkten gehörten das CTFP mit 78 

Teilnehmern (515.559 US-Dollar), FMS mit 54 Teilnehmern (149.231 US-Dollar) und IMET 

mit 57 Teilnehmern (1.066.475 US-Dollar).2976 Najib enthüllte in seiner Rede vor der Herita-

ge Foundation vom 3. Mai 2002 außerdem ganz bewußt ein Detail, das offensichtlich die So-

lidarität der malaysischen Streitkräfte mit ihren amerikanischen Kameraden betonen sollte: Im 

Oktober 1993 hatten mehr als 100 UN-Soldaten Malaysias versucht, den in Mogadischu von 

Rebellen eingeschlossenen US-Einheiten zu Hilfe zu kommen. Dabei wurden nicht nur 18 

amerikanische Soldaten, sondern auch ein Angehöriger der Streitkräfte Malaysias getötet.2977 

Auch wenn sich das Land nicht an den Feldzügen der USA am Hindukusch sowie an Euphrat 

und Tigris beteiligt hat, bot es im Juli 2005 als Zeichen des guten Willens an, eine militäri-

sche Sanitätseinheit in den Irak zu schicken. Zur weiteren Vertiefung ökonomischer und si-

cherheitspolitischer Fragen wurde im Mai 2006 ein Senior Officials Dialogue eingerichtet.2978 

  Die USA haben in den vergangenen Jahren eine ganze Reihe von Rüstungsgütern in die 

Wahlmonarchie exportiert, was durch das Foreign Military Sales Programm erleichtert wurde. 

Malaysia verfügt heute über verschiedene Transportflugzeuge vom Typ C-130 und vier Tank-

flugzeuge vom Typ KC-130H.2979 Das spektakulärste Waffengeschäft wurde 1993 abge-

schlossen. Malaysia orderte damals acht Kampfflugzeuge vom Typ F/A-18D Hornet, die 

1997 ausgeliefert wurden und damals zu den leistungsstärksten Luftkriegsmitteln in Südost-

asien gehörten. Seit Ende der 90er Jahre hatte Washington mit Kuala Lumpur über den Ver-
                                                 
2973  Vgl. Marie T. Huhtala, US Foreign and Defense Policies, Political and Economic Trends (Speech by U.S. 

Ambassador at Malaysian Armed Forces Defense College), o.O., 14. April 2003. 
2974  Vgl. BBC Monitoring International Reports, Malaysia, US forces in South Korea take part in joint military 

exercise, 21. Oktober 2003 (online). 
2975  Vgl. IISS (2006): S. 277. 
2976  Vgl. Department of State (September 2006). 
2977  Vgl. Najib (03.05.2002). 
2978  Vgl. Simon (Juli 2006): S. 73. 
2979  Vgl. IISS (2004): S. 182. 
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kauf weiterer Hornets verhandelt. Am 6. September 2002 gab das Pentagon bekannt, daß die 

Regierung Mahathir an 18 F/A 18F Kampfflugzeugen interessiert sei.2980 Der Kontrakt, der 

ein Volumen von ca. 1,5 Mrd. US-Dollar gehabt hätte, kam jedoch nicht zustande, weil Ma-

laysia 2003 ersatzweise insgesamt 18 russische Kampfflugzeuge vom Typ Su-30 MKM be-

stellte.2981 

 

 

Tabelle 33:  Handel der USA mit Malaysia 1997 – 2006 (in Mrd. US-Dollar) 
 

 Volumen Export Import Balance 
2006 49,077 12,544 36,533 - 23,989 
2005 44,146 10,461 33,685 - 23,224 
2004 39,1 10,921 28,179 - 17,258 
2003 36,354 10,914 25,44 - 14,526 
2002 34,353 10,344 24,009 - 13,665 
2001 31,698 9,358 22,34 - 12,982 
2000 36,505 10,937 25,568 - 14,631 
1999 30,485 9,06 21,425 - 12,365 
1998 27,957 8,957 19,0 - 10,043 
1997 28,807 10,78 18,027 - 7,247 

 
U.S. Census Bureau, Foreign Trade Statistics: Trade in Goods (Imports, Exports and Trade Balance) with Malaysia, Washington D.C., Stand 
vom April 2007. 
 

 

Die Wirtschaftsbeziehungen bilden ein weiteres wichtiges Fundament zwischen den USA und 

Malaysia. Nach leichten Einbrüchen infolge der Asienkrise ist das Handelsvolumen von 

27,957 Mrd. US-Dollar 1998 um 75,54 % auf 49,077 Mrd. US-Dollar 2006 gestiegen. Diese 

Entwicklung war bis 2005 fast ausschließlich auf zunehmende Exporte Malaysias in die USA 

zurückzuführen, weshalb sich das amerikanische Handelsbilanzdefizit von 7,247 Mrd. US-

Dollar 1997 auf 23,224 Mrd. US-Dollar 2005 mehr als verdreifachte. 2006 legte hingegen 

auch der amerikanische Export deutlich zu und stieg allein in einem Jahr um 19,91 % auf 

12,544 Mrd. US-Dollar an. Die wechselseitige Bedeutung beider Seiten ist an folgenden Zah-

len ablesbar: Malaysia steht in der amerikanischen Rangliste (2005) der Exportländer an 18. 

Stelle und in jener der Importländer an 10. Stelle. Die USA wiederum sind das wichtigste Ab-

satzgebiet malaysischer Waren. 2005 nahmen sie 19,69 % der Ausfuhr des Handelspartners 

(Gesamtvolumen: 140,977 Mrd. US-Dollar) auf. Bei den Lieferländern ergibt sich ein ähnli-

                                                 
2980   Vgl. Marvin Ott, U.S.-Southeast Asia Relations: A Challenging Strategic Landscape, in: Comparative Con-

nections, Nr. 3, Oktober 2002, S. 53. 
2981  Vgl. IISS (2006): S. 301. 
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ches Bild: 2005 kamen 13,02 % aller malaysischen Importe (Gesamtvolumen: 113,609 Mrd. 

US-Dollar) aus den USA, die damit den zweiten Platz hinter Japan einnahmen.2982 Am 10. 

Mai 2004 wurde dieses Beziehungssegment durch die Unterzeichnung eines TIFA gefe-

stigt.2983 Die USA sind zudem der wichtigste Investor Malaysias. Von 1995 bis 2004 sum-

mierten sich die FDIs auf 5,381 Mrd. US-Dollar. Dies entsprach 42,65 % sämtlicher Investi-

tionen in Malaysia in jenem Zeitraum.2984 Eine weitere Vertiefung der Wirtschaftsbeziehun-

gen könnte durch die Schaffung eines FTA erfolgen. Entsprechende Verhandlungen nahmen 

beide Seiten im März 2006 auf.2985 Die Gespräche schienen Ende 2006 aus verschiedenen 

Gründen nicht voranzukommen. Während die USA u.a. die Verletzung von Urheberrechten 

beklagen, dürfte Malaysia der Abschluß eines FTA auch wegen der pro-israelischen Haltung 

der Bush-Administration im Libanon-Konflikt nicht einfach fallen. Ein solcher Schritt könnte 

in der muslimischen Welt angesichts der Kritik Kuala Lumpurs am Vorgehen Washingtons 

im Nahen und Mittleren Osten auf Unverständnis stoßen.2986 

  Jenseits dessen haben zwei Ereignisse das Verhältnis der USA zu Malaysia verbessert: Im 

Kampf gegen den Terrorismus verfolgen beide Seiten – trotz der erwähnten Dissonanzen – 

auch ähnliche Ziele. Die USA haben nach dem 11. September 2001 sehr schnell realisiert, daß 

sie zur Eindämmung islamistischer Strukturen in Südostasien auf die Kooperationsbereit-

schaft der Regierung Mahathir angewiesen sind. Dies führte nicht nur im Weißen Haus zu ei-

ner Neubewertung der beiderseitigen Beziehungen, sondern ließ auch konservative, der Bush-

Regierung nahestehende think tanks wie etwa die Heritage Foundation eine 180-Grad-Wende 

in ihrer Bewertung Malaysias vollziehen.2987 Der viel kritisierte ISA wird von der amerikani-

schen Regierung nicht mehr in Frage gestellt, weil er sich als hilfreiches Instrument gegen is-
                                                 
2982  Vgl. IMF (2006): S. 319 – 321, 509 – 512. 
2983  Dies deutete der amerikanische Botschafter in Malaysia, Christopher J. LaFleur, Ende Januar 2005 an. Vgl. 

LaFleur (27.01.2005). 
2984  Vgl. ASEAN Secretariat (November 2005): S. 158 f. 
2985  Vgl. George W. Bush, Statement by the President on U.S.-Malaysia Free Trade Agreement, Washington 

D.C., 8. März 2006. 
2986  Vgl. Christopher J. LaFleur, On Common Ground: The U.S. and Malaysia in 2006, Sabah, 16. Februar 

2006. Derwin Pereira, Malaysian ‘dithering’ over FTA worries US; KL may be wary of negative Muslim 
views and unequal trade benefits, in: The Straits Times, 18. September 2006 (online). John Burton, US talks 
push for more access to Malaysian markets, in: Financial Times, 13. Juni 2006 (online). 

2987  John T. Dori hatte im November 1998 in einer Analyse gefordert, daß die USA den APEC-Gipfel in Kuala 
Lumpur wegen der Inhaftierung Anwar Ibrahims boykottieren sollten. Sein Kollege Dana R. Dillon rief 
hingegen den amerikanischen Senat im Oktober 2003 auf, von einer Kürzung der für Malaysia vorgesehe-
nen Militärhilfe abzusehen, da Kuala Lumpur ein wichtiger Verbündeter im Kampf gegen den Terrorismus 
sei. Die US-Senatoren hatten diese Maßnahme als Reaktion auf die antisemitische Rede Mahathirs vor der 
OIC angedacht. Die Heritage Foundation hat zudem mehrere Vorträge mit hochrangigen Vertretern der ma-
laysischen Regierung ausgerichtet. Vgl. John T. Dori, Standing Up For Democracy and Economic Reform 
in Malaysia, The Heritage Foundation, Backgrounder, Nr. 1235, Washington D.C., 16. November 1998. 
Dana R. Dillon, Cutting Off Military Assistance to Malaysia is Counterproductive, The Heritage Founda-
tion, Executive Memorandum, Nr. 905, Washington D.C., 7. November 2003. Dato’ Seri Abdullah Haji 
Ahmad Badawi, Strengthening the U.S. Malaysia Friendship, The Heritage Foundation, Heritage Lectures, 
Nr. 763, Washington D.C., 16. September 2002. Thomas B. Edsall, Think Tank’s Ideas Shifted As Malay-
sia Ties Grew, in: The Washington Post, 17. April 2005, S. A01. 
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lamische Fundamentalisten erwiesen hat2988 (und Washington seit dem Patriot Act vom Okto-

ber 2001 ebenfalls über ein innenpolitisch umstrittenes Herrschaftsinstrument verfügt)2989. 

Auch wenn der Streit um menschenrechtliche Standards anhält, hat er auf der bilateralen      

Agenda dadurch an Bedeutung verloren. Washington nahm zudem wohlwollend zur Kenntnis, 

daß sich der malaysische Ministerpräsident unmittelbar nach den Anschlägen vom 11. Sep-

tember 2001 in der amerikanischen Botschaft in Kuala Lumpur in ein Kondolenzbuch eintrug. 

Höhepunkt dieser Entwicklung war im Mai 2002 der seit Januar 1984 erste offizielle Emp-

fang von Mahathir bin Mohamad im Weißen Haus.2990 Präsident Bush sprach gar von 

„friendship“2991, als er seinen Amtskollegen begrüßte. Wie sehr sich die inhaltlichen Prioritä-

ten der amerikanischen Malaysia-Politik zu diesem Zeitpunkt verschoben hatten, zeigt fol-

gendes Beispiel: Noch im Juli 2001 soll Außenminister Colin L. Powell seinem Kollegen Seri 

Syed Hamid Albar gesagt haben, daß es nur dann zu einem Treffen zwischen Bush und Ma-

hathir kommen werde, wenn es u.a. Fortschritte im Falle Anwar Ibrahims sowie bei der Be-

handlung Oppositioneller gebe.2992 Im Mai 2002 waren beide Bedingungen nicht erfüllt. Die 

USA haben damit anerkannt, daß Malaysia als gemäßigte muslimische Gesellschaft eine 

wichtige Rolle im Kampf gegen den Terrorismus spielen kann, zumal es von Oktober 2003 

bis Ende 2006 den Vorsitz der OIC (57 Mitglieder) ausübte und von Februar 2003 bis Ende 

2005 auch den Vorsitz der Blockfreienbewegung (116 Mitglieder) innehatte. Malaysia hilft 

des weiteren als Vermittler dem US-Bündnispartner Philippinen in dessen Verhandlungen mit 

der MILF, um eine dauerhafte Friedenslösung für Mindanao zu finden.2993  

  Seit Januar 2003 ist Malaysia Mitglied der CSI.2994 Der Proliferation Security Initiative ist 

das Land hingegen nicht beigetreten.2995 Im Kampf gegen den Terrorismus sollen die Ge-

                                                 
2988   Der Justizminister der USA, John Ashcroft, soll einem Vertreter der malaysischen Justizbehörde am 13. 

Mai 2002 mitgeteilt haben, daß Washington die Anwendung des ISA im Kampf gegen den Terrorismus 
gutheiße. Vgl. Marvin Ott, U.S.-Southeast Asia Relations: Building for the Long Term, in: Comparative 
Connections, Nr. 2, Juli 2002, S. 56. 

2989  Vgl. Robert O’Harrow Jr., Six Weeks in Autumn, in: The Washington Post, 27. Oktober 2002, S. W06. 
2990  Mahathir war zuvor lediglich zu privaten Treffen mit Präsident Bush im Mai 1989 und mit Präsident Clin-

ton im Mai 1996 auf amerikanischem Boden zusammengekommen. Vgl. Department of State, Visits to the 
U.S. by Foreign Heads of State and Government, Washington D.C. 2006. 

2991  Department of State, U.S. and Malaysia: President Bush / Remarks With Prime Minister Mahathir of Ma-
laysia in Photo Opportunity, Washington D.C., 14. Mai 2002.  

2992  Vgl. New Straits Times Press, US-Malaysia military exercises not abnormal, 1. August 2001 (online). 
2993  Christopher J. LaFleur hebt die Bedeutung Malaysias für die amerikanische Außenpolitik in der islamischen 

Welt hervor: „[...] our relationship with Malaysia is of critical importance to U.S. interests in Southeast 
Asia, and to our overall engagement with the Islamic World.“ Christopher J. LaFleur, U.S.-Malaysian Rela-
tions on “a Positive Path” (Statement before the U.S. Senate Foreign Relations Committee), Washington 
D.C., 10. September 2004. 

2994  An diesem Beispiel wird sehr gut deutlich, wie sich ökonomische Zwänge auf die Kooperationsbereitschaft 
Malaysias in sicherheitspolitisch relevanten Fragen auswirken. Finanzminister Datuk Dr. Jamaludin Mohd 
Jarjis erklärte damals: „It is important for Malaysia to participate in the CSI because if we don’t, our goods 
cannot be exported to the US, which accounts more than 20 per cent of our exports“. Zit. n. New Straits 
Times, Malaysia participates in US Container Security Initiative, 21. Januar 2003 (online). 
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heimdienste beider Seiten eng miteinander kooperieren. Die USA haben sich hinsichtlich der 

zahlreichen Festnahmen von Mitgliedern der JI oder der Kumpulan Mujahideen Malaysia 

(KMM) durch die malaysischen Behörden äußerst zufrieden gezeigt.2996 Ein wichtiges Ergeb-

nis der Zusammenarbeit ist die auf amerikanische Initiative erfolgte Gründung des Southeast 

Asia Regional Center for Counter-Terrorism (SEARCCT), der am 1. Juli 2003 in Kuala Lum-

pur eröffnet wurde. Er soll nicht nur Daten über die Aktivitäten militanter Gruppen sammeln, 

sondern auch Vertreter betroffener Staaten in der Auseinadersetzung mit dem Terrorismus 

schulen. Die USA finanzieren Aktivitäten dieser Einrichtung und stellen Experten für Trai-

ningsmaßnahmen zur Verfügung.2997 Jenseits dessen halten sie sich ganz bewußt im Hinter-

grund und überlassen die Verwaltung des SEARCCT der Regierung in Kuala Lumpur. Unter 

diesen Bedingungen fällt es mehrheitlich muslimisch geprägten Staaten wie Malaysia und In-

donesien weitaus leichter, das Projekt zu unterstützen, da sie sich innenpolitisch nicht dem 

Vorwurf ausgesetzt sehen, in ihrem Kampf gegen den Terrorismus von den USA gesteuert zu 

werden.2998  

  Ein weiterer qualitativer Sprung erfolgte im Zuge des Wechsels im Amt des Regierungs-

chefs in Kuala Lumpur im Oktober 2003. Abdullah Ahmad Badawi tritt gegenüber den USA 

weitaus konzilianter auf als sein Vorgänger. Nachdem er die Wahlen vom März 2004 mit   

überwältigender Mehrheit gewonnen hatte und dadurch innenpolitisch gestärkt worden war, 

konnte er sensible Themen selbstbewußt angehen.2999 So verzichtete Badawi offensichtlich 

auf eine Einmischung in die gerichtliche Überprüfung des Anwar-Falles, was zu dessen Frei-

lassung am 2. September 2004 führte.3000 Damit war ein permanenter Streitpunkt im Verhält-

nis beider Staaten beseitigt. Bereits im Juli 2004 hatte Badawi seinen Antrittsbesuch in Wa-

shington absolviert, was ebenfalls auf verbesserte Beziehungen deutet. 

  Die amerikanische Malaysia-Politik wird insofern strategischen Kriterien gerecht, als so-

wohl die Clinton- als auch die Bush-Administration zwischen den z.T. heftigen Meinungsver-

schiedenheiten mit der Regierung Mahathir auf der einen Seite und dem strategischen Wert 

des Landes auf der anderen Seite unterscheiden konnten. Beide Seiten lassen sich in hohem 

                                                                                                                                                         
2995  Anfang 2004 wurde bekannt, daß malaysische Firmen daran beteiligt gewesen sein sollen, Gaszentrifugen 

nach Libyen zu liefern. Die Ladung wurde jedoch rechtzeitig von deutschen und italienischen Behörden ab-
gefangen. Die Bush-Administration stellte fest, daß die malaysische Regierung nicht in den Vorfall ver-
wickelt sei. Vgl. Storey (2005): S. 7. 

2996  Vgl. zum gemeinsamen Kampf gegen den Terrorismus Sodhy (2003): S. 376 – 379. 
2997  Vgl. Department of State, Malaysia: Counterterrorism Center, Washington D.C., 8. Oktober 2003. 
2998  Vgl. Simon (Oktober 2003): S. 71. Siehe auch Kapitel 6/V/4 in dieser Arbeit. 
2999   Das von der UMNO geführte Parteienbündnis „Nationale Front“ konnte am 21. März 2004 insgesamt 64,4 

% aller Stimmen und damit 199 von 219 Parlamentssitzen erringen. Die UMNO verfügt allein über 110 Sit-
ze. 

3000   Das malaysische Bundesgericht sprach Anwar am 31. August 2004 jedoch lediglich vom Vorwurf der So-
domie frei. Die Verurteilung wegen Korruption wurde nicht aufgehoben, weshalb er sich bis 2008 um kein 
öffentliches Amt bewerben darf. 
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Maße von pragmatischen Erwägungen in der Beurteilung ihrer zwischenstaatlichen Konflikte 

leiten. Das Urteil von Pamela Sodhy steht in dieser Frage daher stellvertretend für die Mei-

nung vieler Experten: „The U.S.-Malaysian relationship, despite appearances and rhetoric, has 

strong fundamentals and is marked more by cooperation than tension.“3001 Darauf wies auch 

Ministerpräsident Badawi während seines Washington-Besuches im Juli 2004 hin: „You can-

not judge our bilateral relations simply on the basis of what you hear [...] our relation is very, 

very, very strong.“3002 Während das Gros der Konflikte aus unterschiedlichen Auffassungen 

in normativen Fragen resultiert, haben die Differenzen nicht dazu geführt, die militärischen 

Beziehungen zu unterbrechen. Für das USPACOM ist Malaysia ein wichtiger Eckstein zur 

Aufrechterhaltung der Vornepräsenz im asiatisch-pazifischen Raum.3003 Richard L. Armitage, 

stellvertretender US-Außenminister, stellte dazu am 6. Dezember 2004 fest: „Malaysia has 

become a political, economic, and strategic partner of great and growing importance.“3004 

Sollte es zwischen China und den USA zu einem gewaltsamen Konflikt kommen, wird Wa-

shington zwar vermutlich nicht auf die Solidarität Kuala Lumpurs hoffen können, da dieses 

über enge Beziehungen zum Reich der Mitte verfügt.3005 Die militärischen Kontakte des 

USPACOM sorgen aber dafür, daß Malaysia sich nicht vollends dem chinesischen Lager an-

schließt. So kritisch sich Mahathir gegenüber den USA auch immer gezeigt hat – und in die-

ser Frage gab und gibt es in Asien nur wenige Politiker, die ihn übertrumpfen konnten –, so 

scheint er sich für den Fall, daß der Aufstieg Chinas bzw. dessen Ergebnis nicht friedlich ver-

laufen sollten, doch eine Hintertür offengelassen zu haben.3006 Malaysia betreibt damit gegen-

über den USA minimal bandwagoning. Washington verhält sich dabei gegenüber Kuala Lum-

pur – bei insgesamt schwierigen Ausgangsbedingungen – solange strategisch, wie Vorfälle 

wie der APEC-Auftritt Al Gores von 1998 nicht zur Regel werden, sondern die Ausnahme 

bleiben. 

 

                                                 
3001   Sodhy (2003): S. 382. Helen E. S. Nesadurai blickt deshalb optimistisch in die Zukunft: „The pragmatic en-

gagement between the two countries will, therefore, continue during the second Bush Administration.“ Ne-
sadurai (2004): S. 25. 

3002  Department of State, President Bush Welcomes Malaysian Prime Minister to White House, Washington 
D.C., 19. Juli 2004. 

3003  „Our ship visits and exercises in Malaysia, which have gradually increased, have become an important 
component of our Southeast Asian presence.“ Department of Defense (November 1998): S. 39. 

3004  Richard L. Armitage, Remarks at Swearing in of Christopher J. LaFleur, Ambassador Designate to Malay-
sia, Washington D.C., 6. Dezember 2004.  

3005  So auch Stuart-Fox (2004): S. 134. 
3006  „The United States therefore represents an important counter-weight to China in Malaysian strategic think-

ing. Even under former Prime Minister Mahathir Mohamad […] Malaysia relied on Britain and the United 
States as the ultimate guarantors of Malaysian security.“ Roy (2005): S. 316. Vgl. zur Gegenposition Zaka-
ria (2005): S. 59. 
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5.  Indonesien 

Die USA hatten an der Gründung Indonesiens 1949 insofern Anteil, als sie sich nach dem En-

de des Pazifikkrieges für die Dekolonisierung Südostasiens einsetzten.3007 In der Ära Sukarno 

waren die Beziehungen dann dadurch belastet, daß dieser sich dem kommunistischen China 

annäherte. Washington hatte deshalb sogar versucht, den Präsidenten zu stürzen, indem es 

Aufstände im Archipel wie etwa jene in der Provinz Java von 1957 bis 1961 unterstützte.3008 

Nach dem Putsch von 1965 verbesserten sich die diplomatischen Ausgangsbedingungen für 

die USA. Es gelang ihnen, zu Suharto, dem neuen starken Mann des Archipelstaates, enge 

Beziehungen aufzubauen. Sie sollten bis zum Ende des Ost-West-Konflikts andauern. Zu den 

guten Beziehungen trug bei, daß die USA nicht nur die Übernahme Niederländisch-

Neuguineas3009 durch Indonesien im Mai 1963 akzeptierten. Sie wurde durch den manipulier-

ten „Act of Free Choice“ im Juli/August 1969 – nur von Jakarta berufene Stimmberechtigte 

durften wählen – bestätigt.3010 Auch für den Einmarsch indonesischer Truppen in Ost-Timor 

ab Dezember 1975 zeigte die amerikanische Regierung unter Präsident Gerald Rudolph Ford 

Verständnis.3011 Die ehemalige portugiesische Kolonie wurde dem Archipelstaat im folgenden 

Jahr als 27. Provinz angeschlossen. Daß Washington in Fragen der Menschenrechte gegen-

über Jakarta beide Augen bewußt geschlossen hielt, ist auf die strategischen Bedingungen des 

Ost-West-Konflikts zurückzuführen. Indonesien war damals die führende Macht des mariti-

men Südostasiens, auf deren Kooperationsbereitschaft die USA angewiesen waren. Dies galt 

umso mehr, als Indochina ab Mitte der 70er Jahre zunehmend unter sowjetischen Einfluß ge-

riet. Washington betrachtete Jakarta daher seit der Entmachtung Sukarnos als antikommuni-

stisches Bollwerk Südostasiens. 

  Nach dem Ende des Ost-West-Konflikts änderten sich die Determinanten der amerika-

nisch-indonesischen Beziehungen.3012 Der systemische Druck wurde infolge des Wegfalls der 

sowjetischen Bedrohung geringer, und Jakarta konnte nach der Aufnahme diplomatischer Be-

ziehungen zu Peking 1990 gegenüber Washington auch nicht mehr glaubwürdig die „China-

                                                 
3007  Vgl. Yahuda (1996): S. 117. 
3008  Vgl. Lanti (2005): S. 35. 
3009  Im Oktober 1962 war Niederländisch-Neuguinea zunächst der UNO unterstellt worden. Jakarta führte die 

Provinz fortan unter der Bezeichnung „Irian Jaya“, die 2002 in „Papua“ umbenannt wurde. 
3010  Vgl. The National Security Archive, Indonesia’s 1969 Takeover of West Papua Not by “Free Choice”, 

zusammengestellt von Brad Simpson, Washington D.C., 9. Juli 2004. 
3011  Vgl. The National Security Archive, East Timor Revisited, zusammengestellt von William Burr und Mi-

chael L. Evans, Washington D.C., 6. Dezember 2001. 
3012  Vgl. zu den amerikanisch-indonesischen Beziehungen Bruce Vaughn, Indonesia: Domestic Politics, Strate-

gic Dynamics, and American Interests, CRS Report for Congress (RL32394), Washington D.C., 3. April 
2006. John B. Haseman, Eduardo Lachica, Toward a Stronger U.S.-Indonesia Security Relationship, Wash-
ington – Jakarta, August 2005. Anthony L. Smith, A Glass Half Full: Indonesia-U.S. Relations in the Age 
of Terror, in: Contemporary Southeast Asia, Nr. 3/2003, S. 449. National Commission on U.S.-Indonesian 
Relations, Report / Strengthening U.S. Relations with Indonesia: Toward a Partnership for Human Resource 
Development, Stanford – Washington D.C. 2003. 
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Karte“ spielen, um außenpolitische Zugeständnisse zu erhalten. Derartige Umbruchphasen, in 

denen sich für die USA noch kein klarer, neuer peer competitor in Südostasien abzeichnete, 

sind aus der Sicht des systemischen Realismus geradezu dafür prädestiniert, daß in den bilate-

ralen Beziehungen zweier Staaten aus sicherheitsstrategischer Sicht sekundäre Themen die 

Oberhand gewinnen. Um einen solchen Themenwechsel auf der tagespolitischen Agenda bei-

der Seiten durchzuführen, bedarf es jedoch – wie in den amerikanisch-chinesischen Bezie-

hungen mit der Niederschlagung der Demokratiebewegung auf dem Tiananmen-Platz am 4. 

Juni 1989 – eines Anlasses, den in diesem Fall die indonesischen Streitkräfte lieferten. Am 

12. November 1991 beendeten sie in Dili, der Hauptstadt Ost-Timors, gewaltsam eine De-

monstration. Dabei starben vermutlich mehr als 200 Zivilisten („Massaker von Santa Cruz“). 

Die USA froren darauf die IMET-Kooperation mit Indonesien ein. Als es nach dem Unab-

hängigkeitsvotum der Bevölkerung Ost-Timors vom 30. August 1999 erneut zu gewaltsamen 

Auseinandersetzungen mit ca. 1.500 Toten und 300.000 Vertriebenen – bei einer Gesamtbe-

völkerung von 850.000 – kam,3013 verschärfte die damalige Clinton-Administration die militä-

rischen Sanktionen. Hintergrund der amerikanischen Reaktion waren Indizien, die dafür spra-

chen, daß die Unruhen maßgeblich von Teilen der indonesischen Streitkräfte geschürt und 

Menschenrechtsverletzungen von ihnen begangen worden sind. Mit Blick auf die damalige 

Regierung hielt der Menschenrechtsbericht des US-Außenministeriums deutlich fest: „The 

Habibie Government committed serious human rights abuses“3014. 

  Die USA änderten ihre Politik gegenüber Indonesien in den 90er Jahren insofern, als sie 

die auslösenden Momente für umfassende Kooperationsbeziehungen neu definierten. Wäh-

rend des Kalten Krieges versuchten sie, mittels finanzieller Hilfe ökonomische und dann auch 

politische Stabilität zu schaffen, um auf dieser Basis zusammenzuarbeiten. Nach dem Ende 

des Kalten Krieges hatte sich Washington hingegen dadurch von seiner aktiven, gestaltenden 

Position verabschiedet, daß Reformen Jakartas als Ausgangspunkt der beschriebenen Wir-

kungskette gesehen wurden. Durch sie sollten politische und dann auch ökonomische Stabili-

tät erreicht werden, um eine Kooperationsbasis für die amerikanisch-indonesischen Bezie-

hungen zu schaffen.3015 In diesem Sinne wirkten die USA z.B. im Mai 1999 auf die Weltbank 

ein, die Vergabe eines Kredits in Höhe von 1,1 Mrd. US-Dollar bis zur Abhaltung der einen 

                                                 
3013  Die Zahl von 1.500 Toten wurde zuletzt im Januar 2006 von der „Commission for Reception, Truth and 

Reconciliation“ bestätigt. Vgl. Colum Lynch, U.S. Arms Helped Indonesia Attack East Timor, in: The 
Washington Post, 25. Januar 2006 (online). Andere Stellen gehen von 7.000 Toten aus. Vgl. Vaughn 
(03.04.2006): S. 11. 

3014  Department of State, Country Reports on Human Rights Practices 1999: Indonesia, Washington D.C., 23. 
Februar 2000. 

3015  Vgl. Timo Kivimäki, U.S.-Indonesian Relations During the Economic Crisis: Where Has Indonesia’s Bar-
gaining Power Gone?, in: Contemporary Southeast Asia, Nr. 3, Dezember 2000, S. 527 – 549, hier vor al-
lem S. 536 f. 
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Monat später erfolgten Wahlen in Indonesien zu verzögern, damit die Mittel vorher nicht von 

der herrschenden Golkar-Partei verwendet werden konnten.3016  

  Ein weiterer Vorfall vom August 2002 veranlaßte auch die Bush-Administration, zunächst 

an der Distanzierung der USA zu den Streitkräften Indonesiens festzuhalten: Zwei amerikani-

sche Staatsbürger, die als Lehrer auf Papua arbeiteten, sowie ein indonesischer Angestellter 

der Firma Freeport gerieten in der Nähe Timikas in einen Hinterhalt und kamen dabei ums 

Leben. Die Hintergründe dieses Vorfalles ließen sich bislang (Stand: 2006) nicht vollständig 

aufklären. Spekulationen gehen von einer Verwicklung der TNI wie auch der Free Papua Mo-

vement (Organisasi Papua Merdeka, OPM) aus. Das Attentat wurde jedoch zunächst zu einer 

Belastung der amerikanisch-indonesischen Beziehungen, weil Washington Jakarta vorwarf, 

die Aufklärung der Ereignisse zu blockieren.3017 Erst als sich Präsident Bush im Oktober 2003 

positiv zur Kooperationsbereitschaft der indonesischen Behörden äußerte und für eine Ver-

besserung der gemeinsamen militärischen Beziehungen eintrat, kam es zu einer Entschärfung 

des Vorfalls.3018 Der grundsätzliche Dissens in den Beziehungen beider Seiten wurde dadurch 

aber nicht beseitigt. Zwar stellten die Jahresberichte des amerikanischen Außenministeriums 

zur Menschenrechtssituation in Indonesien durchaus Fortschritte fest. Aber auch für das Jahr 

2005 lautete das Fazit: „Inadequate resources, poor leadership, and limited accountability 

contributed to serious violations by security forces.“3019 Dazu werden extralegale Tötungen 

durch Sicherheitskräfte, Folter, willkürliche Verhaftungen sowie Einschränkungen der Rede- 

und Versammlungsfreiheit gezählt. 

  Die Kritik der USA an der Nichtbeachtung der Menschenrechte durch die indonesischen 

Sicherheitsbehörden in kritischen Gebieten wie Aceh und Papua sorgt in Jakarta aber auch 

deshalb für Unmut, weil befürchtet wird, daß Washington nach der Abspaltung Ost-Timors 

weitere separatistische Bewegungen im Archipel aktiv unterstützen könnte.3020 Anlaß dazu 

                                                 
3016  Vgl. Sheldon Simon, U.S.-ASEAN: Good News and Bad News, in: Comparative Connections, Nr. 1, Juli 

1999, S. 36. 
3017  Vgl. Bruce Vaughn, Papua, Indonesia: Issues for Congress, CRS Report für Congress (RL33260), Washing-

ton D.C., 19. Januar 2006. 
3018  Vgl. Agence France Presse, Bush says US ready to resume military cooperation with Indonesia, 15. Oktober 

2003 (online). Nach der Verhaftung von Anthonius Wamang, einem der mutmaßlichen Drahtzieher des An-
schlags, im Januar 2006 hegten Beobachter die Hoffnung, daß der Timika-Vorfall aufgeklärt wird und so-
mit keine Belastung mehr für die amerikanisch-indonesischen Beziehungen darstellt. Gegen Wamang ist in 
den USA Anklage erhoben worden. Vgl. Channel News Asia, Indonesia hopes for resumed US military ties 
after Papua rebel charged, 25. Januar 2004 (online). 

3019  Department of State, Country Reports on Human Rights Practices 2005: Indonesia, Washington D.C., 8. 
März 2006. 

3020  Präsident Bill Clinton hatte sich damals massiv für den Einsatz einer internationalen Friedenstruppe auf 
Ost-Timor eingesetzt und damit dessen sich bereits abzeichnende Abspaltung von Indonesien begünstigt. 
Dabei setzte er die Regierung in Jakarta unter Druck, als er erklärte: „I think the United Nations will sup-
port such an endeavour if the Indonesians will request it and I think it is imperative they do so. I think we 
are making headway“. Zit. n. Emmanuel Dunand, UN team arrives in Dili as US suspends military sales to 
Indonesia, in: Agence France Presse, 11. September 1999 (online). 
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gab eine Resolution des amerikanischen Repräsentantenhauses vom Juli 2005. Darin war die 

Regierung in Jakarta aufgefordert worden, die Bevölkerung Papuas darüber abstimmen zu las-

sen, ob sie weiterhin zum indonesischen Staatsverband gehören will.3021 Die amerikanische 

Regierung hat sich hingegen mehrfach und sehr deutlich zur territorialen Integrität Indonesi-

ens bekannt. Während des Besuchs von Präsident Yudhoyono in den USA im Mai 2005 hiel-

ten beide Seiten in einer Gemeinsamen Erklärung fest: „President Bush emphasized his go-

vernment’s support for Indonesia’s territorial integrity and reiterated that the United States 

opposes secessionist movements in any part of Indonesia.“3022 

  Die amerikanische Sanktionsfront geriet erstmals im Zuge der Anschläge vom 11. Sep-

tember 2001 ins Wanken. Wie sich schnell herausstellte, waren und sind Gruppierungen wie 

die Jemaah Islamiyah auch in Indonesien aktiv.3023 Für Washington gab es damit zwei ge-

wichtige Anreize, seine Beziehungen zu Jakarta zu verbessern: Die Muslime in Indonesien 

gelten, erstens, als moderat. Damit ist auf amerikanischer Seite die Hoffnung verbunden, ein-

facher als etwa mit konservativen muslimischen Gesellschaften wie jenen Saudi Arabiens     

oder Irans partnerschaftliche Beziehungen aufzubauen und diesen Vorbildcharakter zuzu-

schreiben. Zweitens sind die USA auf die Zusammenarbeit mit den indonesischen Sicher-

heitsbehörden angewiesen, wenn sie die organisatorischen Wurzeln des Terrorismus in Süd-

ostasien bekämpfen wollen. Insofern kam es der Bush-Administration sehr gelegen, daß be-

reits vor den Anschlägen von New York und Washington D.C. ein Staatsbesuch mit Präsiden-

tin Megawati Sukarnoputri vereinbart worden war, der am 19. September 2001 stattfand. Bei-

de Seiten verurteilten die Terrorattacken der Al Qaida aufs schärfste.3024 Damit hatte sich die 

Führerin des größten muslimischen Staates der Welt demonstrativ auf die Seite der USA ge-

stellt. 

  Nachhaltige Wirkungen konnte dieses Gipfeltreffen allerdings nicht entfalten. Aufgrund 

des innenpolitischen Drucks der muslimischen Mehrheitsbevölkerung übte Megawati Kritik 

am amerikanischen Vorgehen gegen das Taliban-Regime und hielt sich in einer Verurteilung 

islamistischer Tendenzen im eigenen Land zurück.3025 Bis zu den Anschlägen von Bali war 

Jakarta nicht bereit, die Existenz eines Terrorismus-Problems in Indonesien überhaupt anzu-

                                                 
3021  Vgl. Simon (Oktober 2005): S. 62. 
3022  The White House, Joint Statement Between the United States of America and the Republic of Indonesia, 

Washington D.C., 25. Mai 2005. Siehe auch Eric G. John, Indonesia: Positive Trends and the Implications 
for U.S. Strategic Interests (Statement before the Senate Foreign Relations Committee, Subcommittee on 
East Asian and Pacific Affairs), Washington D.C., 15. September 2005. 

3023  Vgl. International Crisis Group, Indonesia Backgrounder: How the Jemaah Islamiyah Terrorist Network 
Operates, Jakarta – Brüssel, 11. Dezember 2002. 

3024 Vgl. The White House, Joint Statement Between the United States of America and the Republic of Indone-
sia, Washington D.C., 19. September 2001. 

3025 Vgl. Far Eastern Economic Review, 18. Oktober 2001, S. 12. Dini Djalal, John McBeth, All Talk, No Ac-
tion, in: Far Eastern Economic Review, 25. Oktober 2001, S. 18 f. Rajiv Chandrasekaran, Radical Muslim 
Groups Assail Indonesia’s Ties With U.S., in: The Washington Post, 9. Oktober 2001, S. A17. 
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erkennen. Aus diesem Grund kam es auch nicht zu zielgerichteten Verhaftungen islamischer 

Extremisten.3026 Der Vizepräsident Indonesiens, Hamzah Haz, setzte vielmehr gegenteilige 

Signale, als er des Islamismus verdächtige Personen durch persönliche Audienzen aufwertete. 

Ende März 2002 empfing er den mutmaßlichen geistigen Führer der Jemaah Islamiyah, Abu-

bakar Baasyir, den Führer des Laskar Jihad, Jafar Umar Thalib, und den Führer der Front 

Pembela Islam, Al-Habib Muhammad Rizieq bin Hussein Syihab, zu einem Abendessen in 

seinem Haus.3027 Nach der Zusammenkunft erklärte Haz, daß seine Gesprächspartner ledig-

lich eine religiöse Gesellschaft anstrebten: „None of them have an extreme character.“ In den 

USA hatte der indonesische Vizepräsident bereits unmittelbar nach den Anschlägen vom 11. 

September 2001 für Verärgerung gesorgt. In einer Moschee in Jakarta soll er gesagt haben, 

daß die Angriffe von New York und Washington D.C. „will cleanse the sins of the United 

States.“ Haz wies dies als falsche Wiedergabe seines Wortlauts zurück.3028  

  Nach dem Attentat von Bali am 12. Oktober 2002, dem 202 Menschen zum Opfer fielen 

und das schnell als „11. September Asiens“ bezeichnet wurde, wuchs der amerikanische und 

auch internationale Druck auf Indonesien. Jakarta zeigte sich nun weitaus kooperationsberei-

ter als zuvor, zumal es in den folgenden Jahren zum Zielgebiet weiterer Anschläge wurde: 

Am 5. August 2003 ging ein Sprengsatz vor dem Hotel „Marriott“ in Jakarta in die Luft (12 

Tote); am 9. September 2004 folgte ein Anschlag gegen die australische Botschaft in Jakarta 

(9 Tote); schließlich wurde Bali erneut am 1. Oktober 2005 zum Ziel von Terroristen (23 To-

te, inklusive der drei Attentäter). Die indonesischen Behörden intensivierten daher ihre Be-

mühungen gegen den religiösen Extremismus. Bis Anfang 2005 wurden mehr als 130 mut-

maßliche Terroristen verhaftet und verurteilt.3029 Die USA lobten dabei besonders das Vorge-

hen gegen die Attentäter des ersten Bali-Anschlags. Admiral Thomas B. Fargo erklärte: „The 

government of Indonesia responded admirably to the terrorist bombings in Bali on 12 October 

2002, arresting many key operatives and developing information on the domestic and regional 

terrorist threat.“3030 Washington unterstützt den Anti-Terror-Kampf der indonesischen Behör-

den in vielfältiger Weise. Dazu gehörte u.a. die 2002 erfolgte Ankündigung, über 50 Mio. 

US-Dollar zur Verfügung zu stellen, von denen 47 Mio. US-Dollar für die indonesische Poli-

zei vorgesehen waren. Der Rest war für Ausbildungsmaßnahmen der Streitkräfte einge-

                                                 
3026 Vgl. Erhard Haubold, Indonesien läßt sich Zeit mit dem Kampf gegen den Terror, in: Frankfurter Allgemei-

ne Zeitung, 26. Februar 2002, S. 3. Rajiv Chandrasekaran, Indonesia a ‘Big Disappointment’ in Terror War, 
in: The Washington Post, 24. März 2002, S. A16. 

3027  Haz besuchte Thalib sogar im Gefängnis, nachdem dieser im Mai 2002 festgenommen worden war. 
3028  Vgl. die Aussagen von Hamzah Haz bei Rajiv Chandrasekaran, Concerned by Indonesia’s Voice of Cau-

tion, in: The Washington Post, 14. Mai 2002, S. A17. 
3029  Vgl. Marie T. Huhtala, Indonesia in Transition: Recent Developments and Implications for U.S. Policy 

(Testimony before the House Committee on International Relations, Subcommittee on Asia and the Pa-
cific), Washington D.C., 10. März 2005. 

3030  Fargo (13.03.2003): S. 40. 
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plant.3031 Die USA haben zudem in einem Sechsjahresprogramm 157 Mio. US-Dollar vorge-

sehen, um das Bildungssystem in Indonesien zu unterstützen. Ziel ist, „to promote tolerance, 

counter extremism, and help provide critical thinking skills so necessary in the modern 

world.“3032 Auch die Polizeibehörden Washingtons und Jakartas sowie die Geheimdienste 

beider Seiten arbeiten eng zusammen.3033 

  Das Attentat von Bali 2002 gilt als Wendepunkt in der Haltung Jakartas gegenüber terrori-

stischen Aktivitäten im Archipel. Hervorzuheben ist gleichwohl zweierlei: Zum einen hatte 

die indonesische Polizei bereits am 27. Juni 2002 erstmalig bestätigt, daß in der ersten Hälfte 

des Jahres 2001 ca. 100 km westlich von Jakarta ungefähr ein Dutzend Terroristen in einem 

Trainingslager militärisch ausgebildet worden ist.3034 Zum anderen hielt die Kritik der USA 

an Indonesien – trotz allen Lobes – in dieser Frage auch nach dem Attentat von Bali an. Dies 

galt z.B. für das Verfahren gegen Abubakar Baasyir, der nach einem komplizierten Prozeß im 

März 2005 zu zweieinhalb Jahren Haft verurteilt, dann jedoch bereits im Juni 2006 entlassen 

wurde.3035 Jakarta wiederum kritisiert an Washington, daß dieses ihm keinen Zugang zum im 

Juni 2002 in Indonesien festgenommenen und dann ausgelieferten Omar Al-Faruq ge-

währt.3036 Dies galt zunächst auch für den im August 2003 in Thailand festgenommenen 

mutmaßlichen operativen Kopf der Jemaah Islamiyah, Hambali, für den Indonesien jedoch 

Anfang Februar 2007 die Genehmigung zur Befragung erhalten hat.3037 Streit herrscht zudem 

über den Terminus „Terrorismus“. Während Jakarta dazu auch Unabhängigkeitsbewegungen 

wie die Gerakan Aceh Merdeka (GAM) und die OPM zählt, hat es Washington abgelehnt, diese 

Gruppen auf die FTO-Liste zu setzen.3038 Für die amerikanische Anti-Terror-Politik wird das 

Geschehen im Archipelstaat langfristig von Bedeutung sein. Dies zeigt sich auch daran, daß 

die USA auf die Ergreifung des prominentesten indonesischen Terroristen, Dulmatin, ein 

Kopfgeld von 10 Mio. US-Dollar ausgesetzt haben, das in dieser Höhe nur noch von den für 

Osama Bin Laden ausgelobten 25 Mio. US-Dollar übertroffen wird.3039  

                                                 
3031  Vgl. Department of State, Summary of Counterterrorism Proposals for Jakarta, Jakarta, 2. August 2002. 

Karen DeYoung, Powell Says U.S. to Resume Training Indonesia’s Forces, in: The Washington Post, 3. 
August 2002, S. A15. 

3032  Huhtala (10.03.2005). 
3033  Vgl. Simon (Juli 2006): S. 64. 
3034  Vgl. Lely T. Djuhari, Police: Militants Trained Near Jakarta, in: Associated Press, 28. Juni 2002 (online). 
3035  Die vorzeitige Entlassung ist auch darauf zurückzuführen, daß Baasyir u.a. die Haftzeit während des Ver-

fahrens angerechnet wurde. Vgl. Ian McPhedran, 30 months for Bali plot; Light jail term angers victims, in: 
Herald Sun, 4. März 2005 (online). 

3036  Vgl. Agence France Presse, Indonesia presses for military ties with US, access to JI leader, 2. Juli 2004 (on-
line). 

3037  Vgl. Associated Press Worldstream, Indonesia to be allowed access to militant Hambali held by US: Re-
port, 3. Februar 2007 (online). 

3038  Vgl. Smith (März 2003): S. 4/4. Smith (Februar 2005b): S. 4. 
3039  Vgl. Department of State, Rewards for Justice – Bali Bombings, Washington D.C., 6. Oktober 2005. 
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  Letztlich gelang es beiden Seiten jedoch auch durch die Zusammenarbeit im Kampf gegen 

den Terrorismus nicht, die Militärbeziehungen zu normalisieren. Dies ist um so bemerkens-

werter, als nicht nur die indonesische Regierung, sondern auch Mitglieder der amerikanischen 

Administration zwischen 1992 und 2005 immer wieder dafür plädiert haben, das bestehende 

Sanktionsregime zu lockern bzw. aufzuheben. Als Präsident Wahid am 12. November 1999 

zu Gast in Washington war, wich Präsident Clinton auf einer Pressekonferenz einer konkreten 

Antwort auf die Frage nach der Zukunft der beiderseitigen Militärbeziehungen zwar aus. Al-

lerdings deutete er an, daß über dieses Thema weiter verhandelt werde: „Well, we’re going to 

talk about that, and about what kinds of things that we both can do, over a period of time, to 

strengthen our relationships, including the issue of military-to-military ties.“3040 In einem 

Bericht des amerikanischen Außenministeriums vom Januar 2001 heißt es, daß eine Unter-

stützung der Streitkräfte durch Trainingsprogramme „recognized Indonesia’s key role on re-

gional security issues, and helps to ensure U.S. access to Indonesia’s air space and strategic 

sea-lanes.“3041 Diese Aussage erfolgt, obwohl an selbiger Stelle darauf hingewiesen wird, daß 

Menschenrechtsverletzungen in Indonesien für eine Blockade der gemeinsamen Militärbezie-

hungen verantwortlich sind. Die Bush-Administration hat dann weiter konsequent versucht, 

die militärischen Beziehungen zu Indonesien wiederaufzunehmen. Dies war u.a. mit Präsiden-

tin Megawati während ihres Washington-Besuches vereinbart worden.3042 Hochrangige Ver-

treter des Pentagons hatten zudem immer wieder darauf verwiesen, daß enge Kontakte zu den 

indonesischen Streitkräften im Kampf gegen den Terrorismus unabdingbar sind. Admiral 

Dennis C. Blair erklärte am 5. März 2002: „Current restrictions on our interaction with the 

TNI limit our effectiveness.“3043 Auch Admiral Thomas B. Fargo stellte am 13. März 2003 

fest: „We need to cooperate more effectively at all levels with Indonesia on terrorism. An In-

ternational Military Education and Training (IMET) program for Indonesia is key to our en-

gagement effort.“3044  

  Bis zur Normalisierung der militärischen Beziehungen mußte sich die amerikanische Re-

gierung darauf beschränken, Schlupflöcher ihres eigenen – maßgeblich vom Kongreß festge-

legten – Sanktionsregimes zu nutzen, um den Kontakt zu den TNI aufrechtzuerhalten. Dazu 

lancierte das Pentagon 1995 das Programm Expanded-IMET (E-IMET), das für ziviles und 

militärisches Personal Trainingskurse in den Bereichen Militärgerichtsbarkeit, Ressourcen-
                                                 
3040  The White House, Remarks by President Clinton and Indonesian President Wahid in Photo Opportunity, 

Washington D.C., 12. November 1999. Siehe auch Jim Lobe, Wahid bolsters Indonesia’s relations with US, 
in: Asia Times, 16. November 1999 (online). 

3041  Department of State, Foreign Military Training and DoD Engagement Activities of Interest Joint Report to 
Congress, Washington D.C., Januar 2001.  

3042  Vgl. The White House (19.09.2001). 
3043  Dennis C. Blair, Statement before the Senate Armed Services Committee on U.S. Pacific Command Pos-

ture, Washington D.C., 5. März 2002, S. 24. 
3044  Fargo (13.03.2003): S. 5. 
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Management, zivile Kontrolle des Militärs und Menschenrechtsfragen vorsah. Es wurde wie 

die anderen Militärprogramme 1999 aufgehoben. Offizielle Publikationen des amerikanischen 

Außenministeriums weisen gleichwohl folgende Mittelzuweisungen für IMET-Programme 

aus: 308.694 US-Dollar für 79 Studenten in 1999, einen kompletten Programmausfall in den 

Jahren 2000 und 2001, 244.783 US-Dollar für 27 Studenten in 2002, 399.734 US-Dollar für 

36 Studenten in 2003 und 500.863 US-Dollar für 24 Studenten in 2004.3045 Von 1992 bis 

1997 wurde zudem weiter mit den indonesischen Spezialkräften, den Kopassus, trainiert.3046 

Nach den gewaltsamen Ausschreitungen im Zuge der Unabhängigkeit Ost-Timors nahm Wa-

shington bereits im Mai 2000 wieder Kontakte zu den Streitkräften Jakartas auf. Dazu gehörte 

die Einladung an Vertreter der Luft- und Seestreitkräfte, sich mit einigen wenigen Soldaten 

als Beobachter an dem Manöver Cobra Gold zu beteiligen.3047 Im Sommer selbigen Jahres 

nahm Indonesien zudem an dem Manöver CARAT teil.3048 Nach dem 11. September 2001 

wurde ein regulärer Meinungsaustausch zwischen den Verteidigungsministerien beider Seiten 

vereinbart. Im April 2002 war dazu eine Delegation des Pentagons unter Leitung von Peter 

Brookes, Deputy Assistant Secretary of Defense for Asian and Pacific Affairs, zu Gesprächen 

in Jakarta. Dies war der hochrangigste militärische Kontakt seit den Vorfällen in Ost-Timor 

1999.3049 Im folgenden Mai kam es dann zu einem Meinungsaustausch zwischen dem Vertei-

digungsminister Indonesiens, Matori Abdul Djalil, und seinem Kollegen Donald Rumsfeld in 

Washington. Matori sprach sich für eine Normalisierung der Militärbeziehungen, aber gegen 

den Einsatz amerikanischer Truppen in Indonesien aus.3050 

  Die Wende in den amerikanisch-indonesischen Militärbeziehungen wurde erst 2005 einge-

leitet. Außenminister Colin L. Powell erklärte Anfang Januar auf einer Geberkonferenz für 

die Tsunami-Opfer in Jakarta, daß die USA ihre Restriktionen bei der Lieferung von Ersatz-

teilen für Transportflugzeuge vom Typ C-130 lockern würden, damit diese in den Krisenre-

gionen zum Einsatz kommen könnten.3051 Nach Auskunft des indonesischen Verteidigungs-

ministers, Juwono Sudarsono, waren zum damaligen Zeitpunkt nur sechs von 21 Hercules-

                                                 
3045  Vgl. dazu die einzelnen Berichte des Department of State zum Thema „Foreign Military Training and DoD 

Engagement Activities of Interest“. 
3046   Vgl. Rob Lever, US deflects criticism of military training program for Indonesia, in: Agence France Presse, 

17. März 1998 (online). Dieser Einheit werden zahlreiche Menschenrechtsverletzungen vorgeworfen. 
3047  Vgl. The Jakarta Post, U.S. to resume military ties with Indonesia, 26. Mai 2000 (online). 
3048  Vgl. Slobodan Lekic, U.S. restarts cautious military ties with Indonesia, in: The Associated Press, 25. Juli 

2000 (online). 
3049  Vgl. Jane Perlez, Indonesia Resumes U.S. Military Talks, Pleasing the Pentagon, in: The New York Times, 

25. April 2002 (online). 
3050  Vgl. Deticom Web Site, Visiting minister says Indonesia not to permit US anti-terror troops, 24. Mai 2002 

(online). 
3051  Vgl. Japan Economic Newswire, U.S. to supply military transport aircraft parts to Indonesia, 5. Januar 2005 

(online). Dieser Schritt war von der RAND Corporation bereits 2001 gefordert worden. Vgl. Rabasa/Chalk 
(2001): S. 102. 
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Maschinen einsatzbereit.3052 Am 26. Februar erklärte dann die neue Außenministerin der 

USA, Condoleezza Rice, daß indonesische Offiziere wieder am gesamten Ausbildungspro-

gramm von IMET teilnehmen könnten.3053 Ende Mai beschloß die amerikanische Regierung, 

auch den Verkauf nichtletaler Ausrüstung zuzulassen.3054 Schließlich kam es am 22. Novem-

ber zu einer vollständigen Wiederherstellung der gemeinsamen militärischen Beziehungen. 

Jener Entscheidung folgten eine ganze Reihe von Wiederannäherungsmaßnahmen:3055 Erst-

mals seit 1992 wurde ein Joint Combined Exchange Training (JCET) durchgeführt. Im April 

2006 haben die Kopassus wieder an der Pacific Area Special Operations Conference 

(PASOC) teilgenommen, die auf Hawaii stattgefunden hat. Auf der Tagung wurden vor allem 

multilaterale Maßnahmen im Anti-Terror-Kampf diskutiert. Der militärische Konsultations-

prozeß ist formalisiert worden. Für die Transportflugzeuge vom Typ C-130 sind im Rahmen 

des FMS-Systems Ersatzteile im Wert von 15 Mio. US-Dollar vorgesehen. Desgleichen ist 

mit der Bereitstellung von Ersatzteilen für Kampfflugzeuge der Typen F-5 und F-16 begon-

nen worden. Eine weitere Mio. US-Dollar ist als FMF zur Unterstützung kritischer Infrastruk-

tur der indonesischen Seestreitkräfte angedacht. Im Bereich militärischer Trainingsmaßnah-

men sind 2005 u.a. folgende Mittel bereitgestellt worden: 1.071.468 US-Dollar für 105 Stu-

denten des CTFP und 791.994 US-Dollar für 49 Studenten des IMET-Programms.3056 Am 29. 

August 2006 haben Vertreter der Streitkräfte beider Seiten zudem ein „Terms of Reference“ 

unterzeichnet, um die Verteidigungskooperation in den Bereichen Ausbildung, Nachrichten-

dienste, Training und Logistik zu vertiefen.3057 Angesichts dieser Wiederannäherung in den 

militärischen Beziehungen hat Admiral William J. Fallon darauf hingewiesen: „Our strategy 

for moving forward is carefully targeted toward areas such as humanitarian assistance and 

maritime security.“3058 Dazu gehört auch die Zusammenarbeit bei UN-Einsätzen. Anfang No-

vember 2006 übernahmen die USA z.B. den Seetransport der militärischen Ausrüstung von 

850 indonesischen Soldaten, die Jakarta für die United Nations Interim Force in Lebanon ab-

gestellt hatte.3059 Die Bush-Administration verfolgt dabei offensichtlich das Ziel, Indonesien 

                                                 
3052  Vgl. Eugene Low, Indonesia ‘needs US military aid to boost democracy’; Jakarta defence chief urges 

Washington to lift sanctions, in: The Straits Times, 16. März 2005 (online). Die Berichte zur Einsatzbereit-
schaft der Hercules-Maschinen sind widersprüchlich. Nach amerikanischen Angaben waren acht von insge-
samt 25 C-130 einsatzbereit. Vgl. Eric Schmitt, U.S. and Indonesia hope crisis effort will help repair mili-
tary ties, in: International Herald Tribune, 17. Januar 2005 (online). 

3053  Dies wurde zuvörderst damit begründet, daß die indonesische Regierung sowie die TNI mit dem FBI im 
Timika-Vorfall zusammengearbeitet hätten. Vgl. Richard Boucher, Indonesia: Secretary Rice’s Decision to 
Certify International Military Education and Training, Washington D.C., 26. Februar 2005.  

3054  Vgl. Demetri Sevastopulo, US agrees military sales to Indonesia, in: Financial Times, 26. Mai 2005 (onli-
ne). 

3055  Vgl. Fallon (07.03.2006): S. 17. Simon (Januar 2006): 55 f. 
3056  Vgl. Department of State (September 2006). 
3057  Vgl. Simon (Oktober 2006): S. 72. 
3058  Fallon (07.03.2006): S. 17. 
3059  Vgl. The Jakarta Post, Indonesian Peacekeepers off to Lebanon, 5. November 2006 (online). 
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verstärkt für UN-Friedensmissionen in muslimisch geprägten Staaten zu gewinnen. Dieses 

Thema stand im Mittelpunkt der Gespräche des Vorsitzenden der U.S. Joint Chiefs of Staff, 

General Peter Pace, Mitte Februar 2007 in Jakarta.3060 

  Die Ergebnisse der amerikanischen Sanktionspolitik fallen zwiespältig aus: Zum einen hat 

sie zweifellos gewirkt. Die Einsatzbereitschaft der indonesischen Seestreitkräfte nahm soweit 

ab, daß sie zunehmend Probleme hatten, gegen transnationale Bedrohungen wie etwa 

Schmugglerbanden im Archipel vorzugehen; die Luftstreitkräfte waren nur noch bedingt 

einsatzbereit.3061 Zum anderen ließ sich das Sanktionsregime nicht langfristig durchhalten, 

ohne dabei weitergehende amerikanische Interessen zu verletzen. Rußland und China boten 

sich als Ersatzlieferanten für Rüstungsgüter an. Und nur wirklich schlagkräftige TNI können 

den Zusammenhalt des Archipelstaates gewährleisten und gegen terroristische Gruppierungen 

vorgehen. Die Kooperationsbereitschaft Indonesiens und auch seiner Streitkräfte ist zudem 

die langfristige Voraussetzung dafür, ungehindert die SLOCs des Archipelstaates nutzen zu 

können.3062 

  Interessant ist des weiteren die Beobachtung, daß vom Erfordernis des gemeinsamen 

Kampfes gegen den Terrorismus keine hinreichende katalytische Wirkung ausging, um die 

amerikanische Sanktionsfront aufzubrechen. Es waren schließlich vor allem zwei Ereignisse, 

die für die Normalisierung der militärischen Beziehungen verantwortlich sind. Lieferte die 

Wahl des Reformers Susilo Bambang Yudhoyono den ideellen Anlaß zur Wiederaufnahme 

der Militärbeziehungen, so stellten der Tsunami vom Dezember 2004 und die sich anschlie-

ßende Hilfsaktion den praktischen Anlaß dar.3063 

  War die Zusammenarbeit der USA mit Suharto während des Ost-West-Konflikts pragma-

tisch-strategischen Erwägungen geschuldet, so steht die amerikanische Führung Yudhoyono 

geradezu herzlich gegenüber. Seit seiner Wahl zum indonesischen Präsidenten im September 

2004 (Amtsantritt: Oktober 2004) haben die Beziehungen zwischen Washington und Jakarta 

zu einem Höhenflug angesetzt. Die Bush-Administration skizziert Yudhoyono als Reformer 

und Musterdemokraten. Das amerikanische Außenministerium erklärt dazu in grundsätzlicher 

Form: „Relations between Indonesia and the U.S. are good and have advanced significantly 

                                                 
3060  Vgl. The Jakarta Post, RI, US to pursue closer defense ties, 14. Februar 2007 (online). 
3061  Vgl. Simon (Januar 2006): S. 55. 
3062  Larry Niksch hatte im Mai 1998 in einem Bericht für den Kongreß verschiedene Szenarien diskutiert, die 

nach dem Sturz Suhartos auf die amerikanische Regierung zukommen könnten. Dabei gelangte er zu fol-
gendem Fazit: „The ability of the United States to influence the Indonesian military probably will be the 
key determinant of the American ability to influence future political developments.“ Larry Niksch, Indone-
sia: May 1998 Political Crisis and Implications for U.S. Policy, CRS Report for Congress (98-468F), Wash-
ington D.C., 18. Mai 1998. 

3063  Das Zusammenspiel dieser zwei Ereignisse wird auch offiziell so gesehen. John G. John, Deputy Assistant 
Secretary for East Asian and Pacific Affairs, sprach etwa von einem „window of opportunity for U.S.-
Indonesian relations.“ John (15.09.2005). 
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since the election of President Yudhoyono in October 2004.“3064 B. Lynn Pascoe, Botschafter 

der USA in Indonesien, wurde dagegen deutlicher. Er sprach mit Blick auf den Staatsbesuch 

Yudhoyonos in Washington im Mai 2005 von einem „historic trip“ und im positiven Sinne 

von „dramatic changes in the U.S.-Indonesian relationship.“3065 Hintergrund dieser Wert-

schätzung dürfte nicht nur dessen tatsächliche Politik, sondern insbesondere der Werdegang 

des indonesischen Präsidenten sein. Er wurde u.a. in Fort Benning und am U.S. Army Com-

mand and General Staff College in Fort Leavenworth in Kansas ausgebildet, wo er im Sep-

tember 2005 in die „Hall of Fame“ aufgenommen wurde. An der Webster-Universität in Mis-

souri hat Yudhoyono seinen Master erworben.3066 Er war zudem in seiner aktiven Zeit bei den 

Streitkräften einer der letzten IMET-Absolventen.  

  Damit haben sich die Ausgangsbedingungen amerikanisch-indonesischer Kommunikation 

und damit Kooperation maßgeblich verbessert. Dies war gleichwohl nicht selbstverständlich. 

Hätte es 2004 z.B. General Wiranto in die Stichwahl um das Präsidentenamt geschafft und 

gewonnen, dann wäre dies ein erheblicher Rückschlag für die Beziehungen zwischen Wa-

shington und Jakarta gewesen.3067 Zudem ist bei aller amerikanischen Freude über die neue, 

reformorientierte Regierung darauf hinzuweisen, daß sich Yudhoyono wie auch seine Vor-

gänger nicht dem Zwang wird entziehen können, zwischen inneren und äußeren Erwartungen 

lavieren zu müssen. Das bedeutet u.a., mit mehr oder weniger deutlichen Worten Angriffe der 

USA gegen Staaten aus der muslimischen Welt zu verurteilen. Dies gilt selbst für Fälle, in 

denen despotische Regime wie jene Saddam Husseins oder der Taliban gestürzt werden. Ja-

karta kritisierte dabei in der Vergangenheit nicht nur das Vorgehen gegen souveräne Staaten, 

sondern vor allem die Kollateralschäden unter der muslimischen Zivilbevölkerung. Indonesi-

en gehört zudem zu den Kritikern der amerikanischen Nahost-Politik, der eine pro-jüdische 

Haltung unterstellt wird. Dabei heißt „Lavieren“ in concreto, einerseits anti-amerikanische 

Demonstrationen wie jene vom 6. August 2006 zuzulassen. An jenem Tag hatten sich mehre-

re tausend Menschen vor der amerikanischen Botschaft in Jakarta versammelt, um gegen die 

militärischen Operationen Israels im Gaza-Streifen sowie gegen den Libanon zu protestieren. 

Den USA wurde vorgeworfen, die Regierung Ehud Olmert zu unterstützen. Andererseits 

lehnte Yudhoyono Forderungen, Freiwillige zum Kampf gegen Israel zu entsenden, ab.3068 

                                                 
3064   Department of State, Background Note: Indonesia, Washington D.C., Mai 2006. 
3065  B. Lynn Pascoe, U.S.-Indonesia Relationship (Remarks at U.S.–Indonesia Society Dinner), Jakarta, 23. 

März 2006. 
3066  Vgl. dazu die Ausführungen von R. Nicholas Burns, Remarks at the American-Indonesian Chamber of 

Commerce (AICC) Dinner in Honor of Indonesian President Susilo Bambang Yudhoyono, New York, 15. 
September 2005. Burns, Under Secretary for Political Affairs, äußert sich in seiner Einführung geradezu 
euphorisch über Yudhoyono. 

3067  So auch Bruce Vaughn, Indonesian Elections, CRS Report for Congress (RS21874), Washington D.C., 20. 
Mai 2005, S. 4. 

3068  Vgl. Simon (Oktober 2006): S. 72. 
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Weitere Beispiele lassen sich finden: Im März 2007 unterstützte Indonesien im UN-

Sicherheitsrat eine Resolution zur Verstärkung der Sanktionen gegen den Iran, um dessen 

Nuklearprogramm entgegenzuwirken; im gleichen Monat sprach es sich für einen Rückzug 

der amerikanischen Truppen aus dem Irak aus.3069 

  Den direkten Anlaß zur Wiederaufnahme der Militärbeziehungen bildete dann der Tsuna-

mi vom Dezember 2004. Die Bush-Administration konnte nun argumentieren, daß die TNI 

nicht nur in der Auseinandersetzung mit der Jemaah Islamiyah, sondern auch zur Bewältigung 

von Naturkatastrophen funktionsfähiges Gerät benötigen. Gleichzeitig nutzten die USA den 

Hilfseinsatz, um ihr im Zuge des Anti-Terror-Kampfes ramponiertes Image in der muslimi-

schen Bevölkerung Indonesiens zu verbessern. Dieses hier unterstellte Motiv weist auf eine 

„versteckte Agenda“ hin: Einen Imagezugewinn der USA in der indonesischen Gesellschaft 

würde es der Führung in Jakarta weitaus einfacher machen, mit Washington zu kooperieren. 

Dies wiederum ist die Voraussetzung dafür, daß die Bush-Administration ihre Position ge-

genüber dem Archipelstaat stärken kann.3070 Erste Umfragen signalisierten, daß die USA mit 

der „versteckten Agenda“ durchaus Erfolg hatten: Eine landesweite Meinungsumfrage in In-

donesien, die vom 1. bis zum 6. Februar 2005 durchgeführt wurde, ließ erkennen, daß die 

Bürger des Archipelstaates zunehmendes Verständnis für den Anti-Terror-Kampf der USA 

entwickelten – die Zahl der Gegner ging von 72 % in 2003 auf 36 % zurück –, und die Sym-

pathiewerte für Osama Bin Laden nahmen von 58 % auf 23 % ab.3071 Auch wichtige muslimi-

sche Organisationen innerhalb Indonesiens wie die Nahdlatul Ulama mit 40 Mio. Mitgliedern 

begrüßten die Unterstützungsmaßnahmen der USA. Washington dürfte auch vor diesem Hin-

tergrund nach der Linderung der unmittelbaren Not auf Sumatra weiter aktiv geblieben sein: 

Nach erfolgreichem Abschluß der Rettungsmaßnahmen sagte die amerikanische Regierung 

400 Mio. US-Dollar für Wiederaufbaumaßnahmen in Aceh und auf Nias zu. Des weiteren 

wurde angekündigt, die 240 km lange Autobahn zwischen Banda Aceh und Meulaboh wieder 

                                                 
3069  Vgl. Simon (Juli 2007): S. 66. 
3070  Außenministerin Rice hat im März 2006 ganz unverblümt in Jakarta erkennen lassen, daß sie darauf hoffe, 

daß die Solidarität der USA in Indonesien entsprechend gewürdigt werde: „I would hope that it would be 
recognized that the United States – the heart of the people of the United States is demonstrated when so-
mething like the tsunami happens.“ Condoleezza Rice, Remarks With Indonesian Foreign Minister Noer 
Hasan Wirajuda, Jakarta, 14. März 2006. Auch Marie T. Huhtala, stellvertretende Ostasienbeauftragte im 
amerikanischen Außenministerium, erklärte mit Blick auf die Tsunami-Hilfsaktion der USA selbstbewußt, 
„that Indonesia has no better friend than the United States. We are there when it counts.“ Huhtala 
(10.03.2005). 

3071  Vgl. Cossa (April 2005): S. 11 f. Gleichwohl ist festzustellen, daß derartige Umfrageergebnisse im Zeichen 
besonderer Ereignisse von begrenzter Aussagekraft sind. Vergangene Meinungserhebungen deuten erhebli-
che Schwankungen an: So standen den USA 2003 nur 15 % der Indonesier positiv gegenüber, wohingegen 
dies drei Jahre zuvor noch 75 % waren. Vgl. Vaughn (03.04.2006): S. 19. 



738 Die Vorgehensweise: Kooperative und konfrontative Elemente    
 
 

 

instand zu setzen, wofür allein 245 Mio. US-Dollar veranschlagt wurden.3072 Zudem blieb das 

Lazarettschiff USNS Mercy weiter im Einsatz.3073  

  Trifft die Bewertung zu, daß der Wechsel im Amt des indonesischen Präsidenten und 

letztlich ein Zufallsereignis wie der Tsunami die wesentlichen Auslöser für die seit 2005 zu 

beobachtende Normalisierung der Militärbeziehungen sind, dann läßt sich dies auch dahinge-

hend interpretieren, daß das Verhältnis Washingtons zu Jakarta noch sehr stark vom Moment 

des Augenblicks lebt. Das Fundament ist brüchig, weil es nicht in eine stabile strategische 

Form gegossen worden ist. 
 

 

Tabelle 34:  Handel der USA mit Indonesien 1997 – 2006 (in Mrd. US-Dollar) 
 

 Volumen Export Import Balance 
2006 16,504 3,079 13,425 - 10,346 
2005 15,068 3,054 12,014 - 8,96 
2004 13,482 2,671 10,811 - 8,14 
2003 12,031 2,516 9,515 - 6,999 
2002 12,199 2,556 9,643 - 7,087 
2001 12,625 2,521 10,104 - 7,583 
2000 12,769 2,402 10,367 - 7,965 
1999 11,564 2,038 9,526 - 7,488 
1998 11,64 2,299 9,341 - 7,042 
1997 13,71 4,522 9,188 - 4,666 

 
U.S. Census Bureau, Foreign Trade Statistics: Trade in Goods (Imports, Exports and Trade Balance) with Indonesia, Washington D.C., Stand 
vom April 2007. 
 

 

Hinzu kommt, daß beide Seiten nicht auf gefestigten Wirtschaftsbeziehungen aufbauen kön-

nen. Diese zeichnen sich vor allem durch Stagnation auf niedrigem Niveau aus. Von 1998 bis 

2003 schwankte das Handelsvolumen um einen Wert von 12 Mrd. US-Dollar. 2006 erreichte 

der Handelsaustausch zwar mit 16,504 Mrd. US-Dollar den höchsten jemals zwischen beiden 

Seiten erzielten Umfang, der gut 37 % über dem Wert von 2003 lag. Die Steigerung beruhte 

jedoch in erster Linie auf einer zunehmenden Absorptionsfähigkeit des amerikanischen Mark-

tes. Die Ausfuhr der USA nach Indonesien hat sich hingegen nach der Asienkrise nahezu hal-

biert und schwankte bis 2004 um den Wert von ca. 2,5 Mrd. US-Dollar. Auch wenn die Ex-

porte in den Archipelstaat von 2004 auf 2005 um 14,34 % gesteigert werden konnten, war die 

Ausfuhr 2006, die bei 3,079 Mrd. US-Dollar lag, im Vergleich zum Vorjahr nahezu konstant. 

                                                 
3072  Vgl. The White House (25.05.2005). 
3073  Vgl. Pascoe (23.03.2006). 



 Beziehungsmanagement in Südostasien 739 
 
 

 

Die USA verkaufen damit den knapp 234,69 Mio. Einwohnern (2007) des größten Staates 

Südostasiens in einem Jahr weniger als den ca. 4,55 Mio. Einwohnern (2007) Singapurs in 

zwei Monaten.3074 Washington mußte zudem durchweg ein Handelsbilanzdefizit hinnehmen. 

Die Asymmetrie in den Handelsbeziehungen zwischen Washington und Jakarta machen auch 

folgende Zahlen deutlich: 2005 lag Indonesien in der Rangliste amerikanischer Exportländer 

an 39. Stelle und nahm bei den Lieferländern den 25. Rang ein. Für den Archipelstaat sind die 

USA hingegen der zweitwichtigste Absatzmarkt (11,55 % von 85,623 Mrd. US-Dollar Ex-

portvolumen) und das viertwichtigste Lieferland (6,73 % von 57,7 Mrd. Importvolumen).3075 

  Diese Zahlen zeigen dreierlei: Washington könnte gegenüber Jakarta, erstens, Wirtschafts-

sanktionen als Druckmittel einsetzen, was in umgekehrter Richtung aufgrund der asymmetri-

schen Ausgangsbedingungen nicht möglich ist. Der amerikanische Export wird sich, zwei-

tens, aufgrund der geringen Kaufkraft der Indonesier nur sehr langsam steigern lassen. Ge-

genwärtig ist der Archipelstaat für die amerikanische Wirtschaft kein attraktiver Absatzmarkt. 

Dies zeigen, drittens, auch die Investitionszahlen: Von 1995 bis 2004 gingen mit 4,861 Mrd. 

US-Dollar von 241,826 Mrd. US-Dollar nur etwas über 2 % der globalen, im ASEAN-Raum 

getätigten FDIs nach Indonesien. Für diesen niedrigen Wert sind u.a. ausländische Investiti-

onsrücknahmen nach der Asienkrise verantwortlich.3076 Das amerikanische FDI-Volumen lag 

in Indonesien im benannten Zeitraum bei - 1,982 Mrd. US-Dollar. Abgesehen vom Jahr 1999 

ziehen US-Firmen seit der Asienkrise ihre Gelder aus Indonesien kontinuierlich ab.3077 Alan 

P. Larson, Under Secretary for Economic, Business, and Agricultural Affairs, mahnte des-

halb: „I think it’s fair to say that Indonesia faces no more serious economic challenge today 

than fundamentally improving the environment for investment.“3078 2005 waren lediglich et-

was über 300 amerikanische Firmen im Archipel aktiv, ca. 3.500 amerikanische Geschäftsleu-

te arbeiteten vor Ort.3079 

  Indonesien betreibt nach den Kriterien dieser Arbeit gegenüber den USA eine Politik der 

Anlehnung. Es stellt zwar nur begrenzt und – wie es dies betont – auf einer rein kommerziel-

len Basis Anlaufmöglichkeiten für amerikanische Kriegsschiffe zur Verfügung. Auch reagiert 

es auf jede Verletzung seiner Souveränität äußerst sensibel und lehnt konsequent ausländische 

Basen auf eigenem Boden ab. Indonesien hat sich allerdings generell wohlwollend gegenüber 

der militärischen Präsenz der USA im asiatisch-pazifischen Raum gezeigt, was u.a. durch die 

Akzeptanz der amerikanischen FOS in Singapur zu Beginn der 90er Jahre deutlich wurde. Mit 
                                                 
3074  Vgl. zu den Bevölkerungsangaben Central Intelligence Agency (19.06.2007). 
3075  Vgl. IMF (2006): S. 252 – 255, 509 – 512. 
3076  Vgl. ASEAN Secretariat (November 2005): S. 138 f. 
3077  Vgl. ebd., S. 162 f. 
3078  Alan P. Larson, After the Elections: New Opportunities for U.S.-Indonesian Economic Relations (Remarks 

at the USINDO Conference on Indonesia’s Political Economy), Washington D.C., 8. April 2004. 
3079  Vgl. John (15.09.2005). 
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einer stärkeren Anlehnungspolitik Jakartas an Washington wäre aber erst dann zu rechnen, 

wenn Peking militärischen Druck auf den Archipelstaat ausüben sollte – etwa bei den Natuna-

Inseln. Das Verhalten der USA muß daher bereits dann als strategisch bezeichnet werden, 

wenn es dazu beiträgt, das vorhandene minimal bandwagoning Indonesiens zumindest zu sta-

bilisieren. Dies setzt – idealtypisch gedacht – voraus, daß amerikanische Entscheidungsträger 

zum einen den strategischen Wert Indonesiens korrekt erkennen. Dazu gehört, die besondere 

geostrategische Lage des Archipelstaates zu berücksichtigen. Indonesien liegt wie ein Sperr-

riegel zwischen Indischem und Pazifischem Ozean und hat daher sowohl direkt (Machtpro-

jektion) als auch indirekt (Folgen einer möglichen Dismembration) Einfluß auf die künftige 

Passierbarkeit der regionalen Seewege. Zum anderen müssen die USA zumindest langfristig 

damit rechnen, daß Indonesien im Falle wirtschaftlicher Erholung wieder seine alte führende 

Stellung innerhalb der ASEAN einnimmt. Um Einfluß auf Südostasien auszuüben, wird Wa-

shington daher auch künftig auf gute Beziehungen zu Jakarta angewiesen sein. 

  Es gibt eine ganze Reihe von Aussagen amerikanischer Entscheidungsträger und von offi-

ziellen Abteilungen, die eine Impulsverarbeitung im Sinne der hier skizzierten, realistisch ge-

prägten Erwartungshaltung erkennen lassen. Im EASR 1998 heißt es: „Indonesia’s geostrate-

gic position and regional influence make it important for the United States to maintain a co-

operative bilateral defense relationship.“3080 Das Außenministerium zählt zu „Indonesia’s Im-

portance“ in einem kurzen Grundsatzpapier vom 18. Mai 2006 drei Punkte: die Größe des 

Landes und den Umfang der Bevölkerung (jeweils führend in Südostasien), die geographische 

Nähe Indonesiens zur Malakka-Straße und dessen Bedeutung als Akteur mit dem größten 

muslimischen Bevölkerungsanteil.3081 An anderer Stelle wird auch der Aspekt einer indone-

sischen Führungsrolle angesprochen: „We support Indonesia’s leading role in ASEAN, which 

provides a framework for regional cooperation on political, economic, and social issues.“3082 

Die besondere Wertschätzung Indonesiens hat seit dem Amtsantritt Yudhoyonos stark zuge-

nommen. Condoleezza Rice sprach am 14. März 2006 in Jakarta von einer „growing strategic 

                                                 
3080  Department of Defense (November 1998): S. 38. 
3081  So auch Condoleezza Rice, Remarks at the Indonesia World Affairs Council, Jakarta, 15. März 2006. Im 

Pentagon wird diese Ansicht geteilt. Admiral Thomas B. Fargo erklärte 2004: „Sitting astride vital trade 
routes and targeted for destabilization by terrorists, Indonesia’s success is crucial to peace in the Pacific.“ 
Fargo (31.03.2004). Dem stimmte ein Jahr später auch Admiral William J. Fallon zu: „As the world’s most 
populous Muslim nation located on one of the world’s most strategic trade routes, we view the long-term 
future of the Indonesian state as critically important to security in the Pacific.“ Fallon (08.03.2005): S. 23 

3082  Department of State, The United States and Indonesia. A Strong and Growing Partnership, Washington 
D.C., 18. Mai 2006. Dem stimmt Marie T. Huhtala zu: „[…] we are very interested in seeing Indonesia act 
as a stabilizing and responsible force in the region. Indeed, the United States has always viewed Indonesia 
as a pillar of regional security in Southeast Asia. In the past, Indonesia played a significant leadership role 
in regional institutions such as ASEAN and APEC. We look forward to seeing Jakarta reassert this promi-
nent position in international fora and institutions.“ Huhtala (10.03.2005). 
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partnership and strategic relationship of the United States and Indonesia.“3083 Am 26. Sep-

tember 2006 erklärte sie: „Indonesia is such a wonderful friend.“3084 

  Das praktische Verhalten der USA nach dem Ende des Ost-West-Konflikts läßt dagegen 

nicht durchgängig erkennen, daß eine Orientierung an sicherheitsstrategischen Imperativen 

vorgelegen hat. Dies zeigte sich u.a. daran, daß der Bereich der Menschenrechte aus amerika-

nischer Sicht an die oberste Stelle der bilateralen Agenda gerückt ist: Fortschritte in den ge-

meinsamen Beziehungen wurden zumindest bis 2005 an größere politische Reformen sowie 

vor allem eine demokratische Disziplinierung der TNI gebunden. Insbesondere der Timika-

Vorfall vom August 2002 verdeutlichte, daß die zu erwartende systemische Impulsverarbei-

tung blockiert war. Solange das Schicksal zweier Menschen in der Lage ist, die Beziehungen 

zweier Staaten über längere Zeit erheblich zu beeinflussen, kann auf amerikanischer Seite 

nicht von einem sicherheitsstrategischen Vorgehen gesprochen werden. Hinzu kommt, daß 

die Sanktionen gegen die TNI der Führung in Jakarta genügend Anreize gegeben haben, sich 

um militärischen Ersatz zu bemühen. Seit 2004 gehören zur Ausrüstung der Streitkräfte Indo-

nesiens jeweils zwei russische Kampfflugzeuge der Typen Su-27 und Su-30. In China wurden 

Anti-Schiffsflugkörper vom Typ C-802 geordert.3085 Die USA haben damit genau das Gegen-

teil von dem getan, was notwendig gewesen wäre, um die ohnehin nur schwache Anleh-

nungspolitik Jakartas gegenüber Washington zu festigen. In diesem Zusammenhang sind zu-

dem diplomatische Ungeschicklichkeiten nicht förderlich. Präsident Bush weilte am 22. Ok-

tober 2003 drei Stunden zu einem Gedankenaustausch mit Präsidentin Megawati in Bali.3086 

Am 20. November 2006 hielt er sich dann zu Gesprächen mit Präsident Yudhoyono sechs 

Stunden in Bogor auf.3087 Auch wenn der amerikanische Secret Service für die Kürze der Be-

gegnungen Sicherheitsgründe ins Feld führt, werden derart flüchtige Gipfeltreffen von Beob-

achtern zum Teil als Geringschätzung betrachtet.3088 Die chinesische Führung geht in dieser 

Frage weitaus geschickter vor: Präsident Hu Jintao hielt sich während seines Staatsbesuches 

in Indonesien im April 2005 gleich mehrere Tage im Land des Gastgebers auf.3089 

                                                 
3083  Rice (14.03.2006). 
3084  Condoleezza Rice, Secretary Rice and Indonesian Vice President Jusuf Kalla After Their Meeting, Wash-

ington D.C., 26. September 2006. 
3085  Vgl. IISS (2006): S. 256. 
3086  Vgl. David Sanger, Jane Perlez, Bush woos skeptics in visit to Bali; In 3-hour stopover, he praises Islam but 

assails extremists, in: The New York Times, 23. Oktober 2003 (online). 
3087  Vgl. David E. Sanger, Bush Ends Trip at Careful Stop in Indonesia, in: The New York Times, 21. Novem-

ber 2006 (online). 
3088  Vgl. George W. Bush, Remarks With President Megawati of Indonesia in Joint Press Availability, Wash-

ington D.C., 22. Oktober 2003. 
3089  Vgl. Xinhua News Agency, Chinese president leaves Indonesia for Philippines, 26. April 2005 (online). Hu 

Jintao war damals wegen des asiatisch-afrikanischen Gipfeltreffens in Indonesien. Obwohl er bereits bei je-
ner Zusammenkunft Gelegenheit zum Gespräch mit der Führung um Yudhoyono hatte, hielt er sich vom 25. 
bis 26. April 2005 zu gesonderten chinesisch–indonesischen Gesprächen in Jakarta auf. 
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  Aus den bisherigen Ausführungen geht aber dennoch hervor, daß sowohl die Clinton- als 

auch die Bush-Administration eine Impulsverarbeitung vorgenommen haben. Dies gilt vor al-

lem für jene Aussagen, die mögliche positionale Verluste der USA infolge der blockierten 

Militärbeziehungen ansprechen. Admiral Thomas B. Fargo äußerte dazu am 1. April 2004: 

„Indonesia now acquires non-Western military hardware and training that is incompatible 

with our own. These conditions move Indonesia further away from the U.S. sphere of influ-

ence.“3090 Admiral William J. Fallon wurde in diesem Zusammenhang am 8. März 2005 noch 

deutlicher: „We cannot afford to cede influence to other regional powers, such as China, with 

this important country.“3091 Dennoch war Washington bis 2005 nicht zu einer angemessenen 

Impulsumsetzung in der Lage, was schlicht an der Blockadehaltung des Kongresses lag. 

Wenn sich die USA also in den vergangenen Jahren gegenüber Indonesien nicht strategisch 

verhalten haben, dann ist dies in Anlehnung an Randall L. Schweller auf einen mangelnden 

Elitenkonsens, der für eine angemessene systemische Impulsumsetzung notwendig ist, zu-

rückzuführen. Die Gründe für die amerikanische Kehrtwende – also einen wieder zunehmen-

den Elitenkonsens – sind vielfältig. Aus der Sicht des offensiven Realismus mußten die USA 

auf die Annäherung zwischen China und Indonesien reagieren. Angel Rabasa und Peter Chalk 

hatten 2001 dementsprechend darauf hingewiesen, daß sich aus der politischen Schwäche des 

Archipelstaates ein Vorteil für das Reich der Mitte ergeben könnte: „Without a cohesive In-

donesia, Southeast Asia will be weak at its core, making it easier for China to extend its in-

fluence and complicating U.S. efforts to maintain the regional balance of power.“3092 

  Insgesamt kann somit seit 2005 wieder davon gesprochen werden, daß sich Washington 

gegenüber Jakarta gemäß den Erwartungen des systemischen Realismus verhält. Die USA 

stärken auf diese Weise das Anlehnungsverhalten Indonesiens und machen sich dabei zu-

nutze, was Denny Roy wie folgt beschreibt: „Although Jakarta formally promotes non-

alignment of Southeast Asian states with outside powers, in practice Indonesia accepts regio-

nal engagement with the United States to offset China’s power, provided there is no infringe-

ment upon Indonesia’s sovereignty“3093. 

                                                 
3090  Fargo (31.03.2004): S. 49 f. 
3091  Fallon (08.03.2005): S. 23. 
3092  Rabasa/Chalk (2001): S. 99 f. 
3093  Roy (2005): S. 317. Dieses Verhalten konstatiert Wayne Bert desgleichen für die Suharto-Ära: „Throughout 

the New Order, it has retained its non-aligned identity, but still kept its close but correct relationship with 
the United States.“ Bert (2003): S. 183. Siehe dazu auch Michael Leifer, Indonesia’s Foreign Policy. Chan-
ge and Continuity, in: Chin/Suryadinata (2005): S. 599 f. Kusnanto Anggoro sieht in der Gegenwart in Chi-
na die größte sicherheitspolitische Bedrohung Indonesiens, zumal das amerikanisch-japanische Bündnis 
Sorgen hinsichtlich Tokyos begrenze. Vgl. Anggoro (1999): S. 84. 
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6.  Brunei 

Die Beziehungen der USA zu Brunei reichen weit in das 19. Jahrhundert zurück. Zu einem 

ersten Kontakt kam es am 6. April 1845, als die USS Constitution dem Sultanat einen Besuch 

abstattete. Am 23. Juni 1850 schlossen die USA und Brunei den Treaty of Peace, Friendship, 

Commerce and Navigation, der am 11. Juni 1853 in Kraft getreten und weiterhin gültig ist. 

Von 1865 bis 1867 unterhielt Washington ein Konsulat vor Ort. Nachdem Brunei 1984 von 

Großbritannien in die Unabhängigkeit entlassen worden war, nahm es umgehend diplomati-

sche Beziehungen zu den USA auf.3094 Das Verhältnis beider Seiten hat sich seitdem pro-

blemlos entwickelt, wozu die grundsätzliche Unterstützung Bruneis für die amerikanische 

Außenpolitik einen wichtigen Beitrag leistet. 1986 soll das Sultanat sogar die vom Weißen 

Haus geförderten Contras in Nicaragua mit 10 Mio. US-Dollar unterstützt haben.3095 Brunei 

begrüßte die Befreiung Kuwaits 1991 und zeigte sich mit den USA nach den Terroranschlä-

gen vom 11. September 2001 solidarisch. Es brachte allerdings auch seine Sorge zum Aus-

druck, als amerikanische Kampfflugzeuge das Taliban-Regime in Afghanistan bombardierten 

und dabei die Tötung von Zivilisten in Kauf nahmen.3096 Dennoch hat dies nicht zu einer Trü-

bung der gemeinsamen Beziehungen geführt. So wurde der Besuch von Sultan Haji Hassan 

al-Bolkiah im Dezember 2002 in Washington von amerikanischer Seite uneingeschränkt als 

Erfolg bezeichnet.3097 Die USA und Brunei hatten bei dieser Gelegenheit eine Vertiefung ih-

rer Anti-Terror-Kooperation vereinbart.3098 

  Soldaten Bandar Seri Begawans nehmen an CARAT teil, und die Verteidigungsapparate 

stehen in regelmäßigem Kontakt. 2002 hatten Brunei und die USA vereinbart, ihre Beziehun-

gen auf der Ebene gemeinsamer militärischer Ausbildung zu intensivieren. Ein Ergebnis die-

ses Prozesses ist, daß 2005 mit dem Kadetten Nazirul Rusydi erstmals ein Angehöriger der 

Streitkräfte Bruneis zur United States Military Academy (USMA) in West Point zugelassen 

worden ist.3099 Das amerikanische Außenministerium verzeichnete des weiteren für das Jahr 

2005 einen Betrag von 11.620 US-Dollar für die Finanzierung eines FMS-

Trainingsprogramms, das einem Studenten aus dem Sultanat zugute kommt.3100 Zu den künf-

tigen Projekten könnte ein Ausbau der Interoperabilität der Streitkräfte Washingtons und 

                                                 
3094  Vgl. Department of State, Background Note: Brunei Darussalam, Washington D.C., Dezember 2005a.  
3095  Vgl. Clark D. Neher, Southeast Asia in the New International Era, 2. Auflage, Boulder – San Francisco – 

Oxford 1994, S. 162 f. 
3096  Vgl. Borneo Bulletin, Brunei minister condemns terror, concerned at US action on Afghanistan, 6. Novem-

ber 2001 (online). 
3097  Vgl. Borneo Bulletin, Brunei: New Envoy Upbeat Over US Brunei Relations, 5. Januar 2003 (online). 
3098  Vgl. Malaysia General News, US, Brunei Agree to Cooperate in War Against Terror, 17. Dezember 2001 

(online). 
3099  Vgl. Borneo Bulletin, Brunei: First Brunei Cadet to Enter US Military Academy, 21. Juni 2005 (online).  
3100  Vgl. Department of State (September 2006). 
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Bandar Seri Begawans gehören.3101 Zur militärischen Kooperation beider Seiten gehört zu-

dem die Nutzung eines Trainingsgeländes im Dschungel Bruneis für gelegentliche amerikani-

sche Militärmanöver. 2004 haben beide Seiten nach zehn Jahren Pause wieder gemeinsame 

Übungen ihrer Spezialeinheiten aufgenommen.3102 
 

 

Tabelle 35:  Handel der USA mit Brunei 1997 – 2006 (in Mio. US-Dollar) 
 

 

 Volumen Export Import Balance 
2006 598,1 48,0 550,1 - 502,1 
2005 612,3 49,6 562,7 - 513,1 
2004 453,7 47,9 405,8 - 357,9 
2003 460 37,5 422,5 - 385,0 
2002 333,7 46,5 287,2 - 240,7 
2001 502,6 103,8 398,8 - 295,0 
2000 539,9 156,2 383,7 - 227,5 
1999 455,6 66,8 388,8 - 322,0 
1998 333,9 122,8 211,1 - 88,3 
1997 234 178,2 55,8 122,4 

 
U.S. Census Bureau, Foreign Trade Statistics: Trade in Goods (Imports, Exports and Trade Balance) with Brunei, Washington D.C., Stand 
vom April 2007. 
 

 

Im Handel mit Brunei konnten die USA in den 90er Jahren zunächst Überschüsse zwischen 

122,4 Mio. US-Dollar (1997) und 442,4 Mio. US-Dollar (1993) verzeichnen. Seit 1998 hat 

sich hingegen ein klares Handelsdefizit ergeben, das in den Folgejahren gestiegen ist. 2006 

lag es bei 502,1 Mio. US-Dollar. Diese Entwicklung ist vor allem auf einen Einbruch der      

amerikanischen Exporte in das Sultanat zurückzuführen. Insgesamt sind die Handelsbezie-

hungen äußerst asymmetrisch: Während Brunei für die USA nur von marginaler Bedeutung 

ist, ergibt sich aus umgekehrter Perspektive ein anderes Bild. Der amerikanische Markt nimmt 

immerhin 9,52 % der Ausfuhr des Sultanats (Gesamtvolumen 2005: 5,633 Mrd. US-Dollar) 

auf. Damit liegen die USA an vierter Stelle; wichtigster Exportmarkt Bruneis ist mit 2,074 

Mrd. US-Dollar und damit einem Anteil von 36,82 % Japan. Dagegen importiert das Sultanat 

nur 3,28 % sämtlicher Einfuhrgüter (Gesamtvolumen 2005: 1,669 Mrd. US-Dollar) aus den 

USA, die damit hinter dem führenden Singapur (545,33 Mio. US-Dollar / 32,67 %) an achter 

Stelle der Lieferländer stehen.3103 Zu diesem Bild passen die geringen Investitionen amerika-

                                                 
3101  Vgl. Borneo Bulletin, US General Keen on Closer Ties with Brunei, 8. April 2005 (online). 
3102  Vgl. Department of State (September 2006). 
3103  Vgl. IMF (2006): S. 105 f. 
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nischer Unternehmen. Von 1995 bis 2004 lagen sie bei 58,1 Mio. US-Dollar und hatten damit 

einen Anteil von 0,67 % sämtlicher nach Brunei gegangener FDIs in jenem Zeitraum (8,654 

Mrd. US-Dollar). Seit 1999 sind die amerikanischen Investitionen fast vollständig eingestellt 

worden. Das Gros der FDIs stammt aus den EU-15 (6,416 Mrd. US-Dollar / 74,13 %).3104 

  Das Verhalten der USA gegenüber Brunei wird insofern sicherheitsstrategischen Kriterien 

gerecht, als es diesem keinen Anlaß zum balancing an der Seite Chinas liefert. Bandar Seri 

Begawan hat sich derzeit für minimal bandwagoning gegenüber Washington entschieden. 

Dieses wird durch den Umstand gestärkt, daß Brunei sicherheitspolitisch stark von Großbri-

tannien abhängig ist, das wiederum geradezu klassisch gegenüber den USA im Rahmen der 

special relationship eine Politik des bandwagoning betreibt. 

 

7.  Vietnam  

Im Vergleich zu allen übrigen bilateralen Beziehungen, die Washington in Südostasien pflegt, 

ist das Verhältnis zu Hanoi wegen des Krieges von 1964 bis 1973 das mit Abstand am größ-

ten belastete.3105 Ursprünge der damaligen Auseinandersetzung lassen sich bis in die 40er Jah-

re zurückverfolgen, ohne daß damals bereits entsprechende Entwicklungen absehbar gewesen 

wären. Aber der Sieg der USA über Japan während des Pazifikkrieges und der Beginn des er-

sten Indochinakrieges stehen insofern in einem direkten Zusammenhang, als ohne den Erfolg 

der amerikanischen Streitkräfte die Truppen Frankreichs nicht in ihre Kolonialgebiete hätten 

zurückkehren können. Washington hatte damit jenem Akteur wieder die Tür zu Südostasien 

geöffnet, über den es letztlich selbst immer stärker in den Indochinakonflikt geriet. Zu Beginn 

der französischen Phase des Krieges von 1946 bis 1954 waren die Beziehungen beider Seiten 

dadurch belastet, daß die USA für eine umfassende Dekolonisierung der Region eintraten. 

Dies stand im Gegensatz zu den Machtansprüchen der Grande Nation in Indochina. Je mehr 

sich jedoch in Washington die Überzeugung durchsetzte, daß die Auseinandersetzung mit 

dem Kommunismus eine globale Dimension hat, desto positiver wurde das Pariser Engage-

ment gegen die Aktivitäten der Guerilleros Ho Chi Minhs bewertet. Die USA griffen in jener 

Zeit nicht mit eigenen Truppen ein, halfen Frankreich ab 1950 aber verstärkt finanziell sowie 

durch die Entsendung von Militärberatern. Im Sinne der Truman-Doktrin unterstützte Wa-

shington fortan nicht nur in Europa, sondern auch in Südostasien jene Widerstandsgruppen 

und Regierungen, die prowestlich und damit antikommunistisch ausgerichtet waren. Auf diese 

Weise sollten Gegengewichte zum sowjetischen und chinesischen Einfluß in der Region ge-
                                                 
3104  Vgl. ASEAN Secretariat (November 2005): S. 158 f, 162 f. 
3105  Vgl. zur Geschichte der amerikanisch-vietnamesischen Beziehungen seit Ende des Pazifikkrieges Buckley 

(2002): S. 83 – 97, 124 – 152. Kevin Ruane, War and revolution in Vietnam, 1930 – 1975, London – Bristol 
1998, S. 71 – 88. 
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schaffen werden. Denn für die USA ergab sich aus der Logik der Dominotheorie, daß der 

Kommunismus auf weitere Länder Südostasiens übergreifen würde, sollte er sich in Vietnam 

durchsetzen.3106 

  Die Niederlage des französischen Expeditionsheeres in Dien Bien Phu am 7. Mai 1954 

zeigte auch exemplarisch auf, wie weit die amerikanische Bereitschaft zum damaligen Zeit-

punkt ging, sich militärisch in Staaten wie Vietnam zu engagieren. Obwohl sie es gekonnt 

hätten, verzichteten die USA darauf, Entsatztruppen zu entsenden. Paris gab darauf seine ko-

lonialen Ansprüche in Südostasien auf, und Vietnam wurde auf der Genfer Indochinakonfe-

renz am 21. Juli 1954 am 17. Breitengrad geteilt. Die USA unterstützten nun im Süden des 

Landes das Regime Ngo Dinh Diems, der 1955 Kaiser Bao Dai abgesetzt und darauf die Posi-

tion des Staatspräsidenten eingenommen hatte. Sein autoritärer Herrschaftsstil sorgte dafür, 

daß viele einst loyale Anhänger von ihm abfielen. Die von Nordvietnam im Süden des Landes 

gesteuerte Rebellenbewegung, allgemein als Vietcong bekannt, hatte es in diesem Umfeld 

leicht, neue Sympathisanten zu rekrutieren. Seit 1957 nahmen ihre Guerillatätigkeiten stetig 

zu und sorgten dafür, daß auch die USA ihr Engagement ausdehnten. Ende 1963, im Jahr der 

Ermordung Diems, hatte Washington bereits 16.300 Militärberater nach Südvietnam entsandt. 

Roger Buckley hat diese Entwicklung prägnant zusammengefaßt: „The United States was first 

the treasurer and then the outright successor to French colonialism in the region.“3107 

  Zum offenen Kriegseintritt kam es im Zuge des Zwischenfalls am Golf von Tonkin am 2. 

August 1964, in dessen Folge Präsident Lyndon B. Johnson vom amerikanischen Kongreß ei-

ne Generalvollmacht erhielt, nach eigenem Ermessen US-Truppen in Indochina einzusetzen. 

1969 waren bis zu 540.000 amerikanische Soldaten in Vietnam stationiert. Aber weder diese 

umfassenden Dislozierungen noch massive Bombardements konnten die Partisanenverbände 

Ho Chi Minhs nachhaltig schwächen. Spätestens mit der Tet-Offensive vom 30. Januar 1968 

mußte Washington einsehen, daß der Gegner nicht einmal in den von eigenen Streitkräften 

kontrollierten Gebieten besiegt werden konnte. Präsident Richard Nixon strebte deshalb einen 

Abzug der amerikanischen Truppen bei gleichzeitiger „Vietnamisierung“ des Konflikts, also 

der Stärkung der südvietnamesischen Armee, an. Am 27. Januar 1973 einigten sich Vertreter 

der USA und Nordvietnams auf einen Waffenstillstandsvertrag. Der seit der Ermordung 

Diems in Südvietnam herrschende Nguyen Van Thieu (seit 1965 Staatsoberhaupt) konnte sich 

daraufhin noch gut zwei Jahre halten. Am 30. April 1975 besetzten kommunistische Einheiten 

                                                 
3106   Die Joint Chiefs of Staff hatten 1961 die Rettung Südvietnams zu einer Frage von globaler Bedeutung er-

klärt. Ein möglicher „loss of Southeast Asia [...] would have an impact on all other areas of the world where 
the credibility of our guarantees to protect nations would be open to serious doubt“. Zit. n. Buckley (2002): 
S. 135. 

3107  Ebd., S. 86. 
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Saigon, und am 2. Juli 1976 kam es zur Wiederherstellung der staatlichen Einheit des Landes, 

nun unter der Bezeichnung „Sozialistische Republik Vietnam“. Die USA hatten in dieser 

Auseinandersetzung, die zu einem außenpolitischen Trauma führte („Vietnam-Syndrom“), 

über 58.000 Soldaten verloren. 

  Bis zum Ende des Ost-West-Konflikts blieben die Beziehungen Washingtons zu Hanoi 

gespannt, was zuvörderst daran lag, daß Vietnam dem sowjetischen Lager beigetreten war 

und 1978 durch den Einmarsch in Kambodscha seinen Einfluß zunehmend auf ganz Indochi-

na ausgedehnt hatte. Zu einer Wiederannäherung beider Seiten kam es erst 1991. Vietnam 

hatte sich 1989 aus Kambodscha zurückgezogen.3108 Der Zerfall der Sowjetunion wirkte sich 

zudem auch auf die Achse Hanoi – Moskau aus, die ihre strategische Bedeutung verlor. Die 

Friedensgespräche über Kambodscha trugen zu Kontakten beider Seiten auf offizieller Ebene 

bei. So weilte der vietnamesische Außenminister Nguyen Co Thach im Oktober 1990 in Wa-

shington, um den UN-Friedensplan zu besprechen.3109 Vor diesem Hintergrund wurde am 7. 

Juli 1991 das erste United States Office for Missing in Action (MIA) Affairs in der vietname-

sischen Hauptstadt eröffnet, nachdem die US-Regierung im April eine road map zur Normali-

sierung der beiderseitigen Beziehungen vorgelegt hatte. Der diplomatische Durchbruch ge-

lang Mitte der 90er Jahre. Am 11. Juli 1995 kündigte der amerikanische Präsident die Norma-

lisierung der Beziehungen zu Vietnam an, nachdem die USA bereits am 3. Februar 1994 das 

Handelsembargo aufgehoben hatten.3110 Auf dieser Basis kam es zu zahlreichen offiziellen 

politischen Kontakten auf höchster Ebene. Am 6. August 1995 eröffneten beide Seiten Bot-

schaften in den jeweiligen Hauptstädten, wozu Warren Christopher als erster US-

Außenminister seit 1975 nach Hanoi gereist war.3111 Einer der Höhepunkte dieser Entwick-

lung war der Staatsbesuch Bill Clintons in Vietnam im November 2000 – der erste eines ame-

rikanischen Präsidenten seit der Visite Richard Nixons im Juli 1969. In der Amtszeit von 

George W. Bush wurde eine weitere Wegmarke im Prozeß der Normalisierung gesetzt. Im 

                                                 
3108  Vgl. zur Normalisierung der Beziehungen beider Länder Mark E. Manyin, U.S.-Vietnam Relations: Back-

ground and Issues for Congress, CRS Report for Congress (RL33316), Washington D.C., 2. März 2006. 
Nguyen Van Bin, Relations between Vietnam and the U.S. since the End of Armed Conflict in Indochina, 
in: Far Eastern Affairs, Nr. 1/2005, S. 29 – 38. Mark E. Manyin, The Vietnam-U.S. Normalization Process, 
CRS Issue Brief for Congress (IB98033), Washington D.C., 28. November 2003. 

3109  Vgl. Ralph Smith (revised by Zachary Abuza), Viet Nam / History, in: Europa Publications, The Far East 
and Australasia 2004, 35. Auflage, London – New York 2004, S. 1136. 

3110  1995 war zudem jenes Jahr, in dem Robert S. McNamara, von 1961 bis 1968 Verteidigungsminister der 
USA, seine Memoiren veröffentlichte. Darin bezeichnete er den Krieg der USA gegen Vietnam als Fehler. 
Man habe die Bedeutung des Landes in der Auseinandersetzung mit dem Kommunismus überschätzt und 
hätte sich, betrachtet aus der Retrospektive, vermutlich bereits zwischen Ende 1963 und Anfang 1965 aus 
Vietnam zurückziehen können, ohne dadurch die internationale Stellung der USA zu gefährden. Vgl. Ro-
bert S. McNamara, Brian VanDeMark, Vietnam. Das Trauma einer Weltmacht, München 1997 [Original: 
1995], hier insbesondere S. 407 – 412.  

3111  Vgl. Carol Giacomo, US Flag Flies in Vietnam, in: The Daily Telegraph Mirror, 7. August 1995 (online). 
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Juni 2005 reiste Phan Van Khai als erster vietnamesischer Ministerpräsident in die USA.3112 

Bush wiederum nutzte den APEC-Gipfel in Hanoi im November 2006 zu direkten Gesprä-

chen mit der neuen Führung Vietnams. Die Nationalversammlung hatte am 27. Juni 2006 

Nguyen Minh Triet zum Nachfolger von Tran Duc Luong gewählt; Nguyen Tan Dung folgte 

Phan Van Kai im Amt des Ministerpräsidenten. Bei einem Treffen mit Nguyen Minh Triet er-

klärte Bush am 17. November 2006: „[...] I look forward to continuing to work to make sure 

our bilateral relations are close.“3113 

  Die historische Erblast des gemeinsam ausgefochtenen Krieges prägt nach wie vor die Be-

ziehungen beider Seiten, weshalb Clinton während seines Staatsbesuches die amerikanische 

Bevölkerung daran erinnerte, Vietnam sei „a country, not a war.“3114 Die USA hatten in den 

90er Jahren vor allem ein Thema an die erste Stelle ihrer Agenda gesetzt: „The fullest possi-

ble accounting of missing in action from the Indochina War continues to be the most impor-

tant issue in the bilateral relationship.“3115 Jede weitere Annäherung wurde von der Koopera-

tionsbereitschaft Vietnams in dieser Frage abhängig gemacht. Washington setzte zudem mit 

der im April 1997 erfolgten Ernennung von Douglas „Pete“ Peterson zum ersten amerikani-

schen Botschafter in Hanoi ein Zeichen: Peterson gehörte zu den ehemaligen Kriegsgefange-

nen in Vietnam. Am 27. April 2005 waren weiterhin 1.836 US-Soldaten in Südostasien ver-

mißt, davon allein 1.398 in Vietnam. Seit 1973 wurden 747 US-Soldaten in Südostasien iden-

tifiziert, darunter 523 in Vietnam.3116 Die Bush-Administration ist zwar dazu übergegangen, 

ihre Politik gegenüber Hanoi nicht mehr nur auf die Prisoners of War (POW)/MIA-Frage zu 

fixieren. Offizielle Dokumente betonen aber weiterhin die besondere Bedeutung dieses The-

mas: „The United States considers achieving the fullest possible accounting of Americans 

missing and unaccounted for in Indochina to be one of its highest priorities with Vietnam.“3117 

                                                 
3112  Vgl. The White House, Joint Statement between the United States of America and the Socialist Republic of 

Vietnam, Washington D.C., 21. Juni 2005. 
3113  The White House, President Bush Meets with President Nguyen Minh Triet of Vietnam, Hanoi, 17. No-

vember 2006. 
3114  William Jefferson Clinton, Remarks by the President to Vietnam National University, Hanoi, 17. November 

2000. 
3115  Department of Defense (November 1998): S. 40. Die vollständige Aufklärung des Schicksals vermißter 

Kriegsgefangener (Prisoners of War, POW) und nach einem Einsatz verschollener Soldaten (Missing in Ac-
tion, MIA) wurde in sämtlichen Reden offizieller Stellen als höchste Priorität der USA in ihren Beziehun-
gen zu Vietnam betont. Vgl. z.B. Kent M. Wiedemann, U.S. Policy Toward Vietnam and the POW/MIA Is-
sue (Testimony before the House Committee on National Security, Subcommittee on Military Personnel), 
Washington D.C., 19. Juni 1996. Jeffrey A. Bader, U.S. Policy Toward Vietnam (Statement before the Sub-
committee on Asia and the Pacific, House Committee on International Relations), Washington D.C., 18. 
Juni 1997. Douglas „Pete“ Peterson, Testimony before the House Ways and Means Committee (Subcom-
mittee on Trade), Washington D.C., 17. Juni 1999.   

3116  Vgl. Department of State, Background Note: Vietnam, Washington D.C., April 2005b. Vgl. auch Robert L. 
Goldich, POWs and MIAs: Status and Accounting Issues, CRS Issue Brief for Congress (IB92101), Wash-
ington D.C., 13. Oktober 2004, S. 3 – 9. 

3117  Department of State (April 2005c). 
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Dagegen forderte Hanoi Entschädigungsleistungen für die Spätfolgen des Einsatzes des Ent-

laubungsmittels „Agent Orange“ sowie Unterstützung bei der Beseitigung von Minen, die in 

den militärischen Einsatzgebieten verlegt und anschließend nicht geräumt worden waren. Im 

Falle von Agent Orange hat sich Washington bislang geweigert, den Opfern Kompensations-

leistungen zur Verfügung zu stellen. Im Februar 2007 erklärte sich die amerikanische Regie-

rung allerdings bereit, mit 400.000 US-Dollar zur Säuberung der ehemaligen Militäranlage in 

Da Nang beizutragen. Das Geld wird für die Finanzierung einer Studie verwendet, die Maß-

nahmen zur Beseitigung von Dioxin-Abfällen erörtern soll.3118 Vietnam geht davon aus, daß 

zwei Millionen Menschen weiterhin unter den Nachwirkungen des Entlaubungsmittels zu lei-

den haben.3119 

  Während der Amtszeit von US-Präsident George W. Bush wurden die Beziehungen vor 

allem durch unterschiedliche Auffassungen in der Frage der Menschenrechte belastet. Grund 

für Kritik bietet fast die ganze Bandbreite verletzbarer menschlicher Freiheiten, was das ame-

rikanische Außenministerium in seinen Country Reports on Human Rights Practices 2004 

vom 28. Februar 2005 zu einem harschen Urteil veranlaßte: „The Government’s human rights 

record remained poor, and it continued to commit serious abuses.“3120 Seit 2001 wird vor al-

lem der Umgang mit ethnischen Minderheiten und Anhängern religiöser Überzeugungen kri-

tisiert, nachdem die Armee im zentralen Bergland Proteste tausender Menschen gegen die 

Konfiszierungen ihrer Grundstücke niedergeschlagen hatte.3121 In dieser Frage übt primär der 

Kongreß durch verschiedene Gesetzesentwürfe Druck aus. So sieht der Vietnam Human 

Rights Act (H.R. 1587) u.a. vor, daß nichthumanitäre Hilfen Washingtons für die Hanoier 

Regierung blockiert werden, sollte der Präsident substantielle Fortschritte in der Menschen-

rechtsfrage nicht bestätigen.3122 Wie ernst die amerikanische Regierung diese Frage nimmt, 

zeigt eine Entscheidung des Außenministers vom September 2004. Vietnam wurde im Rah-

men des International Religious Freedom Act zu einem „Country of Particular Concern“ er-

klärt – eine Etikettierung, der damals nur noch sieben weitere Staaten unterlagen.3123 US-

Botschafter Raymond F. Burghardt wies deshalb am 21. Januar 2003 darauf hin, daß „these 
                                                 
3118  Vgl. Ben Stocking, U.S. gives Vietnam $400,000 to plan clean-up of Agent Orange hotspot, in: The Asso-

ciated Press, 9. Februar 2007 (online). 
3119  Vgl. BBC Monitoring International Reports, Vietnam Defence Minister Says Missing Soldiers, Agent Or-

ange on US Visit Agenda, 30. Oktober 2003 (online). 
3120  Department of State, Country Reports on Human Rights Practices 2004: Vietnam, Washington D.C., 28. 

Februar 2005. 
3121  Vgl. zu diesem Streitpunkt in den amerikanisch-vietnamesischen Beziehungen Nguyen Manh Hung, Viet-

nam. Facing the Challenge of Integration, in: ISEAS (2004): S. 302 – 306. 
3122  Vgl. Mark E. Manyin, U.S. Assistance to Vietnam, CRS Report for Congress (RL32636), Washington D.C., 

11. Februar 2005, S. 5 f. 
3123  Vgl. Department of State, International Religious Freedom Report / 2004 Executive Summary, Washington 

D.C., 15. September 2004. Die übrigen entsprechend etikettierten Staaten waren Burma, China, Eritrea,      
Iran, Nordkorea, Saudi Arabien und der Sudan. 



750 Die Vorgehensweise: Kooperative und konfrontative Elemente    
 
 

 

differences impede the development of an even better bilateral relationship.“3124 Nach drei 

Jahren Stillstand gelang es beiden Seiten im Februar 2006, den Menschenrechtsdialog auf of-

fizieller Ebene wieder aufzunehmen. Am 13. November 2006 wurde Vietnam – vermutlich 

auch mit Blick auf die anstehende Reise des amerikanischen Präsidenten – wieder von der Li-

ste jener Staaten, in denen religiöse Gruppen unter besonderem Druck stehen, genommen.3125 

Bush unterstrich die Bedeutung dieses Themas für die USA während seines Aufenthaltes in 

Vietnam, als er am 19. November 2006 die Kathedrale von Cua Bac zum Gebet aufsuchte und 

sich darauf solidarisch mit den heimischen Christen zeigte.3126 Dabei fällt auf, daß beide Seite 

Meinungsverschiedenheiten offen ansprechen. Als Präsident Nguyen Minh Triet im Juni 2007 

zu Gast in den USA war, wies Präsident George W. Bush während einer gemeinsamen Pres-

sekonferenz auf Differenzen in den Bereichen Menschenrechte, Demokratie und religiöse 

Freiheiten hin.3127 

  Die historisch belasteten Beziehungen sowie die Menschenrechtsfrage haben die Wieder-

aufnahme der verteidigungs- und sicherheitspolitischen Kooperation erheblich belastet. Bis 

Ende 2003 kann diese Situation als „Politik der ganz kleinen Schritte“ charakterisiert wer-

den.3128 Dazu gehörte u.a. der Besuch William Cohens im März 2000 in Vietnam (der erste 

eines amerikanischen Verteidigungsministers seit Ende des Krieges).3129 Im Oktober 2000 

übergab Washington Ausrüstungsgegenstände zur Minenräumung im Wert von 1,8 Mio. US-

Dollar.3130 Im Mai 2002 war Vietnam zudem erstmalig durch ein Beobachterteam bei dem 

Manöver Cobra Gold vertreten.3131 Zu einer qualitativen Veränderung kam es in dieser Frage 

erst infolge der Visite Pham Van Tras in den USA am 10. November 2003.3132 Dieser seit 

dem gemeinsamen Krieg erste Besuch eines vietnamesischen Verteidigungsministers bildete 

die Grundlage für weitere, allerdings stets vorsichtige und oft sehr symbolische Schritte in 
                                                 
3124  Raymond F. Burghardt, U.S.-Vietnam Relations (Remarks to the Asia Society), Washington D.C., 21. 

Januar 2003. 
3125  2006 wurde Vietnam als einziges Land von dieser Liste entfernt, wohingegen Usbekistan hinzukam. Vgl. 

John V. Hanford, Vortrag des Ambassador-at-Large for International Religious Freedom zum Thema „Re-
lease of the State Department’s 2006 Designations of Countries of Particular Concern for Severe Violations 
of Religious Freedom“, Washington D.C., 13. November 2006.  

3126  Vgl. The White House, President Bush Attends Church Service in Vietnam, Hanoi, 19. November 2006. 
3127  Vgl. The White House, President Bush Welcomes President Nguyen Minh Triet of Vietnam to the White 

House, Washington D.C., 22. Juni 2007. 
3128  Innerhalb des USPACOM war eine Wiederaufnahme der Militärbeziehungen gleichwohl kein Tabu. Im Ok-

tober 1994 hatte Admiral Richard Macke, damaliger Kommadeur des USPACOM, erklärt: „I think once the 
rest of the political and economic cooperation is advanced, then military-to-military cooperation could ad-
vance“. Zit. n. Robert Templer, US Pacific commander sees military cooperation with Vietnam, in: Agence 
France Presse, 26. Oktober 1994 (online). 

3129  Vgl. The Saigon Times Magazine, U.S. defence chief in first Vietnam visit, 16. März 2000 (online). 
3130  Vgl. Sheldon W. Simon, U.S.-ASEAN Relations: The United States and Southeast Asia: Blowing Hot and 

Cold, in: Comparative Connections, Nr. 4, Januar 2001, S. 48. 
3131  Vgl. Agence France Presse, Thai, US, Singapore troops join annual Cobra Gold drill, 14. Mai 2002 (online). 
3132  Vgl. Sheldon W. Simon, U.S.-Southeast Asia Relations: President Bush Presses Antiterror Agenda in 

Southeast Asia, in: Comparative Connections, Nr. 4, Januar 2004, S. 72. 
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Richtung Normalisierung der verteidigungs- und sicherheitspolitischen Beziehungen. Am 19. 

November 2003 legte mit der USS Vandegrift erstmalig seit 1975 wieder ein amerikanisches 

Kriegsschiff an der vietnamesischen Küste, in diesem Fall im Hafen von Ho-Chi-Minh-Stadt, 

an. Es folgten die USS Curtis Wilbur, die Ende Juli/Anfang August 2004 in Da Nang zu Gast 

war, die USS Gary, die Ende März/Anfang April 2005 ebenfalls im ehemaligen Saigon vor 

Anker ging, sowie zwei weitere US-Kriegsschiffe, die Anfang Juli 2006 selbige Destination 

wählten.3133 Diese Hafenbesuche sind Bestandteil Vertrauensbildender Maßnahmen. Sie die-

nen jedoch nicht der Unterstützung der amerikanischen Vornepräsenz, da Vietnam keine Ver-

pflichtungen im Rahmen des Konzepts der places, not bases eingegangen ist. In der Ausein-

andersetzung mit dem internationalen Terrorismus hat Hanoi Kampfflugzeugen des 

USPACOM Überflugrechte gewährt.3134 Am 11. Dezember 2003 unterzeichneten die USA 

und Vietnam einen „Letter of Agreement on Counternarcotics Cooperation“.3135 Im Septem-

ber 2004 fanden die ersten bilateralen Verteidigungsgespräche statt.3136 Die Annäherung bei-

der Seiten trug im Frühjahr 2005 weitere Früchte: Hanoi gewährte amerikanischen Militär-

flugzeugen im Rahmen der Tsunami-Hilfsaktion Überflugrechte.3137 Vietnam war zudem im 

Mai 2005 Mitgastgeber einer multilateralen Tagung des USPACOM. Dabei wurden Fragen 

der Militärmedizin diskutiert.3138 Während des Besuchs Phan Van Khais in Washington im 

Juni 2005 einigten sich beide Seiten darauf, Vietnam in das IMET-Programm aufzuneh-

men.3139 Im zuständigen Bericht wies das amerikanische Außenministerium folgende Mittel 

aus: Für das Jahr 2005 wurden insgesamt 46.600 US-Dollar für einen vietnamesischen IMET-

Teilnehmer beantragt, für 2006 weitere 140.529 US-Dollar für drei Studenten.3140 In diesem 

Fall ist es das Ziel des Programms, die englischen Sprachfähigkeiten der Teilnehmer zu ver-

bessern. Admiral William J. Fallon bezeichnete den Zustand der militärischen Beziehungen 

                                                 
3133  Vgl. Simon (Oktober 2006): S. 70. Vietnam News Brief, Third US Naval Ship Arrives in Vietnam, 30. 

März 2005 (online). Vietnam News Brief, US Warship Visits Vietnam Today, 28. Juli 2004 (online). Viet-
nam News Brief, US Navy Ship Concludes Visit to Vietnam, 24. November 2003 (online). 

3134  Vgl. Manyin (28.11.2003): S. 10. 
3135  Vgl. Department of State (September 2006). Bush hatte Vietnam im September 2005 von der Liste der 

„Major Illicit Drug-Producing and Drug-Transit Countries“ nehmen lassen. Vgl. The White House, State-
ment on President Authorizing Secretary of State to Transmit to Congress Annual Report Listing Major Il-
licit Drug-Production and Drug-Transit Countries, Washington D.C., 15. September 2005.  

3136  Vgl. Fallon (08.03.2005): S. 24. 
3137  Vgl. Al Pessin, US Pacific Commander Visits Vietnam, in: Voice of America, 13. Juli 2006 (online). 
3138  Vgl. Fallon (08.03.2005): S. 24. 
3139   Vgl. Vietnam News Brief, Vietnam Denies US Military Experts’ Return to Vietnam, 27. Juni 2005 (online). 

Die Bush-Administration hatte bereits seit 2002 beim Kongreß Mittel zwischen 50.000 und 100.000 US-
Dollar im Rahmen des Expanded International Military Education and Training (E-IMET) beantragt, um 
zwei bis vier vietnamesischen Offizieren die Teilnahme an Englischkursen zu ermöglichen. Vgl. Manyin 
(11.02.2005): S. 4. 

3140  Vgl. Department of State (September 2006). 
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beider Seiten am 7. März 2006 als „progressing in a modest but positive direction.“3141 Diese 

Einschätzung fand er während seines Besuchs in Vietnam im Juli 2006, nachdem im Juni Do-

nald Rumsfeld in Hanoi war, bestätigt. Seine Gesprächspartner zeigten sich sehr zurückhal-

tend, als Fallon vorschlug, die amerikanisch-vietnamesische Militärkooperation um gemein-

same Such- und Rettungsmanöver zur See auszudehnen.3142 Um in dieser Frage Fortschritte 

zu erzielen, führte auch der Kommandeur der Pazifischen Flotte, Admiral Gary Roughead, im 

Januar 2007 Gespräche in Vietnam.3143 Im Juni 2007 folgte ein Besuch des Chief of Naval 

Operations, Admiral Michael Gleen Mullen.3144 Dieser erklärte, daß Hanoi 2007 als Beobach-

ter an ausgewählten Phasen des Manövers CARAT mitwirke. Für 2008 oder 2009 geht Mul-

len davon aus, daß Vietnam an dieser Übung vollständig teilnehmen wird.3145 

  Die weitere Annäherung beider Seiten dürfte durch die sich vertiefenden ökonomischen 

Beziehungen gefördert werden. 1994 lag das Handelsvolumen bei nur 223,4 Mio. US-Dollar, 

nachdem es in den Jahren zuvor keine nennenswerten wirtschaftlichen Kontakte gegeben hat-

te. Während die Aufhebung des Handelsembargos in den nächsten Jahren für eine Wiederbe-

lebung des ökonomischen Austauschs sorgte, kam es vor allem im Zuge der Unterzeichnung 

des Bilateral Trade Agreement (BTA)3146 im Juli 2000 (in Kraft seit Dezember 2001) zu einer 

merklichen Zunahme des Handelsvolumens. Lag dieses 2001 noch bei 1,513 Mrd. US-Dollar, 

so konnte 2006 bereits ein Betrag von 9,667 Mrd. US-Dollar verzeichnet werden. Während 

sich der Handelsaustausch damit in nur fünf Jahren mehr als versechsfachte, war der Zuwachs 

des amerikanischen Handelsdefizits noch weit beeindruckender: Es vergrößerte sich von 593 

Mio. US-Dollar in 2001 auf 7,467 Mrd. US-Dollar in 2006 um mehr als das Zwölffache. Der 

Handel zwischen den USA und Vietnam wird damit, wie in anderen Fällen auch, vor allem 

durch die Absorptionsfähigkeit des amerikanischen Marktes getragen. 

  Die Wirtschaftsbeziehungen beider Seiten können wie folgt bewertet werden: Sie sind, er-

stens, sehr dynamisch, wenngleich Zuwachsraten vor dem Hintergrund geringer Ausgangs-

werte zu sehen sind. Sie erfolgen, zweitens, vor allem zugunsten Vietnams. Die USA haben 

sich zum größten Absatzmarkt von Produkten aus dem Land des ehemaligen Kriegsgegners 

entwickelt. 2005 nahmen sie 18,28 % der Ausfuhr des indochinesischen Staates (Gesamtex-

                                                 
3141  Fallon (07.03.2006): S. 21. 
3142  Vgl. Al Pessin, US Pacific Commander Visits Cambodia, in: Voice of America, 17. Juli 2006 (online). 
3143  Vgl. Associated Press Worldstream, U.S. Admiral visits Vietnam as military ties continue inching forward, 

22. Januar 2007 (online). 
3144  Vgl. The Vietnam News Agency, Chief of Naval Operations Visits Viet Nam, 22. Juni 2007 (online). 
3145  Vgl. U.S. Fed News, CNO’s Vision of ‘1,000-Ship Navy’ tested by CARAT Exercise, 26. Juni 2007 

(online). 
3146  Vgl. Manyin (16.01.2001). 
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port: 32,442 Mrd. US-Dollar) auf.3147 Die USA festigten ihre Bedeutung für Vietnam, drit-

tens, dadurch, daß sie sich für dessen Beitritt zur WTO einsetzten. Diesem Schritt waren in-

tensive Debatten in Washington vorausgegangen.3148 Vietnam konnte der WTO am 11. Januar 

2007 als 150. Mitglied beitreten.3149 Schließlich wird sich, viertens, an der Asymmetrie in den 

Handelsbeziehungen noch über Jahre nichts ändern. Dafür spricht nicht nur die geringe Kauf-

kraft der Vietnamesen, sondern auch die mangelnde Attraktivität des Landes als Investitions-

standort. Von 1995 bis 2004 tätigten amerikanische Firmen vor Ort lediglich FDIs in einem 

Umfang von 612,8 Mio. US-Dollar.3150 Der Beitritt des formal weiter kommunistischen Lan-

des zur WTO könnte gleichwohl auch zu einer Verbesserung in diesem Bereich beitragen. 

Das amerikanische Unternehmen Intel kündigte Ende Februar 2006 an, 300 Mio. US-Dollar 

in Vietnam investieren zu wollen, um in Ho-Chi-Minh-Stadt ab 2007 eine Halbleiter-Fabrik 

aufzubauen.3151 Im Juni 2007 schlossen beide Seiten zudem ein TIFA ab.3152 

 

 

Tabelle 36:  Handel der USA mit Vietnam 1997 – 2006 (in Mrd. US-Dollar) 
 

 Volumen Export Import Balance 
2006 9,667 1,1 8,567 - 7,467 
2005 7,824 1,193 6,631 - 5,438 
2004 6,439 1,164 5,275 - 4,111 
2003 5,879 1,324 4,555 - 3,231 
2002 2,975 0,58 2,395 - 1,815 
2001 1,513 0,46 1,053 - 0,593 
2000 1,189 0,368 0,821 - 0,453 
1999 0,9 0,292 0,608 - 0,316 
1998 0,828 0,274 0,554 - 0,28 
1997 0,675 0,287 0,388 - 0,101 

 
U.S. Census Bureau, Foreign Trade Statistics: Trade in Goods (Imports, Exports and Trade Balance) with Vietnam, Washington D.C., Stand 
vom April 2007. 
 

 

                                                 
3147  Vgl. IMF (2006): S. 523. 
3148  Vgl. Mark E. Manyin, William H. Cooper, Bernard A. Gelb, Vietnam PNTR Status and WTO Accession: 

Issues and Implications for the United States, CRS Report for Congress (RL33490), Washington D.C., 24. 
Oktober 2006. 

3149  Vgl. Asia Pulse, Vietnam believes in increased trade, contacts with US, 15. Januar 2007 (online). 
3150  Vgl. ASEAN Secretariat (November 2005): S. 158 f. 
3151  Vgl. Dalpino (April 2006): S. 72. 
3152  Vgl. Asia Pulse, Vietnam, US Sign Trade and Investment Agreement, 25. Juni 2007 (online). 



754 Die Vorgehensweise: Kooperative und konfrontative Elemente    
 
 

 

Wird die amerikanische Vietnam-Politik strategischen Kriterien gerecht? Die lange Jahre do-

minierende Fokussierung Washingtons auf die POW/MIA-Frage spricht eher dagegen. Glei-

ches gilt für die in der Amtszeit von George W. Bush zunehmende Relevanz der Situation der 

Menschenrechte in Vietnam, von deren Verbesserung eine Ausdehnung der gemeinsamen 

Beziehungen abhängig gemacht wurde und in Teilen weiter wird. Die seit 2003 zu beobach-

tende vorsichtige Vertiefung der militärischen Kooperation deutet gleichwohl darauf hin, daß 

der strategische Imperativ im Weißen Haus zunehmend die Oberhand gewinnt. Dies gilt ins-

besondere für die Entscheidung vom Juni 2005, Vietnam in das IMET-Programm einbeziehen 

zu wollen. Sollte es den USA gelingen, über zunehmende Hafenbesuche den Boden dafür zu 

bereiten, mit Vietnam ein Abkommen zur Schaffung einer CSL zu schließen, wäre dies für 

das USPACOM unter den gegebenen Umständen sicherlich das bestmögliche zu erreichende 

Ergebnis. Soweit die amerikanische Sicherheitspolitik auf dieses Ziel gerichtet ist, wofür ei-

nige Anzeichen sprechen, kann sie als strategisch bezeichnet werden. Vietnam würde dann 

aber im Erfolgsfall gegenüber den USA wegen der notwendigen Rücksichtnahme auf China 

nicht mehr als minimal bandwagoning betreiben. Derzeit scheint sich Hanoi für eine Politik 

der Äquidistanz zwischen Washington und Peking entschieden zu haben.3153 Für die USA 

wird es daher nicht einfach sein, Vietnam zu einem Eckstein einer gegen China gerichteten 

Einkreisungsstrategie zu machen. Gleichzeitig muß Washington aber auch nicht befürchten, 

daß sich Hanoi an Peking anlehnt. 

 

8.  Kambodscha 

Die amerikanische Kambodscha-Politik stand während des Ost-West-Konflikts im Zeichen 

der Indochinakriege und damit übergeordneter globaler Erwägungen in der Auseinanderset-

zung des von den USA geführten Westens mit der kommunistischen Welt.3154 Nach der Indo-

chinakonferenz von 1954 waren die Beziehungen zwischen Washington und Phnom Penh zu-

nächst gespannt. Kambodscha war zwar nicht Mitglied der im selben Jahr gegründeten 

SEATO geworden. Es fiel jedoch wie auch Laos und Südvietnam unter die in einem Zusatz-

protokoll festgelegte Schutzklausel des neuen Bündnisses, dem die USA, Australien, Frank-

reich, Großbritannien, Neuseeland, Pakistan, die Philippinen und Thailand angehörten. Dies 

bedeutete, daß sich die Vertragsparteien verpflichteten, Kambodscha im Falle eines Angriffs 

zu verteidigen, womit die Schutzklausel mit dem von Sihanouk verfolgten Neutralitätskurs 

                                                 
3153  So auch Twining (2007): S. 86. 
3154  Vgl. zur amerikanischen Kambodscha-Politik Robert G. Sutter, The Cambodian Crisis & U.S. Policy Di-

lemmas, Boulder – San Francisco – Oxford 1991. Kenton Clymer, The United States and Cambodia, 1969-
2000. A troubled relationship, London – New York 2004. 
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kollidierte.3155 Zunächst erhielt Phnom Penh von Washington noch Unterstützungsleistungen, 

die sich von 1955 bis 1963 auf 409,6 Mio. US-Dollar Wirtschafts- sowie 83,7 Mio. US-Dollar 

Militärhilfe beliefen.3156 Von 1965 bis 1969 hatten beide Länder ihre diplomatischen Bezie-

hungen unterbrochen.  

  Die USA setzten dann auf General Lon Nol, der von 1969 bis 1972 Ministerpräsident und 

anschließend bis 1975 Staatspräsident Kambodschas war. Ziel von Präsident Richard Nixon 

war, das Land der Khmer im Vietnamkrieg auf amerikanischer Seite zu wissen. 1969 began-

nen Kampfflugzeuge der USA, den über Kambodscha verlaufenden Teil des Ho-Chi-Minh-

Pfades zu bombardieren. Ab April 1970 drangen amerikanische und verbündete südvietname-

sische Soldaten direkt auf kambodschanisches Territorium vor, um gegen Stellungen nord-

vietnamesischer Truppen und des Vietcongs vorzugehen. Von 1970 bis 1975 stellten die USA 

1,18 Mrd. US-Dollar Militärhilfe und 503 Mio. US-Dollar ökonomische Hilfe zur Verfü-

gung.3157 Nach dem Ende des Vietnamkrieges änderte sich auch die Lage am Tonle Sap: Die 

Roten Khmer beendeten die Herrschaft Lon Nols, der sich in amerikanisches Exil begab. Die 

USA brachen erneut ihre diplomatischen Beziehungen zu Kambodscha ab. 

  In der nun folgenden Phase befand sich die amerikanische Politik in einem Dilemma. Ei-

nerseits nahm sie klar Stellung gegen das Regime Pol Pots. Andererseits verurteilten sie aller-

dings auch den Einmarsch Vietnams in das Nachbarland, obwohl dieser der Schreckensherr-

schaft der Roten Khmer ein Ende setzte. Damit hatte sich zwar die Menschenrechtslage der 

Kambodschaner verbessert. Die USA sahen in dieser Entwicklung jedoch in erster Linie einen 

weiteren Schritt zu einem unter vollständiger Kontrolle der sowjetisch-vietnamesischen Ach-

se stehenden Indochina – und damit eine Positionsverschlechterung Washingtons in Südost-

asien. Ergebnis war eine amerikanische Kambodscha-Politik voller Widersprüche. Die USA 

unterstützten die im Juni 1982 von Sihanouk gegründete Coalition Government of Democra-

tic Kampuchea (CGDK), deren Führung aus dem Exil agierte und die in der UNO weiterhin 

                                                 
3155   Im Zusatzprotokol heißt es: „The Parties to the Southeast Asia Collective Defense Treaty unanimously 

designate for the purposes of Article IV of the Treaty the States of Cambodia and Laos and the free territory 
under the jurisdiction of the State of Vietnam.“ Protocol to the Manila Pact, Manila, 8. September 1954. 
Diese Schutzklausel wurde über Artikel IV Absatz 1 in Verbindung mit Artikel VIII des Southeast Asia 
Collective Defense Treaty (Manila Pact) vom 8. September 1954 abgeleitet. In Artikel IV Absatz 1 heißt es: 
„Each Party recognizes that aggression by means of armed attack in the treaty area against any of the Par-
ties or against any State or territory which the Parties by unanimous agreement may hereafter designate, 
would endanger its own peace and safety, and agrees that it will in that event act to meet the common dan-
ger in accordance with its constitutional processes.“ Artikel VIII dehnt das Vertragsgebiet dann über das 
Territorium der Vertragsparteien aus: „As used in this Treaty, the ‘treaty area’ is the general area of South-
east Asia, including also the entire territories of the Asian Parties, and the general area of the Southwest Pa-
cific not including the Pacific area north of 21 degrees 30 minutes north latitude.“ Southeast Asia Collective 
Defense Treaty (08.09.1954). 

3156  Vgl. Department of State, Background Note: Cambodia, Washington D.C., Dezember 2005b.   
3157  Vgl. ebd. 
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den Sitz Phnom Penhs wahrnahm. Washington verlieh dadurch allerdings auch den Roten 

Khmer, die neben der FUNCINPEC und der Nationalen Front zur Befreiung des Khmervol-

kes von Son Sann zur CGDK gehörten, internationale Legitimation. Die USA ließen zwar nur 

den beiden letzteren, nichtkommunistischen Koalitionspartnern Unterstützung zukommen, 

wohingegen China Pol Pot förderte. Dieser offizielle Ansatz war aber eher theoretischer Na-

tur, da die Truppen Sihanouks eng mit den Roten Khmer kooperierten.3158 So profitierte Pol 

Pot zumindest indirekt von amerikanischen Waffenlieferungen an die FUNCINPEC. Diese 

Politik, die ausgerechnet vom auf das Thema Menschenrechte fixierten Präsidenten Jimmy 

Carter vertreten wurde, folgte primär strategischen Motiven: „The vote [...] reflected Carter’s 

desire to strengthen ties with China and his displeasure with the growing Soviet role in 

Southeast Asia.“3159 

  Das amerikanische Dilemma ließ sich im Laufe der 80er Jahre wie folgt konkretisieren: 

Ziel der USA war, daß sich die Truppen Vietnams aus Kambodscha zurückziehen. Sollte dar-

auf jedoch die CGDK die Regierungsgeschäfte übernehmen, war damit zu rechnen, daß sich 

über kurz oder lang die Roten Khmer als stärkste militärische Kraft durchsetzen, die dann die 

Schreckensherrschaft hätten fortsetzen können.3160 Die USA lösten dieses Dilemma durch ei-

nen radikalen Wechsel ihrer Kambodscha-Politik, der heute unter dem Begriff Baker shift 

firmiert. Vorausgegangen war diesem Schritt eine Annäherung zwischen Washington und 

Moskau, in dessen Folge Indochina an strategischer Bedeutung verloren hatte. Auf dieser Ba-

sis erklärte der damalige amerikanische Außenminister, James Baker, im Juli 1990, die 

CGDK nicht weiter anzuerkennen, sondern die Kambodscha-Frage durch direkte Verhand-

lungen mit Vietnam lösen zu wollen.3161 China kündigte darauf umgehend an, die Roten 

Khmer weiter zu unterstützen, da sich die vietnamesischen Streitkräfte nicht vollständig aus 

Kambodscha zurückgezogen hätten.3162 Die Konfliktparteien konnten sich schließlich am 23. 

Oktober 1991 in Paris auf ein Ende des Bürgerkrieges einigen. Die USA hatten nicht nur ei-

nen maßgeblichen Beitrag zum Abschluß dieses Abkommens geleistet, sondern auch die UN-

Übergangsverwaltung in Form der UNTAC unterstützt. Im September 1993 nahm Washing-

                                                 
3158  Vgl. Dorothy Preslar, Military Cooperation between Sihanouk and Khmer Rouge Forcing Change in U.S. 

Policy Toward Cambodia, says FAS, in: U.S. Newswire, 13. Februar 1990 (online). 
3159  Neher (1994): S. 223 f. 
3160  Vgl. dazu den Kommentar von Alan Cranston, Lee H. Hamilton, Rethink US Policy in Cambodia, in: Chris-

tian Science Monitor, 8. Januar 1990 (online). 
3161  Vgl. Tim Johnson, U.S., ASEAN share common goals on Cambodia, Baker says, in: Japan Economic 

Newswire, 27. Juli 1990 (online). 
3162  Vgl. Daniel Southerland, China Says It Still Backs Khmer Rouge, Cambodia Welcomes U.S. Policy Shift, 

in: The Washington Post, 20. Juli 1990 (online). China konnte seine Vorwürfe u.a. auf den damaligen Asi-
en-Beauftragten des amerikanischen Außenministeriums, Richard Solomon, abstützen, der zuvor die Ver-
mutung geäußert hatte, daß sich vietnamesische Truppen weiterhin in Kambodscha befinden würden. Vgl. 
The Associated Press, U.S. Official Says Vietnamese Troops Remain in Cambodia, 14. Mai 1990 (online).  
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ton volle diplomatische Beziehungen mit Phnom Penh auf, nachdem es in der Hauptstadt des 

Königreichs bereits am 11. November 1991 eine US-Mission eröffnet hatte. 

  Der Kontext der amerikanischen Kambodscha-Politik hatte sich damit zu Beginn der 90er 

Jahre grundlegend verändert.3163 Der Rückzug Rußlands aus Vietnam sowie die verbesserten 

Beziehungen zwischen Washington und Hanoi trugen dazu bei, daß das Weiße Haus sein Ver-

hältnis zur Regierung von Ministerpräsident Hun Sen nicht mehr aus der Perspektive überge-

ordneter sicherheitsstrategischer Erwägungen betrachtete. Das amerikanische Außenministe-

rium hat die aktuellen Ziele der Kambodscha-Politik der USA wie folgt zusammengefaßt: 

„The United States supports efforts in Cambodia to combat terrorism, build democratic insti-

tutions, promote human rights, foster economic development, eliminate corruption, achieve 

the fullest possible accounting for Americans missing from Indochina conflict, and to bring to 

justice those most responsible for serious violations of international humanitarian law com-

mitted under the Khmer Rouge regime.“3164 An vorderster Stelle steht dabei die Umsetzung 

der in der Friedensvereinbarung von Paris enthaltenen rechtsstaatlichen und menschenrechtli-

chen Prinzipien.3165  

  Die USA beobachten daher mit Argusaugen den Demokratisierungsprozeß in Kambo-

dscha und erheben umgehend ihre Stimme, sobald sie der Meinung sind, daß sich dieser vom 

Pariser Ideal entfernt. Washington hat daher den Putsch Hun Sens vom Juli 1997, der damals 

nach Prinz Ranariddh noch zweiter Ministerpräsident war, mit scharfen Worten verurteilt. 

Stanley O. Roth, zu jener Zeit Asienbeauftragter des State Department, sah in diesen Ereig-

nissen eine Annullierung der Wahlergebnisse vom Mai 1993: „Until there is a restoration of 

the Paris Peace Accords, and free and fair elections are held, the United States will not con-

duct business as usual with Hun Sen.“3166 Roth forderte freie Wahlen für 1998 und die Rück-

kehr des ins Ausland geflüchteten Prinzen Ranariddh. Dabei unterstützte er die Entscheidung 

der ASEAN, den Beitritt Kambodschas zur südostasiatischen Staatenvereinigung zu verzö-

gern. Die USA stellten zudem ihre direkten finanziellen Zuwendungen für die Regierung Hun 

Sen ein und ließen dem Land fortan nur noch Hilfe über NGOs zukommen, deren Mittelzu-

                                                 
3163  Vgl. zu den Schwerpunkten der amerikanischen Kambodscha-Politik nach dem Pariser Friedensschluß Tho-

mas Lum, Cambodia: Background and U.S. Relations, CRS Report for Congress (RL32986), 8. Juli 2005. 
3164  Department of State (Dezember 2005b). 
3165  „There is no expiration date on the Paris Accords. […] The United States as a signatory has an obligation, a 

commitment to the Cambodian people to ‘promote and encourage’ human rights.“ Joseph A. Mussomeli, 
Human Rights and Democracy in Cambodia (Remarks at the University of Cambodia), Phnom Penh, 10. 
Februar 2006. „We continue to believe that the framework and the spirit of the Paris Accords offers the best 
hope for peace, stability, and the development of democracy in Cambodia.“ Stanley O. Roth, Cambodia 
(Statement before the House International Relations Committee, Asia and the Pacific Subcommittee), 
Washington D.C., 26. Februar 1998.  

3166  Stanley O. Roth, Cambodia (Statement Before the Senate Committee on Foreign Relations / Subcommittee 
on East Asian and Pacific Affairs), Washington D.C., 4. September 1997. 
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wendungen allerdings um zwei Drittel der Gesamtsumme in Höhe von 38 Mio. US-Dollar ge-

kürzt wurden. Die Washingtoner Politik war in wesentlichen Punkten erfolgreich, was u.a. die 

Wahlen vom Juli 1998 und Juli 2003 zeigten.3167 Selbiges Aktions-Reaktions-Muster wurde 

2005/2006 sichtbar: Am 3. Februar 2005 hatte die kambodschanische Nationalversammlung 

die parlamentarische Immunität von Sam Rainsy und zwei weiteren Mitgliedern der SRP, 

Chea Poch und Cheam Channy, widerrufen. Diese hatten Hun Sen die Verantwortung für ei-

nen Granatanschlag gegen die Opposition 1997 und Prinz Ranariddh Korruption vorgewor-

fen. Während sich Sam Rainsy seiner Verhaftung durch Flucht ins Ausland entziehen konn-

ten, wurde Cheam Channy festgesetzt.3168 Die Bush-Administration hatte gegen dieses Vor-

gehen der kambodschanischen Führung mehrfach deutlichen Protest eingelegt. Washington 

war daher im Februar 2006 voll des Lobes, als König Norodom Sihamoni die Abgeordneten 

Cheam Channy und Sam Rainsy begnadigte und die Nationalversammlung kurz darauf ihre 

parlamentarische Immunität wiederherstellte.3169 

  Der Streit um demokratische und menschenrechtliche Fragen hat dazu beigetragen, daß 

die direkten Kontakte zwischen den Regierungen beider Länder begrenzt sind. Im August 

1995 besuchte mit Warren Christopher erstmals seit 40 Jahren wieder ein amerikanischer Au-

ßenminister Kambodscha.3170 Nach den Vorgängen vom Juli 1997 reduzierten die USA ihre 

offiziellen Kontakte weiter. Auf militärischer Seite dauerte es bis zum Januar 2001, als mit 

Admiral Dennis C. Blair wieder ein hochrangiger Offizier der US-Streitkräfte zu Gesprächen 

mit Ministerpräsident Hun Sen in Phnom Penh weilte.3171 Daß die USA lange Zeit nicht zu 

einer vollständigen Normalisierung der Beziehungen bereit waren, wurde daran deutlich, daß 

sie die einzige der großen Gebernationen waren, die zur Abwicklung von Hilfsprogrammen 

direkte Kontakte zur kambodschanischen Regierung weitgehend mied. Hintergrund ist die 

anhaltende Kritik Washingtons an demokratischen und menschenrechtlichen Defiziten im 

Königreich – allen Fortschritten zum Trotz.3172 Wegen derartiger Desiderata hielten die USA 

                                                 
3167  Die CPP errang in den Wahlen vom Juli 2003 insgesamt 47,35 % (1998: 41 %), die FUNCINPEC 20,75 % 

(31,7 %) und die SRP 21,87 % (1998: 14 %) der Stimmen. Vgl. Südostasien aktuell, Nr. 5/2003, S. 447 – 
451. 

3168  Vgl. Südostasien aktuell, Nr. 6/2005, S. 49 f. 
3169  Vgl. Adam Ereli, Cambodia: Restoration of Parliamentary Immunity of Opposition MPs, Washington D.C., 

28. Februar 2006. Sean McCormack, Cambodia: Pardons of Opposition Leader and Parliamentarian, Wash-
ington D.C., 6. Februar 2006.  

3170  Vgl. Japan Economic Newswire, Christopher pledges U.S. help for Cambodia, 5. August 1995 (online). 
3171  Vgl. Agence France Presse, Flurry of US Cambodia visits spotlight genocide trial, improved ties, 13. Januar 

2001 (online). 
3172  Im Menschenrechtsbericht des amerikanischen Außenministeriums zu Kambodscha von 2005 heißt es: 

„Unlike in 2004, there were no reported political killings. Nevertheless, the government’s human rights re-
cord worsened, as the country’s fragile democracy suffered several setbacks, particularly in the areas of po-
litical participation and freedom of speech.“ Department of State, Country Reports on Human Rights Prac-
tices 2005: Cambodia, Washington D.C., 8. März 2006.  
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auch finanzielle Hilfsmittel zur Durchführung des Rote-Khmer-Tribunals zurück, dem sie an 

sich positiv gegenüberstehen.3173 Im Consolidated Appropriations Act für das Fiskaljahr 2005 

wurde festgelegt, daß Washington das Gericht nur dann unterstützen darf, wenn der amerika-

nische Außenminister bestätigt, daß dieses internationalen Standards gerecht wird.3174 

  Derartige Positionierungen haben insofern keinerlei Auswirkungen auf die diplomatischen 

Beziehungen beider Seiten, als diese uneingeschränkt aufrechterhalten werden. Konsequenzen 

lassen sich jedoch an den Mittelzuweisungen ablesen. Die USA fördern vor allem Maßnah-

men zur Stärkung der Demokratie des Landes, der Menschenrechte, der ökonomischen Ent-

wicklung, des Bildungswesens sowie zur Bekämpfung von AIDS. Die United States Agency 

for International Development (USAID) stellte dazu 2005 insgesamt 55,01 Mio. US-Dollar 

zur Verfügung.3175 Kambodscha ist mittlerweile nach Indonesien und den Philippinen der 

drittgrößte Empfänger amerikanischer Hilfsgelder. Erst im Februar 2007 änderte Washington 

seine Position in der Frage der entwicklungspolitischen Zusammenarbeit mit Phnom Penh. 

Präsident Bush hob das Verbot, kambodschanische Regierungsprojekte direkt zu unterstützen, 

auf.3176 

  Die militärische Kooperation zwischen Washington und Phnom Penh ist aufgrund der 

Vorfälle von 1997 sehr begrenzt und befaßt sich in der Regel mit der Nachsorge der Indochi-

nakriege sowie des Ost-West-Konflikts. Dabei hat die Kooperationsbereitschaft der Regie-

rung Hun Sen in Fragen der POW und der MIA immer wieder höchstes Lob erfahren.3177 

Amerikanische Soldaten trainieren zudem regelmäßig ihre kambodschanischen Kameraden in 

der Beseitigung von – vermutlich vier bis zehn Millionen – Minen, die vor allem von den 

Bürgerkriegsparteien gelegt worden waren.3178 Diese Unterstützung kommt auch der Ent-

schärfung von nicht explodierter Munition (Unexploded Ordnance, UXO) zugute, nachdem 

die USA während des Vietnamkrieges ca. 550.000 Tonnen Bombenlast auf Kambodscha ab-

geworfen hatten.3179 Weder die Clinton- noch die Bush-Administration exportierten Waffen-

                                                 
3173  Vgl. z.B. Richard Boucher, United States Welcomes Cambodian King’s Signature of Khmer Rouge Tribu-

nal Law (Press Statement), Washington D.C., 10. August 2001. Ralph L. Boyce, Situation in Cambodia 
(Testimony Before the Senate Foreign Relations Committee, Subcommittee on East Asian and Pacific Af-
fairs), Washington D.C., 9. März 1999. 

3174  Vgl. Lum (08.07.2005): S. 10. 
3175  Die Mittelzuweisungen hatten zuvor 49,01 Mio. US-Dollar (2004) betragen. Vgl. United States Agency for 

International Development, Budget Justification to the Congress. Fiscal Year 2006: Cambodia, Washington 
D.C. 2005.  

3176  Vgl. The Associated Press, U.S. lifts ban on direct aid for Cambodian government projects, 27. Februar 
2007 (online). 

3177  Vgl. Roth (26.02.1998). 
3178  Vgl. Südostasien aktuell, Nr. 6/2004, S. 533. The Associated Press, Cambodia to Hold First Military Exer-

cise with U.S., 29. September 1995 (online). Xinhua News Agency, U.S. offers aid to Cambodia for re-
moval of mines, 10. April 1995 (online). Ron Gluckman, US troops prepare to return to Cambodia, in: 
South China Morning Post, 3. Juli 1994 (online). 

3179  Vgl. Neher (1994): S. 209. 
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systeme nach Kambodscha. Lediglich Mitte der 90er Jahre, als die Roten Khmer den An-

schein erweckten, die kambodschanischen Streitkräfte in Bedrängnis bringen zu können, wur-

de kurzfristig überlegt, von diesem Grundsatz abzuweichen.3180 Soweit die USA der kambo-

dschanischen Armee Ausrüstung überlassen, wird dabei insbesondere der Zweck verfolgt, de-

ren Fähigkeiten zur eigenständigen Verbesserung der Infrastruktur des Landes zu verbessern. 

Dazu gehört u.a. die Lieferung von Bulldozern für den Straßenbau.3181  

  Nach dem 11. September 2001 kam der Kampf gegen den Terrorismus als sicherheitsrele-

vantes Kooperationsfeld hinzu.3182 Hun Sen zeigte sich unmittelbar nach den Anschlägen mit 

der amerikanischen Regierung solidarisch und drückte seine Unterstützung für den Angriff 

der USA gegen das Taliban-Regime aus. Im November 2001 nahm die Bush-Administration 

Kambodscha nach fünf Jahren von der Liste jener Staaten, die des illegalen Drogenhandels 

beschuldigt werden.3183 Das Land der Khmer lag zunächst jenseits des Fokus des amerikani-

schen Anti-Terror-Kampfes. Dies änderte sich, nachdem bekannt geworden war, daß sich 

Hambali alias Riduan Isamuddin, mutmaßlicher Chef für operative Fragen der Jemaah Isla-

miyah, vor seiner Verhaftung in Thailand im August 2003 von September 2002 bis März 

2003 in Kambodscha aufgehalten hatte.3184 Im Dezember 2004 wurden zudem drei Personen 

wegen mutmaßlicher Unterstützung der Jemaah Islamiyah von einem kambodschanischen 

Gericht zu lebenslanger Haft verurteilt. Auch der Fall Hambali wurde in jenem Verfahren 

verhandelt: Das Gericht verurteilte ihn in Abwesenheit wegen der Vorbereitung von Anschlä-

gen gegen die Botschaften der USA und Großbritanniens in Phnom Penh.3185 Washington hat 

deshalb u.a. folgende Maßnahmen ergriffen: Für das Haushaltsjahr 2005 waren 73.195 US-

Dollar für 22 CTFP-Studenten vorgesehen. Hinzu kamen 469.625 US-Dollar für 140 Teil-

nehmer des Programmes zur Führung des Anti-Drogen-Kampfes (Section 1004).3186 

  Ein wichtiges Beispiel gelungener Anti-Terror-Kooperation ist die Vernichtung des kam-

bodschanischen Bestandes an Boden-Luft-Raketen. Am 18. November 2005 hatte die Regie-

rung Hun Sen das letzte von insgesamt 233 Waffensystemen des Typs SA-3, die noch aus 

sowjetischer Produktion stammten, zerstören lassen. Das amerikanische Außenministerium 

hat dieses Projekt mit ca. 900.000 US-Dollar unterstützt. Kambodscha ist damit das erste asia-

tische Land, das sein komplettes – heißt: offiziell bekanntes – Arsenal an MANPADS abge-

                                                 
3180  Vgl. Philip Shenon, U.S. Considers Providing Arms to Cambodia to Fight Guerillas, in: The New York 

Times, 30. Januar 1995 (online). Sue Downie, U.S. military assistance to Cambodia, in: United Press Inter-
national, 14. September 1994 (online). 

3181  Vgl. United Press International, U.S. equipment to help Cambodia rebuild, 16. Februar 1995 (online). 
3182  Vgl. Südostasien aktuell, Nr. 1/2002, S. 59. 
3183  Vgl. Kao Kim Hourn, Cambodia, in: Asia Pacific Security Outlook 2002, Tokyo – New York 2002, S. 36. 
3184  Vgl. Südostasien aktuell, Nr. 3/2005, S. 36. 
3185  Vgl. Department of State, Country Reports on Terrorism 2004, Washington D.C., April 2005d, S. 35 f. 
3186  Vgl. Department of State (September 2006). 
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schafft hat.3187 Washington hatte befürchtet, daß die Boden-Luft-Raketen in die Hände von 

Terroristen fallen, die mit diesen versuchen könnten, Flugzeuge ziviler oder militärischer 

Nutzung zu attackieren (im November 2002 war ein Angriff von Terroristen mit Strela-

Raketen gegen ein das kenianische Mombasa verlassendes israelisches Passagierflugzeug nur 

knapp gescheitert).  

  Die Regierung Hun Sen zeigte sich wiederum darüber erfreut, daß amerikanische Behör-

den im Mai 2005 Chhon Yasith festnahmen und unter Anklage stellten. Er gilt als einer der 

führenden Köpfe der Cambodian Freedom Fighters (CFF), die 1998 gegründet worden waren 

und seitdem für verschiedene Überfälle sowie Bombenanschläge verantwortlich zeichnen. 

Am 24. November 2000 griffen 50 Anhänger dieser Gruppe mehrere Regierungsgebäude in 

Phnom Penh an, was der größte Gewaltakt seit dem Putsch vom Juli 1997 war.3188 Chhon Ya-

sith, der amerikanischer Staatsbürger ist, soll die Taten aus den USA finanziell unterstützt ha-

ben. Das Department of State zählt die CFF, die vermutlich weniger als 100 Mitglieder hat, zu 

den „Other Selected Terrorist Organizations“.3189 

  Der Anti-Terror-Kampf nimmt neben dem Anti-Drogen-Kampf eine zentrale Rolle in der 

militärisch insgesamt sehr begrenzten Kooperation beider Staaten ein, die 1997 unterbrochen 

worden war und erst 2004 einer Neubewertung unterzogen wurde.3190 Die USA setzten daher 

ein deutliches Zeichen für einen weiteren Ausbau der sicherheitspolitischen Beziehungen bei-

der Seiten, als mit der USS Gary am 9. Februar 2007 zum ersten Mal seit 1975 wieder ein 

amerikanisches Kriegsschiff an der kambodschanischen Küste vor Anker ging. Der Besuch 

im Hafen von Sihanoukville war mit verschiedenen Aktivitäten vor Ort, u.a. medizinischer 

Hilfe, verbunden. Er könnte der Auftakt für engere Beziehungen der Seestreitkräfte beider 

Länder sein. Im Idealfall würde es den USA gelingen, auf diesem Wege Kambodscha in das 

Konzept der places, not bases zu integrieren.3191 Auf kambodschanischer Seite scheint es ein 

Interesse an einer solchen Vertiefung der militärischen Beziehungen zu geben. Verteidi-

gungsminister Tea Banh hat gegenüber Admiral William J. Fallon Interesse an der Beteili-

gung seiner Soldaten an amerikanischen Ausbildungsprogrammen bekundet. Die USA sollten 

                                                 
3187  Vgl. U.S. Embassy / Cambodia, U.S. Assists Cambodia in Destruction of Missiles, Phnom Penh, 18. No-

vember 2005. Agence France Presse, Cambodia secures US funding to destroy anti-aircraft missiles, 2. 
März 2004 (online). 

3188  Vgl. Kao Kim Hourn, Cambodia, in: Asia Pacific Security Outlook 2001, Tokyo – New York 2001, S. 34. 
3189  Vgl. Südostasien aktuell, Nr. 5/2005, S. 45 – 47. Department of State (April 2005d): S. 115. Südostasien ak-

tuell, Nr. 1/2002, S. 59 – 61. 
3190  Vgl. Department of State (September 2006). 
3191  Vgl. Sopheng Cheang, U.S. Warship makes Cambodian Port Visit, in: Associated Press, 9. Februar 2007 

(online). Entsprechende Gerüchte für den Hafenbesuch waren bereits zuvor der Presse zu entnehmen. Vgl. 
Jane Perlez, China Competes With West in Aid to Its Neighbors, in: The New York Times, 18. September 
2006 (online). 
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Kambodscha dabei helfen, seine Streitkräfte wiederaufzubauen.3192 Zu welchen Formen von 

Kooperation es hier kommen wird, dürfte auch von Gegenleistungen des Königreichs abhän-

gen. Im April 2006 hatte Ministerpräsident Hun Sen eine Anfrage der USA, Truppen in den 

Irak zu entsenden, negativ beschieden.3193 
 

 

Tabelle 37:  Handel der USA mit Kambodscha 1997 – 2006 (in Mio. US-Dollar) 
 

 

 Volumen Export Import Balance 
2006 2.262,9 74,5 2.188,4 - 2.113,9 
2005 1.835,7 69,7 1.767,0 - 1.697,3 
2004 1.556,3 58,9 1.497,4 - 1.438,5 
2003 1.320 57,9 1.262,1 - 1.204,2 
2002 1100,4 29,3 1.071,1 - 1.041,8 
2001 992,1 29,6 962,5 - 932,9 
2000 857,3 31,7 825,6 - 793,9 
1999 612,6 20,0 592,6 - 572,6 
1998 375,7 10,7 365,0 - 354,3 
1997 121,9 18,8 103,1 - 84,3    

 
U.S. Census Bureau, Foreign Trade Statistics: Trade in Goods (Imports, Exports and Trade Balance) with Cambodia, Washington D.C., 
Stand vom April 2007.  
 

 

Die Wirtschaftsbeziehungen haben sich in den vergangenen Jahren sehr zu Gunsten des Kö-

nigreichs entwickelt. 1992 haben die USA das gegen Kambodscha verhängte Handelsembar-

go aufgehoben. 1996 schlossen beide Seiten ein Handelsabkommen, und bereits ein Jahr spä-

ter gewährte der Kongreß dem Land am Tonle Sap den Normal Trade Relations (NTR)-

Status. 2006 hatte Kambodscha amerikanische Güter im Wert von 74,5 Mio. US-Dollar im-

portiert, wohingegen sich der Export in die USA auf 2.113,9 Mrd. US-Dollar belief. Die Han-

delsbeziehungen sind damit zutiefst asymmetrisch. Während das Königreich für die USA als 

Ausfuhrgebiet praktisch nicht existiert, ergeben sich in umgekehrter Richtung geradezu exi-

stentielle Abhängigkeiten: 2005 nahmen die USA 48,65 % der kambodschanischen Exporte 

(Gesamtausfuhr: 1.369 Mrd. US-Dollar) auf.3194 Die Abhängigkeit wird dadurch vertieft, daß 

Textilien und Bekleidung einen Anteil von 79,0 % am Export des Königreichs haben (Stand: 

2003).3195 Die geringe ökonomische Attraktivität Kambodschas für die USA zeigt sich auch 

                                                 
3192  Vgl. Simon (Oktober 2006): S. 67. 
3193  Vgl. The Advertiser, Troops veto, 22. April 2006 (online). 
3194  Vgl. IMF (2006): S. 115. 
3195  Vgl. Der Fischer Weltalmanach 2007 (2006): S. 275. 
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daran, daß das Land zwischen 1995 und 2004 nur 11,2 Mio. US-Dollar Direktinvestitionen 

amerikanischer Firmen anziehen konnte.3196 Um die ökonomischen Beziehungen zu vertiefen, 

haben beide Seiten im Juli 2006 ein TIFA abgeschlossen.3197 

  Washington verfügt daher gegenüber Phnom Penh über ein starkes Druckmittel, etwa in 

Form der Ankündigung von Zöllen oder Kontingenten für die Einfuhr kambodschanischer 

Textilien und Bekleidung. Der Regierung Hun Sen bliebe in diesem Fall nur der Gang zur 

WTO, denn angesichts einer äußerst asymmetrischen Handelsbilanz verfügt sie über keinerlei 

Optionen zur Androhung ökonomischer Gegenmaßnahmen. Die Wirtschaft der Khmer sowie 

die innenpolitische Modernisierung des Landes hängen damit ganz maßgeblich von einem of-

fenen amerikanischen Markt ab, wohingegen die USA auf Kambodscha als Absatzgebiet für 

ihre Produkte nicht angewiesen sind. 

  Entspricht die amerikanische Kambodscha-Politik sicherheitsstrategischen Kriterien ge-

mäß den Erwartungen des systemischen Realismus? Oberstes Ziel der USA ist ganz offen-

sichtlich, den Demokratisierungsprozeß innerhalb des Königreichs zu fördern. Washington ist 

durch seine permanenten Einmischungen und Mahnungen, die Pariser Vereinbarungen von 

1991 einzuhalten, bereit, aufgrund von Wertfragen Konflikte mit der Regierung in Phnom 

Penh zu riskieren. Es nimmt damit hin, daß sich Kambodscha stärker China annähert, das an 

demokratischen oder menschenrechtlichen Defiziten keinen Anstoß nimmt. Auch mit Blick 

auf die amerikanische Regierung haben Phnom Penh und Peking in ihrem „Joint Statement“ 

vom November 2000 betont: „The affairs of a country should be handled by its own people, 

no country should be allowed to interfere in the internal affairs of any other sovereign state on 

whatever excuses.“ 3198 Aus dieser Sicht wird die Politik Washingtons gegenüber dem König-

reich den aufgestellten sicherheitsstrategischen Maßstäben nicht gerecht.  

  Jenseits dessen ist zu fragen, ob Kambodscha zumindest theoretisch bereit wäre, als weite-

rer Eckstein einer gegen das Reich der Mitte gerichteten amerikanischen Einkreisungsstrate-

gie zu dienen, wenn die USA eine solche Positionierung des Reiches der Khmer anstreben 

würden. Eine gegen Peking gerichtete Außenpolitik Phnom Penhs ist unter den gegenwärtigen 

Bedingungen äußerst unwahrscheinlich, da China für Kambodscha im Konfliktfall die einzige 

zumindest potentielle Rückversicherung für – wenn auch gegenwärtig nur schwer vorzustel-

                                                 
3196  Vgl. ASEAN Secretariat (November 2005): S. 158 f. 
3197  Vgl. The Nation, US, Cambodia sign agreement to support trade and investment, 18. Juli 2006 (online). 
3198  Cambodia-China Joint Statement, in: Kingdom of Cambodia / Ministry of Foreign Affairs and International 

Cooperation, Information Bulletin, 30. November 2000, S. 6. In der Praxis hatte sich u.a. im Juli 1997 ge-
zeigt, wie China im Gegensatz zu den USA auf demokratische Defizite reagiert. Nach dem Putsch Hun 
Sens riefen zwar beide Seiten dazu auf, den Konflikt friedlich zu lösen. Während Washington jedoch das 
Vorgehen des damaligen zweiten Ministerpräsidenten verurteilte, betonte Peking, daß sich Außenstehende 
nicht in die inneren Angelegenheiten des Königreichs einmischen sollten. Vgl. Agence France Presse, US-
China talks, Cambodia problem dominate ASEAN discussions, 26. Juli 1997 (online). 
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lende – erneute Expansionsvorhaben Thailands oder Vietnams ist. Das Reich der Mitte besitzt 

zudem den Vorteil der geographischen Nähe, wohingegen Washington seit Verkündung der 

Guam-Doktrin 1969 keine neuen Sicherheitszusagen auf dem südostasiatischen Festland mehr 

eingegangen ist. Nach dem amerikanischen Desaster in Vietnam dürfte Kambodscha zudem 

davon ausgehen, daß die USA nicht noch einmal Kampftruppen nach Indochina schicken 

werden – aus welchem Grund auch immer. Für Phnom Penh bleibt als potentieller Verbünde-

ter nur Peking.  

  Die Ausblendung sicherheitsstrategischer Inhalte aus der amerikanischen Kambodscha-

Politik kann aus zwei Blickwinkeln erklärt werden: Für die USA ist das Königreich, erstens, 

sowohl ökonomisch wie auch militärisch uninteressant. Demnach kann Peking seine Position 

gegenüber Washington nicht durch enge Beziehungen zu Phnom Penh verbessern. Diese 

Sichtweise würde der materiellen Bedeutung Kambodschas gerecht werden. Zweitens könnte 

die Washingtoner Position dadurch erklärt werden, daß sie weitergehende Umwerbungen des 

Königreichs für aussichtslos hält, da dieses seine sicherheitspolitische Zukunft an das Reich 

der Mitte gebunden sieht. Eine solche Haltung wäre ein Widerspruch zu den Annahmen des 

systemischen Realismus, da eine Großmacht bei ihrer permanenten Suche nach positionalen 

Gewinnen bereit sein muß, kleinere und mittlere Mächte zum bandwagoning zu bewegen – 

ganz gleich, wie deren jeweils aktuelle außenpolitische Ausrichtung aussieht. Hinzu kommt, 

daß es für diesen Erklärungsansatz Gegenbeispiele gibt. So ist z.B. den Ausführungen des Be-

richts „Budget Justification to the Congress. Fiscal Year 2006“ der USAID zu entnehmen, 

daß die USA ihr Verhältnis zu Kambodscha durchaus vor dem Hintergrund engerer chine-

sisch-kambodschanischer Beziehungen reflektieren. Der Bericht weist auf 25 bilaterale Ab-

kommen mit wirtschaftlichem Hintergrund hin, die Peking und Phnom Penh in jüngster Zeit 

geschlossen haben: „Although these agreements are relatively small in financial terms, they 

signify how China is using its newly won economic power to expand its presence and politi-

cal influence among its southern neighbors. The USAID program helps ensure that the United 

States also remains fully engaged with Cambodia and other nations of Southeast Asia.“3199 

Dies berücksichtigend soll dem ersten Erklärungsansatz der Vorzug gegeben werden: Für die 

USA ist Kambodscha derzeit weder ökonomisch noch militärisch von Interesse, und so sind 

auch enge Beziehungen zwischen Peking und Phnom Penh nicht geeignet, die positionale 

Stellung Washingtons in Südostasien zu verschlechtern. Die Clinton- und die Bush-

Administration konnten und können es sich aus diesem Grunde erlauben, aus realistischer 

                                                 
3199  United States Agency for International Development (2005). So auch Thomas Lum: „Furthermore, some 

assert, U.S. engagement with the kingdom may enhance regional anti-terrorism efforts and counter eco-
nomic and political overtures by China.“ Vgl. Lum (08.07.2005): S. 11. 
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Sicht sekundären Handlungsmotiven zu folgen. Dabei haben die USA seit 1997 mehrfach die 

Erfahrung machen können, daß sie vor allem im Bereich der wirtschaftlichen Abhängigkeit 

Kambodschas vom amerikanischen Markt über genügend Druckmittel verfügen, um die Re-

gierung Hun Sen im anhaltenden Demokratisierungsprozeß immer wieder zum Einlenken zu 

bewegen. Sollte das Königreich also in einer Auseinandersetzung zwischen Peking und Wa-

shington tatsächlich von Belang sein, dann dürften die USA über den wirtschaftlichen Hebel 

zumindest in der Lage sein, eine Neutralität Kambodschas zu erwirken. Aus dieser Sicht ent-

spricht die amerikanische Politik gegenüber der Regierung Hun Sen sicherheitsstrategischen 

Kriterien. Impulsverarbeitung und Impulsumsetzung liegen vor. 

 

9.  Laos 

Seit 1955 unterhalten die USA und Laos trotz einer wechselvollen Geschichte ununterbrochen 

diplomatische Beziehungen, nachdem Washington bereits 1950 mit einer Gesandtschaft vor 

Ort vertreten war. Während des Ost-West-Konflikts bildete der Vietnamkrieg auch für das 

amerikanisch-laotische Verhältnis den Handlungsrahmen. Das Königreich war in jener Zeit 

zunehmend in das Visier des Systemgegensatzes zwischen den USA und der Sowjetunion ge-

raten, der dazu führte, daß sich John F. Kennedy und Nikita Chruschtschow auf eine Neutrali-

tät des Landes einigten. Diese wurde am 23. Juli 1962 in Genf von insgesamt 14 Signatarstaa-

ten besiegelt, jedoch von keiner der inneren und äußeren Konfliktparteien beachtet. Die USA 

sahen sich insbesondere dadurch unter Druck gesetzt, daß Nordvietnam den Ho-Chi-Minh-

Pfad zu großen Teilen über laotisches Gebiet anlegte, um seine verbündeten Truppen in Süd-

vietnam zu versorgen. Washington reagierte darauf in zweifacher Weise: Es bombardierte je-

ne Gebiete in Laos, in denen das Versorgungssystem Ho Chi Minhs vermutet wurde. Gleich-

zeitig half es über die CIA Gruppierungen wie den Hmong-Rebellen, die dem kommunisti-

schen Pathet Lao Widerstand leisteten. Die USA unterstützten die Regierung Souvanna 

Phoumas, der zwar eine Politik der Neutralität verfolgte, Washington im Gegenzug für seine 

Unterstützung aber inoffiziell die Bombardierung des Ho-Chi-Minh-Pfades gestattete. Dieser 

1964 begonnene „geheime Krieg“ soll jährlich 2 Mrd. US-Dollar gekostet haben3200 – eine 

Summe, die nominal in etwa dem aktuellen Umfang des Bruttosozialproduktes des Binnen-

staates entspricht.3201 Erst 1970 wurde der Öffentlichkeit bekannt, daß sich amerikanische Mi-

litäraktionen auch auf das formal neutrale Laos erstreckten.3202 Washington war bis zur Aus-

rufung der LDVR 1975 eine der zentralen Stützen des Landes, wie auch Clark D. Neher     
                                                 
3200  Vgl. Neher (1994): S. 236. 
3201  Im Jahr 2003 betrug das laotische Bruttoinlandsprodukt 2,122 Mrd. US-Dollar. Vgl. Der Fischer Weltalma-

nach 2006 (2005): S. 289. 
3202  Vgl. zu dieser Phase amerikanischer Laos-Politik Kissinger (1979): S. 480 – 489. 
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festhält: „In the decade prior to the change in governments, however, the Lao government was 

so dependent on U.S. aid that U.S. institutions in Vientiane had become the real govern-

ment.“3203 In den folgenden Jahren ergab sich dann ein ganz anderes Bild. Der amerikanische 

Einfluß auf diesen Akteur tendierte nun gegen Null.  

  Die Aufklärung des Schicksals vermißter US-Soldaten diente, wie so oft im Verhältnis der 

Supermacht zu Staaten Indochinas, als Vehikel zur Verbesserung der gemeinsamen Bezie-

hungen.3204 Grundlage ist das 1985 abgeschlossene „Laos-US Agreement on Cooperation in 

Searching for US-Service Missing during the War“, das dazu beigetragen hat, daß bis Juli 

2002 über 150 MIAs geborgen werden konnten.3205 Die Joint Task Force Full Accounting 

(JTF-FA) hatte in jenem Jahr allein fünf von insgesamt zehn Feldstudien inklusive Grabungen 

in Laos durchgeführt.3206 1992 kam es dann im Zuge der Wiedereinsetzung eines Botschafters 

in der amerikanischen Vertretung in Laos zur vollständigen Normalisierung der diplomati-

schen Beziehungen. Insgesamt ist festzustellen, daß der Kooperationsumfang beider Seiten 

wegen der geringen militärischen und ökonomischen Bedeutung der LDVR weiterhin sehr 

begrenzt ist.3207 So sind es vor allem „weiche“ Themen wie der Kampf gegen den Drogenan-

bau, die sich regelmäßig ganz oben auf der amerikanisch-laotischen Agenda befinden.3208 Zu 

diesen gehört auch eine Vereinbarung vom Oktober 2005, in der Washington 3,4 Mio. US-

Dollar Hilfsgelder zur Eindämmung der Vogelgrippe zusagte. Kurz darauf wurde für selbigen 

Zweck die Überlassung weiterer 7 Mio. US-Dollar angekündigt.3209 

  Jenseits dessen ist es die historische Erblast, die das amerikanisch-laotische Verhältnis 

prägt. Für die Bevölkerung des Binnenstaates stellt insbesondere die nicht explodierte Muni-

tion (UXO) eine tägliche Bedrohung dar. Amerikanische Kampfflugzeuge hatten von 1964 

bis 1973 in ca. 580.000 Angriffsflügen vermutlich zwei bis zweieinhalb Millionen Tonnen 

Bombenlast über Laos – und damit mehr als über Deutschland während des Zweiten Welt-

                                                 
3203  Neher (1994): S. 236. 
3204  Das Department of State hat dies sehr deutlich formuliert: „Progress in accounting for Americans missing in 

Laos from the Vietnam War has been a principal measure for improving relations.“ Department of State, 
Background Note: Laos, Washington D.C., Oktober 2005.  

3205  Vgl. dazu die Nachricht des Department of State, US seeks greater engagement with Laos, in: Asia Pulse, 
11. Juni 2002 (online). 

3206  In Vietnam wurden an vier Stellen Nachforschungen angestellt, in Kambodscha an einer. Vgl. Fargo 
(13.03.2003): S. 52. 

3207  Vgl. zur aktuellen Laos-Politik der USA Oskar Weggel, Aufhellung der Beziehungen zwischen Laos und 
den USA, in: Südostasien aktuell, Nr. 3/2005, S. 12 – 15. Thomas Lum, Laos: Background and U.S. Rela-
tions, CRS Report for Congress (RS20931), Stand vom 22. November 2004. Vgl. zu den offiziellen Zielen 
amerikanischer Laos-Politik Department of Defense (November 1998): S. 39. 

3208  1989 vergaben die USA zum ersten Mal seit 1975 wieder ökonomische Hilfe an Laos. Diese diente der Un-
terstützung eines Projektes zur Drogenbekämpfung. Vgl. Neher (1994): S. 239. 

3209  Vgl. Simon (Januar 2006): S. 62. 
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krieges!3210 – abgeworfen. Experten vermuten, daß ca. 10 % bis 30 % der Abwurfmunition 

nicht detoniert ist. Die Zahl der nicht explodierten Submunition, die oft nur die Größe eines 

Tennisballs besitzt, wird auf ca. zehn Millionen Einheiten geschätzt.3211 Diese Bomben wir-

ken heute de facto wie Anti-Personen-Minen und haben von 1973 bis 2003 ca. 5.700 Laoten 

getötet und weitere 5.600 verletzt. Eine Folge dieser Situation ist, daß große Landstriche nicht 

als Ackerfläche genutzt werden können. Die USA haben mittlerweile ihre Unterstützung zur 

Beseitigung der UXO von 1,4 Mio. US-Dollar 2004 auf 2,5 Mio. US-Dollar 2005 aufge-

stockt.3212 Seit 1994 wurden 825 Laoten als Anti-Minenexperten ausgebildet.3213 

  Ein weiterer Streitpunkt ist der Umgang der laotischen Regierung mit der ethnischen Min-

derheit der Hmong.3214 Die USA fühlen sich dieser in besonderer Weise verpflichtet. Wäh-

rend des Vietnamkrieges hatte die CIA geschätzte 60.000 Hmong militärisch ausgebildet und 

ausgerüstet, um sie gegen den Pathet Lao und Truppen Nordvietnams einzusetzen. Sie mach-

ten mit ca. 60 % das Gros jener laotischen Einheiten aus, die im „geheimen Krieg“ im Zen-

trum Indochinas für die USA kämpften.3215 Da die Rebellen nach der Ausrufung der LDVR 

immer weniger Unterstützung von außen erhielten, stellen sie keine nennenswerte Herausfor-

derung für das Regime dar, wenngleich die United Lao National Liberation Front (ULNLF) 

mit ca. 2.000 Anhängern auf geringem Niveau weiterhin gewaltsamen Widerstand leistet.3216 

Von 1975 bis 1998 wurde ca. 130.000 Hmong die dauerhafte Einreise in die USA gestattet. 

Die meisten siedelten sich in Minnesota, Wisconsin, Ohio und Kalifornien an. Im Dezember 

2003 kündigte die Bush-Administration an, 15.000 Hmong aus dem thailändischen Flücht-

lingslager Wat Tham Krabok aufzunehmen. Schätzungen gehen von bis zu 300.000 Laoten 

aus, die in den USA leben.3217 Gut die Hälfte von ihnen dürfte der Ethnie der Hmong angehö-

ren. Auch General Vang Pao, ehemaliger Führer der Guerilleros und engster Verbündeter der 

CIA im Kampf gegen den damaligen Pathet Lao, zählt zu diesem Teil der Immigranten.3218 

                                                 
3210  Die westlichen Verbündeten warfen während des Zweiten Weltkrieges 2,7 Mio. Tonnen Bombenlast über 

Europa ab. Gut die Hälfte der Sprengkörper ging auf Deutschland nieder. Vgl. Jörg Friedrich, Der Brand. 
Deutschland im Bombenkrieg 1940-1945, Berlin 2002, S. 28. Vgl. Patrick McDowell, Remains of U.S. 
MIAs difficult to find from ‘secret war’ in Laos, in: Associated Press, 13. Juli 1997 (online). 

3211  Vgl. Lum (22.11.2004): S. 3. Matthew Pennington, U.S. bombing database exposes Laos’ deadly wartime 
legacy, in: The Associated Press, 4. Dezember 2000 (online). 

3212   Vgl. Frederic J. Frommer, U.S. to increase funding to remove unexploded bombs in Laos, in: The Associ-
ated Press, 26. Dezember 2004 (online). 

3213  Vgl. Department of State (September 2006). 
3214  Vgl. Lum (22.11.2004): S. 5. 
3215  Vgl. Ben Browse, US-based Lao exile groups says „revolution“ has begun in Laos, in: Agence France 

Presse, 12. Juli 2003 (online). 
3216  Vgl. Südostasien aktuell, Nr. 5/2005, S. 50 f. Südostasien aktuell, Nr. 4/2003, S. 360 f. IISS (2004): S. 181. 
3217  Vgl. Agence France Presse, US Congress asks Laos to halt violence against Hmong rebels, 7. Mai 2004 

(online). 
3218  Der Einfluß Vang Paos auf die politische Ausrichtung der Hmong ist in den vergangenen Jahren stark zu-

rückgegangen. Vgl. Südostasien aktuell, Nr. 5/2004, S. 441 – 443. 
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Die Ansiedlung zahlreicher Hmong auf amerikanischem Territorium ist auf Zustimmung der 

Führung in Vientiane gestoßen, die sich dadurch eines ständigen Unruheherdes entledigt 

sieht. 

  Im Juni 2007 kam es in dieser Frage zu einem besonders spektakulären Vorfall. Die ame-

rikanische Polizei deckte eine mutmaßliche Verschwörung zum Sturz der laotischen Regie-

rung auf, in die Vertreter der Exilgemeinde der Hmong verwickelt sind. Insgesamt wurden elf 

Personen verhaftet, unter ihnen Vang Pao und ein pensionierter US-Offizier. Ihnen wird ille-

gale Beschaffung von Waffen sowie der Versuch, diese an den laotischen Widerstand weiter-

zuleiten, vorgeworfen.3219 Vang Pao ist mittlerweile gegen Kaution wieder auf freien Fuß ge-

setzt worden. Seine Verteidiger behaupten, daß der ehemalige General und dessen Gefolgs-

leute keinen Staatsstreich planten, sondern lediglich Vorbereitungen trafen, um Hmong-

Flüchtlinge aus dem laotischen Dschungel herauszuholen. Angeblich sei die CIA an dem 

Vorhaben beteiligt gewesen.3220 Fraglich ist zudem, wie erfolgreich das Vorhaben Vang Paos 

hätte sein können. Auf jeden Fall hat der Vorfall zur Verbesserung der Beziehungen zwischen 

Washington und Vientiane beigetragen. Die laotische Regierung begrüßte das Vorgehen der 

amerikanischen Behörden und verwies auf die guten Beziehungen ihres Landes zu den 

USA.3221 

  Sollte die Diskussion der Lage der Hmong in den nächsten Jahren beendet werden, dann 

könnte es künftig vor allem die mangelnde Verwirklichung religiöser Freiheiten sein, die im 

Streit um die Menschenrechte zu Dissonanzen zwischen Washington und Vientiane beiträgt. 

Die USA haben bislang darauf verzichtet, Laos in dieser Frage zu einem „Country of Particu-

lar Concern“ zu erklären.3222 

  Neuen Schwung erhielt das Verhältnis beider Seiten im Februar 2005, als ein von Präsi-

dent Bush im Dezember 2004 unterzeichnetes Gesetz zur permanenten Gewährung normaler 

Handelsbeziehungen in Kraft trat.3223 Dem war der Abschluß eines Handelsabkommens zwi-

schen den USA und Laos im September 2003 vorausgegangen. Das Handelsvolumen stieg 

darauf von 2004 bis 2006 um 68,82 % auf 15,7 Mio. US-Dollar. Laos konnte allein von 2005 
                                                 
3219  Vgl. The Economist, Not-so-secret war; Laos, 9. Juni 2007 (online). 
3220  Vgl. Eric Bailey, Coup suspects are put under house arrest; An Accused former Laotion general and half a 

dozen others don’t pose a risk, a judge rules, in: Los Angeles Times, 13. Juli 2007 (online). Denny Walsh, 
Hmong believed CIA supported plan to extract them from Laos, in: Sacramento Bee, 11. Juli 2007 (online). 

3221  Vgl. The Nation, Laos lauds US move to stop coup, 6. Juni 2007 (online). 
3222   Im November 2005 bewertete das Department of State die Lage wie folgt: „In most parts of the country, of-

ficials respected the constitutionally guaranteed rights of members of all faiths to worship, but within con-
straints imposed by the Government. [...] In general, however, the climate of religious tolerance during the 
last several reporting periods improved.“ Department of State, International Religious Freedom Report 
2005 / Laos, Washington D.C., 8. November 2005. Hintergrund dieser milden Kritik dürfte u.a. sein, daß 
die laotische Regierung der amerikanischen Botschaft die Abhaltung von Seminaren zu Fragen der Religi-
onsfreiheit sowie Kontakte zu religiösen Führungspersönlichkeiten gestattet. 

3223  Vgl. Südostasien aktuell, Nr. 1/2005, S. 65. 
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auf 2006 seine Exporte in die USA auf mehr als 8,7 Mio. US-Dollar verdoppeln. Dem ehema-

ligen Königreich ist es bislang jedoch nicht gelungen, an seine Exportzahlen der Jahre 1996 

bis 2000 anzuknüpfen, die zwischen 9,6 Mio. US-Dollar und 20,9 Mio. US-Dollar lagen. Seit 

2001 sind die laotischen Exporte stark zurückgegangen. In absoluten Zahlen stellen die Wirt-

schaftsbeziehungen gleichwohl für beide Staaten nur eine Marginalie dar. Das Handelsvolu-

men von Laos lag 2005 bei 1,963 Mrd. US-Dollar, womit der amerikanische Anteil nur     

0,76 % umfaßte.3224 Die amerikanischen Exporte nach Thailand betrugen an einem durch-

schnittlichen Handelstag das Dreifache der gesamten Jahresausfuhr nach Laos, was vor allem 

mit der weit auseinandergehenden Kaufkraft der Bürger beider Länder zusammenhängt. Auch 

hier zeigt sich die geringe ökonomische Attraktivität des Binnenstaates am Umfang der ame-

rikanischen Direktinvestitionen: Von 1995 bis 2004 gingen nur 4,4 Mio. US-Dollar an FDIs 

nach Laos.3225 

 

 

Tabelle 38:  Handel der USA mit Laos 1997 – 2006 (in Mio. US-Dollar) 
 

 

 Volumen Export Import Balance 
2006 15,7 7,0 8,7 - 1,7 
2005 14 9,8 4,2 5,6 
2004 9,3 5,9 3,4 2,5 
2003 8,9 4,7 4,2 0,5 
2002 6,8 4,1 2,7 1,4 
2001 7,3 3,6 3,7 - 0,1 
2000 13,8 4,2 9,6 - 5,4 
1999 14 1,5 12,5 - 11,0 
1998 24,4 3,5 20,9 - 17,4 
1997 16,9 2,6 14,3 - 11,7 

 
U.S. Census Bureau, Foreign Trade Statistics: Trade in Goods (Imports, Exports and Trade Balance) with Laos, Washington D.C., Stand 
vom April 2007. 
 

 

Auch wenn die Beziehungen weitgehend frei von bilateralen Spannungen sind, ist doch offen-

sichtlich, daß sowohl die Clinton- als auch die Bush-Administration der LDVR nur sehr ge-

ringe Bedeutung beimessen bzw. beigemessen haben. In Vorträgen wie jenen des Komman-

deurs des USPACOM, Admiral William J. Fallon, vom 8. März 2005 und vom 7. März 2006 

                                                 
3224  Vgl. IMF (2006): S. 293. 
3225  Vgl. ASEAN Secretariat (November 2005): S. 158 f. 
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wird das Land nicht einmal wörtlich genannt.3226 Hintergrund der Positionierung der USA ist 

nicht nur der geringe ökonomische Stellenwert, sondern auch die mangelnde aktuelle militär-

strategische Bedeutung von Laos, das 2003 über einen Verteidigungshaushalt von nur 37,8 

Mio. US-Dollar verfügte. Die Ausrüstung der 29.100 Mann umfassenden Streitkräfte ist ent-

sprechend veraltet.3227 

  Die Haltung Washingtons ist gleichwohl auch eine Reaktion auf mehrfache Zurückwei-

sungen durch die Führung Vientianes. So lehnt Laos seit 2001 Angebote der USA, Soldaten 

im Rahmen des IMET-Programms an englischen Sprachkursen teilnehmen zu lassen, ab.3228 

Als Fallon im Juli 2006 zu Gast in Vientiane war, stellte sich Verteidigungsminister Duang-

chay Phichit einer Vertiefung der militärischen Beziehungen entgegen. Die USA hatten ange-

regt, Sanitäter der amerikanischen Streitkräfte in das ehemalige Königreich zu entsenden so-

wie Schulen, Krankenhäuser, Straßen und weitere Infrastruktur von Pionieren bauen zu las-

sen. Fallon zeigte sich über die Haltung der laotischen Führung enttäuscht und beschrieb den 

Zustand der Beziehungen beider Länder wie folgt: „The leadership here is very remote. 

There’s just no relationship between our countries, to speak of“3229. 

  Das Weiße Haus hat daher nicht nur darauf verzichtet, eine Politik des sichtbaren band-

wagoning der LDVR gegenüber den USA anzustreben. Laos hat einem solchen möglichen 

Ansinnen klare Grenzen gesetzt. Grundsätzlich ist daher nicht damit zu rechnen, daß es in den 

nächsten Jahren zu einer merklichen Vertiefung der Beziehungen beider Länder kommen 

wird. Für Washington wäre Vientiane machtpolitisch höchstens dann interessant, wenn dessen 

Stimmverhalten in internationalen Organisationen benötigt würde. Dieser Umstand ist in sei-

ner Relevanz aber nicht ausreichend, um eine aktivere Umwerbung des Binnenstaates zu 

rechtfertigen. Die USA werden es daher hinnehmen, daß Laos gegenüber China bandwago-

ning betreibt. Dies ist kein Widerspruch zu den Annahmen des systemischen Realismus, weil 

nicht erkennbar ist, in welcher Weise die LDVR die positionale Stellung der USA in Südost-

asien schwächen könnte. Anders formuliert: Peking kann seine Fähigkeit zum balancing ge-

genüber Washington nicht durch enge Beziehungen zu Vientiane ausbauen.  

                                                 
3226  Vgl. Fallon (08.03.2005). Fallon (07.03.2006). 
3227  Vgl. IISS (2005): S. 287. 
3228  Vgl. Department of State (September 2006). 
3229  Zit. n. Al Pessin, Laos Rejects Expansion of Military Contacts With US, in: Voice of America, 21. Juli 

2006 (online). 
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10.  Burma 

Soweit in offiziellen Vorträgen Washingtoner Entscheidungsträger positive Äußerungen zu 

den amerikanisch-burmesischen Beziehungen fallen, beziehen sich diese auf den gemeinsa-

men Kampf beider Seiten gegen die Truppen Japans während des Pazifikkrieges.3230 Der iso-

lationistische und sozialistische Kurs Ne Wins hatte dem Kooperationsumfang beider Seiten 

in der Zeit des Kalten Krieges natürliche Grenzen gesetzt.3231 Seit dem Militärputsch von 

1988, der Niederschlagung der Demokratiebewegung in selbigem Jahr und der Nichtanerken-

nung des Wahlsieges der NLD 1990 durch den SLORC haben sich die Beziehungen zwischen 

den USA und Burma kontinuierlich verschlechtert. Washington wirft Rangun insbesondere 

vor, demokratische Prinzipien zu mißachten und umfangreiche Menschenrechtsverletzungen 

zu begehen.3232 Die Forderungen gegenüber Rangun können wie folgt zusammengefaßt wer-

den:3233 Freilassung von Aung San Suu Kyi, U Tin Oo, Hkun Htun Oo sowie aller übrigen po-

litischen Gefangenen (Stand 2005: über 1.100 Inhaftierte nach US-Angaben); Erlaubnis zur 

Wiedereröffnung sämtlicher Büros der NLD; Dialog zur nationalen Versöhnung; Errichtung 

einer konstitutionellen Demokratie; Respektierung der Menschenrechte und religiösen Frei-

heiten; Rückkehr der Flüchtlinge unter Aufsicht des United Nations High Commissioner for 

Refugees (UNHCR); Heimkehr der Binnenflüchtlinge; Aufklärung des Schicksals in Burma 

vermißter US-Soldaten aus dem Zweiten Weltkrieg; Eindämmung der Ausbreitung von 

AIDS, des Menschen- und Drogenhandels; Beendigung der Zwangsarbeit.  

  Diese Schwerpunktsetzung in den bilateralen Beziehungen widerspricht einer zentralen 

Annahme, die sich aus dem systemischen Realismus ableiten läßt. Demnach wäre zu erwar-

ten, daß die USA versuchen, die enge Bande zwischen Burma und China durch alternative 

Kooperationsangebote zu lockern, um langfristig einer Präsenz maritimer Einheiten der PLA 

an der burmesischen Küste vorzubeugen. Aufgrund der insgesamt äußerst gestörten Bezie-

hungen beider Seiten würde es der amerikanischen Regierung auf diese Weise zwar nicht ge-

                                                 
3230  Vgl. Christopher R. Hill, Burma: Update and Next Steps (Statement Before the House International Rela-

tions Committee), Washington D.C., 7. Februar 2006.  
3231  „During most of the Cold War period Burma was, from a U.S. perspective, geopolitically irrelevant. Its 

geographic remoteness and self-imposed isolation reinforced this assessment.“ Marvin C. Ott, From Isola-
tion to Relevance. Policy Considerations, in: Robert I. Rotberg (Hrsg.), Burma. Prospects for a Democratic 
Future, Washington D.C. 1998, S. 81. 

3232  Vgl. zu einer aktuellen Sichtweise der US-Administration Barry F. Lowenkron, What Direction for Human 
Rights in Burma? (Testimony Before the House International Relations Subcommittee on Africa, Global 
Human Rights and International Operations and the Subcommittee on Asia and the Pacific), Washington 
D.C., 7. Februar 2006. Günter Siemers bezeichnet Burma zwar als Diktatur, hält gleichzeitig aber eine Rei-
he von Anschuldigungen an die Militärjunta für übertrieben. Vgl. Günter Siemers, Myanmar: Aspekte der 
vorhersehbaren Zukunft (Teil 2), in: Südostasien aktuell, Nr. 2/2004, S. 184 – 188. 

3233  Vgl. Department of State, Conditions in Burma and U.S. Policy toward Burma for Period September 28, 
2004 – March 27, 2005, Washington D.C., 29. März 2005. Department of Defense (November 1998): S. 37. 
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lingen, Rangun zum bandwagoning gegenüber Washington zu bewegen. Vorstellbar wäre al-

lerdings, das bandwagoning Burmas gegenüber China abzuschwächen. 

  Um ihre normativen Ziele zu erreichen, setzen die USA nicht auf eine Politik des kon-

struktiven Dialogs, sondern nahezu ausschließlich auf Sanktionsmaßnahmen, die seit 1988 

stetig ausgebaut worden sind. Zu den rechtlichen Grundlagen zählt u.a. der im Mai 1997 er-

lassene National Emergencies Act. Zu einer weiteren Verschärfung der Sanktionen kam es, 

als die im Mai 2002 freigelassene Aung San Suu Kyi im Mai 2003 erneut festgesetzt und un-

ter Hausarrest gestellt wurde. Dem war ein Übergriff mutmaßlicher Schlägertrupps des Re-

gimes gegen eine Wagenkolonne Aung San Suu Kyis vorausgegangen, bei dem mehrere 

Menschen starben.3234 Der Kongreß verabschiedete darauf im Juli 2003 den Burmese Free-

dom and Democracy Act, der zu einer weiteren Verschärfung der Sanktionen beigetragen 

hat.3235 Zu ihnen zählen gegenwärtig das Waffenembargo, das Verbot amerikanischer Investi-

tionen in sowie von Importen aus Burma, das Einfrieren von Vermögenswerten der Militär-

junta auf amerikanischem Territorium und das Verbot des Exports von Finanzdienstleistungen 

nach Burma sowie der Bereitstellung finanziellen Beistandes für die Militärjunta. Das Au-

ßenministerium verweigert zudem die Vergabe von Visa für Mitglieder des SPDC, für Mini-

ster der burmesischen Regierung, weitere hohe Beamte sowie für Offiziere über dem Rang ei-

nes Obersten. Auch Vertretern der regierungsnahen Massenorganisation Union Solidarity and 

Development Association (USDA), zivilen Beamten über dem Rang eines Generaldirektors 

und Managern staatlicher Unternehmen wird die Einreise nicht gestattet. Im Rahmen des In-

ternational Religious Freedom Act von 1998 erklärte das amerikanische Außenministerium 

Burma 2005 zum siebten Mal in Folge zu einem „Country of Particular Concern“.  

  Wie groß die Verachtung amerikanischer Entscheidungsträger für die Militärjunta ist, 

zeigt sich an einer ganzen Reihe pejorativer Zuschreibung. Außenminister Colin L. Powell 

sprach von den „thugs who run the Burmese government“3236 sowie den „brutal rulers of 

Burma“3237. Seine Nachfolgerin, Condoleezza Rice, zählte Burma zu den „outposts of tyran-

ny“3238 und bezeichnete die Militärjunta als „one of the worst regimes in the world“3239. 

Präsident Bush äußerte sich entsprechend: „The people of Burma live in the darkness of tyr-

                                                 
3234  Vgl. Donald M. Seekins, Burma and U.S. Sanctions. Punishing an Authoritarian Regime, in: Asian Survey, 

Nr. 3, Mai/Juni 2005, S. 437 – 440. 
3235  Präsident Bush hat das Gesetz am 28. Juli 2003 unterzeichnet. Vgl. George W. Bush, Burmese Freedom and 

Democracy Act of 2003 and Executive Order, Washington D.C., 28. Juli 2003.  
3236  Colin L. Powell, It’s Time to Turn the Tables On Burma’s Thugs, in: Wall Street Journal, 12. Juni 2003. 
3237  Colin L. Powell, Press Briefing, Phnom Penh, 18. Juni 2003. 
3238  Condoleezza Rice, Opening Remarks by Secretary of State-Designate, Washington D.C., 18. Januar 2005.  
3239  Condoleezza Rice, On-the-Record Briefing mit Rob Portman, Busan, 16. November 2005. 
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anny – but the light of freedom shines in their hearts.“3240 Hinsichtlich der Grundlinien der 

Politik Washingtons gegenüber Rangun gibt es nicht nur innerhalb des Kongresses, sondern 

auch zwischen Legislative und Exekutive einen großen Konsens. Im Juni 2005 sprach sich 

z.B. das Repräsentantenhaus mit 423-2 Stimmen für eine Verlängerung des Burmese Freedom 

and Democracy Act aus. Im Juli folgte der Senat mit 97-1 Stimmen. Präsident Bush hat die 

Verlängerungsbestimmung in selbigem Monat unterzeichnet. 

 

 

Tabelle 39:  Handel der USA mit Burma 1997 – 2006 (in Mio. US-Dollar) 
 

 

 Volumen Export Import Balance 
2006 7,5 7,5 0,0 7,5 
2005 5,6 5,5 0,1 5,4 
2004 11,7 11,7 0,0 11,7 
2003 282,6 6,9 275,7 - 268,8 
2002 366,7 10,3 356,4 - 346,1 
2001 481,3 11,4 469,9 - 458,5 
2000 487,8 17,0 470,8 - 453,8 
1999 240,7 8,6 232,1 - 223,5 
1998 195,9 32,1 163,8 - 131,7 
1997 134,7 19,8 114,9 - 95,1 

 
U.S. Census Bureau, Foreign Trade Statistics: Trade in Goods (Imports, Exports and Trade Balance) with Burma (Myanmar), Washington 
D.C., Stand vom April 2007. 
 

 

Die Folgen der Sanktionspolitik zeigen sich vor allem in den Wirtschaftsbeziehungen zwi-

schen den USA und Burma. Diese nehmen in der amerikanischen Außenhandelsbilanz eine zu 

vernachlässigende Größe ein. Die Statistik macht zweierlei deutlich: Zwischen 1997 und 2006 

haben die Exporte der USA nie über 32,1 Mio. US-Dollar gelegen, womit Burma als Absatz-

markt für amerikanische Produkte praktisch nicht existent ist. Die Importe lagen zwar höher, 

blieben aber dennoch unter der Grenze von 500 Mio. US-Dollar. Seit September 2003 greift 

ein umfassender Handelsboykott der USA, der auf dem Burmese Freedom and Democracy 

Act basiert. Die Importe bezifferten sich zum damaligen Zeitpunkt auf nur 1,3 Mio. US-

Dollar, nachdem sie im August noch 53,1 Mio. US-Dollar betrugen. Seit Oktober 2003 führen 

die USA keine Waren mehr aus Burma ein. Konsequenzen hat diese Politik vor allem für die 

burmesische Textilindustrie, die für 85 % der Exporte der Militärjunta in die USA verantwort-

                                                 
3240  George W. Bush, President Discusses Freedom and Democracy in Kyoto, Japan, 16. November 2005. 
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lich zeichnete.3241 Seit 2003 fließen auch keine amerikanischen FDIs mehr in das Land am Ir-

rawaddy, in das US-Firmen von 1995 bis 2004 insgesamt 406,2 Mio. US-Dollar investiert 

hatten.3242 

  Zur amerikanischen Politik gegenüber Burma gehört auch, auf dessen Nachbarstaaten so-

wie auf Verbündete dahingehend Druck auszuüben, dem Sanktionsregime der USA beizutre-

ten bzw. dieses weiter zu stärken. Washington unterstützte 2004 sowohl in der UN-

Generalversammlung als auch in der UN-Kommission für Menschenrechte Resolutionen, in 

denen die Menschenrechtslage in Burma kritisiert wurde. Im Sommer 2005 dürfte es zudem 

vor allem der Druck der USA gewesen sein, der dazu beigetragen hat, daß Burma auf die     

Übernahme des ASEAN-Vorsitzes 2006 verzichtet hat. Washington zeigte sich zudem sehr 

erfreut darüber, daß der UN-Sicherheitsrat am 16. Dezember 2005 erstmalig die Lage in Bur-

ma diskutierte. Fraglich ist, ob und wie die USA dieses Gremium künftig zu nutzen gedenken, 

um die Militärjunta weiter unter Druck zu setzen. Der Asienbeauftragte des amerikanischen 

Außenministeriums, Christopher R. Hill, kündigte in eher allgemeiner Form weitergehende 

Schritte an, wohingegen die Heritage Foundation sich für eine Resolution des UN-

Sicherheitsrates einsetzt, die sich für eine nationale Aussöhnung Burmas – und damit implizit 

das Ende der Herrschaft des SPDC – aussprechen solle.3243 Noch wesentlich weiter geht der 

am 20. September 2005 veröffentlichte Havel-Tutu-Bericht, in dem Burma u.a. wegen der 

durch die Politik der Militärjunta mitverursachten Flüchtlingsströme als Bedrohung für den 

Weltfrieden und die internationale Sicherheit bezeichnet wird. Die Autoren der beauftragten 

internationalen Anwaltskanzlei DLA Piper Rudick Gray Cary fordern daher Maßnahmen nach 

Kapitel VII UN-Charta, die jedoch am Widerstand Chinas scheitern dürften.3244 Peking führte 

im Januar 2007 an der Seite Moskaus vor, wie es mit entsprechenden Vorhaben umzugehen 

gedenkt: Beide Staaten setzten im UN-Sicherheitsrat ihr Veto ein, um eine von den USA ein-

gebrachte Resolution zu blockieren. In der Vorlage wurde Burma aufgefordert, politische Ge-

fangene freizulassen, mehr Demokratie zu ermöglichen und Angriffe gegen ethnische Min-

derheiten einzustellen.3245 

  Es ist gegenwärtig mehr als spekulativ, Szenarien einer humanitären Intervention in Bur-

ma unter Beteiligung amerikanischer Streitkräfte zu entwerfen, die von der UNO gestützt 

                                                 
3241  Vgl. Seth Mydans, U.S. steps up pressure on Burma, in: International Herald Tribune, 16. Juni 2003 

(online). 
3242  Vgl. ASEAN Secretariat (November 2005): S. 162 f. 
3243  Vgl. Hill (07.02.2006). Dana R. Dillon, Time for a U.N. Security Council Resolution on Burma, The Heri-

tage Foundation, Executive Memorandum, Nr. 990, 2. Februar 2006. 
3244  Vgl. Jasmin Lorch, Myanmar – Ein Fall für den Sicherheitsrat?, in: Südostasien aktuell, Nr. 6/2005, S. 11 – 

18. 
3245  Vgl. Mark Turner, China and Russia veto UN’s ‘arbitrary’ move on Burma, in: Financial Times, 13. Januar 

2007 (online). 
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würde. Insgesamt ist ein militärisches Eingreifen der USA, unabhängig von der militärischen 

Überdehnung infolge des Irak-Krieges seit 2003, sehr unwahrscheinlich: Burma gilt nicht als 

Bestandteil des internationalen Proliferations- oder Terrorismus-Netzwerkes; Washington 

dürfte erheblich an Unterstützung in Südostasien verlieren und sich massiven Protesten der 

ASEAN ausgesetzt sehen, wenn es in der Region mit militärischen Mitteln regime change be-

treibt; die Akzeptanz einer neuen, von amerikanischen Streitkräften gestützten burmesischen 

Regierung dürfte innerhalb einer nationalbewußten einheimischen Bevölkerung zweifelhaft 

sein. Schließlich würde eine US-Bodenoperation im taktischen und operativen Bereich vor 

massiven Problemen stehen: Die Soldaten hätten in bergigem und bewaldetem Terrain zu 

kämpfen, was eine Kontrolle des Einsatzgebietes erschweren würde. In der Regenzeit von 

Mai bis Oktober würden Kampfhandlungen zusätzlich kompliziert (in der Vergangenheit 

mußten die Truppen Ranguns ihre Operationen gegen die diversen Widerstandsgruppen in je-

nen Monaten immer wieder einstellen).3246 Hingegen spricht einiges dafür, daß sich zumin-

dest die burmesische Regierung auf die Abwehr eines Militärschlages vorbereitet. Seit No-

vember 2005 hat die Militärjunta damit begonnen, mehrere Ministerien von Rangun in das 

Landesinnere zu verlegen. Das neue Regierungszentrum wird in der Nähe Pyinmanas in der 

Provinz Mandalay errichtet und trägt den Namen „Naypyidaw“.3247 Der Abstand der neuen 

Hauptstadt zur Seeseite hat sich damit um 250 km vergrößert, was mögliche Bodenoperatio-

nen eines Angreifers erschwert. Gegenwärtig könnten feindliche Kräfte einen Mündungsarm 

des Irrawaddy nutzen und in unmittelbarer Nähe Ranguns anlanden. 

  Trotz der ganz erheblichen Meinungsverschiedenheiten und Kontaktsperren zwischen bei-

den Staaten unterhalten diese weiterhin diplomatische Beziehungen. Die USA haben ihre Re-

präsentanz 1988 von der Vertretung durch einen Botschafter auf die eines Geschäftsträgers 

reduziert; das Amt wird seit dem 31. August 2005 von Shari Villarosa ausgeübt. Seitdem gab 

es nur wenige hochrangige Besuche von Vertretern der amerikanischen Regierung. Zu ihnen 

gehörte der Aufenthalt von Thomas C. Hubbard, Deputy Assistant Secretary of State for East 

Asian and Pacific Affairs, im November 1994 in Rangun, wo es zum Meinungsaustausch mit 

General Khin Nyunt, Chef des militärischen Geheimdienstes des SLORC, kam. Hubbard bot 

„more constructive relations with Burma“3248 an, was er jedoch nicht als Politik des construc-

tive engagement mißverstanden wissen wollte. Im September 1995 war dann Madeleine K. 

Albright, damalige Botschafterin der USA bei der UNO, zu Gesprächen in Rangun, wo sie 

                                                 
3246  Vgl. Siemers (2004): S. 180. 
3247  Vgl. Südostasien aktuell, Nr. 1/2006, S. 67. Südostasien aktuell, Nr. 4/2005, S. 53. 
3248  Zit. n. Agence France Presse, US offers ‘constructive relations’ with Burma, 2. November 1994 (online). 
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nicht nur mit Khin Nyunt, sondern auch mit Aung San Suu Kyi zusammentraf.3249 Im Februar 

2000 weilte Ralph Boyce, Deputy Assistant Secretary of State for East Asian and Pacific Af-

fairs, in der burmesischen Hauptstadt, wo es ebenfalls zum Meinungsaustausch mit Aung San 

Suu Kyi sowie mit dem stellvertretenden burmesischen Außenminister, Khin Maung Win, 

kam.3250 Im Februar 2001 traf er die Friedensnobelpreisträgerin erneut. Zwischen 1988 und 

2007 gab es kaum weitere hochrangige Zusammenkünfte von Vertretern beider Seiten auf 

burmesischem Territorium. Dennoch lassen sich Felder begrenzter Kooperation nennen.3251 

Rangun hat in den vergangenen Jahren Bemühungen Washingtons unterstützt, das Schicksal 

jener amerikanischen Soldaten aufzuklären, die seit dem Ende des Pazifikkrieges als vermißt 

gelten. Gemeinsam haben beide Seiten Feldstudien zur Einschätzung des Umfangs des Opi-

umanbaus in Burma durchgeführt. Rangun kooperiert dabei u.a. mit der U.S. Drug Enforce-

ment Administration. Die Militärjunta hat sich zudem im Kampf gegen den Terrorismus ko-

operationsbereit gezeigt und amerikanischen Flugzeugen Überflugrechte gewährt. Die USA 

versuchen des weiteren, über Dritte auf die innenpolitische Situation Burmas einzuwirken. 

2004 und 2005 haben sie über NGOs 2 Mio. US-Dollar zur Verfügung gestellt, um die zu-

nehmende AIDS-Epidemie einzudämmen.  

  Die Bush-Administration hat die Aufhebung der Sanktionen an folgende Bedingungen 

geknüpft: „U.S. sanctions will be maintained until there is significant progress toward politi-

cal transition and genuine respect for human rights or until a democratically elected govern-

ment in Burma requests that they be lifted.“3252 Außenministerin Condoleezza Rice wies im 

Juli 2005 während ihres Besuches in Thailand darauf hin, daß eine Aussöhnung Burmas mit 

den USA über Aung San Suu Kyi möglich sei.3253 

  Die amerikanische Sanktionspolitik hat die außenpolitischen Handlungsoptionen der Mili-

tärjunta klar eingegrenzt, jedoch nicht zu einer vollständigen Isolierung des Landes geführt. 

Dafür ist vor allem das Streben Burmas verantwortlich, seine Lage durch einen Ausbau der 

Beziehungen zu den Nachbarstaaten zu verbessern. Sowohl mit Indien und China als auch mit 

Thailand und Bangladesch wurden Handelsabkommen abgeschlossen. Peking gehört zudem 

seit Jahren zu den Hauptlieferanten von Rüstungsgütern. Neu-Delhi betreibt seit 2000 eine 

Politik der Annäherung, die sich u.a. in zahlreichen hochrangigen Besuchen seiner politischen 

                                                 
3249   Vgl. The Australien, US urges ASEAN to maintain pressure on Burma, 11. September 1995 (online). 
3250  Vgl. The Associated Press, U.S. official visits Myanmar. Sanctions remain intact, 18. Februar 2000 (onli-

ne). 
3251  Vgl. James A. Kelly, U.S. and Burma (Remarks to the Paul H. Nitze School of Advanced International 

Studies Conference on Burma), Washington D.C., 21. November 2002. 
3252  Department of State (29.03.2005). 
3253  Vgl. Thai Press Reports, US Secretary of State asks Thailand to help persuade Myanmar to release political 

prisoners, 29. Juli 2005 (online). 
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Entscheidungsträger zeigt. Der amerikanische Kongreßabgeordnete Senator Mitchell McCon-

nell äußerte im März 2004 mit Blick auf Thailand die Vermutung, daß sich dessen Regierung 

gegenüber der Militärjunta kooperativ zeige, weil ihr Ministerpräsident zu 53 % an einer Fir-

ma zur Herstellung von Satelliten beteiligt sei, die eine Konzession zur Errichtung von 5.000 

Anlagen in Burma erhalten habe.3254 Japan wiederum gewährt dem Regime regelmäßig Ent-

wicklungshilfe. 1997 war Rangun der Beitritt zur ASEAN gelungen. Es ist zudem Mitglied 

der Bay of Bengal Initiative for Multi-Sectoral Technical and Economic Cooperation 

(BIMSTEC). Vertreter regierungsnaher think tanks in Washington wie Dana Dillon von der 

Heritage Foundation kritisieren deshalb: „As long as the international community is divided 

on its approach to Burma, the military junta will prevail. […] Without the support of the 

frontline states, such as Thailand and India, political and economic sanctions will fail to influ-

ence the generals in Rangoon.“3255 Der Außenminister Singapurs, George Yeo, hält dem ent-

gegen, daß die ASEAN verhindern müsse, daß sich Burma zu sehr an Indien oder China an-

lehne. Die Politik des konstruktiven Dialogs der südostasiatischen Staatenorganisation ist da-

mit auch eine Reaktion auf geopolitische Zwänge: „So it must be in the interest of ASEAN to 

keep our side gate open, whatever happens in Myanmar“3256.  

  Die amerikanische Burma-Politik kann insgesamt als doppelter Mißerfolg betrachtet wer-

den: Die Herrschaft der Militärjunta konnte einerseits nicht gebrochen werden.3257 Die Sank-

tionspolitik hat andererseits zu einer Vertiefung der Beziehungen zwischen Peking und Ran-

gun geführt. Auch wenn Burma seine Außenpolitik u.a. durch intensivierte diplomatische 

Kontakte zu seiner Peripherie diversifiziert hat, um vom Reich der Mitte nicht zu abhängig zu 

werden, wird die gegenwärtige Politik gegenüber China doch dem Kriterium des bandwago-

ning gerecht. Washington hat diese Richtungsentscheidung der Militärjunta in den vergange-

nen Jahren nicht nur hingenommen, sondern geradezu provoziert. 

  Es bieten sich insgesamt drei Blickwinkel an, aus denen sich die amerikanische Burma-

Politik erklären läßt: Am wahrscheinlichsten ist, erstens, daß sich das Weiße Haus, das in der 

                                                 
3254  Vgl. The Nation, 4. März 2004 (online). 
3255  Dana Dillon, Burma’s Road to Democracy: Multilateral Actions Best Approach, The Heritage Foundation, 

Web Memo 291, Washington D.C., 12. Juni 2003. 
3256  Zit. n. Seth Mydans, China woos Myanmar as ASEAN seeks way to deal with its leaders, in: International 

Herald Tribune, 29. Juli 2005 (online). 
3257  Vgl. zur Kritik an der amerikanischen Sanktionspolitik gegenüber Burma Seekins (2005): S. 437 – 452. Ian 

Holliday, Rethinking the United States’s Myanmar Policy, in: Asian Survey, Nr. 4, Juli/August 2005, S. 
603 – 621. Gerhard Will behauptet nicht ganz zu Unrecht, daß die Sanktionen in gewisser Weise sogar der 
Militärjunta zugute kommen: „Kurzfristig betrachtet, können daher die Militärs sogar als Profiteure der 
Sanktionen gesehen werden. Diese halten ihnen unerwünschte Einflüsse von außen fern und tragen zur Un-
terentwicklung und Verarmung einer Gesellschaft bei, in der die Regierung mit relativ geringen Mitteln und 
der Verleihung vergleichsweise bescheidener Privilegien ein unvergleichbar hohes Maß an Unterstützung 
erzielen kann.“ Gerhard Will, Wege aus der Isolation. Birmas nationaler und internationaler Aussöhnungs-
prozeß, SWP-Studie, Nr. 36, Berlin, August 2003, S. 17. 
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Burma-Frage die Position des Kongresses teilt, zuvörderst von einem demokratischen und 

menschenrechtlichen Sendungsbewußtsein leiten läßt. Kritische Stimmen des Pentagons, die 

sich für eine amerikanische Politik des engagement gegenüber der Militärjunta einsetzen, ha-

ben sich aus dieser Sicht nicht durchsetzen können.3258 Demnach hätte eine Verarbeitung sy-

stemischer Impulse nicht stattgefunden, was bedeuten würde, daß die Politik Washingtons 

gegenüber Rangun den hier aufgestellten sicherheitsstrategischen Kriterien nicht gerecht wird. 

Für diese Bewertung sprechen auch Aussagen wie jene am 18. Mai 2004 von Präsident Bush 

getätigte Behauptung, daß die Aktivitäten Burmas „pose a continuing unusual and extraordi-

nary threat to the national security and foreign policy of the United States.“3259 In der Praxis 

ist nicht ersichtlich, wie Verstöße Burmas gegen die Menschenrechte die Sicherheit der USA 

in außergewöhnlicher Weise gefährden. 

  Zweitens könnte zwar eine systemische Impulsverarbeitung stattgefunden haben, sie hätte 

dann jedoch nicht zu jenen Ergebnissen geführt, die Wissenschaftler wie David Steinberg3260 

und Marvin Ott3261 für angemessen halten. Dies ließe sich nur damit erklären, daß die USA 

den Burma-Vorstoß Chinas gegenwärtig für unbedeutend halten3262 und die Entwicklung ei-

ner chinesischen two ocean navy in weiter Ferne sehen. Auch die Vermutung, daß die PLA 

mögliche Stützpunkte an der burmesischen Küste nur schwer würde verteidigen können, 

spricht für diese Sichtweise.3263 Ohne Verletzung des thailändischen Luftraumes müßten chi-

nesische Kampfflugzeuge 650 km bis 1.400 km überbrücken, um vom Territorium des Rei-

ches der Mitte aus eigene Marinekräfte in Hafenanlagen des Nachbarstaates zu verteidigen. 

                                                 
3258  Interview des Verfassers mit Major General Wallace C. Gregson, Department of Defense, Director for 

Asian and Pacific Affairs, Office of the Assistant Secretary of Defense for International Security Affairs, 
Washington D.C., 12. November 1999. Selbige Position vertritt Robert M. Pringle. Interview des Verfassers 
mit Robert M. Pringle, Foreign Service Officer, National War College, National Defense University, Wash-
ington D.C., 17. November 1999. Karl D. Jackson bezeichnet die amerikanische Burma-Politik als töricht. 
Die USA würden Stärke zeigen wollen, ohne an die Konsequenzen zu denken. Er sei dafür, Burma u.a. 
durch Investitionen zu öffnen, um die chinesische Präsenz im Land auszubalancieren. Interview des Ver-
fassers mit Karl D. Jackson, Director, Asian Studies Program, School of Advanced International Studies, 
Washington D.C., 16. Dezember 1999. 

3259  George W. Bush, Message to the Congress of the United States Regarding the National Emergencies Act 
and Burma, Washington D.C, 17. Mai 2005.  

3260  Vgl. David I. Steinberg, U.S. needs a serious Burma policy. Don’t wait for crises, in: International Herald 
Tribune, 17. Juni 2003 (online). Steinberg wirft u.a. folgende Frage auf: „What would a Chinese presence 
mean at the western end of the Strait of Malacca? This key waterway is a shipping link for America to the 
joint British-U.S. base at Diego Garcia in the Indian Ocean.“ Ebd. 

3261   „Current U.S. policy toward Burma authentically reflects American political values and is morally validated 
by the long record of human rights outrages by the Burmese regime. But Washington must ask itself 
whether current policy meets two other tests: 1) Does it have any realistic prospect of success in altering the 
character of the Burmese regime? 2) Does it jeopardize U.S. strategic and foreign policy interests in South-
east Asia, particularly as they relate to China and ASEAN?“ Marvin Ott, Burma: A Strategic Perspective, 
Strategic Forum, Nr. 92, November 1996. 

3262  Diese Position vertritt z.B. Wayne Bert: „The US […] seems oddly unconcerned with the Chinese influ-
ence“ in Burma. Bert (2003): S. 207. 

3263  Interview des Verfassers mit Ralph A. Cossa, President, Pacific Forum CSIS, Honolulu, 1. September 2005. 
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Offiziellen amerikanischen Dokumenten ist zudem zu entnehmen, daß die Beziehungen zwi-

schen Peking und Rangun zwar als eng, jedoch nicht frei von Widersprüchen und damit mög-

lichen Sollbruchstellen betrachtet werden: „Despite their often-contentious history, Burma 

and China have grown closer in recent years, though most Burmese remain suspicious of Chi-

na’s economic influence.“3264 Soweit die gegenwärtige Haltung der USA dieser Sicht ent-

springt, wird ihre Burma-Politik zwar insofern nicht strategischen Kriterien gerecht, als kein 

Streben nach positionalen Gewinnen erkennbar ist. Da aus dieser Perspektive aber auch China 

keine positionalen Gewinne erzielen würde, kann die amerikanische Position auch nicht als 

Verstoß gegen die Annahmen des systemischen Realismus betrachtet werden: Es würde in 

diesem Fall schlicht keine Konkurrenzsituation vorliegen, da Burma für zu unbedeutend 

gehalten wird.  

  Eine dritte Interpretation würde von der Annahme ausgehen, daß die an demokratischen 

und menschenrechtlichen Zielen ausgerichtete Sanktionspolitik eine versteckte sicherheits-

strategische Agenda hat. Sollte der von Washington geförderte internationale Druck zum 

Sturz der Militärjunta führen, würde einiges dafür sprechen, daß eine neue Regierung unter 

Führung von Aung San Suu Kyi eine pro-amerikanische Politik verfolgt. Die NLD würde sich 

nach einem Machtwechsel gegenüber den USA nicht nur in einer Position befinden, in der sie 

eine Bringschuld zu erfüllen hätte. Washington könnte auch auf eine neue Ministerpräsidentin 

setzen, von der bekannt ist, daß sie die amerikanische Sanktionspolitik gegen die Militärjunta 

klar unterstützt.3265 Ihr Studium der Philosophie sowie der Politik- und Wirtschaftswissen-

schaften in Oxford sowie die Hochzeit mit dem mittlerweile verstorbenen Briten Michael Aris 

lassen zudem vermuten, daß sie dem Westen insgesamt aufgeschlossen gegenübersteht. So-

weit diese Interpretation zutrifft, könnte das Weiße Haus darauf hoffen, daß ein demokrati-

sches Rangun jede Form militärstrategischer Kooperation mit Peking beendet – und selbige 

mit Washington beginnt!3266 Aus dieser Sicht wäre es also gerade ein Systemwechsel, der den 

Vorstoß Chinas in Richtung Golf von Bengalen unterbinden würde. Die drei Blickwinkel zei-

gen, wie sehr sicherheitsstrategische Bewertungen vom gewählten Argumentationspfad ab-

hängen und damit bis zu einem gewissen Grade der interpretatorischen Willkür des Verfassers 

unterliegen.  

                                                 
3264   Department of State, Background Note: Burma, Washington D.C., August 2005. 
3265  Bereits bevor die amerikanische Sanktionspolitik 1997 und 2003 verschärft wurde, hatte Aung San Suu Kyi 

gefordert: „Es könnte der Fall eintreten, daß wir uns ein entschlosseneres Vorgehen wünschen – je nach-
dem, was passiert. Nicht nur von seiten der USA, sondern der internationalen Gemeinschaft insgesamt.“ 
Aung San Suu Kyi, Der Weg zur Freiheit, Gespräche mit Alan Clements, Bergisch Gladbach 1997, S. 110. 

3266  Günter Siemers spekuliert darüber, daß die USA von einer Amerika wohlgesonnenen burmesischen Regie-
rung „die Genehmigung zur Einrichtung von Kriegsmarinebasen mit ausreichender Wassertiefe auch für 
schwere Einheiten erhalten“. Siemers (2004): S. 177. 
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11.  Ost-Timor 

Die Beziehungen zwischen den USA und Ost-Timor sind insofern historisch belastet, als Wa-

shington 1975 Jakarta signalisierte, eine Annexion der damaligen portugiesischen Kolonie 

hinzunehmen. Dieses Kapitel amerikanischer Geschichte ist der breiten Öffentlichkeit seit 

längerer Zeit zugänglich. Im Januar 2006 veröffentlichte die „Commission for Reception, 

Truth and Reconciliation“, deren Gründung von der UNO und Vertretern Ost-Timors 2000 

erstmals angedacht worden war, einen Bericht, der die bekannten Anschuldigungen weiter zu-

spitzte: Die politische und militärische Unterstützung Indonesiens durch die USA sei die Vor-

aussetzung für die 24 Jahre währende Besatzungsherrschaft auf der Insel gewesen. Das Suhar-

to-Regime sei in jener Zeit für den Tod von 100.000 bis 180.000 Menschen verantwortlich, 

die an Hunger und Folter starben oder Opfer willkürlicher Erschießungen und Massaker wur-

den.3267 Die Autoren weisen der damaligen Ford-Administration damit eine Mitschuld am 

Tod eines Großteils der Bevölkerung Ost-Timors zu. Vertreter der USA äußern sich zu die-

sem Thema sehr zurückhaltend. Im Mai 2002 sagte z.B. der ehemalige amerikanische Präsi-

dent Bill Clinton in Dili: „I can’t say that everything we did before 1999 was right.“3268 

  Ganz im Gegensatz zu ihrer Positionierung während des Ost-West-Konflikts gehörten die 

USA dann nach dem Ende der Ära Suharto zu den größten Befürwortern eines unabhängigen 

Ost-Timors.3269 Als die Insel nach dem Referendum vom 30. August 1999 infolge von Unru-

hen ins Chaos abzugleiten drohte, übte die Clinton-Administration erheblichen Druck auf Ja-

karta aus. Die Regierung Habibie sollte dem Einsatz der INTERFET im formal weiter zu In-

donesien gehörenden Ost-Timor zustimmen, was sie dann auch tat. Am 20. September 1999 

trafen darauf die ersten Einheiten der von Australien geführten Schutztruppe im Krisengebiet 

ein.3270 Die USA haben sich an der INTERFET vor allem logistisch beteiligt. Auch nahm Wa-

shington an sämtlichen UN-Missionen in Ost-Timor teil. Dazu gehören die United Nations 

Mission in East Timor (UNAMET) vom Juni bis Oktober 1999, die United Nations Transitio-

nal Administration in East Timor (UNTAET) vom Oktober 1999 bis zum Mai 2002, die Uni-

ted Nations Mission of Support in East Timor (UNMISET) vom Mai 2002 bis zum Mai 2005, 
                                                 
3267  Vgl. Colum Lynch, U.S. Arms Helped Indonesia Attack East Timor, in: The Washington Post, 25. Januar 

2006, S. A15. Colum Lynch, Ellen Nakashima, E. Timor Atrocities Detailed; At Least 100,000 Died, Re-
port to U.N. Says, in: The Washington Post, 21. Januar 2006, S. A12. 

3268  William Jefferson Clinton (zusammen mit James A. Kelly), Peace, Democracy in East Timor Long-Term 
U.S. Goals (Remarks at opening of U.S. Embassy in Dili), Dili, 21. Mai 2002. 

3269  Vgl. zur Politik der USA gegenüber Ost-Timor Rhoda Margesson, Bruce Vaughn, East Timor: Potential Is-
sues for Congress, CRS Report for Congress (RS22136), Washington D.C., 4. Mai 2005. Larry Niksch, 
Lois McHugh, Rhoda Margesson, East Timor Situation Report, CRS Report for Congress (RL30975), 
Washington D.C., 9. Juli 2001. 

3270  Vgl. zur INTERFET Alan Ryan, The Strong Lead-nation Model in an ad hoc Coalition of the Willing: Op-
eration Stabilise in East Timor, in: International Peacekeeping, Nr. 1, Frühjahr 2002, S. 23 – 44. David 
Dickens, The United Nations in East Timor: Intervention at the Military Operational Level, in: Contempo-
rary Southeast Asia, Nr. 2, August 2001, S. 213 – 232. 
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das UNOTIL vom Mai 2005 bis zum August 2006 sowie die United Nations Integrated Mis-

sion in Timor-Leste (UNMIT) seit August 2006.3271 Dabei stellten die USA allerdings nur 

sehr kleine Kontingente zur Verfügung, die fast ausschließlich aus Polizeikräften bestanden: 

An der UNTAET beteiligten sie sich mit 60 bis 80 Polizisten, an der zeitweise über 5.000 

Mann starken UNMISET mit 58 bis 75 Polizisten (Absenkung zum Ende der Mission auf sie-

ben Polizisten), an der UNOTIL mit zwei bis acht Polizisten (Beginn der US-Teilnahme ab 

Oktober 2005) und an der UNMIT mit drei bis vier Polizisten (Stärke der Mission im No-

vember 2006: 981).3272 

  Die USA wirken des weiteren am Aufbau der Streitkräfte Ost-Timors mit. Im Februar 

2001 waren die Forcas Defensa Timor Lorosae (FDTL) gegründet worden, die nach der Un-

abhängigkeit im Mai 2002 in Falintil-FDTL (F-FDTL) umbenannt wurde.3273 2006 hatten sie 

einen Umfang von 1.250 Soldaten. Die F-FDTL sollen eine Gesamtstärke von 1.500 Soldaten 

zuzüglich 1.500 Reservisten erreichen.3274 Schwerpunkt der amerikanischen Unterstützung ist 

das IMET-Programm. 2005 konnten 101 Mitglieder der Streitkräfte Ost-Timors einen ent-

sprechenden Kursus belegen, wofür die USA 262.293 US-Dollar bereitstellten.3275 Angesichts 

der geringen Personalstärke der F-FDTL kann Washington langfristig darauf hoffen, auf des-

sen Verhalten einen maßgeblichen Einfluß auszuüben. Zu den weiteren Kooperationsmaß-

nahmen gehören kleinere Militärübungen. Das USPACOM profitiert dabei von den Erfahrun-

gen der F-FDTL in der Dschungelkriegführung sowie in bergigem Gelände.3276 Im Rahmen 

des FMS-Programms stellen die USA grundlegende Ausrüstungsgegenstände zur Verfügung. 

Bis zum 17. Dezember 2002 war zudem die U.S. Support Group East Timor (USGET) vor 

Ort im Einsatz. Sie beteiligte sich am Bau von Schulen und Straßen, der Reparatur der Was-

ser- und Elektrizitätsversorgung sowie der Bereitstellung medizinischer Leistungen.3277 

  Wie wichtig diese Transferleistungen für Ost-Timor sind, zeigen folgende Zahlen: 2004 

hatte das Land ein BIP von 339 Mio. US-Dollar. Es exportierte Waren im Wert von lediglich 

7 Mio. US-Dollar, wohingegen die Importe bei 143 Mio. US-Dollar lagen.3278 Die amerikani-

                                                 
3271  Vgl. dazu United Nations Organization, Timor Leste – UNMIT – Background, New York 2006. 
3272  Vgl. dazu die Monatsberichte der UNO von Januar 2001 bis November 2006 unter: United Nations Organi-

zation, Peacekeeping. Monthly Summary of Contributors of Military and Civilian Police Personnel, New 
York, Stand vom November 2006. 

3273  FALINTIL steht für Forcas Armados de Libertacao Nacional de Timor-Leste, die Nationalen Befreiungs-
kräfte von Ost-Timor. Sie waren am 20. August 1975 gegründet worden und ursprünglich der Frente Revo-
lutionaria do Timor-Leste Independente (FRETILIN), der Revolutionären Front für ein Unabhängiges Ost-
Timor, als bewaffneter Arm zugeordnet. 

3274  Vgl. IISS (2006): S. 269. 
3275  Vgl. Department of State (September 2006). 
3276  Vgl. Fargo (01.04.2004): S. 49. 
3277  Vgl. Fargo (13.03.2003): S. 41. 
3278  Vgl. Der Fischer Weltalmanach 2007 (2006): S. 470 f. 
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sche Ausfuhr nach Ost-Timor ist mit 11,6 Mio. US-Dollar für 2006 entsprechend gering, Im-

porte sind praktisch nicht existent. 

 

 

Tabelle 40:  Handel der USA mit Ost-Timor 2001 – 2006 (in Mio. US-Dollar) 
 

 Volumen Export Import Balance 
2006 11,6 11,6 0,0 11,6 
2005 8,8 8,7 0,1 8,6 
2004 9,7 9,7 0,0 9,7 
2003 4,0 0,5 3,5 - 3,0 
2002 0,2 0,2 0,0 0,2 
2001 0,9 0,8 0,1 0,7 

 

 

U.S. Census Bureau, Foreign Trade Statistics: Trade in Goods (Imports, Exports and Trade Balance) with East Timor, Washington D.C., 
Stand vom April 2007. 
 

 

Nachdem Ost-Timor als „Timor-Leste“ am 20. Mai 2002 die Unabhängigkeit erlangt hatte, 

nahmen die USA mit dem neuen Staat sofort diplomatische Beziehungen auf und eröffneten 

in Dili eine Botschaft. Daß beide Seiten gute Beziehungen unterhalten, wurde durch die Tat-

sache unterstrichen, daß die amerikanische Vertretung in Anwesenheit des ehemaligen ameri-

kanischen Präsidenten Clinton eingeweiht wurde.3279 Dennoch waren die Beziehungen in den 

folgenden Jahren nicht frei von Problemen. Im nachhinein haben sich z.B. Forderungen der 

USA, die militärische Präsenz der UNO zu verringern und statt dessen vor allem die Polizei-

kräfte Ost-Timors zu stärken, als verfrüht erwiesen.3280 Im März 2006 entließ die Regierung 

von Ministerpräsident Mari Alkatiri fast 600 Soldaten der F-FDTL, die zuvor gegen soziale 

Mißstände protestiert hatten. Präsident José Alexandre (Xanana) Gusmão zeigte darauf offen 

Sympathie für die entlassenen Mitglieder der Streitkräfte. Im Mai 2006 entluden sich die 

Spannungen, deren Ursachen in Meinungsverschiedenheiten der politischen Führung Ost-

Timors liegen, in gewaltsamen Auseinandersetzungen.3281 Nach einer weiteren militärischen 

Intervention, die von Australien geführt wurde und an der sich auch Streitkräfte Malaysias, 

Portugals und Neuseelands beteiligten (Gesamtumfang über 2.000 Soldaten), wurde die Lage 

                                                 
3279  Vgl. dazu die lobenden Worte von José Ramos-Horta in: Embassy of the United States of America (Jakarta, 

Indonesien), U.S. Congratulates East Timor on Its Independence, Dili, 21. Mai 2002. 
3280  Vgl. dazu Richard S. Williamson, Situation in Timor-Leste (Statement in the UN Security Council), New 

York, 10. März 2003. 
3281  Vgl. International Crisis Group, Resolving Timor-Leste’s Crisis, Asia Report, Nr. 120, Jakarta – Brüssel, 

10. Oktober 2006. Manuel Schmitz, Osttimor in der Krise, in: Südostasien aktuell, Nr. 4/2006, S. 35 – 45. 
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relativ schnell wieder stabilisiert.3282 Im Juli 2006 wurde Mari Alkatiri, der im Monat zuvor 

zurückgetreten war, durch José Ramos-Horta im Amt des Ministerpräsidenten ersetzt, und im 

August wurde von der UNO die UNMIT beschlossen. Offiziell haben die USA im Macht-

kampf in Ost-Timor eine neutrale Position eingenommen, wie Eric G. John betonte: „We en-

couraged both leaders [José Alexandre (Xanana) Gusmão und Mari Alkatiri, M.W.] to peace-

fully resolve their differences in accordance with the Timorese constitution and the rule of 

law.“3283 Dagegen hatte der amerikanische Botschafter, Grover Joseph Rees, gegen Alkatiri 

Stellung bezogen.3284 

  Warum sich Washington nach dem Ende der Ära Suharto derart stark für Ost-Timor ein-

gesetzt hat, ist mit strategischen Gesichtspunkten nicht zu erklären. Die Insel ist politisch, mi-

litärisch und ökonomisch unbedeutend. Daß Washington 1999 sogar bereit war, seine Bezie-

hungen zu Jakarta wegen der Ost-Timor-Frage weiter zu verschlechtern, läßt eher darauf 

schließen, daß keine Impulsverarbeitung im Sinne der Erwartungshaltung des systemischen 

Realismus stattgefunden hat. Das amerikanische Engagement kann daher zum einen – auch 

vor dem Hintergrund der fast parallel erfolgten Kosovo-Intervention – als weiterer Versuch 

der Clinton-Administration gewertet werden, einen Beitrag zum Schutz der Menschenrechte 

zu leisten. Zum anderen deuten die hohen ökonomischen Transferleistungen darauf hin, daß 

die USA in indirekter Form Wiedergutmachung für ihr Verhalten Mitte der 70er Jahre leisten 

wollen. Offiziell hat Washington Kompensationsleistungen abgelehnt, denn damit würde es 

der Ford-Administration eine Mitschuld am Tod tausender Zivilisten auf Ost-Timor zuspre-

chen. Die gegenwärtigen Beziehungen zwischen den USA und Timor-Leste können aus stra-

tegischer Sicht wie folgt bewertet werden: Dili ist zu unbedeutend, als daß Washington seine 

positionale Stellung in Südostasien über gute oder schlechte Beziehungen zu diesem Akteur 

ausbauen oder mindern könnte. Wegen enger Beziehungen Ost-Timors zu Australien und In-

donesien kann dem Land gleichwohl eine zwangsläufige Nähe zu den USA zugesprochen 

werden. 

 

 

 

 

                                                 
3282  Vgl. The Economist, Policing the Pacific; Australia and its neighbours, 3. Juni 2006 (online). 
3283  Eric G. John, East-Timor: Instability and Future Prospects (Statement Before the House International Rela-

tions Committee, Subcommittee on Asia and the Pacific), Washington D.C., 28. Juni 2006. 
3284  Vgl. Loro Horta, What triggered the turmoil?, in: The Straits Times, 31. Mai 2006 (online). 
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KAPITEL  8 
 

Schlußfolgerungen  
 

 
 
Die Prognose Karl D. Jacksons ist im doppelten Sinne nicht eingetreten. Dieser hatte dem 

Verfasser prophezeit, daß die angestrebte Doktorarbeit sehr kurz werden würde. Eigentlich 

müßte sie nur einen Satz umfassen: Es gebe keine amerikanische Asien-Pazifik-Strategie.3285 

In diesem Sinne äußerten sich zahlreiche Interviewpartner. Miles A. Baldwin bezeichnete die 

Asien-Pazifik-Strategie der Clinton-Administration als „single issue approach“3286, David I. 

Steinberg verwendete den Begriff „ad hocism“3287, Brad Glosserman sprach von einer „reac-

tive strategy“3288. Arthur Waldron fiel zu diesem Thema schlicht die Formulierung „deeply 

confused“3289 ein, wohingegen Richard A. Bitzinger den Terminus „disinterested arbiter“3290 

wählte. Weitere Beispiele ließen sich anführen, die fast alle eines bestätigen: Die überwiegen-

de Mehrheit der Gesprächspartner des Verfassers sah und sieht keine durchdachte amerikani-

sche Sicherheitsstrategie für den asiatisch-pazifischen Raum – und erst recht nicht für Südost-

asien!3291 

  Für derartige Positionierungen gibt es wenigstens drei Erklärungen. Eine amerikanische 

Sicherheitsstrategie wird, erstens, deshalb nicht entdeckt, weil der Blick auf tagespolitische 

Inkonsistenzen amerikanischer Asien-Pazifik-Politik gerichtet ist. Nicht grundsätzliche und 

auf langfristige Wirkungen ausgerichtete Entscheidungen Washingtons werden ausgewertet, 

sondern Einzelfälle, deren Bearbeitung für unstimmig gehalten wird. Zweitens dürfte das Ur-

teil der genannten und vieler anderer Experten negativ ausfallen, weil eigene Vorstellungen 
                                                 
3285  Interview des Verfassers mit Karl D. Jackson, Director, Asian Studies Program, School of Advanced Inter-

national Studies, Washington D.C., 16. Dezember 1999. 
3286  Interview des Verfassers mit Miles A. Baldwin, Director, The War Gaming and Simulation Center, Institute 

for National Strategic Studies, National Defense University, Washington D.C., 15. November 1999. 
3287  Interview des Verfassers mit David I. Steinberg, Director, Asian Studies Program, Georgetown University, 

Washington D.C., 16. Dezember 1999. 
3288  Interview des Verfassers mit Brad Glosserman, Director of Research, Pacific Forum CSIS, Honolulu, 1. 

September 2005. 
3289  Interview des Verfassers mit Arthur Waldron, Director, Asian Studies, American Enterprise Institute, 

Washington D.C., 10. November 1999. 
3290  Interview des Verfassers mit Richard A. Bitzinger, Associate Research Professor, Research Department, 

Asia-Pacific Center for Security Studies, Honolulu, 12. September 2005. 
3291  Dies wird selbst im USPACOM so gesehen. Die USA haben gemäß Ravic R. Huso keine spezielle Sicher-

heitsstrategie für Südostasien. Der damalige politische Berater des Kommandeurs betont, daß es mit Taiwan 
und Korea in Nordostasien zwei Konflikte mit globalen Implikationen gebe. Dies sei in Südostasien nicht 
der Fall. Wenn es z.B. zu einem Grenzkrieg zwischen Burma und Thailand komme, habe dies keine globa-
len Folgen. Die Herausforderungen in Südostasien seien also anders als in Nordostasien. Es gebe dort kaum 
Gefahren, die zu einer direkten militärischen Involvierung der USA führen könnten. Als Herausforderung 
erwähnt er den Terrorismus. Interview des Verfassers mit Ravic R. Huso, Foreign Policy Advisor, United 
States Pacific Command, Honolulu, 15. September 2005. 
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zum Maßstab erhoben werden und beobachtbare Politik für unstrategisch erachtet wird, so-

bald diese davon abweicht. Schließlich ist, drittens, eine inhaltliche Überfrachtung festzustel-

len: Je höher die Latte für einen erfolgreichen Strategietest gelegt wird, desto größer ist die 

Wahrscheinlichkeit, daß ein Staat eine solche Prüfung nicht bestehen wird. Das Ergebnis die-

ser Arbeit weicht von den zitierten Einschätzungen ab: Die USA haben eine Sicherheitsstrate-

gie für den asiatisch-pazifischen Raum – und für Südostasien! 

 

 

 

I.        Anwendbarkeit der sicherheitsstrategischen Segmente 
 

 

Vor einer abschließenden inhaltlichen Auswertung der in den Kapiteln 3 bis 7 nachgewiese-

nen Impulsverarbeitungen und Impulsumsetzungen soll an dieser Stelle zunächst erörtert wer-

den, welche Tragweite dem funktionalen offensiven Realismus in der empirischen Anwen-

dung zugesprochen werden kann und wie die Testbarkeit der strategischen Segmente zu be-

werten ist. 

 

1.  Tragweite des funktionalen offensiven Realismus 

In Kapitel 2 wurde die vorgenommene theoretische Verortung dieser Arbeit ausführlich be-

gründet. Dabei wurde herausgearbeitet, daß es durchaus möglich ist, in einer systemischen 

Analyse den Akteur zu öffnen. Voraussetzung ist, daß es auf diese Weise nicht zur Unterbre-

chung des Kausalpfades kommt, also vor allem keine zusätzlichen unabhängigen Variablen zu 

weiteren Auslösern staatlichen Verhaltens erklärt werden. Deshalb soll mit dem Blick in den 

Staat auch lediglich nachvollzogen werden, ob und wie systemische Impulsverarbeitungen auf 

der Ebene der Entscheidungsträger umgesetzt werden. Insofern folgt der gewählte Realismus 

einem „funktionalen“ Ansatz. Des weiteren geht der Verfasser im Sinne Randall L. Schwel-

lers davon aus, daß Staaten nicht saturiert sind, wenn sie ihr Überleben abgesichert haben. 

Wäre dem so, dann wäre die Erklärungskraft des Realismus in jenen Zeitfenstern erschöpft, in 

denen das Sicherheitsdilemma durch ein Machtgleichgewicht vorübergehend eingehegt wird. 

Zwischenstaatliche Auseinandersetzungen, die sich in der Phase einer balance of power er-

eignen, müßten aus theoretischer Sicht als Anomalie eingestuft werden. Aus der Anarchie der 

Staatenwelt ergeben sich daher weitaus umfassendere Folgen, als dies nach Auffassung von 

Kenneth N. Waltz der Fall ist. Denn sie löst nicht nur das Sicherheitsdilemma aus, sondern 

auch ein Aufstiegsdilemma: Staaten, deren Überleben militärisch abgesichert ist, werden wei-
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ter versuchen, ihre positionale Stellung im internationalen System zu verbessern. Dies ist 

zwar zuvörderst durch die Anhäufung von Rüstungsgütern möglich, aber auch durch Ausbau 

der ökonomischen und diplomatischen Macht des Akteurs. Nicht nur Mißtrauen, sondern 

auch Gier gehört zu jenen Impulsen, die sich aus der Anarchie für staatliche Außenpolitik ab-

leiten lassen. Insofern folgt der gewählte Realismus zusätzlich einem „offensiven“ Ansatz. 

  Die Frage, ob und unter welchen Bedingungen der staatliche Akteur in einer systemisch 

angelegten Analyse geöffnet werden darf, ist mit einer weiteren Diskussion verbunden: Tra-

gen Arbeiten der Generation realistischer Forscher, die nach Erscheinen des Grundlagenwerks 

von Kenneth N. Waltz von 1979 („Theory of International Politics“) publiziert worden sind, 

zum Fortschritt oder zur Degeneration des realistischen Forschungsprogramms bei? Dazu ist 

zunächst festzustellen, welche Kriterien für progressive und degenerative anzulegen sind. In 

der Debatte zwischen Realisten und Nicht-Realisten wird in diesem Zusammenhang auf die 

Wissenschaftstheorie von Imre Lakatos (1922-1974) Bezug genommen. Im Gegensatz zu 

Karl R. Popper geht es ihm nicht darum festzustellen, ab wann eine Theorie als falsifiziert be-

trachtet werden kann. Lakatos hatte beobachtet, daß Wissenschaftler dazu neigen, ihre theore-

tischen Aussagen zu „reparieren“, wenn diese bestimmte Ereignisse nicht erklären können. 

Ziel seiner wissenschaftstheoretischen Überlegungen ist, Bedingungen festzulegen, bei deren 

Beachtung eine solche „Reparatur“ als progressiv und damit legitim bewertet werden kann. 

  Im Vordergrund der Betrachtung steht dabei nicht eine einzelne Theorie, sondern eine 

ganze Reihe von Theorien, die Lakatos als Forschungsprogramm bezeichnet.3292 Dessen 

Grundlage ist eine Schnittmenge gemeinsam geteilter Annahmen, genannt der hard core. Er 

wird geschützt durch die negative heuristic, durch die kontradiktorische Aussagen ausge-

schlossen werden. Zum Forschungsprogramm gehört des weiteren der protective belt.3293 Die-

ser stellt eine Art Experimentierlabor dar, in dem Forscher auf der Basis des hard core wei-

tergehende Thesen testen.3294 Die positive heuristic legt fest, in welchen grundsätzlichen Be-

reichen einzelne Theorien des Forschungsprogramms zu Ergebnissen gelangen sollten. Mit 

Blick auf die Internationalen Beziehungen sind damit z.B. – je nach Ansatz – Aussagen über 

Verhaltenserwartungen verbunden, die sich aus den Theorien für die Außenpolitik von Staa-

ten ableiten lassen. Lakatos trifft dazu folgende Unterscheidung: „The programme  consists of 
                                                 
3292  Vgl. Imre Lakatos, Falsification and the Methodology of Scientific Research Programmes, in: Imre Lakatos, 

Alan Musgrave (Hrsg.), Criticism and the Growth of Knowledge, London – New York 1970, S. 91 – 195, 
hier vor allem S. 132 – 138. Colin Elman, Miriam Fendius Elman, Lessons from Lakatos, in: Elman/Elman 
(2003b): S. 25 – 33. Eine gute Zusammenfassung der Begrifflichkeiten findet sich bei Colin Elman, Miriam 
Fendius Elman, Introduction. Appraising Progress in International Relations Theory, in: Elman/Elman 
(2003a): S. 19 f. Siehe auch Hans Poser, Wissenschaftstheorie. Eine philosophische Einführung, Stuttgart 
2001, S. 157 – 165. 

3293  Mit protective belt ist gemäß Lakatos der protective belt of auxiliary hypotheses gemeint. 
3294  „It is this protective belt of auxiliary hypotheses which has to bear the brunt of tests and get adjusted and re-

adjusted, or even completely replaced, to defend the thus-hardened core.“ Lakatos (1970): S. 133. 
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methodological rules: some tell us what paths of research to avoid (negative heuristic), and 

others what paths to pursue (positive heuristic).“3295 

  Innerhalb des protective belt konkurrieren Anhänger unterschiedlicher Einzeltheorien un-

ter dem Dach des gemeinsamen Forschungsprogramms um die überzeugendste Interpretation 

des hard core. Setzt sich dabei eine Gruppe durch, kommt es zu einem intra-program pro-

blemshift. Werden Annahmen des hard core aufgegeben und durch neue Prämissen ersetzt, 

liegt ein inter-program problemshift vor. Progressiv sind dabei gemäß Lakatos jene Verände-

rungen des protective belt, durch die neue Theorien innerhalb des Forschungsprogramms ent-

stehen, die wiederum neue Fakten voraussagen. Entsteht ein solcher Zugewinn an Leistungs-

fähigkeit nicht, werden Veränderungen im protective belt als spontane Anpassungen (ad hoc) 

bezeichnet. In diesen Fällen gilt die Entwicklung des Forschungsprogramms als degenerativ, 

wobei drei Formen unterschieden werden: Neue Theorien, die lediglich das Forschungspro-

gramm retten sollen, ohne neue Fakten vorauszusagen, werden als ad hoc1 bezeichnet. Sind 

zwar neue Fakten prognostizierbar, die neuen Annahmen aber noch nicht getestet und damit 

auch nicht bestätigt, fällt die Anpassung in die Kategorie ad hoc2. Werden schließlich sowohl 

neue Fakten prognostiziert als auch die ihnen zugrunde liegenden Annahmen empirisch veri-

fiziert, ist zu fragen, ob die theoretischen Neuerungen mit der positive heuristic des For-

schungsprogramms übereinstimmen. Ist dies nicht der Fall, wird die Anpassung als ad hoc3 

bezeichnet. Liegen dagegen weder ad hoc1 und ad hoc2 noch ad hoc3 vor, kann der intra-

program problemshift als progressiv eingestuft werden. 

  Ein Forschungsprogramm gleicht somit einem großen Baum, der fest verwurzelt ist (hard 

core) und über einen stabilen Baumstamm (negative heuristic) verfügt. Er hat unterschiedlich 

starke Äste und Zweige (positive heuristic), an denen sich wiederum zahlreiche Blätter (pro-

tective belt) befinden. Zu einem Sturz des Baumes kann es nur durch Entwurzelung oder Fäl-

len des Stammes kommen. Auch würde er bei dauerhaftem Verlust der Äste und Zweige ab-

sterben. Dagegen ist es ganz natürlich, daß Blätter abfallen und wieder nachwachsen. 

  Die Überlegungen von Imre Lakatos sind umfassend kritisiert worden. Wissenschaftstheo-

retiker und Vertreter ganz unterschiedlicher theoretischer Richtungen der Internationalen Be-

ziehungen bemängeln, daß die Ausführungen zur „Methodology of Scientific Research Pro-

grammes“ oftmals viel zu allgemein gehalten seien und daher nur schwer auf empirische Ar-

                                                 
3295  Ebd., S. 132. „The negative heuristic specifies the ‘hard core’ of the programme which is ‘irrefutable’ by 

the methodological decision of its protagonists; the positive heuristic consists of a partially articulated set of 
suggestions or hints on how to change, develop the ‘refutable variants’ of the research-programme, how to 
modify, sophisticate, the ‘refutable’ protective belt.“ Ebd., S. 135. Vgl. auch Elman/Elman (2003a): S. 20. 
Nach Stephen M. Walt identifiziert die positive heuristic „legitimate puzzles and sets the research agenda.“ 
Stephen M. Walt, The Progressive Power of Realism, in: American Political Science Review, Nr. 4, 
Dezember 1997, S. 931. 
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beiten übertragen werden könnten.3296 Wer legt z.B. unter Berücksichtigung welcher Kriterien 

den hard core fest? Der Verfasser hat dazu in Kapitel 2 versucht, den kleinsten gemeinsamen 

Nenner der unterschiedlichen Realismen zu identifizieren. Mehr war und ist nicht möglich, 

denn es existiert keine autoritative Stelle innerhalb des realistischen Forschungsprogramms, 

die eine verbindliche Definition des hard core vornehmen könnte.3297 Umstritten ist zudem, 

ab wann die Forderung als erfüllt betrachtet werden kann, daß eine theoretische Anpassung 

neue Fakten prognostiziert. Aus der Sicht des Verfassers ist dies dann der Fall, wenn ein mo-

difizierter realistischer Ansatz dazu beiträgt, unter Aufrechterhaltung des hard core die Erklä-

rungskraft des realistischen Paradigmas zu steigern. Der Ansatz von Imre Lakatos ist daher 

als Meßlatte für Fortschritt und Degeneration eines Forschungsprogramms insofern brauch-

bar, als er „sowohl die Theorieentwicklung als auch die Veränderung der Einstellung des For-

schers zu seinem eigenen Programm berücksichtigt“3298. 

  John A. Vasquez betrachtet jüngere Entwicklungen innerhalb des realistischen Paradigmas 

als degenerativ.3299 Wenn sich aus den Grundannahmen des systemischen Realismus sowohl 

die Konzepte der balance of power, der balance of threat als auch der balance of interests ab-

leiten lassen, sei es nicht mehr möglich, den Realismus an sich zu falsifizieren.3300 Da je nach 

Vertreter balancing (Waltz, Walt) oder bandwagoning (Schweller) für typisches Verhalten 

innerhalb der Staatenwelt erklärt wird, habe wenigstens ein Vertreter des realistischen Para-

digmas immer recht. So würden aus einem gemeinsamen Korb ähnlicher Annahmen ganz un-

terschiedliche Prognosen abgeleitet. Dadurch werde sichergestellt, daß es einigen Autoren – 

aus dieser Sicht zwangsläufig – gelingen müsse, Kernannahmen des Realismus zu verifizie-

ren. Demnach wäre auch der in dieser Arbeit verwendete funktionale offensive Realismus 

Ausdruck innerparadigmatischer Degeneration. 

                                                 
3296  David Dessler bemängelt mit Blick auf die von Lakatos vorgenommenen Umschreibungen des hard core, 

der positive heuristic, der negative heuristic und des protective belt: „And though Lakatos characterizes 
each of these elements in general terms, he offers no insight into the process by which an analyst can non-
arbitrarily specify them for particular research programs.“ David Dessler, Explanation and Scientific Pro-
gress, in: Elman/Elman (2003): S. 383. Siehe auch Robert O. Keohane, Lisa L. Martin, Institutional Theory 
as a Research Program, in: Elman/Elman (2003): S. 71. 

3297  Kenneth N. Waltz hält es z.B. für unangebracht, Realisten und Neorealisten einem Paradigma zuzuordnen. 
Mit Blick auf neoklassische Realisten stellt er fest: „Schweller and I work within different research pro-
grams.“ Kenneth N. Waltz, Evaluating Theories, in: American Political Science Review, Nr. 4, Dezember 
1997, S. 915. Demnach würde Waltz den in dieser Arbeit formulierten hard core vermutlich noch enger fas-
sen. 

3298  Poser (2001): S. 165. 
3299  Vgl. John A. Vasquez, The Realist Paradigm and Degenerative versus Progressive Research Programs: An 

Appraisal of Neotraditional Research on Waltz’s Balancing Proposition, in: American Political Science Re-
view, Nr. 4, Dezember 1997, S. 899 – 912. 

3300  „In fact, the protean character of realism prevents the paradigm from being falsified because as soon as one 
theoretical variant is discarded, another variant pops up to replace it as the ‘true realism’ or the ‘new real-
ism.’“ Ebd., S. 906. Vgl. zum Thema „Falsifizierbarkeit“ Kapitel 2/I/3/d. 
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  Diese Bewertung überzeugt nicht. Denn einerseits verwechselt Vasquez das realistische 

Forschungsprogramm oder Paradigma mit „dem“ Realismus, den es nicht gibt und der damit 

weder getestet noch verifiziert oder falsifiziert werden könnte. Colin Elman und Miriam Fen-

dius Elman weisen andererseits zu recht darauf hin, daß die Herausbildung unterschiedlicher 

Realismen ein ganz natürlicher Vorgang innerhalb des Forschungsprogramms ist und nicht 

per se als Anzeichen für eine degenerative Entwicklung gewertet werden kann.3301 Der hard 

core ist jenes Band, das Realisten eint. Auch im Falle der negative heuristic gibt es einen gro-

ßen Konsens, soweit grundlegende Fragen (z.B. mangelnde Akteursqualität von substaatli-

chen Handlungseinheiten oder internationalen Institutionen) angesprochen werden. Neuere 

Ansätze innerhalb des realistischen Forschungsprogramms stellen nicht diese Kernannahmen 

in Frage, sondern streiten um deren angemessene Interpretation: Welche spezifischen Konse-

quenzen ergeben sich aus dem hard core für staatliches Verhalten? Realisten werden durch-

weg der Aussage zustimmen, daß Staaten in einem anarchischen Selbsthilfesystem nach 

Überleben streben müssen. Uneinig sind sie sich jedoch hinsichtlich der Wege, die zur Errei-

chung dieses Ziels zu beschreiten sind. Diese Diskussion, die z.B. zur Ausprägung des defen-

siven und des offensiven Realismus geführt hat, gehört nach Lakatos zum protective belt.3302 

In ihm streiten Vertreter der balance of power, der balance of threat und der balance of inter-

ests um die schlüssigste Interpretation des hard core. Ob Realisten dann davon ausgehen, daß 

Staaten in ihrem Verhalten gegenüber dem Hegemon eher zu balancing oder bandwagoning 

neigen, ist Teil der Debatte im protective belt. Daß sich wiederum Waltz, Walt und Schweller 

veranlaßt sehen, Aussagen zur Gegenmachtbildung and Anlehnung von Staaten zu machen, 

wird durch die positive heuristic vorgegeben. Um in der Terminologie von Lakatos zu blei-

ben: Verschiebt sich die Zahl jener Realisten, die Waltz, Walt oder Schweller anhängen, 

kommt es zu einem intra-program problemshift. Solange dabei der hard core nicht angetastet 

wird und damit ein inter-program problemshift ausbleibt, werden aus Realisten weder Institu-

tionalisten noch Liberale oder Konstruktivisten. Die in Kapitel 2 der Arbeit nachgezeichneten 

unterschiedlichen Realismen stehen daher nicht für die Degeneration, sondern für den Fort-

schritt innerhalb des realistischen Theoriengebäudes. Anderenfalls müßte von einem „realisti-

schen Dogma“ – und nicht von einem „realistischen Paradigma“ oder „realistischen For-

schungsprogramm“ gesprochen werden. Letztere deuten schon begrifflich an, ja machen es 

geradezu zur Aufgabe eines „Programmes“, ergebnisoffen über die Inhalte des protective belt 

                                                 
3301  Vgl. Elman/Elman (1997): S. 924. 
3302  In diesem Bereich erfolgt der größte Teil realistischer Arbeiten, wie auch Randall L. Schweller bemerkt: 

„Because the formulation of a new research program is a relatively rare event, devising and testing amend-
ments to the program’s protective belt of auxiliary hypotheses makes up the bulk of the work that scientists 
do.“ Schweller (1997): S. 927. 
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zu streiten. Mit anderen Worten: John A. Vasquez verwechselt Meinungsverschiedenheiten 

zwischen Realisten mit innerparadigmatischer Degeneration.3303  

  Auch die vorliegende Arbeit hat versucht, einen Beitrag zu dieser Auseinandersetzung zu 

leisten. Sie übernimmt den üblichen hard core und die dazugehörige negative heuristic. Im 

protective belt schließt sie sich den funktionalen und offensiven Strömungen an. Damit wird 

kein neuer theoretischer Ansatz vorgelegt, sondern versucht, durch eine Kombination funk-

tionaler und offensiver Realismen theoretische Aussagen im Bereich der positive heuristic zu 

substantiieren. 

  Auch wenn der funktionale offensive Realismus damit nicht als degenerativ bezeichnet 

werden kann, würde es sich für künftige Analysen anbieten, ihn weiter zu spezifizieren: Wie 

genau erfolgt z.B. die Impulsverarbeitung? Wie ist es zu rechtfertigen, daß davon ausgegan-

gen wird, daß Entscheidungsträger sich zuvörderst von externen und nicht von internen Im-

pulsen leiten lassen? Das Forschungsinteresse des Verfassers ist auf die Wirkung systemi-

scher Anreize und Beschränkungen auf staatliches Verhalten gerichtet. Daher hat er darauf 

verzichtet, sich dem neoklassischen Realismus anzuschließen. Vertreter dieses Ansatzes ar-

beiten gleichzeitig auf der systemischen und der subsystemischen Ebene. Eine solche Vorge-

hensweise hat Konsequenzen, denn im Ergebnis verschwimmt die Wirkung in- und externer 

Faktoren. Um dem vorzubeugen, hat der Verfasser bei der Ausrichtung des theoretischen Fo-

kus einen anderen Schwerpunkt gewählt. Die aufgeworfenen Fragen können daher wie folgt 

beantwortet werden: Wie genau Entscheidungsträger Impulse verarbeiten, wurde in dieser 

Arbeit nicht weiter konkretisiert. Es war lediglich möglich, Bedingungen einer erfolgreichen 

Impulsverarbeitung wie etwa die Bezugnahme auf einen umfassenden Elitenkonsens heraus-

zustellen. Daß Entscheidungsträger bei der außenpolitischen Positionierung mehrheitlich auf 

externe Impulse reagieren, ist nicht mehr als eine Annahme. Sie wurde zum einen aus Grün-

den theoretischer Simplifizierung getroffen. Zum anderen mußte sie in der vorliegenden Form 

erfolgen, um die Untersuchung staatlichen Verhaltens weiter konsequent auf der systemischen 

Ebene durchzuführen. Mit dem Blick in den Akteur wurde versucht nachzuvollziehen, in wel-

cher Weise Entscheidungsträger Impulse des anarchischen Selbsthilfesystems umsetzen und 

ob dies im hier festgelegten strategischen Sinne erfolgt. 

  Wahl und Anwendung des funktionalen offensiven Realismus sollen nicht darüber hin-

wegtäuschen, daß amerikanische Sicherheitspolitik in Südostasien auch gut mit anderen theo-

retischen Zugängen zu erklären wäre. Über den Liberalismus könnten systematisch innerstaat-

                                                 
3303  Vgl. Walt (1997): S. 932 f. 
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liche Präferenzbildungsprozesse nachgezeichnet werden.3304 Dabei würde weitaus besser als 

im systemischen Realismus deutlich werden, wie genau die Politik der USA gegenüber den 

Staaten der ASEAN als Aushandlungsprozeß insbesondere zwischen dem Weißen Haus, dem 

Außenministerium, dem Verteidigungsministerium, dem USPACOM, dem Handelsministeri-

um und – auf der Seite der Legislative – dem Kongreß zustande kommt. Meinungsverschie-

denheiten, die sich zwischen Washington und einzelnen südostasiatischen Regierungen etwa 

an der Frage der Menschenrechte entzünden, wären so sehr plausibel zu erklären. Aus kon-

struktivistischer Perspektive könnte das amerikanische Verhalten als Hegemon über das Rol-

lenkonzept interpretiert werden.3305 Dazu müßten in- und externe Erwartungshaltungen an die 

USA als führende Macht des asiatisch-pazifischen Raums aufeinander bezogen werden. Vor 

allem der missionarische Charakter amerikanischer Außenpolitik, der sich im ego part mani-

festiert, wäre auf diese Weise überzeugender nachzuzeichnen, als dies mit dem systemischen 

Realismus möglich ist. Schließlich könnte der Institutionalismus angewendet werden.3306 Um-

fassenden ökonomischen Interdependenzen, die zwischen den USA und dem Fernen Osten 

entstanden sind, käme dann eine wichtige Bedeutung bei der Untersuchung amerikanischer 

Asien-Pazifik-Politik zu. Über diese Theorie ließe sich z.B. gut erklären, warum es bislang 

nach dem Ende des Ost-West-Konflikts zu keinem gewaltsamen Konfliktaustrag zwischen 

Washington und Peking, die wirtschaftlich eng miteinander verbunden sind, gekommen ist. 

  Der Verfasser hat sich nicht für diese Theorien entschieden, weil sein Forschungsinteresse 

in eine andere Richtung geht: Wie läßt sich die Außenpolitik von Staaten im diskutierten Fall 

über die Auswertung systemischer Anreize und Beschränkungen erklären? Aus dem For-

schungsinteresse ergeben sich Konsequenzen für die Einschätzung der Ergebnisse der Arbeit. 

Sie erklären einen wichtigen Teil amerikanischer Sicherheitspolitik in Südostasien, jedoch 

nicht „das“ Verhalten der USA. Der funktionale offensive Realismus ist ein brauchbares 

Hilfsmittel, um das empirische Datenmaterial zu selektieren, zu ordnen sowie vor allem mit 

Blick auf die zentrale Forschungsfrage zu strukturieren und letztlich zu interpretieren. Er hat 

jedoch nicht die Qualität einer Kristallkugel, über die Einsichten in „Wahrheiten“ möglich 

sind. Um die Stärken und Schwächen der gewählten Theorie zusammenzufassen, sei diesen 

Punkt abschließend ein salopper Vergleich gestattet. Bildhaft kann von einem „Knieschuß-

Realismus“ gesprochen werden: An der einen oder anderen Stelle hinkt der Ansatz, man kann 

sich mit ihm aber dennoch gut fortbewegen und das angestrebte Ziel erreichen. 

                                                 
3304  Vgl. Andrew Moravcsik, Taking Preferences Seriously: A Liberal Theory of International Politics, in: In-

ternational Organization, Nr. 4, Herbst 1997, S. 513 – 553. 
3305  Vgl. Knut Kirste, Hanns W. Maull, Zivilmacht und Rollentheorie, in: Zeitschrift für Internationale Bezie-

hungen, Nr. 2/1996, S. 283 – 312.  
3306  Vgl. Keohane (1989). 
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2.  Testbarkeit 

Um systemische Verhaltenserwartungen, die den einzelnen strategischen Segmenten zuge-

schrieben worden sind, zu überprüfen, wurden Impulsverarbeitungen und Impulsumsetzungen 

nachgezeichnet sowie bewertet. Dieser Weg hat sich als sinnvoll erwiesen, ist methodisch al-

lerdings nicht frei von Defiziten.  

  Zunächst stellt sich hinsichtlich der Impulsverarbeitung die Frage der Repräsentativität: 

Wie aussagekräftig sind die ausgewerteten Dokumente? Grundsätzlich ist es z.B. weitaus ein-

facher, skeptische Bewertungen zum Aufstieg Chinas in Quellen des Pentagons oder der CIA 

nachzuweisen, als dies über Aussagen von Vertretern des Außenministeriums möglich ist. 

Können demnach aus realistischer Perspektive passende Impulsverarbeitungen im QDR 2006 

insofern verallgemeinert werden, als sie zur Position „der“ USA erhoben werden? In der vor-

liegenden Arbeit wird diesbezüglich folgender Maßstab verwendet: Je größer der Grundsatz-

charakter eines offiziellen Dokuments (QDR, NSS, EASR u.a.) ist, desto größer ist seine Aus-

sagekraft hinsichtlich der Impulsverarbeitung. Gleiches gilt, wenn sich in Reden amerikani-

scher Entscheidungsträger Positionen wiederholen. Auf beides wurde bei der Nachzeichnung 

der Impulsverarbeitungen geachtet. 

  In diesem Zusammenhang trat ein weiteres Problem auf: Bei der Überprüfung der Impuls-

verarbeitungen bestand die Gefahr argumentativer Zirkelschlüsse. Die meisten Abhandlungen 

zur militärischen Stärke Chinas greifen z.B. auf Analysen des Pentagons zurück. Es ist dann 

natürlich weitaus einfacher, Angaben, die aus der Sekundärliteratur bezogen und zur Be-

schreibung des chinesischen Fähigkeitsprofils und sich daraus ergebender Herausforderungen 

genutzt werden, als Impulsverarbeitung in Dokumenten des amerikanischen Verteidigungs-

ministeriums wiederzufinden.  

  Methodische Herausforderungen zeigten sich zudem im Verlauf der Bearbeitung der ein-

zelnen strategischen Segmente. So kann nachgezeichneten Impulsverarbeitungen und Impuls-

umsetzungen, die in das Bild systemischer Verhaltenserwartungen passen, lediglich die An-

nahme zugrunde liegen, daß sich Entscheidungsträger bei der Verarbeitung externer Impulse 

strategisch verhalten – beweisbar ist dies nicht. Desgleichen bleibt es im Falle der Impulsver-

arbeitung eine offene Frage, ob die Vertreter der USA auch meinen, was sie sagen. Schriftlich 

fixierte Positionen müssen damit nicht die tatsächliche Sicht Washingtons wiedergeben. Der 

Verfasser hat daher an einigen Stellen versucht, diesem Problem durch Skizzierung von „ver-

steckten Agenden“ entgegenzuwirken. Bei der Impulsumsetzung waren zudem naturgemäß 

jene Entwicklungen nicht nachzuzeichnen, die nicht publiziert werden: Mit welchen Staaten 
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Südostasiens unterhalten die USA z.B. geheime militärische Zugangsvereinbarungen, über 

deren Nutzung keine Informationen an die Öffentlichkeit gelangen?  

  Auch ist die gewählte Vorgehensweise insofern problematisch, als es letztlich der Verfas-

ser ist, der positiv evaluierte Impulsverarbeitungen und Impulsumsetzungen einzelner strate-

gischer Segmente zu einer dann auch insgesamt positiv bewerteten Sicherheitsstrategie zu-

sammensetzt. Die dabei ausgewerteten offiziellen Quellen sind hingegen nicht durchgehend 

verbunden und stammen oftmals aus ganz unterschiedlichen Jahren bzw. Administrationen. 

Das, was der Verfasser nachzeichnet, ist von den USA selbst in der vorliegenden Form nie in 

einem einzigen Strategiepapier formuliert worden. Dieses Problem ist gleichwohl methodisch 

nicht zu lösen, solange für die empirische Überprüfung ein Idealtypus eingesetzt wird. Mög-

lich war hingegen, auf Unterschiede in der Impulsverarbeitung und Impulsumsetzung der 

Clinton- und Bush-Administration hinzuweisen. 

  Die Ergebnisse müssen des weiteren insofern relativiert werden, als vollkommen objekti-

ves wissenschaftliches Arbeiten unmöglich ist. Der Verfasser hat sich zwar nach bestem Wis-

sen und Gewissen bemüht, jenseits eigener inhaltlicher Präferenzen einen idealtypischen Stra-

tegiebegriff zu kreieren, der ausschließlich über die Annahmen des systemischen Realismus 

theoretisch aufgeladen wird. Die Wahrung vollständiger Neutralität und Objektivität dürfte 

aber bei einem solchen Arbeitsschritt nicht durchgängig gelungen sein. Denn sowohl bei der 

Darstellung der Argumentationslogik des gewählten realistischen Kausalpfades, der Anord-

nung der strategischen Segmente als auch der Operationalisierung fließen zwangsläufig vor-

wissenschaftliche Neigungen des Betrachters ein, die sich auf den Gang der Untersuchung 

und ihre Ergebnisse auswirken. Der dargestellte strategische Idealtypus stellt somit einerseits 

nicht „die“ Ableitung strategischer Verhaltenserwartungen aus dem systemischen Realismus 

dar. Andererseits spiegelt er bis zu einem gewissen Grade theoretische Präferenzen des Ver-

fassers wider. Dies grenzt die Aussagekraft erfolgter Bewertungen zum strategischen oder un-

strategischen Verhalten der USA in Südostasien ein. Andere Wissenschaftler würden eventu-

ell andere vitale Interessen als Maßstab für die Impulsverarbeitung festlegen oder aber andere 

Kriterien für die Feststellung einer Politik des bandwagoning wählen. 

  Schließlich wird das Ergebnis dieser Arbeit ganz maßgeblich dadurch beeinflußt, ob zur 

Messung strategischen Verhaltens ein enger oder ein weiter Strategiebegriff Anwendung fin-

det. Da systemische Verhaltenserwartungen bereits dann als erfüllt betrachtet werden, wenn 

sie in den jeweiligen Segmenten im Kern vorliegen, ist es insgesamt wahrscheinlicher, daß 

die Sicherheitspolitik der USA in Südostasien als strategisch bewertet werden kann.  
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II.              Strategie oder Ad-hoc-Verhalten? 
 

 

Der Verfasser hat sich in dieser Arbeit dafür entschieden, dann vom Vorliegen einer Sicher-

heitsstrategie zu sprechen, wenn die Sicherheitspolitik der USA in Südostasien den Verhal-

tenserwartungen eines strategischen Idealtypus gerecht wird, der über zuvor herausgearbeitete 

Annahmen des funktionalen offensiven Realismus theoretisch aufgeladen wurde. Für die Be-

urteilung ist es daher zweitrangig, ob sich Washington so verhält, wie es dies ankündigt. 

Maßgeblich ist, ob die Politik der USA den systemischen Verhaltenserwartungen in den stra-

tegischen Segmenten „Interessen“, „Herausforderungen und Bedrohungen“, „Ordnungspräfe-

renz“, „Mittel und Instrumente“ sowie „Vorgehensweisen“ entspricht. Dem Strategietest lie-

gen zudem zwei weitere Anforderungen zugrunde: Werden die strategischen Segmente har-

monisch miteinander verbunden? Läßt sich strategisches Verhalten sowohl in der Tagespolitik 

als auch bei der Reaktion auf Krisen sowie in der Planung von Politik beobachten?  

 

1.  Die strategischen Segmente 
 

Interessen 

Eine sehr deutliche Impulsverarbeitung ist im strategischen Segment der Interessen nachzu-

weisen. Die zentralen sicherheitspolitischen Dokumente lassen eindeutig erkennen, daß so-

wohl in der Clinton- als auch in der Bush-Administration ein klares Verständnis für die vita-

len Interessen der USA in Südostasien vorlag bzw. vorliegt. Die Bedeutung des ökonomi-

schen Zugangs zum ASEAN-Raum wird hervorgehoben. Und amerikanische Entscheidungs-

träger betonen immer wieder, wie wichtig freie Seewege in der Region sowohl in wirtschaftli-

cher als auch in militärischer Hinsicht sind. Gleichwohl ist festzustellen, daß die Regierung 

Clinton weitaus prägnanter und auch systematischer vitale von weniger wichtigen nationalen 

Interessen unterschieden hat, als dies in der Ära Bush der Fall ist. Insofern sind die Impuls-

verarbeitungen beider Administrationen uneinheitlich ausgeprägt. Die Impulsumsetzung, also 

die beobachtbare praktische Politik, läßt dann aber gleichermaßen erkennen, daß die Auf-

rechterhaltung des Marktzuganges und die Offenhaltung freier Seewege die zentralen An-

triebskräfte amerikanischer Sicherheitspolitik in Südostasien sind. 
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Herausforderungen und Bedrohungen 

Im Segment der „Herausforderungen und Bedrohungen“ ist die Impulsverarbeitung einerseits 

zwar dort nicht erfolgt, wo sich die USA zu sehr auf den Kampf gegen den Terrorismus kon-

zentrieren oder aber umfassende Ressourcen zur Bewältigung von Bürgerkriegen wie jenem 

im Irak zur Verfügung stellen. Eine Mißachtung strategischer Imperative würde aber erst dann 

vorliegen, wenn eine größere Macht gleichzeitig Qualitäten eines peer competitor entwickelt 

und dieser Prozeß von Washington ignoriert wird. Beides ist nicht der Fall. Die Fokussierung 

auf jene Herausforderungen, die von Terroristen und Schurkenstaaten ausgehen, hat zwar da-

zu geführt, daß die Bedeutung von Großmachtkonflikten vorübergehend in den Hintergrund 

gerückt ist. Relevante, nach dem 11. September 2001 veröffentlichte Dokumente des Penta-

gons ließen aber durchblicken, daß solche Konfliktformen weiterhin der Aufmerksamkeit der 

USA bedürfen, selbst wenn die Tagespolitik andere Schwerpunkte gebietet. In jüngster Zeit 

war vor allem dem QDR 2006 zu entnehmen, daß Washington langfristige zwischenstaatliche 

Entwicklungen wieder verstärkt als Herausforderung begreift: Mit ausgesprochen deutlichen 

Worten wird China zu jener Macht erklärt, die das größte Potential für einen militärischen 

Wettbewerb mit den USA habe. 

  Die Bewertung der Herausforderungen wird dadurch begünstigt, daß der Kongreß das 

Pentagon dazu verpflichtet hat, im Jahresrhythmus Berichte zur militärischen Stärke Chinas 

herauszugeben.3307 Somit ist garantiert, daß die amerikanische Regierung kontinuierlich re-

flektiert, welche machtpolitischen Konsequenzen sich aus dem Aufstieg des Reiches der Mitte 

ergeben. Die Berichte deuten eine umfassende Impulsverarbeitung an: Der PLA werden keine 

Duellfähigkeiten zugesprochen, wenngleich die Entwicklung einer chinesischen nuklearen 

Zweitschlagfähigkeit durch den Bau der DF-31 und der JL-2 sorgfältig beobachtet wird. Die 

USA sind sich ihrer Überlegenheit bewußt, die sich vor allem auf den Weltmeeren zeigt. Chi-

na wird zwar konstatiert, eine blue water navy entwickeln zu wollen. Washington sieht seine 

maritime Vormachtstellung aber nicht bedroht, da das Vorhaben Pekings vorläufig nur Pro-

jektcharakter hat. Die aktuellen Bewertungen der militärischen Stärke Chinas lassen daher ei-

ne angemessene Impulsverarbeitung erkennen. Sie stimmen mit der vorherrschenden Macht-

konfiguration in Ostasien überein, aus der geschlossenen werden kann, daß der systemische 

Druck aufgrund der militärischen Schwäche des Herausforderers für den Hegemon kurz- bis 

                                                 
3307  In Abschnitt 1202 des National Defense Authorization Act des Fiskaljahres 2000 (Public Law 106-65) heißt 

es: „The report shall address the current and probable future course of military-technological development 
on the People’s Liberation Army and the tenets and probable development of Chinese grand strategy, secu-
rity strategy, and military strategy, and of the military organizations and operational concepts, through the 
next 20 years.“ Zit. n. Department of Defense (Mai 2007): zweite Seite hinter dem Deckblatt. 
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mittelfristig gering ist. Deshalb können es sich die USA auch leisten, in der Tagespolitik 

Gegner zu bekämpfen, die weit unterhalb des Niveaus eines peer competitor liegen. 

  Das Hauptaugenmerk des amerikanischen Verteidigungsministeriums liegt daher auf je-

nen Entwicklungen, die vermuten lassen, daß das Reich der Mitte Machtprojektionsfähigkei-

ten aufbaut, die zu einer Herausforderung bzw. Bedrohung für die USA werden könnten. In 

diesem Bereich betrachtet das Pentagon zunehmende Möglichkeiten der asymmetrischen 

Kriegführung Chinas sowie insbesondere den Ausbau von Anti-Zugangs-Optionen durch den 

Kauf russischer Rüstungsprodukte (u.a. Zerstörer vom Typ Sovremenny, U-Boote der Kilo-

Klasse, Kampfflugzeuge vom Typ Su-30) mit Sorge. Auch hier entspricht die Analyse von 

Herausforderungen und Bedrohungen der Erwartungshaltung des systemischen Realismus: 

Die USA wägen ab, wie sich die chinesischen Machtprojektionsfähigkeiten entwickeln könn-

ten und was dies langfristig für ihre Handlungsfähigkeit an der pazifischen Gegenküste be-

deutet. Washington gibt dabei unmißverständlich zu erkennen, daß es davon ausgeht, daß die 

Aufrüstung der PLA gegen amerikanische Interessen gerichtet ist. Eine solche Impulsverar-

beitung ist die Voraussetzung dafür, im Bereich der Mittel und Instrumente eine adäquate 

Wahl treffen zu können. 

  So angemessen die Bewertung des chinesischen internal balancing ist, zeigen sich in ei-

nem anderen Bereich strategische Defizite: Die USA unterschätzen die möglichen langfristi-

gen Wirkungen „sanfter Gegenmachtbildung“. Auf der einen Seite liegt die Impulsverarbei-

tung in diesem Bereich ganz auf der Linie der Erwartungshaltung des systemischen Realis-

mus. China hat seine Beziehungen zu den südostasiatischen Staaten zwar ausgebaut, dies hat 

aber nicht dazu geführt, daß die USA als Machtfaktor in der Region plötzlich für unbedeutend 

gehalten werden. Auch hat Peking sein Verhältnis zur ASEAN verbessert und multilaterale 

Abmachungen wie APT und EAS gefördert. Diesen fehlt aber weiterhin die Substanz, um ei-

ne Art regionale Blockbildung zu organisieren, die sich politisch gegen die Präsenz der USA 

richtet. Aus dieser Sicht ist nachvollziehbar, daß Washington die Charme-Offensive Pekings 

kurz- bis mittelfristig nicht als Herausforderung begreift. Etwas verfrüht erscheinen daher 

auch Einschätzungen verschiedener Beobachter, daß sich im asiatisch-pazifischen Raum ein 

bipolares System herausbildet.3308 Dazu müßten zwei gefestigte machtpolitische Blöcke mit 

jeweils einseitigen außenpolitischen Richtungsentscheidungen der nachgeordneten Mächte 

entstehen. Gerade dies ist in Südostasien nicht der Fall. Die Akteure der ASEAN haben au-

ßenpolitische Präferenzen, wollen aber fast alle sowohl zu China als auch zu den USA gute 

                                                 
3308  Interview des Verfassers mit Mohan Malik, Professor, Department of Transnational Studies, Asia-Pacific 

Center for Security Studies, Honolulu, 14. September 2005. Interview des Verfassers mit J. N. Mak, freier 
Forscher, Kuala Lumpur, 10. Oktober 2005. 
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Beziehungen unterhalten. Festzustellen ist gleichwohl, daß es zwei grob umrissene Einfluß-

zonen gibt, in denen sich die Südostasiaten entweder mehrheitlich an den Herausforderer oder 

aber den Hegemon anlehnen. Dabei fällt auf, daß der Einfluß Chinas vor allem auf dem asiati-

schen Kontinent überdurchschnittlich hoch ist, wohingegen sich der Einfluß der USA insbe-

sondere im maritimen Südostasien zeigt.3309 Washington dominiert damit das machtpolitische 

Zentrum der Region, in dem sich die Akteure mit den umfassendsten capabilities befinden. 

Solange dies der Fall ist, liegt es auf der Linie systemischer Verhaltenserwartungen, daß der 

Hegemon das soft balancing des Herausforderes nicht überbewertet.  

  Gleichwohl könnten die USA strategischer handeln, wenn sie mögliche langfristige Fol-

gen dieser „sanften Gegenmachtbildung“ stärker reflektieren würden. Denn das Reich der 

Mitte wird weiterhin versuchen, Ecksteine der amerikanischen Einkreisungspolitik abzu-

schwächen. Mit Blick auf Thailand und zuletzt auch die Philippinen hatte China damit durch-

aus Erfolg. Dies könnte dazu führen, daß es Washington in Konflikten mit Peking zunehmend 

schwer fallen dürfte, die Solidarität der ASEAN-Staaten einzuklagen. Zudem ist hinsichtlich 

multilateraler Abmachungen wie der APT nicht gesagt, ob diese sich nicht doch noch zu Insti-

tutionen entwickeln, die amerikanische Machtprojektion an der pazifischen Gegenküste kom-

plizieren.  

 

Ordnungspräferenz 

Im Segment der „Ordnungspräferenz“ entspricht die Haltung Washingtons in vollem Umfang 

den eingangs festgelegten idealtypischen Kriterien zur Feststellung strategischen Verhaltens. 

Die Dominanz der USA in den Bereichen Ökonomie, Militär und technologische Innovations-

fähigkeit läßt erwarten, daß sie nicht nur eine ja ganz augenscheinlich herausragende Stellung 

in der internationalen Politik einnehmen. Aus der Sicht des offensiven Realismus ist es auch 

folgerichtig, daß die USA ohne Umschweife die führende Position in der Staatenwelt bean-

spruchen. Offiziell heißt dies „leadership“, um aus Gründen diplomatischer Rücksichtnahme 

nicht „Hegemonie“ sagen zu müssen. Dem Habitus entsprechend ist des weiteren die Bereit-

schaft Washingtons zu erwarten, sich in ebenso offensiver Weise in das internationale Ge-

schehen einzumischen und Prozesse so zu beeinflussen, daß sie der Umsetzung eigener Inter-

                                                 
3309  Die Zuordnungen erfolgen auf den nächsten Seiten bei der Auswertung des Segments „Vorgehensweise“. 

Mohan Malik hat folgende Aufteilung vorgenommen, die von bipolaren Strukturen im asiatisch-pazifischen 
Raum ausgeht: Zum chinesischen Lager gehörten Burma, Laos, Kambodscha und Malaysia. Sie würden die 
Hegemonie Pekings klar akzeptieren. Thailand, Indonesien, Singapur, Vietnam und die Philippinen würden 
eine chinesische Vormachtstellung nicht gutheißen, Brunei wiederum sei kein „player“. China habe Südost-
asien als Einflußsphäre entdeckt. Die meisten asiatischen Staaten würden im Gegensatz zum Pentagon Asi-
en als bipolar begreifen. Interview des Verfassers mit Mohan Malik, Professor, Department of Transna-
tional Studies, Asia-Pacific Center for Security Studies, Honolulu, 14. September 2005. 
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essen dienen. Diese Haltung spiegelt sich sehr deutlich im uneingeschränkten Bekenntnis der 

USA zur weiteren Aufrechterhaltung der militärischen Vornepräsenz im asiatisch-pazifischen 

Raum wider. Eine strategische Ordnungspräferenz bedeutet somit, einerseits den Willen zur 

Führung zu haben, andererseits aber auch gemäß den praktischen Anforderungen an einen 

Hegemon zu wissen, was Führung in der Umsetzung bedeutet. Beides ließ sich über umfas-

sende Impulsverarbeitungen in zentralen Dokumenten nachweisen. Im vorliegenden Fall wur-

de herausgearbeitet, daß die USA als Hegemon die Rolle eines inshore balancer anstreben 

und in der Praxis auch einnehmen. Die Ausführungen haben schließlich gezeigt, daß Wa-

shington vor allem daran interessiert ist, den gegenwärtigen machtpolitischen Status quo im 

asiatisch-pazifischen Raum aufrechtzuerhalten. Zahlreiche Interviewpartner des Verfassers 

haben dies als eines der wichtigsten amerikanischen Ziele im Fernen Osten bezeichnet. Auch 

dies entspricht der Erwartungshaltung des systemischen Realismus, da der gegenwärtige Sta-

tus quo, zu dem ein modernisiertes System von Allianz- und Sicherheitspartnerschaften der 

USA gehört, Ausdruck amerikanischer Hegemonie ist. 

 

Mittel und Instrumente 

Desgleichen sind die Mittel und Instrumente der USA strategisch angeordnet. Mit einem Ver-

teidigungshaushalt von 535,85 Mrd. US-Dollar, der allein 71,046 Mrd. US-Dollar für RDTE 

vorsieht (Stand: 2006)3310, werden umfassende materielle Voraussetzungen dafür geschaffen, 

aus der Perspektive absoluter militärischer Dominanz gegen einen möglichen peer competitor 

vorgehen zu können. Die USA sind China dabei sowohl qualitativ als auch quantitativ in 

sämtlichen Vergleichskategorien überlegen.3311 Die Umsetzung der capabilities in Macht ge-

schieht im asiatisch-pazifischen Raum in einer Weise, die darauf ausgerichtet ist, das Gesche-

hen direkt vor Ort zum eigenen Nutzen zu beeinflussen. Die USA unterhalten dazu ein umfas-

sendes System aus Bündnis- und Sicherheitspartnern, die dazu beitragen, den Hegemon an der 

pazifischen Gegenküste militärisch zu verankern.  

  Als besonderes Zeichen strategischen Verhaltens kann der GDPR gewertet werden, der 

darauf gerichtet ist, die amerikanische Vornepräsenz zu modernisieren. Japan wird als Anker 

der fernöstlichen Militärpräsenz gefestigt, Guam als Rückfallposition ausgebaut. Washington 

trägt des weiteren im Falle Seouls dazu bei, Grundlagen für eine Allianz zu schaffen, die ei-

nes Tages sicherheitspolitische Ziele jenseits der Abschreckung Nordkoreas verfolgt. Die 

Teilnahme der Zaytun-Division an der OIF ist ein Beispiel für neue Formen gemeinsamer 
                                                 
3310  Vgl. IISS (2007): S. 19. 
3311  Denny Roy bezweifelt daher, daß der Begriff peer competitor auf China paßt. Denn dieses könne ein com-

petitor sein, ohne die Stellung eines peer einzunehmen. Interview des Verfassers mit Denny Roy, Senior 
Research Fellow, Asia-Pacific Center for Security Studies, Honolulu, 6. September 2005. 
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Ordnungspolitik außerhalb Nordostasiens. Dadurch wird die Wahrscheinlichkeit gesteigert, 

daß beide Seiten das bilaterale Bündnis auch nach einer Wiedervereinigung Koreas aufrecht-

erhalten und die USA sich nicht von der Halbinsel zurückziehen müssen. Der sehr funktional 

angelegte GDPR hat zudem dazu beigetragen, mit einer dogmatischen Festlegung der numeri-

schen Stärke der Vornepräsenz, die in der Clinton-Ära eine Zielgröße von 100.000 Soldaten 

hatte, aufzuräumen. Beobachter haben diese Vorgabe zu Recht als „political number“3312, die 

nichts mit einer Strategie zu tun habe, bezeichnet. 

  Washington verhält sich zudem innerhalb multilateraler Abmachungen genau so, wie dies 

der systemische Realismus erwartet: Die USA schreiben ihren Mitgliedschaften in der APEC 

und im ARF ergänzenden, nicht jedoch das System der hub and spokes ersetzenden Charakter 

zu. Der Schwerpunkt amerikanischer Asien-Pazifik-Politik liegt im Uni- und Bilateralismus, 

weil Washington dort sein Gewicht am besten ausspielen kann. Multilaterale Militärmanöver, 

CSI, PSI oder ähnliche Abmachungen unterstützen das Allianzsystem bzw. werden von die-

sem als Ausdruck der Allianzpolitik getragen. Washington setzt des weiteren auf „Koalitionen 

der Willigen und Fähigen“, die wie z.B. im Falle Ost-Timors mit amerikanischer Unterstüt-

zung die INTERFET gebildet haben. Multilaterale Initiativen wie die Sechsparteiengespräche 

über Korea werden ebenfalls ad hoc miterrichtet und sollen dort diplomatisch wirken, wo den 

USA eine militärische Lösung des Konflikts zu kostspielig oder aber nicht zwingend geboten 

erscheint. Auch die Beziehungen des Hegemons zur ASEAN sind aus einer pragmatischen 

Sicht zu erklären: Washington verhindert dadurch, daß diese zu einseitige Beziehungen zu 

Peking aufbaut und sich damit entgegen eigenen programmatischen Vorstellungen doch noch 

im Sinne des soft balancing gegen den Hegemon instrumentalisieren läßt. Wichtigste An-

sprechpartner der USA in der ASEAN sind aber ausgewählte Mitgliedsstaaten wie Singapur – 

und nicht Generalsekretär Ong Keng Yong. 

  Mit Blick auf die besondere Lage in Südostasien haben die Ausführungen gezeigt, daß die 

vorhandenen militärischen Zugänge, über die Washington im Rahmen des Konzepts der pla-

ces, not bases verfügt, in Zeiten des Friedens zu effektiver Machtprojektion ausreichen. Sollte 

es hingegen zu einer militärischen Auseinandersetzung in der Südchinesischen See kommen, 

könnten die USA – wenn nicht zufällig ein Flugzeugträgerverband vor Ort ist – nur zeitverzö-

                                                 
3312  Interview des Verfassers mit Mike Everett, Director of Information Systems and Technologies, National 

War College, National Defense University, Washington D.C., 17. November 1999. Diese Position vertritt 
neben vielen anderen Beobachtern auch Bernard D. Cole. Wichtig seien nicht Zahlen in Form einer Vorne-
präsenz von 100.000 US-Soldaten, sondern Fähigkeiten. Dann könne entschieden werden, welche Truppen-
zahl man brauche. Interview des Verfassers mit Bernard D. Cole, Chairman, Department of National Secu-
rity Policy, National War College, National Defense University, Washington D.C., 19. November 1999. 
Beide Mitglieder der NDU hatten damit lange vor der Verabschiedung des GDPR in dessen Geiste Bewer-
tungen vorgenommen. 
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gert in das Geschehen eingreifen. Washington ist sich dieses Mankos bewußt und versucht ei-

nerseits, die operative Lücke des USPACOM in Südostasien durch eine möglichst starke FOS 

in Singapur zu stärken. Andererseits setzt es darauf, die vorhandenen CSLs, zu denen neben 

dem Stadtstaat noch Thailand, die Philippinen, Malaysia, Indonesien und Brunei gehören, zu 

festigen und weiter auszubauen. Hafenbesuche der amerikanischen Seestreitkräfte in Vietnam 

und zuletzt auch in Kambodscha deuten darauf hin, den vorhandenen Bestand an CSLs lang-

fristig erweitern zu wollen. Ziel ist, im Bedarfsfall – also einer möglichen chinesischen Ag-

gression – über ausreichend Optionen für militärische Zugänge zu verfügen. Aus Anlaufpunk-

ten würden dann im Idealfall neue Abstützpunkte. Daß die USA in Friedenszeiten nicht nach 

neuen militärischen Basen in Südostasien streben, ist hingegen kein Zeichen unstrategischen 

Verhaltens. Im Gegenteil: Würde das Pentagon versuchen, z.B. einen neuen Stützpunkt in 

Cam Ranh Bay zu errichten, dann würde dies der PLA lediglich den notwendigen Vorwand 

liefern, entsprechende Gegenmaßnahmen zu fordern. Des weiteren ist damit zu rechnen, daß 

die übrigen ASEAN-Staaten auf diesen Schritt negativ reagieren. Washington könnte daher 

derzeit seine positionale Stellung wegen der zu erwartenden Gegenmaßnahmen nicht durch 

den Aufbau neuer Basen verbessern. 

  Im Rahmen ihrer Möglichkeiten, und diese werden u.a. durch die Kooperationsbereit-

schaft der ASEAN-Staaten festgelegt, verhalten sich die USA daher gegenwärtig bei der 

Wahl der Mittel und Instrumente strategisch. Ohne China mehr als notwendig zu provozieren 

und dadurch höhere Kosten für das Hegemonie-Management auszulösen, bereiten sie sich 

darauf vor, mit einem modernisierten System der hub and spokes einem möglichen peer com-

petitor im asiatisch-pazifischen Raum entgegentreten zu können. Dem dient vor allem in 

Südostasien das Konzept der places, not bases, das der Zugangsoptimierung und damit dem 

Machterhalt bzw. Machtausbau im ASEAN-Raum gewidmet ist. Impulsverarbeitung und Im-

pulsumsetzung liegen damit vor. 

 

Vorgehensweise 

Im strategischen Segment der Vorgehensweisen der USA in und um Südostasien wurde zu-

nächst diskutiert, ob der gegenwärtige Mix kooperativer und konfrontativer Elemente ameri-

kanischer China-Politik den Verhaltenserwartungen des systemischen Realismus gerecht 

wird. Die Ausführungen haben gezeigt, daß Antworten von der gewählten Interpretation der 

theoretischen Annahmen sowie der Bewertung der Substanz der relativen Gewinne des Rei-

ches der Mitte im Handel mit den USA abhängen. Offensive Realisten wie John J. Mearshei-

mer betrachten die gegenwärtige amerikanische China-Politik als fehlgeleitet. Sie führe zu ei-
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ner Stärkung Pekings durch Washington und damit zur langfristigen Ablösung des Hegemons 

durch den Herausforderer. Die vorliegende Arbeit kommt dagegen zu einem anderen Ergeb-

nis: Die konstatierten relativen Gewinne Chinas in Form eines Handelsbilanzüberschusses 

von 232,588 Mrd. US-Dollar 2006 sind, erstens, zwar erheblich, aber doch weitaus weniger 

dramatisch, als dies bei einer oberflächlichen Betrachtung wirken mag. Denn ein Großteil des 

chinesischen Außenhandels – beinahe 60 % im Jahr 2005 – wird über ausländische Produkti-

onsnetzwerke abgewickelt. Der Handelsüberschuß Chinas ist damit im besten Sinne relativ.   

  Zweitens ist es dem Hegemon in den vergangenen Jahren gelungen, die militärisch-

technologische Lücke zum Herausforderer aufrechtzuerhalten. Auch der wirtschaftliche Ab-

stand ist, vor allem bei einem BIP/Einwohner-Vergleich, weiter erheblich. Grundsätzlich ist 

Mearsheimer zwar zuzustimmen, daß dauerhafte relative Gewinne Chinas zu einem Problem 

für die USA werden. Dazu müßte das Reich der Mitte allerdings kumulative Effekte erzie-

len.3313 In der Praxis bedeutet dies folgendes: Nur wenn Peking durch den Außenhandel in der 

Gegenwart qualitative Sprünge nach vorne machen kann, um seine Wettbewerbsposition 

langfristig zu verbessern, werden relative Gewinne für Washington zu einer auch sicherheits-

politischen Herausforderung. Da es China bislang aber nicht gelungen ist, auf diesem Wege 

technologische Kapazitäten aufzubauen, die zu einer Schließung der militärischen Lücke zu 

den USA beitragen könnten – nennenswerte kumulative Effekte demnach nicht zu erkennen 

sind –, stellen die relativen Gewinne des Reiches der Mitte im derzeitigen Zustand noch keine 

Herausforderung dar. Völlig offen ist zudem, über welche Ressourcen die chinesische Sicher-

heitspolitik künftig verfügen wird, wieviel national power also angesichts gravierender in-

nenpolitischer Herausforderungen (Umweltzerstörungen, demographischer Wandel etc.) in 

state power umgewandelt werden kann.  

  Vor diesem Hintergrund kann der amerikanischen China-Politik auch nicht vorgeworfen 

werden, strategische Imperative zu ignorieren. Im Gegenteil: Indem der Hegemon dem Her-

ausforderer unter dem Dach der Pax Americana Gewinne ermöglicht, reduziert er dessen 

Drang zur Gegenmachtbildung und spart gleichzeitig Ressourcen, um seine positionale Stel-

lung aufrechtzuerhalten. Washington verzichtet auf ein offensives containment Pekings und 

beugt dadurch gleichzeitig Szenarien vor, in denen sich die Staaten Südostasiens mit dem 

Reich der Mitte solidarisieren. Hinzu kommt, daß die amerikanische China-Politik auf der 

Basis eines modernisierten Systems der hub and spokes erfolgt, der Hegemon sich also darauf 

vorbereitet, daß der Herausforderer weitaus offensiver versucht, als dies gegenwärtig der Fall 

                                                 
3313  Vgl. dazu in dieser Arbeit Kapitel 7/I/4. 
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ist, den Status quo zu ändern. Ergebnis ist ein durchaus strategisches Verhalten Washingtons 

gegenüber Peking, das als „Abstandswahrung durch Einbindung“ bezeichnet werden kann. 

  Gegenüber den Staaten Südostasiens gehen die USA dann strategisch vor, wenn sie versu-

chen, diese zu einer Politik des bandwagoning zu veranlassen bzw. vorhandene Formen des 

bandwagoning gegenüber dem Hegemon zu stärken. Diesbezüglich kann folgende Bilanz ge-

zogen werden: Singapur betreibt eine Politik des bandwagoning. Die Philippinen und – noch 

weitaus deutlicher – Thailand folgen dem, was der Verfasser als reduced bandwagoning be-

zeichnet. Damit kann das Verhalten zweier Staaten markiert werden, die zwar weiterhin daran 

festhalten, Bündnispartner der USA zu sein. Sie verfügen aber entweder über historisch aus-

geprägte (Thailand) oder in den letzten Jahren sichtlich verbesserte (Philippinen) Beziehun-

gen zu China, die zum Anlaß genommen werden können, ihre Bündnissolidarität in einer mi-

litärischen Krise zwischen Peking und Washington in Frage zu stellen. Malaysia, Indonesien 

und Brunei hingegen haben sich für eine Politik des minimal bandwagoning entschieden. Sie 

sind nicht Bündnispartner der USA, gewähren diesen jedoch im Rahmen des Konzepts der 

places, not bases militärische Zugänge. Sie unterstützen die amerikanische Vornepräsenz und 

sind zugleich bemüht, diese Positionierung entweder wegen ihrer stark muslimisch geprägten 

Gesellschaften oder aber mit Blick auf ihre Beziehungen zu China als möglichst defensiv er-

scheinen zu lassen. Staaten, die reduced bandwagoning betreiben, sind zumindest partiell be-

reit, amerikanische Militärmissionen zu unterstützen. Staaten, die einer Politik des minimal 

bandwagoning folgen, halten sich bei der Entsendung von Truppen zurück und belassen es 

bei der Gewährung von militärischen Zugängen oder Überflugrechten. Ganz anders sieht es 

im übrigen Südostasien aus. Laos, Kambodscha und vor allem Burma betreiben gegenüber 

China bandwagoning, wohingegen Ost-Timor eher indifferent positioniert erscheint. Vietnam 

hat sich hingegen für eine Politik der Äquidistanz zwischen Hegemon und Herausforderer 

entschieden. Bei der Beeinflussung der außenpolitischen Präferenzen der südostasiatischen 

Staaten waren die USA unterschiedlich erfolgreich, wie die nachfolgenden Zusammenfassun-

gen zeigen. 

  Singapur ist für die Aufrechterhaltung der amerikanischen Vornepräsenz von zentraler 

Bedeutung, da es die einzige FOS der USA in Südostasien ist. Das Verhalten des Stadtstaates 

zeigt ganz deutlich, daß es Washington in den vergangenen Jahren gelungen ist, dessen Poli-

tik des bandwagoning zu stärken. Sicherheitspolitische Initiativen wie CSI und PSI hat Sin-

gapur jeweils als erster Akteur Südostasiens unterstützt. Hervorzuheben ist zudem, daß sich 

die Regierungen Lee Kuan Yews, Goh Chok Tongs und Lee Hsien Loongs durchweg für die 

militärische Vornepräsenz der USA im asiatisch-pazifischen Raum stark gemacht haben. 
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Dementsprechend kam Singapur auch amerikanischen Wünschen entgegen, als es der Errich-

tung von Comlog Westpac in Sembawang zustimmte oder den Bau der Changi Naval Base an 

Vorstellungen des Pentagons orientierte. Daß Washington seinen Sicherheitspartner bevor-

zugt behandelt, zeigt sich in ökonomischer Hinsicht daran, daß über 60 % der amerikanischen 

FDIs in Südostasien in der Zeit von 1995 bis 2004 in den Stadtstaat gingen. Desgleichen wer-

den dessen Regierungschefs im Weißen Haus überdurchschnittlich oft empfangen, und als 

Präsident Bush im November 2006 in Fernost weilte, war es Singapur, wo er seine Grundsatz-

rede zur amerikanischen Asien-Pazifik-Politik hielt. Das Verhalten der USA ist daher in die-

sem Fall eindeutig als strategisch zu bezeichnen. 

  Die Beziehungen zwischen Washington und Manila weisen keine vergleichbare Konstanz 

auf. Während des Ost-West-Konflikts hatten sich die Philippinen gegenüber den USA für eine 

Politik des bandwagoning entschlossen. 1992 kam es nach dem amerikanischen Truppenab-

zug zu einer Distanzierung beider Seiten. Die Vorstöße Chinas am Mischief Reef Mitte der 

90er Jahre sorgten dafür, daß sich die Philippinen wieder stärker an die USA annäherten. Die 

Klimaverbesserung zwischen Peking und Manila, die sich u.a. 2004 in einem Abkommen zur 

gemeinsamen Erforschung der Energiebestände in Teilen der Südchinesischen See zeigte, hat 

dann dazu geführt, daß sich die Regierung Arroyo für eine Politik des reduced bandwagoning 

gegenüber Washington entschieden hat. Die USA verhalten sich in ihrer Philippinen-Politik 

insofern strategisch, als sie versuchen, ihren militärischen Zugang zum Archipel aufrechtzu-

erhalten und auszubauen. Dem dienen Abkommen wie das VFA und das MLSA. Die Bush-

Administration unterstützt zudem die AFP im Kampf gegen den Terrorismus und sieht über 

unsolidarische Akte des Bündnispartners wie z.B. den Rückzug der philippinischen Streitkräf-

te aus dem Irak 2004 großzügig hinweg. Anders formuliert: Der Vorfall hat zwar das Verhält-

nis zwischen Bush und Arroyo verschlechtert, jedoch nichts daran geändert, daß die USA 

weiter darauf setzen, ihren Bündnispartner als CSL zu nutzen. 

  Im Falle Thailands läßt sich eine ganze Reihe von bilateralen Beziehungselementen nach-

zeichnen, die auf ein ausgeprägtes Interesse der USA an ihrem Bündnispartner schließen las-

sen. Mit Cobra Gold wird das größte amerikanische Militärmanöver in Südostasien im König-

reich durchgeführt. Wie die Philippinen wurde auch Thailand der Status eines MNNA zuge-

sprochen. Washington plant zudem den Abschluß eines FTA mit Bangkok. Schließlich hat 

das Weiße Haus zwar Kritik am Militärputsch vom September 2006 geübt, dies aber nicht 

zum Anlaß genommen, die sicherheitspolitischen Beziehungen einzufrieren. Dem stehen ei-

nige Beispiele gegenüber, die zeigen, daß sich China zunehmend als treuer Freund Thailands 

präsentiert, um dessen Bündnissolidarität mit den USA zu untergraben. Unstrategisch ist das 
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Verhalten Washingtons dort, wo es mit seiner Politik positionale Gewinne Pekings begünstig-

te: In der Asienkrise reagierten die USA nur zögerlich auf die Nöte Thailands, wohingegen 

China schnell mit einem Kredit im Umfang von 1 Mrd. US-Dollar zur Stelle war. Washington 

kritisiert, daß Bangkok nicht die amerikanische Sanktionspolitik gegenüber Rangun unter-

stützt, wohingegen Peking diese Haltung begrüßt. In personalpolitischen Fragen hatte das 

Königreich für die Besetzung des Postens des WTO-Chefs die Unterstützung Chinas, nicht 

jedoch die der USA. Auch hält sich die Führung des Reiches der Mitte mit Kritik an der Men-

schenrechtssituation im Süden Thailands zurück. Mehr noch: Den neuen Militärmachthabern 

wurde nach der Übernahme der Regierungsgeschäfte demonstrativ Glück gewünscht. Die 

USA verhalten sich daher in ihrer Politik gegenüber Thailand zwar insofern strategisch, als 

sie ihm hinreichend Anlässe bieten, an den Bündnisbeziehungen festzuhalten. Ihre Positionie-

rung in verschiedenen Einzelfragen wird dagegen regelmäßig nicht strategischen Kriterien ge-

recht und hat mit dazu beigetragen, daß Bangkok sich für reduced bandwagoning entschieden 

hat. Unabhängig vom Verhalten der USA ist allerdings festzustellen, daß Thailand aufgrund 

seiner historischen Neigung zur außenpolitischen Schaukelpolitik dazu tendiert, sich nicht zu 

einseitig an eine Macht – und sei es ein offizieller Bündnispartner – anzulehnen. 

  Bei zwei weiteren wichtigen Staaten Südostasiens, Malaysia und Indonesien, ist es den 

USA bislang nicht gelungen, mehr als eine Politik des minimal bandwagoning auszulösen. 

Dies liegt zunächst an den besonderen gesellschaftlichen Voraussetzungen beider Akteure. Da 

sich ihre jeweilige Bevölkerungsmehrheit aus Muslimen zusammensetzt, ist es weder Malay-

sia noch Indonesien möglich, sich offiziell zu sehr an die in großen Teilen der islamischen 

Welt in Verruf geratenen USA anzulehnen. Washington hat des weiteren selbst dazu beigetra-

gen, kein umfassendes bandwagoning zu bewirken, weil es immer wieder Kritik an der Men-

schenrechtssituation in beiden Staaten geübt hat. Dies hat zu wechselseitigen Distanzierungen 

geführt. Unstrategisch ist auch jenes Verhalten, das den Umfang außenpolitischer Beziehun-

gen an persönliche Sympathien bzw. Antipathien bindet, die Washington mit den jeweils 

Herrschenden in Kuala Lumpur und Jakarta verbindet. Dagegen ist die Vorgehensweise der 

USA gegenüber Malaysia insofern strategisch, als es dem Weißen Haus gelungen ist, trotz 

normativer Meinungsverschiedenheiten (Debatte um die „asiatischen Werte“, Menschen-

rechtsverletzungen etc.) zeitlich parallel ausgeprägte militärische Beziehungen zur Wahlmon-

archie aufrechtzuerhalten. Auf diese Weise konnte Malaysia zumindest ansatzweise an die 

amerikanische Einflußzone gebunden werden. In den Beziehungen zu Indonesien waren die 

USA in den 90er Jahren weniger pragmatisch vorgegangen. Erst 2005 konnten sie sich dazu 

durchringen, wieder umfassende militärische Kontakte zum Archipelstaat aufzunehmen. Zu-
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vor waren die Menschenrechtsverletzungen der TNI (u.a. in Ost-Timor und Papua) von Wa-

shington zum Anlaß genommen worden, den militärischen Teil der gemeinsamen Beziehun-

gen weitgehend einzufrieren. Dies gab Peking die Gelegenheit, sich an Jakarta anzunähern. 

Die USA verhielten sich dabei in jenen Jahren gegenüber Indonesien unstrategisch, weil sie 

sich dessen skeptische Haltung gegenüber China nicht zunutze machten. Die Vorbehalte des 

Archipelstaates hinsichtlich des machtpolitischen Aufstiegs des Reiches der Mitte waren in 

der Vergangenheit wegen der Vorfälle in den 60er Jahren (Rolle der PKI beim blutigen 

Machtwechsel von Sukarno zu Suharto) sowie anhaltender Sorgen vor möglichen Ansprüchen 

Pekings auf die Natuna-Inseln besonders ausgeprägt. Dennoch war es den USA auch in jener 

Zeit gelungen, militärische Zugänge in Indonesien aufrechtzuerhalten. Die neuen engen Be-

ziehungen der amerikanischen Regierung zu Yudhoyono tragen dazu bei, das minimal band-

wagoning Jakartas zu festigen. Die Politik der USA gegenüber Indonesien wird daher seit 

2005 wieder stärker strategischen Kriterien gerecht. 

  Gegenüber Hanoi hat sich Washington insofern unstrategisch verhalten, als es Fortschritte 

in der POW-/MIA-Frage lange Zeit zur Voraussetzung eines Ausbaus bilateraler Kontakte 

gemacht hatte. Auch nach der Aufnahme diplomatischer Beziehungen 1995 waren und sind es 

immer wieder normative Fragen wie die Stellung der Menschenrechte, die von den USA zum 

Anlaß für Kritik genommen werden – und die auf diese Weise das Verhältnis zu Vietnam be-

lasten. Hätte die amerikanische Regierung danach gestrebt, bei diesem zentralen Akteur Indo-

chinas eine Politik des bandwagoning auszulösen, dann hätte sie sich zudem bei der Frage der 

Entschädigung von Opfern des Entlaubungsmittels Agent Orange großzügig zeigen müssen. 

Für die langsame Normalisierung der Beziehungen ist allerdings auch Hanoi verantwortlich, 

das seine Zeit brauchte, sich an den ehemaligen Kriegsgegner wiederanzunähern. China hat 

diese Jahre genutzt, um sein Verhältnis zu Vietnam u.a. durch Grenzabkommen zu verbes-

sern. Es war dabei so erfolgreich, daß es gegenwärtig nur schwer vorstellbar ist, daß sich Ha-

noi von Washington zu einem weiteren Eckstein einer gegen Peking gerichteten Einkrei-

sungsstrategie aufbauen ließe. China dürfte damit bis auf weiteres einer Rückkehr amerikani-

scher Streitkräfte nach Cam Ranh Bay oder in andere Häfen vorgebeugt haben. Gerade aus 

diesem Blickwinkel muß das Verhalten der USA als unstrategisch bewertet werden, weil es 

dem Reich der Mitte die Zeit gab, Vietnam Anreize einer Anlehnung an den Hegemon zu 

nehmen. Ergebnis dieser Entwicklung ist, daß Hanoi sich vorläufig für eine Politik der Äqui-

distanz zwischen beiden Großmächten entschieden hat: Ein bandwagoning gegenüber China 

scheidet aus, weil u.a. die Territorialkonflikte in der Südchinesischen See nicht gelöst und die 

Beziehungen zum großen Nachbarn im Norden, dessen Kolonie Vietnam über 1.000 Jahre 
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war, historisch sehr belastet sind. Ein bandwagoning gegenüber den USA kommt nicht in 

Frage, weil dies einer weiteren Annäherung Vietnams an China entgegenstehen würde. Damit 

sind die aktuellen Einflußmöglichkeiten Washingtons, die außenpolitischen Präferenzen Ha-

nois zu eigenen Gunsten zu beeinflussen, begrenzt. Jüngste Entscheidungen der USA, die mi-

litärischen Beziehungen zu Vietnam langsam auszubauen, etwa durch Freundschaftsbesuche 

der Seestreitkräfte, deuten gleichwohl eine strategische Vorgehensweise an. Aber auch da-

durch wird im Idealfall höchstens minimal bandwagoning auszulösen sein, solange China auf 

eine aggressive Durchsetzung seiner Territorialansprüche in der Südchinesischen See verzich-

tet. 

  Die Politik der USA gegenüber Burma muß insgesamt als unstrategisch bezeichnet wer-

den. Rangun betreibt seit Jahren gegenüber Peking bandwagoning, woran auch verstärkte 

Kontakte der Militärjunta zu Neu-Delhi und Moskau nichts geändert haben. China schafft so 

die Voraussetzungen dafür, Zugänge zum Golf von Bengalen zu erhalten – entweder direkt 

über eine ausgebaute Landverbindung oder durch die mögliche Errichtung militärischer Ab-

stützpunkte an der burmesischen Küste. Langfristig könnte dies dazu führen, daß sich die 

PLA zu einem Machtfaktor im Indischen Ozean entwickelt und zunehmenden Druck auf die 

Straße von Malakka ausübt. Die USA wirken dieser Entwicklung in keinerlei Weise entgegen, 

sondern stärken durch ihre Sanktionspolitik gegenüber Burma dessen umfassende Anlehnung 

an China. Aus einer langfristigen Perspektive ist diese Vorgehensweise daher als unstrate-

gisch zu bewerten. Kurz- und mittelfristig fällt das Urteil dagegen ganz anders aus. Noch ist 

China militärisch viel zu schwach, um über Burma Machtprojektion im Indischen Ozean zu 

betreiben, geschweige denn eigene Abstützpunkte auf große Distanz verteidigen zu können. 

Das bandwagoning Ranguns gegenüber Peking hat daher für Washington erst die Qualität ei-

ner sich anbahnenden Herausforderung und kann noch lange nicht als Bedrohung betrachtet 

werden. Möglich wäre zudem, daß die USA darauf hoffen, durch ihre kontinuierliche Unter-

stützung der Opposition einen Regimewechsel in Burma zu bewirken, in dessen Folge die 

neue Regierung ihre außenpolitischen Präferenzen zugunsten des Hegemons ändert. Aus die-

ser Perspektive wäre die amerikanische Politik gegenüber der Militärjunta als strategisch zu 

qualifizieren. Gleichwohl gibt es für Washington für eine solche Entwicklung keine Garanti-

en, und hätten bzw. würden die USA tatsächlich einseitig auf ein solches Szenario setzen, 

dann müßte diese Vorgehensweise wegen Ausblendung zu erwartender langfristiger Folgen 

zugunsten der positionalen Stellung Chinas als unstrategisch bezeichnet werden. 

  Eine Beurteilung des Verhaltens der USA gegenüber den kleinsten Staaten Südostasiens – 

Laos, Kambodscha, Brunei und Ost-Timor – kann aus zwei Perspektiven vorgenommen wer-
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den. Sie sind, erstens, machtpolitisch unbedeutend.3314 Selbst wenn sich die USA also nicht 

darum bemühen, bei ihnen eine Politik des bandwagoning auszulösen oder zu verstärken, fie-

le dies für die Gesamtbewertung des strategischen Verhaltens Washingtons in Südostasien 

nicht weiter ins Gewicht. Somit würden sich die USA auch nicht unstrategisch verhalten. 

Letztlich können aber auch machtpolitisch unbedeutende Staaten, zweitens, in bestimmten 

Fällen zu einer Stärkung der positionalen Stellung der USA beitragen. Dies gilt z.B. dann, 

wenn der Hegemon die Beeinflussung multilateraler Abmachungen für relevant hält und die 

genannten Akteure zu deren Mitgliedern zählen. Auch könnte er darauf spekulieren, über sie 

im Bedarfsfall zusätzliche militärische Zugänge in Südostasien zu erhalten. 

  Von den vier genannten Staaten betreibt Brunei als einziger eine Politik der Anlehnung, 

hier in der Form des minimal bandwagoning. Die USA begünstigen dies durch verschiedene 

Formen militärischer Zusammenarbeit. Brunei kann sich wegen seiner mehrheitlich muslimi-

schen Bevölkerung wie auch Malaysia und Indonesien nur begrenzt mit dem Hegemon solida-

risch zeigen. Es ist aber anzunehmen, daß es aufgrund enger Beziehungen zu Großbritannien 

einen zusätzlichen Anreiz hat, der amerikanischen Regierung wohlwollend gegenüberzuste-

hen. Ost-Timor pflegt gute Beziehungen zu China. Die USA verhindern in diesem Fall durch 

großzügige Transferzahlungen, daß sich aus einer bislang kaum ausgeprägten außenpoliti-

schen Richtungsentscheidung der einstigen portugiesischen Kolonie engere Beziehungen zum 

Herausforderer ergeben. Dieses Verhalten kann als strategisch bezeichnet werden, wenngleich 

sich der Verdacht aufdrängt – und dies wäre vollkommen unstrategisch –, daß die USA in in-

direkter Weise eine Art Wiedergutmachung für ihre Vernachlässigung Ost-Timors in den 70er 

Jahren leisten wollen. Eindeutig sind hingegen die außenpolitischen Präferenzen von Laos. 

Dieses hat sich für bandwagoning gegenüber China entschieden. Den USA ist es bislang nicht 

gelungen, Laos aus der Einflußzone des Reiches der Mitte herauszulösen. Dies hängt vor al-

lem damit zusammen, daß Vientiane diplomatischen Annäherungsversuchen Washingtons di-

stanziert gegenübersteht. Ein mögliches strategisches Verhalten des Hegemons wird damit 

durch die Verweigerungshaltung der LDVR blockiert. Besonders interessant ist schließlich 

die außenpolitische Positionierung Kambodschas: Das Königreich betreibt gegenüber China 

bandwagoning, um im Falle äußeren Drucks aus Vietnam und Thailand eine Schutzmacht an 

seiner Seite zu wissen. Die außenpolitische Richtungsentscheidung fällt damit zwar zugunsten 

Pekings aus, ist aber nicht gegen Washington gerichtet. Dadurch eröffnen sich dem Hegemon 

Möglichkeiten, das bandwagoning Kambodschas gegenüber dem Herausforderer abzuschwä-

chen. Genau dies scheinen die USA durch einen Ausbau der Militärbeziehungen mit dem Kö-

                                                 
3314  Singapur müßte in die Reihung der kleineren Staaten Südostasiens eigentlich ebenfalls aufgenommen wer-

den. Es paßt allerdings nur geographisch, jedoch nicht machtpolitisch in diese Gruppe. 
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nigreich anzubahnen. Da Phnom Penh von Washington in erheblichem Maße wirtschaftlich 

abhängig ist, verfügt der Hegemon zudem über die notwendigen Druckmittel, um Kambo-

dscha zu beeinflussen. Die USA haben sich damit zumindest so positioniert, daß sie sich stra-

tegisch verhalten können. 

  Abschließend sei nun gefragt, ob Washington die fünf strategischen Segmente harmonisch 

miteinander verbindet, um insgesamt in Südostasien mit maximaler Kraft strategisch agieren 

zu können. Die Ausführungen haben gezeigt, daß Impulsverarbeitungen und Impulsumset-

zungen in den jeweiligen Segmenten im Kern vorliegen, damit aufeinander aufbauen und 

folglich auch miteinander harmonieren. Die USA gehen auch aus dieser Sicht strategisch vor, 

könnten bei einem Abbau verschiedener Disharmonien aber noch weitaus strategischer han-

deln: Soweit die langfristigen Konsequenzen des chinesischen soft balancing als Herausforde-

rung unterschätzt werden, hat dies bei der Vorgehensweise zur Folge, daß die USA nicht mit 

voller Kraft versuchen, bei sämtlichen Akteuren Südostasiens ein Verhalten des bandwago-

ning zu festigen, zu verstärken oder auszulösen. Soweit die Bedeutung von Terroristen und 

Schurkenstaaten im Bereich der Herausforderungen und Bedrohungen überschätzt wird, wirkt 

sich dies bei der Vorgehensweise dahingehend aus, eindimensionale inhaltliche Schwerpunkte 

beim Beziehungsmanagement zu setzen, was nicht der Erwartungshaltung sämtlicher Staaten, 

die sich an Washington anlehnen, entspricht. Auch werden zur Bewältigung dieser Heraus-

forderungen und Bedrohungen, die aus systemischer Sicht solche sekundärer Ordnung sind, 

Ressourcen aufgebraucht, die anderweitig strategischer eingesetzt werden könnten. 

 

2.  Formen der Politik 

Bislang wurde gezeigt, daß die Verhaltenserwartungen des systemischen Realismus im Kern 

in den jeweiligen strategischen Segmenten erfüllt sind. Die Ergebnisse sollen nun noch ein-

mal aus einer anderen Perspektive bewertet werden: Gibt es in den Bereichen Routinepolitik, 

Krisenverhalten und Planung Unterschiede im strategischen Handeln der USA in Südostasi-

en? 

  In allen drei Formen der Politik geht Washington zwar insgesamt strategisch vor. Auch ist 

bemerkenswert, daß amerikanische Strategieberichte wie die NMS 2004 systematisch ver-

schiedene strategische Ebenen unterscheiden und etwa das Ineinandergreifen von Militär- und 

Sicherheitsstrategie betonen.3315 Im direkten Vergleich der drei Politikformen – hier verstan-

den als politics – sind aber dennoch unterschiedlich intensive Grade strategischen Verhaltens 

feststellbar. Vor allem in der Routinepolitik werden systemische Verhaltenserwartungen re-

                                                 
3315  „The National Military Strategy (NMS) supports the aims of the National Security Srategy (NSS) und im-

plements the National Defense Strategy (NDS).“ Department of Defense (2004): S. 1. 
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gelmäßig nicht erfüllt. Dies läßt sich gleichwohl logisch über den gewählten theoretischen 

Ansatz erklären. Zum einen ist der systemische Realismus nur sehr begrenzt zur Deutung 

punktueller Ereignisse geeignet. Zum anderen liegt es in der Natur der Tagespolitik, daß zen-

trale Entscheidungsträger im Rahmen spontaner und kurzfristiger Erwägungen strategische 

Pfade verlassen können. Als Al Gore im November 1998 während eines Gala-Banketts Ma-

hathir desavouierte, indem er offen Sympathie mit der malaysischen Demokratiebewegung 

zeigte, spiegelte eine solche Äußerung eigentlich nicht „die“ Haltung Washingtons wider, 

sondern die Unmutsäußerung einer Einzelperson. Erst das Amt des Vizepräsidenten brachte 

es mit sich, daß die Rede Gores als Position der USA gewertet wurde. Angesichts der militä-

rischen Bedeutung Malaysias für den Hegemon sind solche Äußerungen aus strategischer 

Sicht nicht nachvollziehbar. 

  Aus diesem Fall, der sich in der einen oder anderen Form immer wieder in der amerikani-

schen Sicherheitspolitik zeigt, kann folgender Schluß gezogen werden: Wenn zentrale Ent-

scheidungsträger systemische Impulsvorgaben im Eifer tagespolitischer Auseinandersetzun-

gen nicht angemessen verarbeiten, sondern sich vom emotionalen Moment des Augenblicks 

leiten lassen, steigt die Wahrscheinlichkeit, daß die amerikanische Sicherheitspolitik in Süd-

ostasien unstrategisch wirkt. Sie scheren dabei aus dem Elitenkonsens aus oder definieren ihn 

um, was nach außen den Eindruck erweckt, die USA würden einer Ad-hoc-Politik folgen. 

Fraglich ist dabei jedoch, in welcher Weise Einzelfälle wie die genannte Handlung Gores vor 

dem Hintergrund der langfristigen sicherheitspolitischen Beziehungen zwischen Kuala Lum-

pur und Washington zu bewerten sind. So haben die damaligen diplomatischen Dissonanzen 

weder das ökonomische noch das militärische Verhältnis beider Seiten, in dem sich weitaus 

besser die grundsätzliche Stoßrichtung der Politik Washingtons messen läßt, beeinträchtigt. 

Auf jener Ebene zeigt sich der Elitenkonsens, der meistens ja gerade nicht spontan entsteht, 

sondern Ergebnis intensiver Reflektionen der strategischen Umwelt des Staates ist, wesentlich 

deutlicher. Entsprechend nimmt die Wahrscheinlichkeit zu, daß eine Impulsverarbeitung im 

Sinne des systemischen Realismus erfolgt. Des weiteren ist davon auszugehen, daß ein Eli-

tenkonsens nicht ohne weiteres aufgegeben wird. Auch vor diesem Hintergrund ist die Bewer-

tung von Einzelaussagen, wie sie Gore tätigte, zu sehen. 

  Große Teile der Routinepolitik und der sicherheitspolitischen Planung unterscheiden sich 

daher ganz erheblich in ihrer strategischen Anlage. Sicherheitspolitischen Grundsatzpapieren 

wie der NSS oder dem QDR, aber auch Grundsatzreden des Präsidenten, des Verteidigungs-

ministers oder des Außenministers kann unterstellt werden, Ergebnis einer intensiven Impuls-

verarbeitung zu sein. Für die Messung strategischen Verhaltens ist ihnen deshalb eine hohe 

Bedeutung zuzuschreiben. Daraus folgt, daß es vor allem die politische Planung ist, in der am 
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ehesten systemische Verhaltenserwartungen erfüllt werden. Die Arbeit hat gezeigt, daß dies 

so ist: Der Aufstieg Chinas wird hinsichtlich seiner langfristigen Folgen bewertet. Insbeson-

dere das Pentagon spielt immer wieder durch, wie sich das Reich der Mitte in den nächsten 

Jahren entwickelt und zieht daraus entsprechende Schlußfolgerungen für die USA. Die Mo-

dernisierung des Systems der hub and spokes ist ebenfalls darauf gerichtet, langfristig die mi-

litärische Präsenz des Hegemons an der pazifischen Gegenküste zu sichern. Dokumente wie 

der GDPR zeigen, daß es ein hohes Maß an strategischer Planung gibt, die das Ziel der dauer-

haften Machtabsicherung der USA im asiatisch-pazifischen Raum verfolgt.  

  Soweit sich aus diesen Planungen Zielvorgaben ergeben, die in standardisierte Interakti-

onsmuster transformiert werden, ist gleichwohl auch im Rahmen der Routinepolitik ein höhe-

res Maß an strategischem Verhalten zu erwarten. Dies gilt z.B. für die Pflege von Bündnis- 

und Sicherheitsbeziehungen durch regelmäßige Manöver, rüstungspolitische Vergünstigungen 

oder flankierende ökonomische Maßnahmen. In diesem Teil der Routinepolitik ist für sponta-

ne Aktionen der Entscheidungsträger nur wenig Platz. Sie ist weitaus enger mit der sicher-

heitspolitischen Planung verbunden, die Orientierungsmarken für das Tagesgeschäft vorgibt, 

die dann von den zuständigen Stellen routinemäßig abgearbeitet werden. 

  Einer Bewertung des Krisenverhaltens der USA in Südostasien muß zunächst eine grund-

sätzliche Frage vorweg gestellt werden: Was ist eine Krise bzw. ab welchem Zustand interna-

tionaler Spannungen kann von einer Krise gesprochen werden? Ohne an dieser Stelle die   

theoretische Literatur zu reflektieren,3316 können doch zumindest einige praktische Anleihen 

gemacht werden. Die letzte größere regionale Krise, die erhebliche Todeszahlen zu verzeich-

nen hatte, war der 1991 zumindest offiziell befriedete Bürgerkrieg in Kambodscha. Werden 

derartige Auseinandersetzungen bzw. manifeste Konflikte wie der Grenzkrieg zwischen Chi-

na und Vietnam 1979 als Maßstab herangezogen, dann hat es in Südostasien seit dem Ende 

des Kalten Krieges keine größeren Krisen gegeben. Demnach kann an dieser Stelle auch nicht 

festgestellt werden, ob es ein strategisches Krisenverhalten der USA gibt. Washington wurde 

auf diesem Politikfeld im ASEAN-Raum seit Beginn der 90er Jahre nicht gefordert.  

  Wird der Maßstab für die Feststellung von Krisen abgesenkt, so lassen sich gleichwohl di-

verse Fälle mit sicherheitspolitischen Implikationen finden, in denen sich die Reaktion der 

USA strategisch evaluieren läßt. Zu nennen sind die Krisen am Mischief Reef (1995/1998), 

die Asienkrise (1997), der turbulente Weg zur Unabhängigkeit Ost-Timors (1999), der Kampf 

gegen den Terrorismus (seit 2001) sowie die Folgen des Tsunamis (2004). Als strategisch 

kann die Reaktion Washingtons bezeichnet werden, wenn sie erkennen läßt, daß sie Auswir-
                                                 
3316  Vgl. zum Begriff des „Konflikts“ Manfred Efinger, Volker Rittberger, Michael Zürn, Internationale Regime 

in den Ost-West-Beziehungen. Ein Beitrag zur Erforschung der friedlichen Behandlung internationaler 
Konflikte, Frankfurt am Main 1988, S. 42 – 62. 
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kungen auf die amerikanisch-chinesischen Beziehungen einkalkuliert hat. Dies ist z.B. dann 

der Fall, wenn das amerikanische Krisenverhalten zu einer Stärkung des Systems der hub and 

spokes beiträgt. 

  Im ersten Fall, den Vorstößen Chinas am Mischief Reef in der zweiten Hälfte der 90er 

Jahre, haben die USA strategisch gehandelt. Zum einen hat Washington seinem Bündnispart-

ner Manila verdeutlicht, sich wegen chinesisch-philippinischer Inselstreitigkeiten nicht in eine 

militärische Auseinandersetzung mit Peking hineinziehen zu lassen. Die USA haben erklärt, 

erst dann zu intervenieren, wenn die regionalen Seewege gefährdet werden. Dazu müßte es zu 

großflächigen militärischen Auseinandersetzungen um die Spratlys kommen, und zu derarti-

gen Operationen sind gegenwärtig vor allem die Philippinen nicht in der Lage. Da ein mögli-

cher Besitzwechsel einzelner Inseln in der Südchinesischen See nicht taugt, die SLOCs zu be-

einträchtigen, war und ist die amerikanische Reaktion angemessen. Zum anderen haben die 

USA aber auch Signale der Abschreckung Richtung China gesandt, indem sie die militäri-

schen Beziehungen zum Archipelstaat wie etwa durch den Abschluß des VFA im Februar 

1998 stärkten. Peking wurde somit angezeigt, zwar einen gewissen Handlungsspielraum in 

den Spratlys zu haben, bei einer Fortsetzung seiner Expansionsbestrebungen in der Region 

aber mit amerikanischer Gegenwehr rechnen zu müssen. 

  Das Verhalten der USA in der Asienkrise 1997 wird dagegen strategischen Kriterien nicht 

gerecht. Auch wenn sich das Weiße Haus in Einzelfällen zugute halten kann, zur Stabilisie-

rung bilateraler Beziehungen beigetragen zu haben, überwiegt in Asien der Eindruck, daß der 

Hegemon die Situation ausgenutzt hat. Ihm wird vorgeworfen, auf die politische Konditionie-

rung von Kreditvergaben des IWF Einfluß genommen zu haben, um seine eigenen Wertvor-

stellungen zu transportieren. Damit nahm er in Kauf, die Politik des bandwagoning wichtiger 

Verbündeter wie Thailand und Südkorea zu beschädigen. Washington kam Bangkok zwar 

entgegen, als das Königreich sich außerstande sah, einen vor der Krise eingegangenen Vertrag 

zum Kauf amerikanischer Kampfflugzeuge vom Typ F-16A zu erfüllen. In Thailand herrscht 

aber die Interpretation vor, daß es China war, das mit einem Kredit von 1 Mrd. US-Dollar in 

der Baht-Krise sofort Hilfe geleistet hat – und nicht die USA. Ebenfalls unstrategisch war je-

nes Verhalten, das während der Asienkrise auf eine schnelle Demokratisierung Indonesiens 

gesetzt und dabei ignoriert hat, daß ein solcher Transformationsprozeß den Archipelstaat noch 

weitaus stärker hätte destabilisieren können, als dies dann der Fall war. Im Ergebnis hätte der 

Druck des IWF auf Jakarta zu einem Zerfall des Landes beitragen und somit die regionalen 

Seewege erheblich gefährden können. In Asien ist zudem ein Bild mit symbolhaftem Charak-

ter, das im Januar 1998 entstanden ist, weiter sehr präsent: Es zeigt den Direktor des IWF, 

Michel Camdessus, der mit verschränkten Armen auf Präsident Suharto herabschaut, während 
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dieser ein Abkommen Indonesiens mit dem Währungsfonds unterzeichnet. Auch wenn Cam-

dessus Franzose ist, so galt er doch als Vertreter einer amerikanisch geprägten Institution, 

womit er sinnbildlich für die Politik Washingtons stand. Die Form der Machtausübung der 

USA hat zudem ganz erheblich zu Regionalisierungsprozessen unter Ausschluß des Hege-

mons beigetragen. Formate wie die ASEAN Plus Three sind u.a. dafür vorgesehen, autonome 

regionale Handlungsfähigkeiten aufzubauen, um in einer möglichen zweiten asiatischen Fi-

nanzkrise nicht mehr auf den IWF angewiesen zu sein. Unstrategisch war das Verhalten der 

USA schließlich insofern, als es China die Möglichkeit bot, positionale Gewinne zu erzielen. 

Peking wird nach wie vor zugute gehalten, sich damals als verantwortliche regionale Füh-

rungsmacht erwiesen zu haben. In diesem Zusammenhang wird immer wieder darauf verwie-

sen, daß China auf eine Abwertung des Yuan verzichtet hat, wodurch einer Verschärfung der 

Asienkrise vorgebeugt werden konnte.3317 

  Die amerikanische Politik gegenüber Ost-Timor am Ende der 90er Jahre war einerseits 

unstrategisch, da die Förderung einer Separatismusbewegung Dominoeffekte (Abspaltungen 

Acehs, Papuas etc.) hätte auslösen und damit ebenfalls zu einer weitaus größeren Destabilisie-

rung Indonesiens hätte führen können, als dies im Ergebnis zu beobachten war. Erneut wäre 

dadurch eine Gefährdung regionaler Seewege möglich gewesen. Das zentrale Handlungsmo-

tiv der USA in dieser Krise ist mit realistischen Kategorien nicht zu erklären. Der Clinton-

Administration ging es vor allem darum, dem Selbstbestimmungsrecht der Völker Nachdruck 

zu verleihen und – auch wenn dies natürlich offiziell nicht betont wurde – Wiedergutmachung 

für die amerikanische Haltung während der Annexion Ost-Timors durch Indonesien in den 

70er Jahren zu leisten. Andererseits wies das amerikanische Verhalten durchaus strategische 

Momente auf. Die USA konnten die Krise nutzen, um das militärische Zusammenspiel ihrer 

Verbündeten zu testen. Für die militärische Machtprojektion sind solche Vorfälle von Bedeu-

tung, da das Pentagon in den üblichen Manövern das Funktionieren des Systems der hub and 

spokes nur ohne militärischen Widerstand erproben kann. Damals hielten sich die USA im 

Hintergrund und stellten für die Führungsmacht der INTERFET, Australien, sowie vor allem 

für Thailand und die Philippinen logistische Hilfe bereit. 

  Der auch in Südostasien anhaltende Kampf der USA gegen den Terrorismus kann auf den 

ersten Blick gleich in doppelter Weise als unstrategisch bezeichnet werden. China, und nicht 

die Jemaah Islamiyah, stellt langfristig die größte sicherheitspolitische Herausforderung in der 

                                                 
3317  Vgl. Ba (2003): S. 637. „In the final analysis, the 1997-99 financial crisis can be seen as an important turn-

ing point for Sino-ASEAN relations in at least three ways: (1) it shifted the focus to economics and trade, 
over the political-security issues that dominated during the 1990s; (2) it deepened already-existing inequali-
ties; and (3) it brought into sharper focus ASEAN’s changing relationships with the U.S., Japan, and 
China.“ Ebd., S. 638. 
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Region dar. Soweit der Kampf gegen den Terrorismus zum obersten Ziel amerikanischer Süd-

ostasien-Politik erklärt wird, konzentriert sich Washington aus realistischer Sicht schlicht auf 

den falschen Gegner. Die einseitige Fixierung der USA auf diese Auseinandersetzung hat 

China zudem die Chance eröffnet, sich als attraktive Führungsmacht darzustellen, die weder 

auf die Umsetzung menschenrechtlicher oder demokratischer Normen pocht noch im Ver-

dacht steht, einen „Kreuzzug“ gegen den Islam zu führen, sondern an einem politisch unkon-

ditionierten Ausbau der Wirtschaftsbeziehungen interessiert ist. Eine strategische Komponen-

te weist der Kampf gegen den Terrorismus allerdings dort auf, wo die USA versuchen, im 

Windschatten dieses Konflikts bilaterale militärische Beziehungen in Südostasien zu stärken. 

Auch wenn Washington die Auseinandersetzung gegen Gruppierungen wie die Jemaah Isla-

miyah nicht führt, um das System der places, not bases auszubauen, hat es doch die Gelegen-

heit ergriffen, als sie sich im Zuge des Kampfes gegen den Terrorismus ergab. 

  Die Reaktion Washingtons auf die Verwüstungen des Tsunamis vom Dezember 2004 läßt 

sich ähnlich deuten. Humanitäre Hilfe liegt nicht im Spektrum systemischer Verhaltenserwar-

tungen. Strategisch war das Verhalten der USA allerdings insofern, als sie ihr Image in der 

muslimischen Welt verbessern und dadurch ihre positionale Stellung stärken konnten. Der 

Kommandeur des USPACOM, Admiral Timothy J. Keating, schreibt diesem Punkt erhebliche 

Bedeutung zu. Die Tsunami-Hilfsmaßnahmen „revealed the tremendous influence of DOD-

led humanitarian operations in reinforcing a positive view of the U.S.“3318. Das USPACOM 

habe seitdem „deliberately planned humanitarian assistance efforts“3319 in den muslimischen 

Siedlungszonen Süd- und Südostasiens durchgeführt. 2006 wurde dazu das Lazarettschiff 

USNS Mercy für fünf Monate entsandt, dessen Team in jener Zeit mehr als 60.000 Menschen 

behandelte. Keating gibt offen zu, humanitäre Hilfe für strategische Zwecke zu instrumentali-

sieren.3320 Die im Zuge des Tsunamis angelaufenen Rettungsmaßnahmen boten dem Pentagon 

zudem erneut die Möglichkeit, Zugänge im Rahmen des Konzepts der places, not bases zu te-

sten und das Verhalten der Sicherheits- und Bündnispartner auszuwerten. Das System der hub 

and spokes konnte, wenn auch auf militärisch niedrigem Niveau, hinsichtlich seiner Krisenre-

aktionsfähigkeit erprobt werden. Die USA haben dabei den Staaten Südostasiens deutlich 

vorgeführt, daß zu derartigen Rettungsaktionen – und damit ja auch zu derart schnellen militä-

rischen Bewegungen – nur der Hegemon, nicht jedoch der Herausforderer in der Lage ist.  

  Insgesamt haben sich die USA in den südostasiatischen Krisen seit Ende des Ost-West-

Konflikts so verhalten, wie dies der QDR 1997 in Section III fordert: „Based on recent expe-

                                                 
3318  Keating (24.04.2007): S. 25. 
3319  Ebd. 
3320  „Events of this type will continue to be central to our security cooperation efforts in the USPACOM AOR.“ 

Ebd., S. 26. 
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rience and intelligence projections, the demand for smaller-scale contingency operations is 

expected to remain high over the next 15 to 20 years. U.S. participation in smaller-scale con-

tingency operations must be selective, depending largely on the interests at stake and the risk 

of major aggression elsewhere.“3321 Wichtige werden von unwichtigen Krisen unterschieden, 

und dementsprechend hat sich Washington nach dem Ende des Kalten Krieges bei der Bewäl-

tigung von sicherheitspolitischen Konflikten in Südostasien im Vergleich zu anderen Regio-

nen eher zurückhaltend gezeigt. Dies entspricht der Erwartungshaltung des systemischen Rea-

lismus, da die genannten Krisen nicht in der Lage waren, die vitalen Interessen der USA 

nachhaltig zu gefährden. Washington hätte in einzelnen Fällen strategischer vorgehen können, 

hat durch sein Verhalten aber seine Position als Hegemon nicht gefährdet. 

  Diesen Teil der strategischen Bewertung abschließend, sei noch kurz auf ein Kuriosum 

eingegangen. Bei der Auswertung der strategischen Dokumente fällt auf, daß zwar Berichte 

wie die NSS oder der QDR in regelmäßigen Abständen erscheinen, der EASR aber zuletzt 

1998 herausgegeben worden ist. Beobachter interpretieren dies wie folgt: In erster Linie wird 

darauf verwiesen, daß die Bush-Administration aus einer globalen, nicht jedoch aus einer re-

gionalen Sicht auf die Welt schaue. Deshalb gebe es bei der Erstellung von Strategieberichten 

keine regionale Differenzierung mehr.3322 Des weiteren wird das Ausbleiben der Publikation 

eines neuen EASR – von 1990 bis 1998 war dieser immerhin vier Mal erschienen – damit er-

klärt, daß in der Bush-Administration keine versierten Asienexperten beschäftigt seien. Auch 

werde keine Notwendigkeit für einen solchen Bericht gesehen, weil alle wichtigen Punkte be-

reits im QDR 2001 abgehandelt worden seien.3323 Ravic R. Huso, politischer Berater des 

Kommandeurs des USPACOM, bestätigte im Interview mit dem Verfasser beide Erklärungs-

muster.3324  

                                                 
3321  Department of Defense (Mai 1997). 
3322  Interview des Verfassers mit Elizabeth Van Wie Davis, Professor, Department of Regional Studies, Asia-

Pacific Center for Security Studies, Honolulu, 2. September 2005. Interview des Verfassers mit Brad 
Glosserman, Director of Research, Pacific Forum CSIS, Honolulu, 1. September 2005. Interview des Ver-
fassers mit Ralph A. Cossa, President, Pacific Forum CSIS, Honolulu, 1. September 2005. 

3323  Interview des Verfassers mit Mohan Malik, Professor, Department of Transnational Studies, Asia-Pacific 
Center for Security Studies, Honolulu, 14. September 2005. 

3324  Interview des Verfassers mit Ravic R. Huso, Foreign Policy Advisor, United States Pacific Command, 
Honolulu, 15. September 2005. 



 Ausblick  815  
 
 

 

III.                      Ausblick 
 

 

Ob die Sicherheitspolitik der USA in Südostasien als strategisch bezeichnet werden kann, ist 

durchweg eine Frage des Maßstabs: Muß dazu z.B. das Verhalten gegenüber sämtlichen Staa-

ten des ASEAN-Raumes strategischen Kriterien gerecht werden? Oder reicht es bereits aus, 

daß zentrale bilaterale Beziehungen – und welche sind dies? – strategisch angeordnet sind? 

Sinnvoll erscheint diesbezüglich folgender Maßstab: Ob sich in 20 Jahren in Südostasien eine 

Pax Americana oder eine Pax Sinica durchsetzt, wird ganz maßgeblich davon abhängen, ob 

es den Kontrahenten gelingt, in den großen Fragen zu punkten – und nicht davon, wie viele 

Vorteile sie sich in nebensächlichen Auseinandersetzungen verschaffen. Gegenwärtig profitie-

ren die USA in Südostasien von drei Faktoren, die Ausdruck der herrschenden Pax America-

na sind:  
 

(1)  Militärische Überlegenheit 

China ist nur zu sehr begrenzter militärischer Machtprojektion in der Lage. Zwar baut die 

Volksbefreiungsarmee ihre Fähigkeiten stetig aus. Die USA benötigen derzeit aber keine grö-

ßeren Militärbasen vor Ort, um die zunehmenden Möglichkeiten der chinesischen Luft- und 

Seestreitkräfte auszubalancieren. Patrouillen der 7. Flotte im Südchinesischen Meer, verbun-

den mit den in Okinawa und auf Guam zur Verfügung stehenden Interventionskapazitäten, 

reichen völlig aus, um die Freiheit der Seewege in Südostasien zu garantieren. Solange diese 

Situation anhält, der systemische Druck also begrenzt ist, sind die USA nicht darauf angewie-

sen, daß sämtliche Staaten Südostasiens gegenüber dem Hegemon eine klare Politik des 

bandwagoning betreiben. Dieser muß lediglich garantieren, daß einige wenige Akteure bereit 

sind, zur Umsetzung der Strategie der places, not bases beizutragen. Entscheidend ist für die 

USA daher, daß Singapur als FOS weiterhin an seiner sehr deutlichen Politik des bandwago-

ning festhält sowie Thailand, die Philippinen, Indonesien, Malaysia und Brunei zumindest ih-

re mehr oder weniger abgeschwächten Formen des bandwagoning fortführen. 
 

(2)  Größere ökonomische Bedeutung 

In ökonomischer Hinsicht bleiben die USA für Südostasien vorerst der wichtigste Handels-

partner. Zum einen bilden sie den mit Abstand größten Absatzmarkt der ASEAN-Staaten. Das 

2005 realisierte Exportvolumen der Südostasiaten in die USA lag nach IWF-Angaben bei 

103,416 Mrd. US-Dollar, wohingegen nach China (Festland) nur 75,017 Mrd. US-Dollar gin-

gen. Auch im Bereich der vor Ort realisierten Direktinvestitionen sind die USA führend: Von 
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1995 bis 2004 tätigten amerikanische Firmen im ASEAN-Raum FDIs im Wert von 42,279 

Mrd. US-Dollar, wohingegen Unternehmen aus China (Festland) nur für 1,018 Mrd. US-

Dollar investierten.     

 

 

Tabelle 41:  Die ökonomische Bedeutung der USA, Chinas und Japans für Südostasien 
       (Importe 2005 und FDIs 1995 – 2004 in Mrd. US-Dollar) 

 

        
 USA China Japan 
 Import FDI Import FDI Import FDI 

Singapur 15,388 25,734 16,531 0,224 6,697 11,309 
Thailand 21,035 3,627 13,994 0,051 15,574 8,785 

Philippinen 9,694 2,968 12,87 0,304 7,717 3,099 
Malaysia 34,676 10,84 20,108 0,123 14,686 5,899 

Indonesien 12,947 - 1,982 8,43 - 0,037 20,768 - 0,031 
Brunei 0,59 0,058 0,208 0,002 2,282 0,394 
Burma – 0,406 0,274 0,018 0,203 0,119 

Vietnam 7,206 0,613 2,549 0,189 4,534 2,474 
Kambodscha 1,875 0,011 0,027 0,111 0,106 0,004 

Laos 0,005 0,004 0,026 0,033 0,008 0,019 
Summe 103,416 42,279 75,017 1,018 72,575 32,071 

 
Importe der USA, Chinas (Festland) und Japans 2005 in Mrd. US-Dollar / vor Ort getätigte FDIs der USA, Chinas (Festland) und Japans 
1995 – 2004 in Mrd. US-Dollar. IMF (2006): S. 134, 274, 510. ASEAN Secretariat (November 2005): S. 162 – 165. 
 

 

Hinzu kommt, daß ein weiterer wichtiger Handelspartner der ASEAN, Japan, nicht Verbünde-

ter Chinas, sondern der USA ist. Das Exportvolumen Südostasiens in Richtung Nippon lag 

2005 bei 72,575 Mrd. US-Dollar. Von 1995 bis 2004 tätigten japanische Firmen FDIs im 

Wert von 32,071 Mrd. US-Dollar vor Ort. Im Krisenfall, also einer Konfrontation zwischen 

China und den USA, könnte Washington demnach versuchen, über Tokyo zusätzlichen Druck 

auf die Staaten der ASEAN auszuüben, um diese zum bandwagoning gegenüber dem Hege-

mon oder wenigstens zu einer Position der Neutralität zu bewegen. Dies würde natürlich nur 

für jene Staaten gelten, bei denen sich ökonomische Abhängigkeiten instrumentalisieren lie-

ßen. In Friedenszeiten wiederum stellt das amerikanisch-japanische Bündnis für die Südost-

asiaten nicht nur eine implizite militärische Rückversicherung dar, sondern auch einen unver-

zichtbaren ökonomischen Stabilitätspfeiler. 
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  Je nach Lesart kann allerdings auch festgestellt werden, daß sich zumindest in wirtschaft-

licher Hinsicht zwischen Washington und Peking eine unfreiwillige Staffelübergabe anbahnt. 

Die USA nehmen zwar mehr südostasiatische Exportprodukte auf als das chinesische Fest-

land. Rechnet man jedoch die Ausfuhr der ASEAN-Staaten Richtung Hongkong hinzu, die 

2005 bei 38,158 Mrd. US-Dollar lag, ist die chinesische Einflußzone bereits zum größten 

südostasiatischen Exportgebiet geworden.3325 Im direkten Vergleich lagen die USA 2005 mit 

103,416 Mrd. US-Dollar Importen aus Südostasien hinter dem chinesischen Festland und 

Hongkong, die zusammen auf einen Wert von 113,175 Mrd. US-Dollar kamen. Die ehemalige 

britische Kronkolonie tritt zudem als bedeutender Investor auf. Von 1995 bis 2004 gingen 

7,29 Mrd. US-Dollar an FDIs in den ASEAN-Raum.3326 
 

(3)  Bewertung von Bedrohungspotentialen 

Festzuhalten ist, daß die Charme-Offensive Chinas zwar dazu beigetragen hat, sämtliche Be-

ziehungen Pekings zu den Staaten Südostasiens zu verbessern. Mit langjährigen Kontrahenten 

wie Vietnam kam es zu verschiedenen Grenzregelungen, und selbst in der Südchinesischen 

See konnten sich Peking, Hanoi und Manila auf ein Abkommen einigen, das der gemeinsa-

men Erforschung von Energiebeständen dient. China hat dabei aber grundsätzlich nicht seine 

Rechtsposition von 1992 aufgegeben. Und auch die Südostasiaten wissen, daß sie an außen-

politischem Manövrierraum verlieren würden, sollten sie sich einseitig an das Reich der Mitte 

anlehnen. Schließlich zeichnen sich am Horizont eine Reihe ungelöster Fragen ab: So ist z.B. 

völlig offen, ob China nach einer Lösung der Taiwanfrage weiterhin zu taktischen Konzessio-

nen in der Südchinesischen See bereit ist. Beobachter vermuten, daß Peking seine Rüstungs-

bemühungen dann auf mögliche Einsatzszenarien in den Spratlys bzw. auf eine Kontrolle re-

gionaler Seewege ausrichten könnte.3327 Im Gegensatz dazu haben die USA keinerlei territo-

riale Forderungen in der Südchinesischen See und sind auch sonst in keine anderweitigen Ge-

bietsstreitigkeiten involviert. Sie geben sich bereits mit offenen SLOCs zufrieden. Die Süd-

ostasiaten dürften sich daher langfristig mehrheitlich weniger von den USA als von China in 

ihrer nationalen Souveränität bedroht fühlen. Der Status quo, die Pax Americana, kommt 

folglich ihrem Überleben entgegen. 
 

                                                 
3325  Vgl. IMF (2006): S. 138. 
3326  Vgl. ASEAN Secretariat (November 2005): S. 158 f. 
3327  Langjährige Beobachter wie Lloyd R. Vasey weisen darauf hin, daß für China Taiwan erste und die Süd-

chinesische See zweite Priorität habe. Interview des Verfassers mit Lloyd R. Vasey, Konteradmiral im Ru-
hestand, Gründer des Pacific Forum, Honolulu, 7. September 2005. 
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Aus dieser Perspektive relativiert sich der im Zuge des Kampfes gegen den Terrorismus kon-

statierte Image-Verlust der USA in Südostasien:3328 Im Gegensatz zu amerikanischen Diplo-

maten versteht es China zwar in der Tat weitaus besser, Verständnis für die gesamte Band-

breite der Sorgen und Nöte der ASEAN-Staaten zu demonstrieren.3329 Auch verfügt Peking 

über den Vorteil, bilaterale Beziehungen vor Ort nicht durch normative Auseinandersetzun-

gen zu belasten. Dadurch konnte die Charme-Offensive der vergangenen Jahre Wirkung zei-

gen. Peking ist es auf diese Weise aber nicht gelungen, sämtliche Vorbehalte, die mit den 

Folgen des chinesischen Aufstiegs auch in Südostasien weiterhin verbunden sind, auszuräu-

men. Die wichtigen Akteure der Region – Singapur, Thailand, Vietnam, die Philippinen, In-

donesien und Malaysia – betrachten die Präsenz der USA an der pazifischen Gegenküste wei-

terhin als eine Art Versicherungsschutz, sollte China zu seiner zuletzt Mitte der 90er Jahre zu 

beobachtenden aggressiven Außenpolitik, vor allem am Mischief Reef und in der Taiwanstra-

ße, zurückkehren.3330  

  Solange es Washington daher gelingt, durch den vorhandenen Mix militärischer (Vorne-

präsenz) und ökonomischer (offener Markt) Maßnahmen dafür zu sorgen, daß zentrale Akteu-

re der ASEAN ein mehr oder weniger starkes bandwagoning betreiben, somit zur Umsetzung 

des Konzepts der places, not bases beitragen und auf diese Weise helfen, die USA als pazifi-

                                                 
3328  Evelyn Goh sieht dementsprechend keinen zwingenden Zusammenhang zwischen einem chinesischen Auf-

stieg und einem amerikanischen Abstieg. Ein „decline in image“ sei kein „decline in influence“. Es sei zu-
dem ein Unterschied, was Chinesen sagen und was sie umsetzen. Goh weist auf die Bedeutung der ameri-
kanischen Wirtschaft hin. Trotz des hohen Maßes an Unzufriedenheit mit den USA würden die Südost-
asiaten den Wert Washingtons für die Region schätzen. Interview des Verfassers mit Evelyn Goh, Assistant 
Professor, Institute of Defence and Strategic Studies, Singapur, 30. September 2005. Niemand könne es sich 
erlauben, so Brad Glosserman, schlechte Beziehungen zu China zu unterhalten. Deshalb müsse dies aber 
nicht bedeuten, schlechte Beziehungen zu den USA zu haben. China gewinne in Südostasien an Einfluß – 
aber nicht auf Kosten der USA. Die Beziehungen Washingtons zur Region seien eng. Es stimme zwar, daß 
sich die USA stark auf den Kampf gegen den Terrorismus konzentrieren. Dies habe aber nicht dazu geführt, 
daß China die Position einer alternativen Macht in Südostasien entwickelt habe. Interview des Verfassers 
mit Brad Glosserman, Director of Research, Pacific Forum CSIS, Honolulu, 1. September 2005. China 
könne, so Raymond F. Burghardt, den Südostasiaten nicht soviel bieten. Als Indikatoren nennt er Handel, 
Hilfe und Investitionen. Interview des Verfassers mit Raymond F. Burghardt, Director of East-West Semi-
nars, East-West Center, Honolulu, 12. September 2005. 

3329  Ein Berater des malaysischen Ministerpräsidenten berichtete dem Verfasser, daß die chinesischen Diploma-
ten heute sehr gut und viel besser als etwa vor zehn Jahren seien. Dazu gehörten Überzeugungskraft und 
Freundlichkeit. Die amerikanischen Diplomaten wären hingegen oft sehr arrogant und wollten ausschließ-
lich ihre Sichtweise verkaufen. Sie konzentrierten sich zu sehr auf den Kampf gegen den Terrorismus. Heu-
te sehe man so etwas wie einen „height of arrogance“. Amerikanische Diplomaten seien intolerant gegen-
über anderen Sichtweisen. Interview des Verfassers mit einem Berater des malaysischen Ministerpräsiden-
ten, Kuala Lumpur, 10. Oktober 2005. Auch Raymond F. Burghardt behauptet, daß chinesische Diplomaten 
besser geworden seien. Sie seien vor allem viel spezialisierter als amerikanische Diplomaten. Interview des 
Verfassers mit Raymond F. Burghardt, Director of East-West Seminars, East-West Center, Honolulu, 12. 
September 2005. 

3330  Ralf Emmers konzediert zwar, daß Peking im Vergleich zu Washington in Südostasien diplomatisch ge-
schickter vorgehe. Die USA seien aber zuverlässiger. Er glaubt, daß vor allem die fünf Gründerstaaten der 
ASEAN an einem amerikanischen Engagement in der Region sehr interessiert seien. Interview des Verfass-
ers mit Ralf Emmers, Assistant Professor, Institute of Defence and Strategic Studies, Singapur, 26. Septem-
ber 2005. 



 Ausblick  819  
 
 

 

sche Macht vor Ort zu verankern, kann die amerikanische Sicherheitspolitik in Südostasien 

als strategisch bezeichnet werden. Unter diesen Bedingungen ist es unerheblich, daß Laos und 

Kambodscha gegenüber China eine Politik der Anlehnung verfolgen. Selbst die engen Bezie-

hungen zwischen Peking und Rangun fallen solange nicht ins Gewicht, wie die Volksbefrei-

ungsarmee nicht in der Lage ist, Häfen an der burmesischen Küste militärisch zu nutzen. Die 

USA verfügen über einen weiteren Vorteil: Selbst wenn sich Staaten wie Thailand und die 

Philippinen in einer amerikanisch-chinesischen Krise für neutral erklären und von ihrer Poli-

tik des bandwagoning Abstand nehmen, ist dies für die USA solange kein Problem, wie 

Bangkok und Manila sich nicht auf die Seite Pekings schlagen. Um die Konkurrenzsituation 

der Großmächte in Südostasien zuzuspitzen: Für China wäre es ein erheblicher Gewinn, soll-

ten Bündnispartner der USA in der genannten Krise eine neutrale Position einnehmen. Für 

Washington wäre dies bedauerlich, aber zu verkraften. Solange das von den USA massiv ge-

förderte Singapur entschieden bliebe, könnten sich andere Staaten für unentschieden erklären. 

Denn der Hegemon bliebe mittels Vornepräsenz die dominierende Macht – und dies auch im 

ASEAN-Raum! Neutrale Staaten stützen de facto den Status quo: Indem sie dem Herausfor-

derer nicht helfen, machtpolitisch zum Hegemon aufzuschließen, festigen sie dessen Stellung. 

  Um diesen machtpolitischen Vorteil nicht zu verspielen, dürfen die USA vor allem einen 

strategischen Fehler nicht machen: Sollten sie die regionalen Akteure ohne sichtbaren Anlaß 

zwingen, sich zwischen Washington und Peking zu entscheiden, dürfte dies vorhandene For-

men des bandwagoning gegenüber dem Hegemon schwächen. Die meisten Staaten der 

ASEAN bevorzugen es, trotz außenpolitischer Präferenzen zwischen den Großmächten zu la-

vieren.3331 Dies schließt die Beteiligung an einer Koalition zur offensiven Eindämmung Chi-

nas oder der USA aus. Das Einklagen einer eindeutigen Positionierung an der Seite Washing-

tons, also mehr als das gegenwärtig vorherrschende reduced bandwagoning bzw. minimal 

bandwagoning, macht daher aus amerikanischer Sicht nur dann Sinn, wenn Peking erneut als 

regionaler Aggressor wahrgenommen wird.3332 Vorher wäre der Versuch, die Südostasiaten 

gegen das Reich der Mitte in Stellung zu bringen, eher schädlich. Die ASEAN-Staaten dürf-

ten demgemäß kein Verständnis dafür haben, wenn die USA eines Tages darauf bestehen 

würden, daß sie vor einer weiteren Zusammenarbeit mit dem Hegemon ihre Teilnahme an 

multilateralen Abmachungen wie den Treffen der APT oder dem EAS zu reduzieren oder gar 

                                                 
3331  Melly C. Anthony vermutet, daß die Staaten der ASEAN in einer militärischen Krise zwischen Peking und 

Washington versuchen würden, neutral zu bleiben. Interview des Verfassers mit Melly C. Anthony, Assis-
tant Professor, Institute of Defence and Strategic Studies, Singapur, 26. September 2005. 

3332  Wenn China in provozierender Weise Taiwan angreife, würden sich die Südostasiaten mit den USA solida-
risieren. Interview des Verfassers mit Hiro Katsumata, Research Fellow, Institute of Defence and Strategic 
Studies, Singapur, 27. September 2005. 
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aufzugeben hätten.3333 Für eine solche Politik besteht auch nur begrenzt Anlaß. Denn die Poli-

tik der ASEAN gegenüber China ist sehr pragmatisch ausgerichtet und nicht darauf, eine Pax 

Sinica zu ermöglichen.3334 

  Diese Betrachtung der Politik der USA in Südostasien zeigt, daß Washington insofern 

strategisch agiert, als die wichtigsten systemischen Verhaltenserwartungen in den jeweiligen 

Segmenten im Kern erfüllt sind. Deshalb kann die amerikanische Sicherheitspolitik im 

ASEAN-Raum als strategisch bezeichnet werden. Die Ausführungen haben aber auch ver-

deutlicht, daß die USA strategischer vorgehen könnten. Die Erklärung für diese Situation liegt 

auf der Hand: Auf der einen Seite ist der systemische Druck derzeit gering. Zwischen China 

und den USA klafft weiterhin eine große militärische und ökonomische Lücke. Und auch Pe-

kinger Maßnahmen des soft balancing können den Hegemon gegenwärtig nicht ernsthaft ge-

fährden. Dies führt jedoch auf der anderen Seite dazu, daß sich die USA sicher wähnen und 

darauf verzichten, vorhandene Formen des bandwagoning weiter zu vertiefen bzw. die An-

lehnungspolitik vor allem der festländischen Staaten Südostasiens gegenüber China abzu-

schwächen. Um aus sicherheitspolitischer Sicht „strategischer“ zu agieren, müßte der Hege-

mon wie folgt vorgehen: Der Streit um Menschenrechte dürfte, erstens, grundsätzlich nicht an 

die erste Stelle einer bilateralen Agenda gesetzt werden. Gegenüber Indonesien hätte es dem-

nach nicht wegen normativer Fragen zu einer Blockade militärischer Beziehungen kommen 

dürfen, die Annäherung an Vietnam hätte durch eine schnellere Aufarbeitung der historischen 

Erblast zügiger vonstatten gehen müssen, und die amerikanische Burma-Politik sollte völlig 

neu justiert werden. Der Kampf gegen den Terrorismus müßte, zweitens, in seiner regionalen 

Bedeutung deutlich abgewertet werden. Die Staaten Südostasiens werfen den USA seit dem 

11. September 2001 ein einseitiges Politikverständnis vor, und China hat es seitdem vortreff-

lich verstanden, sich in der Region als Großmacht zu präsentieren, die ihre Beziehungen zu 

den ASEAN-Staaten multidimensional aufbaut. Schließlich müßten die USA, drittens, die 

langfristig durchaus vorstellbare Unterminierung ihrer positionalen Stellung in Südostasien 

durch relative ökonomische Gewinne Chinas und die Pekinger Charme-Offensive ernster 

nehmen.3335  

                                                 
3333  Interview des Verfassers mit einem Berater des malaysischen Ministerpräsidenten, Kuala Lumpur, 10. Ok-

tober 2005. Siehe auch Kurlantzick (2007): S. 74. 
3334  Richard A. Bitzinger beschreibt die Haltung der Südostasiaten gegenüber China wie folgt: „Keep your 

friends close, but your enemies closer.“ Interview des Verfassers mit Richard A. Bitzinger, Associate Re-
search Professor, Research Department, Asia-Pacific Center for Security Studies, Honolulu, 12. September 
2005. 

3335  Diese Meinung vertritt auch Choong Nam Kim. China versuche, seine Nachbarn diplomatisch bzw. öko-
nomisch zu beeinflussen. Hier müßten die USA mit Gegenmaßnahmen ansetzen. Eine militärische Ein-
dämmung sei nicht notwendig. Interview des Verfassers mit Choong Nam Kim, Project Coordinator Re-
search Program, East-West Center, Honolulu, 6. September 2005. 
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  Die Bedeutung des letzten Punktes wird vor dem Hintergrund folgender Zusammenhänge 

deutlich: Die positionale Stellung der USA in Südostasien hängt einseitig davon ab, weiterhin 

militärisch und ökonomisch überlegen zu sein und Vorbehalte der Südostasiaten gegenüber 

China zum eigenen Nutzen zu instrumentalisieren. Sollten die capabilities Washingtons 

schwinden und die Staaten der ASEAN den Eindruck gewinnen, daß der Hegemon kein zu-

verlässiger Sicherheitsgarant mehr ist, könnte es zu einer Neuordnung der Machtverhältnisse 

kommen. Die Südostasiaten wären dann geradezu gezwungen, sich mit China zu arrangieren. 

Gelingt es Peking parallel dazu, einerseits als neuer ökonomischer Stabilitätsanker der Region 

zu erscheinen und andererseits, nicht als militärische Bedrohung wahrgenommen zu werden 

(wozu es die Durchsetzung territorialer Ansprüche vor allem in der Südchinesischen See wei-

ter zurückstellen müßte), dann könnte es zur Entstehung einer Pax Sinica kommen.3336 Die 

Mehrheit der südostasiatischen Staaten würde in diesem Fall gegenüber China bandwagoning 

betreiben. Pax Americana und Pax Sinica hängen damit von ähnlichen Bedingungen ab: Wel-

ches System verspricht den Südostasiaten größeren Profit? Gibt es demnach gewinnbringende 

Alternativen zum herrschenden Status quo (also einen aussichtsreichen Herausforderer des 

Hegemons)? 

  Somit läßt sich ein für einen Diplomaten vermutlich paradox anmutendes, aber im Sinne 

der Erwartungshaltung des systemischen Realismus durchaus schlüssiges Fazit ziehen: Die 

USA können sich unstrategisches Verhalten in Einzelfragen leisten, solange Kernbeziehungen 

strategisch geordnet sind. Konkret bedeutet dies: Diplomatische Ungeschicklichkeiten, 

machtpolitische Arroganz, die Vernachlässigung einzelner Akteure, bilaterale Dissonanzen 

aufgrund amerikanischen Sendungsbewußtseins und selbst noch so unsinnig wirkende tages-

politische Ad-hoc-Entscheidungen sind für die positionale Stellung des Hegemons unbedeu-

tend. Voraussetzung ist, daß der Abstand zum Herausforderer in den zentralen Machtmerkma-

len erhalten bleibt und zentrale Akteure Südostasiens aufgrund ihrer Skepsis gegenüber den 

langfristigen Folgen des chinesischen Aufstiegs die Präsenz der USA vor Ort für wichtig hal-

ten – ob sie den Hegemon mögen oder nicht. 

                                                 
3336  Der Ministerpräsident Singapurs, Lee Hsien Loong, hat der amerikanischen Regierung im Mai 2007 vorge-

worfen, Südostasien nicht genug Aufmerksamkeit zu widmen. Dies habe zur Folge, daß die USA im Ver-
gleich zu China an Einfluß verlieren würden. Vgl. Channel News Asia, PM Lee urges US to spread Asia 
ties beyond China, 18. April 2007 (online). 
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ABF           Asian Bond Fund 
ABM          Anti-Ballistic-Missile 
ACD           Asia Cooperation Dialogue 
ACFTA         ASEAN-China Free Trade Area 
ACP            ASEAN Cooperation Plan  
ACSA          Acquisition and Cross-Servicing Agreement 
ACU           Asian Currency Unit 
ADB           Asian Development Bank 
ADF           Australian Defence Force  
AEGIS         unklar, verwendet werden u.a.: 

Advanced Electronic Guidance Information System 
Airborne Early Warning Ground Environment Integration Segment 

AFP           Armed Forces of the Philippines 
AFSB          Afloat Forward Staging Base 
AICC          American-Indonesian Chamber of Commerce 
AIDS          Acquired Immune Deficiency Syndrome 
AK           Awtomat Kalaschnikowa 
ALCM         Air-Launched Cruise Missile 
AMF          Asian Monetary Fund 
AMM          ASEAN Ministerial Meeting 
AMRAAM       Advanced Medium Range Air-to-Air Missile 
AMS          Agreement on Maintaining Security 
ANZUS         Australia, New Zealand, United States 
AOR           Area of Responsibility 
APEC          Asia-Pacific Economic Cooperation 
APT           ASEAN Plus Three 
ARF           ASEAN Regional Forum 
ASA           ASEAN Swap Arrangement 
ASA            Association of Southeast Asia 
ASAT          Anti-Satellite 
ASCM         Anti-Ship Cruise Missile 
ASDF          Air Self-Defense Forces 
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ASEAN         Association of Southeast Asian Nations 
ASEAN-ISIS      Institutes for Strategic and International Studies der ASEAN-Staaten 
ASEM          Asia-Europe Meeting 
ASG           Abu Sayyaf Group 
ASW          Anti-Submarine Warfare 
AUSFTA         Australia-United States Free Trade Agreement 
AUSMIN         Australia-United States Ministerial 
BBC           British Broadcasting Corporation 
BIMSTEC       Bay of Bengal Initiative for Multi-Sectoral Technical and Economic  
             Cooperation 
BINGO         Business International Non-Governmental Organization 
BIP           Bruttoinlandsprodukt 
BITACG        Bilateral Training and Consultative Group 
BMD           Ballistic Missile Defense  
BSA           Bilateral Swap Arrangement 
BTA           Bilateral Trade Agreement 
C4ISR          Command, Control, Communications, Computers, Intelligence,  

Surveillance, Reconnaissance 
CARAT         Cooperation Afloat Readiness and Training 
CAW          Carrier Air Wing 
CBM          Confidence Building Measure 
CCC           Combined Coordination Center 
CPP           Cambodian People’s Party 
CEP            Circular Error Probable 
CFC           Combined Forces Command 
CFF           Cambodian Freedom Fighters 
CGDK         Coalition Government of Democratic Kampuchea 
CIA           Central Intelligence Agency 
CINCPAC       Commander in Chief, Pacific Command 
CLB           Cabinet Legislation Bureau 
CMC          Central Military Commission 
CMI           Chiang Mai Initiative 
CMSS          Center for Military and Strategic Studies 
CNN           Cable News Network 
CNO           Chief of Naval Operations 
CNOOC         China National Offshore Oil Corporation 
Comlog Westpac    Commander Logistics Group Western Pacific 
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CONUS         Continental United States 
CPB           Communist Party of Burma 
CPM           Communist Party of Malaya 
CPP           Communist Party of the Philippines 
CPT            Communist Party of Thailand 
CRS           Congressional Research Service 
CSCAP         Council for Security Cooperation in the Asia-Pacific 
CSF           Combined Support Force 
CSG           Carrier Strike Group 
CSI           Container Security Initiative 
CSIS           Center for Strategic and International Studies 
CSL           Cooperative Security Location 
CSS           Chinese Surface-to-Surface Missile 
CTBT          Comprehensive Test Ban Treaty 
CTF           Command Task Force 
CTFP          Counter-Terrorism Fellowship Program 
CTTF           Counter-Terrorism Task Force 
CVBG          Carrier Battle Group 
DDA          Doha Development Agenda 
DDH          Destroyer Helicopter 
DEFCON        Defense Condition 
DF            Dong Feng 
DIA           Defense Intelligence Agency 
DMZ          Demilitarized Zone 
DoD           Department of Defense 
DPJ           Demokratische Partei Japans 
DPRK          Democratic People’s Republic of Korea   
DRV           Demokratische Republik Vietnam 
EAC           East Asian Community 
EAEC          East Asian Economic Caucus 
EAEG          East Asia Economic Group 
EAFTA         East Asian Free Trade Area 
EAG            Europäische Atomgemeinschaft 
EAI            Enterprise for ASEAN Initiative  
EAS           East Asia Summit 
EASI          East Asian Strategic Initiative 
EASR          East Asia Strategy Report 
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EAVG          East Asia Vision Group 
ECAFE          Economic Commission for Asia and the Far East 
EEP           Eminent and Expert Persons 
EEZ           Exclusive Economic Zone 
E-IMET         Expanded-IMET 
EMP           Electromagnetic Pulse 
EMU          Economic and Monetary Union 
EPG           Eminent Persons Group 
ESCAP          Economic and Social Commission for Asia and the Pacific  
EU            Europäische Union 
EVSL           Early Voluntary Sectoral Liberalization 
EW           Electronic Warfare 
FAS           Federation of American Scientists 
FBI           Federal Bureau of Investigation 
FDI           Foreign Direct Investment 
FDTL          Forcas Defensa Timor Lorosae 
FEALAC        Forum for East Asia Latin America Cooperation 
F-FDTL         Falintil-FDTL 
FG            Forschungsgruppe 
FMF           Foreign Military Financing 
FMS           Foreign Military Sales 
FOLS          Forward Operation Locations  
FOS           Forward Operating Site 
FOTA          Future of the Alliance 
FPDA          Five Power Defense Arrangements 
FRETILIN       Frente Revolutionaria do Timor-Leste Independente 
FRP           Fleet Response Plan 
FTA           Free Trade Agreement 
FTO           Foreign Terrorist Organization  
FUNCINPEC      National United Front for an Independent, Neutral,  

Peaceful, and Cooperative Cambodia 
G 8           Gruppe der acht führenden Industrienationen 
GAM          Gerakan Aceh Merdeka 
GAO          General Accounting Office 
GDPR          Global Defense Posture Review 
GMA          Gloria Macapagal-Arroyo 
GMS          Greater Mekong Subregion 
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GNP           Gross National Product 
GPS           Global Positioning System 
GSDF          Ground Self Defense Forces 
HEL           High-Energy Laser 
HEMP          High Altitude Electromagnetic Pulse 
HMAS         Her Majesty’s Australian Ship 
HNS           Host Nation Support 
HPM          High Power Microwave 
H.R.           House Resolution 
HSV           High Speed Vessel 
IAEA          International Atomic Energy Agency 
IAP            Individual Action Plan  
IB            Internationale Beziehungen 
IBM           International Business Machines Corporation 
ICBM          Intercontinental Ballistic Missile 
IDSS           Institute of Defence and Strategic Studies 
IGO            International Governmental Organization 
IISS           International Institute for Strategic Studies 
IMET          International Military Education and Training 
IMF           International Monetary Fund 
IMO           International Maritime Organization 
INGO           International Non-Governmental Organization 
INSS          Institute for National Strategic Studies 
INTERFET       International Force East Timor 
IOC           Initial Operation Capability 
IPS           Inter Press Service 
IRBM          Intermediate-Range Ballistic Missile 
ISA            Institut für Strategische Analysen 
ISA           Internal Security Act 
ISEAS          Institute of Southeast Asian Studies 
ISG           Inter-Sessional Support Groups 
ISIS            Institute of Strategic and International Studies 
IWF           Internationaler Währungsfonds 
JCET          Joint Combined Exchange Training 
JCG           Japanese Coast Guard 
JDA            Japan Defense Agency 
JDA           Joint Defense Assessment  
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JI            Jemaah Islamiyah   
JL            Julang 
JTF-FA         Joint Task Force Full Accounting 
KAS-AI         Konrad Adenauer Stiftung – Auslandsinformationen  
KEDO          Korean Peninsula Energy Development Organization  
KG           Kommanditgesellschaft 
KMM          Kumpulan Mujahideen Malaysia 
KMT          Kuomintang 
KORUS-FTA      Korea-United States Free Trade Agreement 
KPCh          Kommunistische Partei Chinas 
KPV           Kommunistische Partei Vietnams 
KSL           Kasturi Sons Ltd 
KSZE          Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
LDP           Liberaldemokratische Partei 
LDVR          Laotisch Demokratische Volksrepublik 
LRVP          Laotisch Revolutionäre Volkspartei 
LST           Landing Ship Tank 
LTTE          Liberation Tigers of Tamil Eelam 
MAA          Military Assistance Agreement 
MANPADS       Man Portable Air Defense Systems 
MAPHILINDO     Malaya, Philippines, Indonesia 
MBA          Military Bases Agreement 
MdB           Mitglied des Bundestages 
MDB          Mutual Defense Board 
MDT          Mutual Defense Treaty  
MEF           Marine Expeditionary Force 
MIA           Missing in Action 
MiG           Mikoyan-Gurevich 
MILF          Moro Islamic Liberation Front 
MINURSO       United Nations Mission for the Referendum in Western Sahara 
MINUSTAH      United Nations Stabilization Mission in Haiti 
MIRV          Multiple Independently Targetable Re-entry Vehicle 
MKK           Mnogofunktzionniy Kommercheskiy Kitayski 
MLSA          Mutual Logistics Support Agreement 
MNLF          Moro National Liberation Front 
MNNA         Major Non-NATO Ally 
MOB          Main Operating Base 
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MONUC        United Nations Organization  
Mission in the Democratic Republic of the Congo 

MOU          Memorandum of Understanding 
MPA          Master in Public Affairs 
MRBM         Medium-Range Ballistic Missile 
MSDF          Maritime Self Defense Forces 
MSSI           Malacca Straits Security Initiative 
MTCR         Missile Technology Control Regime 
MTW          Major Theater War 
NATO          North Atlantic Treaty Organization 
NBC           National Broadcasting Company 
NDPG          National Defense Program Outline 
NDS           National Defense Strategy 
NDU          National Defense University 
NEACD         Northeast Asia Cooperation Dialogue 
NIC           National Intelligence Council 
NLD           National League for Democracy 
NMD           National Missile Defense 
NMS          National Military Strategy 
NPA           New People’s Army 
NPT           Non-Proliferation Treaty 
NSA           National Security Agency 
NSS           National Security Strategy  
NTR           Normal Trade Relations 
ODI           Outward Direct Investment 
OFW          Overseas Filipino Worker 
OIC           Organization of the Islamic Conference 
ONUB         United Nations Operation in Burundi 
OPM          Organisasi Papua Merdeka 
OWK          Ost-West-Konflikt 
PAC           Patriot Advanced Capability 
PAP           People’s Action Party 
PAS           Parti Islam SeMalaysia 
PASOC         Pacific Area Special Operations Conference 
PDR           Philippine Defense Reform 
PECC          Pacific Economic Cooperation Council 
PIF           Pacific Islands Forum 
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PKI           Partai Komunis Indonesia 
PKO           Peace Keeping Operation 
PLA           People’s Liberation Army 
PLAAF         People’s Liberation Army Air Force 
PLAN          People’s Liberation Army Navy 
PLANAF         People’s Liberation Army Navy Air Force 
PM           Prime Minister 
PMC           Post Ministerial Conference 
PMG           Peace Monitoring Group  
PNTR          Permanent Normal Trade Relations 
POW          Prisoner of War  
PRC           People’s Republic of China 
PSI           Proliferation Security Initiative 
QDR           Quadrennial Defense Review 
RAMSI          Regional Assistance Mission to Solomon Islands  
RAND         Research And Development 
RDTE          Research, Development, Test, and Evaluation 
RGW           Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe 
RIMPAC         Rim of the Pacific 
RMA          Revolution in Military Affairs 
RMSI          Regional Maritime Security Initiative 
ROK           Republic of Korea 
RP            Republic of the Philippines 
RSAF          Republic of Singapore Air Force 
SACO          Special Action Committee on Okinawa  
SAM          Surface-To-Air Missile 
SARS          Severe Acute Respiratory Syndrome 
SCC           Security Consultative Committee 
SCM           Security Consultative Meeting 
SCO           Shanghai Cooperation Organization 
SDF           Self Defense Forces 
SEAC          South-East Asia Command 
SEAL          Sea, Air and Land 
SEANWFZ       Southeast Asian Nuclear Weapon-Free Zone 
SEARCCT       Southeast Asia Regional Center for Counter-Terrorism 
SEATO         South East Asia Treaty Organization 
SEB           Security Engagement Board   
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SEWS          Satellite Early Warning Station 
SIGINT          Signal Intelligence  
SLBM          Submarine-Launched Ballistic Missile 
SLOC          Sea Lane of Communication 
SLORC         State Law and Order Restoration Council 
SM           Senior Minister 
SOFA          Status of Forces Agreement     
SOM          Senior Officials Meeting 
SPDC          State Peace and Development Council 
SRBM          Short-Range Ballistic Missile 
SRP           Sam Rainsy Party 
SSGN          Ship Submersible Guided Missile Nuclear Powered 
SSM           Surface-To-Surface Missiles 
Su            Suchoi 
SWP           Stiftung Wissenschaft und Politik 
TAC           Treaty of Amity and Cooperation 
TCOG          Trilateral Coordination and Oversight Group 
TIFA          Trade and Investment Framework Agreement 
TMD          Theater Missile Defense 
TMG           Truce Monitoring Group  
TNI           Tentara Nasional Indonesia 
TRT           Thai Rak Thai 
UK           United Kingdom 
ULNLF         United Lao National Liberation Front 
UMNO         United Malays National Organization 
UNAMA        United Nations Assistance Mission in Afghanistan 
UNAMET       United Nations Mission in East Timor 
UNC           United Nations Command 
UNCTAD        United Nations Conference on Trade and Development 
UNHCR         United Nations High Commissioner for Refugees 
UNIFIL         United Nations Interim Force in Lebanon 
UNMEE        United Nations Mission in Ethiopia and Eritrea 
UNMIK         United Nations Interim Administration Mission in Kosovo 
UNMIL         United Nations Mission in Liberia 
UNMIS         United Nations Mission in the Sudan 
UNMISET       United Nations Mission of Support in East Timor 
UNMIT         United Nations Integrated Mission in Timor-Leste 
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UNO          United Nations Organization 
UNOCAL        Union Oil Company of California 
UNOCHA       United Nations Office for the Coordination of Humanitarian Affairs 
UNOCI         United Nations Operation in Côte d’Ivoire 
UNOTIL        United Nations Office in Timor-Leste 
UNTAC         United Nations Transitional Authority in Cambodia 
UNTAET        United Nations Transitional Administration in East Timor 
UNTSO         United Nations Truce Supervision Organization 
USA           United States of America 
USAID         United States Agency for International Development 
USAKA         United States Army Kwajalein Atoll 
USCENTCOM     United States Central Command    
USDA          Union Solidarity and Development Association 
USFJ          United States Forces Japan 
USFK          United States Forces Korea    
USINDO        United States-Indonesia Society 
USMA         United States Military Academy 
USNO          United States Navy Office 
USNS          United States Naval Ship 
USPACOM       United States Pacific Command 
USS           United States Ship 
UWSA         United Wa State Army 
UXO          Unexploded Ordnance 
VBM           Vertrauensbildende Maßnahmen 
VFA           Visiting Forces Agreement 
VSBM         Vertrauens- und sicherheitsbildende Maßnahmen 
VSTOL         Vertical Short Take-Off and Landing 
WMD          Weapons of Mass Destruction 
WOT          War On Terrorism 
WTO          World Trade Organization 
ZOPFAN        Zone of Peace, Freedom and Neutrality 
ZOPS          Zentrum für Ostasien-Pazifik-Studien 
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